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615.  Bericht  des  Reichstags-Gesandten  Graf  Goertz.  Regensburg  1803    180^ 
Juli  1. 

R.  XI.  Rom.     Ausfertigung. 

Ansicht  des  Kur-Er^kanzlers,   dass  in  Regenshurg  über  preussische  katholische  An- 
gelegenheiten nicht  verhandelt  werden  dürfe. 

.  .  .  Glaubt  »zum  voraus  versichern  zu  können,  dass  wenigstens  der 
Herr  Chur-Erzkanzler  die  Ueberzeugung  hat,  dass  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten E.  K.  M.  katholischen  Unterthanen  in  allen  Dero  Staaten  ohne  Aus- 
nahme, sowohl  in  dem  Königreich,  dem  souverainen  Herzogthum,  und  allen 
alten  und  neuen  teutschen  Provinzen  mit  Innbegriff  der  Entschädigungs- 
Lande,  ganz  frey  der  Allerhöchsten  Einrichtung  tiberlassen  sind  und  dem- 
nach hier  darüber  nicht  tractirt  oder  verhandelt  werden  könne ;  —  dass 
auch  ermeldter  Herr  Erzkanzler  es  sich  zur  Pflicht  zu  machen  scheint  und 
die  aufrichtige  Absicht  heget,  dass  bei  einer  solchen  Unterhandlung  mit  dem 
römischen  Hof  nicht  allein  denen  übrigen  protestantischen,  sondern  auch 
selbst  denen  katholischen  Reichs-Ständen  keine  ihrer  Reichs-Verfassungs- 
mässigen  Rechte  entzogen  oder  geschmälert  werden  mögen;  --  und  dass 
vorzüglich  um  dieses  zu  vermeiden,  derselbe  es  wesentlich  geglaubt  hat, 
die  von  dem  römischen  Hof  mit  dem  Kaiserlichen  zu  Wien  angefangene 
Unterhandlungen  von  da  weg  und  hierher  zu  ziehen.  Bei  denen  durch  die 
vorzüglich  in  dem  Südlichen  Teutschland  geschehenen  grosen  Veränderungen 
der  Dioecesan- Verfassung  scheint  derselbe  die  Ueberzeugung  zu  haben,  dass 
nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  eine  neue  Uebereinkunft 
und  Einrichtung  erforderlich  sey. « 


618.   Gutachten  der  Gesetz-Kommission  (an  den  Grosskanzler  v.  Gold-  Juli  2 
beck).     Berlin  1803  Juli  2. 

R.  89.  32.  D.    Abschrift.    Anlage  zu  dem  Immediat-Berichte  vom  24./29.  März  1804.1) 

Die  TJmicandlung  des  geistlichen  Natiiral-FekUehnts  in  einen  Oeldxehnt  in  den  ehe- 
mals polnischen  Provinzen;   in  die  bestehende  Verfassung  dürfe  nicht  eingegriffen 
werden,   die  eventuelle  Umwandlung  sei  durch   einen   Kommissar  der  Kriegs-   und 
Domänen-Kammer  %u  beaufsichtigen.-) 

»E.  K.  M.  haben  .  .  ,  Abschrift  eines  Berichts  der  Kammer  zu  Kaiisch 
über  die   derselben    schädlich    scheinende  Verwandlung    der    von    adlichen 


1)  No.  695.  2)  Cfr.  No.  618. 

Granier,  Preussen  und  die  kath.  Kirche.    IX. 


2  Urkimcle  No.  616. 

f^y  n    Grundstücken  in  Südpreussen  an  die  katholische  Geistlichkeit  abzureichenden 
Natural-Feldzehnten  in  Geldzehnten  uns  mit  dem  Befehl  zuzufertigen  geruht: 
über  die  Bedenken  des  erwähnten  CoUegii   und   über   die  von  dem- 
selben   dagegen    gemachten  Vorschläge    unser    pflichtmässiges    Gut- 
achten abzustatten. 
Diesem  gemäss  bemerken  wir  zuvörderst,   dass   aus   der   für   das   ehe- 
malige Pohleu   erlasseneu  Bulle    des  Papsts  Urban  VIII.   vom   Jahre    1634, 
Avelche  im  Jahre  1635  von  dem  Reichstage  angenommen  uud  deren  Inhalt 
durch  mehrere    nachherige  Eeichstags-Schlüsse   und    besonders    iu   neueren 
Zeiten   durch   die    Constitutiou[en]  von   den  Jahren  1768  und  1775  in  vim 
legis  bestätigt  worden  ist,  nicht  nur  die  adlichen  Gutsherrschaften,  sondern 
auch  deren  Untertanen  und    andere  Ackerbesitzer  in   adlichen  Dörfern   das 
Recht  erworben  haben,   die  Verwandlung  der   der  Geistlichkeit    schuldigen 
Natural-Feldzehnten   in   Geldzehnten   zu  verlangen.      Daher  wurden,    wenn 
keine   gütliche  Vereinigung  über    das    Geld-Aequivalent    mit    dem   Propste 
stattfindet,    die  bischöflichen    Commissarien   in    der   Constitution   von   1635 
ausdrücklich  angewiesen,  bei  dessen  Bestimmung  auf  die  Lasten  der  armen 
Leute  Rücksicht  zu  nehmen, 

Ostrowski,  Civ.  Recht  nach  der  Bröckerschen  Uebersetzung  pag.  259, 
und  es  geschieht  in  der  Bulle  selbst  um  deswillen  nur  des  Adels,  nicht 
aber  auch  der  Untertanen  Erwähnung,  weil  diese  in  solchen  Angelegen- 
heiten von  den  adlichen  Grund-Eigentümern  vertreten  wurden.  Es  lässt 
sich  also  keineswegs  mit  der  Kammer  zu  Kaiisch  gradehin  annehmen,  dass 
jenes  Gesetz  blos  den  adlichen  Gutsbesitzern  zum  Vorteil  gereicht  uud 
lediglich  in  der  damaligen  Aristokratie  und  in  der  Uebermacht  des  polni- 
schen Adels  seinen  Grund  gehabt  hat.  Auch  erhält  diese  Vermutung  da- 
durch wenig  Unterstützung,  dass  die  Bulle  durch  einen  Gesandten  der  Re- 
publik bei  dem  Papste  ausgewürkt  worden  ist,  da  die  Gesandten  von  dem 
Könige  mit  Beistimmung  seines  Raths,  welcher  zum  Teil  aus  Geistlichen 
bestand,  ihre  Aufträge  erhielten,  und  diese  dem  nächsten  Reichstage,  an 
welchem  die  hohe  Geistlichkeit  ebenfalls  Anteil  nahm,  vorgelegt  werden 
mussteu, 

Lengnich,  jus  publ.  regni  Polon.  Lib.  2.  c.  12.  §  14.  pag.  891. 
Dass  diese  hohe  Geistlichkeit  ausser  ihrer  Verpflichtung,  für-  das  Beste  ihrer 
Untertanen  zu  sorgen,  kein  eigenes  Interesse  bei  den  Zehnten  gehabt  hat, 
ist  ebenfalls  unrichtig.  Auch  die  Bischöfe  hatten  Zehnten  zu  gemessen 
und  es  enthält  die  Urbansche  Bulle  von  1634  eine  besondere  Vorschrift, 
wie  es  alsdenn,  wenn  ein  Bischof  einen  Zehnten  von  einem  adlichen  zu 
fordern  hat,  mit  Bestimmung  des  Geld-Aequivalents  gehalten  werden  soll. 
Cfr.  diese  Bulle  in  der  Tr^bickischen  Samml.  polnischer  Constitu- 
tionen Tom.  I.  pag.  219. 
Besonders  gehörten  die  Zehnten  von  neu  angelegten  ganzen  Colonien  nicht 
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den  Pröpsten,    sondern   es  waren    dieselben   durch   die   Bulle   des    Papstes    jy% 
Leo  X.  vom  Jahre  1515  der  bischöflichen  Tafel  beigelegt  worden. 
Ostrowski  1.  c.  p.  263. 

Ferner  verdient  das  Zehntrecht  der  Geistlichen,  wenn  man  auf  dessen 
Ursprung  und  auf  die  Nachteile,  die  daraus  für  die  Landes-Kultur  ent- 
stehen müssen,  Rücksicht  nimmt,  überhaupt  keine  Begünstigung.  Der  Vor- 
wand, dass  der  zehnte  Teil  aller  Früchte  Gott  gehöre,  muste  dieses  Recht 
begründen,  und  der  Zehntpflichtige  fand  darin  keine  Aufmunterung  zum 
Fleisse,  um  dadurch  seinem  Akker  mehr  Früchte,  als  derselbe  sonst  ge- 
tragen hätte,  abzugewinnen,  vielmehr  muste  der  Gedanke,  dass  er  diesen 
grossem  Gewinn  mit  dem  dabei  unthätigen  Geistlichen  teilen  und  für  den- 
selben arbeiten  sollte,  ihn  davon  zurückhalten.  Unter  diesen  Umständen 
war  es  dem  Adel  in  Pohlen  wohl  nicht  zu  verdenken,  dass  er  auf  Mittel 
dachte,  sich  und  seinen  Untersassen  diese  Last  nach  Möglichkeit  zu  er- 
leichtern, und  dieses  geschah  durch  die  bei  dem  Papste  Urban  VIII.  aus- 
gewirkte Bulle,  welche  den  Zehntpflichtigen  das  Recht  gab,  auch  bei  dem 
Widerspruch  der  Pröpste  auf  die  Verwandlung  des  bisherigen  Natural- 
Zehntens  in  eine  verhältnismässige  jährliche  Geldabgabe  zu  dringen.  Mit 
dieser  landesgesetzlichen  Verfassung  kann  der  Staat,  ohne  sich  eines  Ein- 
grifs  in  fremde  Privat-Rechte  schuldig  zu  machen,  keine  Veränderungen 
vornehmen,  und  dieses  würde  geschehen,  wenn  man  den  Zehntpflichtigen, 
statt  der  Verwandlung  des  bisherigen  Feldzehnten  in  einen  Geldzehnten, 
wozu  die  polnischen  Gesetze  sie  berechtigten,  die  Verwandlung  des  Garben- 
zehnten in  einen  Sackzehnten  durch  ein  neues  Gesetz  aufdringen  wollte, 
und  wir  halten  daher  dafür,  dass  es  vielmehr  bei  der  alten  Verfassung 
gelassen  werden  muss.  Insoweit  Klostergeistliche  den  Zehnten  erheben, 
hat  dieses  kein  Bedenken;  insoweit  aber  von  Pröpsten  oder  Parochis  die 
Rede  ist,  tritt  freilich  die  Schwierigkeit  ein,  dass  mit  der  Zeit  und  bei 
mehrerem  Steigen  der  Lebensbedürfnisse  in  ihrem  Preise  das  anf  Geld  ge- 
setzte Einkommen  der  Prediger  zu  geringe  werden  kann.  Indessen  wird 
der  Staat  gegen  diese  Zeit  dui-ch  Verminderung  der  Kloster-Geistlichen 
wohl  Gelegenheit  finden,  die  Lehrer  der  Kirche  zu  verbessern.  Wenigstens 
kann  diese  Besorgnis  die  Aufhebung  eines  alten,  zum  Vorteil  der  Zehnt- 
pflichtigen gereichenden  Gesetzes  nicht  rechtfertigen,  sondern  nur  einen 
Grund  abgeben,  in  vorkommenden  Fällen  die  Zehntpflichtigen  zur  Verwand- 
lung des  Garbenzehnten  in  einen  Sackzehnten  in  Güte  zu  vermögen. 

Was  hiernächst  das  Verfahren  bei  Regulirung  solcher  Decem-Angelegen- 
heiten  betrift,  so  gehörte  diese  Regulirung  zu  polnischen  Zeiten  nach  der  vorher- 
angeführten Bulle  des  Papstes  Urban  VIII.  lediglich  für  die  obere  Geistliche  Be- 
hörde; es  leidet  indessen  keinen  Zweifel,  dass  nach  der  jetzigen  Verfassung  die 
competente  p.  Kammer,  der  nach  dem  Reglement  vom  15.  December  1795  §  4^) 


1)  Band  VII,  No.  292. 
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jyc)    ciie  Oberaufsicht  über  das  Vermögen  der  Kirchen  und  Geistlichen  gebürt,  vor- 
nemlich  mitwirken  muss, 

Edicteu-Samml.  de  1795.  pag.  2706, 
und  wir  bringen  teils  über  den  Gegenstand  selbst,  teils  über  die  Art  seiner 
Behandlung  folgendes  in  .  .  .  Vorschlag: 

1.  Die  Zehntpflichtigen  haben,  wie  bisher,  das  Recht,  die  Aufhebung 
des  Natural-Feldzehntens  und  dessen  Verwandlung  in  einen  Geldzehnten  zu 
verlangen,  jedoch  werden  sich  die  Behörden  angelegen  sein  lassen,  wenn 
auf  die  Aufhebung  eines  bisherigen  Feldzehntens  angetragen  wird  und 
derselbe  zum  Unterhalt  eines  Parochi  und  Kirchenlehrers  bestimmt  ist,  die 
Verwandlung  dieses  Zehnten  in  einen  Sackzehnten  bei  den  Zehntpflichtigen 
in  Güte  zu  vermitteln. 

2.  Der  Propst  kann  füi'  seine  Person  sich  mit  den  Zehntpflichtigen 
auf  einen  Geld-  oder  Sackzehnten  vergleichen,  es  ist  aber  dieser  Vertrag 
nur  für  ihn  und  nicht  für  seinen  Nachfolger  im  Amte  verbindlich. 

3.  Soll  der  Natur al-Zehnte  auf  immer  aufgehoben  werden ,  so  kann 
solches  nicht  anders,  als  mit  Approbation  der  p.  Kammer,  die  den  com- 
petenten  Decan  darüber  mit  seinem  Gutachten  vernehmen  wird,  geschehen. 
Auch  muss  der  Förmlichkeit  wegen  die  Genehmigung  des  Bischofs,  die  der- 
selbe jedoch  nach  der  ürbanschen  Bulle  nicht  versagen  darf,  noch  hinzutreten. 

4.  Findet  die  Kammer,  ohne  eine  nähere  Untersuchung,  die  Appro- 
bation zu  erteilen  bedenklich,  oder  wird  eine  solche  Untersuchung,  weil 
sich  die  Parteien  nicht  einigen  können ,  nothwendig ,  so  ernennt  die  p. 
Kammer  hiezu  einen  weltlichen  Commissarium,  dem  jedoch  der  competente 
Decan  als  Geistlicher  Concommissarius  zugeordnet  werden  muss. 

5.  Durch  diese  Commissarien  muss  der  wahre  Ertrag  des  zeitherigen 
Feldzehnten  aus  Ueberlassungs-Contracten  p.  oder,  wo  dergleichen  nicht 
vorhanden  sind,  nach  ökonomischen  Grundsätzen  ausgemittelt,  und  hiernach 
das  an  die  Stelle  des  Feldzehnten  tretende  Aequivalent  arbitrirt  werden. 

6.  Findet  der  Zehntpflichtige  das  Resultat  dieser  Untersuchung  für  sich 
nicht  vorteilhaft,  so  steht  ihm  frei,  von  der  Verwandlung  des  Feldzehntens 
in  einen  Geldzehnten  zurückzutreten,  wogegen  der  Geistliche  sich  diese 
Verwandlung,  wenn  nur  der  Zehntpflichtige  damit  zufrieden  ist,  gefallen 
lassen  muss. 

Uebrigens  glauben  wir,  dass  der  nötigen  Legalität  wegen  der  weltliche 
Commissarius  allemal  eine  Justiz-Person  sein  muss,  dem  alsdenn  ein  Oeko- 
nomieverständiger  zu  Hülfe  gegeben  werden  kann. 

Wir  stellen  indessen  alles  E.  K.  M.  höherer  Prüfung  und  weitern  Ent- 
schliessung  lediglich  anheim.« 

Juli  2  Cabinets-Ordre  an  Massow  s.  unter  dem  9.  Juni  1803,  No.  609. 


Juli  7  Cabinets-Ordre  an  Schulenburg  s.  unter  dem  18.  April  1803,  No.  576. 
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617.   Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  1803  Juli  9.   j^^^^ 

E.  XI.  Rom.    Eigenhändige  cliiffrirte  Ausfertigung;  nach  der  Dechiffrirung. 

Die  Uebernahme  der  Besidentengeschäfte  für  Ftdda  und  Hessen-Darmsfadt  ivird  seinen 
preiissischen  Diensteifer  nicht  beeinträchtigen A)  Aufschub  der  Sendung  des  päpstlichen 
Nuntius  nach  Regensburg  ivegen  Schwierigkeiten  mit  Wien  und  tvegen  der  Dioccesan- 

grenxen. 

»Je  viens  de  recevoir  le  .  .  .  rescript  du  4  du  mois  passe,  par  lequel 
V.  M.  daigne  me  faire  savoir  que  le  Prince  d'Orange  et  de  Fulda  et  le 
Prince  de  Hesse-Darmstadt  Lui  ont  demande  la  permission  de  me  charger 
des  affaires  qu'ils  pourront  avoir  ä  traiter  avec  la  Cour  de  Rome,  relatives 
aux  provinces  recemment  passees  sous  leur  domination,  et  qu'Elle  m'a  fait 
la  gräce  d'acquiescer  ä  cette  demande.  La  confiance  de  ces  deux  Princes 
ne  pouvant  m'etre  qu'extremement  flatteuse,  J'ose  porter  aux  pieds  de 
V.  M.  riiommage  de  ma  profonde  reconnoissance  de  la  nouvelle  faveur 
qu'Elle  vient  de  m'accorder,  en  daignant  me  permettre  de  m'aequitter  de 
ces  nouvelles  commissions;  je  ne  manquerai  certainemeut  pas  de  les  remplir 
avec  toute  l'exactitude  dont  je  suis  capable,  mais  je  crois  pouvoir  assurer 
en  meme  tems  V.  M.  que  je  ne  me  relächerai  pour  cela  non  seulement  en 
rien  dans  l'accomplissement  des  devoirs  que  m'impose  Ic  poste  qu'Elle  m'a 
fait  la  gräce  de  me  confier,  mais  que  je  redoublerai  plutöt  de  zele  et  d'ac- 
tivite  pour  veiller  ä  Ses  interets  et  ä  ceux  de  Ses  sujets  catholiques.  Je 
sens  intimement,  combien  il  est  glorieux  d'avoir  l'lionneur  de  servir  V.  M., 
et  ce  sentiment,  Joint  ä  celui  de  la  reconnoissance  la  plus  profonde  et  la 
plus  pure  des  gräces  multipliees,  dont  Elle  a  daignö  me  combler,  suffira 
toujours,  pour  me  faire  subordonner,  dans  le^)  Cas  de  collision  le  plus  leger, 
toute  autre  vue  ä  la  seule  idee  de  meriter  Ses  augustes  suffrages  en  rem- 
plissant  exactement  les  ordres  qu'Elle  daignera  me  donner.  Je  me  flatte 
ä  la  verite  que  ce  cas  de  Collision  ne  poiu-ra  jamais  arriver,  si  cependant 
il  existoit  jamais,  j'ose  supplier  V.  M.  de  croire  que  je  serois  incapable 
d'oublier  un  seul  moment  que  j'ai  l'honneur  d'etre  Sou  sujet  et  que  c'est 
ä  Elle  et  ä  Son  Service  seul  qu'est  du  l'employ  des  foibles  facultes  que  je 
puis  posseder.  Des  que  L.  A.  S.  m'aurout  fait  counoitre  Leurs  intentions, 
je  m'empresserai  d'en  faire  part  au  Card.  Secr.  d'Etat,  et  dans  tous  les  cas 
j'aurai  soin  de  prevenir,  ainsi  que  V.  M.  me  fait  la  gräce  de  me  l'ordonner, 
des  bruits  vagues  qui  pourroient  en  parvenir  ici  par  d'autres  voyes. 

L'envoy  d'un  nonce  ä  Ratisbonne  paroit  differe  dans  ce  moment,  ainsi 
que  j'ai  eu  l'honneur  de  le  mander  ä  V.  M. :  j'ai  tres  fort  Heu  de  croii'e 
que  tout  ce  qu'on  fait  ä  present  pour  l'arrangement  des  affaires  en  AUe- 
magne,  se  ti'aite  ä  Vienne  par  le  moyen  du  nonce  papal.  D'apres  ce  que 
le  Pape  lui-meme  m'a  fait  l'honneur  de  me  dire,  il  y  a  quelques  jours 
occasionnellement,  il  regarde  cet  arrangement  comme  tres  difficile  et  comme 
devaut  entrainer  des  longueurs.    II  semble  meme  embarrasse  du  parti  qu'il 


1]  Cfr.  No.  605  und  623.  2)  Vorlage:  »ce«. 
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^f^\^  doit  prendre,  puisque  d'un  cote  il  est  mecontent  de  la  Cour  de  Vienne,  dont 
il  m'a  dit  lui-meme  qu'elle  reläclioit  entierement  la  discipline  ecclesiastique, 
en  empechaut  les  superieurs  d'imposer  des  punitions  süffisantes  aux  eccle- 
siastiques  inferieurs,  et  que  de  l'aiitre  il  ne  semble  pas  se  fier  entierement 
ä  l'Electeur  Archichancelier.  Aussi,  h  en  juger  par  ce  que  l'Electeur,  comme 
V.  M.  aura  daigne  voir  par  un  de  mes  pr^cedens  rapports^),  a  demandö  lui- 
meme  un  arrangement  particulier  ici  qui  lui  a  ete  refuse,  faut-il  croire 
qu'il  n'est  pas  porte  ä  desirer  que  les  affaires  ecclesiastiques  de  l'Allemagne 
soyent  traitees  par  un  nonce  papal  ä  Eatisboune.  La  grande  difficulte  qu'on 
trouve  ici,  paroit  consister  dans  les  changemens  qu'il  y  aura  de  faire  aux 
limites  des  differents  dioceses.  On  pretend  voir  que  plusieurs  Eveques 
seront  obliges  ä  resigner  aussi  leur  diguite  ecclesiastique,  et  l'on  voudrois 
faire  dependre  cette  resignation  et  meme  tout  cliangemeut  de  diocese  de 
leur  consentement.  On  essaya  dejä  de  faire  la  meme  chose  au  partage 
de  la  cidevant  Pologne;  malgre  qu'alors  la  Convention  faite  entre  differentes 
Puissances  fixät  elle-meme  le  changement  des  dioceses  respectifs.  La  Cour 
de  Rome  seroit  peut-etre  moins  exigeante  en  cela  pour  elle-meme;  mais  le 
Pape  m'a  dit  positivement  que  les  eveques  allemands  ne  cessoient  de  Lui 
ecrire,  en  le  conjurant  de  ne  prendre  aucune  mesure  sans  eux  et  de  ne 
pas  traiter  les  affaires  de  l'Allemagne  d'une  maniere  aussi  violente  que 
Celles  de  France,  vu  que  les  circonstauces  etoient  ici  beaucoup  moins  ur- 
gentes et  moins  critiques  que  lä.  Voilä,  Sire,  l'dtat  dans  lequel  j'ai  lieu 
de  croire  que  cette  affaire  se  trouve  dans  ce  moment.  Je  m'efforcerai  au- 
tant  que  je  puis  d'eloigner  l'idee  de  compreudre  les  interets  des  nouveaux 
Sujets  catholiques  de  V.  M.  dans  un  arrangement  general  ä  prendre  ä 
Ratisbonne;  mais  comme  le  Cardinal-Secröt.  d'etat  ne  parle  plus  depuis 
quelques  jours  que  vaguement  de  l'envoy  d'un  nonce  et  que  je  soup9onne 
aussi  que  cette  idee  a  encore  trouve  d'autres  difficultes,  je  dois  le  faire 
avec  beaucoup  de  delicatesse  et  de  precaution.«  .  .  . 


Juli  13  618.   Grosskanzler  V.  Goldbeck  an  den  Staats-iVlinister  V.  Voss.   Berlin 

1803  Juli  13. 

E.  S9.  32.  D.    Abschrift. 

Die  TJmiDandlung  des  geistlichen  Natural-Feld%ehnts  in  einen  Geldxehnt  in  den  ehe- 
mals polnischen  Provinzen.^)    Der  Geldzehnt  könne  nach  den  steigenden  Qetreide- 
preisen  periodisch  erhöht  iverden. 

Sendet  das  Gutachten  der  Gesetz-Kommission  vom  2.  Juli  1803  ^j  und 
äussert  seine  Meinung  dabin:  »dass  ich  die  darin  angenommenen  allgemei- 
nen Principia  nicht  missbilligen  kann.  Es  ist  zwar  richtig,  dass  die  Geist- 
lichkeit in  Südpreussen  dadurch  offenbar  verliert,  wenn  jezt,  der  päpstlichen 
Bulle  vom   Jahre  1634    gemäs,    für   immerwährende  Zeiten   der  Zehnte   auf 


1)  Cfr.  No.  584.  2)  Cfr.  No.  660  und  695.  3)  No.  616. 
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eine  mässiore  Geld- Aborabe  bestimmt  wii'd.  allein  die  VerrinDreruns:  der  t  v- ^.-> 
Kloster-C4eistliclien  wird  doch  Mittel  verseliaffen,  die  mit  der  cura  animariim 
beschäftigte  Geistlichkeit  in  ihren  Einkünften  zu  verbessern,  nnd  wenn  dieses 
nicht  für  hinreichend  geachtet  werden  sollte,  würde  äussersten  FaUs  zu  ver- 
ordnen sein,  dass  etwa  alle  20  oder  30  Jahre,  mit  Rücksicht  auf  die  ge- 
stiegenen Getreide-Preise,  die  Geld- Abgabe  im  ganzen  Lande  erhöht  werde. 
Wenn  übrigens  Euer  p.  für  gut  finden  sollten,  hierüber  eine  Verord- 
nung zur  Allerhöchsten  Vollziehung  vorzulegen,  so  ersuche  ich  Dieselben 
nur  p.  um  deren  äusserste  Beschleunigung,  weil  die  über  diesen  Gegenstand 
bei  den  südpreussischen  Regierungen  schwebende  Prozesse  sistirt  werden.« 


619.   Immediat- Bericht  der  Staats- Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Voss,  Juli  22 
Frhr.  v.  Schroetter  und  v.  Massow.    Berlin  1803  Juli  22. 

R.  SO.  33.  A.    Ausfertigung. 

Vorschläge    für   die   Professuren   der  katholischen   Theologie   an   den    Universitäten 

Frankfurt  a/0.  und  Königsberg  ijP.    Mittel,  diesen  Hörer  xu  siehern.    Antrag  auf 

Zulassung  auch  nicht  katholischer  Studenten  xu  ihren  Vorlesungen.^) 

»E.  K.  M.  haben  mittelst  .  .  .  Kabinets-Order  vom  21.  Oktober  1800 2) 
die  Anstellung  von  katholischen  Professoren  der  Theologie  auf  den  Uni- 
versitäten Koenigsberg  und  Frankfurth  an  der  Oder  bereits  versuchsweise 
zu  genehmigen,  jedoch  noch  darüber  Bericht  zu  erfordern  geruhet : 

a.  ob  auch  dazu  völlig  zuverlässige,  mit  den  erforderlichen  Eigenschaften 
versehene  Subjekte  ausfindig  zu  macheu,  und 

b.  ob  auch  die  in  diesen  Anstalten  mit  Erfolg  gebildete  Zöglinge  von 
den  katholisch  geistlichen  Behörden  würklich  angenommen  und  nicht 
vielmehr  verdrängt  werden  würden. 

Bei  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  ist 

zu  a.  wegen  Wttrzbui'gscher.  Pfalzbaierscher,  Fränkischer  und  Halber- 
städtscher  Theologen  katholischer  Confession  mit  dem  jetzigen  Kur-Erz- 
kanzler, vormaligen  Coadjutor  v.  Dahlberg,  dem  Staats-Minister  v.  Harden- 
berg, den  Präsidenten  v.  Haenlein  und  v.  Biedersee  und  den  Gelehrten 
Sailer,  IS^ikolai,  Oberthtir,  Berg  und  Zirkel  teils  unmittelbar,  teüs  mittelbar 
Rücksprache  genommen  worden,  und  wir  können  nunmehr  aus  24  Subjekten 
für  Frankfurth  an  der  Oder: 

den  Hof- Kapellan  Sprenke  ans  dem  Wüi-zburgschen  und  den  Prior 
V.  Ess  im  Kloster  Huysbm-g  bei  Halberstadt; 
für  Koenigsberg: 

die  Pfalzbaiersche  Geistliche  Thoni  und  Buchner  als  würdig  gerühmte 
Lehi'er  alleninterthänigst  vorschlagen, 
zu   b.    darf  man    bei    guter   Wahl    des   Erzbischofs    von    Gnesen    von 
diesem    und    den   vorhandenen  Bischöfen    an   sich    schon   die   Beförderung 


1)  Cfr.  No.  620  nnd  738  2,  No.  261. 
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t'^v^^o  einer  so  guten  Sache  wohl  hoffen  und  mit  Rechte  erwarten.  Vorzüglich 
aber  wird  dazu  die  Bestimmung  beitragen:  dass  auf  diejenige,  welche  die 
katholisch  theologische  Lehi'austalten  auf  den  Universitäten  besucht  haben, 
bei  Vergebung  von  Benefizien  vorzüglich  Rücksicht  genommen  werden  soll, 
in  Zukunft  aber,  und  sobald  eine  hinlängliche  Anzahl  von  Kandidaten  des 
geistlichen  Standes,  welche  in  gedachten  Lehranstalten  den  katholisch  theo- 
logischen Cursus  mit  Fleisse  vollendet  haben,  vorhanden  seyn  wird,  in  der 
Regel  nur  diese  in  Süd-  und  Neuostpreussen  beneficia  oder  dignitates  eccle- 
siasticas  regiae  nomiuationis  oder  regii  patronatus  erlangen  oder  bei  ein- 
träglichen beneficiis  privatae  coUationis  die  Königliche  Bestätigung  erhalten 
können. 

E.  K.  M.  bitten  wir  daher  nunmehr  ...  um  die  Erlaubniss,  die  An- 
stellung obgenannter  vier  Lehrer  und  die  Errichtung  der  bewilligten  Frei- 
tische für  Rechnung  der  süd-  und  neuostprenssischen  Schul-Fonds  realisiren, 
auch  aus  diesen  Fonds  den  anzusetzenden  Lehrern  statt  der  Reisekosten, 
bei  Frankfurth  1/4  und  bei  Koenigsberg,  der  grössern  Entfernung  wegen, 
Y2 jähriges  Gehalt  zahlen  zu  dürfen,  so  dass  der  Unterricht  mit  bevor- 
stehenden Michaelis  eröfnet  werden  könne;  Und  da  deshalb  sowohl  eine 
Bekanntmachung  als  ein  bestimmter  Plan  erforderlich  ist,  so  legen  wir 
diesen  zur  vollständigen  Uebersicht,  das  Publikandum  aber  der  allgemeinern 
Bekanntmachung  wegen  in  lateinischer  Sprache  zu  E.  K.  M.  .  .  .  Voll- 
ziehung hiermit  .  .  .  vor. 

Uebrigens  werden  wir  die  von  E.  K.  M.  in  der  .  .  .  Kabinets-Order 
vom  21.  Oktober  1800  befohlene  Einschränkungen  der  katholischen  Lehrer 
streng  beobachten.  Wenn  diese  jedoch  nur  katholische  Studenten  zu  ihren 
Lehrvorträgen  zulassen  sollten,  so  würde  dadurch  das  gegenseitige  Ver- 
trauen und  das  Ansehen  der  neuen  Lehrer  zu  sehr  geschwächt  werden, 
besonders  da  ein  solches  Verbot  ohne  eine  diesfällige  Bekanntmachung 
und  Anweisung  für  die  Universitäten  nicht  wohl  zu  realisiren  seyn  würde. 
Auch  findet  eine  solche  Einschränkung  selbst  für  die  theologische  Audi- 
torien der  katholischen  Universität  Breslau  nicht  statt.  Wir  halten  uns 
daher  verpflichtet,  die  .  .  .  Aufhebung  dieser  Disposizion  ...  zu  submittiren. « 

Eine  Verfügung  auf  diesen  Bericht  liegt  nicht  vor;  er  trägt  von  Beyme's 
Hand  die  Randbemerkung: 

»Sämtliche   anteriora  Berichte  und  Ordres   in  Potsdam  zu  reprodu- 
ciren.« 
Und  dann: 

»ad  acta  1806.« 
Noch  in  seinem  Immediat-Berichte  vom  24.  Juli  1804  (No.  739)  bittet 
Schroetter  um  Entscheidung. 
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620.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  j^% 
1803  Juü  22. 

E.  S9.  33.  A.    Ansfertigxing. 

tUnferfIläm'gsfer  Nachtrag  xum  Bericht  an  des  Königs  ilaj.  über  die  Einrichtung 
der  hatholischen  Lehrstühle  auf  der  Unirersität  xu  Königsberg.* 

> Auch  ij  bemerke  ich,  .  .  .  Schroetter,  dass  der  nenostprenssische  Schiü- 
fond  zu  eingeschi-änkt  ist.  um  die  für  die  Besoldung  der  beiden  katholi- 
schen Professoren  und  für  die  Freitische  auf  der  Universität  Königsberg 
mittelst  höchster  Kabiueta-Order  vom  21.  Oktober  1800  bestimmte  Summe 
von  1800  Rthlrn.  aus  demselben  bestreiten  zu  können,  indem  die  einzelnen 
Titel  dieses  fonds  schon  ihi-e  angepriesene  Bestimmung  haben,  und  das 
Extraordinarium  desselben,  das  ohnehin  zu  manchen  unvorhergesehenen 
Ausgaben  gebraucht  wird,  zusammen  nicht  mehr-  als  1120  Rthlr.  beträgt. 
E.  K.  M.  bitte  ich  daher  .  .  .,  die  zur  Besoldung  der  beiden  katholischen 
Professoren  und  zu  den  Freitischen  erforderliche  Summe,  welche  nach  Abzug 
der  bereits  etatsmässigen  Freitischgelder  von  360  Pithlrn.  noch  1440  Rthlr. 
beträgt,  in  der  Art  anzuweisen,  dass  davon  300  Rthlr.  auf  das  Exti-aordi- 
narium  des  neuostpreussischen  Schulfonds,  sodann  1000  Rthlr.  auf  den  Fond 
zur  Unterhaltung  der  Kirchen,  Schulen  p.,  und  zwar  bei  Bialystock  mit 
600  Rthhn.  und  bei  Plock  mit  400  Rthlrn.,  anzuweisen,  der  Ueberrest  von 
140  Rthlim..  Summa  1440  Rthli'.,  auf  die  durch  die  Kollekten  eingehenden 
Gelder  zu  nehmen  seyn  wurde.  Zugleich  bitte  ich  E.  K.  M.  ...  zu  ge- 
nehmigten, dass  die  Reisekosten  für  beide  katholische  Professoren  mit 
600  Rthlrn.  aus  den  Beständen  des  neuostpreussischen  Schulfonds  genommen 
werden  dtirfen.« 

Wesen  der  fehlenden  Verfä°:imo:  siehe  Xo.  619. 


621.   Cabinets- Ordre  an  den  Staats-Minister  v.  Massow.    Charlotten-  .Juii  2.3 
bürg  1803  Juli  23. 

E.  64.  Längen.  Eccles.    Ausfertigung. 

Proselytenmaehen  in  Lingen  darf  nicht  geduldet  icerden.-] 
.  .  .  Auf  Em-en  Bericht  vom  28.  v.  M.  über  die  ...  Eingabe  des 
Johann  Bernard  Landwers  zu  Lengrich  habe  Ich  bey  den  von  Euch  dafür 
angezeigten  Gründen  beschlossen,  dass  der  zur  katholischen  Religion  über- 
gegangene ältere  Bruder  des  Supplicanten  zwar  bey  dem  Besitz  der  väter- 
lichen Nahrung'^'  erhalten,  ihm  jedoch  alles  fernere  Proselytenmaehen  bey 
Verlust  derselben  untersagt  und  die  Erziehung  seiner  beyden  minorennen 
Geschwister  deren  Vormünder  übergeben  werden  soll.     Zugleich   approbii'e 


1    Cfr.  Xo.  619.  2    Xo.  66. 

3   Ein  Königliches  Kolonat  zu  Lengerich,  das  vor  dem  Allgemeinen  Land- 
rechte nur  auf  protestantische  Anerben  hätte  übergehen  dürfen. 
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Ji  r  23  ^^^^  ®^  ^"*^^  ^^^^^^  allein,  dass  der  dortige  Kapellan  Wiefermann  ins  Miinster- 
sclie  versezt  und  seine  Stelle  einem  Manne  couferirt  wird,  der  Beweise 
seiner  toleranten  Gesinnungen  abgelegt  hat,  sondern  will  auch,  da  der- 
gleichen im  Finsteru  schleichende  Unternehmungen  katholischer  Priester 
nicht  gleichgültich  behandelt  werden  dürfen,  dass  der  Antheil  des  Wiefer- 
mann an  dem  Uebertritt  des  p.  Landwers  zur  katholischen  Religion  sowie 
au  dem  Fortbringen  der  minorennen  Geschwister  und  der  Religions-Ver- 
änderung der  älteren  Schwester  aufs  strengste  untersucht  werden  soll. «... 

Die  von  der  Teckleuburg- Lingenschen  Regierung  geführte 
Untersuchung  wies  dem  Wiefermann,  der  in  Rom  im  Collegium  de  Propa- 
ganda fide  studh-t  hatte,  eine  Verführung  der  vier  Geschwister  nicht  nach; 
der  Uebertritt  hatte  in  Haselünue  bei  Meppen,  also  »im  Auslande«  statt- 
gefunden. Doch  hatte  Wiefermann  die  beiden  minderjährigen  Kinder  zu 
seinem  Katechismus-Unterrichte  zugelassen,  und  es  blieb  bei  seiner  Ver- 
setzung ins  Münstersche. 

Rescript  Massow's  an  die  Tecklenburg-Lingensche  Regierung  vom 
8.  Oktober  1804. 

Coucept  a.  a.  0. 

Juli  26  622.  Rescript  des  Auswärtigen  Departements  an  den  Reichstags- 
gesandten Graf  Goertz  zu  Regensburg.    Berlin  1803  Juli  26. 

K.  07.  B.  I.  C.  l'>.    Concept,  gez.  Haugwitz. 

Die  mit  den  Mitschädigtmgslanden  an  Preussen  gekommenen  katholischen  StinDnen 

im  Beichs-FürstenratJie  könnten  von  Preussen  fortgeführt  werden,  ohne  dass  daxii 

ein  Gesandter  katholischer  Konfession  ernannt  icerdeA) 

Wegen  der  Viril-Stimmen  im  Reichs-Fürstenrathe  .  .  .  »wollen  Wir 
Euch  für  jetzt  bloss  vorläufig  Unsre  Ansicht  der  Sache  eröfnen,  damit  Ihr 
Euch  da,  wo  es  Euch  rathsam  scheinen  Avird,  dem  gemäss  im  Vertrauen 
äussern  könnet :  Dass  Wir  in  Unsrer  Administration  überhaupt  die  Grund- 
säze  der  ausgedehntesten  Toleranz,  in  so  weit  sie  mit  dem  Wohl  des  Staats 
vereinbarlich  ist,  befolgen  und  stets  befolgt  haben,  ist  allgemein  bekannt. 
Wir  würden  daher  auch  kein  Bedenken  finden,  nach  dem  jüngsten  Vor- 
schlage des  Commissionsdecrets,  2)  der  Uns  von  allen  den  wenigsten  Schwie- 
rigkeiten unterworfen  zu  seyn  scheint,  die  an  Uns  gekommene  catholische 
Stimme  im  Reichsfürsten-Rath  als  solche  fortführen  zu  lassen,  wodiu'ch, 
wenn  dieser  Grundsaz  auch  von  mehreren,  so  weit  es  nöthig  seyn  wird, 
angenommen  würde,  der  Einführung  vieler  neuer  catholischer  Stimmen  auf 
einmal  vorgebeugt  wäre.  Der  Einwand,  dass  alsdann  auch  ein  catholischer 
Gesandter  zur   Führung  solcher   Stimmen   ernanndt  werden   müste,   scheint 


1)  Cfr.  No.  629. 

2)  »Kaiserliches  Hof- Dekret«  an  die  Reichsversammlung,  d.  d.  Wien  1803 
Juni  30,  diktirt  zu  Kegensburg  am  8.  Juli  1803. 
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Uns  nicht  gegründet  zu  seyn.  Wir  nehmen  bey  Besezung  Unsrer  auswiirti-  jyjj  26 
gen  Gesandschaften  lediglich  auf  ausgezeichnete  Fähigkeit,  dem  Staate  in 
der  diplomatischen  Carriere  zu  dienen,  Rücksicht,  ohne  Uns  an  eine  beson- 
dere Confessiou  der  christlichen  Religion  zu  binden,  und  von  dieser  Regel 
können  und  werden  Wir  auch  bey  dieser  Gelegenheit  nicht  abweiclien.  Auch 
dürfte  es  wohl  nicht  an  Beyspielen  fehlen,  dass  catholische  Reichsstimmen 
durch  protestantische  Gesandte,  wenigstens  ad  interim,  geführt  worden,  wie 
Uns  denn  erinnerlich  ist,  dass  Ihr  selbst  in  dieser  Art  die  Churpfalzbayer- 
sche  Stimme  vertreten  habt.«  .  .  . 


Nachweisung  der  Klöster  in  Kleve-Mark  s.  unter  dem  12.  Novem-  Juli  29 
ber  1803,  No.  655. 

623.   Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  1803  Juli  30.  Juli  30 

E.  XI.  Korn.    Eigenhändige  chift'rirte  Ausfertigung;  nach  der  Dechiffrirung. 

Unterredung   mit  Consalvi  über  die  Aussichten  der  Unterhandlung  in  Regensburg 

durch  den   Nuntius.^)    Zuversicht   Consalvi^s,  die  aber  gegen  den  festen  Willen  des 

Königs  nichts  ausrichten  rciirdc. 

»Des  le  momeut  que  V.  M.  a  daigne  me  faire  savoir  par  Ses  trois 
tres  gracieux  rescripts  du  31.  Mai  et  4.  et  15.  Juin^),  combien  Elle  est 
eloignee  de  vouloir  traiter  sur  les  affaires  ecclesiastiques  de  Ses  nouvelles 
provinces  allemandes  avec  un  nonce  papal  ä  Ratisbonne,  je  n'ai  neglige 
aucune  occasion  convenable  pour  iuformer  le  Cardinal  Secretaire  d'Etat  de 
Ses  inteutions  ä  cet  egard.  Je  viens  d'avoir,  il  y  a  peu  de  joiu'S,  de  nou- 
veau  un  entretien  avec  lui  et  comme  j'ai  reussi  ä  le  faire  entrer  dans  plus 
de  details  que  les  autres  fois  sur  cette  affaire,  cela  me  fournira  l'occasion 
d'addresser  ce  tr.  h.  rapport  ä  V.  M.  J'ai  vu  clairement  ä  present  que, 
comme  j'eus  l'honneur  de  le  mander  ä  V.  M.  dans  un  de  mes  rapports 
precedens,  l'idee  de  l'envoy  d'un  nonce  k  Ratisbonne  a  rencontre  des  ob- 
stacles;  mais  je  me  suis  convaincu  en  meme  tems  que  la  Cour  de  Rome 
ne  l'abandonnera  point  que  dans  le  dernier  cas  de  necessite,  et  qu'elle  ne 
se  resoudra  meme  qu'avec  beaucoup  de  peine  ä  l'exception  de  cette  nögo- 
ciation  generale  et  commune  ä  tous  les  princes  de  l'AUemagne  des'^)  affaires 
d'un  seul  en  particulier.  D'apres  les  ordres  que  V.  M.  m'a  fait  la  gräce 
de  me  donner,  je  me  suis  abstenu  de  faire  aucune  Observation  sur  l'envoy 
d'un  nonce  en  general,  mais  j'ai  expose  au  cardinal  le  desir  et  l'intention 
de  V.  M.  de  ne  point  entrer  ä  l'egard  de  Ses  Etats  dans  cette  n^gotiation, 
j'ai  appuye  cette  resolution  prise  de  la  part  de  V.  M.  de  toutes  les  raisons 
qu'Elle  avoit  daigne  me  suggerer  et  de  quelques  autres  qui  se  presentent 
uaturellement,  et  plus  j'ai  rencontre  d'opposition  dans  le  cardinal,  plus  j'ai 
declare  l'intention  de  V.  M.  comme  ferme  et  invariable.  Le  Cardinal  me 
repondit  alors  que  plusieurs  princes  etoient  absolument  du  meme  sentiment 
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J^r^lo  ^"®  ^"  ■'^^'  ^*  ^"®  ^'  ^'**  ^^^''  l'^'6^*6"i"  ^^^  Baviere  [n'J  i)  avoit  fait  h  ce 
sujet  que  d^clarer  [cela]  formellement  au  nonce  ä  Vienne,  il  me  nomma 
meme  parmi  les  ministres  qui  avoient  forme  des  oppositions  contre  ce  projet 
de  la  Cour  de  Rome,  le  ministre  de  V.  M.  ä  la  cour  de  Vienne;  mais 
comme  il  se  brouille  souvent  quand  il  parle  des  affaires  d'Allemagne,  et 
qu'il  confond  les  differents  princes  ensemble,  je  ne  sais  s'il  ue  se  trompe 
point  dans  cette  assertion.  II  ajouta  que  malgrö  cela  le  Pape  ne  pourroit 
gueres  se  rösoudre  ou  ä  se  d^sister  de  son  plan  ou  ä  en  faire  des  ex- 
ceptions  particulieres,  ce  qui,  puisque  tous  demanderoient  la  meme  exception, 
dans  le  fond  reviendroit  au  meme:  il  avoua  que  certainement  il  etoit  ex- 
trememeut  flatteur  pour  le  supreme  poutife  que  tant  de  priuces  puissants 
vouloieut  bien  former  des  instances  aupres  de  lui;  mais  que  d'un  cöte  son 
devoir,  de  l'autre  son  interet  et  celui  de  l'eglise  lui  prescrivoient  imperieuse- 
ment  la  marche  qu'il  avoit  ä  tenir.  Comme  j'en  lui  demandai^)  des  ex- 
plications  ult^rieures  lä  dessus,  il  me  dit  que,  des  le  commencement  des 
Operations  de  la  Deputation  de  l'Empii-e,  le  Pape  avoit  solemnellement  promis 
ä  l'Empereur  de  ne  vouloir  regier  les  affaires  ecclesiastiques  d'Allemagne 
que  Selon  les  voix  de  l'Empire,  et  qu'il  avoit  fait  la  meme  promesse  au 
premier  Consul  que  l'Electeur  Archicliancelier  avoit  engagd  ä  iuterceder  en 
faveiu*  du  clerge  d'Allemaguc  aupres  du  pape.  J'ose  cependant,  si  V.  M. 
me  permet  cette  Observation,  croire  que  le  Cardinal  Consalvi  präsente  ce 
dernier  fait  un  peu  autrement  qu'il  n'est,  car  il  est  iufinimeut  plus  vrai- 
semblable  que  la  Cour  de  Rome  eile  meme  ait  täche  de  gagner  la  France 
pour  ses  interets,  et  je  doute  tres  fort  de  ce  que  l'Electeur  Arcbi-Chaucelier 
dut  vraiment  desirer  de  nögocier  avec  un  nonce  papal  ä  Ratisbonne.  Outre 
cet  engagement  dejä  pris,  continua  le  Cardinal,  le  S*  Siege  ue  sauroit  ne- 
gliger  son  propre  interet  jusqu'ä  ne  pas  pröferer  de  coutracter  plutot  un 
engagement  avec  l'Empire  qu'avec  les  Princes  en  particulier,  puisque  pour- 
tant  dans  le  premier  cas  il  lui  restoit  le  recours  aux  tribunaux  et  ä  la 
Diette  de  l'Empire,  s'il  s'eleveroit  jamais  quelque  differeud  eutre  lui  et  un 
prince  seculier.  II  me  cita  ä  cet  egard  l'exemple  de  l'eveque  de  Wurtz- 
bourg  qui  dans  ce  moment  cherchoit  cet  appuy  contre  l'Electeur  de  Baviere. 
Je  lui  observai  lä-dessus,  en  me  bornant  toujours  ä  ne  parier  que  des  etats 
de  V.  M.  seuls,  que,  quant  aux  relations  avec  Elle,  la  bonne  liarmonie  entre 
V.  M.  et  le  pape  etoit  trop  bien  etablie  pom*  qu'un  cas  semblable  puisse 
jamais  arriver,  et  je  lui  fis  sentir  que  le  pape  devoit  trouver  uue  garantie 
bleu  plus  süre  dans  la  justice  et  la  genörositö  de  V.  M.  que  dans  les  liens 
foibles  et  impuissans  de  l'Empire.  II  protesta  alors  qu'il  (5toit  trop  peuetre 
des  sentimens  bienveillants  de  V.  M.  envers  la  Cour  de  Rome  et  trop  plein 
de  respect  pour  Elle,  pour  avoir  voulu  faire  ces  röflexions  ä  l'ögard  d'Elle 
et  de  Ses  «5tats;  mais  il  insista  qu'il  falloit  avoir  ici  devaut  les  yeux  l'en- 
semble  de   la   chose   et  nou  les  explications  particulieres,  et  il  ajouta  qu'il 
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ne  croyoit  point  que  les  princes  de  l'Empire  pouvoient  se  dispensev  de  ^^??or, 
negocier  en  commun  suv  ces  affaires,  d^pendant  tous  de  la  Constitution 
generale  de  l'Empire.  II  cita  en  particulier  l'Art.  60  du  Conclusum  de  la 
Diette  qui  suspend  les  changemens  ä  faire  aux  limites  des  diocescs  jusqu'ä 
une  nouvelle  Organisation  diocesaine;  car  quoiqu'il  n'y  soit  pas  question 
du  St.  Siege,  la  clause  conformöment  aux  loix  de  l'empire  disoit  ass6s  que 
le  pape  devoit  y  intervenir.  On  en  auroit  meme  fait  une  mention  expresse, 
si  l'Electeur  Archicliancelier  n'avoit  pas  dit  qu'apres  cette  clause  cela 
n'etoit  plus  n^cessaire.  D'apres  ce  que  V.  M.  m'a  fait  la  gräce  de  me 
mander  dans  Son  .  .  .  rescript  du  15  Juin,  je  crus  devoir  faire  observer 
au  Cardinal  que  la  relation  de  Celles  des  Provinces  de  V.  M.  qui  sont  en 
rapport  avec  le  corps  germanique,  ne  vont  point  jusqu'a  lui  faire  adopter 
les  mesures  proposees;  mais  que  dans  tout  ce  qui  n'appartient  pas  exacte- 
ment  ä  la  Constitution  de  l'Empire  elle-meme,  V.  M.  est  souverain  aussi 
iudependant  dans  ceux  de  Ses  etats  qui  fönt  partie  de  l'Empire  que  dans 
tous  les  autres.  Quant  ä  l'Article  cite,  je  lui  fis  voir  qu'il  ne  regarde  que 
la  circonscription  des  limites  des  dioceses  et  du  sort  futur  des  cbapitres, 
et  j'observai  g^neralement  que  l'expression  conformement  aux  loix  de  l'Em- 
pire pouvoit  etre  differemment  expliquee.  II  m'avoua  sur  cela  son  igno- 
rance  entiere  dans  tout  ce  qui  regarde  les  affaires  de  l'Allemagne  et  m'as- 
sura  que  c'etoit  lä  encore  un  des  malheurs  de  la  Com'  de  Rome  dans  le 
moment  present  de  manquer  d'un  homme  qui  eut  les  connoissances  neces- 
saires  sur  la  Constitution  de  l'Empire  i) ;  mais  que,  si  on  pouvoit  prouver  au 
pape  qu'un  Prince  de  l'Empire  pouvoit  traiter  sur  les  affaires  ecclesiastiques 
de  ses  nouvelles  provinces  seul  avec  le  S*  Siege  et  saus  Intervention  de 
la  Diette,  le  pape  seroit  pret  ä  ceder  ä  chaque  instance  qu'on  lui  feroit, 
mais  surtout  ä  remplir  les  intentions  de  V.  M.,  pour  Laquelle  il  sentoit 
certainement  le  plus  haut  estime  et  l'amitie  la  plus  respectueuse ;  car  alors 
il  n'agiroit  point  contre  son  engagement  pris  ä  Vienne  et  ä  Paris,  pouvant 
faire  voir  ä  ces  deux  Cabinets  qu'il  ne  faisoit  que  ce  qui  etoit  conforme 
aux  loix  de  l'Empire,  et  il  n'y  auroit  plus  de  raison  ä  refuser  de  vouloir 
traiter  en  particulier  et  ä  Rome.  II  m'assura  que  c'6toit-lä  son  sentiment 
intime,  expose  avec  la  derniere  franchise,  en  ajoutant  que  dans  la  Situation 
amere,  c'etoient-lä  ses  propres  expressions,  oü  se  voyoit  reduit  le  St.  Siege, 
il  ne  restoit  plus  rien  au  pape  que  de  montrer  partout  une  loyaut^  et  une 
franchise  qui  le  mirent  ä  l'abri  d'eti'e  jamais  tax^  de  faussete.  Pendant 
tout  cet  entretien,  le  Card,  m'avoit  toujours  repete  que  jusqu'a  ce  moment 
tonte  cette  affaire  n'etoit  pas  müre  encore  et  qu'il  n'y  avoit  encore  rien 
d'entierement  arrete  que  Tidee  seule  d'envoyer  un  nonce  ä  Ratisbonne  et 
les  engagemens  pris  avec  les  Cabinets  de  Vienne  et  de  Paris,  mais  que, 
tout  le  reste  dtant^)  encore  vague,  cela  pouvoit  changer  d'un  moment  ä  l'autre. 
Aussi  t.achoit-il  toujours  de  parier  plutöt  en  gdneral  de  l'impossibilite  d'ex- 
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/r^Qn  <^6pt6i"  ^^s  int^rets  d'aucim  prince  de  la  negociation  generale,  que  de  s'op- 
poser  directement  aux  iutentions  de  V.  M.  eu  particulier.  Comme  V.  M. 
egalemeiit  ne  m'avoit  poiut  encore  donne  l'ordi-e  d'agir  officiellement,  je 
cru8  aussi  de  moii  cöi6  devoir  me  borner  ä  la  declaration,  niais  de  la  ma- 
niere  la  plus  prononcc^e^)  . . .  [de]  la  volonte  de  V.  M.,  saus  neantmoins  presser 
le  Card,  de  me  donuer  une  repouse  catliegorique  qu'il  lui  auroit  ete  facile 
d'öluder  par  le  vague  qui  existe  eucore  dans  toute  cette  aftaire,  et  en  u'eu- 
trant  Jamals  de  mou  cöt6  daus  aucuu  raisounement  applicable  ä  d'autres 
princes,  mais  en  parlaut  toujours  strictemeut  des  iuterets  de  V.  M.  et  de 
ses  provinces  seules.  J'avois  m6me  commence  par  lui  dire  que  j'avois  cru 
devoir  me  mettre  en  etat  de  lui  expliquer  les  iutentions  de  V.  M.,  taut  pour 
repondre  a  la  confiance  qu'il  m'y  avoit  temoigue  eu  me  faisaut  part  du 
projet  de  l'euvoy  d'un  nouce,  que  puisque,  quand  deux  Cours  agissoieut 
fraucliemeut  l'une  envers  l'autre,  U  me  paroissoit  avantageux  de  connoitre 
les  sentimeus  reciproques,  avaut  que  de  prendre  des  determinatious,  pour 
ainsi  dire  irrevocables ;  comme  de  cette  fa9on  nous  causions  plutot  que  nous 
ne  discutions,  j'ai  pu  penetrer  plus  en  avant  dans  les  vues  ulterieures  de 
la  Cour  de  Rome  et  je  me  suis  convaincu  ä  präsent  que  je  ne  m^etois 
gueres  trompe,  en  lui  en  supposant  de  plus  vastes  qu'elle  neu  annongoit 
d'abord.  Le  Card,  lui-meme  m'a  dit  ouvertement  que,  malgre  que  rien  ne 
fut  eucore  positivement  resolu  sur  tout  le  detail  de  cette  affaire,  il  croyoit 
cependant  lui-meme  qu'on  n'en  resteroit  pas  seulement  ä  döterminer  les 
limites  des  diiferentes  dioceses ;  mais  que  la  nögociation  s'etendroit  sur  bien 
d'autres  points  encore,  tels  que  la  Jurisdiction  ecclesiastique,  l'organisatiou 
geuerale  des  couvents  etc.  II  ajouta  que  les  nouveaux  sujets  catholiques 
des  princes  protestans  devroient  jouir  d'une  garautie  semblable  ä  celle  que 
l'annee  normale  avoit  fourni  du  tems  du  Traite  de  Westpbalie;  il  nomma 
le  retablissement  des  uouciatures  en  Allemagne  comme  une  des  clioses 
principales  a  regier.  J'ai  encore  appris  ä  cette  occasion  que,  comme  c'est 
ä  Vienne  que  se  negocie  actuellemeut  toute  cette  affaire,  c'est  le  cbanoine 
Kolborn  qui  de  la  part  de  l'Electeur  Archi-Chancelier  a  ete  cbarge  de 
faire  les  premieres  ouvertures  sur  ces  matieres  au  nouce  papal  pres  de  la 
Cour  de  Vienue. 

Apres  avoir  ainsi  exposö  ä  V.  M.  ce  dont  le  Card.  Consalvi  vient  de 
me  faire  part,  je  crois  en  pouvoir  tirer  les  rösultats  suivans:  la  Cour 
de  Rome,  seutaut  qu'elle  n'a  aucune  pretension  ä  former  envers  les 
princes  protestans  que  le  cliangement  de  la  ndgociation  avec  eux  en  une 
uögociation  avec  l'Empereur  germanique,  sur  lequel  eile  croit  poss(5der  une 
autoritd  fondöe  sur  de  longues  relations  et  des  traites  expres,  Elle  ne  vise 
par  lä  ä  rien  de  moins  qu'ä  l'acquerir,  s'il  est  possiblc,  tous  ses  prdtendus 
droits  et  sortir  ainsi  de  cette  crise  avec  plus  d'avantage  qu'elle  n'en  avait 
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auparavant  eu,  fixoit  des  points  qui,  comrnc  p.  Ex.  le  droit  d'etablir  dea  /?Pqß 
iionciatures,  avoient  6t6  contest^s  meme  dans  l'Allemague  Catliolique.  Voyaiit 
In  dedans  le  seul  moyen  de  relever  son  pouvoir  chancelant,  eile  mettia 
tout  en  Oeuvre  pour  atteindre  ce  but,  et  sc  prevaudra  surtout  des  dispo- 
sitions  favorables  de  l'Empereur  et  de  la  France.  Mais  incertaine  encore, 
eu  combien  eile  pouvoit  compter  principalement  de  part  de  l'Empereur  sur 
cet  appui  et  de  quel  poids  il  seroit  vis  ä  vis  de  V.  M.,  eile  adopte  un 
langage  ambigu  et  se  caclie  derriere  les  formes  de  la  coustitutiou  de  lEm- 
pire,  eile  coutinuera  saus  doute  de  se  montrer  dans  cet  etat  d'incertitude, 
jusqu'ä  ce  qu'elle  verra  son  projet  ou  echouc  ou  reussi,  ä.  moins  que  V.M. 
ne  S'engage  ä  eu  sortir  en  fesant  une  proposition  formelle  sur  quelques 
affaires  concernant  Ses  nouvelles  proviuces:  car  il  n'y  a  pas  de  doute  que 
dans  ce  cas  eile  ue  pourra  opposer  que  tout  au  plus  quelques  longueurs 
a  la  volonte  ferme  et  decid^e  de  V.  M.  Je  regarderois  cependant  comme 
une  pareille  proposition  seulement  celle  qui  coucerneroit  par  Ex.  la  circon- 
scription  des  differentes  dioceses  existantes  (sie !)  dans  les  nouvelles  provinces 
de  V.  M.  [ou]  une  autre  affaire  semblable.  Celles  qui  sont  de  moindre  intöret 
seroient,  je  pense,  meme  des  ä  present  exp^diees  ici  sans  delai  et  sans  Op- 
position, et  lorsque  V.  M.  daignera  me  cliarger  d'une  teile  proposition,  j'ose 
la  supplier  de  diriger  les  Instructions  qu'EUe  me  fera  la  gräce  de  me  douner 
surtout  sur  les  relations  de  Ses  nouvelles  provinces  avec  le  Corps  Germanique, 
puisque  c'est  de  lä  que  partiront  les  objections  que  j'aurai  a  combattre; 
jusque  lä  je  ne  negligerai  aucune  occasion,  pour  repeter  au  Card.  Secretaire 
d'Etat  que  la  resolution  de  V.  M.  de  traiter  selon  [le  principe  ?]  ^)  une  fois 
adopte  est  ferme  et  irr^vocable,  et  pour  l'eloigner,  s'il  est  possible,  de  1'- 
idee  de  compreudre  les  Etats  de  V.  M.  dans  la  negociation  de  Ratis- 
bonue.«   .  .  . 


624.   Immediat-Bericht  der  Haupt-Organisations-Kommission  der  Ent-  juii  31 
Schädigungs-Lande.     Berlin  1803  Juli  31. 

E.  h9.  32.  K.    Ausfertigung,  gezeichnet  Schultze;  Sack;  Focke;  Wilckens;  Goldmaiin;  v.  Voss. 
Concept,  geschrieben  von  Focke,  E.  70.  Haupt-Kommission  ü.  VI.  1.=) 

Der  Fürstbischof  von  Hildesheim  und  Paderborn  hat  die  Vebernahmc  der  vakanten 
Dioecesen  in  den  Indemnitäts-Landen  abgelehnt,  nur  xu  der  von  Magdeburg  und 


1)  Lücke  in  der  Dechiffrirung. 

2,  Schulenburg-  selbst  war  erkrankt,  hatte  aber  den  Bericht  »durchgängig« 
gebilligt,  und  auch  die  dem  Berichte  vorausgehende  Korrespondenz  mit  Haugwitz 
noch  selbst  geführt.  Durch  Cabinets-Ordre  vom  23.  Juli  1803  war  der  bisherige 
»Ober-Präsident  der  Sächsischen  Provinzial-Kammern«  v.  Angern  zum  Staats- 
Minister  und  »Departements-Chef  für  die  Indemnitäts-Provinzen«  ernannt  worden, 
um  die  Organisation  »unter  dem  Beirathe«  Schulenburg's  zu  vollenden;  zugleich 
wurde  Angern  Chef  des  Departements  der  Niedersächsischen  und  Westfälischen 
Provinzen;  er  übernahm  die  Geschäfte  am  23.  August  1803.  Die  Haupt-Kommis- 
sion wurde  mit  dem  1.  Juni  1805  aufgelöst;  ihre  Geschäfte  übernahm  das  Nieder- 
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1803     nalbcrsfcKU  sich  bereit  erklärt.    Die  Sache  solle  also  vo7-crst  auf  sich  beruhen,  und 
Juli  31   ^^^.  piirstbischof  xum  Vicarius  apostolicus  von  Magdeburg  und  Halberstadt  ernannt 

werden.^) 

.  .  .  Der  Fürstbischof  hat  »ganz  unerwartet  unter  Vorschützung  der 
Beschwerlichkeiten  des  Amts  in  seinem  hohen  Alter  von  67  Jahren  den 
Antrag  abgelehnt,  und  sich  blos  dahin  erklärt: 

dass  er  in  dem  Halberstädtchen  und  Magdeburgschen  [Sprengel],  zu 
Gottes  Ehre,  zum  Dienst  E.  K.  M.  und  des  Staats,  das  Bischöfliche 
Amt  erfüllen  wolle  2). 

Hierdurch  ist  die  Nothwendigkeit  aufs  neue  veranlasst,  E.  K.  M.  dar- 
über die  näheren  Vorschläge  .  .  .  vorzutragen. 

So  wünschenswerth  es  nun  auch  ist,  dass  die  bisherige  Vacanz  in  den 
Diöcesen  durch  Anstellung  eines  Bischofs  besezt  werde,  so  unangenehm  ist  es 
doch  auch,  wenn  jezt  ein  zweiter  Bischof  in  den  Entschädigungs-Provinzen  be- 
stellt werden  müsste,  da,  nach  unserer  Ueberzeugung  und  der  eingezogenen 
Meinung  mehrerer  unterrichteter  Katholischen  Geistlichen,  Ein  Bischof  für  sämt- 
liche Sächsische  und  Westphälische  Provinzen  hinlänglich  ist,  der  Schwierig- 
keiten in  Absicht  der  Auswahl  und  der  zur  anständigen  Salarirung  eines 
Bischofs  erforderlichen  beträchtlichen  Kosten  nicht  zu  gedenken;  wir  sind 
daher  auf  den  Gedanken  gerathen,  da  bei  dem  hohen  Alter  des  Fürst- 
Bischofs  von  Hildesheim  und  Paderborn  in  wenig  Jahren  eine  Veränderung 
sich  ereignen  kann,  ob  nicht  ein  Mittelweg  auszufinden,  wodurch  der  An- 
sctzung  eines  zweiten  Bischofs  ausgewichen  werden  könne,  ohne  Nachtheil 
für  den  Staat  und  Klagen  der  Katholischen  Unterthanen  zu  erregen. 

Dazu  scheint  uns  unter  zwei  Alternativen  nur  die  Wahl  offen  zu 
stehen : 

entweder,  dass  von  den  in  den  Entschädigungs-Provinzen  existirenden 
Bischöfen  in  Partibus  einem  die  Facultät  durch  Negotiation  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhl  beschaffet  werde,  um  die  Functiones  episcopi  in  den  vacanten 
Diöcesen  verrichten  zu  können;  oder: 
dass  die  Sache  vorerst  ganz  auf  sich  beruhe. 

Der  ersten  Alternative  stehet  in  so  fern  kein  Hinderniss  im  Wege,  als 
es  durch  eine  Negotiation  mit  dem  Papst  leicht  bewürkt  werden  kann,  dass 
er  einen  von  den  in    den  Entschädigungs-Provinzen   existirenden  Bischöfen 

sächsische  und  Westfälische  Departement  unter  Angern;  cfr.  No.  468.  R.  70. 
Haupt-Kommission.  I.  2.  und  R.  33.  93.  a. 

1)  Cfr.  No.  598  und  GM. 

2,  In  seinem  Schreiben  an  Schuleuburg  vom  17.  Juni  1803,  in  dem  der  Fürst- 
bischof  u.  a.  erklärt:  »dass  ich  diese  Last  für  meine  Schultern  viel  zu  schwer 
glaube.  Schwer  sind  die  Gewissens-Pflichten  des  Bischöflichen  Amts,  Pflichten 
gegen  Gott,  gegen  den  Staat  und  die  Heerde.  Diese  sämtlichen  Sprengel  sind 
weit  ausgedehnt,  verschieden  in  ihren  geistlichen  Verliissungen  und  Statuten, 
und  die  Verfassung  sowohl  als  die  Personen  mir  völlig  unbekannt.«  R.  70.  Haupt- 
Kommission.  II.  VI.  1. 
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in  Partibus  zu  seinem  Vicario  apostolico  bestelle,  welcher  in  den  Provinzen  t  ,•  q< 
Cleve,  Marck,  Essen,  Elten,  Werden,  Münster,  Lingen,  Minden,  Raveus- 
berg,  Erfurth,  Eichsfeld  die  Vices  episcopi  wahrnähme;  allein  nicht  zu  ge- 
denken, ob  dieser  Schritt  in  politischer  Hinsicht  anräthlich  sein  dürfte  i), 
ist  aucli  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  dieser  Mann  gewissermaasen  An- 
sprüche auf  die  Bischöfliche  Würde  nach  Abgang  des  jezzigen  alten  Fürst- 
Bischofs  erlialten  würde;  auch  würde  er  sich  schwerlich  ohne  eine  ansehn- 
liche Besoldung  dazu  verstehen. 

Die  zweite  Alternative  scheint  uns  ebenfalls  ausführbar  zu  sein  und 
kein  Bedenken  zu  haben,  da  im  Eichsfelde,  Erfurth  und  Münster  General- 
Vicarieu  und  Weih-Bischöfe  sind,  welche  bisher  die  Vices  episcopi  ver- 
treten haben.  In  den  Provinzen  Cleve  und  Marck,  Essen  und  Werden  hat 
man  sich  auch  seit  langer  Zeit  mit  einem  benachbarten  Bischof  zu  helfen 
gesucht,  so  wie  die  Geistlichen  in  Magdeburg  und  Halberstadt,  ohnerachtet 
die  Dioces  des  Bischofs  von  Ermeland  bis  dahin  extendirt  war,  sich  den- 
noch bisher  an  den  Fürst-Bischof  von  Hildesheim  gewandt  haben.  Das  (!)  ein- 
zige Inconvenienz,  dass  es  bei  dem  Mangel  einer  geistlichen  Oberen  Behörde 
nicht  verhindert  werden  kann,  dass  die  Geistlichen  sich  in  Recours-Fällen 
nach  Rom  wenden,  ist  wohl  nicht  in  Betracht  zu  ziehen,  da  dergleichen 
Fälle  äusserst  selten  sind  und  es  auch  in  Gewissens-Sachen  für  den  Staat 
nicht  nachtheilig  ist. 

Unserer  Meinung  nach  würde  die  lezte  Alternative  vorzuziehen  seyn, 
da  man  immer  freie  Hände  behält,  wenn  erheblichere  Inconvenientzien  sich 
ereignen  mögten,  zu  der  ersten  Alternative  überzugehen.  E.  K.  M,  Ge- 
heimer Staats-  und  Cabinets- Minister  Graf  v.  Haugwitz  ist  mit  der  Lage 
der  Sache  bekannt  gemacht  und  dessen  Meinung  erbeten  worden,  welcher 
auch,  nach  dessen  .  .  .  Antwortschreiben  vom  21**^°  July  c,  der  zweiten 
Alternative  den  Vorzug  giebt,  und  der(!)  Inconvenienz,  dass  in  Recurs-Fällen 
die  Geistlichen  sich  nach  Rom  wenden,  dadurch  vorzubeugen  gedenkt,  dass 
in  den  neuen  Provinzen,  eben  so  als  es  schon  in  den  alten  geschehen  ist, 
die  Anordnung  getroffen  werde,  dass  dergleichen  Recurse  nicht  anders  als 
durch  das  Cabinets  -  Ministerium  und  den  K.  Residenten  in  Rom  gehen 
sollen. 

E.  K.  M.  stellen  wir  daher  .  .  .  anheim: 

(1.)  ob   Allerhöchstdieselben  unsern  Vorschlag  ...   zu    genehmigen 
geruhen  wollen. 

(2.)  Noch  bemerken  wir  .  .  .,  dass  es  in  Absicht  von  Magdeburg  und 
Halberstadt  nur  E.  K.  M.  Erklärung  bedarf,  dass  Allerhöchstdieselben  den 
Fürst-Bischof  von  Hildesheim  als  Vicarium  apostolicum,  jedoch  blos  in  Be- 


ll Hierzu  bemerkt  Haugwitz  in  dem  unten  im  Text  erwähnten  Schreiben 
vom  21.  Juli  an  Schulenburg:  >Ich  glaube  nicht,  dass  es  Schwierigkeiten  finden 
würde,  bei  dem  Römischen  Hofe  die  Ernennung  .  .  .  durchzusetzen.« 

Üranier,  Freusseu  uud  die  Icath.  Kirche.    IX.  2 
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^^\  zng  auf  die  eben  erwehnte  Provinzen,  anerkennen,  alsdann  wird  derselbe, 
so  wie  er  vor  Occupatiou  der  Entschädigungs-Provinzen  gethan,  fortfahren 
können,  die  geistlichen  Functionen  in  gedachten  Provinzen   zu   verrichten.« 

Aug.  8  Kand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme  : 

»Ad  1.  wird  der  Vorschlag  der  Ref.  approbirt. 

Ad  2.    Sind  S.  M.  bereit,  diese  Erklärung  zu  ertheilen,    und  erwarten 
solche  zur  Vollziehung.« 

Hiernach   Cabinets-Ordre    »an   die  Haupt-Organisations-Commission 
der  Entschädigungs-Lande«,  Charlottenburg  1803  August  8. 

R.  70.  Haupt-Kommission  11.  VI.  1.    Ausfertigung. 


Aug.  1  625.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Massow.    Berlin  1803 

August  1. 

R.  S9.  138.  N.    Ausfertigung. 

Die  Forderung  des  Engelbert  v.  Eisberg  auf  Rückzahlung  der  für  eine  Prübende  im 
jefxt  aufgehobenen  Kapitel  zu  Wiesel  gezahlten  KaufsimijneA) 

»E.  K.  M.  zeige  ich  auf  die  .  .  .  Immediat -Eingabe  des  Engelbert  vom 
Eisberg  zu  Rees  ...  an: 

dass  nach  der  ehemaligen  Verfassung    die   katholischen  Stellen  jen- 
seits  des  Rheins    zum   Besten    des    reformirten   Aerarii   ecclesiastici, 
aus    welchem    die    Prediger    und    Schulbediente    des    Herzogthums 
Cleve  ihre  Besoldungen  erhalten,  der  Fundation  von  1682  gemäss, 
verkauft  wurden. 
Eine  Präbende  dieser  Art,    wozu  die  Regierung  einen  Abnehmer  aus- 
zumitteln   gesucht,   hat   der  Supplicant   im  Capitulo    zu    Wissel   für   seinen 
>Sohn  gekauft  und   sich   von    der  Regierung   zu   Emmerich    den   seiner  Ein- 
gabe  beigelegten   Revers  vom    14.  Juny    1790    ertheilen  lassen,   wovon   er 
jetzt,  nachdem  die  Französische  Regierung  das  Capitul  zu  Wissel  aufgehoben 
hat,  Behufs  der  Rückforderung   der   bezahlten   resp.  500  Rthlr.    Gold    und 
1500  Rthlr.  Courant  Gebrauch  macht. 

Da  der  Revers  qu.  auf  Versicherung  des  Cabinets-Ministerii  sich  be- 
ziehet, so  habe  ich,  da  der  Supplicant  sich  au  das  Geistliche  Departement 
Anfangs  gewendet  hatte,  mit  dem  Auswärtigen  Departement  darüber  Rück- 
sprache gehalten,  welches  sich  denn  erkläret: 

dass  dem  Supplicanten  die  2000  Rthlr.  qu.  aus  dem  aerario  ecclesia- 

stico  zuriickzuzahleu  seyn  a\  iirden. 

Ich    würde    auch    das    verfügt    haben,    wenn    nicht   eines    Theils   das 

aerarium    ecclesiasticum   schon    durch   den  Verlust   der   Stifter  jenseits   des 

Rheins   einen   ansehnlichen    Ausfall    erlitten,    andern  Theils    aber  ähnliche 

1    (.'fr.  No.  ^)10. 
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Reclamatioues  .  .  .  die  Besovguiss  erwecken,  dass  mehrere  Aequireuten,  die    ,^^, 

Aug.  1 
sich  iu  ülinlicheu  Verhältnissen  befinden,    daraus  Anlass    nelimen   möchten, 

gleiche   Forderungen   gegen  das  aerarium  ecclesiasticum  geltend  zu  machen 

und  diesen  Besoldungsfonds  zu  erschöpfen,  ehe  noch  Anstalt  getroften  werden 

kann,  die  Damuificaten  auf  eine  andere  Weise  zu  entschädigen. 

Hierzu  wird  nemlich  jetzt  nach  einem  Concert  des  Auswärtigen,  Finanz- 
und  Geistlichen  Departements  Anstalt  getroffen,  indem  die  diesseitige  Grund- 
stücke und  Einkünfte  den  jenseitigen  aufgehobenen  Stiftern  p.  p.  den  Ent- 
schädigungs-Fonds gewähren,  und  die  Regierung  und  Cammer  resp.  zu  Em- 
merich und  Wesel  den  Auftrag  erhalten  haben,  den  Indemnisations-Plan  zu 
formiren  und  einzureichen. 

Ob  nun  der  Supplicant  dahin  zu  verweisen?  oder  ob,  wozu  ihn  der 
Revers  qu.  berechtiget,  demselben  seine  2000  Rthlr.  ganz  oder  vorläufig 
zur  Hälfte  aus  dem  Aerario  qii.  zurückzuzahlen?  darüber  submittire  ich 
lediglich  auf  E.  K.  M.  ...  Entscheidung,  muss  aber  bei  obwaltenden  jetzt 
schlechten  Umständen  des  aerarii  ecclesiastici  auf  die  erste  Alternative  .  .  . 
antragen.« 

Rand -Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Ang.  8 

»8.  August  1803. 

Vor  allen  Dingen  muss  der  Gerechtigkeit  ein  Genüge  geschehen,  die 
Convenienz  aber  zurüksteheu.  Es  müssen  daher  dem  Supplicanten  die  ilim 
gebührenden  2000  Rthlr.  sogleich  ganz  angewiesen  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Massow,  Charlotteuburg  1803  August  8. 

R.  Sil.    Minuten  des  Cabinets. 


Schreiben  von  Reck  an  Voss  s.  unter  dem  15.  Juni   1803,  No.   G13.    Aug.  1 


626.  Immediat-Bericht  des  Grosskanzlers  v.  Goldbeck.    Berlin  1803  Ang.  3 
August  3. 

K.  S'J.  30.  G.    Ausfertigung. 

Ob  der  Klage  des  hat/ioliscJien  Pfarrers  xu  Königsdorf  in  Wentprcussen  gegen  die 
protestantischen  Einnohner  seines  Kirchspiels  auf  Reparatur  der  Kirche  und  Pfarr- 
gebäude rfe?'  rechtliche  Lauf  gelassen  icerden  soU?^] 

>E.  K.  M.  haben  bey  Gelegenheit  des  von  dem  Bischof  von  Culm  in 
seiner  Diöces  den  Protestanten  verweigerten  Mitgebraucha  der  catholischen 
Gotteshäuser  durch  die  Cabinets-Ordre  vom  24.  September  17992)  festzu- 
setzen geruhet: 

dass  im  Fall  des  verweigerten  Simultanei    die  Protestanten   da,   wo 
sie  nocli  dem  Catholischen  Pfarrzwange  in  Ansehung  der  Lasten  der 


1    Cfr.  No.  602.  2]  No.  139. 

2* 
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1803  Eiuo-epfanten    unterworfen    sind,     davon     gänzlich    befreit    werden 

Aug.  3  *= 

sollen. 

Der  Bischof  von  Cnlm  hat  auch  in  einer  inimediat- Eingabe  vom 
17.  October  1799  ^j  erklärt,  dass  er  mit  Einwilligung  seines  Domcapituls 
auf  die  in  einem  Teil  seiner  Diöces  bestehende  Verbindlichkeit  der  pro- 
testantischen Eigenthümer,  die  Kirchen-  und  Pfarrgebäude  der  Catholischen 
iu  baulichen  Stande  zu  erhalten,  Verzicht  leisten  und  diese  Last  von  den 
Pfarrern  der  Kirchspiele  übernommen  werden  soll. 

Jetzt  ereignet  sich  der  Fall,  dass  der  Pfarrer  v.  Peichowski  (!)  zu  Königs- 
dorflf  im  kleinen  Marieuburger  Werder  wider  die  Protestautischen  Einsassen 
seines  Kirchspiels  wegen  Reparatur  der  Kirchen-  und  Pfarr-Gebäude  bey 
der  Westpreussischen  Regierung  geklagt  hat. 

Die  Protestanten  im  kleinen  Marienburger  Werder,  ohnerachtet  sie 
durch  Verti'äge  und  Judicate  zur  Reparatur  •  der  katholischen  Kirchen  und 
Pfarr-Gebäude  pflichtig  sind,  haben  sich  dennoch  schon  vorläußg  bey  dem 
Consistorio  erklärt,  dass  sie  auf  den  Grund  der  obigen  Cabinets-Ordre  und 
der  Declaration  des  Bischofs  von  Culm  zu  den  Beiträgen  [sich]  nicht  ver- 
stehen wollen,  die  Regierung  zu  Marienwerder  ist  daher  bedenklich  gewesen, 
die  Klage  ohne  E.  K.  M.  vorherige  Genehmigung  den  Beklagten  zu  commnni- 
ciren  und  hat  deshalb  bei  mir  augefragt.  Da  von  den  vorangeführten  Ver- 
handlungen in  meinem  Departement  nichts  vorgekommen  war,  so  bin  ich 
darüber  mit  dem  Geistlichen  und  dem  Provinzial-Departement  in  Correspou- 
denz  getreten  und  scheinet  mir  E.  K.  M.  Absicht  zur  Beförderung  des 
Simultanei  hauptsächlich  dahin  zu  gehen,  dass  an  den  Orten,  wo  das  Simul- 
taneum  von  den  Catholischen  verweigert  wird,  den  letztern  so  wenig  aus 
öffentlichen  Fonds  als  durch  Beiträge  der  Protestanten  zu  den  Baukoston 
Hülfe  wiederfahren  soll.  Wo  aber  die  Verbindlichkeit  der  Protestanten  auf 
Verträgeu  beruhet,  kann,  so  lange  kein  Gesetz  existiret,  dass  der  Pfarrer  mit 
der  Klage  ad  reficiendas  aedes  ecclesiasticas  nicht  gehört  werden  soll,  dem- 
selben das  rechtliche  Gehör  nicht  verweigert  werden,  zumahlen  sehr  dahin 
stehet:  ob  die  Beklagten  protestantische  Einsassen  des  Kirchspiels  sich  gegen 
die  Klage  mit  dem  auf  die  Erklärung  des  Bischofs  von  Culm  beruhenden 
Einwand  werden  schützen  können. 

E.  K.  M.  Staatsminister  in  den  vorgedachten  beiden  Departements  sind 
auch  darin  mit  mir  einverstanden.  Um  aber  den  Sinn  der  vorangeführten 
Cabinets-Ordre  vom  24.  September  1799  nicht  zu  verfehlen,  habe  ich  E. 
K.  M.  ...  Genehmigung  darüber, 

ob  der  Klage  des  Pfarrers  \ .  Peichowski   zu  Königsdorf  der  recht- 
liche Lauf  gelassen  werden  soll, 
.  .  .  erbitten  wollen.« 

1)  No.  142. 


Westpreussen.    Pfarrzwang.    Münster.  2  J 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyiue:  A^^^iPi 

»15.  August  1803.  ^^' 

Da  die  Klage  gegen  den  allgemeinen  Befohl  vom  24.  September  1799 
gerichtet  ist,  so  soll  dieselbe  nicht  angenommen  werden.« 

Hiernach    Cabinets- Ordre    au     Goldbeck,     Charlottenburg    1803 
August  15. 

R.  47.  23.    Abschrift.  

Cabinets-Ordres  an  die  Haupt- Organisations- Kommission   und    an   Aug.  8 
Massow  s.  unter  dem  31.  Juli  und  dem  1.  August  1803,  No.  624  und  625. 


627,   Immediat-Bericht  der  Haupt-Organisations-Kommission  der  Ent-  Aug.  9 
schädigungs-Lande.     Berlin  1803  August  9. 

R.  89.  58.  N.    Ausfertigung,  gez.  Schultze;  Sack;  Foeke;  Wilckens;  Goldinaiin;  v.  Voss.  Con- 
cept,  Anweisung  von  Sack,  R.  70.  Mfinster  11.  XXXI.  25. 

Die  Nonnen-Konvente  Verspoel  und  Ringen  in  der  Stadt  Münster  sind  aufzuheben 
und  ihre  Einkünfte  für  ein  Hospital  für  bedürftige  weibliche  Personen  dller  drei 

christlichen  Konfessionen  zu  bestimmen. 

. .  .  »Beide  Congregationen  sind  keine  eigentlichen  Klöster,  sondern 
geistliche  Gesellschaften,  die  von  einzelnen  Personen  für  einige  weibliche 
unverehelichte  Individuen  gestiftet  worden  sind,  welche  ohne  Gelübde  und 
Clausur  zusammen  leben,  beten  und  arbeiten  sollen. 

Der  erstere  Convent  ist  solchergestalt  im  Jahre  1687  von  einer  ge- 
wissen Schweringh  für  wenigstens  5  Jungfrauen  gestiftet  worden,  welche 
nach  der  dritten  Regel  des  heiligen  Dominicus  leben  und  sich  mit  Gottes- 
dienstlichen Handlungen  beschäftigen,  besonders  auch  für  die  Stifterin  und 
andere  Gläubigen,  um  sie  aus  dem  Fegefeuer  zu  erretten,  beten  sollen. 

Die  Stifterin  hat  für  diese  Congregation  ein  eigenes  Haus  nebst  einer 
kleinen  Kapelle  und  einiges  andere  Vermögen  bestimmt.  Dies  ist  aber 
durch  allerhand  Zufälle  so  zusammen  geschmolzen,  dass  es  jezt  überhaupt 
nur  344  Rthlr.  jährliche  Revenuen  trägt,  daher  denn  auch  die  Conventualin- 
nen  meist  von  ihrer  eigenen  Hände  Arbeit  kümmerlich  leben  müssen,  auch 
vor  einigen  Jahren  ganz  auseinander  gegangen  sind,  bis  sie  nach  einer 
Verordnung  des  General-Vicariats  vom  Jahre  1798  sich  wieder  ha))en  zu- 
sammen begeben  müssen.     Jezt  sind  nur  ihrer  3  Nonnen  vorhanden. 

Der  zweite  Convent  oder  das  Kloster  Ringen,  wovon  die  Fundations- 
Urkunde  nicht  mehr  aufzufinden  ist,  soll  in  älteren  Zeiten  von  einem  J.  von 
Ringen  gestiftet  sein.  Es  sind  der  Couventualinnen  6,  die  nach  der  dritten 
Regel  des  heiligen  Franziscus,  aber  ohne  Gelübde  und  Clausur  leben,  ein 
eigenes  Haus  bewohnen  und  sich  mit  Beten  und  weiblichen  Handarbeiten 
beschäftigen.  Die  Eintretenden  haben  ein  Capital  bezahlen  müssen,  wovon 
ihnen  die  Zinsen  zeitlebens  bezahlt    worden   sind,    das  Capital    selbst    aber 
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^^■^  ist  nachher  dem  Convent  verblieben.  Dadnrcli  ist  eine  jälirliclic  Revenue 
von  1354  Rthlr.  12  Gr.  zusammengekommen,  die  der  Convent  jezt  besizt, 
wo\on  über  nichts  erübriget  -werden  kann. 

Nach  dieser  kurzen  Beschreibung  von  der  Verfassung  dieser  beiden 
Convcnte  hat  es  kein  Bedenken,  dass  dieselben  nicht  zu  den  geschlossenen 
Frauens-Klöstern  gehören,  zu  deren  Aufhebung  der  §  42  des  Haupt-Depu- 
tations-Conclusi  die  Zustimmung  des  Bischofs  erfordert,  dagegen  wird  mit 
(irunde  dafür  gehalten,  dass  sie  als  fromme  und  milde  Stiftungen  anzusehen 
sind,  deren  Beibehaltung,  jedoch  unter  Ijandesherrliclier  Aufsicht  und  Leitung, 
der  §  65  des  gedachten  Conclusi  verordnet.  Dieses  vorausgesezt  schlägt 
die  Älünstersche  Spezial-Organisations-Comniission  Aor,  dass  man  beide 
Institute  aufhebe,  die  darin  1)cfindlichen  Individuen  nach  Verhältniss  der 
jezzigen  Einkünfte  pensionire,  und  das.s  man  demnächst  den  Fonds  der- 
selben zu  einem  Hospital  für  weibliche  bedürftige  Personen  aller  3  Christ- 
lichen Confessionen  bestimme,  indem  es  an  einer  solchen  Anstalt  in  Münster 
ganz  fehle,  das  Bedürfniss  derselben  aber  längst  und  oft  schon  gefühlt  sey. 
Man  könne  dazu  das  Gebäude  des  Convents  Verspoel  sehr  zweckmässig  be- 
lassen, da  dasselbe  sich  sehr  gut  dazu  schicke  und  leicht  zu  einem  solchen 
Hospital  eingerichtet  werden  könne;  dagegen  würde  man  die  Gebäude  des 
Klosters  Ringen  sehr  gut  dazu  anwenden  können,  um  ein  anderes  Kloster, 
etwa  die  Dominicaner,  dahin  zu  versetzen  und  dadurch  einen  gehörigen 
Raum  für  eine  Caserne  zu  schaifen,  worüber  die  besondern  Plane  jezt  aus- 
gearbeitet werden. 

Wir  finden  unserer  Seits  diese  Vorschläge  ganz  angemessen  und  sehen 
nichts,  was  denselben  bey  der  Ausführung  im  Wege  stehen  könnte.  Weil 
indessen  hier  eine  Ausnahme  von  der  Regel  Statt  findet,  wornach  sonst 
das  Vermögen  der  Klöster  in  den  Entschädigungs-Provinzen  für  E.  K.  M. 
directcn  Vortheil  sämtlich  benuzt  wird;  so  haben  wir  nach  der  Anweisung 
des  Organisations-Chefs,  der  übrigens  mit  uns  in  den  obigen  Vorschlägen 
völlig  einverstanden  ist,  uns^)  die  ...  Genehmigung  deshalb  und  zu  Ver- 
anlassung des  Weitern  .  .  .  erbitten  wollen.« 

Aug.  1.3  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>13.  August  1803. 
Approbirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  »an  die  Haupt-Organisations-Commission 
der  Entschädigungs-Lande«,  Charlottenburg  1803  August  13. 

Ausfertigung  a.  a.  0.  des  Couceptes. 


1;  Vorlage:  »und«. 


Münster.    Posen.  23 

628.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck. 
Berlin  1803  August  9. 

Gen. -Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  lO-ls.    Cüncept,   korrigirt  und  gezeicliuot  von  Klewiz. 

Die  Ausvdrkumj  den  ordo  eprseopalia  für  den  xum  Weihbisehofe  von  Posen  bestinmitcn 
Domherrn  i\  Zamoiviecki;  die  kanonische  Prüfung  liierfür  sei  dem  Weihbischof  von 
Gnesen,  v.  Lubinski,  xu  vbertragen,  nicht  dem  Bischöfe  r.  Albertrandi,  der  nicht  mehr 
roUes  Vertrauen  verdiene.  Der  Bischof  von  Posen  hätte  allerdings  die  landesherrliche 
Be.sfäfigung  des  Weihbisehofs  vorbelialfen  müssen A 

.^Üa  .  .  .  der  von  dem  Bischöfe  von  Posen  zu  der  erledigten  dortigen 
Weihbischofsstelle  in  Vorschlag  gebrachte  Domherr  von  Zarnowiecki  ordiucm 
episcopalem  nicht  hat,  so  wird  die  Auswirkung  desselben  für  ihn  in  Korn 
nötig  sein. 

Ob  aber  die  diesfällige  gewöhnliche  kanonische  Prüfung  des  p. 
von  Zarnowiecki  nicht  dem  geäusserten  Wunsche  des  p.  von  Zarnowiecki 
nach  lieber  dein  Weihbischofe  von  Gnesen,  p.  von  Lubinski,  als  dem 
Bischof  von  Albertrandi  zu  übertragen  seyn  dürfte,  dieses  stellen  Wir 
PI  p.  .  .  .  anheim  und  glauben  nur  bemerken  zu  müssen ,  dass  nach 
einer  im  vorigen  Jahre  von  der  Varschauer  Kammer  gemachten  Entdeckung 
der  ehemalige  Nuntius  in  Pohlen  de  Litte  (Litta)  2)  bey  seiner  Abreise  von 
Varsehau  dem  p.  Albertrandi  die  Ausübung  verschiedener  päpstlicher 
Fakultäten  übertragen,  der  p.  Albertrandi  auch  daran  wirklich  unter  der 
iezzigen  Regierung  heimlich  Gebrauch  gemacht  und  dadurch  das  in  ihn 
gesezte  Vertrauen  geschwächt  hat.  Dem  p.  von  Lubinski,  gegen  den  Wir 
auch  sonst  nichts  einzuwenden  haben,  kann  übrigens  in  Absicht  des  Eides 
das  bey  der  Konsekration  des  Bischofs  von  Varsehau  beobachtete  Ver- 
fahren des  p.  von  Albertrandi  zur  Befolgung  vorgeschrieben  und  dem  p. 
von  Zarnowiecki  vieleicht  dadurch,  dass  der  p.  von  Lubinski  nicht  weit 
von  Posen,  der  p.  von  Albertrandi  dagegen  entfernt  in  Varsehau  wohnt, 
eine  kostspielige  Ausgabe  erspart  werden. 

Was  E.  p.  Aeussening,  .  .  .  dass  der  Bischof  von  Posen  in  dem  für 
den  p.  von  Zarnowiecki  ausgefertigten  Instrumente  zu  weit  gehe,  wenn  er  die 
Weihbischofs-Stelle  Selbst  zu  conferireu  vermeint,  betrifft,  so  dürfte  sich 
die  Ueberschreitung  seiner  Befugnisse  doch  wohl  nur  darauf  einschränken, 
dass  der  Bischof  in  dem  gedachten  Instrument  die  Bestätigung  des  p.  von 
Zarnowiecki  von  Seiten  der  Landes-Regierung  nicht  vorbehalten  hat.« 

Die  Römischen  Expeditionen  für  Zarnowiecki  durch  Lubinski  gehen 
im  August  1804  ein:  Reck  an  Voss  1804  August  22. 


ISO;') 
Aug.  y 


1]  Cfr.  No.  613.  2,  Cfr.  u.  a.  No.  56. 
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180,^  629.     Bericht  des  Reichstags-Gesandten  Graf  Goertz.     Regensbmg 

Aug.  12 

1803  August  12. 

R.  67.  B.  I.  V.  1^.    Ausfertigung. 

Die  evangelischen  Statute  bcx.iveifeln  die  Di(rchfiihrbarkcH  der  Weiterführung  katlw- 
Hscher  Stimmen  im  Reichsfürstcnrathc  durch  evangelische  Landesherren,  halten  viel- 
mehr daran  fest,  dass  Reichstags- Stimmen  der  Religion  des  Landesherm  folgen.'^) 

.  .  .  »Ich  habe  einstweilen  nicht  verfehlet,  denen  vertrauteren  Ge- 
sandten, den  Churpfaltz -Bayrischen,  Chur-Sächsischen ,  Würtembergischen 
und  Hessen-Casselschen  —  und  auch  so  durch  meine  Berichte  nach  Baaden, 
Weimar,  Nassau,  Oranien  und  Fulda  von  der  .  .  .  Ansicht  E.  K.  M.  ... 
Ministerii  über  das  Kaiserliche  Hofdekret  '^)  die  erlaubte  Eröfnung  zu  machen 
und  ermeldte  Gesandten  ersucht,  solche  ihren  Höfen  vorzulegen,  welches 
sie  auch  übernommen  haben.  Alle,  mit  Ausnahme  des  Chur-Sächsischen, 
geben  der  von  Reichswegen  anzunehmenden  ausgedehnten  Toleranz  nach 
dem  schon  jezt  von  E.  K.  M.  gegebenen  Beispiel  ihren  vollesten  Beifall;  hin- 
gegen schienen  sie  zu  bezweifeln,  dass  der  Ausweg  —  die  durch  die  Ent- 
schädigungen auf  protestantische  Landesherren  mittelst  geistlich-katholischen 
Länder  gekommene  katholische  Stimmen  als  katholische  fortzuführen,  von 
denen  katholischen  Ständen  mögte  angenommen  werden,  da  hierdurch,  wenn 
solche  durch  protestantische  Gesandten  würden  verführet  (sie!)  werden,  und 
diese  die  Instructionen  durch  protestantische  Ministeria  erhalten  würden, 
jener  Religions-Theil  das  Recht  der  Itio  in  partes  nicht  mehr  würde  aus- 
üben können.  Sie  glauben  in  der  Verfassung  und  dem  zeitherigen  Her- 
kommen das  Recht  gegründet,  dass  die  Reichstägliche  Stimme  von  der  Re- 
ligion des  Landesherrn  abhenge,  wovon  auch  selbst  das  Hochstift  Hildes- 
heim, wo  das  Land  fast  ganz  evangelisch  sey,  einen  Beweis  abgebe;  sie 
finden  keinen  Beweggrund,  warum  von  dieser  Regel  abzugehen  sey,  da 
Religions-Gleichheit  der  Stimmen  nie  gewesen  und  von  der  Verfassung  nicht 
gefordert  werde,  und  schienen  vielmehr  der  von  Chur-Pfaltz  und  Baaden 
.  .  .  einberichteten  Meynung  beizupflichten,  auf  den  einmal  gefassten  Depu- 
tations- .und  vom  Reich  genehmigten  Schluss  zu  bestehen  und  in  keine  Ab- 
weichung davon  einzugehen.« 

Aug.  18         630.     Generalleutnant  v.  Blücher  an   die  Münstersche  Civil-Organi- 
sations-Kommission  (Spezial-Kommission).     Münster  1803  August  13. 

R.  70.  Münster.  Geistliche  Sachen.  II.    Abschrift. 

Nothtcendigkeit  etiles  katholischen  Garnisonpredigers  für  Münster.     Empfehkitig  des 
Pater  Sammehnann  für  die  Sfelleß] 

Erklärt:  »dass  ich  die  baldige  Wiederbesetzung  der  hier  vacant  ge- 
wordenen Catolischen  Garuison-Prediger-Stelle  .aus  folgenden  Gründen  für 
sehr  nöthig  und  zweckmässig  halte : 


1)  Cfr.  No.  622  und  635.  2)  Cfr.  No.  622.  3)  Cfr.  No.  784. 
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1.  Ist   in    allen   grossen   Städten    der   Preussischen  Provinzen,   wo    die   .^^^.„ 

.  .  Aug.  18 

Catholische  Religion  fast  allgemein  ist,    ein  Catholischer  Garnison-Prediger. 

2.  würde,  wenn  dieses  grade  in  Münster,  worin  solcher  immer  war, 
nicht  mehr  der  Fall  sein  sollte,  ein  sehr  übler  Eindruck  auf  die  Unter- 
thanen,  von  denen  jetzt  so  viele  Soldat  werden  müssen,  dadurch  bewürkt 
werden. 

3.  Ist  es  gut,  wenn  der  Soldat  weiss,  zu  welcher  Kirche  er  gehört  und 
wo  er  Unterricht  und  Belehrung  findet,  welche  gerade  auf  seinen  Stand 
Bezug  haben  und  die  zur  strengen  Pflicht-Erfüllung  in  seinem  Berufe  ins- 
besondere ihn  bewegen  können. 

4.  Zu  der  Gemttthsberuhigung  der  Catholischen  Soldaten,  welche  in 
Zukunft  bey  w^eitem  den  grössten  Theil  der  hiesigen  Garnison  ausmachen 
werden,  ist  es  höchst  nothwendig,  dass  sie  von  einem  dazu  besonders  an- 
gesetzten Geistlichen,  der  durch  täglichen  Umgang  ihr  Zutrauen  gewinnen 
und  dadurch  auf  ihr  moralisches  Betragen  und  ihi-e  Denkungsart  einen 
grossen  Einfluss  haben  kann,  beygestanden  werden,  wenn  sie  krank  sind, 
von  dem  sie  sich  copuliren  und  ihre  Kinder  taufen  lassen  können. 

5.  Hat  es  seinen  grossen  Nutzen,  wenn  der  gemeine  Mann,  der,  wenn 
er  sich  selbst  überlassen  bleibt,  im  Besuchen  der  Kirchen  nur  zu  leicht 
saumseelig  wird,  nach  jedesmaliger  Kirchen -Parade  in  einer  bestimmten 
Kirche  zur  Predigt  geführt  werde. 

6.  Wird  dadurch  auch  das  Gute  noch  bewürckt,  dass  die  Leute,  wenn 
am  Sonntag  der  Dienst  diesen  oder  jenen  abruft,  in  einer  Kirche  zu  finden 
sind,  anstatt  dass  sie  sonst  um  die  Zeit  des  Gottesdienstes  allenthalben 
aufgesucht  werden  müssen. 

Was  endlich  die  Besetzung  der  hier  so  äusserst  wichtigen  Stelle  eines 
Catholischen  Garnison-Predigers  anbetrift,  so  wiederhole  ich  Einer  p.  Cora- 
mission  die  Versicherung,  dass  meiner  Ueberzeugung  nach  niemand  diesem 
Amte  besser  vorstehen  wird,  als  der  durch  sein  Betragen  und  seine  Pre- 
digten allgemein  beliebte  Pater  Sammelmann,  welcher  wahre  Moralität  und 
Toleranz  zu  verbreiten  sich  immer  hat  angelegen  sein  lassen.« 

Ueber  den  Pater  Sammelmann,  Guardian  des  Minoriten-Klosters,  berichtet  Nov.  8 
die  Special-Kommission  d.d.  8.  November  1803  an  Angern,  dass  ihn 
Blücher:  »als  guten  Kedner,  als  guten  moralischen  Mann,  als  humanen,  tole- 
ranten und  aufgeklärten  Geistlichen  —  nicht  nur  von  der  ganzen  Stadt  loben 
höre,  sondern  auch  selbst  als  solchen  kenne;  jener  habe  ein,  schon  vorhin  ge- 
führtes Prediger-Amt  aufgegeben,  weil  er  nicht  —  nach  seiner  Ueberzeugung 
— ■  Toleranz  gegen  alle  Religionen  habe  lehren  dürfen.« 

Sammelmann  erhielt  im  November  1803  die  Dechanei  St.  Ludgeri. 

R.  70.  Münster.  Geistliclie  Saclicii.  1). 

Ueber  die  Klagen  des  General-Vikariat-Amts  gegen  ihn  cfr.  No.  792, 
Cabinets-Ordre  vom  11.  Februar  1805. 


oß  Urkuuilcu  No.  630 — 633. 

J^'*'1.,  C-ihinets -Ordre   an    die    Haupt -Urffanisations-Kommissiou  s.    unter 

Aus-  lö  , 

dem  9.  August  1803.  No.  627. 


Aug.  l.ö           f'abinetsj-Ordre    an    Goldbeck    s.    unter     dem     H.    August     1803, 
Xo.   ü26.  

Anir.  lö         631.     Rescript  des  Hoheits-  und  des  Geistlichen   Departements  an 
die  Magdeburgische  Regierung.     r>evHn  1803  August  15. 

K.  .'•>2.  132.     Aljschrift. 

JJat!  Kloster  Alt-Hahlcnslchcn  und  seine  Stellung  xum  Popste  U)u1  :.um  Biaehofe  von 

Hildesheim.    Die  Magdehurgischen  Klöster^)  sind  durch  den  Westfälischen  Frieden 

der  atictoritas  seetilaris  unterivorfen.-) 

.  .  .  ;> Euren  Bericht  vom  15.  v.  M.  betreffend  die  Behauptung  des 
C^istercienser-Klosters  zu  Alt-Haldensleben,  dass  es  in  Spiritualibus  unmittel- 
bar unter  dem  Papst  stehe-'),  hal)en  Wir  erhalten  und  daraus  Euren  An- 
trag auf  Rectificirung  des  Klosters  und  Verweisung  desselben  an  den  Mediat- 
Bischof  von  Hildesheim  mit  mehreren!  ersehen.  Obgleich  Wir  aber  für 
Unsere  Provinz  Hildesheim  den  dasigen  Bischof  als  Mediat-Bischof  beibe- 
halten, so  finden  Wir  es  doch  nicht  angemessen,  mder  die  Uns  über  Catho- 
liken  salva  eorum  conscientia  im  Herzogthum  Magdeburg  zustehende  geist- 
liche .Jurisdiction  dem  Bischof  von  Hildesheim  Rechte  über  Magdeburgische 
Klöster  einzuräumen.  Vielmehr  wollen  Wir  nach  dem  Beispiel  früherer 
Vorgänge  es  so  gehalten  wissen,  dass  die  Klöster  im  Magdeburgischen 
autoritate  Saecnlari  und  vi  jurisdictionis  ecclesiastieae  von  Euch  in  Ord- 
nung gehalten  und  visitirt  werden  und  da,  wo  facultates  Spirituales  nötig 
sind,  solche  uuter  Eurer  Authoritaet  von  einem  inländischen  Ordens-Obern 
eines  andern  Klosters  in  eben  derselben  Provinz  gesucht  werden,  wo  aber 
auch  diese  facultates  spirituales  nicht  ausreichen  sollten,  der  Fall  anhero 
einberichtet  werde. 

Dem  Kloster  Alt-Haldensleben  habt  Ihr  zu  eröfnen,  dass  Wir  mittelst 
voller  Ausübung  der  durch  den  Westphaelischen  Frieden  Uns  zustehende 
Rechte  das  Kloster  sich  zwar  Unsers  Allerhöchsten  Schutzes  erfreuen  lassen 
wollen,  dass  aber  selbiges  in  Fällen,  wo  es  vermeine,  sich  an  einen  Kloster- 
Abt  oder  auch  nach  Rom  verwenden  zu  müssen,  sich  an  Euch  wenden  solle. 
In  solchen  Fällen  werdet  Ihr  alsdann  davon  zur  Prüfung  anhero  berichten, 
und  soll  das  Kloster  nach  Befinden  der  Umstände  sich  Unsrer  Königlichen 
Fürsorge  zu  erfi'euen  haben.« 


1)  Cfr.  No.  719. 

2)  Das  Rescript  ging  aus  einer  Korrespondenz  zwischen  Reck  und  Massow 
hervor.  Massow  wollte  dem  Bischof  von  Hildesheim  die  Oberaufsicht  einräumen, 
Reck  aber  hielt  das  mit  den  Rechten  des  Königs  nicht  verträglich. 

3;  Die  Magdeburger  Regierung  hatte  dies  in  der  von  ihr  am  20.  Mai  1803 
eingereichten  »Tabelle  über  die  katholischen  Klöster  im  Herzogthum  Magdeburg« 
angeführt,   und  Massow   hatte  hierüber  am  6.  Juni  1803   >nähere  Unteisuchung« 


Magdeburg.     Oliva.     Essen.  27 

632.     Cabinets-Ordre   an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  Frhr.  ^^'„^'2, 
V.  Schroetter  und  V.  Massow.     Churlottenburg-   1803  August  22. 

U.  7.  B.  16.  V.    Ausfertigung. 

Graf  Joseph  vn)i  HohenzoUcrn  erhält  das  Flacilum  für  die  Ahfci  Olira.    Das  Schfddm- 

ivescn  der  Bischöfe A] 
.  .  .  »Ich  habe  in  Hinsicht  der  Verdienste  des  verstorbenen  Fnrst-Erz- 
bisehots  von  Ermeland^)  und  bey  den  Hoffnungen,  welche  des.sen  Neffe,  dei- 
Domherr  Graf  Josepli  von  Hohenzollern,  giebt,  beschlossen,  sowohl  die  lezten 
Wünsche  des  Verstorbenen  ...  als  aucli  die  Anträge  des  Neffen  [wegen 
des  Placitum's  auf  die  Abtei  Oliva]  .  .  .  soweit  solches  olme  Verletzung 
der  Rechte  eines  dritten  und  ohne  Nachtheil  der  Kirche  geschehen  kann, 
zu  bewilligen,  finde  mich  jedoch  veranlasst,  Euch  zugleicli  zu  erkennen  zu 
geben,  wie  dahin  Vorsehung  getroffen  worden  rauss,  dass  künftig  die 
Bischöfe  nicht  ferner  ihre  Bissthümer  verschulden,  indem  ich  hinführo  nicht 
mehr  zugeben  will,  dass  die  Einkünfte  derselben  zur  Bezahlung  der  Schulden 
verwendet  werden.«    .  .  . 

Cabinets-Ordre  an  Hardenberg  s.  unter  dem  18.  Mai  1803,  No.  596.  Aug.  23 


633.   Staats- Mi  nister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Geheimen  Cabinets-  Aug-.  24 
Rath   Beyme.     Berlin  1803  August  24. 

E.  Sit.  5S.  0.    Ausfertigung. 

Die  Schadloshaltimg  der  Aebtissin  xu  Essen.  Prinzessin  Kimigunde  von  Sachsen, 
ist  nicht  Ycrtragsiceise.  sondern  auctoritate  regia  festzusetzen.^] 

.  .  .  »Die  Vollziehung  der  eingereichten  Bestätigungs- Urkunde  dieses 
Vertrages  scheint  mir  sehr  bedenklich  zu  seyn  und  die  Rechte  Sr.  K.  M. 
zu  compromittiren. 

1.  Durch  die  in  Ew.  Hochwürden  Schreiben  erwähnte  Königliche  .  .  . 
Versicherung,  dass  die  Aebtissin  lebenslang  im  Besitz  und  Genuss  ihrer 
Einkünfte  verbleiben  solle,  ist  von  Sr.  K.  M.  aus  Gnaden  und  Landesherr- 
licher Grossmuth  (welcher  der  51.  §  des  Deputationsschlusses  kein  Ziel 
setzen  zu  wollen  erklärt)  weit  mehr  für  die  Aebtissin  geschehen,  als  sie, 
nach    eben    diesem    51.  §    erwarten    konnte,    welcher   ein    minimum    von 


erfordert.  Das  Kloster  konnte  in  seinem  Berichte  vom  8.  Juli  1803  keine  Urkunde 
beibringen,  sondern  berief  sich  auf  die  dem  Cisterzienser-Orden  vom  Papste  er- 
theilte  »exemptio  generalis«  von  der  bischöflichen  Gewalt.  Wie  aber  die  Magde- 
burger Regierung  am  15.  Juli  berichtete,  erkannten  die  andern  Cisterzienser- 
Klöster  im  Magdeburgschen  den  Bischof  von  Hildesheim  als  Vicarius  apostolicus 
»für  ihren  Obern«  in  spiritnalibus  an;  cfr.  dagegen  den  Bericht  der  Kalischer 
Kammer  vom  31.  Mai  1800,  No.  213. 

1  Cfr.  No.  fißl  und  R63. 

2  Der  Fürst-Bischof  Graf  Karl  von  Hohenzollern   war   am  11.  August  1803 
im  72.  Lebensjahre  verstorben.  3)  Cfr.  No.  659. 
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v^^'oi  2000  Gulden  und  ein  raaximum  von  8000  Gulden   den   Reichsprälaten    und 
Aebtissinnen  beilegt. 

2.  Um  so  weniger  kann  demnach  die  Aebtissin  zu  Esseu  verlangen, 
sich  über  ihre  Abfindung  in  förmliche  Tractaten  mit  S.  K.  M.  einzulassen. 
Vielmehr  hat  sie  die  von  E.  Hochw.  erwähnte  Königl.  Erklärung  als  eine 
Gnade  zu  verehren. 

3.  Sich  mit  ihr  darüber  in  Tractaten,  förmliche  Verträge,  Abfindungs- 
acten  u.  s.  w.  einzulassen,  würde  den  Rechten  etwas  vergeben,  welche 
S.  K.  M.  durch  den  Hauptschluss  der  ausserordentlichen  Reichsdeputation 
erworben  haben. 

4.  Es  kommt  sogar,  nach  Inhalt  des  von  E.  Hochw.  dem  Herrn  Grafen 
von  Haugwitz  mitgetheilten  Berichts  noch  hinzu,  dass  die  Aebtissin  die 
Genehmigung  und  Vollziehung  dessen,  was  der  von  Asbeck  in  ihrem  Namen 
verhandelt  hat,  sich  noch  vorbehalten  hat,  und  so  könnte,  wenn  S.  K.  M. 
die  Urkunde  vollziehen  wollten,  sogar  der  für  AUerhöchstihre  Wiü'de  com- 
promittii'ende  Umstand  eintreten,  dass  die  Aebtissin  ihres  Orts  die  Geneh- 
migung und  Vollziehung  verweigerte. 

5.  Wenn  sie  sich  aber  auch  dazu  verstände,  so  läge  wiederum  hierin 
eine  Gleichstellung  mit  Sr.  K.  M. ,  welche  weder  den  vorigen  noch  den 
itzigen  Verhältnissen  dieser  Fürstin  angemessen  seyu  würde. 

6.  Endlich  ist  die  Besorgniss,  welche  E.  Hochw.  äussern,  sehr  gegründet, 
dass  die  Aebtissinnen  von  Hervorden  und  von  Quedlinburg  sich  auf  dieses 
Beispiel  berufen,  mit  ungebührlichen  Anmaassungen  auftreten  und  Abfin- 
dungen im  Wege  ordentlicher  Tractaten  verlangen  möchten,  welche  man 
ihnen  so  wenig  als  der  Aebtissin  von  Essen  gestatten  könnte. 

Mir  scheint  demnach 

7.  der  von  E.  H.  aufgestellte  Satz  sehr  richtig  zu  seyn,  dass  die  Ver- 
sicherung, es  solle  die  Aebtissinn  lebenslang  im  Besitz  und  Genuss  ihrer 
Einkünfte  bleiben,  die  Befugniss  des  Landesherrn  zur  eigenen  Administra- 
tion nicht  ausschliesse. 

Mein  Gutachten  geht  also  dahin,  dass  diese  Bestätigungsurkuude  nicht 
zu  vollziehen,  vielmehr  über  alle  Gegenstände  der  sogenannten  Abfindungs- 
acte  auctoritate  regia,  einseitig  und  befehlsweise,  nicht  vertragsweise,  was 
recht,  angemessen  und  zweckmässig  ist,  verfügt,  befohlen  und  vollstreckt 
werde.«  .  .  . 

Sept.  9  Hiernach    erklärt    die   Oabinets- Ordre   an   Angern,    den   Vertreter 

Schulenburg's  *),  Paretz  1803  September  9,  auf  Schulenburg's  Bericht  vom 
5.  Juli  1803:  »dass,  da  Ich  mit  der  Fürstin-Aebtissin  nicht  wie  eine  Macht 
mit  der  andern  handeln  kann,  erst  abgewartet  werden  muss,  ob  dieselbe 
das  geschlossene  Abkommen  genehmigen  wird.«  .  .  . 


1    Cfr.  die  Bemerkung  bei  No.  624. 
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Nachdem  dies,  wie  Schulenburg  am  22.  Oktober  1803  meldet,  geschehen     ^^^ 
war,  vollzog  der  König  die  Bestätigungs-Urkunde  am  25.  Oktober  1803. 


634.    Immediat-Bericht   der   Staats-Minister  Frhrn.  v.  d.  Reck   und  Ang.  26 
V.  Hardenberg.     Berlin  1803  August  26. 

K.  *ii.  32.  A.    Ausfertigung.    C'oueept,  von  Raumer,  vom  25.  August,  R.  33.  !J3.  a. 

Widerratken  die  Bestellung  des  Fürstbischofs  von  Hüdesheim  und  Paderborn  zum 
Diöcesanbischof  von  Magdeburg  und  Halberstadt.  Für  Münster,  Essen,  Elfen,  Werden, 
Erfurt,  Eichsfeld  und  die  Katholiken  der  fränkischen  Fürstenthümer  sei  für  einen 
inländischen   Weihhischof  die  Ausübung  bischöflicher  Fechte  in  Rom  xn  cru-irken.^. 

»Die  Haupt-Organisatiouscommissiou  der  Entschädigungslande  hat  dem 
auswärtigen  Departement  die  .  .  .  Cabinetsordre  vom  8.  August  d.  J.  2)^  so 
wie  bereits  vorhin  die  .  .  .  Cabinetsordre  vom  v.  3.  Juny  d.  J.  •'')  mitgetheilt, 
auch  .  .  .  den  .  .  .  Entwurf  einer  Declaration  beygefügt:  wegen  Bestellung 
des  Fürsten  Bischofs  zu  Hildesheim  uud  Paderborn  als  Diöcesan-Bischof 
und  Vicarius  apostolicus  im  Herzogthum  Magdeburg  und  Fürstenthum  Halber- 
stadt, »md  dem  auswärtigen  Departement  angetragen,  diese  Declaration  mit 
zu  contrasigniren,  um  solche  sodann  .  .  .  Schulenburg  zur  Mitcontrasignatur 
uud  demnächst  E.  K.  M.  zur  Vollziehung  vorzulegen. 

Dem  von  E.  K.  M.  ...  vollzogenen  Ressortregulativ  v.  6.  Dec.  v.  J.^) 
gemäss  habe  ich,  .  .  .  Hardenberg,  von  wegen  des  auswärtigen  Departements 
deshalb  um  so  mehr  mit  dem  Hoheitsdepartement  Einverständnis  gepflogen, 
da  diese  Sache  vornehmlich  zu  dessen  Ressort  gehöret.  .  .  . 

Wh"  beide  unterzeichnete  Minister  sind  nun  nach  reiflich  erwogener 
Sache  überzeugt,  dass  die  Vollziehung  dieser  Declaration  und  überhaupt 
die  Ausdehnung  einer  bischöflich  Hildesheimischen  Einwirkung  auf  die  Pro- 
vinzen Magdeburg  und  Halberstadt  oder  auf  irgend  andere,  zu  den  Ent- 
schädigungslandeu  nicht  gehörige  ältere  Lande  E.  K.  M.  Höchstdero  Interesse 
sehr  nachtheilig  seyn  würde. 

Wir  erfüllen  die  Pflicht,  dieses  in  folgender  Art  .  .  .  darzustellen: 

In  der  Mark  Brandenburg,  im  alten  Ostpreussen,  in  Pommern,  in 
Magdeburg,  Halberstadt,  Minden,  Lingen,  Cleve-Mark,  Ravensberg  und 
Ostfrieslaud  hat  gar  kein  catholischer  Bischof  irgend  eine  geistliche  Juris- 
diction. 

Vielmehr  stehet  nicht  nur,  wie  überall,  das  jus  majestaticum  circa 
Sacra,  sondern  auch  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  diesen  Ländern  auch 
über  Catholiken  E.  K.  M.  höchstselbst  zu,  und  jede  Gewissensverletzung 
derselben  ist  hiebey  weit  entfernt. 

In  sofern  die  genannten  Provinzen  zu  Deutschland  gehören,  beruhet 
diese  Einrichtung  auf  dem  westphälischen  Frieden  und  auf  das  bekannte 
Normaljahr  —  Osnabr.  Friedensinsti'ument  §  48.^)  XVI  —  und  ist  eines  der 

1)  Cfr.  No.  642  und  843.  2)  No.  624.  3   Cfr.  No.  598. 

4;  Cfr.  No.  512.  am  Schlüsse.         5   Vorlage:  »44« ;  cfr.  No.  694,  am  Schlüsse. 
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Aug.  20  edelsten,  wesentlichsten  Vorrechte  E.  K.  M.,  in  welches  durch  Einen  Feder- 
znp  mittelst  Vollziehung  dieser  Declaration  die  erste  Bresche  gestattet  würde. 

Die  Hierarchie,  bey  nur  anscheinender  Ohnmacht,  benutzt  jeden  Vor- 
theil,  ist  selbst  itzo  geschäftig,  wie  wir  weiter  unten  erwähnen  werden,  und 
eine  auf  Jahrhunderte  hinaus  wirkende  Maassregel  muss  auf  Möglichkeiten 
von  Zeiten,  die  von  den  jetzigen  sehr  verschieden  sind,  stets  mit  be- 
rechnet seyn. 

Was  sich  zu  Gunsten  der  Declaration  gedenken  Hesse,  ist  nur  an- 
scheinend. 

Allerdings  kann  der  protestantische  Landesherr  keine  sogenannte  actus 
ordinis  über  Catholiken  vornehmen  oder  durch  die  ihm  untergeordneten 
weltlichen  CoUegia  vornehmen  lassen.  Priesterweihe,  Tonsur,  Orden,  Kirchen- 
einweihung, Einsegnung  der  Äbbte,  Firmelung,  Dispensation  von  Fasten, 
von  geistlich  verbotenen  Graden  kann  er,  wie  sich  ganz  von  selbst  ver- 
steht, nicht  ertheilen  und  hat  sie  in  den  genannten  Landen  nie  ertheilen 
lassen,  noch  jemals  die  Gewissen  mit  dergleichen  beschwert.  Dergleichen 
aber  kann  vom  weltlichen  Collcgio  bey  einem  inländischen  Bischöfe  in  ein- 
zelnen Fällen  gesucht  werden,  und  so  ist  es  seither  gehalten  worden. 

Einen  Diöcesan-Bischof  von  Magdeburg  und  Halberstadt  deshalb  zu 
ernennen,  der  nicht  nur  jene  jura  ordinis,  sondern  das  volle  Diöcesanrecht, 
die  volle  geistliche  Gerichtsbarkeit  haben  und  nach  seinen  Grundsätzen  die 
Protestanten  selbst  als  dieser  Gerichtsbarkeit  unrechtmässig  entzogen  be- 
trachten würde,  ist  weder  nöthig  noch  rathsam. 

Und  ein  Vicarius  apostolicus,  was  mit  einem  Bischöfe  keinesweges 
einerley  ist,  ist  eben  so  wenig  nöthig  oder  rathsam,  ja  in  mancher  Hinsicht 
noch  schädlicher.  Dass  sich  der  Bischof  von  Hildesheim  als  einen  solchen 
betrachtet,  ist  möglich,  aber  ebenso  gewiss  ist  es,  dass  dieses  eine  unbe- 
fugte Anmaassung  ist,  und  diese  anzuerkennen,  wie  in  der  Declaration  ge- 
schiehet,  ist  kein  Grund  vorhanden.  Vielmehr  läuft  solches  Anerkenntnis 
wider  die  unwandelbar  beobachteten  und  von  E.  K.  M.  genehmigten  alten 
Maximen  des  Cabinets-Ministerii  so  wie  Hoheits-Departements. 

Dass  niemand  geistlichen  oder  weltlichen  Standes  sich  nach  Rom  wenden 
darf,  ausser  durch  das  Cabinets-Ministerium,  ist  eine  vortreffliche  Einrichtung. 
So  bringt  mau  nach  Rom  nur,  was  dahin  wirklich  gehöret,  und  findet  da- 
runter den  Papst  gefällig  und  willfährig. 

Wenn  hingegen  der  Papst  Agenten  im  Lande,  sie  mögen  nun  Legaten, 
Nuncien,  vicarii  apostolici,  vicarii  generales  in  spiritualibus  oder  wie  sonst 
heissen,  so  ist  ein  doppelter  Faden  angeknüpft,  der  ächte  zu  Rom  durch 
E.  K.  M.  residirenden  Minister  und  ein  unächter  hier  im  Lande,  vermöge 
dessen  der  Papst  E.  K.  M.  Absichten  controlliren  und  contrariiren 
kann  und  gewiss  wird. 

Wie  sehr  der  Bischof  Namens  der  Hierarchie  den  vermeintlich  hier- 
unter schon  gewonnenen  Vortheil  schätzt,  ist  daraus  klar,  dass  er,   der  sich 
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zu  alt  imd  schwach  fühlt,   die  Bischöfliche  Finictioneu  über  sämtliche  übrige    .^^'\ 

All''".  2G 
Entschädigungs-Lande    (ausser   Hildesheim  und  Paderborn)   zu  übernehmen,       ° 

wie   wirklich   von    Seiten    E.  K.  !SI.    zu    Avünschen   wäre,   doch    Jugend   und 

Kräfte  hat,  wenn  es  darauf  ankommt,  in  Magdeburg  und  Halberstadt  terrain 

für  die  Hierarchie  gewinnen  und  also  liieruntcv  E.  K.  M.    Interesse   gerade 

zuwider  zu  handeln. 

Aus  diesen  uns  sehr  wichtig  scheinenden  Gründen  halten  wir  uns  zu 
dem  .  .  .  Antrage  verpflichtet: 

I.  Die  obige  Declaration  nicht  zu  vollziehen  und  den  Bischof  von 
Hildesheim  und  Paderborn  weder  in  Magdeburg  noch  in  Halberstadt  noch 
in  irgend  einer  königlichen  Provinz  ausserhalb  der  Entschädigslande  weder 
zum  Diöcesan-Bischofe  noch  zum  Vicario  apostolieo  zu  bestellen  oder  an- 
zuerkennen, auch  uns  und  der  Organisation s-Commission  diese  Höchstdcro 
Intention  bekannt  zu  machen. 

Ausser  diesem  Gegenstande  erlauben  E.  K.  M.  uns  .  .  .,  einen  zweiten 
nicht  minder  wichtigen  Gegenstand  zu  berühren  und  E.  K.  M.  Befehle  des- 
halb zu  erbitten. 

Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  der  Fürstbischof  von  Hildesheim 
und  Paderborn  sich  hätte  bereitwillig  finden  lassen,  die  Diöcesan-Eigen- 
schaft  für  E.  K.  M.  Antheil  von  Münster,  für  Essen,  Elten  uud  Werden,  für 
Erfurt  und  Eichsfeld  und  für  die  Catholischen  fränkischen  Fürstenthümer 
zu  übernehmen.  In  Ansehung  der  fränkischen  Fürstenthümer  ^j  hätte  zwar, 
soviel  den  ursprünglichen  Umfang  derselben  betrifft,  die  Nichtexistenz  aller 
Diöcesanrechte  behauptet  werden  können.  Aber  in  Hinsicht  hinzugekommener 
Stücke  2)  ehemaliger  unstreitiger  Diöcesen  macht  die  Gleichförmigkeit,  dass 
man  sich  eine  Diöcesan-Autoritaet  für  die  gesamten  fränkischen  Lande 
unter  gehöriger  Einschränkung  dieser  Autoritaet  gefallen  lassen  könnte. 

Der  Bischof  von  Hiidesheim  will  diese  eben  beschriebene  Autoritaet 
nicht  übernehmen.  Es  wären  also  die  Alternativen  übrig:  1.  einen  neuen 
Bischof  für  diese  sämtlichen  oben  genannten  Laude  zu  ernennen;  2.  einem 
inländischen  Weyhbischof  römische  Facultaet,  um  einstweilig  bischöfliche 
Rechte  daselbst  aiiszuüben,  zu  negociiren:  3.  einstweilig  die  ganze  Sache 
auf  sich  beruhen  zu  lassen  und  sich  mit  den  Weyhbischöfeu,  Vicarien,  Of- 
ficialen,  die  man  vorfindet,  so  gut  es  angehen  will,  zu  behelfeu. 

Die  letzte  Alternative  ist  bisher  gewählt  worden.  Aber  nicht  zu  ge- 
denken, dass  der  Gebrauch  der  bestehenden  We)^hbischöfe ,  Vicarien,  Of- 
ficiale  p.,  die  nicht  durch  eigne,  sondern  durch  fremde  bischöfliche  Autoritaet 
handeln,  diese  letztern  zu  Kachtheil  der  E.  K.  M.  zustehenden  Hoheitsrechte 


1  Hierüber  spricht  sich  Hardenberg  an  Reck  am  23.  August  1803  ausführ- 
lich aus.    R.  44.  C.  20.  Concept.  von  Nagler. 

2  Hauptsächlich  Aurach.  Abenberg,  Spalt,  Weissenberg,  Dinkelsbühl  zu 
Ansbach,  und  Kupferberg  und  Schorgast  zu  Bayreuth,  erworben  durch  Vortrag 
mit  Pfalz-Bavern :  cfr.  No.  ü.56, 
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Aue  26  c^"*"'^  Sacra  bestellen  lässt,  so  kommt  auch  hinzu :  dass  nach  den  neuesten, 
durch  die  Vigilanz  des  v.  Humboldt')  eingezogenen  römischen  Nachrichten 
der  Papst  damit  umgeht,  einen  Nuncium  nach  Regensburg  zu  senden,  welcher 
mit  Kaiser  und  Reich  anscheinend  bloss  wegen  neuer  Diöcesaneinrichtungen 
unterhandeln,  iu  der  That  aber  darnach  streben  soll,  der  Hierarchie  einen 
statum  (lUü  für  ganz  Deutschland  zu  verschaffen,  die  so  schädlichen  Nuncia- 
tureu  einzuführen  und  überhaupt  für  den  Papst  und  die  Hierarchie,  sey  es 
unter  kaiserlicher  Mithülfe,  sey  es  durch  französische  Begünstigung,  so  viel 
Vorthcile  zu  ziehen,  als  die  Umstände  nur  irgend  erlauben;  ein  Plan,  dem  selbst 
der  Chur-Erz-Kanzler  sich  entweder  scliwach  widersetzt  oder  gar  Vorschub  thut. 

Da  nun  ein  solcher  Plan  in  der  Form  und  in  der  Sache  selbst  E.  K.  M. 
Interesse  höchst  nachtheilig  seyn  würde,  so  hat  das  auswärtige  Departement 
schon  den  v.  Humboldt  zu  Rom  uud  den  Gr.  Görz  zu  Regensburg  instruirt, 
alles  so  einzuleiten,  dass  E.  K.  M.  sich  gar  nicht  darauf  einlassen,  sondern 
ungehindert  den  Gang  gehen,  welchen  E.  K.  M.  Weisheit,  Gerechtigkeit  und 
Liebe  zu  Dero  Unterthanen  jeder  Confessiou  erfordert. 

Der  V.  Humboldt  selbst  bemerkt  aber  beyläufig,  dass  vielleicht  am 
besten  dem  römischen  Plan  entgegengearbeitet  wird,  wenn  E.  K.  M.  Dero 
Willen  in  Ansehung  der  geistlichen  Angelegenheiten  der  Entschädiguugs- 
lande  bestimmt  äussern.  Der  römische  Hof  wird  wenigstens  alsdann  nur 
zu  Zögerungen  Vorwand  suchen  und  finden  und  schwerlich  sich  eines  förm- 
lichen Widerspruches  erdreisten.  Auch  bewegt  ihn  vielleicht  gerade  diese 
Offenheit  zur  Willfährigkeit  und  Gefälligkeit,  wenn  er  nemlich  siehet,  dass 
—  immer  unter  gehöriger  Beschränkung  —  ein  Dioecesan  für  Hildesheim 
und  Paderborn  beybehalteu  und  für  die  übrigen  Entschädigungslande,  sowie 
für  die  Catholiken  iu  den  fränkischen  Fttrstenthümern  gesucht  wird. 

Unter  diesen  Umständen  glauben  wir,  dass  die  2te  Alternative  vorzu- 
ziehen ist.  Ein  Subject,  welches  Bischofsstelle  iu  den  genannten  Ent- 
schädigungsländern, exclusive  Hildesheim  und  Pader))orn,  uud  in  den  frän- 
kischen Fürstenthümern  ausübte,  auch,  nach  des  für  Lingen  facultates  spiri- 
tuales  habenden  Ermeländischen  Bischofs  Tode,  diese  facultates  überkäme, 
würde  allerdings  angemessen  zu  l)elohnen  und  mit  dem  angemessenen,  aus 
den  vorhandenen  fonds  zu  remunerirenden  Hülfspersonal  zu  versehen  seyn. 
Nach  des  Bischofs  von  Hildesheim  und  Paderborn  Abgange  würden  diese 
Dioecesen  mit  jener  vereinigt  und  man  wäre  au  das  gedachte  Subject  nicht 
gebunden,  sondern  behielte  oder  entfernte  es  nach  Belieben,  je  nachdem  es 
sich  betragen  hätte. 

Wir  unterwerfen  demnach  E.  K.  M. : 

II.  ob  E.  K.  M.  über  diese  Ideen  uns,  mit  dem  Grafen  v.  Schulenbiu-g 
zu  communiciren,  autorisiren  und  diesen  davon  benachi'ichtigen  wollen,  beson- 
ders da  niemand  besser  als  derselbe  ein  Subject  zu  diesem  Interims-Bisthum 
würde  in  Vorschlag  bringen  können. 

1]  Cfr.No.  623. 
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Da   der   Tod    des   Bisehofs   von    Ermeland    vioUcicbt  Anl.ass  zur  Sun-   ■^^'^„. 
pression  des  Warschauer  Bisthums  giebt,  so  würde  hiebey  nicht  einmal  die 
Zahl  der  Preussischen  Bischöfe  vermehret.« 


635.  Rescript  des  Auswärtigen  Departements  »an  den  p.  Staats-Minister  Aug.  26 
Graf  V.  Goertz  zu  Regensburg.«     Berlin  1803  August  26. 

i;.  fi7.  U.  1.  C.  1>.    Concept,  geschrieben  von   Kfister,  pez.  Hardenberg  (mit  der  lieraerkung. 
das  Concept  sei  »voUkommen  zweckmässig«). 

Auch  wegen  der  Stimmen  im  Ixciehsfürstrnrathp.  ist  an  dem  Reichsschbisse  festui- 
hcdten,  was  die  spätere  Neuaufnahme  von  MUfjliedern  nicht  aussehliesse.     Jedenfalls 
müssten  die  Stimmen  der  säladarisirten  Fntscliüdigungsländer  von  den  neiien  Landes- 
herren geführt  werden. 

Nach  Goertz's  Darlegung  vom  12.  August')  wird  von  der  am  26.  Juli 
(No.  622)  erwogenen  Idee  »abstrahirt«.  Auch  hat  das  baj'erische  Mi- 
nisterium am  1.  August  wegen  dieser  Frage  »die  nähere  Vereinigung  mit 
den  andern  protestantischen  Höfen  empfohlen« : 

.  .  .  »Unsere  Absicht  ist  hiernach,  dass  Ihr,  wenn  es  demnächst  zur 
Berathschlagung  über  jenes  Kaiserl.  Hof-Decret^)  kömmt,  ohne  in  nähere 
Erörterungen  seines  Inhalts  einzugehen.  Folgendes  von  Unsertwegen  abstim- 
mend zum  Protokoll  bemerket:  Die  Religions-Gleicliheit  oder  das  gleiche 
Verhältniss  beider  Religionstheile  im  Reich  in  Absicht  aller  wesentlichen 
Rechte  stehe  seit  dem  Westpfälischen  Frieden  schon  als  ein  Haupt-Grund- 
satz in  der  Reichsverfassung  fest,  den  der  neueste  Deputations-  und  Reichs- 
schluss  nicht  verändert,  sondern  belassen  und  bestätigt  habe.  Von  ihm 
sey  aber  eine  arithmetische  Stimmen-Parität  auf  dem  Reichstag  sehr  unter- 
schieden. Diese  sey  weder  nach  der  Reichsverfassung  und  dem  Herkommen 
nothwendig,  wie  das  ganze  seitherige  Stimmen -Verhältniss  beweise,  bey 
welchem  der  protestantische  Theil  sich  mit  der  mindern  Zahl  begnügen 
müssen,  noch  auch  sey  sie  zur  Beruhigung  der  beiderseitigen  Religions- 
Verwandten  erforderlich,  indem  immer  jene  Religions-Gleichheit  fester  Grund- 
satz bleibe,  zu  dessen  Sicherung  das  die  Stimmen-Parität  völlig  ersetzende 
Recht  der  itio  in  partes  angeordnet  sey,  und  zu  dessen  noch  ängstlicherer 
Befestigung  der  gegenwärtige,  in  dem  mildern  Licht  der  Aufklärung  immer 
weiter  fortschreitende  und  die  Besorgniss  unwürdiger  Religious-A^ervorthei- 
lungen  immer  mehr  entfernende  Geist  der  Zeit  am  w^enigsteu  Anlass  gebe. 
Ueberdies  erscheine  es  gar  nicht  rathsam,  die  volle  Würkung  eines  so 
wichtigen,  durch  die  Bemühungen  der  zwei  vermittelnden  Mächte  zu  Stande 
gekommenen  Deputations-  und  Reichs-Schlusses,  von  dem  die  fernere  Wold- 
fahrt  und  Ruhe  des  deutschen  Reichs  abhänge,  auch  nur  in  einzelnen 
Punkten  aufzuhalten  und  zu  reformiren.  Mau  wünsche  und  trage  vielmehr 
angelegentlich  darauf  an,    dass  das  Reich  sich   lediglich  an  diesen  Schluss 
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1803     halte,    es   bev   demselben  auch  in  Absicht  der   darin  festgesetzten  Stimmen 
An"',  i-ti  ' 

"        ohne  Abänderungen   oder  Zusätze   belasse   und  ihn  ohne  weiteres  zur  voll- 

btändigsteu  Erfüllung  und  Ausführung  bringe.  Solches  schliesse  jedoch 
nicht  aus,  dass  demnächst,  wenn  diese  Ausführung  erfolgt  sey,  noch  andern 
qualificirten  Bewerbern,  von  welcher  Religions-Seite  sie  auch  seyen,  neue 
Stimmen  bewilligt  werden  könnten.  .  .  .  Will  man  iudess  kaiserlicher  Seits 
darauf  beharren,  der  Nicht-Ratification  Folge  zu  geben,  so  können  die 
Stände  ...  es  allenfalls  geschehen  lassen,  dass  die  im  Deputatious-Schluss 
ganz  neu  creirte  Stimmen  bey  dieser  Deliberation  bis  auf  die  nähere  Fest- 
setzung noch  nicht  ausgeübt  werden.  Dagegen  haben  sie  darauf  standhaft 
zu  bestehen,  dass  wenigstens  die  Stimmen  der  säcularisirten  Entscliädigungs- 
Länder  von  den  neuen  Landesherren  ohne  weiteres  geführet  werden,  indem 
diese  die  Länder  mit  allen  Rechten,  welche  die  vorigen  Besitzer  gehabt, 
und  also  auch  mit  dem  wichtigen  reichsständischen  Stimmen-Recht  erhalten 
haben.«   .  .  . 

Unter  gleichem  Datum  ergehen  entsprechende  Schreiben  an  die 
»  Geheimen  Räthe  <  zu  Dresden ,  >A'eimar ,  Gotha ,  Karlsruhe ,  Stuttgart, 
Kassel,  Darmstadt,  Braunschweig,  Schwerin,  Strelitz  und  Oldenburg,  die 
ihnen  von  dem  wesentliclien  Inhalte  dieser  »Instruktion«  Kenntniss  geben, 
und  sie  zur  Führung  einer  gleichen  Sprache«  einladen;  ebenso  Mitthei- 
lungen an  die  preussischen  Gesandten  zu  München,  Dresden,  Stuttgart  und 
Kassel,  sowie  ein  Schreiben  an  Montgelas.  Dieser  äussert,  nach  Harnier's 
Bericht  aus  München  vom  17.  September  1803,  Bedenken  wegen  der  Auf- 
nahme neuer  Bewerber,  da  diese  nur  den  österreichischen  Eiufiuss  ver- 
stärken würden. 

Sept.  H  Auf  eine  Anregung  von  Goertz  vom  29.  August  1803  bemerkt  Har- 

denberg am  8.  September  und  wiederholt  am  1.  December  1803:  »Kann 
bei  diesem  Anlasse  die  gesetzliche  Annahme  einer  allgemeinen  und  gleichen 
Religionsduldung  in  ganz  Deutschland,  so  wie  Wir  das  Beyspiel  davon 
in  Uusern  Staaten  gegeben  liaben,  bewürkt  werden,  so  wäre  solches  zur 
Ehre  Unseres  Zeitalters  sehr  wünschenswerth. «  — 

Die  Berathungen  am  Reichstage  über  die  Virilstimmen,  diese  »unan- 
genehme, trockene  und  verwickelte  Angelegenheit«,  wie  sie  Goertz  am 
8.  Oktober  1804  nennt,  beginnen  am  14.  November  1803,  ohne  bis  zur 
Auflösung  des  Reiches  zum  Abschlüsse  zu  gelangen. 
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636.  Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  1803  August  27.  ^J^^^ 

R.  XI.  Kom.     Eigenhäniligt?  ohitlrirte  Ausfertigun},';    nach  dur  DechilVrirung. 

Die    Wiederherstellung  des  Jemiten-Ordms;^)    Stimmwig  der  katholischen   Höfe 

dagegen. 

...  »II  y  a  quelques  mois  que  le  pere  Angiolini  Jcauite  se  trouva  ä 
Korne:  il  va  publiquement  daus  le  costume  de  sou  ordre,  a  des  entrevues 
tres  frequentes  avec  le  pape  et  il  est  plus  que  probable  qu'il  soit  chargö 
d'une  missiou  relative  au  plan  favori  du  pape  de  retablir  cet  ordre  dans 
son  ancienne  Splendeur:  Ce  plan  ne  pourra  cependant  gueres  s'exdcuter, 
puisque  les  Co\irs  s'y  opposeront  toujours.  D'apres  ce  que  je  connois  des 
sentimens  des  diflerentes  Cours  sur  ce  poiut  par  leurs  ministres  ici,  l'Espagne 
pourroit  facilement  protester  formellement  contre  ce  retablissement  et  il  paroit 
certain  que  le  miuistre  Espagnol  se  soit  döjä  explique  d'une  maniere  sem- 
blable  envers  le  Card.  Secret.  d'Etat.  Les  autres  cours,  surtout  celle  de 
Portugal,  de  Vienne  et  de  Naples  se  contenteront  probablement  de  dtifendre 
aux  Jösuites  l'enti-ee  dans  leurs  Etats,  sans  mettre  obstacle  a  ce  que  le 
pape  pourroit  faire,  eu  general,  pour  eux.  L'Empereur  ne  permet  pas 
meme  aux  baccaristes,  ordre  nouveau  fonde  par  l'Arclnduchesse  Mariaue 
qui  r^side  actuellement  ici,  et  destine  ä  remplacer  les  Jdsiiites,  d'entrer  dans 
ses  paiä,  et  il  est  defendu  au  ministre  Imperial  de  leur  donner  des  passe- 
ports.  On  a  vendu  a  la  foire  de  Sinigaglia  un  graud  nombre  de  tabatieres 
d'^caille  fondue,  sur  lesquelles  se  trouve  la  moitie  de  l'Aigle  Kusse  avec 
la  clef  qui  forme  les  armes  du  Pape.  Au  dessus  est  un  soleil  avec  le 
Chiffre  de  Jesus  et  la  devise:  post  tenebras  lux.  A  en  juger  d'apres  ces 
emblemes,  ces  tabatieres  doivent  faire  allusiou  au  rapprochement  de  la 
Kussie  et  du  Pape  et  au  retablissement  des  Jösuites  que  certaines  personues 
s'en  promettent. «   .  .  . 

637.  Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  1803  August  27.  Aug.  27 

R.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chiftnrte  Ausfertigung;    uach  der  Dechiifrirung. 

Bas  Vermeiden  des  Titels  »Ftdda*  in  der  päpstliehen  Antwort  auf  die  Beglaubigung 

Humboldfs  als  Minister-Eesident  des  Fürsten  von  Oranien-Fulda.    Bemerkung  Con- 

salri's  über  Humboldfs  preussische  Beglaubigung.     Der  Nuntius  ist  noeh  nicht  in 

Regensburg.     Consalvi  scheint  den  preussischen  Standpunkt  xu  billigen.-) 

.  .  .  ;>Le  Prince  d' Orange-Fulda  m'envoya,  il  y  a  quelques  semaines, 
une  letti'e  patente  et  de  creance  concue  absolumeut  de  la  meme  maniere 
que  Celle,  dont  V.  M.  m'a  fait  la  gräce  de  me  munii-;  mais  il  est  dit  dans 
le  commencement  de  cette  lettre  que  par  le  Conclusum  de  l'Empire  il  est 
devenu  souverain  des  pais  qu'il  a  recus  en  titres  d'indemnisatiou.  Je  me 
reudis  aussitot  eu  persoune  chez  le  Card.  Secret.  d'Etat  et  les  Lui  prdsentai, 
en  les  accompaguant  d'un  compliment  .inalogne  ü  la  circoustancc.  Le  Cardinal 
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1803  jjjg  r^pondit  d'abovd  qne  la  demarche  que  [inteiitionnait?]*)  le  prince  ne 
pouvoit  qu'rtre  extremement  agreable  et  flatteuse  au  Pape,  et  qu'il  u'y  avoit 
aiicuu  doute  qne  je  ue  serois  reeonnu  des  aprösent  dans  la  qualite  de  re- 
sident du  prince;  mais  qu'il  prövoyoit  ä  la  forme  de  cette  aflfaire  de  grandes 
difficidtes  et  qu'il  ne  pouvoit  me  donner  une  reponse  officielle,  avant 
que  de  n'en  avoir  parlö  au  Pape.  Comme  je  devinois  facilement  que  c'etoit 
la  mention  expresse  du  conclusum  et  le  titre  du  prince  qui  formoient  la 
difficulte,  je  me  gardai  bieu  d'entrer  dans  aucune  discussion  sur  ces  points. 
Mais  d'aprös  la  confiance  que  le  Card.  Secret.  d'Etat  a  coutume  de  me 
monti-er,  11  me  döpeignit  son  embarras:  puisque  la  Cour  de  Rome  ne  pou- 
voit se  r^soudre  ä  reconnoitre  formellement  le  conclusum  de  l'Empire  et 
que  de  nommer  le  prince  d'Orange,  Prince  de  Fulda,  seroit  une  teile  re- 
connoissance.  Je  lui  fis  lä  dessus  la  representation  que  je  ne  m'etois  ja- 
mais  figurö  que  la  Cour  de  Rome  vouloit  aller  jusqu'  ä  ne  pas  reconnoitre 
la  legitimite  de  la  possession  des  pays  s^cularises,  que  selou  moi,  il  y  avoit 
une  grande  difference  entre  reconnoitre  les  cons(5quences  d'une  demarche 
et  approuver  et  consentir  a  cette  dt^marche  meme,  et  que  je  le  priois  eu 
confiance  de  bien  y  röflecbir  avant  que  d'aborder,  surtout  k  une  occasion 
d'une  moiudre  importance,  une  question  d'autant  plus  delicate,  que  la  France 
et  la  Russie  avoient  pris  une  part  principale  au  Conclusum  de  l'Empire;  il 
me  repondit  lä  dessus  que  le  pape  etoit  certainement  tres  dloignö  d'entamer 
cette  question,  mais  que  d'apres  ces  priucipes  les  secularisations  faites  eu 
Allemagne  etoient  pour  ainsi  dire  uu  larciu  fait  ä  l'^glise,  qu'il  ne  pouvoit 
pas  rempecber,  mais  qu'on  ne  pouvoit  pas  exiger  de  lui  qu'il  le  reconuut 
comme  legitime,  et  qu'il  avoit  fait  cette  declaratiou  meme  au  Pr.  Consul. 
II  iijouta  que  la  Cour  de  Rome  ne  s'opposeroit  jamais  en  rien  quant  aux 
faits,  que  je  voyois  que  meme  ä  präsent  par  le  fait  eile  reconnoissoit  le 
Prince  de  Fulda  corame  tel,  puis  qu'elle  recevoit  de  Lui  un  agent,  malgre 
qu'il  tut  bien  conuu  qu'il  ne  l'envoyoit  qu'en  qualite  de  souverain  d'uu 
pais  secularise;  que  le  Pape  ^viteroit  aussi  avec  le  plus  grand  sein  de  ja- 
mais touclier  cette  coi'de,  mais  que  le  cas  present  etoit  peut-etre  le  seul  oü 
ccla  etoit  difficile,  puisque  le  Prince  d'Orange  n'etoit  poiut  prince  regnaut 
d'un  autre  paYs  que  celui  de  Fulda,  et  que  par  Iji  la  reconnoissance  formelle 
d'une  secularisation  faite  en  Allemagne  entroit  dans  son  titre  meme.  II  finit 
par  m'assurer  qu'il  feroit  cepeudant  son  possible  pour  trouver  un  termc 
moyen.  Api-es  m'avoir  fait  attendre  longtems  une  röponse,  il  m'envoya  enfin 
le  jour  du  dernier  Courier  une  Note,  dans  laquelle  il  dit  au  nom  du  Pape, 
en  y  ajoutant  des  phrases  obligeantcs  pour  le  Prince,  que  je  serois  reeonnu 
comme  son  resident,  mais  oü  il  ne  donne  d'autre  titre  au  Prince  que  celui 
de  S.  Alt.  Sörönissime  Prince  höreditaire  d'Orange,  en  y  ajoutant  uu  et  cae- 
tera (etc.  etc.)     Quant  ä  la  lettre  patente,  ou  l'a  laissöe   enti-e  mes  mains, 
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puisquc  c'est  im  (locumciit  (iiü  u"est  pas  diiigL'  dirccteuieut  an  Papc,  muis  a^^"*'^- 
qui  d'apres  sa  uature  raeme  doit  me  servir  poiir  prouver  raon  caractere 
officiel  partout  ou  il  poiirioit  etre  uöcessaii-e.  Aussi  a-t-on  fait  la  meme 
chose  avec  la  lettre  patente  de  V.  M.,  alors  que  je  \ins  ici.  .Tai  appris 
depuiä  qu'on  a  eii  l)eaucoup  de  confeieneest  siir  cette  aftaiic  et  qu'on  a 
voiilu  mettre  Prince  hereditaive  d'ürange  actiiellement  regnant  dans  les  Etats 
de  Fulda  etc.  etc.,  mais  que  meme  on  a  cvu  aller  trop  loiu  en  disant  tout 
court  regnant  dans  Fulda.  Si  j'ose  dire  mon  opinion,  je  croi.^  que  I(^  [)arti 
qu'on  a  pris  vaut  mieux,  et  que,  si  on  ue  vouloit  pas  dire  complique  et 
naturellement  Prince  de  Fulda,  il  valoit  mieux  laisser  croire  qu'on  ait  omis 
ce  titre  pour  abreger  ceux  qu'on  avoit  k  douner.  Toute  autre  expression 
auroit  dii  etre  reraarquee:  mais  quant  ä  la  seule  Omission,  on  peut  faire 
somblaut  de  l'ignorer,  si  on  ne  juge  ä  propos  d'entrer  en  discussion  sur  ce 
point.  Je  n'ai  fait  aucune  reponse  a  la  Note  re^ue,  mais  je  rae  suis  con- 
tente  de  faii-e  mon  rapport  au  Prince,  dont  j'attends  ä  present  les  Instructions. 
Ce  parti  mo  paroissoit  le  plus  sage  sous  tous  les  rapports.  .Tai  cependant 
pris  la  liberte  d'observer  au  Prince  que  je  croyois  que  la  Cour  de  Korne, 
tres  obstinee  sur  tout  ce  qui  est  formalite,  cederoit  difficilement  sur  ce  point 
et  que  selon  moi  aucun  prince  de  l'AlIemague  n'avoit  besoin  d'etre  [re- 
connu?  premierement  par  le  pape;  mais  que  tout  devoit  supposcr  plutot 
de  l'etre,  jusqu'a  ce  que  la  Cour  de  Rome  refusoit  formellement  cet  acte  et 
ne  le  dissimuleroit  pas  seulement  comme  apresent  d'une  maniere  foible  et 
vraiment  petite. 

Au  sui-plus  le  Prince  d' Orange-Fulda  est  jusqu'ici  le  premier  Prince 
qui  soit  en  effet  entre  dans  une  relation  officielle  avec  le  Pape  sur  les 
pais  d'indemnisation,  et  je  n'ai  trouve  aucune  difficulte  ä  faire  expedier  ces 
jours  ci  quelques  affaires  ecclesiastiques  pour  lui  aupres  des  tiübunaux  d'ici. 

.Je  ne  puis  me  dispenser  de  mander  ä  cette  occasion  encore  a  V.  M. 
une  autre  Observation  que  m'a  fait  le  Card.  Secret.  d'Etat.  Encore  avant 
cet  incident,  il  me  parla  un  jour  de  la  lettre  patente  que  je  lui  ai  portee 
de  la  part  de  V.  M.,  et  il  me  dit  en  confiance  qu'il  ne  pouvoit  me  dissi- 
muler  qu'il  avoit  ^te  etonne  de  ce  que  dans  ce  tems  il  n'avoit  pas  eu  une 
lettre  directe  pour  le  Pape  ou  pour  lui,  et  que  la  forme  meme  de  cette 
lettre  patente  avoit,  s'il  osoit  le  dire,  quelque  chose  de  frappant.  II  cita 
alors  les  paroles  latines,  Rogamus  et  requirimus  caetera.  II  ajouta  qu'il 
croyoit  que  cette  formule  venoit  des  tems  oai  la  Cour  de  Rome  avoit  fait 
difficulte  de  recounoitre  les  Agens  de  Cours  protestautes ;  mais  qu'apreaent, 
comme  cette  difficulte  ne  subsistoit  plus,  il  lui  paroissoit  juste  qu" aussi  les 
Cours  protestautes  de  leur  c6t6  ue  fissent  pas  difference,  que  par  respect 
pour  V.  M.  il  uavoit  voulu  faire  aucune  Observation  sur  ce  poiut  insignifiant 
en  lui  meme,  mais  qu'il  desireroit  que  ce  style  ne  füt  pas  imitö  par  d'autres 
Cours  dans  le  moment  present.  .Je  lui  ai  repondu  lä  dessus  que  le  mini- 
stere    de  V.  M.   n'avoit    fait   (lUc    öuivro    1  usage    ctaljü    et    que,    quoique   je 
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1^^  n'eusse  point  de  reuseignemens  partieuliers  sur  ce  point,  je  croyois  cepen- 
dant  pouvoir  lui  assurer  qua  la  forme  de  ces  letti'es  de  creance  n'avoit 
aucuii  motif  de  diversite  de  religion,  ni  aucune  autre  raison  qni  put  etre 
desagreable  ä  la  Cour  de  Rome;  mais  qu'autant  que  je  savois,  eile  etoit 
convenable  h  la  qualite  et  au  titre  qu'on  avoit  voulu  attribuer  ä  1' Agent 
oonstitae  ä  Rome.  C'est  lä  dessus  qu'il  se  tranquillisa,  et  il  n'a  plus  fait 
aucune  remarque  du  meme  genre  sur  la  lettre  patente  de  la  meme  teneur 
que  je  Ini  ai  presente  au  nom  de  S.  Alt.  Ser.  le  Piince  d'Orange-Fulda. 
Jo  dois  ajouter  ici,  pour  que  V.  M.  ne  soit  pas  surprise  de  ce  que  l'on  soit 
l'rappe  ä  präsent  d'une  chose  qui  est  d'un  usage  etabli  depuis  longtems,  que, 
depuiö  l'Abbe  Ciofianif!),  c.  a.  d.  depuis  plus  de  40  ans,  jusqu'ä  moi  aucuues 
lettres  de  creance  n'ont  ete  prösentees  de  la  part  de  la  Prusse  ici.  Mon 
pred^cesseur  regut  les  siennes  du  tems  de  I'absence  de  Pie  VI.,  et  ne  pou- 
vant  les  rendre  alors,  clles  n'ont  point  ete  renouvelees  depuis.  V.  M.  daig- 
nera  approuver  la  maniere  dont  j'ai  repondu  dans  cette  occasion  oü  je 
manquois  d'instructions  plus  particulieres ;  je  me  souviens  encore  que  mon 
predecesseur  m'a  dit  que  le  Card.  Secr.  d'Etat,  dans  une  conversation 
particuliere,  lui  avoit  t^moigne  quelqu'ötonnement  sur  mes  lettres  de  cr^- 
auce;  mais  ce  fut  d'une  maniere  trop  vague  pour  que  ou  lui  ou  moi 
eussions  pu  alors  en  faire  rapport  ä  V.  M. 

Quant  aux  affaires  eccl6siastiques  de  l'Allemagne  eu  gönöral,  je  n'ai 
appris  aucuns  autres  dötails  sur  l'envoy  d'un  nonce  ä  Ratisbonue,  et  je 
presume  que  la  Cour  de  Rome  täche  principalement  de  s'arranger  ä  Vienne 
avec  l'Empereur  et  les  Princes  catholiques.  Mais  j'ai  continu6  a  declarer 
au  Card.  Secr.  d'Etat  l'intention  ferme  de  V.  M.  de  ne  traiter  que  de  ma- 
niere accoutumöe,  et  je  crois  pouvoir  me  flatter  qu'il  eu  est  si  bien  persuad«? 
(jue  dernierement  il  rae  dit  lui-meme  qu'il  trouvoit  tont  naturel  que  Y.  M. 
insistät  sur  ce  point.« 

Aug.  29         638.   Rescript  des  Hoheits-  und  des  Geistlichen  Departements  an  das 
Ostpreussische  Etats-Ministerium.    Berlin  1803  August  29. 

K.  7.  hs.     Coiicept,  gez.  Reck;  Massow. 

Zurückweisimg  des  Anspruches  des  Bischofs  von  Ktdm,  Grrof  Vcrhno-Rydxynski.  aiif 
Diöcesan-BccJde  in  Ostpreussen. 

^In  der,  N.  B.  ohne  irgend  ein  Gutachten,  Eurem  Berichte  vom  18*'" 
V.  M.  beigelegnen  Eingabe  des  Bischofs  zu  Culm,  wegen  der  katholischen 
Kirchen-Verfassung  in  der  dortigen  Provinz,  haben  wir  nichts  gefunden, 
wodurch  die  Verordnung  vom  25*^"  April  c.  'j  eine  Aenderung  erleiden 
könnte,  da  die  von  dem  Bischof  behaupteten  Dioecesan-Rechte  in  Ostpreussen 
keinesweges  fundii't,  sondern  nur  usurpirt  sind,  daher  ihr  demselben  das 
nochmals  zu  äussern  habt :  und  verstehet  es  sich  übrigens  von  selbst,  dass 


1)  Cfr.  No.  681. 
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in  Absicht   der  Stol-Gebtihren  ^l  der  Katholiken   an    l'rotestantische  Pfarrer  .^^^„ 

Aug.  29 
nach  dem  Ost-Preussischen  Provinzial-Recht  pag.   122.  §  3    als  Regel  ein- 
treten muss.«   .  .  . 


639.   Immediat-ßericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.^)    Berlin  1803  Aug.  30 
August  30. 

K.  Srt.  5>.  S.    Ausfertigung.  Concept,  Aiuveiaung  von  Sack,  K.  7i).  EicUsfeld  II.  XXIV.  It. 
Das  Kollegiat- Stift  ad  St.  Martinmu  in  Ileiligcnstadt  und  dessen  Äuftiebiiuy. 

.  .  .  »Dag  in  Heiligenstadt  belegene  St.  Martins-Stift  ist  Ober  tausend 
Jahr  alt  und  hat  in  vorigen  Zeiten  einen  besondern  Propst  gehabt.  Im 
Jahre  1777  ist  jedoch  die  Propste)'  eingezogen  und  die  Revenuen  sind  theils 
zur  Verbesserung  katholischer  Prediger-Stellen,  theils  zur  Verstärkung  des 
Kapitels  und  des  Fonds  für  Kirchen  bestimmt  worden.  Zu  diesem  Behuf 
wird  auch  das  Propstey-Vermögen  noch  besonders  verwaltet.   .  .  . 

Das  .  .  .  Vermögen,  theilt  sich  in  folgende  Abtheilungen: 

1.  in  das  Propstey-Vermögen.  Hieraus  erhalten  einige  Pfarren 
zusammen  100  Rthlr.  Sodann  werden  die  sonst  darauf  ruhenden  Ausgaben 
davon  bestritten,  und  der  nach  dem  angefertigten  Nutzungs  -  Anschlage 
92  Rthlr.   11  Gr.  9  Pfg.  betragende  Ueberschuss  fliesst 

2.  zu  dem  Kirchen-Fonds.  Dieser  dient  zur  Erhaltung  und  Ver- 
waltung der  Stifts-Kirche  ad  St.  Martinum,  welche  blos  zum  Gebrauch  der 
Canonici  vorhanden  ist.  Dieselbe  kann  dieserhalb  auch  nach  Aufhebung 
des  Capitels  füglich  wegfallen,  indem  die  wenigen  dazu  eingepfarrten  Häuser 
leicht  zu  einer  andern  Pfarre  gelegt  werden  können. 

Der  ueberschuss  au  Revenuen  beträgt  nach 
einem  Nutzungs-Anschlage 473  Rthlr.   —  Gr.   10  Pfg. 

3.  in    das     eigentliche    Kapitels- 
Vermögen,   von  dessen  Revenuen  nach  Abzug 

der  Ausgaben 2847       -      20     -      5     - 

übrig  bleiben;  und 

4.  das     Vicarien -Vermögen ,     von 

dessen^  Revenuen 639       -      13     -    10     - 

also  zusammen 3960  Rthlrril  Gr.     1  Pfg. 

überschiessen.  Bei  der  Bestimmung  über  das  Schiksal  des  Stiftes  nach  den 
Grundsäzzen  der  Reichs-Deputations-Beschlüsse  kommt  es  auf  dasjenige  an. 
was  bis  dahin  die  Präbendirteu  erhalten  haben  und  was  ihnen  auch  bey 
Aufhebung  des  Stifts  gelassen  werden  muss? 

Von  den  oben  sub  nummero  3.  bestimmten  Capitular-Vermögen  würden 
nun  zu  gemessen  haben: 


1)  Cfr.  No.  705.  2j  Cfr.  No.  624,  Aniu.  2. 
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^^•^  der  Deohaul  mit  Eiuschluss  seiner  Präbende 454  Rthlr. 

der  Scholaster  desgleichen 423 

der  Cantor 425 

jeder  der  übrigen  vier  Capitular-Canonici 340 

jeder  der  fünf  Domicellar-Canonici 42 

Keiner  dersel))en  geniesst  hiernach  von  seiner  Präbende  457  1/2  Kthlr. 
oder  800  Fi.  und  wird  daher  nach  §  64  des  Reichs-Deputationa-Haupt- 
schlusses  seine  bisherige  Einnahme  ungekürzt  erhalten  müssen,  so  wie  nach 
derselben  Bestimmung  eben  so  wenig  auch  den  Vicarieu  etwas  abgezogen 
werden  kann.  Ausserdem  sind  2  Canouici-Pfarrer  an  den  Kirchen  ad  St. 
Aegidium  und  B.  M.  Virginem  in  Ileiligenstadt,  und  haben  davon  besondere 
Einkünfte.  Ein  Vicarius  aber  ist  bey  der  Stifts- Kirche  ad  St.  Martinum, 
jedoch  nur  auf  Wiederruf  angenommen,  und  ein  Canonicus  ist  Lehrer  der 
Philosophie  zu  Aschaifcuburg.  Die  5  Domicellar-Canonici  müssen  nach  dem 
Alter  in  die  sich  erledigenden  Präbenden  einrücken,  und  es  wird  mithin 
sobald  noch  an  keine  Einziehung  zu  denken  sein,  wenn  E.  K.  M.  zu  be- 
schliesseu  geruhen  mögten,  dass  das  Stift  selbst  aussterben  sollte.  Aus 
diesen  Gründen  war  anfangs  die  Absicht  auf  das  einstweilige  Bestehen  des- 
selben und  dessen  Besteuerung  auf  eine  ähnliche  Art  gerichtet,  wie  E.  K. 
M.  bey  dem  Stifte  ad.  B.  M.  Virginem  zu  Erfurth  am  2.  May  dieses  Jahres  ^j 
.  .  .  vorgeschlagen  und  von  AUerhöchstdeueuselben  unterm  18.  ejusdem  .  .  . 
genehmiget  worden.  Allein  der  obige  nur  schwache  Zustand  des  Capitel- 
Vermögens  zeigt,  dass  durch  eine  diesem  Zustande  angemessene  Besteuerung 
nur  ein  Geringes  aufkommen  kann.  Sollte  dieselbe  jedoch  stärker  aus- 
fallen, so  dürften  die  Revenuen  der  Präbendirten  zu  sehr  geschmälert  wer- 
den. Ueberdies  machen  Kirchen-  und  Unterrichts-Anstalten  die  Beibehaltung 
dieses  Stifts  nicht  so  nothwendig,  als  des  vorerwehnten  Erfurthschen  Stifts. 
Hiezu  kömmt,  dass  einländische  Schulen  im  gegenwärtigen  Falle  gar  nicht 
zu  berücksichtigen  sind;  und  für  den  Gottesdienst  kann  zweckmässiger 
durch  Anstellung  ordentlicher  Geistlichen  gesorgt  werden,  welchen  nur  ans 
dem  oben  erwehnten  Kirchen -Vermögen  eine  auskömmliche  Dotirung  zu 
verschaffen  ist. 

Diese  Gründe  haben  nach  wiederholter  Erweguug  aller  Verhältnisse 
die  Finanz-  und  Polizey-Commission  des  Eichsfeldes  zu  dem  Antrage 
bewogen : 

dass  das  Stift  nebst  Zubehör  säcularisirt  und  sofort  aufgehoben,  und 
den    Capitular-Canonici s  und  Vicarien   ihre   bisherige  Einnahme  be- 
lassen,   die    Domicellar-Canonici   aber   sogleich   abgefunden   werden 
mögten. 
Bei  den  vorwaltenden  Umständen  bin  ich  gleichfalls  der  Meinung,  dass 
dieser  Antrag  solchen   ani   angemessensten  sey,    und  stell»'   .  .  .   üulioiiii.    ol) 
E.  K.  M.   denselben  zu  genehmigen  geruhen   wollen. 
li  No.  588. 
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In  dem  Falle  witrde    der  Vorachlair  oliuc    jezzif^en  Zuschuss    uud  der-   ,       ■'!.,, 
einst  mit   ansehnlichem    Vortheil   für  Allerhöchstdero   Interesse   in  der  Ai't 
ansgeführt  werden  können,  dass: 

1.  sämtliche  Fonds,  mithin  sowohl  die  Proi)stey  und  das  (Japitular-,  al.s 
auch  das  Kirchen-  und  Vicarien- Vermögen  sofort  in  Administration  gestellt 
werden,  und  demnächst  nach  angefertigten  genauen  Anschlägen  und  Special- 
Prästations-Tabellen  alles  selir  zweckmässig  mit  der  Mühlcn-Voigtcy  und 
der  Kustenbergschen  Amts-Iveceptur,  als  den  beiden  benachbarten  Domainen- 
Rentheyen,  verbunden  wird. 

2.  Den  Capitular-Canonicis  würden  die  obigen  Quanta  als  lebens- 
längliche Pensionen,  die  jedoch  nur  in  E.  K.  M.  Provinzen  zu  verzehren 
wären,  auszusetzen,  jedoch  solche  zur  Erleichterung  bey  der  künftigen  IJe- 
rechnuug  auf  runde  Summen  zu  bestimmen  sein,  so  dass : 

der  Dechaut 460  Uthlr. 

der  Scholaster  und  Kantor  jeder 430 

und  jeder  der  übrigen  4  Canonici 350 

erlialten.  Zwar  haben  dieselben  in  den  leztern  Jahren  etwas  mehr  bezogen, 
indem  die  Getreide-Preise  in  selbigen  sehr  hoch  gewesen  sind  und  man 
deshalb  bey  der  Veranschlagung  15  Pro  Cent  überall  hat  in  Abzug  bringen 
müssen;  sie  werden  sich  indess  hiebei  in  Küksicht  der  üngewissheit  der 
Preise  und  des  nun  rein  und  ohne  Verwaltungs-Mühc  und  Kosten  ihnen  zu- 
kommenden Pensions -Quanti  nach  Versicherung  der  Finanz-  und  Polizcy- 
Commission  wohl  beruhigen.     Ausserdem  würden  ihnen 

3.  ihre  Häuser  und  dazu  gehörige  Gärten  zeitlebens  verbleiben,  und 
erstere  ihnen  nach  wie  vor  aus  dem  dazu  mit  bestimmten  Kirchen -Fonds 
unterhalten. 

4.  Da  die  Pfarren  ad  St.  Aegidium  uud  B.  M.  Virgincm  bestehen  und 
vollständig  fundirt  werden  müssen,  so  kann  dieses  dadurch  geschehen,  dass, 
80  lange  die  solche  jezt  wahrnehmenden  Canonici  leben,  sie  die  sub  No.  2 
bestimmten  Präbenden- Revenuen  als  Pensionen  behalten.  Nachher  aber 
würden  zu  der  ersten  Pfarrstelle  200  Rthlr.  und  zu  der  lezten  280  Rthlr. 
noch  hinzuzulegen  und  aus  dem  Stifts-Vermögen  hiezu  auszusetzen  sein, 
um  die  Revenuen  einer  jeden  auf  500  Rthlr.  zu  bringen. 

Die  Pfarre  der  Stifts-Kirche  müsste  eingehen,  und  dem  Vicarius,  der 
sie  bisher  wahrgenommen,  dürfte  eine  Competenz  von  100  Rthlr.  auszu- 
platzen sein,  bis  er  mit  einer  Pfarre  im  Lande  des  Nächsten  versorgt  wor- 
den kann. 

5.  Die  Vicarien  behalten  ebenfalls  ihre  Revenuen  und  Häuser. 

6.  Uebrigens  hören  jedoch  die  Präbende-  und  Vicarien-Rcveuuen  mit 
dem  Tode  der  jezzigen  Besitzer  auf,  und  es  können  keine  Nachjahre  pas- 
sirou,  weil  die  belassenen  Einnahmen  als  blosse  Pensionen  anzusehen  sind. 
Auch  die  von  Elzischen  Vicaric-Pcnsionen  können  demnächst  eingezogen 
werden,  da  sie  ohne  Seelsorge  und  keine  Blut-Präbendeu  sind,    diese  aber 
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\^^^-i(»  "'^*'''  ^^^  Allerhücbsteu  Fet*tsezzuDg  vom  18.  April  dieses  Jahres  der  Säcu- 
larisation  ebenfalls  allgemein  unterworfen  sein  sollen. 

7.  Die  Domicellaren  werden  ein  für  allemahl  sowohl  für  den  jezzigen 
(ireuuss,  als  für  das  Nicht-Aufrticken  in  die  Capitular-Präbenden  abgefunden, 
und  zwar  der  älteste  von  74  Jahren  mit  öOO  Rthlr.,  die  übrigen  4  von 
17  bis  29  Jahren  jeder  mit  einem  Capital  von  2500  Rthlr.,  welche  Gelder 
aus  dem  Kloster-Bestände  und  davon  eingehenden  Activ-Capitalien  zu  neh- 
men sein  würden.  Rechnet  man  davon  die  Zinsen  zu  4  Pro  Cent  und  alle 
obige  Ausgaben,  auch  die  Administrations- Kosten  mit  inbegriffen  ab,  so 
bleibt  schon  jezt  ein  Ueberschuss  von  84  Rthlr.  Sehr  bald  und  mit  jeder 
eröfneten  Stelle  vergrössert  sich  aber  derselbe  durch  die  sodann  einzu- 
ziehenden Revenuen,  bis  endlich  das  ganze  Stifts-Vermögen  von  allen  Ab- 
gaben befreiet  E.  K.  M.  zufallen  wird. 

8.  Da  die  Pfarr-Kirche  dieses  Stifts  und  aller  Gottesdienst  darin  aufhört, 
so  kann  solche  füglich  für  die  Evangelisch-Lutherische  Gemeinde  bestimmt 
werden,  welche  in  Heiligenstadt  nach  E.  K.  M.  .  .  .  Genehmigung  constituirt 
werden  soll.*   ... 

Rand-Verfügung,  geschi'ieben  von  Beyme: 

»1803  [s.  d.] 
Approbirt. « 

Sept.  6  Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Paretz  1803  September  6. 

Ausfertigung  a.  a.  <».  dos  C'onceptes. 


Sept.  3         640.    Immediat-Bericht  des  Generalmajors  v.  Zastrow.    Posen  1803 
September  3. 

R.  89.  32.  D.    Eigenhändig. 

Antrmf  auf  Ueberweisuny  der  Joaephiner-Karm^h'ter-Krrche  in  Pose»  für  die 

Oarnison.  *; 

»E.  K.  M.  haben  in  .  .  .  Dero  unterm  22.  August  1801  an  mich^'j  .  .  . 
erlassenen  Resolution  zu  äussern  geruhet,  wie  allerhÖchst-Dieselben  nicht 
abgeneigt  Avären,  über  die  allhier  zum  eingezogenen  Josephiner-Carmeliter- 
Kloster  gehörige  Kirche  zum  Gottesdienst  für  die  Garnison  zu  disponiren, 
so  bald  die  Umstände  es  zulassen  würden.  Da  es  sich  nun  ergeben,  dass 
diese  Kirche  keiner  Gemeinde  zugehört,  und  dass  es  auch  nicht  möglich  seyn 
würde,  auf  die  vormahlige  Art  Gottesdienst  darin  zu  halten,  weil  die  Mönche, 
welche  solchen  versehen  haben,  in  ein  anderes  Kloster  untergebracht  worden, 
und  aus  Ermangelung  eines  Fonds  keine  besondere  Geistlichen  dazu  ge- 
halten werden  können;  so  scheint  der  andel'^veitigen  freyen  Disposition  über 


1;  Cfr.  No.  6U8  und  64H. 

2    Cfr.  No.  356.  die  glt'ichlautt'nde  Ordre  an  Voss. 
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dieser  Kirche  auf  keine  Weise  inclir  ('t\\i\n  im  Weg»;  zu  stehen,  so   wie  es  ^    x  ., 
auch  allhier  niemand  einfällt,  an  die  Zurückgabe  doraelljen  weiter  zu  denken. 

E.  K.  M.  wage  ich  dahero  ...  zu  bitten : 

gedachte  Kirche  nunmehro  zum  Gottes-Dienst  für  das  hiesige  Militair 
huldreichst  bestimmen  und  zu  diesem  IJehuf  durch  den  Bischof 
übergeben  lassen  zu  wollen. 

Aus  den  .  .  .  hier  angebogenen  Auszug  zwcyer  Stellen  aus  einem 
historisch- Chronologischen  Werke  des  pp.  Regenwolcius  ')  wollen  E.  K.  M. 
hiernächst  ...  zu  entnehmen  geruhen,  auf  welcher  unerlaubten  Weise  die 
Katholischen  Glaubensgenossen  diese  Kirche  ehemahls  an  sich  gerissen, 
und  dass  sie  mithin,  der  Entstehung  nach,  kein  gegründetes  Eigenthumsrecht 
an  derselben  haben. 

Die  Unmöglichkeit,  worin  ich  mich  gegenwärtig  befinde,  die  Garnison 
zum  Gottesdienst  anzuhalten,  und  die  nachteilige  Folgen,  welche  dadurch 
nothwendig  für  die  Moralität  entstehen  müssen,  veranlassen  micli  E.  K.  M. 
diese  meine  .  .  .  Bitte  wiederholentlich  zu  Füssen  zu  legen,  wozu  noch  kommt, 
dass,  wenn  diese  Kirche  keiner  Gemeinde  zugetheilt  und  nicht  im  Baulichen 
Stande  erhalten  wird,  sie  in  kurzen  —  da  das  Dach  schon  sehr  schadhaft 
zu  werden  anfängt  —  so  zu  Grunde  gehen  rauss,  dass  späterhin  eine  sehr 
kostspielige  Reparatur  erforderlich  werden  dürfte.« 

»Einige  Stellen  aus  dem  Historisch-Chi'onologischen  System  der  Slavischeu 
Kirchen  in  verschiedenen  Provinzen,  vorzüglich  in  Polen,  Böhmen,  Litthauen, 
Russland,  Preussen,  Mähren  pp.  von  Regenvolscius,  Utrecht  1652.2) 

Die  Böhmischen  Evangelischen  Glaubensgenossen  hatten  zu  Posen  zwei 
Kirchen,  eine  Polnische  und  eine  Deutsche,  nebst  zwei  andern  Häusern  und 
daran  stossenden  Gärten,  welche  in  dem  von  dem  Grafen  von  Ostorow  (einem 
Polnischen  Magnaten  und  grossen  Gönner  der  Evangelischen,  der  den  28ten  Mai 
1568  gestorben  Avar)  ererbten  Gehöft  in  der  Vorstadt  von  Posen  vor  dem 
Wronker  Thor,  wo  mau  zur  Kirche  des  heiligen  Albertus  geht,  gelegen  waren. 
Diesen  Häusern  sowohl  als  den  beiden  dabei  liegenden  Kirchen  wurde  vom 
König  von  Polen  Sigismund  H.  zu  Petricau  im  Jahr  1564  Freiheit  und  Un- 
abhängigkeit zugesichert.  Auch  hatte  ein  gemsser  .Tohann  Crotosci  zu  diesen 
Häusern  noch  ein  benachbartes  Haus  von  x\.ndreas  Schilling,  einem  Evangeli- 
schen Bürger  und  Kaufmann  zu  Posen,  welcher  sich  um  seine  Glaubensgenossen 
sehr  verdient  gemacht    hatte,   hinzugekauft,    welches   der   König    von   Polen 


1)  Andreas  Weiigierski  Wengerscius),  protestantischer  Theologe.  1600 — 1649. 
achrieb   das  unten   angeführte  Werk  unter  dem  Namen  Adrianns  Regenvolscius. 

2  Systema  historico-cbronologicum  Ecelesiarum  Slavouicarum  per  Provincias 
varias,  praecipue  Poloniae,  Bohemiae.  Litnauiao.  Ruseine,  Prussine.  Moraviae  etc. 
diatinctarmn.  Libris  IV.  adornatum  :  continens  historicau»  ecclesiasticam  a  Christi 
et  Apostolorura  tempore  ad  An.  Dom.  1650.  Opera  Adriani  Regeuvolscii  E.  F. 
'rra,iecti  ad  Rhenum,  Ex  Ofticina  Johannis  a  Waesberge,  Bibliopolae.  Anno  1652. 
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o^^..  Stephan  den  20ten  Novemljer  1576  zu  Thorn  mit  Freiheit  und  Vorrechten 
versah,  und  welches  den  Böhmischen  Confessions-Verwandten  zum  gottes- 
dieustliclien  Gel)rauch  übergeben  wurde.  Ferner  schenkte  noch  Jolianu 
(iajeAvski  aus  Blociszewo,  Landrichter  zu  Posen,  den  Böhmischen  Evangeli- 
schen Glaubensgenossen  ein  in  derselben  Vorstadt  liegendes,  von  den  Erben 
des  Johann  Suidas  erkauftes  und  vom  König  von  Polen  Stephan  auf  dem 
Reichstage  zu  Warschau  im  Jahr  1582  den  18ten  November  mit  Freiheiten 
und  Privilegien  versehenes  Haus.  Aber  alle  diese  Privilegien  und  Doku- 
mente verhinderten  nicht  die  offenbaren  feindseligen  Angriffe  auf  diese 
Häuser  und  die  Evangelischen  Kirchen.  Ihre  völlige  Zerstörung  erfolgte  den 
3ten  August  1616.  Doch  selbst  in  den  Ruinen  der  Kirchen  hielten  die 
Evangelischen  noch  oft,  und  heftig  beunruhigt,  ihren  Gottesdienst,  bis  sie 
endlich  durch  die  äusserste  Gewalt  und  durch  die  nachdrücklichsten  Inter- 
dikte völlig  daran  verhindert  wurden.  Im  Jahr  1617  am  Sonntage  Sexa- 
gesimae  wurde  innerhalb  der  zerstörten  Mauern  der  Kirche  der  letzte  öffent- 
liche Gottesdienst  gehalten.  Von  dieser  Zeit  an  hörte  derselbe  aber  auf, 
und  der  Grund  und  Boden  fiel  nachher  den  Mönchen  anheim.« 


»Im  Jahr  1605  erregte  der  Jesuit  Piasecio  in  seinen  Predigten  in  der 
Jesuiter-Pfarr-Kirche  das  Volk  mit  der  grösstcn  Heftigkeit,  die  Evangelischen 
Kirchen  in  der  St.  Alberts- Vorstadt  zu  zerstören.  Er  Ijediente  sich  dabei 
dieser  Ausdrücke:  'Der  Magistrat  -will  es  nicht,  die  Väter  der  Stadt  wollen 
es  nicht,  ihr  aus  dem  Volk  also,  verwandelt  die  Kii'chen  der  Ketzer  in 
Rauch  und  Asche'.  Diese  Anregungen  waren  auch  nicht  fruchtlos,  und 
schon  in  demselben  Jahre  den  Uten  und  12ten  December  machte  man  einen 
Versuch,  die  beiden  Kirchen  der  Böhmisch-Evangelischen  Glaubensgenossen 
zu  zerstören. 

Diese  Zerstörung  erfolgte  nun  wirklich  den  3ten  August  1616.  Ein 
von  Jesuiter- Schülern  angeführter  Volkshaufe,  der  ])is  auf  einige  Hundert 
heran  gewachsen  war,  riss  die  beiden,  dem  Gottesdienst  der  Böhmisch- 
Evangelischen  gewidmeten  Kirchen  um  10  Uhr  in  der  Nacht  mit  Hacken, 
Beilen  und  andern  Werkzeugen  nieder.  Der  Evangelische  Gottesdienst 
unterblieb  von  der  Zeit  an,  und  der  Grund  und  Boden  ward  einem  Kloster 
überlassen. « 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

...  »Es  ist  dem  Ref.  unter  abschriftlicher  Mittheilung  der  unterm 
15.  Juny  an.  p,  v.  Voss  ergangenen  Resolution  *)  bekannt  zu  macheu,  dass 
S.  M.  dadurch  seinen  Antrage  schon  zuvor  gekommen  wären.« 

Hiernach  Gabi nets- Ordre  an  Zastrow,   Paretz  1803  September  13. 

R.  89.    Minuten  des  C.ibinets. 


1}  Cfr.  No.  608. 
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Cabiuets-Ordre  an  Andern  s.  unter  dem  30.  Anfiwüi  1S03.  No.  639.  .}^^,. 
"  Sept.  b 

Schreiben  Hardeuberg's  s.  unter  dem  26.  August  1803,  No.  635.      Sept.  8 
Cabinets- Ordre  an  Augern  s.  unter  dem  24.  August  1803,  No.  633.  Sept.  9 


641.   Schriftwechsel  zwischen  dem  Geheimen  Cabinetsrath  Beyme  und  Sept.  lo 
dem   Grosskanzler  V.  Goldbeck,      Potsdam    luid    Berlin   1803    September   10 
und   11. 

R.  Sy.  .5s.  M. 

Das  RessnrtrerhäUniss  xirischcn    Gcncral-Dircldornon  und  OrifttliolieDt   Deparfrmeuf 

bei  Sähdarisafinnpu . 

Beyme,  Potsdam  September  10. 

Eigenhändig. 

In  dem  von  Angern  am  2.  September  1803  eingereichten  »Reglement 
und  Statut  für  das  Adeliche  freiweltliche  Fräulein-Stift  Neuenheerse«  ^)  lau- 
tete §  1: 

»Es  wird  gedachtes  Stift  als  geistliche  Corporation  in  der  höheren 
Instanz  Unserm  General-Ober-Finanz-Kiüeges-  und  Domaineu-Directorio,  un- 
mittelbar aber  Unserer  Krieges-  und  Domainen-Cammer  in  Münster  2)  unter- 
geordnet« etc. 

Hierüber  erbittet  sich  Beyme  »zu  seiner  Belehrung«  (Joldbeck's  »sen- 
timent« :  -Ob  es  nach  dem  neuen  Ressort-Reglement^)  so  ganz  recht  ist, 
dass  das  General-Direktorium  allein  ohne  alle  Concurrenz  des  v.  Massow 
die  oberste  Instanz  in  geistlichen  Sachen  seyn  soll.  In  Francken  hat  des 
Frhrn.  v.  Hardenberg  Exe.  nur  eine  Concurrenz  bey  der  Universität  Er- 
langen«  etc. 

Goldbeck.    Berlin  September  11.  Sept.  11 

Kigenliündig,  wie  auch  das  nachfolgende  Gutachten. 

»Es  freut  mich,  dass  E.  H.  einmahl  diesen  Punkt  berühren.  Die  kleinen 
Vortheile,  die  das  Schlesische  Finanz-Departement  von  den  geistlichen  Sachen 
bey  Einführung  der  höhern  Geistlichen  hat,  haben  immer  bey  den  andern 
financie[rjs  ein  Streben  erregt,  diese  Catholischen  geistlichen  Sachen  an  sich 
zu  ziehen.  Dass  aber  bey  so  sehr  wichtigen  Geschafften,  als  bey  Aufliebung 
und  Einschränkung  der  Klöster,  Besetzung  der  höhern  geistlichen  Stellen 
p.  p.,  alles  nur  von  der  Finantz-Seite  und  fiuauzmässig  behandelt  wird,  möchte 
doch  wohl  nicht  gantz  gut  seyn.  Dergleichen  Vorfälle  stellen  es  sehr  ins 
Licht,  wie  richtig  E.  H.  Gedanke  sey,  das  geistliche  Departement  mit  dem 
General-Directorio  zu  vereinigen,     totus  tuus.« 


1)  Cfr.  Schulenburg'8  Immediat-Bericht  vom  2.  Mai  1803.  No.  587. 

2)  Diese   Kammer   wurde   am   8.  December   1803   für   Münster,   Paderborn. 
Tecklenburg  und  Lingeo  eingerichtet.  3,  No.  573. 
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^1^3,,,  (Gutachten). 

Sept.  lü  ^  ' 

»Das  beyliegende  Kessortreglemeut  ist  dem  Gen.-Directorio  entgegen. 
Nach  dessen  Inhalt  in  §  5  No.  8  u.  9  sind  zwar  alle  geistliche  Angelegen- 
heiten und  Schulsachen  an  die  Cammern  verwiesen:  allein  sie  werden  nach 
§  1  und  14  ausdrücklich  dem  geistlichen  Departement  untergeordnet. 

Hiernach  hätte  also  Hr.  v.  Angern  das  itzige  Reglement  zwar  bey  der 
Cammer  ausarbeiten  lassen  können:  aber  die  Cammer  hätte  es  dem  geist- 
lichen Departement  zur  Prüfung  vorlegen  und  demselben  die  Einsendung 
zur  höchsten  Genehmigung  überlassen  sollen. 

Man  wird  einwenden: 

1.  das  itzo  noch  keine  Cammer  vorhanden  sey  und  dass  die  Orgaui- 
sations-Commission  ihre  Stelle  vertrete.  Kaum,  aber  doch  höchstens  würde 
doch  nur  daraus  folgen,  dass  die  Commissiou  gemein schafftlich  mit  dem 
geistlichen  Departement  handeln  müsse:  aber  zur  Verwaltung  eines  einem 
andern  Departement  angewiesenen  Geschäffts -Zweiges  ist  sie  doch  nicht 
authorisirt. 

Man  wird  ferner  einwenden: 

2.  dass  die  in  dem  Ressort-Reglement  dem  geistlichen  Departement 
vorbehaltenen  geistlichen  und  Schulsachen  nur  die  protestantischen  betreffen, 
und  dieses  ist  die  Meinung  des  Herrn  p.  Grafen  v.  d.  Schulenburg  und  de)- 
Organisations-Commission . 

Aber  der  wörtliche  Inhalt  des  Reglements  ist  so  entgegen,  dass  es  wohl 
keiner  weitern  Ausführung  bedarf. 

Wenn  Catholische  Sachen  ausgenommen  werden  selten :  so  musste  man 
es  doch  wohl  bey  Organisirung  eines  bey  nahe  gantz  catholischen  Landes 
sagen. 

Und  man  musste  es  in  einer  Monarchie  sagen,  wo  die  catholischen 
Schul-  und  geistlichen  Sachen  unter  dem  geistlichen  Departement  als  Regel 
stehen,  und  die  Provintzien,    avo   das  Gegentheil  ist,    nur  Ausnahmen  sind. 

In  allen  alten  Provinzien,  auch  in  Westpreussen  und  in  Neuost- 
preussen,  stehen  die  Catholischen  Geistlichen  und  Sehul-Sachen  unter  dem 
geistlichen  Departement. 

Ausnahmen  sind 

a)  Schlesien,  wo  allerdings  manche  Anomalien  statt  finden:  aber  in 
vielen  Sachen  wird  doch  mit  dem  geistlichen  Departement  communicirt. 

b)  Südpreussen,  das  gantz^auf  schlesischen  Fuss  modellirt  ist.  Ich 
hatte  es  in  Händen,  dem  geistlichen  Departement  manches  zuzuwenden : 
allein  dem  Hn.  v.  Wöllner  war  mit  der  Vermehrung  der  Arbeit  nicht  ge- 
dient. 

(•)  in  Franken'],  wo  in  §  5  No.  III  sehr  versteckt  die  Catholischen 
Religions-Angelegenheiten  dem  Hu.  v.  Hardenberg,  halb  als  Cabiuets-,  halb 
als  Finanz-Ministre  untergeordnet  sind. 

1)  Cfr.  No.  50. 


ResBort-Verhältnisß.  47 

Das  sind  also  doch  nur  drev  Ausnahmen,   und  da  die  Kegel  und   der  (-,;.,> 

bept.  10 

wörtliche  Inhalt  des  Keglemeuts  in  den  Eutschädig-ungs-Provinzien  für  das 
geistliche  Departement  spricht,  so  hätte  dasselbe  wenigstens  in  dem  gegen- 
wärtigen Fall  nicht  ausgeschlossen  werden  können. 

Dieses  zum  Voraus  gesezt:  so  ist  es  noch  auffallender,  dass  in  dem 
itzigeu  Reglement  und  Statut,  gegen  den  wörtlichen  Inhalt  des  Ressort- 
reglements, selbiges  in  der  liöliern  Instanz  dem  General-Directorio  unter- 
worfl'en  wird.  Diese  Abweichung  vom  Reglement  hätte  dem  Könige  gesagt 
werden  müssen. 

Zu  diesem  allen  kömt  nun  noch  der  sehr  merkwürdige  und  entschei- 
dende Umstand,  dass  das  Stift't  nach  dem  §  5  eigentlich,  oder  doch  grössen- 
theils,  ein  protestantisches  Stifft  wird,  und  daher  jeder  Vorwand,  es 
dem  geistlichen  Departement  zu  entziehen,  wenn  es  nemlich  auf  die  Prüfung 
und  Genehmigung  in  der  höhern  Instantz  ankömt,  gäntzlich  wegfällt. 

Käme  es  auf  meine  Meinung  an:  so  kan  ich  gewissenhafi't  versichern, 
dass  meine  Meinung  bey  Entwerfung  des  streitigen  Ressortreglements  war; 
dass  die  Catholischen  Sachen  in  der  höhern  Instanz  dem  geistlichen  De- 
partement und  nicht  dem  General-Directorio  zukommen  solten. 

Das  muste  auch  meine  Meinung  seyn,  weil  nur  auf  diese  Art  das 
Kessortreglement  in  Cleve,  Mark,  Lingen  und  Halberstadt  ohne  Schmälerung 
des  geistliclien  Departements  und  Veränderung  der  gantzen  Verfassung  ein- 
geführt werden  konte. « 

Rand  Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Sept.  If) 

»15.  September  1803. 

Nach  dem  Sinn  des  §  1  und  14  des  Ressort-Reglements  für  die  Eut- 
schädigungs-Provinzen  müssen  die  Stifts-Angelegenheiten  vom  Geistlichen 
Departement  ressortiren.  Dies  muss  in  Absicht  des  Stifts  Neuenheerse  um 
so  mehr  geschehen,  als  dasselbe  künftig  gröstentheils  protestantisch  werden 
wird.  Daher  können  S.  M.  die  Disposition  im  §  1  des  vorliegenden  Re- 
glements und  Statuts,  wornach  das  Stift  in  der  höhern  Instanz  dem  General- 
Directorio  untergeordnet  werden  soll,  nicht  genehmigen  und  überhaupt  muss 
über  dieses  Reglement  mit  dem  Staats -Minister  v.  Massow  eonferirt  und 
solches  mit  demselben  gemeinschaftlich  eingereicht  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre   an  Angern,    Paretz  1803  Septeml)er  15. 

K.  ^11.    Minuten  des  Cabineis. 

Das  hiernach  vereinbarte  neue  »Reglement  und  Statut*  wird  von  Mas- 
sow und  Angern  am  29.  November  1803  itberreicht  und  am  3.  December 
1803  zu  Potsdam  vom  Könige  vollzogen. 
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s  ^?LS         ^^^'    Cabinets-Ordre  an  die   Staats- Mi  nister  Frhrn.  v.  d.  Reck  und 
V.  Hardenberg  und  Graf  Haugwitz.     Paretz  1803  September  13. 

K.  :!^.  !i:!.  a.    Ausfertigung. 

Die  Bestclbmg  des  Fürstbischofs  von  Hildesheim  und  Paderborn  xmn  Dioeeesan- 
Büickof  oder  Viearius  apostolieus  in  Magdebnry  tmd  Hcdberstadt  soll  tintei-bleiben.'^) 

»Dn  nach  Euerm  Berichte  vom  26.  v.  M.  2)  es  in  alten  teutscheu  Pro- 
vinzen weder  eines  dioecesan-Bischofs  noch  eines  Vicarii  apostolici  bedarf, 
damit  die  darin  befindlichen  katholischen  Unterthanen  mit  aller  Gewissens- 
Freyheit  ihre  Religion  ausüben  können,  so  soll  auch  die  auf  den  Bericht 
der  Organisations-Commission  der  Entschädigungs-Lande  3)  beschlossene  Be- 
stellung des  Fürstbischofs  zu  Hildesheim  und  Paderborn  zum  dioecesan- 
Bischof  oder  Viearius  apostolieus  in  Magdeburg  und  Ilalberstadt  unterbleiben 
und  habe  Ich  solches  auch  der  genannten  Commission  und  deren  jetzigen 
Chef,  dem  Staats-Minister  v.  Angern,  dato  zu  erkennen  gegeben.  Ana  eben 
diesem  Grunde  finde  Ich  es  aber  auch  gerathen,  in  denjenigen  Eutschä- 
digungs-Landen,  welche  jetzt  keinen  Bischof  haben,  die  Ernennung  eines 
solchen  bis  zum  Abgang  des  Fürstbischofs  zu  Hildesheim  und  Paderborn 
auf  sich  beruhen  zu  lassen  und  festzusetzen,  dass  man  sich  mit  den  Weili- 
bischöfeu,  Yicarien  und  Officialen,  die  man  vorfindet,  so  gut  es  angehen 
will,  behelfen  soll,  wobey  Ich  es  nicht  unbemerkt  lassen  kann,  dass  Ihr 
durch  den  Antrag  auf  Einführung  einer  dioecesan-Authorität  in  den  ge- 
sammten  Fränkischen  Fürstenthümern  mit  den  von  Euch  aufgestellten 
Maximen  in  Widerspruch  gerathet,  da,  wenn  die  Gleichförmigkeit  einen 
Grund  abgeben  sollte,  dieselbe  auch  in  den  übrigen  teutscheu  Landen  eine 
gleiche  Maassregel  rechtfertigen  würde.« 

In  der  inhaltlich  sonst  gleichlautenden  Cabinets- Ordre  an  Angern 
vom  gleichen  Datum  heisst  es  am  Schlüsse:  »In  Gemässheit  dessen  trage 
Ich  Euch  auf,  auch  Eurer  Seits  in  den  Indemnitäts-Landen  das  Erforder- 
liehe zu  verfügen,  insonderheit  aber  dem  Fürstbischöfe  von  Hildesheim  und 
Paderborn  bekannt  zu  machen,  dass,  da  er  die  Pflicliten  eines  dioecesani 
in  den  übrigen  Entschädigungs-Landen  nicht  hätte  übernehmen  können,  es 
dessen  auch  nicht  für  Magdeburg  und  Halberstadt  bedürfe.« 

B.  7iJ.    Haupt-Kümmissiuii.  11.  VI.  1.    Ausfertigung. 


Cabinets-Ordre  an  Zastrow  s.  unter  dem  3.  September  1803,  No.  G40. 

Sept.  15  Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  10.  September  1803,  No.  641. 

Schreil>en  von  Pteck  und  Hardenberg  s.  unter  dem  30.  August  1802, 
No.  475. 


1)  Ctr.  No.  676.  2   No.  ß34.  3   No.  624. 
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Rescript  des  Auswärtigen  Departements  an  den  Reichstags? «  ^^"{a 
jiraf  Goertz  zu  Reqensburq.     Berlin  1803  September  16. 


643.     Rescript  des  Auswärtigen  Departements  an  den  Reichstaas?  ^  ^^"i 
mdten  Graf  Goertz  zu  Regensburg.    Berlin  1803  S 

E.  34.  67.  Concept,  geschrieben  von  Küster,  gezeiclinet  Hardenberg. 


Die  direkte  Unterhandlmig  der  neuen  preussüchen  Domstifter  in  liegenslniry  wegen 

ihres  Beitrages  xn  der  Sustentationslccisse  für  die  linksrheinisehe  Oeistlichkeit  wird 

gctiehmigt  und  Qoertx,  zur  Förderung  empfohlen.^] 

»Euch  ist  bereits  näher  bekannt,  dass  die  Dom-Capitul  zu  Münster, 
Hildesheim  und  Paderborn  nicht  mit  den  Grundsätzen  übereinstimmen,  welche 
wegen  des  Beitrages  der  mehrfach  präbendirten  Domherrn  zu  dem  Susteu- 
tations-Fonds  für  die  secularisirte  jenseitsrheinische  Geistlichen  bey  der  von 
dem  Churfürsten  Erzkanzler  unter  dem  Grafen  v.  Stadion  niedergesetzten  Com- 
mission  angenommen  worden  sind.  Die  Dom-Capitul  haben  daher  Unsere 
Erlaubniss  nachgesucht,  Deputirte  nach  Regensburg  absenden  zu  dürfen,  um 
ihre  Gründe  dieser  Commision  mit  mehrem  vorstellen  und  sich  mit  ihr  näher 
verständigen  zu  können,  so  wie  sie  dann  auch  gebeten  haben,  sie  hiebey 
durch  Euch  officiell  unterstützen  zu  lassen. 

Wir  haben  keinen  Anstand  genommen,  den  Capituln  die  Erlaubniss  zu 
solcher  Absendung  und  persönlichen  Verhandlung  zu  ertheileu,  jedoch  nur 
unter  der  ausdrücklichen  und  sich  auch  von  selbst  verstehenden  Bedingung, 
dass  diese  Verhandlung  Unsere  Verhältnisse  bey  Entscheidung  des  Schick- 
sals der  Dom-Capitul  nicht  angehen  und  daraus  nichts  gegen  Uns  argumen- 
tiret  werde,  so  wie  Wir  Uns  dagegen  auf  der  andern  Seite  vorbehalten 
müssen,  von  derselben  näheres  Einsehen  zu  nehmen,  und  nach  Unserm 
laudeslierrlichen  Recht  und  Interesse  die  weitereu  Bestimmungen  zu  treffen. 

Auch  wollen  Wir  Euch  hiedurch  autorisiren,  den  oder  die  Abgeordneten 
jener  Capituln  bey  der  Verhandlung  mit  der  Kur-Erzkanzlerischen  Commission 
zum  Behuf  eines  billigen,  dem  wahren  Sinn  des  Deputations-  und  Reichs- 
schlusses §  75  entsprechenden  Abkommens  zu  unterstützen.  Zu  Eurer 
Direction  hiebey  bemerken  Wir  Euch,  dass  Uns  verschiedene  Behauptungen 
der  Capituln  würklich  vieles  für  sich  zu  haben  scheinen.   .  .  . 

In  jedem  Fall  können  Wir  nicht  umhin,  da,  wo  die  Auslegung  des 
Reichsschlusses  ungewiss  ist,  den  Domherrn,  welche  Unsere  Unterthanen 
sind  und  durch  die  Ereignisse  gleichfalls  schon  gelitten  haben,  Unsere  Unter- 
stützung und  Fürsorge  zu  erweisen,  damit  sie  nicht,  um  einer  andern  Httlfs- 
bedtti'ftigen.  Uns  aber  fremden  Classe  von  Geistlichen  aufzuhelfen,  selber  zu 
sehr  in  Nachtheil  und  Mangel  gesetzt  werden.«   .  .  . 

Der  Fürstbischof  Franz  Egon  zu  Hildesheim  und  Paderborn  dankt 
Hardenberg  am  29.  September  für  diese  Erlaubniss,  am  30.  November  1803 
für  den  günstigen  Ausgang;  das  Domkapitel  zu  Hildesheim  dankt  am 
4.  Oktober  1803.  Der  zum  Abgeordneten  nach  Regensburg  gewählte 
Domdechant  Frhr.   Spiegel   zum   Diesenberg    übersendet    an   Haugwitz 

1)  Cfr.  No.  653. 

Oianier,  Preussen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  4 
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c  ■^^'^/»  und  an  Schulenbuvff  eine  24  Folioseiten  umfassende  Denkschrift:  »Historisch- 
Sept.  10  ° 

Critische  Bemerkungen  über  den  Gang  des  Geschäftes  behuef  des  Geistlichen 

Subsidien-Fonds«,  d.  d.  Münster  1803  Oktober  8. 

a.  a.  0.  

Sept.  IS         644.   Resolution  des  Geistlichen  Departements  für  den  katholischen 
Pater  Hyazinth  Heinevetter  zu  Stettin.     Berlin  1803  September  18. 

R.  30.  109.  a.    Coiicept,  gez.  Sclieve. 

Ein  Fonds  xur  öehaltsvcrhesseruny  ht  noch  nicht  vorhandenA) 
»Das  geistliche  Departement  fülüt  die  bedrängte  Lage, 2)  worin  der 
Pater  Hyacinth  Heinevetter  bei  seiner  beschwerlichen  geistlichen  Arbeit  sich 
befindet,  und  würde  solche  gern  zu  verbessern  bemüht  seyn,  wenn  dem- 
selben irgend  ein  Fonds  zu  seiner  Verbesserung  zu  Gebot  stünde.  Es  wird 
indessen  gern  jede  Gelegenheit  ergi-eifen,  wo  seine  Lage  verbessert  werden 
kann. « 

Sept.  28         645.    Immediat-Schreiben  des  Rittergutsbesitzers  Frhr.  v.  d.  Reck. 

Overdyck']  1803  September  28. 

R.  89.  32.  A.    Eigenhändig. 

Bittet  um  Verwendung  heim  Päpstlichen  Stuhle  wegen  Dispensation  der  entlassenen 
Mönche  und  Aufhebung  der  72  katholischen  Feiertage  xum  Besten  der  »Fabricanten 

utid  Tagelöhner*.*] 

»Den  liebevollen  Vater  blick  E.  K.  M.  wage  ich  .  .  .,  auf  die  jetzt  aus 
den  Klöstern  entlassenen  Mönche  zu  lenken  und  ...  zu  bitten: 

bei  dem  päpstlichen  Stuhle  auf  die  Dispensation  von  deren  Gelübden 

antragen  zu  lassen. 

Ihre  Zahl  ist  gewiss  nicht  geringe  und  wären  ihrer  auch  nur  10,  welche 

E.  K.  M.  dadurch  beglücken,  so  würde  dieses  doch  schon  ein  Keitz  für  den 

gütigsten   Landesvater    seyn,   und    Gewinn   für   den   Staat,   wenn   sie    beym 

Genuss  ihrer  Pension  heiratheten  und  ein  Gewerbe  trieben. 

Zugleich  wage  ich  es,  da  Niemand,  welcher  E.  K.  M.  erhabenen  Per- 
son nahe  ist,  wohl  so  wie  ich  die  traurigen  Folgen  der  noch  so  vielen 
Feiertage  der  Katholiken  kennt,  auch  den  .  .  .  Vorschlag  beym  päpstlichen 
Stuhle : 

auf   die   Abschaffung    sämtlicher    katholischen    Feiertage,    mit  Aus- 
schluss des  Festes  Mariae,    Johannis  und   Frohnleichnams,    anti-agen 
zu  lassen. 
Noch  haben  die  Katholiken  auch  hier   in    den   alten  Staaten   mit  Ein- 
schluas  der  protestantischen  Feiertage  72  —  Erwägen  E.  K.  M.  nun  alier- 
gnädigst,  dass  der  arme  Fabricant  und  Tagelöhner,  in  diesen  theuren  Zeiten, 

l;  Cfr.  No.  384  und  699. 

2  Die  der  Pater  am  6.  Seitteniber  1803  wiederum  beweglich  vorgestellt  h.atte. 

3  Rittergut  bei  Bochum.  Kr.  Arnsberg.  4)  Cfr.  No.  597. 
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aller  Anstrengung  seiner  Kräfte  znr  Erhaltnng  seines  Lebens  bedarf  und  ^,^^^00 
deren  Anzahl  gewiss  weit  tiber  eine  Million  betrügt,  so  können  wohl  keine 
Betrachtungen  irgend  einer  Art  von  einem  solchen  Antrag  abrathen,  noch 
weniger  der  Gedanke:  es  werde  Unruhen  erzeugen,  da  der  Katholike  be- 
kanntlich gewohnt,  den  Dekreten  des  päpstlichen  Stuhles  blindlings  Folge 
zu  leisten.« 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyine:  Okt.  8 

*8.  Oktober  1803. 

S.  M.  werden  abwarten,  ob  die  pcnsionirten  Mönche  wegen  Erhaltung 
der  Dispensation  sich  äussern  werden.  Was  aber  die  Abschaffung  der  vielen 
katholischen '"Feiertage  betrift,  so  muss  dies  noch  erst  reiflich  erwogen  und 
daher  noch  ausgesezt  werden.« 


646.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Massow  okt  4. 
und  V.  Angern.     Paretz  1803  Oktober  4. 

K.  SO.    Miiiüteu  (loa  C'iibinets.  115. 

Aiifh   in  den  aUen  (kutschen  Prorinxen  soll  %ur  Aufhelnmg  der  Klöster  gesehriUcn 

ircrde)iS] 

;>Der  Kriegs-  und  Domaiuenrath  Wilckens  zu  Magdeburg  hat  Mir  .  .  . 
das  .  .  .  Pensions-Gesuch  des  Abts  Schoff^)  im  Kloster  Ammensieben  tiber- 
reicht. 

Da  Ich  nun  nicht  blos  bey  dem  Mir  durch  den  Inhalt  gegebenen  An- 
lass  von  der  durch  den  neuesten  Reichs-Schluss  über  die  Klöster  in  den 
teutschen  Landen  erhaltenen  Disposition  Gebrauch  machen,  sondern  über- 
haupt nach  den  in  den  Entschädigungs-Landen  ))efolgten  Grundsätzen  auch 
in  den  alten  teutschen  Landen  zu  Aufliebung  der  Klöster  schreiten  lassen 
Avill,  so  trage  Ich  Euch  hiermit  auf.  Euch  über  die  des  Endes  zu  nehmen- 
den Maassregeln  zu  vereinigen  und  darüber  ...  zu  lierichten.«   .  .  . 


647.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  okt.  i 
1803  Oktober  4. 

R.  89.  32.  C.    Ausfertigung. 

Antrag,  den  beiden  katholischen  Geistlichen  der  Kirche  ;m  Iglouka   ihr  Gehalt   aus 
der  MariampoV sehen  Kreiskasse  amveiscn  xu  dürfen. 

Im  Jahre  1783  Avurde  in  dem  zum  Neu-Ostprenssischen  Domainen- 
Amte  Igliszken  gehörigen  Dorfe  Iglowka  eine  neue  Katholische  Kirche  mit 
Genehmigung  des  Diöcesan-Bischofs  errichtet  und  den  bey  dieser  Kirche 
angestellten  beyden  Geistlichen  in  der  Erections-Urkuude  ein  baares  Gehalt 

1  Cfr.  No.  668  und  064. 

2  Bonifaciu3]Schoft'9.  der  seine  Amtsuiederlegung  am  23.  September  1803 
mit  der  Aergerniss  erregenden  Sittenlosigkeit  seiner  Conventualen  begründet 
hatte.    R.  70.  Haupt-Kommission.  II.  XIV.  17,   Abächrifr. 
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^1    ^     und  mehrere   Naturalien   aus    dem  Ertrage    des    damaligen    Starosteilichen, 
jetzigen   Domaineu -Vorwerks   Kwieczysken    zugesichert.      Der   Werth   von 
beyden    beläuft  sich  auf   156  Rthlr.    56  Gr.'),    und   die   Geistlichen   haben 
solches   zu   polnischen  Zeiten   immer    erhalten.      Eine  Incorporation   dieser 
Kirche  mit  andern  nahe  gelegenen  Kirchen  lässt  sich  ohne  grosse  Belästi- 
gung der  Eingepfarrteu  nicht  wohl  bewürken,  indem  zu  derselben  27  Ort- 
schaften gehören,    die   von   den  nächsten  Kirchen  2  bis  4  Meilen  weit  ent- 
legen sind.     Es  dürfte  be)'  diesen  Umständen  nothwendig  seyn,  den  beyden 
Geistlichen    noch   ferner   jene  Emolumeute    aus    den  Revenuen    des    Amts 
Igliszken   zu  bewilligen.     Da   diese   nun   zur  Kreis-Casse  fliesseu   und  dort 
in  Einnahme  ausgebracht  sind,  so  trage  ich  bey  E.  K.  M.   ...    darauf  an : 
es  .  .  .  zu  gestatten,  dass  der  Betrag  des  Gehalts  und  der  Naturalien 
für  die  bey  der  Kirche  zu  Iglowka   angestellten   beyden  Geistlichen 
auf  den  Marienpolschen  Kreis-Kassen-E-tat  pro  1804/5  mit  156  Thaler 
56  Gr.  in  Ausgabe  gestellt  werden  darf.  ^ 

Okt.  10  Rand-Verfügung,  von  der  Hand  Beyme's: 

»10.  Oktober  1803. 
Approbirt. « 

Okt.  9  648.   Der  Bischof  von  Posen,  Graf  Raczynski,  an  den  Staats-Minister 

V.  Voss.     Ciazen  1803  Oktober  9. 

Gen.-Direktorium  Südpreusseii.  LXXII.  1110.    Ausfertigung. 

Vorschläge,  die  Einrichtung  der  Josephiner-Kloster-Kirche  xn  Posen  für  den  Mililür- 
und  i-efortnirten  GotteMienst  ohne  Anstoss  für  die  Katholiken  durchxuführenß) 

;  E.  E.  geruheten  mittelst  des  .  .  Anschreibens  vom  24,  Junius  d.  J.  mir 
zu  eröfnen,  wie  des  Königs  Maj.  auf  E.  E.  desfallsigen  Antrag  den  früh- 
zeitigeren Wünschen  des  Herrn  Generals  v.  Zastrow  und  E.  E.  schon  gefassten 
Absicht  gemäss  zu  genehmigen  geruhet  haben,  dass  die  Josephiner-Karmeliter- 
Kloster-Kirche  zu  einem  Simultan- Gotteshause  für  die  Garnison  und  die 
reformirte  Gemeinde  zu  Posen  gewiedmet  werde,  wenn  es  nicht  mit  Miss- 
vergntigen  von  den  Posen  er  Bürgern  angesehen  -würde,  und  verlangen  E.  E., 
dass  ich  Hochdenenselben  die  Maasregeln  vorschlage,  welche  zu  ergreifen 
seyn  werden,  um  die  Absicht  auf  eine  solche  Weise  zu  erreichen,  dass 
alle  unangenehme  Sensazion  unter  den  Katholischen  Glaubensgenossen  ver- 
mieden werden  könnte. 

Ich  muss  zuvörderst  E.  E.  für  die  schmeichelhafte  Aeusserungen  in 
Rücksicht  meiner  Denkungsart  meinen  unterthäuigsten  Danck  abstatten  und 
Hochdieselben  gehorsamst  bitten,  stets  überzeugt  zu  sein,  dass  ich,  innigst 
durchdrungen  von  dem  wahren  Geiste  der  göttlichen  Religion,  deren  ich 
einer  der  ersten  Diener  bin,  immer  von  meinem  Amtswegen  mich  bestreben 
werde,  alle  diejenige    das    Wohl    des    Landes   befördernde   Staats-Absichteu 


1  Cfr.  Band  \IU.  S.  655.  Auiu.  1.  2   Cfr.  No.  640  nud  677. 
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aus  allen  Kräften  und  mit  dem  ganzen  Ansehen  meines  Amtes  zu  unter-  ,}uf  n 
stüzen,  die  mit  den  angelobten  Pflichten  eines  Katliolischen  Oberhirten  har- 
moniren  werden.  Diesem  Grundsatze  getreu  muas  ich  E.  E.  in  Unterthänig- 
keit  eröfnen,  dass,  wenn  die  Staats-Absicht  dahin  gehet,  die  eingezogene 
und  verschlossene  Josephiner-Karmeliter-Kirche  dem  Simultan-Gottesdienstc 
der  katholischen  und  protestantischen  Glaubensgenossen  zu  wiedmen,  ich 
von  meinem  Amtswegen  dazu  nicht  die  Hände  bietlien  kann,  vielmehr  muss 
ich  E.  E.  gehorsamst  bitten,  die  desfallsige  Absicht  huldreichst  abzuwenden. 
Nicht  etwa  ein  Vorurtheil  oder  eine  gehässige  Intoleranz,  sondern  die  Grund- 
sätze der  katholischen  Religion  und  die  gäntzlichc  disharmonie  derselben  in 
den  wesentlichen  Glaubensartikeln  von  andern  Confessionen  geben  es  nicht 
zu,  dass  in  einem  und  demselben  Gotteshause  der  katholische  und  andere 
Gottesdienst  verrichtet  seye.  Von  der  Richtigkeit  dieser  meiner  Angabe 
haben  sich  bereits  des  Königs  Maj.  überzeugt,  als  vor  einigen  Jahren  die 
Westpreussische  Regierung  das  Simultaneum  in  der  von  derselben  ressor- 
tirenden  Provinz  einführen  wollte,  welches  jedoch  auf  Antrag  der  West- 
prenssischen  Bischöfe  durch  eine  Cabinets-Ordre  abgeändert  worden. 

Wenn  aber  E.  E.  Absicht  dahin  gerichtet  ist,  diese  in  Rede  stehende 
Josephiner- Karmeliter -Kloster -Kirche  dem  Simultan  -  Gottesdienste  für  die 
Evangelische  und  reformirte  Confession  zu  wiedmen,  so  bin  ich  der  Mey- 
nung,  dass  diese  Einrichtung,  wenngleich  nicht  ohne  Sensazion  geschehen 
kann,  jedoch  keinen  gegründeten  Anlass  zum  lauten  Missvergnügen  geben 
kann,  besonders  wenn  in  Erwögung  gezogen  wird,  dass  einerseits  der  Staat 
von  der  einmal  bewerckstelligten  Maasregel  nicht  füglich  zurückgehen  kann, 
andererseits  aber  die  hülfreiche  und  landesväterliche  Füi'sorge  Sr.  M.  für  die 
Bürger  zu  Posen  bey  Gelegenheit  des  unglücklichen  Brandschadens  ^}  dieselbe 
hinlänglich  von  den  wohlmeynenden  Absichten  des  Staats  überzeugt  hat, 
um  nicht  dieselbe  auf  bessere  Gesinnungen  zurückzuführen. 

Ehe  aber  diese  Einrichtung  getroffen  wird,  so  scheint  es  meiner  un- 
masgeblichen  Meynung  nach  sehr  zweckmässig  zu  seyn,  wenn  erstens  alles 
Sielber  und  andere  Kirchengeräthschaften,  nicht  minder  die  Bilder  der 
Heiligen  und  andere  bewegliche  Sachen  aus  der  Josephiner-Kirche  entweder 
an  die  Karmeliter-Kloster-Kirche  auf  der  Wiese,  wohin  die  Josephiner  ver- 
legt worden  sind,  oder  an  die  Stadt-Pfarrkirche  abgegeben  würden,  und 
zweitens,  wenn  der  Simultan-Gottesdienst  der  evangelischen  und  reformirten 
Religion  ohne  allem  Gepränge  und  mit  aller  Einfachheit  eröfnet  würde.  Die 
erste  der  von  mir  in  Vorschlag  gebrachten  Maasregeln  hat  zur  Absicht, 
das  Publicum  zu  überzeugen,  dass  dem  Staate  blos  an  dem  Locale  und 
Gebäude  gelegen  gewesen,  keinesweges  aber  beabsichtigt  worden,  die  dem 
katholischen  Gottesdienste  gewiedmete  Gegenstände  sich  zu  Nutze  zu  machen. 

Der  zweite  Vorschlag  hat  zum  Zweck   die  Benehmung    den  unruhigen 


1)  Cfr.  No.  608.  Anm.  3. 
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ot?^q  Schwärmern  alles  Aulasses,  welchen  sie  benutzen  könnten,  um  die  Eröfnung 
der  quaeat.  Kirche  zu  dem  protestantischen  Gottesdienste  als  einen  Triumph 
über  die  katholische  Religion  vorzustellen,  welche  Chimere  zu  einem  lauten 
Missvergniigeu  und  schmertzlicher  Sensazion,  die  der  Staat  vermeiden  will, 
führen  könnte. 

Ich  überlasse  diese  meine  Eröfnung  E.  E.  weisesten  Entscheidung  und 
hofto,  dass  Ilochdieselben  in  derselben  diejenigen  Grundsätze  einzusehen 
geruhen  werden,  die  ich  längst  bekenne  und  die  die  Grundlage  der  Er- 
füllung meiner  eben  so  Staats-Bürgerpflichten  als  auch  der  mir  als  Bischöfe 
obliegenden  Verbindlichkeiten  sind.«   .  .  . 

Voss  erklärt  sich  d.  d.  Berlin  1803  November  5  für  diese  Vorschläge 
»ungemein  verbunden <-,  stellt  fest,  dass  die  Kirche  keineswegs  für  ein 
Simultaneum,  sondern  für  die  protestantische  Garnison  und  die  reformirte 
Gemeinde  bestimmt  sei,  und  überträgt  dem  Bischöfe  selbst  das  »Commis- 
sorium  zur  Translocation  der  in  der  vormaligen  Josephiner-Carmeliter-Kloster- 
Kirche  zu  Posen  befindlichen,  dem  katholischen  Gottesdienste  gewiedmeteu 
Gegenstände  nach  der  Karmeliter-Kloster-Kirche   auf  der  Wiese   daselbst.« 

Die  Translocation  und  Räumung  der  Kirche  war  am  21.  Januar  1804 
beendet;  J)  Bericht  der  Posener  Kammer  an  Voss  vom  28.  Januar  1804. 


Okt.  10  Cabinets-Ordre  an  Schroetter  s.  unter  dem  4.  Oktober  1803,  No.  647. 


Okt.  13  649.   Cabinets-Ordre  an  den  Grosskanzier  v.  Goldbeck  und  den  Staats- 

Minister  V.  Massow.     Potsdam  1803  Oktober  13. 

K.  47.   12.     Abschrift. 

Stellt  ;i.ur  Erwägung,  die  gesetzliche  Bestimmung  über  gemischte  Ehen  dahin  \u 
ä)idern,  dass  alle  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  witerriehiet  werdenA) 

»Der  Graf  d'Hau.^3onville  zu  Ober-Glaesersdorff  hat  sich  durch  die  Ver- 
fügungen des  Ober-Consistorii  zu  Glogau,  worin  ihm  aufgegeben  worden, 
seine  beiden  mit  seiner  geschiedenen  Evangelisch-lutherischen  Ehefrau  er- 
zeugten Töchter  von  den  Unterrichtsstunden  ihres  Bruders  in  der  katholi- 
schen Religion  entfernt  zu  halten,  zu  einer  Immediat-Beschwerde  dieserhalb 
veranlasst  geglaubt.  Gedachtes  Ober-Consistorium  hatte  dem  Supplicanten 
nicht  nur  zu  Gemüthe  geführt,  dass  ihm  seine  geschiedene  Ehefrau  blos  die 
Erziehung  ihrer  Töchter,  nicht  aber  zugleich  ihren  Unterricht  in  der  katho- 
lischen Confession  anheimgestellt  habe,  sondern  denselben  auch  auf  seine 
eigene  in  dessen  Vorstellung  enthaltene  Erklärung,  wornach  besagte  beiden 
Töchter  bis  ad  annos  discrctionis,  also  bis  nach  erreichten  14.  Jahre,  in 
der  evangelischen  Religion  unterrichtet  werden  sollen,  zurückgewiesen  und 
daher  zu  deren  Befolgnug  auch  um  .so  mehr  angehalten.     Da  ich  nun  diese 

1)  Cfr.  No.  679.  2    Cfr.  No.  651. 
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Verffiguugen  den  Laudesgesetzen  vollkoiuuiuu  uugemessen  liiiile,  so  habe  ich  .,|^M., 
der  Besehwerde  des  Supplicanten  kein  Gehör  gegeben  und  ihm  vielmehr, 
nachdem  ich  ihn  ^)  über  die  Schädlichkeit  eines  verschiedenen  Keligions- 
Uuterrichts  nach  mehreren  Coufessioneu  für  Kinder  in  einem  so  zarten  Alter 
zn  bedeuten  gesucht,  die  Pflicht  eingeschärft,  den  obrigkeitlichen  Vorschriften 
hierin  Folge  zu  leisten.  Indem  Ich  Euch  hievon  Nachridit  erthoile,  muss 
Ich  Euch  zugleich  eröfnen,  wie  es  bei  dieser  Gelegenheit  meiner  Bemerkung 
nicht  hat  entgehen  können,  dass  das  Gesetz,  wornach  bei  Ehen  unter  Per- 
sonen verschiedener  Religionsbekenntnisse  die  Söhne  in  der  Religion  des 
Vaters,  die  Töchter  aber  in  der  Religion  der  Mutter  unterrichtet  werden 
sollen,  nur  dazu  diene,  den  Religions-Unterschied  in  den  Familien  zu  ver- 
ewigen und  dadurch  Spaltungen  zu  erzeugen,  die  nicht  selten  die  Einigkeit 
unter  den  Familien-Gliedern  zum  grossen  Nachtheil  derselben  untergraben. 
Darum  gebe  Ich  Euch  hiermit  auf,  in  nähere  Erwägung  zu  nehmen,  ob  es 
nicht  rathsamer  wäre,  festzusetzen,  dass  eheliche  Kinder  immer  in  der 
Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden  müssten,  und  Mir  demnächst  Euren 
gutachtlichen  Bericht  abzustatten.«   .  .  . 


650.    »Allerunterthänigstes  Pro  Memoria<    des  Staats-Mini^ters  Graf  Okt.  22 
Schulenburg.     Berlin  1803  Oktober  23. 

K.  S9.  :32.  K.    Ausfertigung. 

Darlegung  der  Lage  der  Nonneii  und  der  Barmherzigen  Brüder  in  Mü/nster,  veran- 
lasst durch  einen,  anseheinend  J.  M.  der  Königin  eingesandten  Äufsatx  im  » West- 
fälischen Anzeiger*. 

.  .  .  »Was  die  Verfasserinn  des  Aufsatzes  in  dem  Freimüthigen  und 
in  dem  Westphälischen  Anzeiger  No.  77  d.  J.  mit  diesem  Aufsatze  zu  be- 
absichtigen scheint,  nemlich 

Milderung  des  Schicksahls  der  Nonnen  und  Einziehung  des  Clarissen- 
Klosters  in  Münster, 
und 

Unterstützung  des  Klosters  der  barmherzigen  Brüder  daselbst, 
ist,  soweit  es  die  Umstände  haben  verstatten  wollen,  bereits  geschehen,  wie 
folgende  Darstellung  beider  Gegenstände  näher  crgiebt: 

Die  in  den  Königlichen  Entschädigungs-Provinzen  befindlichen  Nonnen- 
Klöster  leben  nach  mehr  oder  weniger  strengen  Ordens-Regeln,  beschäftigen 
sich  zum  Theil  sehr  nützlich,  mit  Schule  halten,  Kinder-Erziehen,  Kranken- 
pflege und  weiblichen  Arbeiten ,  zum  theil  aber  nicht  so  wohlthätig  mit 
blossem  Chorgehen,  Beten  und  Singen. 

Nach  dem  Reichs-Deputations-Beschluss  wegen  der  Säcularisation  der 
Entschädigungs-Lande  können  die  geschlossenen  Klöster  der  Nonnen  nicht 
ohne  Zustimmung  des  Bischofs  aufgehoben  werden,  sondern  sie  können  nur 
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1803  ciuaterbeu,  indeüi  keine  Novizen  ohne  landesherrliclie  Bewilligung  mehr 
aufgenommen  werden  dürfen.  Der  Grund  davon  ist,  weil  die  Nonnen,  die 
einmal  die  nach  den  Grundsätzen  der  Catholischen  Kirche  unauflöslich  bin- 
dende Gelübde  der  Keuschheit,  Armuth  und  des  Gehorsams  geleistet  haben, 
ohne  Anstoss  zu  geben,  nicht  so  geradezu  in  die  Welt  geworfen  werden 
können.  Da  aus  eben  diesem  Grunde  die  Be[i]stimmung  des  Bischofs  in 
die  Aufhebung  nicht  leicht  allgemein,  desto  eher  aber  die  Erlaubniss  auszu- 
treten für  einzelne  Nonnen  zu  er-\varten  ist,  so  ist  in  Ansehung  der  Nonnen- 
Klöster  in  den  Königlichen  Entschädigungs-Proviuzen  festgesetzt,  sie  einst- 
weilen bestehen  zu  lassen,  die  strengen,  gewöhnlich  von  Allmosen  kümmerlich 
lebenden  Klöster  ganz  cinsterbcn  zu  lassen,  die  übrigen  aber,  die  sich  mit 
Kinder-Unterricht  und  Krankenpflege  abgeben,  beyzubehalten ,  ihnen  noch 
eine  bessere  Einrichtung  zu  diesen  Zwecken  und  zur  Anziehung  von  Er- 
zieherinnen und  Krankenpflegerinnen  (woran  es  bey  beiden  so  sehr  fehlt) 
zu  geben,  und  die  übertriebene  Härte  und  Strenge  zu  mildern.  Besonders 
soll  dieses  in  den  beiden  Stücken  geschehen,  dass  die  Nonnen  nicht  mehr 
auf  immer,  sondern  nur  auf  2  bis  3  Jahre  die  Gelübde  ablegen  sollen, 
so  dass  sie  nach  Ablauf  derselben  wieder  austreten  können,  und  dass  sie 
nicht  mehr  aus  lateinischen,  ihnen  nicht  verständlichen,  sondern  aus  teutschen 
Andachtsbüchern  (Brevieren)  beten  und  singen  sollen.  Mit  allgemeiner  Ein- 
richtung dieser  und  anderer  Verbesseruugeu  nach  den  Ideen  verständiger 
und  aufgeklärter  Männer  ist  man  jetzt  beschäftiget.  Diese  allmählige  Ver- 
besserung der  bleibenden  Nonnen-Klöster,  dieses  Hinführen  zu  edlen  Zwecken 
und  zum  Wohl  der  Menschheit  ist  so  schön,  dass  es  sich  mit  Recht  die 
Aufmerksamkeit  und  den  besondern  Schutz  Ihro  Maj.  der  Königinn  ver- 
sprechen darf. 

Das  Clarissen-Kloster  in  Münster,  wovon  hier  die  Rede  ist,  lebt  in  der 
strengsten  Clausur  nach  den  Regeln  des  heiligen  Franciscus.  Es  sind  darin 
26  Nonnen  und  7  Laien-Schwestern.  Sehr  arm  ist  es.  Seine  Revenuen 
lassen  sich  nur  auf  526  Rthlr.  jährlich  veranschlagen,  und  damit  soll  es 
38  Menschen  ernähren  und  seinen  Gottesdienst  unterhalten!  Das  ist  un- 
möglich, es  muss  also  den  Mangel  durch  Allmosen  ersezzen.  Bey  diesen 
Umständen  ist  es  nicht  besteuert,  aber  zum  Aussterben  fest  bestimmt,  so 
dass  gar  keine  Novizen  darin  angenommen  werden.  Die  aber  einmal  dariu 
sind  und  ihre  Gelübde  abgelegt  haben,  müssen  schon  darin  bleiben  Nur 
wenn  einzelne  austreten  wollten,  würde  dies  durch  den  Bischof  und  den 
Papst  leicht  zu  erhalten  seyn;  aber  gewiss  begehrt  es  keine.  Die  Denck- 
Ai-t  derselben  und  der  Geist  des  katholischen  Publicums  ist  darunter  ge- 
nugsam bekannt,  und  es  wäre  um  so  weniger  rathsam,  dass  die  Regierung 
dieses  unaufgefordert  beförderte,  da  die  Austretenden  grösstentheils  nicht 
wissen  M'ürden,  was  sie  in  der  Welt  machen  sollten,  wie  es  das  Beispiel 
der  französischen  Nonnen  gezeigt  hat. 

Der  .son-st  das  Gute   unstreitig   wollende  Verfasser    der  Vorstellung  an 
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Ihro  Maj.  die  Königinii  vom   o.   il.   M.  hat  gcwi?*  dieses    niolit    ao   gokaiiiit,  qj^j '22 
wenn  er  allgemeine  Freiheit  der  Nonnen  wünscht  und  anräth.     Seine   gute 
Absicht  hat  ein  reifliches  Nachdencken  darüber  verhindert. 

Völlig  wahr  ist  dagegen  dasi,  was  die  Verfasserinn  des  Aufsazzes  von 
dem  Kloster  der  barmherzigen  Brüder  in  Münster  sagt.  Diese  Klöster, 
deren  in  den  Königlichen  Staaten  sonst  noch  3  in  Schlesien')  und  3  in 
Preussen  sich  befinden,  sind  eine  Wohlthat  des  Menschcu-Geschlochts.  Ihr 
einziger  Beruf  ist  die  sorgsamste  KrankenpHcge,  die  nur  ein  frommer  En- 
thusiasmus unentgeldlicli  und  freiwillig  in  solcher  Maasse  hervorbringt  und 
bewürken  kann. 

Das  Kloster  in  Münster  Itesteht  aus  1  Prior,  B  Ordensbrüder  und 
5  weltlichen  Gehülfen,  es  hat  für  24  Kranke  Raum,  doch  sind  jetzt  nur 
12  Betten  besetzt.  In  den  letzten  6  Jahren  sind  aber  im  Durchschnitt 
jährlich   128  Kranke  ohne  Unterschied  der  Religion  verpflegt  worden. 

An  festen  Einkünften  hat  es 2201   Kthlr. 

,  und  an  zufälligen 1942 

zusammen  4143  Rthir. 
jährliche  Revenuen;  diese  hat  es  aber  in  den  letzten  Jahren  nicht  völlig 
erhalten,  weil  die  Zinsen  von  2  grossen  Capitalien,  die  sie  an  dem  gräfl. 
Plettenbergschen  und  v.  Nageischen  Creditwesen  zu  fordern  haben,  zurück- 
geblieben sind.  Dies  und  ausserdem  die  sehr  theuren  Preise  der  Lebens- 
mittel in  den  letzten  Jahren  haben  das  Kloster  seines  Auskommens  halber 
allerdings  in  Verlegenheit  und  Noth  gebracht.  Sein  edler,  unmittelbar  auf 
das  Wohl  der  leidenden  Menschheit  hinwürkender  Zweck  hat  aber  bewürkt, 
dass  man  gleich,  wie  man  diese  Verlegenheit  vernahm,  schon  im  März  d.  J. 
alle  mögliche  Unterstützungen  ihm  hat  angedeihen  lassen.  Alle  demselben 
vorhin  aus  öfientlichen  Fonds  zugeflossene  Vortheile  sind  ihm  versichert 
und  sofort  mildenst  gereicht,  es  wird  Alles  angewandt,  um  die  ausgebliebe- 
nen Zinsen  demselben  zu  verschatfen  und  die  Capitalien  zu  retten,  und,  wcun 
sich  nur  erst  die  armen  und  milden  Stiftungen  der  Provinz  sämtlich  über- 
sehen lassen,  wird  auf  die  Unterstützung  der  barmherzigen  Brüder  durch 
dieselben  gewiss  aller  Bedacht  genommen  werden.« 

Eine  Verfügung  hierauf  liegt  nicht  vor. 

651.  Immediat-Bericht  des  Grosskanzlers  v.  Goldbeck  und  des  Staats-  oki.  Hi 

Ministers  V.  MasSOW.     Berlin    1803   Oktober  2H. 

B.  47.  12.     Abschrift;  das  Concept  entstand  in  Goldbcck's  lioparloracnt. 

Die  Äenderung  der  gesctxliehen  Bcstimviuiig  über  flen  Rcligioiisnnfern'r/if  der  Kinder 
07(s  gemischten  Ehen  empfiMt  sich  nicht.-] 

...    :»Bei    reiflicher    Erwägung    des   §   76.   Th.  2.    Tit.   2    des    AUg. 
Land-Rechts,  wonach,  wenn  die  Eltern  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen 
1)  Cfr.  No.  675.  2    Cfr.  No.  649  und  658. 
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fiUf  ^K  zugethau  siud,  die  Söhne  bis  uach  zurückgelegtem  14^*"  Jahre  in  der  Re- 
ligion des  Vaters  und  die  Töchter  in  der  Religion  der  Mutter  unterrichtet 
werden  sollen,  ist  zwar  der  Nachtheil  nicht  zu  verkennen,  dasa  dadurch 
der  Religionsuuterschied  iu  den  Familien  sich  gleichsam  zu  verewigen  scheint, 
und  wäre  es  in  dieser  Rücksicht  sehr  wüuschenswerth,  wenn  demselben 
durch  eine  Abänderung  des  Gesetzes  abgeholfen  werden  könnte;  unsers  un- 
vorgreiflicheu  Ermessens  stehen  aber  einer  solchen  Abänderung  manche 
Bodenklichkeiten  im  Wege. 

Da  es  vor  Publicatiou  des  AUg.  Land-Rechts  den  Eheleuten  von  ver- 
schiedener Religion  freistand,  durch  Verträge  zu  bestimmen,  in  welcher 
Religion  ihre  Kinder  erzogen  werden  sollten,  die  Erfahrung  aber  gelehrt 
hatte,  dass  die  protestantische  Kirche  einer  Schutzwehr  gegen  die  Sucht 
der  catholischen  Geistlichkeit,  Proseliten  zu  machen,  bedürfe,  so  blieb  dem 
Gesetzgeber  nur  das  Mittel  übrig,  §  77  festzusetzen,  dass  gegen  die  §  76 
bestimmte  Anordnung  keine  Verträge  sollten  können  errichtet  werden:  wo- 
gegen es  den  Eltern  freigelassen  wurde,  sich  darüber  iu  Güte  zu  ver- 
einigen. 

So  günstig  diese  Disposition  des  Gesetzgebers  der  Toleranz  und  der 
Gewissensfreiheit  war,  wo  es  von  der  Einigkeit  der  Eltern  abhängig  ge- 
macht worden,  in  welcher  Religion  ihre  Kinder  erzogen  werden  sollten,  so 
haben  doch  die  Catholiken  in  mehreren  Provinzen  in  dem  Gesetz  §  77  eine 
Härte  gefunden,  wovon  zuletzt  noch  im  vorigen  Jahre  der  catholische 
Pastor  zu  Hagen  in  der  Grafschaft  Mark  ein  Beispiel  gegeben  hat,  der  sich 
über  die  Gerichte  beschwerte,  welche  dergleichen,  dem  §  76  zuwiderlaufende 
Verträge  nicht  gestatten  wollten. 

üeberhaupt  ist  es  bekannt,  dass  die  katholische  Geistlichkeit  die  ver- 
mischten Ehen  mit  einem  Geheimen  Widerwillen  ansieht  und,  wenn  sie 
solche  nicht  hindern  kann,  sie  es  wenigstens  versucht,  dergleichen  Ehen  zu 
ihrem  Zweck  des  Proselitenmachens  anzuwenden  Es  ist  also  schwerlich 
zu  erwarten,  dass  die  Catholiken  die  wohlthätige  Absicht  einsehen  werden, 
wenn  der  §  76  abgeändert  werden  sollte,  ohnerachtet  dadurch  den  Pro- 
testanten nicht  der  geringste  Vorzug  eingeräumt  wird,  und  ohnerachtet  ihnen 
immer  eine  gütliche  Vereinigung  nach  dem  §  78  offen  bleibt. 

Wir  besorgen  xdelmehr,  dass  es  bei  den  Ehen  zwischen  protestantischen 
Männern  und  katholischen  Frauen  einen  nachtheiligen  Einfluss  haben  nnd 
dergleichen  Ehen  immer  Averden  seltener  werden.  Lässt  es  sich  gleich  er- 
warten, dass  protestantische  Ehemänner  darin  nachgeben  und  sich  mit  ihren 
Frauen  in  Güte  vereinigen  werden,  so  ist  doch  bei  dem  vorhandenen  Miss- 
trauen der  katholischen  Priester  gewiss  zu  erwarten,  dass  sie  auf  eine  solche 
gütliche  Vereinigung  nicht  bauen  und  eher  darauf  sinnen  werden,  dergleichen 
Ehen  zu  hindern,  welches  bei  der  Menge  der  Catholiken  iu  E.  K.  M.  Staaten 
schädlich  dein  könnte. 

Endlich  können  wii'  uit.lit  unbemerkt  lassen,  dass  es  auch  vielen  pro- 
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testautischen  Eliefrauen  austössig    i?ein  dürfte,    wenn    sie   gestatten    müssen,  qL  L- 
dass  ihre  Töchter  bis  zum  14^*"'  Jahre  in  der  Catholischcu  lieligion  Unter- 
richt erhalten  müssen,  besonders,  da  sie  von  iiiren  ratholischon  Ehemännern 
wenig  Hoffnung  zu  einer  gütlichen  Vereinigung  in  diesem  Puiu-t    sich    ver- 
sprechen könnten. 

Nach  unserm  .  .  .  Ermessen  können  wir  daher  eine  Abänderung  des 
§  76  pflichtmässig  nicht  anrathen.« 

Die   hierauf  ergehende   Cabinets-Ordre    au    Goldbeck  und  Massow,  Okt.  3j 
Potsdam  1803  Oktober  31,  besagt  Jedoch: 

.  .  .  »Da  Mir  die  gemachten  Einwendungen  nicht  erheblich  genug  er- 
scheinen und,  den  einzigen  von  Mir  in  Jener  Festsetzung  benannten  Fall 
ausgenommen,  es  sonst  bei  den  bisherigen  Vorschriften  verbleiben  soll,  so  finde 
Ich  darin  noch  eine  wirksame  Maasregel  mehr  gegen  das  Proselyten-System 
der  Catholischen,  und  befehle  Euch  daher  nunmehr,  das  Gesetz  darnach  ent- 
werfen zu  lassen.«   .  .  . 

a.  a.  0.    .\'bschrift. 

652.    Staats-Minister  Graf    Haugwitz    an   die    Staats-Minister    Frhr.  Okt.  2(5 
V.  d.  Reck,  V.  iVlassow  und  v.  Angern.    Berlin  18U3  Oktober  26. 

K.  .Vi.  27.  C.    Concept,  geschrieben  von  Küster,  gez.  Haugwitz. 

Uneingesohränktes  Recht  des  Königs  xu  Sähdarisationen  in  den  cdten  und  neuen 

ProvinxenA) 

Beantwortet  eine  Anfrage  der  drei  Minister  wegen  der  an  sie  erlas- 
senen Cabinets-Ordre  vom  4.  Oktober  1803  2) : 

Nach  §  35  des  Reichsdeputatious-Hauptschlusses ')  'haben  also  E.  K. 
M.  das  vollkommene  Recht  und  völlig  freie  Hände,  alle  und  Jede 
Stifter  und  Klöster,  von  welcher  Cathegorie  solche  auch  sej'ii  mögen, 
in  Ihren  alten,  zum  deutschen  Reich  gehörigen  Provinzen,  so  wie  in  den 
Indemnitätslanden  zu  jedem  beliebigen  Endzweck  entweder  gänzlich  auf- 
zuheben und  einzuziehen,  oder  auch  blos  partiell  über  sie  auf  jede  gefällige 
Weise  zu  disponiren.  Wenn  des  Königs  Maj.  von  diesem  Recht  Jezt  und 
in  der  Folge  Gebrauch  zu  machen  gut  finden,  so  tritt  blos  Jeuer  in  dem 
Reichsschluss  mit  aufgestellte  doppelte  Vorbehalt  ein.  Derjenige,  welcher 
die  Ausstattung  der  beyzubehaltenden  Domkirchen  betrift,  kann  indcss  keine 
besondere  Anwendung  bey  uns  finden,  weil  in  dem  Reichsschluss  oder  sonst 
von  Reichswegen  über  die  künftige  deutsche  Dioecesan-Verfassung  und  Ein- 
richtung der  Domkirchen  anstatt  der  secularisirten  Hochstifter  würklich  noch 
gar  nichts  näheres  festgesetzet  ist,  und  in  Jedem  Fall  der  hiesige  Hof  sich 
darunter  Jederzeit  freie  Hände  zu  behalten  und  die  unbeschränkte  Souve- 
rainetät  und  Landesherrlichkeit,  womit  er  die  neuen  Provinzen  erworben 
hat,  geltend  zu  machen  bedacht  seyn  wird. 


1    Cfr.  No.  568;  664;  668.  2    No.  64H.  8    No.  Ö51. 
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/»i     o  •  ^^^  andere  Vorbehalt  wegen  Pensionirung  der  aufgehobenen  Geistlich- 

keit  hingegen  trift  mit  der  grossmüthigen  Fürsorge,  die  des  Königs  Maj. 
für  diese  (leistlichkeit  nach  der  Billigkeit  ohne  Zweifel  eintreten  zu  lassen 
geruhen  wollen,  völlig  zusammen  und  wird  daher  berücksichtigt  werden 
können  und  müssen.   .  .  . 

.  .  .  Diese  im  Reichsschluss  ,im  §  64  und  den  §§  52 — 59. '  aufge- 
stellte Grundsätze  wegen  der  Pensionirung  geben  indess  nur  die  Regel  an, 
nach  welcher  man  diesseits  in  den  vorkommenden  einzelnen  Fällen  die  den 
Umständen  gemäss  und  dienlich  scheinende  Modificationeu  zu  treffen  aller- 
dings freie  Hände  behält.« 

Okt.  31  Cabinets-Ordre  an  Goldbeck  und  Massow  s.  unter  dem  2B.  Oktober 

1803,  No.  651. 

Nov.  2  653.  Note  des  Kurfürsten-Erz-Kanzlers  Karl  v.  Dalberg  an  den  Reichs- 

tags-Gesandten Graf  Goertz.i)     Regensburg  1803  November  2. 

E.  ^4.  G".    Abschrift  bei  Goertz's  Berichte  vom  7.  November  ISOS;  Abschrift  auch  in  \i.  Sit 
h^.  J.  Beilage  zu  dem  Immediat-Berichte  Hardenberg's  und  Angern's  vom  21.  Mai  1804,  No.  71.i. 

Erklärt  sein  Einvcrständniss   mit  der  künftigen  Entscheidung  des  Königs  über  die 
Beiträge  der  rechtsrheinischen  Domkapitel  xu  dcfr  Sustentations- Kasse  für  die  links- 
rheinischen Geistlichen.-) 

Des  Herrn  Staats -Ministers  [Goertz's]  .  .  .  Schreiben  vom  1.  d.  M. 
hat  Mich  sehr  erfreut  und  gerühret.  I.  K.  M.  in  Allerhöchstdero  erhabenen 
Gesinnungen  sind  einzig  und  am  besten  im  Stand,  allergerechtest  den  Reichs- 
Schlnss  zu  vollstrecken,  die  bedrängte  Geistlichkeit  und  Dienerschaft  (wel- 
chen der  Susteutatiousfundus  zugedacht  worden)  mit  Königlicher  Grossmuth 
zu  schüzen,  und  zugleich  laudesväterlich  zu  erwägen  und  zu  bestimmen. 
Avas  Ihre  Dom-Kapitel  von  Münster,  Hildesheim  und  Paderborn,  ohne  deren 
gegründete  Beschwerde,  auf  die  Denenselben  eigene  edelmüthige  Weise  zu 
dem  Reichsschlussmässigeu  Sustentations-Fundus  beizutragen  haben.  In  uu- 
begränztem  ehrerbietigsten  Vertrauen  überlasse  Ich  daher  Allerhöchst  Ihro 
K.  M.  diese  Bestimmung  sowohl  für  jezt  als  für  die  Zukunft,  so  gut  Ich 
es  zu  thuu  vermag.  Dieses  ist  dasjenige ,  was  Ich  dem  Herrn  Staats- 
minister mündlich  zu  eröfnen  die  Ehi-e  hatte  und  nunmehr  schriftlich  wieder- 
hole, mit  der  angelegentlichsten  Bitte,  Allerhöchst  Ihro  K.  M.  in  Meinem 
Namen  mit  innigster  Verehrung  zu  danken  für  die  gnädigste  Gesinnungen, 
von  welchen  Sie  Mir  in  so  vielen  Gelegenheiten  die  huldvolleste  Beweise 
zu  geben  geruhen,  und  die  Ich,  so  lang  Ich  lebe,  mit  lebhaftester  Dank- 
barkeit erkennen  werde.«    .  .  . 


U  6.  war  im  Oktober  1803  zugleich  zum  Bevollmächtigten  Minister  beim 
Kur-Krzkanzler  ernannt  worden. 
2,  Cfr.  No.  643  und  715. 
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654.    Bericht  des   Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.     Rom   1803  No-  .J^'*S . 

Nov.  12 
vember  12. 

R.  XI.  Rom.    Eigenhäiuligo  chiffrirto  Ausfertigung;  nacU  der  Dechiffrirung. 

Der   Titel  des  Fürsten   ru)/  Oranieu-Fuhhi.^:     Die  glciehe  Ilaltunfj  des  Papstes  bei 
Sahbiirg  und  Regciisbitrt/,  die  BislJiämer  in  den  Enfsehädigungs-Landen  noch  nicht 

emJgiltig  x.u  vergeben. 

.  .  .  »D'apres  le  rapport  fait  daus  lo  tems  ä  S.  A.  S.  [den  Fürsten  von 
Orauien-Fulda],  eile  eut  la  boute  (Vappioiiver  eutierement  la  conduite  que 
j'avois  teuue,  et  Elle  tomba  d'accord  quil  ne  scroit  point  couvenable  de 
faire  des  demarches  officielles  siir  cet  objct,  luais  qii'il  falloit  dissimilier  le 
refus  qn'avoit  fait  indirectement  le  Pape,  d'accorder  a  S.  A.  S.  le  titre 
complet  qni  lui  est  du.  Le  Prince  m'aiitorisa  senlement  a  prendre  oecasiou 
de  montrer  d'iine  maniere  purement  confidentielle  au  Ciirdinal  Secretaire 
d'Etat  le  vrai  point  de  vue,  d'oii  il  regardoit  cette  affaire,  ce  dout  je  no 
manquois  pas  de  m'aequitter  sur  le  cliamp.  Dans  rentreticn  que  j'eus  a 
ce  sujet  avec  le  Cardinal,  il  me  repeta  tout  ce  qn'il  m'avoit  deja  dit  au- 
paravaut  sur  l'impo3sibilit<i  d'avoir  pu  faire  autrement,  en  rae  priant  de 
täcber  d'en  convaincre  le  Prince  lui-meme,  et  me  fit  part,  quoique,  comme 
il  disait,  dans  la  confideuce  la  plus  stricte  et  la  plus  etroite,  de  ce  que  le 
Pape  venoit  de  tenir  exactement  la  meme  conduite  envers  S.  A.  E.  l'Elec- 
teur  de  Saltzbourg,  en  ne  lui  aceordant  pas  ce  titre,  mais  siniplement  celni 
d'Archiduc  d'Autricbe.  II  ajouta  que,  bien  loin  de  vouloir  s'arroger  quelque 
chose,  la  Cour  de  Rome  usoit  en  cela  de  bien  foibles  moyens  de  defense, 
et  que  je  ne  disconviendrois  pas  moi-meme  que  ce  fut  eile  plutöt  qui  raö- 
rität  compassion,  en  se  servant  d'un  mot  Italien  (jui  r6pond  exactement  :\ 
ce  terme.  Comme  je  ne  saurois  ni'imaginer  que  le  Card.  Secret.  d'Etat 
m'anuoueeroit  de  son  propre  chef  et  d'une  maniere  positive  une  chose  qui 
ne  fut  pas  ainsi,  je  crois  pouvoir  inferer  avec  raison  de  cette  circonstance 
que  la  Cour  de  Rome  daus  ce  moment  present  est  plus  «^troitement  lie 
qu'auparavant  avec  la  Cour  de  Vienne,  et  que  cette  derniere  consent  facile- 
ment  eile  meme  aux  difficultes  que  fait  le  St.  Siege  d'acceder  au  Conclusum 
de  l'Empire.  Ayant,  a  ce  qu'il  m'a  paru  au  moins,  fait  semblant  pendant 
toute  l'affaire  des  inderanisations  d'agir  avec  une  retenue  exti'eme  et  d'y 
prendre  part,  pour  ainsi  dire,  malgre  eile,  eile  epousera  ä  present  plus 
volontiers  encore  les  int^ets  du  Pape  que  ce  n'est  jamais  de  lui  qu'elle 
a  quelque  chose  ä  craindre,  mais  qu'elle  nourit  plutöt  une  Jalousie  evidente 
envers  les  Priuces  Protestans.  moins  sujels  ;i  etre  iufiuences  par  eile  dans 
les  affaires  de  l'Empire.  Cest  sous  ce  point  de  vue  que  le  fait  ci-dessus 
mentionne  m'a  semble  meriter  l'attentiou  de  V.  M.  Votre  Majeste  aura 
daignö  voir  que  le  Pape  na  accorde  a  S.  A.  E.  TElecteur  Archi-Chancelier 
que   l'administration   provisoire   de   l'Eveche   de   Ratisbouue.    et    qu'il    reste 

1'  Cfr.  No.  637. 
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\  ,  19  P^^'  consequent  fidele  ä  sou  Systeme  de  ne  point  encore  disposer  defiiiitive- 
meut  des  Eveclies  qui  se  trouveut  daus  los  pais  assignös  eu  titre  d'iu- 
denmisation.«    .  .  . 

Nov.  12         655.  Bericht  der  Regierung  zu  Münster  an  das  Geistliche  Departement. 

Münster  1803  November  12. 

R.  34.  60.    Ausfertigung,  gez.  v.  Rohr;  v.  Grolman;  v.  Hyramen;  v.  Diest;  Wurm;  Sprickmann  ; 
Meyer. 

Wege))  der  Ve>'hi)idii))g  ilo'  Klöster  in  Kleve  tind  Mark  mit  den  mmvmiigoi 

BisehöfenA] 

"E.  K.  M.  haben  in  dem  auf  die  Tabellarische  Nachweisung  der  Klöster^) 
in  Cleve  und  Marck  erlassenen  rescript  vom  24^®"  m.  pr.  verfügt,  dass  die 
Verbindung  der  Klöster  mit  Auswärtigen  Bischöfen  oder  Obern  aufzuheben 
und  Vorschläge  zu  thun,  wie  an  deren  Stelle  andern  Einländischen  die 
Ober- Aufsicht  zu  übertragen. 

Es  sind  sonst  .  .  .  von  der  päpstlichen  Nunciatur  zu  Brüssel,  >velche 
zugleich  die  Ütrechter  Diözes  versähe,  die  Clevescheu  Districte  von  Emme- 
rich, Lobith,  Sevenaer  und  Huissen  zu  dieser  Diöces  gerechnet  und  vom 
Erzbischofen  zu  Colin  die  Diöcesan-  und  Metropolitan-Rechte  in  andern 
Districten  von  Cleve  und  der  Grafschaft  Marck,  wiewol  überall  unbefugter 
AVeise,  behauptet,  und  obzwar  E.  K.  M.  keinem  auswärtigem  Bischöfe  in  den 
Provinzien  Cleve  und  Marck  die  geringste  Dioezesan-Gewalt  verstattet  haben, 
so  ist  doch  den  Katholiken,  sich  in  blos  gottesdienstlichen  und  Gewissens- 
Sachen,  auch  in  Ansehung  der  Ordensjurium  an  den  Erzbischof  und  den 
Päpstlichen  Nuncium  zu  wenden,  nicht  verhindert  worden. 

In  Rücksicht  auf  die  connivendo   geschehene  Duldung  dieser  Verhält-   ,j 
nisse  kann  man    daher   auch   nur   dasjenige    annehmen    und    beziehen,    was   'i 
von  einigen  Klöstern  über  die  Verbindung  mit  dem  Cöllnischeu  Bischof  und 
dem  Nuncio  bemerkt  worden."') 

Da  E.  K.  M  ohne  Zweifel,  wie  wir  aus  dem  §  25  des  Hauptschlusses 
der  Reichs-Deputation  entnehmen,  nächstens  eigne  Einrichtungen  in  An- 
sehung der  Episcopal-Verrichtungen  für  Dero  hiesige  Staaten  und  darüber 
ein  concordat  mit  dem  Päpstlichen  Stuhle  treffen  werden,  und  es  am  bessten 
seyn  dürfte,  einen  eigenen  Bischof  dafür  bestellen  zu  lassen,  so  wird  wohl 
am  füglichsten  darauf  alles  hinausgestellt  bleiben,  allenfalls  provisorisch, 
was  mr  dem  höchsten  Ermessen  anheimstellen,  die  Ober-Aufsicht  über  die 


1)  Cfr.  No.  147. 

2j  Eingereicht  am  29.  Juli  1803.  44  Folioseiten  umfassend;  die  Aufzählung 
8.  Bd.  II,  S.  11  und  13;  die  22  Klöster  westaeits  Rheins  fehlen  jetzt  natürlich, 
ebenso  wie  das  Jesuiten-Kloster  zu  Emmerich.  Massow's  Rescript  vom  24.  Ok- 
tober verfügte  ausserdem:  ^Dass  nur  Einländer  in  den  Klöstern  aufzunehmen, 
auch  die  Aufnahme  selbst  gehörig  vou  Staats  wegen  zu  coutrolliren  sey.« 

3   In  der  >T.'\beUari8chen  Nachweisung«,  ohne  Belang. 


Rom.     Kleve-Mark.    Ressort-Verhältniss.  (53 

Klöster   in    Cleve   uud   Marck   in   Snivitnalibns   und   soweit   ps   die    Ordens-  v       lo 

'  .Nov.  Is 

Statuten  zulassen,  dem  (jleueral-Vioari.U  allliiei'  in  Miin.ster  übertragen  werden 
können.«   .  .  . 

Eine  Antwort  hierauf  erfolgte  nicht,  weil,  wie  Keck  am  lü.  December  Dec.  19 
1803  an  Massow  schreibt,  durch  die  Autliebung  der  Mannsklöster  »der 
Nexus  der  Klöster  mit  fremden  geistlichen  01)eren  von  selbst  aufhören 
werde.  Dann  erst  könne  -»die  Regierung  darübcj-  belehrt  werden,  dass  kein 
(.-oncordat  im  Werke  sei«,  und  dass  in  Kleve-Mark  »die  geistliche  Juris- 
diction Sr.  M.  auch  über  Catholiken,  Salva  eorum  conscicntia,  und  die  Ent- 
fernung aller  Dioecesan-Authorität  irgend  eines  Bischofs  Statt  iiaben  müsse.« 

a.  a.  O.    Ausfortigniig  und  Concept,  .Anweisung  von  Kaurai-r. 


656.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Schiilenburg.    Berlin  Nov.  14 
1803  November  14. 

It.  ^9.  ."SS.  C.    Ausfertigung. 

Die  Voiheihing  der  Oeschäfie  xivischen  den  höheren  Behörden  in  den  EntschikUgunys- 

Prorinxcn :   die  Oeistliehen  Sachen  sind  unter  das  Gena'al-Direktoriiim  xu  stellen, 

in  Oenieinschaft  mit  dem  Geistlicheti  DepartementA) 

.  .  .  :>Es  ist  nehmlich,  wie  ich  dafür  halte,  nach  sehr  richtigen  Grund- 
sätzen festgesetzt,  dass  die  Kirchen-,  Geistlichen,  Schul-  und  Armen-Sachen, 
da  sie  wirkliche  Polizey-  und  zu  verwaltende  Gegenstände  betreffen,  vor 
die  Krieges-  und  Domainen-Kammern  gehören  sollen.  Eben  dieser  Grund- 
satz scheint  aber  zu  leiden,  wenn  eben  diese  Sachen  in  der  obern  Instanz 
ganz  und  ausschliesslich  an  das  geistliche  Departement  gelangen.  Das 
General-Directorium  soll  verfassungsmässig  die  obere  Polizey-  und  Verwal- 
tungs-In stanz  sein,  sie  hat  auch  allein  die  Mittel  in  Händen,  dieses  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  und  mit  Erfolg  zu  besorgen,  und  eine  gänzliche 
Ausschliessung  desselben  scheint  mir  dem  Ganzen  nachtheilig. 

Insbesondere  muss  ich  dieses  in  Ansehung  der  Catholischen  Geistlichen, 
Kirchen-  und  Schul-Sachen  dafür  halten.  Die  Hauptsache  besteht  hier  vor- 
nehmlich in  saecularisirten  Ländern  in  der  Vermögens-Verwaltung. 

Es  ist  nach  den  von  E.  K.  M.  genehmigten  Grundsätzen  in  Gefolge 
eines  allgemein  angenommenen  Plans  verfahren;  die  Stifter  sind  zum  Theil 
aufgehoben,  zum  Theil  sterben  sie  successive  ein,  zum  Theil  bleiben  sie 
unter  gewissen  Bestimmungen  stehen.  Die  Nonnen-Klöster  sind  besteuert 
und  unter  Controllen  in  Ansehung  der  Vermögens- Verwaltung  gestellt,  zum 
Theil  sind  sie  zum  Aussterben  durch  verweigerte  Annahme  der  Novicen  in 
vorkommenden  Fällen,  wo  sie  um  dergleichen  sich  melden,  bestimmt,  zum 
Theil  aber  sollen  sie  als  Unterrichts-,  Erziehungs-  und  Kranken-Anstalten, 
auch  als  Institute  für  Anlernung  von  Erzieherinnen  und  Ivrankenptlegerinnen 


1    Cfr.  No.  641:  (iö7:  789:  911. 
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(1803     bestehen  bleiben.     Die  Vicarieu  und  simplen  Beneficien  sollen,  insofern  es 
Nov.  14 

nicht  Blut-Praebeuden  oder  mit  Seelsorge  und  Schul-Unterricht  verbundene 

Beneficien  sind,  eingezogen  und  zu  letzterm  Behuf  verwendet  werden.  Die 
Pfarreien  und  Schulstellen  sind  vornehmlich  mit  pensionirten  Kloster-Geist- 
lichen zu  besetzen,  damit  man  der,  die  Domaineu-Etats  jetzt  so  sehr  drücken- 
den, schweren  Pensionen  bald  behoben  werde.  Endlich  ist  das  gesammte 
Vermögen  dieser  Catholischen  Geistlichkeit,  der  Schulen  und  Piorum  cor- 
porum  bisher  so  schlecht  verwaltet  und  so  unordentlich  berechnet,  dass  es 
durchaus  nöthig  scheint,  dieses  unter  das  General-Directorium  zu  stellen, 
wenn  anders  diese  Angelegenheiten  wieder  in  Ordnung  gebracht  und  darin 
erhalten,  auch  die  in  die  Sache  gelegten  Plane  gehörig  befolgt  werden 
sollen. 

Wenn  in  dem  Ressort-Reglement  für  die  Fränkschen  Provinzen  vom 
j^Qien  Deccmber  1798  i),  welches  uach  E.  K.  M.  Absicht  bei  dem  Reglement 
für  die  Entsehädigungs-Provinzen^)  zum  Grunde  gelegt  werden  soll,  dieser 
Punkt  nicht  berücksichtigt  ist,  so  liegt  der  Grund  davon  wohl  nur  darin, 
dass  in  Franken  wenig  Catholickeu  und  keine  geistlichen  Catholischen  In- 
stitute vorhanden  sind ;  allein  in  den  Entschädigungs-Provinzen  ist  der  um- 
gekehrte Fall,  üie  Unterthaueu  in  denselben  sind  grösstentheils  der  Ca- 
tholischen Religion  zugethan,  und  die  Menge  der  darin  vorhanden  gewesenen 
und  noch  vorhandenen  geistlichen  Institute  ist  E.  K.  M.  bekannt. 

Es  passen  in  dieser  Beziehung  viel  angemessener  hier  die  Grundsätze, 
welche  iu  Schlesien  und  Neu-Ost-Preussen  vorgeschrieben  und  auch  in  Süd- 
Preussen  in  Anwendung  gebracht  sind.  Wenn  schon  in  diesen  Provinzen 
es  für  nöthig  gehalten  ist,  die  katholischen  Geistlichen,  Kirchen-  und  Schul- 
Sachen  quoad  temporalia  et  quoad  jus  circa  Sacra  der  obersten  Finanz-  und 
Polizey-Behörde  zu  unterwerfen,  so  muss  ich  es  in  den  Entschädigungs- 
Provinzen  pflichtmässig  noch  mehr  für  nöthig  halten,  dass  das  General- 
Directorium  wenigstens  dabei  coucurrire,  da  das  in  Leztern  angewandte 
Saecularisations-System  die  Aufsicht  auf  die  Verwaltung  ihrer  Güter  nocli 
nöthiger  macht,  indem  zum  Beispiel  bei  einem  aufgehobenen  Stifte,  bei  dem 
aber  die  Mitglieder  ihre  Revenuen  resp.  ganz  oder  zu  ^/m  zu  erheben  haben, 
die  Verwaltung  und  Berechnung  des  Uebrigen  für  E.  K.  M.  Höchstes  Interesse 
die  Aufsicht  der  obern  Finanz-Behörde  durchaus  erfordert.  Bei  E.  K.  M. 
trage  icli  daher  .  .  .  darauf  au, 

mich  zur  Ausarbeitung  eines  nähern  Regulativs  gemeinschaftlich  mit 
dem  Geistlichen  Departement  zu  authorisireu,  und  auch  das  Leztere 
dazu  unter  Eröffnung  der  Grundsätze,  die  Allerhöchstdieselben 
hierunter  zu  bestimmen  geruhen,  anzuweisen.«   .  .  . 


1)  No.  50.  2)  Cfr.  No.  573. 


Entschädigungslande.     Ressortverliiiltniss.  ()5 

657.    Cabinets-Ordre   »an  den   General  Grafen  v.  d.  Schulenburg.    nov."i9 
Potsdam  1803  November  19. 

E.  ?i9.    Minuten  des  Cabinet.'J.    llf). 

Die   Oeistliclicn   und   ScInil-Atij/clcgcii/icifcn    in    den   FulscIiädiffunr/s-Landen   sollen 
vorläufig   nach   unter  dem   Minister  v.  Angern   bleiben ,   Ijis   auf  allgemeine  Verord- 
nungen, die  mit  dem  Qeistlichen  Departement  xu  vereinbaren  simlA) 

» Die  Ressovt-Bestimmuug  dev  katholischen  Geistlichen  und  8chul- 
Angelegenheiten  in  Schlesien,  Süd-  und  Neuost-Preussen  entspricht  Meiner 
Absicht,  die  kirchlichen  und  Schul-Angelegenheiten  in  Meinen  gesammtcn 
Staaten  überall  in  demselben  Geiste  zn  leiten,  dass  wahre  Religiosität  ])e- 
fördert  und  der  Schul-Unterricht  zweckmässig  eingerichtet  werde,  nicht.  Idi 
bin  zwar  darin  mit  Euch  einig,  dass  auch  dieser  Theil  der  Regierung  am 
besten  mit  dem  Goneral-Directorio  zu  verbinden  ist,  weil  demselben  die 
Sorge  für  die  Wohlfahrt  des  ganzen  Landes  anvertrauet  ist,  dasselbe  auch 
die  Mittel  in  Händen  hat,  dieses  mit  Erfolg  zu  bewirken ;  es  Avürde  aber, 
damit  es  nach  allgemeinen  Grundsätzen  geschehe,  immer  ein  durch  alle 
Provinzen  gehendes  Special-Departement  für  diese  Angelegenheiten  bleiben 
müssen  und  nicht  den  Proviucial-Departements  einverleibt  werden  können. 
Dagegen  besorget  Ihr  nicht  ohne  Grund,  dass  die  Ausschliessung  des  Pro- 
vincial-Departements  in  den  Entschädigungs-Provinzen  von  aller  Theilnahme 
an  den  Geistlichen  und  Schul-Sachen,  der  Unterbringung  der  auf  Pension 
gesetzten  Geistlichen  und  der  Einrichtung  der  Vermögens- Verwaltung  in  den 
beizubehaltenden  Stiftungen,  vorzüglich  aber  der  Einziehung  des  Vermögens 
an  den  säcularisirten  Stiftern  und  Klöstern  nachtheilig  werden  dürfte.  Des- 
halb ist  es  aber  auch  Meine  Absiebt,  alle  diese  Angelegenheiten  so  lange 
der  Leitung  des  Staats-Ministers  von  Angern  als  nunmehrigen  Organisatious- 
Commissarius  anzuvertrauen,  bis  die  Einrichtung  so  weit  gediehen  ist,  dass 
die  Abgabe  der  Geistlichen  und  Schul-Sachen  au  das  Geistliche  Departe- 
ment erfolgen  kann.  Bis  dahin,  dass  dieser  Zeitpunkt  eingetreten  ist,  muss 
der  p.  von  Angern  nur  über  alles,  was  allgemeine  Vorschriften  und  l)Iei- 
bende  Einrichtungen  in  Kirchen-,  Schul-  und  Stifts-Angelegenheiten  betrift, 
mit  dem  Staats-Minister  von  Massow  sich  berathen  und  mit  demselben  ge- 
meinschaftlich agiren.  Sollte  hierüber  noch  ein  näheres  Regulativ,  wie  es 
Mir  fast  nicht  scheinet,  nöthig  seyn,  so  können  sich  beyde  darüber  unter 
luirer  Dazwischenkunft  vereinigen,  allenfalls  auch  noch  bestimmter  festsetzen, 
ob  und  wann  schon  einzelne  Gegenstände  des  Geistlichen  Departements 
früher  an  den  Staats-Minister  von  Massow  abgegeben  werden  können,  wo- 
von Mir  alsdann  zu  Meiner  Genehmigung  Anzeige  gemacht  werden  rauas.« 


1    Cfr.  No.  656. 

Oranler,    I'reusätu  und  die  kath.  Ktrchi.'.     Li. 


QQ  VvkwmWu   No.  TioS— 6ö9. 

180-^  658.     Deklaration  wegen   der  Gemischten   Ehen.    Reilin  1803  No- 

Nov.  21 

vember  21. 

R.  -17.  12.  Abschrift  uud  Druckllatt,  gez.  Friedrich  Wilhelm;  v.  Qoldbeck;  v.  Massow;  das 
('oncept  cut stand  in  Goldbeck's  Departement.  Wiederholt  gedruckt,  u.  a.  bei  Amelang,  >Neiies  Archiv 
der  Preussischon  Gesetzgebung  und  Rechtsgelehraamkeit,«  111,  S.  35.    Berlin  1S05, 

Dir  Kinder  sollen  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  in  der  Religion  des  Vofers 

imterrichtet  n-erden.  'i 

»S.  K.  M.  von  Preussen  haben  in  Erwägung  gezogen,  dass  die  Vor- 
schrift des  AUgem.  Land-Rechts  Th.  2.  Titel  2  §  76,  nach  welcher  bei 
Ehen  zwischen  Personen  verschiedenen  Glaubensbekenntnisses  die  Söhne  in 
der  Religion  des  Vaters,  die  Töchter  aber  in  dem  Glaubensbekenntnisse  der 
Mutter  bis  nach  zurückgelegtem  vierzehnten  Jahre  unterrichtet  werden  sollen, 
nur  dazu  diene,  den  Religionsunterschied  in  den  Familien  zu  verewigen  und 
dadurch  Spaltungen  zu  erzeugen,  die  nicht  selten  die  Einigkeit  unter  den 
Familien-Gliedern  zum  grossen  Nachtheil  derselben  untergraben. 

Höchstdieselben  setzen  daher  hierdurch  allgemein  fest:  dass  eheliche 
Kinder  jedesmal  in  der  Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden  sollen,  und 
dass  zu  Abweichungen  von  dieser  gesetzliclien  Vorschrift  kein  Ehegatte  den 
andern  durch  Verträge  verpflichten  dürfe.  Uebrigens  verbleibt  es  auch 
noch  fernerhin  bey  der  Bestimmung  des  §  78  a.  a.  0.  des  Allg.  Land-Rechts, 
nach  welcher  Niemand  ein  Recht  hat,  den  Aeltern  zu  widersprechen,  so 
lange  selbige  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden  Religions-Ünterricht 
einig  sind. 

S.  K,  M.  befehlen  sämmtlichen  Landes-Justiz-Collegien  und  Gerichten, 
insbesondere  den  Consistorien  und  vormundschaftlichen  Behörden,  sich  nach 
dieser  Deklaration  gebührend  zu  achten,  und  soll  selbige  gedruckt  und  zur 
allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden.« 

Auf  verschiedene  Anfragen  wegen  der  Taufen  und  Beerdigungen  und 
der  Stolgebühren  dafür  bei  Kindern  aus  gemischten  Ehen  verfügt  das 
Geistliche  Departement  wiederholt,  dass  dieses  »dem  Pfarrer  des  Vaters 
gebührt«. 

a.  a.  0.  R.  IT.  12. 

Ein  solches  Re Script  von  Reck,  Goldbeck.  Thulemeier  und  Massow, 
I80i  an  das  Ober-Consistorium  zu  Breslau,  Berlin  1804  Oktober  12,  ist 
wiederholt  gedruckt,  u.  a.  bei  Amelang  a.  a.  0.  S.  312.  Im  »Archive«  war 
es  nach  einer  Aktennotiz  de  1852  »nicht  zu  ermitteln  ..  Nach  einem  Re- 
scripte  Goldbeck's  au  die  Ober-Amts-Regierung  zu  Brieg,  d.  d.  Berlin  1804 
Januar  28,  war  diese  Deklaration  ;  nur  auf  solche  Elieii  anzuwenden,  welche 
erst  nach  Publikation  derselben  geschlossen  worden«. 

Gedruckt  bei  Amelang  a.  a.  0.  S.  2i)C. 

1    Clr.  No.  fi.')!. 


OeiniBchte  Ehen.    Eeson.  07 

Bericht  des   General-Vikariats  zu   Hildcälieim   s.  nntev   dem  8.  De-  „  °"  ,, 

^ov.  21 
cember  1803,  No.  662. 

Schreiben   Aiigeru's   au  Massow   s.    unter    dem    8.    Deccmber   1803,  Nov.  20 
No.  662. 


659.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1803  Nov.  2(; 
November  26. 

R.  SO.  59.  0.    .Ausfertigung. 

Die   Ordnung   der  Enischüdlgungs- Ansprüche   der  Prinxcssinnen    Wilhelmine   und 
Klemcntinc  von  IIrsseu-I?othriibi/rg,  als  PrUpstin  und  Kapitnlarin  des  Dnmcn-Stiffcs 

\u  Esscn.^] 

.  .  .   »Die  Difterenzen  betreffen  nehmlich  folgende  Punkte: 

1.  Verlangen  die  Prinzessinnen,  dass  ihnen  die  Naturalien  nacli  dem 
Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre  berechnet  werden.  Allein  da  dieses  die 
theuern  Krieges-Jahre  gewesen  sind,  so  hat  man  solche  auf  keinen  Fall  zum 
Grunde  legen  können.  Die  vorletzten  10  Jahre,  aucli  andere  iMittelprelse, 
wonach  das  ganze  Kapitels-Vermögen  veranschlagt  worden,  haben  die  Prin- 
zessinnen gar  nicht  annehmen  wollen,  daher  es  in  jeder  Hinsicht  das  beste 
sein  wird:  ihnen  die  Naturalien  in  Natura  verabfolgen  zu  lassen,  wie  dies 
auch  ganz  füglich  geschehen  kann,  da  jede  Eviction  von  Getreide-Preisen 
misslich  ist. 

2.  Verlangen  sie  zu  ihrer  Entschädigung  diejenigen  Summen,  welche 
sie  in  den  letzten  Jahren  nach  ihren  ehemaligen  besondern  stiftischen  Ver- 
hältnissen zufällig  genossen  haben.  Allein  nach  Aufhebung  des  Stifts  ist 
anch  der  ganze  Chordienst,  mithin  der  ganze  Begrif  von  Präsenzen  weg- 
gefallen, und  daher  die  Bestimmung  getrofifen  worden,  dass  alle  Revenuen 
gleichraässig  nach  der  Zahl  der  Präbenden  getheilt  werden  sollten.  Auf 
die  ehemaligen  Vortheile,  welche  sonst  dadurch  entstanden,  dass  mehrere 
Kapitularinnen  abwesend  gewesen,  dagegen  sie,  die  Prinzessinnen,  sich  in 
Essen  aufgehalten,  kann  also  nicht  gesehen  werden,  und  geschieht  es,  so 
würde  es  auf  Kosten  der  übrigen  Stiftsdamen  geschehen.  Dieserhalb  schei- 
nen sie  in  ihrer  jetzigen  Vorstellung  niclit  darauf  zu  bestellen,  sondern 
haben  sich  zum  Ersatz  dessen 

3.  die  zehnte  Kapitels-Präbeude  ausgebeten,  welche  von  der  Fürstin 
von  Schwarzcnburg  zur  Zeit  der  Säcularisation  noch  nicht  in  Besitz  genom- 
men war  und  die  also  E.  K.  ^f.  anheim  gefallen  ist.  Allein  diese  Präbcndc 
ist  wirklich  schon  eingezogen  und  wird  zu  E.  M.  Vortheil  berechnet.  Es 
werden  daraus  die  Kosten  für  die  angeordnete  Verwaltungs-  und  Aufsichts- 
Behörde  bestritten,  und  nach  Abzug  derselben  bleibt  noch  zur  Zeit  wenig 
übrig,  daher  diese  llevenüen  nicht  entbehrt  werden  können,  ohne  aus  E. 
K.  M.  Kassen  dazu  herzugeben,   wozu  gar  kein   Grutnl   vorhanden  ist. 

1    C\\:  Xo.  £,?,?>. 


ßg  iTknnden  Nn.  (iö9 — (>H1. 

TJ^^9«  üeberhaupt  erträgt  eine  solche  Piäbende  nach  den  Mittel-Preisen   des 

Getreides  547  Rthlr.  Clevisch  oder  456  Rthh-.  Berliner  Conrant.  Die  Priu- 
zessiuneu  haben  aber,  nach  den  Grundsätzen  sub  1  und  2  berechnet,  für 
Jede  1300  Rthlr.  Clevisch,  ausser  den  auf  1249  Rthlr.  berechneten  Propstei- 
Revenüen,  welche  allerdings  auch  besonders  zu  vergüten  sind,  verlangt. 
Es  dürften  ihnen  aber  nach  dem  obigen  nur  die  Naturalien  in  Natura,  und 
das  Geld,  alles  nach  dem  Durchschnitt  der  gesammten  Stifts-Revenüen,  ohne 
auf  Präsenzen  oder  vorige  Stifts-Verhältnisse  Rücksicht  zu  nehmen,  zu  be- 
willigen sein. 

Es  hängt  indessen  lediglich  von  E.  K.  M.  . . .  Gnade  ab,  ob  und  in  wie  fern 

4.  dem  Gesuche  deferirt  werden  soll,  solche  Revenuen  auch  ausser 
E.  K.  M.  Staaten  ganz  oder  zum  Theil  verzehren  zu  dürfen. 

Bisher  ist  die  Regel  angenommen  worden:  dass,  wenn  ein  solches  Ab- 
findungs-Quantum ausserhalb  Landes  verzehrt  werden  will,  alsdann  nur 
die  Ilalbscheid  angenommen  werden  soll. 

[5.]  Jetzt  aber  haben  zwei  andere  Kapitularinneu  des  Grätlichen  Damen- 
Stifts  zu  Essen,  die  Gräfinnen  Mariane  von  Trautmannsdorf  und  Henriette 
von  Manderscheid-Blankenheim,  mit  denen  ebenfalls  durch  die  Organisations- 
Commission  über  die  Abfindung  unterhandelt  ist  und  die  sich  die  sonstigen 
Grundsätze,  auch  die  Hebung  der  Naturalien  in  Natura,  haben  gefallen  lassen, 
sich  vorbehalten,  dass  ihnen  wenigstens  2/3  der  Revenuen  belassen  werden 
mögten,  für  den  Fall  sie  solche  ausserhalb  Landes  verzehren  wollten. 

Die  Organisations-Commission  zu  Essen  hat  solches  in  Rücksicht  der 
nur  geringen  Revenuen  unterstützt  und  mir  scheint  dies  Verlangen  ebenfalls 
billig  zu  sein.«   .  .  . 

Dec.  1  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>1.  Dec.  1803. 

Ad  1.  Da  die  Prinzessinnen  keine  Mittel-Preise  annehmen  wollen, 
eine  Abfindung  nach  dem  Durchschnitts-Preise  der  lezten  10  theuren  Jahre 
aber  sogar  einen  Zuschuss  aus  Künigl.  Cassen  nothwendig  machen  würde: 
so  ist  es  besser,  denselben  die  Naturalien  in  natura  verabfolgen  zu  lassen. 

Ad  2.  Da  die  Prinzessinnen  selbst  die  Gerechtigkeit  des  Princips  an- 
erkennen, ein  Schritt  darüber  hinaus  aber  wiederum  Zuschüsse  nöthig  machen 
würde,  so  kann  auch  hierunter  keine  Aenderung  geschehen,  noch  weniger  aber 

ad  3.  Dem  Antrage  derselben,  welchem  die  von  Ref.  angeführten  sehr 
erheblichen  Gründe  entgegen  stehen,  deferirt  werden. 

Ad  4.  aber  wollen  S.  M.  in  Erwägung  dessen,  dass  es  den  Kapitula- 
rinneu vorhin  freystand,  die  Präben de-Einkünfte  gegen  Verzichtleistung  auf 
die  Präsenz-Revenues  auch  ausserhalb  Landes  zu  verzehren,  das  Gesuch 
der  Prinzessinnen  jedoch  nur  in  der  Art  bewilligen,  dass  sie  von  der  Ab- 
fiudungs-Suminc  für  den  darunter  befindlichen  Antheil  der  Präsenz-Revenues 
einen  angemessenen  Tliei!  zmiicklastieu  müssen. 


I 


Gneseii.     Naturalzehntou.     Warsclinu.     ?>nuclaiiil.  (;<") 

Ad  ö.     Soll  der  Antras:  des  Kef..  doii  bevden  preujumten  Kiipitulariinicii  ..        „, 

■  "  '  Nov.  k:»> 

auf  den  Fall  ihres  Anftentlialta  ausserhalb  Landes  '^  -^  der  Revcnues  zu 
belassen,  genehmigt  und  derselbe  authorisirt  werden,  mit  den  Prinzessinnen 
zu  Hessen-Rotenburg  und  in  allen  ähnlichen  Fällen  ein  ähnliches  Abkommen 
zu  treöen,  allenfalls  auch,  wo  das  We<:fallen  der  Präsenzen  den  Verlust 
ohnehin  schon  empfindlicher  macht,  sich  der  Billigkeit  nach  auf  innen  noch 
genngern  Abzug  zu  vergleichen.  <c   .  .  . 

Hiernach  Cabiu  ets-Ordrc  an  Angern,  Potsdam   1803  üecember  1. 

B.  80.    Min&tcn  des  Cabiuetg. 


660.     Cabinets-Ordre  an  das  General-Direktorium  und  den  Staats-  Doc.  3 
Minister  v.  Massow.     Potsdam  1803  Decembcr  3. 

R.  80.  Uiuüten  des  Cabiuets. 
Wegen  der  Wi^derhersteUung  drs  Xaturdl-ZelDÜrn  der  GeisUichcu.^ 
>S.  K.  M.  wollen  ihnen  bei  Zufertigtmg  der  Vorstellung  des  Prediger 
Säbel  zu  Ackou ,  wonach  demselben  von  den  vorhin  gehabten  beiden 
Klaftern  Holz  der  Eine  in  natura  entzogen,  auch  in  Rücksicht  der  sonstigen 
Eichelmast  und  des  Deputats  an  Getreide  und  Heu  ein  für  ihn  beträcht- 
licher Verlust  bei  seiner  Stelle  erwachsen  ist,    hiermit   zu   erkennen  geben 

,  dass   überall,   wo   die  Geistlichen    ehedem    aus  Cämmereyen    oder 

Königl.  Gassen  Naturalien  bezogen,  wofür  sie  jetzt  unangemessene  Geld- 
Entschädigungen  erhalten,  bei  neuen  Verpachtungen  oder  Etats-Anfertigungen 
die  Naturalien  für  selbige  Aviederh ergestellt  werden  sollen.«   .  .  . 


661.    Immediat-Bericht  der   Staats-IVlinister   Frhr.  v.  d.  Reck.   Frhr.  Deco 
V.  Schroetter  und  v.  Massow.     Berlin  1803  December  5. 

R.  SO.  32.  B.    Ausfertigung. 

Ueber  die  Anfhehnng  des  Bist/mm  Warschau.    Empfehlung  des  Bisehofs  vom  Kuhn, 
Oraf  Eydxynshi,  als  Ermeländischen  Bischof.-) 

Der  erste  Theil  des  Berichts  handelt  von  den  Einkünften  der  dem 
Grafen  .Joseph  von  Hohenzollern  ')  bestimmten  Abtei  Oliva  und  von  den 
Ansprüchen  des  »ehemaligen  Jesuiter-,  jetzigen  Westpreussischeu  Schul-Fouds 
an  die  Einkünfte  des  Fürstbischofs  von  Ermeland:...  »IX.  Halten  wir  uns 
verpflichtet  anzuzeigen,  dass  .  .  .  E.  K.  M.  das  aus  Gründen,  die  in  den 
Zeitumständen  lagen,  neucrrichtete  Bisthum  Warschau  gelegentlich  und  nach 
Befinden  aufheben  zu  wollen,  geäussert  haben. 

Das  Hoheits-Departement  erbittet  demnach  E.  K.  M.  Autorisation,  mit 
dem  Staats-Mini stre  v.  Voss  tlber  die  Frage  in  Communication  zu  treten: 
ob  dieses  itzo  rathsam,  und   im  Bejahungs-Fall,  oh    die  Dioeces  Warschau 


l;  Cfr.  No.  H18  uud  695.  2;  Cfr.  N'o.  663.  H    Cfr.  No.  632. 


70  rrkiiufU'ii  No.  fv:;i -662. 

1803_    yjj  Gnesen  oder   zu  Poseu    zu   selilagcu   sey,    wobey  eveutuaiitcr  der  War- 
Dec.  o  ,         . 

schauer  Bischof  uicht  gerade  in  die  Dioeces  Ermeland,    soudcru   in  irgend 

eine  andere,  je  nachdem  E.  K.  M.  diesen  oder  jenen  Bischof  zum  Fürst- 
Itiachof  von  Ermeland  ernennten,  ascendiren  könnte,  insofern  er  sich  da- 
durch an  Einkünften  verbesserte.  Wir  bemerken  annoch,  dass  der  Bischof 
von  Culm,  Kydzynski^),  sich  zur  Stelle  eines  Ermeländischeu  Bischofs  ge- 
meldet hat,  und  dass  dessen  Qualilication  dazu  nicht  Avohl  zu  bezweifelu 
scyn  möchte.«   .  .  . 

Dec.  IB  Die  Cabinets-Ordrc,  d.d.   L'otsdam  1803  December  13,   findet  den 

Vorschlag  »vollkommen  angemessen.-' 

1\.  7.  b.  Ki.  C.    Ausfertigung. 

Die  diesem  Berichte  vorausgehende  Korrespondenz  der  Ressort-Minister 
ebendort. 

Dec.  8  662.   Immediat-Bericht  des  Staats-Mlnisters  v,  Massow.    Berlin  1803 

December  8. 

II.  so.  3'.'.  F.    Ausfertib'uug. 

Zur  Unter istütximg  dva  katliolisdicii  Fchlpropsks  Wctjerich  an  der  Sf.  Ilril/rif/fsK/rcIif 
■xio  Berlin  sollen  300  Rflilr.  (mgeiviesen  werden:-. 

»Auf  die  .  .  .  Eingabe  des  katholischen  Feldpropsta  Wegerich  bei  der 
hiesigen  St.-Hedwigs-Kirche  vom  1.  August  c.  hat  das  Geistliche  Departe- 
ment in  Gemässheit  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  6**"^  ejd.  mit  dem  Chef 
der  Organisations-Commission  in  den  Indemuitäts-Landen  über  den  Plan, 
dem  p.  Wegerich  durch  einen  pensiouirteu  Geistlichen  aus  den  darin  auf- 
gehobenen Klöstern  die  gewünschte  Unterstützung  zu  verschaö'en,  Rück- 
sprache gehalten ;  allein  nach  der  demselben  gewordenen  Fiual-Antwort  vom 
25.  November  c,  welche  ich  nebst  dem  derselben  angeschlossenen  Bericht 
des  (^eneral-Vicariats  zu  Ilildesheim  abschriftlich  beilege,  hat  dazu  kein 
Subject  ausgemittelt  werden  können.  Der  Feldpropst  Wegerich  hat  zur 
Verbesserung  des  hiesigen  katholischen  Kirchen-Systems  den  Vorschlag  ge- 
macht, dass  die  auf  die  Dispositions-Casse  im  Jahre  1787  mit  jährlich 
300  Rthlr.  angewiesene  Pension  des  ehemaligen  Propstes  Elberfeld,  welcher 
jetzt  80  Jahr  alt  ist,  nach  dessen  Tode  dazu  verwendet  werden  möchte. 
Diesen  Vorschlag  stelle  ich  zwar  der  Gnade  E.  M.  um  so  mehr  anheim, 
als  es  wohl  gewiss  ist,  dass  der  Supplicant  mit  einem  jährlichen  Einkommen 
von  880  Rthlr.  sich  und  die  beiden  Kapellane  wohl  nur  sehr  kümmerlich 
unterhalten  kann,  und  es  ihm  besonders  schwer  fallen  müsse ,  bei  hohen 
Fest-Tagen  die  Hülfs-Geistlichen  aus  Halberstadt  freyzuhalten. 

Allein  hierait  wäre  dem   verdienten  Wegerich,  so  lange    der  Elberfeld 


li  Dessen  Kewcrbuug  vom  15.  August  1803  in  K.  7.  B.  16.  C. 
2   Cfr.  No.  666. 


Eruielaud.     Berlin.  7  | 

lebt,   uicht  geholfen.     E.K.  M.  muss  ich  dahtr  .  .  .   bitteu,  zu  der  \ou  dem    ,.    ^'L 
Wegerich   gebetenen    Unterstützung   in    seiner  Amts -Verwaltung,    ihm   nus 
irgend  einem  andern  Fonds  wo  möglifli  diese  300  Kthlr.  sogleich   .  .  .   an- 
weisen zu  lassen.* 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Dcc.  13 

>13.  December  1803. 

8.  31.  finden  die  Hülfe  zwar  nöthig,  es  aber  auch  billig,  dass  solche 
aus  katholischen  Fonds  bestritten  werde.  Da  nun  in  den  Indemnitäts-Pro- 
vinzen die  Pensionen  diese  Fonds  absorbiren,  so  soll 

1.  dem  Grafen  v.  Hoym  aufgegeben  werden,  diese  300  Rthlr.  auf  die 
Schlesischen  Klöster  und  Stifter  zu  fundiren  und,  wie  solches  geschehen, 
Anzeige  zu  thuu; 

2.  dem  Ref.  hiervon  vorläuiig  Nachricht  gegeben  werden.- 

In  dem  abschriftlich  beiliegenden  Schreiben  Angern's  vom  25.  XI.  an  Nov.  25 
Massow  lieisst  es:  -^Ueberhaupt  muss  ich  bey  dieser  Gelegenheit  wegen 
der  pensionirten  Kloster-Geistlichen  bemerken,  dass,  wenn  unter  ihnen 
solche  vorhanden,  welche  sich  zur  Seelsorge  oder  zum  Pfarrdienst  qualifi- 
ciren,  diese  vorzüglich  zu  den  erledigt  werdenden  Pfarreien  in  der  Provinz, 
worinn  sie  ihr  Domicilium  gehabt,  befördert  werden  müssen,  um  die  (!)  Do- 
mainen  die  ihnen  sonst  zu  bezahlenden  Pensionen  zu  ersparen.« 

Der  Bericht  des  General-Vikariats  zu  Hildesheim,  gez.  Frhr.  v.  Wendt,  Nov.  :.'l 
vom  21.  XL  an  Angern  giebt  als  Gründe  für   die   Nicht-Ermittelung   eines 
i Gehülfen«   für  Wegerich  von  den  pensionirten  Geistlichen  au,  dass: 

»1.  mehrere  derselben  die  nöthigeu  Kenntnisse  und  Eigenschaften  gar 
nicht  haben. 

2.  die  alten  Kloster-Geistlichen  sich  zu  diesem  Posten  gar  nicht 
schicken. 

3.  die  vom  Mittelalter  grösstentheils  als  Pfarrer,  theils  als  Gehülfen, 
auf  dem  vaterländischen  Boden  angestellt  sind. 

4.  die  jüngeren  aber  erst  ihre  theologischen  Kenntnisse  erweitern 
müssen,  ehe  man  ihnen  einen  solchen  Posten  anvertrauen  darf. 

5.  kein  einziges  Subject  die  geringste  Lokalkenntniss  oder  andere 
Bekanntschaft  zu  Berlin  hat,  ohne  welche  es  doch  mit  seiner  Pension 
alda  schwerlich  ausreichen  würde.« 


■^9  Urkunde  No.  663. 

l^^-'  663.  Immecliat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck.  v.  Goldbeck, 

Dcc.  1" 

Frhr.  v.  Schroetter  und  v.  Massow.    Berlin  1803  Deccmber  10. 

IJ.  so.  32.  B.    Ausfertigung. 

Wegen   Vcrbcssei-ung  des  Biseliüflicltoi  La ndvoy teiger idilcs  xu  Heilsbcrg,  des  Sclnd- 

fonds  und  der  katholischen  Weltgcistlichcn  in  Ostprcussen  durch  Verminderung  der 

bisherigen  Bexüge  des  erledigten  Fürstbischöflichen  Stuhles  r>on  ErmdandA) 

»Die  gegemv  artige  Vacauz  des  Fürstbischof  liehen  Stuhles  von  Erme- 
laud  bietet  eine  erwünschte  Gelegenheit  dar,  für  eine  solide  Verbesserung 
des  Bischöflichen  Ermeländischen  Landvoigteigerichts  zu  Heilsberg  und  die 
Verbesserung  des  Scliul-Fonds  und  der  in  Dürftigkeit  lebenden  catholischen 
Wcltgeistlichen  in  Ostpreussen  sorgen  zu  können.  Bisher  hat  der  Fürst- 
bischof eine  jährliche  Competenz  von  24045  Rthlr.  11  Gr.  6  Pfg.  bezogen. 
Nach  unserm  .  .  .  Dafürhalten  dürfte  künftig  ein  Quantum  von  20000  Rthlr. 
genügen  und  Avir  haben  uns  dahero  vereiniget,  bei  E.  K.  M.  .  .  .  darauf  an- 
zutragen : 

dass  Allerhöchstdieselben  die  künftige  Herabsetzung  der  Competenz 
auf   20000  Kthlr.    und    die    Verwendung    der    dadurch    erübrigten 
4045  Rthlr.    11  Gr.  6  Pfg.    mit   1590  Rthlr.    zur  Verbesserung   des 
Landvoigteigerichtes  und  mit  2455  Rthlr.  11  Gr.  6  Pfg.  zur  Verbesse- 
rung  des  Catholischen    Schulwesens   im    Ermelandc   und   der   Welt- 
geistlichen in  dem  alten  Ostpreussen  und  Litthauen  zu  genehmigen, 
auch  im  voraus  festzusetzen  geruhen  mögen,  dass  das  zur  Gerichts- 
verwaltung annoch  erforderliche  Gelass  in  dem  Bischöflichen  Schlosse 
angewiesen,  ausgebaut  und  künftig  unterhalten  werde.     Was 
I.  das  Landvoigteigericht  zu  Heilsberg  betrift,  Avelches  seit  dem  .lalue 
1773  existiret,  so  bestehet  dasselbe  aus  einem  Director,  einem  Rathe,  einem 
Assessor  und  den  nöthigen  Subalternen.    Von  diesen  geniesset  der  Director 
ein  Gehalt  von  450  Rthlr.,  der  Rath  von  400  Rthlr.  und  der  Assessor  von 
350  Rthb-.,  wofür  man  entweder  nur  sehr   mittelmässige  Subjecte    erlangen 
konnte,  oder,    M-enn  darunter    auch   einige    brauchbare   Männer  waren,    er- 
warten musste,    dass  sie  die  erste  Gelegenheit  ergriffen,   um   sich   ein   ein- 
träglicheres Amt  zu  verschaflen.     Die  Geschäfte,    welche   diesem  Gerichte 
anvertrauet  sind,  sind  nicht  nur  an  sich  wichtig,  sondern   haben   auch  seit 
dessen  Stiftung  dergestalt  zugenommen,  dass  das  bisherige  Personale,  wenn 
es  besonders  fernerhin   aus  solchen    mittelmässigen   Subjecten,   wie   bisher, 
bestehen  sollte,  sie  durchaus  nicht  bestreiten  kann. 

Es  stehet  dem  Landvoigteigericht  die  Jurisdiction  über  alle  exi- 
mirte  Sachen  und  Personen,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  würklichen  und 
Titular- Civil -Beamten,  im  ganzen  Ermelande  zu;  es  schweben  bei  dem- 
selben viele  zum  Teil  wichtige  Prozesse  und  Vonnundschaften  und,  wegen 
der    vielen     dariun    wohnenden    W^eltgcistlichcu ,     auch     verwickelte    Erb- 

1    Cfr.  No.  682. 
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schaftsthellungoii :  os  muss  sich  aus  gleichem  Gniudo  sehr  mit  Testaments-  ^.^ 'i,) 
Auf-  und  Annahmen  beschäftigen.  Ausserdem  verwaltet  es  das  Ilypo- 
thekeuwesen  über  180  einzelne  adelige  Güter  und  führet  die  Criminalunter- 
suchungen  seines  Departements,  worin  es  aucli  die  Erkenntnisse  abfasset. 
Auch  lieget  demselben  die  Berichtigung  der  Vasallen -Tabellen  und  die 
Revision  der  Rechnungen  über  die  Gassen  aller  Kirchen,  geistlichcu  Bene- 
ficien  und  andern  milden  Stiftungen,  nebst  der  Aufsicht  über  die  Vermögens- 
verwaltung und  die  Bauten  dieser  piorum  corporum  ob.  Zur  Verbesserung 
der  Justiz  im  Ermelande  sind  zwey  Vorschläge  geschehen,  dass  nemlich 
entweder 

1.  dieses  Landvoigteigericht  aufgehoben,  mit  der  üstpreussischen 
Regierung  vereiniget  und  in  Heilsberg  eine  Creiss  -  Justiz -Commission  eta- 
blirt,  oder 

2.  dasselbe  nur  in  seiner  Einrichtung  verbessert,  das  Personale  ver- 
stärckt  und  besser  besoldet  werde ,  um  tüchtigere  Männer  anschaffen  zu 
können. 

Aus  der  abschriftlich  anliegenden  Berechnung  werden  E.  K.  M.  zu 
ersehen  geruhen,  dass  die  Kosten  beider  Arten  von  Veränderungen  ohn- 
gefehr  gleich  hoch  zu  stehen  kommen,  und  in  diesem  Falle  scheinen  mir, 
dem  Gross-Canzler,  nachstehende  Gründe  für  den  zweiten  Vorschlag  zu 
sprechen: 

1.  würde  die  Aufhebung  ein  Eingrif  in  die  Rechte  des  Bisthumes  und 
des  Capitels  seyn,  in  deren  Nahmen  dieses  Gericht  die  Justiz  verwaltet  und 
welchen  auch  der  Vorschlag  zur  Besetzung  der  Stellen  mit  der  Bedingung 
zugestanden  worden  ist,  dass  sie  qualifizirte  Subjecte,  und  zu  den  geringern 
Subalternstellen  invalide  Soldaten  ■wählen  müssen.  Dieser  Eingrif,  der  zu- 
gleich dennoch  eine  Schmälerung  der  Bischöflichen  Competenz  zur  Folge 
haben  soll,  scheint  auch  zur  Zeit  um  so  weniger  des  gemeinen  Besten  wegen 
nothwendig  zu  seyn,  als 

2.  bei  erhöheten  Gehältern  und  vermehrtem  Personale  nach  dem  Vor- 
I  schlage  in  der  anliegenden  vorallegirten  Berechnung,  ohnedem  für  die  Be- 
i  Setzung   des    Landvoigteigerichtes   mit   Männern ,    welche    ihre   Prüfung   bei 

der  Immediat-Examinations-Commission  überstanden  haben,  gesorgt  werden 
L  kann. 

3.  Eine  Creiss- Justiz -Commission  würde  den  Einsassen  bei  weitem 
nicht  so  bequem  seyn,  als  ein  zu  allen  ihnen  vorkommenden^^  Geschäften 
authorisirtesGericht,  und  sie  müssen  auch,  das  höhere  Porto  und  die  wei- 
teren Reisen  nach  Königsberg  ungerechnet,  weit  höhere  Sportulsätze  be- 
zahlen,   wenn    sie    unmittelbar    der    Gerichtsbarkeit    der   Regierung    unter- 

iworfen  werden. 

4.  Würde  bei  einer  Vereinigung  des  Landvoigteigerichtes  mit  der  Re- 
gierung das  ohnehin  jetzt  schon  unzureichende  Gelas.^  der  letzteren  mit 
grossen  Kosten  ansehnlich  erweitert  werden  müssen. 
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Dec  10  ^'  "^'^^^^^  ®^°^'  Verlogenheit  entstehen,  die  itzigen  Offizianteu  des  Laud- 

voigteigerichtes,  besonders  den  Üirector,  jtuderweitig  unterzubringen. 

Wenn  aber  auch  das  Landvoigtcigericht  in  seiner  bisherigen  Vor- 
tassung  bleibt,  so  muss  es  ausser  denjenigen  Zimmern,  welche  es  schon  in 
dem  einen  Flügel  des  Bischöflichen  Schlosses  iune  bat,  noch  wenigstens 
eins  liaben;  ausserdem  bedarf  es  der  dem  ersten  Landreuter  nur  praecaire 
eingeräumten  Wohnung  im  Schlosse  für  immer,  weil  dieser  die  Gerichts- 
atelle und  die  Gassen  bewachen  muss,  und  endlich  fehlet  es  an  einem 
Schuld-  und  eigentlichen  Straf-Gefängnisse,  welche  nach  der  Behauptung 
der  Ostpreussischen  Regierung  ebenfalls  füglich  durch  Hergebung  zweier 
Zimmer  in  dem  Schlosse  beschaft  und  eingerichtet  werden  können.  Wir 
tragen  dahero  .  .  .  darauf  an : 

Ausser  dem  jährlichen  Quanto  von  1590  Rthk.  auch  noch  .  .  . 
zu  genehmigen,  dass  das  vorbemerckte  Gelass  für  das  Landvoigtei- 
Gericht   reserviret   und    dessen  Ausbau   und  künftige   Unterhaltung 
dem  neuen  Fürstbischöfe  auferlegt  werde. 
II.  Was   die   Verbesserung   des    Schulwesens    im  Ermelaude    und  der 
Weltgeistlichen  im  alten  Ostpreussen  und  Litthauen  betrift,    so  sind  E.  K. 
}i[.  von  der  Nothwendigkeit  derselben  gewiss  überzeugt,  und  das  oben  dazu 
erbetene  jähi'liche  Quantum  der  2455  Rthlr.  11  Gr.  6  Pfg.  vou  der  Fürst- 
Bischöflichen  Competenz  hilft  nur  den   dringendsten  Bedürfnissen  ab.     Je- 
doch muss  ich,  der  Etatsminister  vou  Massow,  annoch  bemercken,  dass  ich 
mit   dieser   Summe    nicht   die  Geistlichkeit   des  Ermelandes,    die  deren   so 
uöthig  nicht  bedarf,  sondern   die  Catholische  Weltgeistliche   im  alten  Ost- 
preussen und  Litthauen,  die  theils  gar  keine,  theils  sehr  geringe  fixe  Ein- 
nahme haben,  es  also  vorzüglich  gebrauchen,  in  ihren  Einkünften  verbessern 
zu   dürfen  wünsche,  und   dahero    die  Allerhöchste  Genehmigung    dahin   zu 
richten  .  .  .  bitte : 

dass  die  2455  Rthlr.  11  Gr.  6  Pfg.  zur  Verbesserung  des  Volcks 
Schulwesens   im  Ermelaude   und   der  bedürftigen  Weltgeistlichen  in 
Alt-Ostpreusscn  und  Litthaueu  verwendet  werden  können.« 

üec.  22  Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>.22.  Deccmber  1803. 
Approbirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordrc.  Berlin   180o  December  22. 

R.  7.  li.  K).  C.    Ausfertigung. 

Ebendort  die  Korrespondenz  zwischen  den  Ressort-Ministem,  aus  der 
der  Bericht  erwuchs,  den  Goldbeck  angeregt  hatte. 

1804  Auf    einen    weiteren    Bericht,    vom    13.  Februar  1804,    bestimmt   die 

Febr  '^0 

Gabinets-Ordre,    Berlin    1804    Februar  20,    das:^    >für  die   drey   er.steu 
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Mouate  nach  d<\'5  Fürr^t-Bischofs  Tode  doui   I>oiii-(";initiil  zu  Fraiu-iiburfr  pIu,,,     .,,, 
Drittheil  der  unverkürzten  Competenz  noch  liewilligt   werden  hoHc* 

a.  a.  0.     Ausfertiguli},'. 

Cabiuet!<-C)rdrcä  an  Keck;   Schroetter;    Massuw  und  ;in  Maasow  s.   t^      .•, 
unter  dem  o.  und  8.  December  1803,  No.  661  und  662. 


664.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  myi  i»c( .  k; 
December  16. 

K.  so.   l'J'2.  E.     Auefeitiguug.    Coiicept,    Anweisung  von  Sack,    K.  70.    Ifaiiiil-Ki'inniisbion.    11. 
XIV.   17. 

Die  aufgehobenen  Klöstei'  in  den  alten  Provinxan  sind  sofort  als  Domänen  xu  he  wirf  h- 

schaffen:    ii-ber  die  Verivoiduny  der  Einkünfte  ist  erst  demnächst  von  den  Departr- 

rnents   \u  entscheiden.    Die  Leitung  der  Klostcraufhebungcn  hat  auch  hier  die  Ilaiipt- 

Organisations-Kommission.  nicht  die  konkurrirendcn  Minister.^ 

Berichtet  auf  die  Cabinets-Ordre  vom  4.  Oktober  1803 -): 

.  .  .  Keck  und  Massow  wollten  mit  der  Uutcräuchuug  des  Klosters 
Ammensieben  allein  den  Anfang  machen ,  ich  aber  war  .  .  .  einer  ab- 
weichenden Meinung,  uud  zwar  aus  Gründen,  die  ich  mir  aus  der  Erfahrung 
bei  der  Behandlung  der  Kloster-Aufliebungcn  in  den  Entschädigungs-Pro- 
\nnzeu  absti'ahirt  habe. 

Jezt  haben  sich  beide  Staats -Minister  im  Allgemeinen  uud  auch  in 
den  mehresten  einzelneu  Punkten  beifällig  erkläret,  und  es  ist  ein  gemein- 
schaftlicher Bericht  mit  dem  Staats- Minister  Clrafen  von  Haugwilz  con- 
ccrtirt-"').  .  .  . 

In  zwei  Punkten  sind  sie  aber  mit  mir  nicht  einer  Meinung,  uud  da 
durch  eine  nähere  Unterhandlung  keine  Uebereinstimmung  hierin  zu  er- 
warten ist,  also  am  Ende  es  doch  auf  E.  K.  M.  .  .  .  Entscheidung  ankommen 
muss,  diese  Angelegenheit  aber  dadurch,  zu  deren  wesentlichen  Nachtheil 
und  dem  Allerhöchsten  Interesse  zuwider,  noch  länger  aufgehalten  werden 
würde,  so  sehe  ich  mich  veranlasst,  darüber  zu  jenem  Haupt-Bericht  nacli- 
ti'äglich  unmittelbar  diesen  .  .  .  Vortrag  zu  thuu.   .  .  . 

Die  beiden  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck  und  v.  Massow  dissentireu 
nehmlich  darin: 

1.  dass  nach  der  Aufhebung  der  Klöster,  ehe  die  Güter  von  der  j). 
Cammer  in  Administration  genommen  werden,  vorher  von  sämtlichen  cou- 
cernirenden  Ministern  Vorschläge  über  die  Vorwendung  der  dadurch  ent- 
stehenden Fonds  abgegeben  werden  sollen,  und 

2.  dass  die  Leitung  des  Aufhebungs-Geschäfts  nicht  von  der  llaupt- 
Organisations-Commission,  sondern  von  sämtlichen  coucernirenden  Ministem 
geschehen  solle. 

Ich  bin  jedoch  der  pflichtmässigen  Meinung,  da.ss 

1    Cfr.  No.  646.  6Ö2,  668  uud  671.  2    Nu.  64«.  3,  No.  WH. 
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De     U"  ^"   ^'  ^^'*^  Kloster-CTÜter,    bei  diT  Aufhebung   der   Klöster,    sofort    von 

dcu  p.  Caramern  in  Administration  genommen  und  als  Domainen  behandelt 
worden  müssen,  ohne  vorher  erst  die  Bestimmung  wegen  der  daher  ent- 
stehenden Fonds  abzuwarten.  Für  so  billig  und  gegrtindet  ich  den  Wunsch 
lialte,  dass  ein  Theil  dieser  Fonds,  wenn  Fi.  K.  M.  es  für  gut  erachten 
sollten,  zum  Besten  der  Schulen  und  ähnlichen  öfifentlichen  Anstalten  ver- 
wendet werden  mögen,  so  scheint  es  mir  doch  nicht  rathsam,  dass  die 
(Jüter  selbst  dazu  bestimmt  werden;  vielmehr  ist  es  zweckmässiger,  solche 
gleich  andern  Domainen  zu  behandeln,  solche  bewirtschaften  und  demnächst 
auf  die  General-Cassen,  w^ohin  die  Revenuen  dieser  Güter  fliessen,  die  Aller- 
höchst zu  bestimmenden  Quanta  anweisen  zu  lassen. 

Sollen  zuvor  diese  Bestimmungen  ausgemittelt  werden  und  zur  Fest- 
setzung kommen,  so  Avird  damit  nothwendig  geraume  Zeit  hingehen,  da  es 
auf  eine  nähere  Untersuchung  der  Bedürfnisse  und  der  zweckmässig  zu 
thuenden  Vorschläge  ankömmt.  Immittelst  wird  die  Administration  und 
die  weitere  Disposition  in  der  Güter- Verwaltung  gehemmt,  und  dieses  in 
jeder  Hinsicht  grossen  Nachtheil  mit  sich  führen;  wohingegen  dies  Geschäft 
einfach  und  gut  auseinander  geht,  Aveun,  wie  in  den  Eutschädigungs-Pro- 
vinzeu,  alles  in  Selbstverwaltung  genommen,  demnächst  aber  alles  ver- 
anschlagt und  zu  Domainen  umgeschatfen  wird.  Wenn  alsdann  der  Ertrag 
der  aufgehobeneu  Klöster  feststeht,  welcher  einstweilen  extraordinarie  zu 
berechnen  sein  würde ,  können  die  Staats-Minister,  von  welchen  E.  K.  M. 
sodann  die  Vorschläge  über  diese  Revenuen  zu  erfordern  geruhen  werden, 
solche  im  Verhältniss  mit  dem  Vermögens-Bestande  und  diesem  Ertrage  ab- 
zugeben erst  im  Stande  sich  befinden,  ohne  dass  die  Vermögens-  und  Re- 
venuen-Verwaltung"  selbst  dadurch  aufgehalten  wird.  Der  jezzige  Auftrag 
in  der  .  .  .  Cabinets- Order  vom  4.  Oktober  dieses  Jahres  erstrekt  sich 
aber  fürs  erste  nur  über  die  Auswahl  der  bei  Aufhebung  der  Klöster  zu- 
nehmenden Maassregeln,  welche  mit  dem  gegenwärtigen  Berichte  erlediget 
sind,  in  sofern  es  das  Allgemeine  und  nicht  das  besondere  Gesuch  de."* 
Ahts  Schoft'  vom  Kloster  Ammensieben  betrift,  über  Avelches  erst  nach 
vollständiger  Aufnahme  dieses  Klosters  geurtheilt  und  berichtet  Averden 
kann. 

Zu  2.  bin  ich  weit  entfernt,  der  llaupt-Organisations-Commissiou  Ge- 
schäfte aufzulegen,  da  sie  noch  hinreichend  mit  den  Einrichtungen  der 
mehresten  Verwaltungs-Partien  in  den  Entschädigungs-Provinzen  beschäftiget 
ist;  indess  halte  ich  es  für  nothAvendig  und  E.  K.  M.  ...  Interesse  für  zu- 
träglich, dass  die  Leitung  des  Aufhebungs- Geschäfts  durch  solche  allein 
geschehen  möge,  denn  sie  ist  aus  der  Erfahrung  von  den  vielen  in  den 
Entschädigungs-Provinzen  aufgehobenen  Klöstern  und  Stiftern  mit  dem  Ver- 
fahren dabei  und  ."allen  einti'etenden  Verhältnissen  genau  bekannt.  Im 
Gange  des  Geschäfts  kömmt  es  auf  vorzügliche  Beschleunigung  und  als- 
baldige Bestimmung  auf  die  denn  täglich  eingehenden  Anfragen  zu  sehr  an; 
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nach  der  Aufhebung  aber  und  in  der  Vorwaltune  des  Vermögens  ist  solches  ^^^^^  . 

I)('c.   \U 

noch  mehr  uöthig,  wenn  wegen  einzelner  Verwaltungs-Dispositionen  rasche 
Beschlüsse  uöthig  werden.  Soll  nun  deshalb  Jedesmahl  erst  mit  dem  con- 
cernirendeu  Chef  des  Hoheits-  und  Geistlichen  Departements 'concertirt 
werden,  ao  wird  durch  den  dabei  unvermeidlichen  Verzug  zu  viel  Nach- 
theil erwachsen. 

Dagegen  versteht  es  sich  von  selbst,  das«  die  Haupt -Orgauisations- 
Commission,  wann  sie  es  für  nothwendig  tindet,  andere  dabei  concernirendc 
Departements  und  deren  Chefs  um  ihre  Meinungen  zu  befragen,  wie  solches 
auch  bei  Säcularisation  der  Klöster  in  den  Entschiidigungs- Provinzen  ge- 
schehen ist,  zu  ihrer  eigenen  Sicherheit  solches  nicht  unterlassen  wird. 
Die  Haupt-Organisations-Commissiou  wird  dadurch  auch  nicht  länger  be- 
stehen dürfen,  denn,  wenn  sie  sonst  aufgelüset  werden  kann,  werden  diese 
Kloster-Aufhebungs-Geschäftc,  wobei  es  sodann  vornehmlich  auf  die  Ver- 
wandlung in  Domainen  und  auf  deren  Verwaltung  als  solche  ankömmt,  an 
die  resp.  Departements  des  General  p.  Directorii  übergehen. ;   .  .  . 

665.    Immediat-Bericht  der  Staats- Mi  nister  Frhrn.  v.  d.  Reck   und  Doc.  ig 
V.  Schroetter.     Berlin   1803  December  1(). 

K.  SD.  'i'2.  C.     Ausfertigung. 

Vorschläge  für  die  Verwaltuurj  und  Wtcderbesehung  des  durch  den  Tod  des  Bischofs 
Michael  Fran%  r.  Karpowicx  erledigten  BischofsitKcs  von   Wigry.^] 

»Der  Römisch -Katholische  Bischof  von  Wj'^gry,  Nahmens  Michael 
von  Karpowicz,  ist  am  5.  November  c.  auf  dem  Dorfe  Berzniken  in  seiner 
Diöces  an  der  Brustwassersucht  gestorben. 

(1.)  Die  Kammer  zu  Bialy stock  hat  unmittelbar  darauf  den  beiden  Offi- 
cialen  von  Golaczewski  und  von  Paszkiewicz  die  Verwaltung  des  erledigten 
Bischöflichen  Sprengeis  übertragen.  Dadurch  wäre  aller  möglichen  Verlegen- 
heit vorgebeugt,  und  wir  bitten  E.  K.  M.,  diese  Anordnung  ...  zu  genehmigen. 

Bis  zur  Ernennung  eines  Nachfolgers  des  Verstorbenen  scheint  es  aber 
billig,  sowohl  den  jetzigen  beiden  Verwesern  der  Bischöflichen  Diöcese,  als 
auch  einem  dortigen  Geistlichen  Nahmens  Konopka,  der  unter  dem  Titel 
eines  Procuratoris  domus  Cathedralis  Wygrensis  die  specielle  Aufsicht  über 
die  Bischöflichen  Gebäude  und  Inventarien-Stücke  geführt  hat  und  dieselbe 
unter  der  Oberaufsicht  des  Officials  von  Paskiewicz  zu  führen  fortfährt,  für 
I  ihre  Mühwaltung,  mit  welcher  mehrere  Unkosten,  wie  Besoldung  von  Secre- 
tairs,  Wächter  u.  d.  gl.  verbunden  sind,  eine  angemessene  Belohnung  aus 
dem  vacanteu  Bischöflichen  Gehalte  anzuweisen.  Wir  fügen  daher  die  .  .  . 
Bitte  hinzu : 

(2.)  dass  E.  K.  M.  den   beiden  Officialen  von  Golaszewski    und   von 
Paskiewicz,  imgleichen  dem  Geistlichen  Konopka.  vom   1 .  December 


1    CtV.  Nu.  Ö8Ö  uud  ii'd'l. 
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T)      IC  *^'  ^'  '^'"^   '"*^^   ^"^    Wiedci'beäetzuug   des   erledigten   Bisthums  jedem 

75  Thaleru  vierteljährig  aus  dem  vacauten  Bischöfliclien  Gehalte 
der  4000  Rthlr.  zu  bewilligeu  .  .  .  geruhen  möchten. 
(3.)  Zu  Wiederbesetzung  des  erledigten  Bisthums  glauben  wir  E.  K.  M. 
mit  gutem  Gewissen  zwey  Candidaten  zur  Höchsten  Auswahl  vorsclilageii 
zu  können.  Der  ein  eist  der  Domherr  von  Mathy  aus  dem  Domstift  Frauen- 
burg, ein  Mann  von  vieler  Bildung  und  Anstand,  der  polnischen  Sprache 
ganz  mächtig  und  dabey,  welches  mir,  .  .  .  Schrötter,  für  Neu-Ost-Preussen 
ein  wesentliches  Verdienst  zu  seyn  scheint,  ein  sehr  guter  Laud-Oeconom 
und  ein  alter  Vasal.  Der  Zweite  ist  der  Official  Golaszewski  aus  Neu- 
Gst-Preussen.  Die  Kammer  zu  Bialy stock  schildert  ihn  als  einen  Mann, 
der  bey  gründlichen  und  ausgebreiteten  Kenntnissen,  nicht  nur  in  der  Theo- 
logie und  dem  Canonischen  Rechte,  sondern  auch  in  den  mathematischen 
und  historischen  Wissenschaften,  der  lateinischen  und  französischen  Sprache 
vollkommen  mächtig  ist  und  durch  seine  llechtschaffenheit,  Toleranz,  Be- 
scheidenheit und  ungemeine  Wohlthätigkeit  sich  allgemeine  Liebe  und  Ver- 
ehrung erworben  hat.  Auch  soll  er  der  Landes-Regierung  ergeben  seyn 
und  deren  Verfügungen  jederzeit  promt  und  willig  befolgt  haben. 

Von  dieser  Seite  betrachtet  würde  der  von  Golaszewski  Vorzüge  haben, 
auch  der  Nation  gewiss  angenehmer  und  auf  diese,  selbst  in  Bezug  auf 
die  Verbesserung  der  Schul-  und  Kirchen -Angelegenheiten,  mehr  als  der 
von  Mathy  zu  wirken  im  Stande  seyn. 

Wir  stellen  es  demnach  E.  K.  M.  .  .  .  Ermessen  .  .  .  auheim: 

ob   Allerhöchstdieselben  das  erledigte  Bissthum  W^ygry  dem  Official 
von  Golaczewski   mit  dem  damit  verknüpften  etatsmässigeu  Gehalte 
von  4000  Thalern,   von  dem  Viertel  Jahr  ab,   worin  seine   Conse- 
cratiou    fallen   wird,  ...  zu   verleihen,    und  es   zu  genehmigen  ge- 
ruhen,   dass    für   ihn    das  Nominations- Patent  ausgefertigt   und  zur 
höchsten  Vollziehung  überreicht  Averden  dürfe. 
Auf  den  Fall,   dass  E.  K.  M.  den  von  Golaszewski   zum  Bischöfe  zu 
bestimmen  geruhen,  so  werden  es  uns  E.  K.  M.  .  .  .  erlauben,  dass  wir  den 
p.  von  Mathy  bei  einer  andern  Gelegenheit  und  einer  etwa  in  Neu-Ost-Preussen 
entstehenden  Vaca.nz  ...  in  Erinnerung  bringen  dürfen.« 

Doe.  22  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beymc: 

Ad  1  und  2  zu  approbiren. 

Ad  3  aber  wollen  S.  M.  Ihren  Beschluss  so  lauge  aussetzen,  bis  die 
Verhandlungen  zwischen  von  Reck  und  p.  v.  Voss  wegen  zwekmässiger 
Vertheilung  der  Dioeces  von  Warschau  i)  so  weit  gediehen  seyn  werden,  dass 
übersehen  werden  kann,  ol>  und  welclu^  Folgen  daraus  für  den  Sprengel 
von  Wigry  entstehen.« 


1)  Cfr.  No.  3U1  und  ü61. 


Wiffrv.     I'.orlin.  'yCi 

Hiernach    rabi  ne  ts-Ord  vc    au    Kork    iiml    Sohrooltor,    Revliii    180^) 
December  22. 

K.  8!».    Minuten  uns  C'abinpts. 


Doc.  22 


Schreiben   von    Keck    an   Massow   s.  unter  ileui   12.   November   1803,   Der.  V.\ 
No.  655. 


666.  Immediat-Bericht  des  Staats-Mlnisters  Graf  Hoym.    Bre^^lau  180P,  Der.  jo 
December  20. 

H.  V».  :i2.  F.    .Vu-itVi-tiguiitf. 

^]['rr/rii  rlrr  lirii)  kafhnJischen  Fehl-Propsf  Wrgcn'ch   -.ii  Berlin  aVrrh'khst  hnrllUiitrn 
jährliche)}  Unierstüt.mig  von  800  lithlrn.*^] 

>Nach  E.  K.  M.  .  .  .  Befehl  vom  13.  dieses  soll  die  dem  katholischen 
l'\'ld-Propst  Wegerich  bei  der  St.  Hedwigs-Kirche  in  Berlin  bexN-illigte  jähr- 
liche Unterstützung  von  300  Rthlr.  auf  die  Schlesischen  Klöster  und  Stifter 
fiiiidirt,  und  wie  solches  geschehen,  angezeigt  werden. 

Dem  zufolge  verfehle  ich  nicht,  folgendes  ...  zu  bemerken: 

Die  katholischen  Stifter  und  Klöster  in  Schlesien  haben  nach  der  .  .  . 
Cabinets- Ordre  vom  16.  Novbr.  1794  /u  Unterstützung  [des  Inv]2Jaliden- 
fouds  und  zu  Bestreitung  der  Pensionen  [der  verabschijedeten  Officiers  einen 
extraordinairen  Zuschu[s3  von  100]00  Rthlr.  aufbringen  müssen,  mit  der 
Zusicherung[,  dass  diese  Bjeiträge  nicht  fortwährend  dauern,  sondern  sich 
n[ach  dem]  Absterben  der  pensionirten  Officiers  periodisch  vermin [derni 
und  [zuletzt]  ganz  aufhören  sollen. 

Hiernach  sind  von  dem  Zuschuss  der  10000  Rthlr.  im  Jahr  1707 
durch  den  entstandenen  Abgang  verschiedener  Pensionairs  1650  Rthlr.  ab- 
geschi'ieben  worden,  und  die  Stifter  contribuiren  noch  dato  8350  Rthlr., 
Avöbei  dieselben  auf  die  ihnen  gemachte  Vorstellung  den  Beschluss  gefasst, 
von  diesen  Beiträgen  die  zurückfallenden  Officier-Pensionen  an  die  katho- 
lische Haupt-Schnl-Casse  hieselbst  zu  Verbesserung  der  katholischen  Schnl- 
Anstalten  und  diesfälligen  Unterrichts  dergestalt  zu  überlassen,  bis  solche 
die  Höhe  von  5000  Rthlr.  erreichen,  als  welche  die  Stifter  fortwährend  als 
Zuschuss  zu  gedachter  Haupt-Schnl-Casse  leisten  und  dann  erst  das  Residuum 
des  jezigen  Beitrags  successive  erlassen  haben  wollen.  Ueber  diesen  Bei- 
trag der  Stifter  zur  katholischen  Haupt-Schnl-Casse  p.  5000  Rthlr.  habe 
ich  E.  M.  bei  Gelegenheit  der  dargestellten  Verbesserangen  des  katholischen 
Schul -Unterrichts  in  Schlesien  unterm  9.  Merz  1799  3)  .  .  .  berichtet  und 
die  .allerhöchste  Oenehmigung  darüber  laut  Ca))inets -Ordre  vom  23.  Merz 
ej.  a.  erhalten. 


1)  Cfr.  No.  662. 

2   Die  Vorlage  ist  an  den  oingeklammorten  Stollen  zorstflrt. 

3.  No.  77. 


OQ  Urkunden  No.  666—667. 

1803  Vou  dein  jetzigen  jährlichen  Beitrage  der  katholischen  Stifter,  p.  8350 

^'" '^    Rthlr.,  bezieht  die  General-Iuvaliden-Casse  in  Berlin    .     .     .     4750  Rthlr. 
der  pensionirte  Capitain  Graf  Schniettau  zn  Potsdam    .     .  300 

und  die  katholische  Haupt-Schul-Casse  hieselbst  vom  1.  De- 

cember  c.  ab 3300 


thut  8350  Rthlr. 
Bei  dieser  Lage  der  Sache  dürfte  es  wohl  zu  Vermeidung  einer  neuen 
Ausschreibung  und  der  diesfälligcn  Sensation  am  zweckmässigsten  seyn,  die 
filr  den  katholischen  Feld-Propst  Wegerich  jcährlich  erforderliche  Unter- 
stützung von  300  Rthlr.  unter  die  Beiträge  der  Stifter  zum  Invalidenfond, 
statt  einer  zurückfallenden  Officier-Pension ,  einzuschieben.  Wenn  E.  M. 
diesen  Vorschlag  zu  genehmigen  geruhen,  so  trage  ich  zugleich  .  ,  .  um 
die  höchste  Festsetzung  an,  wohin  diese  300  Rthlr.  und  von  welchem  Zeit- 
p[unct]  ab  bezalt  werden  sollen,  um  darnach  das  Weiftere]  verfügen  zu 
können. « 

Dec.  27  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»27.  December  1803. 
Approbirt  und  soll  Ref.  mit  p.  v.  Massow   sich   dalrüber  einigen,   zn 
welcher  Casse  die  Zahlung,  welche,  wenn  es  angeht,   mit  dem  1**""  Decbr. 
d.  J.  ihren  Anfang  nehmen  soll,  geleistet  werden  muss.<; 

Hiernach  Cabiuets-Ordre  au  Hoyra,  Berlin  1803  December  27. 

E.  Sy.    Minuten  des  Catinets. 


000.21  Schreiben  von  Haugwitz  s,  unter  dem  25.  December  1803,  No.  668. 


Doo.  22  Cabinets-Ordres  an  Reck;    Goldbeck;    Schroetter;  Massow,   imd  au 

Reck;  Schroetter  s.  unter  dem  10.  und  dem  16.  December  1803,  No.  663 
und  665. 

Dco.  24         667.    Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.     Rom  1803  De- 
cember 24. 

R.  XI.  Rom.    Eigenhündigo  chiffriite  Ausfertigung;  nach  der  Dechiifrirung. 

Die  bayerische  Unterhandlung  durch  Ilacffelin  in  Born  wegen  des  Konkordats.    Hai- 

tmu/  des  Ersten  Ko)isids.    Haeffeli'ii's  Annälierung  an  Humboldt,  der  sich  gegen  ihn 

vorsichtig  verhalten  tvird,  ebenso  wie  gegen  CansalviJ) 

.  .  .  aL'objet  principal  des  negociations  que  l'Elcctcur  de  Baviere  desire 
d'entamer  dans  ce  moment,  paroit  etre  l'organisation  du  Systeme  diocdsain 
dans  ses  Etats  et  l'^tablissement  du  principe  que  les  limites  diocesaines 
doivent  coincider  partout  avec  du  territoire  sdculier.  La  Cour  de  Rome, 
ainsi    que  j'ai    eii   Thonneur   dejä    de   le  mander  ä  V.  M.,  ne  s'oppose  j)a,s 

1    (.'fr.  No.  736. 


Rom.     Jiayern.     Konkordat.  §| 

directement  ü  cc  principe,  quelque  peu  agieablc  qu'il  lui  seit  en  lui  meme ; 
uiais  le  Card.  Secret.  d'Etat  a  fait  an  Sr.  de  IlaetVeliii  ^j  les  inemeb  objecticus 
qu'il  m'avoit  faites  ä  raoi,  en  lui  diaaut  qne  le  St.  Si^ge  ne  pouvoit  prendre 
anciine  ddtermination  partielle  sur  le  Systeme  diocesaiu,  que  cetto  aftaire 
devoit  se  traiter  ä  Katisbonue,  oü  le  Pape  euverroit  un  nonce,  et  que  cette 
conduite  lui  etoit  prescrite  par  sos  engagemens  pris  avec  l'Erapereur  et  le 
Premier  Oonsul.  Le  Sr.  de  HaeÖelin  m'a  temoignö  que  l'EIecteur  son 
maitre  nc  cederoit  cependant  a  aucuuo  de  ces  raisons,  qu  il  ue  vouloit 
traiter  qu'ä  Korne  et  qu'il  Tavoit  charg6  lui  (!]  de  le  declarer  positivement  au 
St.  Siege.  II  a  representc  en  vertu  de  ses  ordres  au  Card.  Secret.  d'Et.at  les 
incouveniens  et  les  longueurs  qu'entraineroit  une  negociation  eutamee  pour 
toute  l'AIIemagne  en  Corps  ä  la  Diette,  et  lui  a  fait  voir  que  rien  n'empe- 
cheroit  que  les  arrangemens  pris  avec  diö'örens  Princes  ne  fussent  presentes 
et  ratifies  apres  ä  llatisbonne,  si  cela  seroit  jugö  necessaire.  Pour  eloigner 
la  difficulte  que  le  Card,  Secretaire  d'Etat  lui  avoit  dit  veuir  de  la  part 
du  Premier  Consul,  il  en  a  parle  au  Cardinal  Fesch,  Ambassadeur  de  France 
ici,  et  l'a  dispose  ä  demander  des  Instructions  sur  ce  poiut  de  son  Gouverne- 
ment, demarclie  que  je  u'avois  pas  ose  faire,  n'etant  nuini  d'aucune  instruc- 
tion  k  cet  ^gard  par  V.  M.  et  croyant  qu'il  6toit  surtout  esseutiel  de  ne 
pas  moutrer  dans  cette  occasion  un  zele  qui  pourroit  paroitre  indiscret. 
D'apres  les  informations  qu'il  a  pu  se  procurer  a  Munic,  le  Sr.  de  HaeÖelin 
croit  que  le  Premier  Consul  sera  favorablement  dispos6  pour  seconder  les 
Princes  Alleraands  qui  voudroient  desirer  son  Intervention  dans  cette  affaire, 
et  pour  me  donner  une  preuve  que  le  Premier  Consul,  au  milieu  des 
occupations  que  lui  donne  la  guerre  dans  le  moment  present,  ne  perd  pas 
de  vue  les  affaires  de  l'AIIemagne,  il  m'a  dit  qu'il  avoit  demande  avant 
peu  au  Sr.  de  Cetto,  oü  en  etoit  le  Concordat  de  la  Baviere  avec  le  Pape. 
D'un  autre  cöte  j'ai  remarque  moi  ici  que  la  Cour  de  Rome  se  plaint  du 
peu  de  ehaleur  que  monti-e  le  Premier  Consul  a  d(^fendre  ses  int6rets  ä  ce 
sujet.  Jusqu'ici  le  Sr.  de  Haeifelin  n'a  encore  remis  aucune  note  officielle 
touchant  les  objets  principaux  de  sa  mission;  il  se  borne  au  contraire  a 
preparer  les  mat^riaux  et  a  sonder  le  terrain;  mais  il  ne  me  semble  pas 
douteux  que,  si  au  moment,  oü  il  formera  reellement  l'instance  au  nom  de 
sa  cour,  les  autres  Princes  qui  ont  re(;u  en  partage  des  paVs  secularises, 
,  temoigneront  les  memes  intentions  au  St  Sifege,  et  la  Cour  sera  obligee  de 
c^der.  L'EIecteur  de  Baviere  ne  paroit  pas  meme  vouloir  atteudre,  ä  ce 
I  que  m'a  dit  son  Ministre,  que  Tarticle  62  du  Conclusum  qui  suspeud  tont 
,  changement  de  diocese  pour  le  moment,  soit  discute  a  llatisbonne,  mais 
.vouloir  faire  tous  les  arrangemens  relatifs  ä  cet  objet  avec  le  St.  Siege, 
I  sauf  ä  etre  ratifies  apres   ä  la  Diette.     Le   Sr.  de  Haeffelin   m'a  temoigne 


1803 
Dec.  24 


1  Die  Vorlage  hat  »Haeflferlingen*,  später  >IIaefferling«.  Freiherr  Kasimir 
von  Haeffelin.  Biscliof  von  Chersones.  war  als  IJayerischer  Ministre  pleniijoteu- 
tiaire«  am  4.  December  1H03  iu  Rom  eingetroffen. 

Graniei',  Preusseii  uad  die  katb.  Kirche.    l.\  g 


§2  Urkunden  No.  667—668. 

1803  jju  gurplus  qu'intimeiuent  persuad^  que  les  int«5rets  de  tous  les  Princes  de 
rAlleiuagne  etoient  ^troitement  li^s  k  cet  objet,  il  me  feroit  volontiers  part 
des  deraarclies  qu'il  feroit,  et  il  in'a  fait  enteudre  en  meme  tems  qu'il  est, 
on  ne  peut  pas  plus  dispos^  ä  agir  de  concert  avec  moi  aussi  souvent  que 
les  circonstanees  pourroient  l'exiger.  Je  ne  puis  rae  dispenaer  d'ajouter  a 
cctte  oecasion  que  ce  Ministre  est  saus  contredit  un  bomme  de  beaucoup 
de  taleut  et  d'instruction  et  tres  vers6  dans  les  affaires,  mais  il  faut  avouer 
nussi  qu'il  a,  et  peut-Ctre  plus  qu'il  ne  le  mörite,  ici  la  reputation  tres  dös- 
favorable  ä  un  agent  diplomatique  d'etre  ruse  et  intriguaut  et  qu'ou  le  taxe 
outre  oela  encore  d'etre  personnellement  contraire  ä  la  Cour  de  Rome.  Je 
)nettrai  par  cons(5quent  beaucoup  de  prudence  et  de  circonspection  dans  ma 
conduite  envers  lui,  ä  moius  qu'il  ne  parvienne  dans  la  suite  ä  eloigner 
cette  opinion  qu'on  parolt  avoir  pris  de  lui.  En  ne  voulant  reconnoitre 
aucune  autorite  ecclösiastique  hors  de  son  territoire,  l'Electeur  de  Baviere 
est,  ä  ce  que  j'apprends  par  le  Sr.  de  Haeffeliu,  d'avis  que  les  petits  Comtes 
ou  Princes  qui  se  trouvent  sur  son  territoii-e,  doivent  avoir  le  cboix,  s'ils 
veulent  que  leurs  sujets  catholiques  appartiennent  aux  dioceses  de  ses  etats 
ou  a  ceux  d'un  des  Princes  plus  puissants  dans  leur  voisiuage.  Mais  quant 
ä  ceux  dont  le  territoire  seroit  enclav6  dans  les  etats  Bavarois,  ils  devroient 
se  ranger  absolument  sous  l'autoritö  des  Eveques  Bavarois,  sans  que  le 
cboix  leur  en  füt  laisse.  Au  surplus  l'Electeur  accorde  au  Pape  le  grand 
point  que  tous  les  Eveques  Bavarois,  aussi  ceux  ä  cröer  ä  present,  seront 
dotös  en  biens  fonds.  II  est  döcidä  aussi  de  faii*e  un  veritable  concordat, 
et  il  ne  s'opposera  pas  meme  ä  l'envoi  d'un  Nonce  ä  Munic,  pourvu  que 
celui  qu'on  destineroit  ä  cette  place,  promette,  comme  le  Prälat  Arezzo  a 
Petersbourg,  de  ne  se  meler  d'aucune  affaire  ecclesiastique:  trois  points  sur 
lesquels  des  Princes  protestants  pourroient  convenir  difficilement.  Le  Card. 
Secret.  d'Etat,  en  m'eutretenant  confidemment,  il  y  a  quelques  jours,  sur  ces 
objets,  m'a  parlö  tres  frauchement  des  innovatious  qui  se  fout  en  Baviere, 
et  m'a  assurö  qu'il  s'est  enonce  de  meme  envers  le  Sr.  de  Haeffelin,  en  lui 
faisant  sentir  surtout  que,  malgre  tout  ce  que  Electeur  pourroit  faire,  la 
Cour  de  Rome  no  s'eloigneroit  jamais  de  ses  maximes  une  fois  adoptöea. 
11  ajouta  encore  qu'aucune  menace  de  la  part  de  l'Electeur  ne  pourroit 
jamais  l'y  engager;  mais  que,  le  St.  Siege  ötant  une  fois  entourd  de  tant 
de  malbeurs,  il  regarderoit  meme  l'accomplissement  r6el  de  ces  menacea 
comme  une  disgräce  de  plus  qu'il  falloit  supporter  avec  patience.  Malgrö 
cette  formet^  apparente,  je  ne  doute  cependant  aucunement  que  les  deuj 
Cours  en  viendront  ä  un  accommodement  quelconque.  Quant  aux  nögo-? 
ciations  entamöes  entre  le  Sr.  de  Kolborn  et  le  Nonce  papal  a  Vienne,  U 
Sr.  de  Haeffelin  m'a  dit  de  savoir  par  l'Electeur  Archi-Chancelier  qu'elU 
n'ötoient  guei-es  avancöes  encore.  On  avoit  dit  au  Sr.  de  Haeffelin  que 
Cour  de  Rome  avoit  döjä  tout  pröpar(i  pour  un  Concordat  avec  l'AUemagnij 
<t  on  Ini  avoit    fait  erainilre    qu'il    vieudroit   trop    tard,    mais   il   s'est   conJ 


Rom.    Bayeru.    Konkordat.    KIoBteraufliebung.  g3 

vaincu  ici  que  ces  bniits  sont  entieremeut  faiix.  Au  surplus  je  n'ai  pas  j^^  o. 
besoin  d'assurer  a  V.  M.  que,  jusqu'ä  ce  qu'EUe  me  donnera  des  ovdres 
ult^rieurs,  je  me  bornerai  uniquement  ä  prendre  las  inforraations  les  plus 
exactes  de  ce  qui  se  passe  dans  cette  aö'aire,  et  a  me  menager  rintiiguef!) 
tant  du  Cardinal  Secr^taire  d'Etat  que  du  Miuistre  de  Bavitjre,  pour  etre 
en  ötat  de  faire  ä  V.  M.  des  rapports  detaillcsi  et  fidelea  sur  le  v^ritable 
»'tat  de  hl  n(5gociation.«  .  .  . 

668.     Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,   Graf  Dcc.  26 
Haugwitz,  v.  Massow  und  v.  Angern.     Berlin  1803  December  25. 

K.  ^•l.  138.  A.    Ausfertigung,'. 

Allgemeine  Qrundsätxe  für  die  Säkularisation  der  Klöstei-  in   den  alte»  deutschen 
Provinxen.    Das  Pe^isions- Gesuch  des  Abtes  Schoffs  im  Kloster  AnimenslehenA) 

Berichten  auf  die  Cabinets- Ordre  vom  4.  Olttober  ISOB'-^)  an  Reck, 
Massow  und  Angern: 

.  .  .  »Gleich  nach  Empfang  dieses  .  .  .  Befehls  sind  gedachte  drei 
Etats-Ministre  mit  dem  Auswärtigen  Departement  in  Correspondenz  getreten,  ■'•) 
um  von  der  Basis  des  gauzen  Geschäfts,  nämlich  dem  darauf  sich  beziehen- 
den Detail  der  Reichs -Verhandlungen,  gründliche  Kenntniss  zu  erhalten. 
Nach  solchergestalt  vorbereiteter  Sache  sind  nunmehro  unterzeichnete  De- 
partements über  folgenden  Geschäftsgang  einverstanden  und  erbitten  sich 
zur  weiteren  Vorschreituug  deshalb  ...  die  Genehmigung  E.  K.  M. 

I.  Die  jezt  vorzunehmende  Saecidarisation  erstreckt  sich  auf  sämtliche 
catholische  Mannsklöster  der  alten  königlichen  mit  dem  deutsche  (!)  Reiche 
in  Verhältniss  stehenden  Lande,  mithin  ist  Schlesien  ausgenommen. 

II.  In  den  Provinzen  Cleve,  Marck  und  Ravensberg  bestehen  zwar  mit 
Jülich  und  Berge,  modo  mit  Berge  allein,  folglich  mit  Pfalzbaiern  wegen 
dieses  Herzogthums  alte  Religions-Recesse  'j,  welche  eine  wechselseitige  mo- 
dificirte  Einmischung  des  einen  Laudes-Herrn  in  die  Religions-Sachen  des 
andern  Landes  mit  sich  bringen,  wobei  es  diesseitig 

1.  auf  das  Com-Patronat  in  mehreren  Julich-Bergischen,  modo  bloss 
Bergischen  Stiftungen  und 

2.  auf  Abwendung  des   Druckes  von  den   Julich-Bergischen,   modo 
Bergischen  Protestanten  abgesehen  ist.     Da  .aber 

ad  1.  die  bisherige  Proportion  gegenseitiger  Vortheile  durch  den 
Verlust  von  Jülich  alterirt  wird  und  ad  2  die  jetzige  Pfalzbaiersche 
Regierung  keinen  solchen  Druck  besorgen  lässt,  vielmehr  die  Vor- 
schritte der  Pfalzbaierschen  Regierung,  die  nach  ihren  eigenen 
Grundsätzen  in  Ecclesiasticis  verfährt,  dadurch  stillschweigend 
einladen,  dasselbe  zu  thun,  so  wird  man  diesseitig  durch  die 
qu.  alten  Recesse  nicht  ferner  gebunden  seyu. 


11  Cfr.  No.  664  und  671.  2]  No.  646.  3    ItV.  No.  ü;V2. 

4    Cfr.  Band  1,  S.  86. 
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34  Urkunden  No.  66&~670. 

1803  jjj    gg  jg^  demnach  rathsam,  für  alle   sub   No.  I   besagte  Lande,    in- 

Dee.  2o  ^  , 

clusive  Cleve,  Marck  und  Ravensberg,  in  der  besagten  Kloster-Aufhebungs- 
Sache  vorzuschreiten  und 

IV.  ganz  die  Analogie  der  Verfahrungs-Art  in  den  Indemnitaets-Landen 
zu  beobachten,  nämlich  sogleich  in  sämtlichen  Provinzen  durch  Commissarieu 
der  Regierung  und  Kammer  Statum  personalem  et  bonorum  der  qu.  Klöster 
aufnehmen  zu  lassen,  die  genaueste  Rechnungsführung  den  Klöstern  zur 
Pflicht  zu  machen  und  Alienatiouen  zu  verbieten. 

V.  ferner  ordentliche  Etats  des  Vermögens  und  sodann  mit  Hinsicht 
auf  den  Reichs-Deputations-Schluss  über  jedes  Kloster  Normal-Etats,  nach 
welchen  die  zu  ertheilenden  Pensionen  zu  bestimmen,  zu  E.  K.  M.  Appro- 
bation anfertigen  zu  lassen;  darauf 

VI.  die  Klostergüter  als  Domainen  den  Kammern  in  Administration  zu 
geben,  nachdem 

VU.  von  den  beauftragten  Ministern,  Freiherrn  von  der  Reck,  von 
Massow  und  von  Angern,  E.  K.  M.  wegen  Verwendung  der  gewonnenen 
Fonds  Anträge  gemacht  worden; 

VIII.  Wegen  des  Pensions-Gesuchs  des  Abts  Schoffs  in  Kloster  Am- 
mensieben behalten  sich  gedachte  drey  Ministre  vor,  E.  K.  M.  einen  Special- 
Bericht  zu  erstatten,  und  erbitten  sich  endlich 

IX.  wegen  der  catholischen  Nonnenklöster  in  den  No.  I  besagten 
Landen  Allerhöchstdero  Befehle  darüber,  ob  auch  von  diesen  Klöstern  Sta- 
tus personalis  et  bonorum  aufzunehmen,  um  solche  unter  Besteuerung  ent- 
weder nach  Befinden  fortdauern  oder  mit  Verbot  neuer  Aufnahmen  aus- 
sterben zu  lassen,  wobei  die  Gründe  zur  Prüfung  der  Frage :  welcher 
Alternative  der  Vorzug  zu  geben?  genau  zu  erforschen  und  E.  K.  M.  ein- 
zeln zur  Entscheidung  vorzutragen  seyn  würden.«   .  .  . 

Dec.  21  In    dem    Begleitschreiben    von    Haugwitz    an  Reck,   Massow    und 

Angern  zu  diesem  von  ihm  mitgezeichneten  Immediat-Berichte  bemerkt  er 
am  21.  December  1803:  »Die  Rücksicht  auf  die  mit  Chur-Pfalz  bestehen- 
den Religions-Recesse  kann  um  so  weniger  bey  der  Sache  Bedenken  er- 
wecken, als  der  Müncheuer  Hof,  selbst  ohne  eine  allhier  deshalb  gehaltene 
Nachfrage,  bereits  mit  der  Aufhebung  der  Klöster  im  Bergischen  beschäftigt, 
und  iu  keinem  Fall  ein  Widerspruch  von  seiner  Seite  gegen  unsere  nun- 
mehrige ähnliche  Maassregeln  zu  erwarten  ist.« 

K.  52.  27.  €.    Concept,  geschrieben  von  Küster,  gez.  Haugwitz. 


* 


Klosteraufhebnup.    Breßlaii.    Neufchatel.  S5 

669.   Immediat-Schrelben  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs  ,,^^25 
von  Breslau.     iUeslau   18U3  Üecemher  20. 

R.  80.  32.  E.    Eigenhändig. 

Bittet  /Ol/  fh'r  Frlai/hniss  nai'li  Berlin  ko/nmm  xii  dürfen.^\ 
>Sire!  Mon  cmpressement  de  mettre  aux  Picds  de  V.  M.  Thoüiraagc 
de  tous  les  sentiments,  dont  je  suis  penetre,  ra'engage  de  la  supplier  de 
m'accorder  la  Permission  de  me  rendre  ä  Berlin  dans  les  premiers  jours 
de  lannee  qui  va  cominenger,  et  d'agreer  les  voeux  que  je  luy  porterai, 
ils  seront  l'expression  de  la  recoimaissance  et  de  la  soumission  la  plus  pro- 
fonde  avec  les  quels  je  suis  de  V.  M.  le  plus  humble  et  le  plus  obeissant 
serviteur  et  sujet  le  F.  E.  de  Breslau. 
Breslau  ce  25  Xbre  1803.« 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  ^4 

»4.  Januar  1804. 
Dank  und  mit  Vergnügen  zu  bewilligen.« 


Cabinets-Ordre  an  Hoym  s.  unter  dem  20.  December  1803,  No.  666.     1803 

Dec.  12 


670.     Immediat-Berlcht  der  Staats-Minister  Frhrn.  v.  d.  Reck    und  Dcc.  28 
V.  Hardenberg   (für   das    Neufchateler   Departement).     Berlin    1803    De- 
cember 28. 

R.  fi4.  Neufchatel.  Eccles.     Concept,  geschrieben  von  Raumer,  gez.  Keck;  Hardenberg. 

Die  Pension  des  Bischofs  von  Lausanne  für  seine  Seelsorge  in  Neufchatel. 

Berichten  auf  die  Cabinets-Ordre  vom  5.  December  1803:  »Dass  die 
Souverains  von  Neufchatel,  welche  dieses  Land  in  Besitz  gehabt,  ehe 
solches  an  das  Preussische  Haus  gekommen,  stets  die  erwähnte  Pension 
[500  livres  an  den  Bischof  von  Lausanne]  gezahlt  haben.  Im  .Tahr  1707 
aber,  als  Neufchatel  unter  Preussens  Scepter  gerieth,  wurde  diese  Pension 
gesti'ichen,  jedoch  im  Jahre  1787  ad  beneplacitum  wieder  hergestellt,  um  auf 
diese  Weise  den  Bischof  von  Lausanne  in  Abhängigkeit  von  der  Preussischen 
Regierung  zu  erhalten,  welcher  Zweck  auch  noch  jetzt  wünschenswerth  zu 
seyn  scheint. 

Uebrigens  wird  der  Antrag  des  Bischofs '')  von  dem  Staatsrathe  zu 
Neufchatel  und  dem  General-Lieutenant  v.  Bevillc ')  in  Rücksicht  des  I'm- 
standes,  dass  zwei  Neufchatelsche  catholische  Kirchspiele,  Landeron  und 
Cressier,  von  diesem  Bischof  in  geistlichen  Angelegenheiten,  obwohl  unter 
landesherrlicher  Ober-Aufsicht  abhängen,  ebenfalls  lebhaft  unterstützt. 

Endlich   hat    die   Sache    noch    eine    erhebliche   Seite.      Die    Schweitzer 


1)  Cfr.  No.  697.  2    Maxime  Gnisolan.  der  nen  gewählt  war. 

3;  Gouverneur  vou  Neufchatel. 


1803 
Okt.  12 


gß  Urkunden  No.  670— f>72. 

1803  negociirea  gegenwärtig  zu  JJoin  ein  Concovdat,  ')  und  man  hat  diesseitig  alle 
l'rsach,  zu  wünschen,  dass  das  Neufchatellsche  Land  von  den  etwanigen 
nac'htheiligeu  Festsetzungen  dieses  Concordats  frei  bleiben  möge.  Dagegen 
könnte  nun  die  gedachte  Pension  ein  sehr  angemessenes  Mittel  seyn,  weil 
der  Bischof  alsdann  durch  sein  eigenes  Interesse  bewogen  wäre,  die  Sache 
beim  Alten  zu  lassen.«   .  .  . 

1804  Die  Pension   wird   durch   Cab in ets- Ordre,    Berlin    1804    Januar    2, 

Jan.  2  u    '  i. 

genehmigt. 

Die  Gegenleistung  des  Bischofs  für  diese  Pension  war  nicht  ttbergross; 

Beville  schreibt  an  Haugwitz  am  12.  Oktober  1803:    »Cet  Eveque   fait  de 

6  en  6  ans  la  vit^ite  des  deux  susdites  paroisses,  .  .  .  quo  le  Souverain  le 

döfraye  en  vin  pendant  le  s^jour  qu'il  fait  au  Landeron,  moyennant  60  pots 

de  vin  du  crü  du   pays   qu'il  hü    fait  passer.      Au   reste   le   Roi  jouit  du 

droit  de  nommer  aux  eures  de  Landeron  et  Cressier  dans   les   cas   de   va- 

cance « . 

Dec.  29         671.    Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister   Frhr.  v.  d.  Reck,  Graf 
Haugwitz,  v.  Massow  und  v.  Angern.     Berlin  1803  December  29. 

I?.  7(1.  Haupt-Koiumission.  II.  XIV.   17.     Aujfcrligung. 

Der  Qeschäftsgang  bei  der  Klostermifhebung  in  den  alten  deutschen  Provinzen    und 
die  Verwaltmig  und  Verwendung  der  darmis  gewonnenen  Fonds. 

Genehmigt  die  Anträge  des  Berichtes  vom  25.  December  1803,  ^j  und 
setzt  ad  4.  und  5.  fest:  >das8  die  Ausführung  der  verabredeten  und  ge- 
nehmigten Grundsätze  von  der  Hauptorganisatious-Commissiou  für  die  Ent- 
schädigungs-Laude  allein  dirigirt,  die  Resultate  aber,  mithin  auch  die  Etats, 
Euch,  den  Staats-Ministern  Frhrn.  von  der  Reck  und  von  Massow,  mit- 
getheilt  und  die  Berichte  darüber  an  Mich,  in  Gemeinschaft  mit  Euch,  dem 
Staats-Minister  von  Angern,  erstattet  werden  sollen.     In  Absicht 

6.  der  Verwaltung  der  Kloster-Güther  und 

7.  der  Verwendung  der  gewonnenen  fonds,  so  will  Ich,  dass  die  Ueber- 
gabe  der  Kloster-Güther  als  Domainen  an  die  Kammern  nicht  bis  zur  Be- 
richtserstattung über  die  künftige  Bestimmung  der  fonds  ausgesezt  werden, 
sondern  sofort  erfolgen  soll,  werde  aber  Eure,  des  Staats-Ministers  Frhrn. 
von  der  Reck  und  von  Massow,  Vorschläge  über  die  zum  Besten  der  Schulen 
und  anderer  öffentlichen  Anstalten  nöthigen  Gelder  gern  annehmen  und  nach 
Möglichkeit  berüksichtigeu,  so  wie  Ich  denn  auch 

8.  Euern  und  des  Staats-Ministers  von  Angern  Bericht  über  das  Pen- 
sions-Gesuch des  Abts  Schoffs  zu  seiner  Zeit  erwarten  will.     Was   endlich 

9.  die  katholischen  Nonnen-Klöster  betrift,  so  ist  es  allerdings  Meine 
Intention,  dass  auch  diese  in  den  ad  1   und  2   genannten   Landen   in  Be- 


1)  Der  Konkordats-Entwurf  nannte  Neufchatel  zuerst  wieder  unter  der  neuen 
Helvetischen  Republik  als  Theil  der  Schweiz.  2,  No.  668, 


Klosteraufhebang.     Koni.  §7 

traclitiiiio:  o:ezogen  werden  sollen:  il:i  aber  der  tj  42  de.s  KciiliS-Conchisi  ,,  ,,. 
zur  Säcularisation  der  geschlosseneu  Frauen-Klöster  das  Einverständniss  der 
Diöcesan-Bischöfe  erfordert,  so  miiss  da,  wo  dioecesan-Rechte  gegründet 
sind,  darauf  Rüksicht  genommen  werden,  will  dagegen  im  Fcbrigen  Eucrn 
Antrag  ,  .  .  hierdurch  genehmigen,  und  Euch  überall  darnach  zur  Verfügung 
des  Weiteren  authorisiren. « 

Auf  Grund  dieser  Cabinets-Ordre  crlässt  Angern  aiii  11.  Januar  ^^^^-^ 
1804  an  die  Magdebui-gische,  Halbcrstiidtische,  Minden- liavonsbergische, 
Kleve-Märkische ,  Ostfriosische  Regierung  und  Kammer,  an  die  Kammer 
zu  Münster  und  die  Lingensche  Regierung,  Verfügungen  wegen  Unter- 
suchung und  Aufnahme  des  ZuStandes  und  Vermögens  der  Klöster,  die 
überall  gleichzeitig  vorgenommen  werden  sollen,  um  Vcräusserungen  auf 
Grund  von  Aufhebungsgerüchten  zuvor  zu  kommen;  dann  solle  wegen 
Aufhebung  oder  Beibehaltung  jedes  Klosters  berichtet  werden. 

Concept,  Anweisung  von  Sack,  a.  a.  0. 


672.   Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt  in  Rom.    Rom  1803    1W3 
December  31. 

K.  XI.  Born.    Äusfertigang. 

Naeliweisiing  der  für  Päpstliche   Ausfertigungen   in   Katholisch- Geistlichen   Sachen 
aus  den  Preussischcu  Staaten  nach  Rom  gegangenen  Gelder. 

.  .  .  :>Da  es  mir  nicht  uninteressant  schien,  genau  zu  wissen,  wie  viel 
Geld  jährlich  von  E.  K.  M.  katholischen  Untcrthanen  für  Ausfertigungen  des 
hiesigen  Hofes  allhier  bezahlt  wird;  so  habe  ich  zugleich  darüber  aus  meinen 
Rechnungen  einen  vollständigen  und  genauen  Auszug  gemacht.  Die  sich 
aus  demselben  ergebenden  Resultate  sind  folgende: 

I.  Die  Summe  aller,  aus  E.  K.  M.  Staaten  für  Päpst- 
liche Ausfertigungen  nach  Rom  gegangenen  Gelder  beträgt 

iu  dem,  mit  dem  heutigen  Tage  ablaufenden  Jahre.    .    .  1028  Scudi, 
mithin  nur  wenig  über  1500  Rthlr.  Prenss.   Courant. 

II.  zu  dieser  Summe  haben  beygetragen: 

1.  Neu-Ostpreussen,  d.  i.  die  Dioecesen  Plock,  Wigry 

und  Suprasl 395  Scudi  65  Baj. 

2.  Ost-Preussen.  d.  i.  die  Ermeländische  Dioecese     .341     -      65 

3.  SUd-Preussen ,    d.  i.    die    Dioecesen    Cujavien   und 
Pomerellen,  Gnesen,  Posen  und  Warschau    .    .    .  259     -      20      - 

4.  Schlesien,  d.  i.  die  Breslauer  Dioecese  und  die  König- 
lich Preussischen  Antheile  der  Prager  und  Olmützer    31     -      50 

Von  E.  K.  M.  übrigen  Staaten  sind  keine  mit  Kosten  verbundenen  Ana- 
fertigungen eingefordert  worden. 

III.  unter  den  verschiedenen  Arten  der  Uömi.schen  Ausfertigungen 
haben  gekostet: 


g,S  Urkunden  Xo.  672—673. 

,v       .,,  1.   dio  Confirmations-BuUeu  des  Bischofs  von  Sunrasl 

und  das  Decret  zur  Formirung  des  Canonischen 
Processes  des  von  E.  K.  M.  ernannten  Weihbischofs 
des  Pultusker  Theils  der  Plocker  Dioecese  .    .    .195  Scudi  15  Baj. 

2.  die  Confirmations-Bnllen  von  einem  erhaltenen  Ca- 
nonicate,  einer  Dccanats-Praelatnr  und  zwei  Coad- 

jutorien  zu  Canonicaten 433    -      15      - 

3.  2  Delegationsbreven  für,  durch  E.  K.  M.  ernannte, 
Prosynodal-Richter 54    -      — 

4.  5  bezahlte  Ehedispensationen   (50    sind   kostenfrei 

erhalten  worden) 172    -      40      - 

5.  61  Saecularisationen  und  Habilitationen  von  Ordens- 
geistlichen      140    -      60      - 

6.  ein  Decret,  durch  welches  der  Uebertritt  aus  einem 

Orden  in  den  andern  erlaubt  wird 1-20 

7.  9  Ablassbreven  in  perpetuum  (127  wurden  ad  tem- 

pus  und  kostenfrei  erhalten) 31    -      50 

Aus  dem  Detail  dieser  Uebersicht,  das  ich  der  Kürze  wegen  übergehe, 
ergiebt  sich  ferner,  dass  Schlesien  bloss  für  Ablassbreven,  die  Ermeländische 
Dioecese  aber  bloss  für  Confirmationsbullen  von  Canonicaten  und  Coadju- 
torien-Gebühren  bezahlt  hat.  Saecularisationen  und  Habilitationen  von 
Ordens-Geistlichen  sind  allein  von  den  Süd-  und  Neu-Ost-Preussischen 
Dioecesen  verlangt  worden.  Die  unirten  Griechen  der  Suprasler  Dioecese 
haben,  ausser  der  Confirmation  ihres  Bischofs,  kein  Gesuch  keiner  Art  hier 
angebracht.  Für  die  Grafschaft  Lingen  sind  bloss  zwei  kostenfreie  Ehe- 
dispensationen, und  für  E.  K.  M.  übrige  Staaten,  ausser  dem  Königreich 
Prcussen,  den  ehemaligen  Polnischen  Provinzen  und  Schlesien,  schlechter- 
dings nichts  hier  ausgewirkt  worden.«   .  .  . 

1804  Im  Jahre  1804  betrug  die  Geaammt-Summe:  1351  Scudi  25  Bajocchi 
=  c.  2100  Rthlr.,  >  worunter  aber  die  einzige  Gräflich  Metternichschc  Ehe- 
dispeusation  beinahe  1350  Rthlr  beträgt«,  i.  e.  die  Eheschliessung  des 
Reichsgrafen  Maximilian  Werner  von  Wolff-Metternich  mit  der  Freiin  JMech- 
tilde  Kiementina  Maria  Antonia  von  Wenge,  Münsterschen  Dioecese. 

Humboldt's  Bericht  vom  31.  December  1804. 

Ausfertigung  a.  a.  0. 

1805  Im  Jahre  1805  betrug  die  Gesammt-Summc  1171  Scudi  57  Bajocchi 
=  c.   1750  Rthlr. 

Humboldt's  Bericht  vom  31.  December  1805. 

Ansfertigung  a.  a.  0.  

1W)4  Cabincts-Ordre   an   Reck    und  Hardenberg   s.    unter   dem    28.   De- 

•^»"  ^   cember  1803,  No.  670. 


Rom.     SiidprensBiBche  BißthUraer.  ^f) 

Cabinets-Ovdrc  an  den  Risohof  von  Breslau    a.   unter   dem   25.  he- 
ceiuber  1803,  No.   669. 


1804 
Jan.  4 


Kescripte  Angern's  s.   unter  dem  29.  Decomber   1803,  No.  671.  .lan.  11 


673.   Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck.  .lan.  12 
Berlin   1804  Januar  12. 

R.  7.  B.  16.  C.    Abschrift. 

Qrundsätxe  hei  der  Besdxnng  der  prcussisclicn  Bisthiuner,  naincntlivh  Giicscns.   Ein- 
künfte der  Bisthiimer  Warschau^)  und  Posen. 

.  .  .Vor  allen  Bisthümern  bedarf  das  Erzbisthum  Gnesen,  theils  seiner 
Metropolitan-Rechte  über  mehrere  Bischöfe  wegen,  theils  auch,  um  den 
andern  Diücesen  als  Muster  zu  dienen,  eines  vorzüglich  fähigen,  in  der 
Verwaltung  der  geistlichen  Geschäfte  geübten  und  der  Landes-Regierung 
besonders  ziigethanen  Subjects.  Zur  Besetzung  der  übrigen  Bisthüraer  werden 
dergleichen  Subjecte  zwar  auch  immer  sehr  Avüuschenswerth  seyn,  jedoch 
dürfte  bei  deren  Verleihung,  besonders  bei  minder  schwierigen  Diöcesen, 
zugleich  die  Nebenrücksiclit  stattfinden  und  als  Maxime  möglichst  zu  be- 
folgen seyn:  dass  die  einträglichsten  davon  den  ältesten  Bischöfen  an  Jahren 
erteilt  würden,  um  die  übrigen  Bischöfe,  durch  die  immer  nahe  Gelegenheit 
ihrer  mögliclieu  Verbesserung,  von  dem  Staate  mehr  abhängig  zu  macheu, 
da  leider  das  Hierarchische  System  der  katholischen  Kirche  die  Flüchten 
der  Bischöfe  gegen  den  Staat  nur  zu  sehr  ihren  Pflichten  gegen  die  Kirche 
unterordnet. 

Das  Bisstluim  Ermland  scheint  sich  eiucr  solchen  anlockenden  Aussicht 
auf  Verbesserung  und  Ascension  als  eine  alte,  gut  eingerichtete  und  ruhige 
Diöces,  die  mit  ansehnlichen  Einkünften  und  mit  einem  Fürstentitel  versehen 
ist,  besonders  zu  eignen. 

Von  den  Südpreussischen  Bischöfen  ist  der  von  Posen,  Graf  von  Ka- 
czynski,  unter  den  sämmtlichen  Bischöfen  meines  Wissens  aber  der  von  Culm, 
Graf  V.  Rydzynski,  an  Jahren  der  Aelteste. 

Da  bei  der  Besetzung  des  Bissthums  Ermland  und  des  gleichfalls  va- 
canten  Bissthums  Wigry  auf  die  Einziehung  des  Bissthums  Warschau,  also 
auch  auf  die  jetzigen  Revenuen  des  Bischofs  von  Warschau,  Miaskowski, 
Rticksicht  zu  nehmen  seyn  wird,  so  habe  ich  die  Ehre,  E.  E.  noch  zu  be- 
merken, dasa  der  Bischof  von  Warschau  jetzt  gerade  12000  Rthlr.  Reve- 
nuen geniesst,  und  dass  die  Kompetenz  des  Bissthums  Posen  auf  12309  Rthlr. 
13  Gr.  6  Pf.  jährlich  feststehet.«   .  .  . 


Immediat-Gesuch  der  Karthäuser  bei  Xanten   s.  unter    dem  ö.  Mai 
1804,  No.  711. 

1)  Cfr.  No.  751. 
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.!n^1n  ^7^'   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1804 

Januar   li). 

R.  sO.  :t2.  K.    Ausfertigung. 

Khu-ichtunci  Ors  Mitwriteii-Kloste^'S  xu  Mimster  -.iir  Kaserne.     Versefxiing  der  Minn- 
ritcii  iu  (las  dortige  Dommikaiier-Kloster.  der  Dontinikaner  in  das  vakante  Nonnen- 
Kloster  Eingm. 

Kasernen-Mangel  in  Münster  für  die  4  Infanterie-Bataillone;  Quartiere 
sehr  theuer;  die  Lage  des  Klosters  und  seine  Gebäude  sind  sehr  geeignet: 

.  .  .  »Von  allen  diesen  Seiten  emptiehlt  sich  daher  dieser  Plan  von 
selbst  schon  als  sehr  vortheilhaft  und  zweckmässig,  die  Vortheilc  müssen 
aber  auch  so  überwiegend  sein,  um  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  welche 
durch  Versetzung  der  Kloster-Geistlichen  aus  zwei  verschiedenen  Klöstern 
unleugbar  entstehen.  E.  K.  M.  sind  damit  schon  durch  die  Immediat- Vor- 
stellungen der  Minoriten-  und  Dominicaner-Klöster  vom  18.  Juny,  5.  October 
und  9.  November  v.  J.  .  .  .  i)  bekannt  gemacht  worden.  Der  diesfalls  .  .  , 
erforderte  Bericht  darüber  hat  jedoch  .  .  .  erst  nach  völlig  untersuchter 
Sache  auf  den  jezzigen  Bericht  wegen  der  Casernen-Anlage  selbst  der  ge- 
nauen Verbindung  halber  ausgesezt  bleiben  müssen.  Die  deshalb  nunmehr 
genau  angestellten  Recherchen  haben  gegenwärtig  ergeben:  dass  das  schon 
im  Jahre  1270  in  Münster  von  dem  dortigen  Bischof  Gerhard  von  Marca 
gestiftete  Kloster  der  Franciscaner  minoris  ordinis  oder  der  Minoriten  aus 
62  Personen  bestehet,  wovon  aber  nur  44,  theils  Patres,  theils  Laienbrüder, 
theils  Studierende  im  Kloster,  die  übrigen  aber  auswärts  und  nur  demselben 
affilürt  sind,  dass  heisst,  weil  sie  auf  dies  Kloster  Profess  gethan,  nachher, 
wenn  sie  alt  und  schwach  werden  in  dasselbe  zurük  treten  können.  Die 
Minoriten  gehören  zu  den  Mendikauten ;  doch  dürfen  sie  dasjenige  als  Eigen- 
thum  besitzen,  was  sie  sich  durch  Seelmessen,  Schulunterricht,  Seelsorge 
und  durch  Terminiren  erwerben.  Dadurch  hat  dies  Kloster  ein  Vermögen 
von  1816  Rthlr.  jährlicher  Revenuen  erlaugt,  wovon  aber  nach  Abzug  der 
Lasten  und  Abgaben  nur  819  Rthlr.  übrig  bleiben,  wodurch  und  mit  dem, 
was  durch  Stationiren  (Hülfe  bei  der  Pfarrseelsorge)  und  Termiuiren  (Col- 
lectiren  von  Naturalien)  erworben  und  welches  jährlich  auf  179  Rthlr.  au- 
geschlagen wird,  ungefähr  1600  Rthlr.  herauskommen,  wovon  das  ganze 
Kloster  in  Essen,  Trinken  und  Kleidung  erhalten  werden  muss,  da  alle 
übrigen  Bedürfnisse  sich  jeder  Kloster-Geistliche  durch  Messe  lesen,  Unter- 
richt oder  sonstigen  Erwerb  anzuschaffen  gehalten  ist.  Wahrscheinlich  ist 
es  dieser  Umstand,  der  die  Minoriten  vor  vielen  andern  Kloster-Geistlichen 
dadurch  auszeichnet,  dass  sie  sich  mit  Seelsorge,  Schul-Uuterricht  und  mit 
Wissenschaften  vorzüglich  abgeben,  weshalb  sie  sich  durch  eigene  Bildung 
und  gelehrte  Kenntnisse  von  den  übrigen  Mendikanten-Klöstern  distinguiren. 
Dies   hat  ihnen   eine    vorzügliche   Achtung,    besonders   bei    dem  gebildeten 


li  Liegen  niclit  vor. 


Münster.  \)  | 

Theil  der  CathoHckeii  in   Münster  vciscliitft  und    doslialh  ist    es   auch    8»'lir    ,'^'',,, 

Jan.  l'.i 
rathsam,  sie  vorzüglicli  schonend  zu  heh.iudcln   und,   da  sie  wegen  des  Plans 

zur  Casernen- Anlage  in  Münster  ihr  eigenes  Kloster  verlassen  müssen,  ihnen 
das  Dominicaner-Kloster  nebst  dessen  sch(»ner,  im  neuen  (it^schmack  gc- 
haueten  Kirche  beizulegen,  zumahl  sie  in  dem  Kloster  Hingen,  das  nui- 
39  Zellen  hat,  nicht  Plaz  genug  finden  würden,  dagegen  sie  im  Domini- 
caner-Kloster, das  51  Wohnungen  hat,  recht  gut  untergebracht  werden 
können. 

Wenn  die  Minoriteu  in  ihrer  t^rsten  Immediat- Vorstellung  vom  IS.  Juny 
pr.  E.  K.  M.  gebeten  haben,  dass  sie  nicht  in  die  ehemalige  Jesuiten-Resi- 
denz, das  Haus  Geist  im  Amte  Stromberg,  auf  das  Land  versezt,  sondern 
lieber  pensionirt  werden  mögten,  so  fällt  ersteres  von  selbst  weg,  indem 
die  Anfangs  gehegte  Idde  nicht  ausführbar  befunden  worden ;  das  Pensio- 
niren derselben  aber  ist  auch  nicht  thunlich,  weil  zu  wenig  Vermögen  dazu 
vorhanden  ist,  und  es  bleibt  daher  nichts  übrig,  als  die  Minoriten  zusammen 
zu  lassen  und,  wenn  sich  in  der  Folge  ergiebt,  dass  sie  Behufs  der  Seel- 
sorge und  des  Volks-Unterrichts  entbehrt  werden  kcinuen,  sie  nach  den  in 
Ansehung  der  Meudikanten-Klöster  überhaupt  angenommenen  Grundsätzen 
aussterben  zu  lassen  und  die  vorhandenen  successive  mit  Pfarr-  und  Schul- 
Stellen,  zu  w^elchen  beiden  sie  sich  recht  gut  schicken,  zu  versorgen. 

In  der  zweiten  Vorstellung  vom  9.  November  pr.  bitten  sie,  ihnen  ihr 
Kloster  zu  lassen,  vornehmlich  wegen  ihrer  schönen  Kirche,  die  zugleich 
Pfarr-Kirche  und  von  dem  Publico  sehr  geachtet  und  benuzt  werde,  wobei 
sie,  statt  ihre  Gebäude  zur  Caserne  zu  nehmen,  die  Gebäude  des  Aegidii 
Nonnen-Klosters  vorschlagen,  wodurch  die  Einrichtungskosten,  die  allein  bei 
den  ihnen  zu  überlassenden  Dominicaner- Gebäude  9000  Rthlr.  betragen 
sollten,  erspart  werden  könnten.  Bei  genauer  Untersuchung  hat  sich  aber 
ergeben,  dass  dieser  Vorschlag  gar  nicht  ausführbar  ist,  weil  die  Gebäude 
vom  St.  Aegidii-Kloster  nicht  den  6ten  Theil  des  Raums  vom  Minoriten- 
Kloster  gewähren,  die  erste  Etage  wegen  der  feuchten,  dumpfigen,  salpeter- 
haltigen  Beschaffenheit  zu  Casernen-Wohuuugen  nicht  zu  brauchen  ist,  die 
Neben-Wohnungen  nicht  disponible  sind,  und  die  Kirche  als  eine  Haupt- 
Pfarr-Kirche  ohne  Stöhrung  des  Gottesdienstes  nicht  zur  Garnison-Kirche 
genommen  werden  kann,  wie  denn  auch  bei  den  Kloster-Frauen,  besonders 
eines  geschlossenen  Klosters,  ungleich  grössere  Schwierigkeiten  bei  der  Ver- 
setzung obwalten,  und  sie  keinesweges  damit  zufrieden  sein  würden ;  dagegen 
die  Minoriten,  wenn  in  obiger  Art  ihnen  das  Dominicaner-Kloster  und  dessen 
Kirche  eingeräumt  und  eingerichtet  wird,  eher  dabei  gewinnen  als  verliehren. 
Dies  Leztere  auf  öffentliche  Kosten  zu  thun,  ist  <ler  Billigkeit  gemäss; 
Alle  diese  Kosten  sind  jedoch  mit  9000  Rthlr.  übertrieben  hoch  angegeben 
und  werden  unten  näher  vorgeschlagen  werden. 

Was  aber  die  Dominicaner  in  der  Immediat-Vorstelluug  vom  5.  October 
pr.   gegen   ihre  Versetzung   in    das   Kloster   Ringen    angeführt    haben,    steht 


92  Urkunden  No.  fi74— R7fi. 

^^  mit  demjenigen  in  Widerspruch,  was  ihr  Provincial  selbst  unterm  16.  Juny 
pr.  zu  ProtocoU  gegeben  hat,  indem  er  die  Zahl  der  Ordens-Geistlichen 
darin  auf  20  Personen  und  das  Kloster  Ringen  als  die  schiklichste  Woh- 
nung für  sie  angiebt.  Dies  hat  sich  auch  bei  genauer  Aufnahme  und 
Untersuchung  als  völlig  richtig  bestätiget  und  kann  ihnen  darnach  in  dem 
gedachten  Kloster  füglich  eine  gute  und  gemächliche  Wohnung  eingerichtet 
Averden;  und  wenn  gleich  dabei  nur  eine  Capelle  vorhanden  ist,  so  wird, 
nach  dem  Dafürhalten  des  selbst  Katolischen  Referenten  ^)  in  der  Münster- 
schen  Kammer,  bei  der  Menge  der  in  Münster  vorhandenen  und  von  5  Uhr 
Morgens  bis  6  Uhr  Abends  offenen  Kirchen  der  katolische  Gottes-Dienst 
selbst  durch  Einziehung  des  Dominicaner- Gottesdienstes  nicht  leiden;  es 
kann  aber  auch  die  Kirche  ad  St.  Jacobum  oder  die  ad  St.  Servatium  in 
der  Nachbarschaft  des  Klosters  Ringen  dazu  eingegeben  werden,  deren 
Kirchsprengel  so  unbedeutend  sind,  dass  sie  nur  aus  wenigen  Personen 
bestehen. 

Solchemnach  würde  auf  die  Widersprüche  dieser  Klöster  nicht  zu  achten 
und  übrigens  auch  wegen  der  Dominicaner  der  Grundsatz  des  Aussterbens 
ebenfalls  künftig,  wenn  sie  in  Absicht  der  Seelsorge  für  entbehrlich  gehalten 
werden  sollten,  zu  befolgen  sein,  da  sie  ganz  ohne  Vermögen  sind,  allso 
nicht  pensionirt  werden  können,  und  das  Kloster  für  jezt  nicht  zu  säcu- 
larisiren  ist. 

Billig  ist  es  hingegen,  dass  auch  ihnen  die  Einrichtungs-  und  Ver- 
sezzungs-Kosten,  so  wie  den  Minoriten  die  Hausmiethe  für  die  bis  dahin 
vermietheten  Neben-Häuser  und  Gärten  ersezt  werden,  da  sie  es  aus  eige- 
nem Vermögen  zu  decken  nicht  im  Stande  sind  und,  so  lange  sie  bestehen, 
ihnen  ihr  Eigenthum,  ohne  solche  Entschädigung,  nicht  entzogen  werden 
kann. 

Diese  Einrichtungs-  und  Versetzungs-Kosten  sind  von  beiden  Klöstern 

zusammen  angeschlagen  auf 3320  Rthlr. 

dagegen  die  vorgedachte  Miethe  der  Minoriten  Keben-Häuser 

und   Gärten    leicht    aus    dem    Servis-Fonds   geti-agen  werden 

kann;  wenn  hierzu  die  Bau-Kosten  der  Casernen  mit   .    .    .    14048  Rthlr. 

kommen,  so  würden  die  ganzen  Einrichtungs-Kosten  .    .    .    .    17368  Rthlr. 

betragen.« 

Jau.  28  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»23.  Januar  1804. 
Approbirt. « 


!■  Joh.  Heiiir.  Sclimi'ddiiig.  ct'r.  No.  911.  der  vor  der  i)reu88isclien  Besitznabiue 
Professor  der  Rechte  an  der  Universität  zu  Münster  war  und  dann  in  preussische 
Dienste  trat;  er  erstattete  u.  a.  im  Oktober  1804  umfangreiche  Berichte  über  »die 
Reform  der  Frauenklöster«,  und  am  26.  Decomlier  1804  >über  die  Einrichtung  des 
katholischen  Pfarr-  und  Schulwesens  im  Fürstenthum  Essen«.  R.  70  Essen.  II.  VI. 6. 


I 


Munster.     Hildesheiui.    Geistliche  Gerichte.  93 

675.  Rescript  des  Hoheits-Departements  an  die  Regierungs-Deputation  j^^L^ 
zu  Hildesheim.    Beiliu  1804  Jaüiuu-  i^ti. 

R.  3J.  93.  :i.     Abschrift,  gez.  Reck. 

Die  päpstliche  Ernenmoig  des   Bischofs  vo)i   Hihlesheivi   \um  ApostoUsclicn   Vikar 
des  Nordens  (Vicarius   aposUdiciis  Mi^sionum  seplentrionaliun/J   hat  für  Preitsseii 

keine  OeltungA 

.  .  .  »Euren  Bericht  vom  16.  d.  M.,  die  Ernennung  des  Bischofs  von 
Hildeshelm  zum  Nordischen  Missions-Bischof  betreffend ,  liaben  Wir  neb.st 
der  Euch  von  dem  geistlichen  Rathe  des  Bischofs,  Togethoff,  mitgetheilten 
Abschrift  der  darüber  im  Jahre  1775  ergangenen  i)iipstlichen  Ausfertigunjr 
erhalten.  Es  ist  zwar  nicht  zu  erwarten,  dass  der  jetzige  Bischof  von 
diesen,  seinem  Vorgänger  von  dem  vorigen  Papste  verlieheneu,  für  die 
Preussischen  Lande  ohnehin  null  und  nichtigen  Facultaeteu  und  geistlicher 
Jurisdiction  Gebrauch  zu  machen  sich  werde  beigehen  lassen.  Sollte  es 
versucht  werden,  so  habt  Ihr  Uns  sofort  davon  Anzeige  zu  thun,  ohne  der- 
gleichen vermeinten  Rechte  anzuerkennen.  Für  jetzt  bedarf  es  keiner  weiteren 
Aeusserung  von  Euch  gegen  den  Tegethofi";  falls  aber  derselbe  eine  ver- 
langt, muss  sie  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Rescripts  geschehen. '< 

Die  Mittheiluug  dieses  Rescripts  an  das  Cabinets-Ministerium  schreibt 
Raumer  am  1.  Februar  1804  »Ad  Acta,  da  v.  Humboldt  schon  in  seiner 
Insti'uction  zur  nöthigen  Vigilanz  angewiesen  ist.« 

Schreiben  von  Bacher  s.  unter  dem  4.  Juni  1803,  No.  604.  Jan.  2(1 


676.     Circular-Rescript  des  Hoheits-,  Südpreussischen.  Justiz-   und  Jan.  2s 
Neuostpreussischen   Departements   an   die  Südpreussischen    und  Neuost- 
preussischen  Regierungen. 

R.  7.  C.  25.  a.    Abschrift,  gez.  Reck;  Voss;  Goldbeck;  Schroetter. 

Da^  VerhiUtmss  der  Justiziarien  bei  den  Oeistlichen  Gerichten  in  Süd-  und  Xen- 

ostpreussen. 

»Die  Constitution  wegen  der  Verfassung  der  geistlichen  Gerichte  in 
Südpreussen  vom  25.  August  1796  2),  hat  das  Verhältniss  des  Jnstitiarius 
bey  diesen  Gerichten  und  dessen  Geschäfte  nicht  genau  bestimmt:  dahero 
Wii-  nötig  finden ,  Euch  deshalb  mit  nachstehenden  näheren  Anweisungen  zu 

versehen : 

I. 

Der  Jnstitiarius  muss  für  alles  stehen,  was  die  Form  aller  bei  diesen 
Gerichten  vorkommenden  Geschäfte  betrift. 

Hiernach  lieget  demselben  nicht  nur  die  Instruction  der  Prozesse  und 
Untersuchungen  ob,  sondern  er  muss  auch  alle  zu  diesem  Endzwecke  nötige 
Verfügungen  erlassen. 

1,  Cfr.  No.  642.  2;  Band  VII.  No.  360. 


1804 
Jan.  28 
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2. 

Dem  Official  stehet  es  zwar  frei,  entweder  selbst  oder  per  judicem 
surrogatuui  den  Instructioneu  beizuwobneu;  nur  darf  er  sich  weder  dabei, 
noch  in  Ansehung  der  zum  Behuf  der  Instruction  zu  erlassenden  Verfügun- 
gen ein  Votum  decisivum  anmaassen,  und  es  dürfen  in  keinem  Falle  durch 
seine  Zuziehung  für  die  Partheyen  mehrere  Kosten  entstehn;  es  wäre  denn, 
dass  eine  oder  beide  Partheyen  diese  Zuziehung  ausdrücklich  verlangten 
und  er  deshalb  reisen  müsste,  als  welchen  Falls  er  diejenigen  Diäten  ver- 
langen kann,  welche  in  der  nächstens  zur  publicirendeu  Sportnl-Taxe  für 
die  geistlichen  Gerichte  werden  bestimmt  werden. 

In  jedem  andern  Falle  dürfen  nur  die  gewöhnlichen  Instructions- 
Gebühren  angesetzt  werden,  und  es  verstehet  sich  von  selbst,  dass  nur  die- 
jenige Parthey  die  vorerwähnten  Diaeten  bezahlen  darf,  welche  die  Zu- 
ziehung des  Officials  oder  dessen  Stellvertreters  verlangt. 

3. 

In  Ansehung  der  Unterschrift  der  während  dem  Laufe  der  Instruction 
ergehenden  Verfügungen  kann  es  bei  der  bisherigen  Observanz  sein  Be- 
wenden haben;  zur  Beschleunigung  der  Sachen  vorordnen  Wir  jedoch,  dass, 
wenn  sich  der  Justitiarius  allein  am  Orte  des  Gerichts  befindet,  er  zur 
alleinigen  Unterschrift  dieser  Verfügungen  berechtiget  seyn  soll. 


Alle  Journale  und  Bücher,  welche  die  Prozess-Sachen,  Untersuchungen 
und  andere  Judicilia  betreffen,  muss  der  Justitiarius  führen.    Dagegen  aber 

5. 

darf  sich  der  Justitiarius  auf  keine  Weise  in  die  materielle  Entscheidung 
der  Sache  anders  als  consultative,  weun  er  darum  befragt  wird,  mischen, 
und  er  ist  nur  befugt  und  verpflichtet,  dahin  zu  sehen,  dass  die  Erkenntnisse 
in  der  gehörigen  Form  abgefasst  werden  und  darinu  nichts  aufgenommen 
werde,  was  den  Prohibitiv-Gesetzen  des  Landes  zuwider  läuft. 

In  Ansehung  der  bei  den  geistlichen  Gerichten  vorkommenden  Unter- 
suchungen verstehet  es  sich  jedoch  von  selbst,  dass  der  Justitiarius  die 
Vorschrift  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  Th.  I  Tit.  35  §  69  beobachten 
und  die  spruchreif  instruirten  Acten  mit  seinem  Gutachten  einreiclien  muss. 
Bey  dieser  Gelegenheit  haben  Wir 

6. 
in  Ansehung  der  bei  den   geistlichen  Gerichten   vorfallenden  Strafen   noch 
zu  bestimmen  für  gut  gefunden,  dass  alle  Strafen  von  5  Rthlr.  und  darunter 
diesen  Gerichten  überlassen,   alle   höhern  Strafen  aber,    als   eigentliche  fis- 
kalische, zu  Uuserm  fiskalischem  Straffoud  verrechnet  werden  müsseu. 


Geistliche  Gerichte     Foseu.  95 

Die   specielleie  Bestinimuugeu   wegen   des  Vcrhiiltnisses    und   der   Oe-   ,^    ^l* 
Schäfte  des  Justiciarii  überlassen  Wir  Euch  lediglich,  indem  solche  auf  der 
Localität  einzelner  Gerichte  beruhen  könuen. 

Ihr  liabt  hiernach  die  geistlichen  (»erichte  Eures  Departement«  gehörig 
zu  instruiren.« 

Re Script  Goldbeek's  an  die  Ober-Amts-Kegierung   zu  Brieg   s.   uuUm-  Jan.  2R 
dem  21.  November  1803,  No.  658. 


677.  Generalmajor  v.  Zastrow  an  den  Staats-Minister  v.  Voss.    Puson  jan.  29 
1804  Januar  29. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  llld.    EigenliUudig. 

Dir  Räumung  der  Josephiner- Kirche  xti  Posen  und  ihre  Einrichtung  für  den  pro- 
testantischen Gottesdienst. '; 

.  .  .  Die  Schlüssel  der  Kirche,  welche  ich  seit  der  Räumung  des 
Klosters  in  meiner  Verwahrung  gehabt,  habe  ich  nicht  aus  den  Händen 
geben  mögen,  theils  um  zu  verhindern,  dass  bey  der  Wegräumung  der 
gottesdienstlichen  Geräthschaften  mit  keiner  Feyerlichkeit  verfahren  werden 
könnte,  wodurch  aufs  Neue  eine  Menge  Menschen  in  Bewegung  gesezt 
worden  wären ;  theils  damit  die  Geistlichen  nicht  ganz  nach  ihren  Gefallen 
sollten  Schalten  und  Walten  könuen :  und  hat  auch  die  Erfahrung  bestätigt, 
dass,  wenn  sie  ganz  freye  Hand  gehabt  hätten,  in  der  Kirche  durchaus 
nicht  das  Mindeste  geblieben  seyn  und  wir  nur  die  zerrissenen  Mauern  be- 
halten haben  würden. 

Wir  gebrauchen  zwar  zu  unseren  Gottesdienst  nur  das  Haupt-Altar, 
die  übrigen  in  der  Kirche  befindliche  Altäre  oder  vielmehr  Altar-Verzierungen 
—  den  alles  was  zu  die  Altar-Tische  gehört,  ist  fortgenommen  worden  — 
dienen  indessen  zur  Zierde  der  Kirche,  deren  innere  Form  dem  gemäss  eiu- 
gericht  ist,  und  können  die  Geistlichen  nach  ihrer  eigenen  Anzeige  keinen 
Gebrauch  davon  machen;  es  schien  mir  dahero  schade  zu  seyn,  diese 
schöne  Bildhauer-Arbeit,  wovon  beym  Abbrechen  nicht  ein  Stuck  ganz  ge- 
blieben seyn  würde,  unnttzzer  Weise  zu  zernichten. 

Vier  kleine  Altäre  hingegen,  die  verstochen  waren,  die  bey  Anlegung 
der  Bänke  in  Wege  gewesen  seyn  würden  und  die  die  Geistlichen  an  Land- 
kircheu  zu  verkaufen  gedenken,  habe  ich ,  um  ihnen  ein  Vortheil  zuzu- 
wenden, herausnehmen  und  sowohl  das  Abbrechen  als  Fortschaffen  der- 
selben, so  wie  auch  aller  übrigen  Geräthschaften,  unendgeldlich  besorgen 
lassen. 

Die  in  der  Kirche  zurückgebliebene  Bilder  sind  keine  andere  als  die 
sogenannten  Altar-Blätter,  welche  doch  nicht  herausgerissen  werden  konnten, 
und  die  Figur  des   heiligen  Josephs,    welche  schon  auf  den  Wagen  gepakt 


1)  Cfr.  No.  648  iiud  (579. 
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1  9q  ^^^"»  haben  die  Geistlichen  zurückzubehalten  gebeten,  weil  sie  den  Kopf 
verloren  hat  und  dahero  nur  einen  Anstoss  geben  würde.  Die  Ansprüche, 
welche  die  beyden  Priors  auf  die  noch  zurückgebliebene  Altäre  und  Bilder 
in  dem  aufgenommenen  Protocol  sich  vorzubehalten  erkläret  haben,  ist  mit- 
hin nur  eine  Redensart,  auf  der  weiter  keine  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  zu- 
mahleu  sie  in  der  grossen  Angst  schweben,  dass  die  Wieder  im  Stande- 
sezzung  der  Orgel  von  ihnen  verlangt  werden  dürfte.  Meiner  nnvorgreif- 
licheu  Meinung  nach  könnten  sie  hierzu  wohl  nicht  verurtheilt  werden,  da 
die  Orgel  ohne  ihr  llinzuthun  durch  einige  Fanatische  Bürger  abgerissen 
und  fortgeschaft  worden,  bey  denen  sie  auch  im  Hause  wiedergefunden 
worden,  und  leztere  sind  hierzu  eben  falls  ausser  Stande,  da  die  reparatur 
an  500  Rthlr.  kosten  soll.«    .  .  . 

Voss  begrüsst,  d.  d.  Berlin  1804  Februar  3,  diesen  Bericht  »mit  grossem 
Vergnügen«.  Der  erste  Gottesdienst  in  der  »neuen  Garnisonkirche«  findet 
im  Februar  1804  ohne  jede  Störung  statt;  Zastrow  an  Voss,  1804 
Februar  29.  Zastrow  hatte  absichtlich  die  Eröffnung  »bis  nach  dem  Carne- 
val«  hinausgeschoben,  »um  mit  Schonung  gegen  den  letzt  hier  versammelten 
Adel  zu  verfahren,  wo  doch  manchen  bigotten  unter  ihnen  es  eine  unan- 
genehme Sensation  machen  könnte,  Avenn  grade  während  ihrer  Anwesenheit 
der  erste  protestantische  Gottesdienst  in  dieser  Kirche  gehalten  würde  <^ 
Febr.  8  (Zastrow  an  Voss,  1804  Februar  8.),  ein  Verfahren,  das  Voss  als  »ebenso 
vorsichtig  als  schonend  anerkennt«  ;   Voss   an  Zastrow,    1804  Februar  19. 

a.  a.  0.  

.lau.  HO         678.  CabinetS'Ordre  an  die  Staats-Minister  Grafen  Hoym  und  Haugwitz. 

Berlin  1804  Januar  30. 

E.  4IJ.  B.  lliS.  Abschrift.  Ausfertigung  Staatsarchiv  Breslau,  ursprunglich  Akten  der  Sr.ble- 
sischeu  Geheimen  Registratur  (Pars  XJII.  sect.  IL),  jetzt  in:  Kloster-Eegistratur.  I.  Generalia.  sect.  1.  F.-ich 
220.  No.  4. 

Fordert  Berichterstattung  über  die  Frage  der  Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesi^nA] 
Bey  den  täglich  sich  vermehrenden  Staats-Bedürfnisseu  muss  Ich  uu- 
ablässig  darauf  denken,  die  Mittel  zu  deren  Befriedigung  zu  schaffen,  ohne 
dem  Staate  neue  und  drückende  Lasten  aufzulegen.  Unter  allen,  die  sich 
dazu  darbieten,  entspricht  keines  so  sehr  dem  Zwecke,  als  die  Aufhebung 
der  Klöster  in  Schlesien,  zumal  da  solche  in  den  Indemnitäts-Provinzeu 
bereits  geschehen  ist,  in  den  alten  teutschen  Reichslanden  bereits  eingeleitet 
wird,  und  in  den  neuen  Acquisitionen  des  ehemaligen  Pohlens^j  einzeln,  so 
wie  es  die  Umstände  rathsam  oder  nötig  machen,  damit  verfahren  wird, 
Schlesien  also  hierunter  eine  schädliche  Ausnahme  machen  würde,  wenn  ea 
unter  allen  Provinzen  allein  Klöster  behalten  sollte.  Das  besondere,  durch 
die  Friedensschlüsse  mit  dorn  Hause  Oesterreich  bestimmte  Staatsrecht  dieser 

1)  Cfr.  No.  392  und  68ü.     2  In  Abschrift  wie  Austertigang  folgt  hier :  »dieselbe«. 
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Provinz  und  die  Staats-Klugheit  in  Beziehung  auf  innere  und  äussere  Verhiilt-  ,  .^^^ 
nisse  erfordeni  aber,  dass  sowohl  die  Frage  ob,  als  die  Frage  wenn  und  wie 
zu  Ausführung  dieser  Maasregel  zu  schreiten,  von  allen  Seiten  sehr  sorgfältig 
und  mit  der  grössten  Verschwiegenheit  erörtert  werde.  Ihr  seyd  von  allem 
dem,  worauf  es  hierbey  ankommen  kann,  gründlich  und  vollständig  unter- 
richtet, und  Ich  habe  das  gerechte  Vertrauen  zu  Euch,  dass  Ihr  das  dabey 
in  so  mannigfaltiger  Rticksicht  aufs  höchste  interessirte  Wohl  des  Staats 
gewissenhaft  beherzigen  werdet.  Darum  trage  Ich  Euch  auf,  obige  Fragen 
von  allen  Seiten  zu  erwägen,  zu  beleuchten  und  Mir  Euren  pflichtmässigen 
gutachtlichen  Bericht  dartiber  zu  erstatten.« 


Bericht  von  Goertz  s.  unter  dem  4.  Juni  1803,  No.  604.  Jan.  30 


679.   Rescript  des  Südpreussischen  Departements    an  die  Südpreu-  Febr.  2 
ssische  Kammer  zu  Posen.  »^    Berlin  1804  Februar  2. 

Gen.-Direktorinm  Südprenssen.  LXXII.  1110.    Concept,  gez.  Voss. 

>Z)«€  beivirkte  Räumung  der  dortigen  Josephiner-Kirche.<^) 

»Wir  haben  aus  Euerem  Berichte  vom  28.  v.  M.  und  dessen  Beilagen 
ersehen,  dass  die  Räumung  der  ehemaligen  Josephiner  Carmeliter-Kirche  zu 
Posen  bewerkstelligt  und  welches  Verfahren  dabei  tiberall  beobachtet 
worden  ist. 

Auffallend  ist  Uns  hierbei  die  Unbereitwilligkeit,  an  dem  Geschäfte 
Theil  zu  nehmen,  gewesen,  welche  die  katholische  Geistlichkeit  bei  dieser 
Gelegenheit  geäussert  und  welche  zur  Folge  gehabt  hat,  dass  sich  nur  erst 
der  dritte  substituirte  Commissar  in  der  Person  des  Priors  des  Klosters  ad 
Coi-pus  Christi  dem  dem  Bischöfe  von  Posen  ertheilten  Auftrage  unterzogen. 
Sonst  gereicht  es  zu  Unsrem  besondern  Wohlgefallen,  dass  die  Räumuug 
ohne  alle  Unannehmlichkeit  und  Unterbrechung  der  öffentlichen  Ruhe  statt- 
gefunden hat,  ein  Erfolg,  welcher  ohne  Zweifel  vorzüglich  dem  vorsichtigen 
und  beifallswürdigen  Benehmen  Seitens  des  Garnisons-Chefs  und  der  Mili- 
tair-  und  Civil-Commissarien  beizumessen  ist. 

Bei  der  Räumung  selbst  war  allerdings  der  von  Euch  in  Absicht  der 
zu  verabfolgenden  und  zurückzubehaltenden  Gegenstände  aufgestellte  Grund- 
satz der  richtige,  und  es  hätte  daher  nicht  einmal  die  geschehene  Abbrechung 
und  Verabfolgung  der  vier  kleinen  Altäre  geschehen  dürfen,  da  solche 
Theile  der  Kiiche  waren  und  nicht  ausschliessend  zum  römisch-katholischen 
Cultus  gehören.  Indessen  ist  in  Rücksicht  auf  ihre  Entbehrlichkeit  und 
selbst  Hindeiiichkeit  in  die  Kirche  die  hierunter  gegen  die  katholische 
Geistlichkeit  bewiesene  Nachgiebigkeit  ganz  gut. 

Nach  jenem  Grundsatze  sind  die  verzeichnete  zurückbehaltene  Stücke 
unbedenklich    als   Eigenthum    der    nunmehr   protestantischen    Kirche    auzu- 

1    Cfr.  No.  677. 

6ra liier,  Prenasen  und  die  kath.  Kirclie.    IX.  7 
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Fl  9  nehmen,  und  die  vorbehaltene  Ansprüche  der  katholischen  Geistlichkeit  auf 
mehrere  derselben  nicht  für  gegründet  zu  erkennen,  auch  wenn  der  Ver- 
such, sie  zu  realisiren,  wider  alles  Vermuthen  gemacht  werden  sollte,  solche 
zurückzuweisen.«  .  .  . 

Febr.  8  Schreiben  Zastrow's  an  Voss  s.  unter  dem  29.  Januar  1804,  No.  677. 


Febr.  8        680.  Staats- Minister  Graf  Haugwitz  an  den  Staats-Minister  Graf  Hoym. 

Berlin  1804  Februar  8. 

R.  46.  B.  KiS.    Concept,  geschrieben  von  Küster,   gez.  Hangwitz.    Ausfertigung  in  den  bei 
No.  678  bezeichneten  Akten  in  Breslau. 

Sendet  sein  »Mhnoire*  über  die  beabsichtigte  Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien.^) 
»Im  Verfolg  unserer  vorläufigen  mündlichen  Verabredung  auf  die  .  .  . 
Cabinets-Ordre  vom  30.  v.  M.  ^j  wegen  der  beabsichtigten  Aufhebung  der 
Klöster  in  Schlesien,  übermache  ich  E.  E.  hiebei  .  .  .  ein  Memoire  ^j,  worin 
ich  meine  Meinung  näher  ausgeführet  habe,  dass  nach  den  Staats-  und 
völkerrechtlichen  Verhältnissen  diese  Aufhebung  unbedenklich  sei,  und 
dem  Wiener  Hofe  kein  Widerspruchsrecht  dagegen  zustehe. 

Da  es  nun  noch  auf  E.  E.  .  .  .  Erörterung  und  Beleuchtung  der  Sache 
von  Seiten  der  Staats wirthschaftlichen  und  Innern  Landes -Rüksichten  an- 
kömmt, so  stelle  ich  .  .  .  anheim,  ob  Sie  die  Entwerfung  des  von  Sr.  M. 
erforderten  gemeinschaftlichen  Berichts  zu  tibernehmen  geruhen  wollen,  und 
in  welcher  Form  Sie  dabei  von  meinem  Memoire  Gebrauch  zu  machen  gut- 
finden. Vielleicht  wäre  es  das  rathsamste,  in  dem  Bericht  selber  unsere 
beiderseitige  Meinungen  über  die  verschiedenen  bei  der  Sache  eintretenden 
Rüksichten  unseres  Ressorts  blos  dem  Wesentlichen  nach  aufzustellen  und 
wegen  der  nähern  Ausführung  und  Begründung  auf  beiderseits  beizufügende 
Anlagen  oder  Memoires  Beziehung  zu  nehmen.« 


Febr.  8  681.    Memoire   des   Staats-Ministers   Graf   Haugwitz.    Berlin  1804 

Februar  8. 

B.  S'J.  32.  E.    Ausfertigung.    Der  Entwurf  von  Küster  in  B.  4(1.  B.  J6S. 

Dem  Wiener  Hofe  steht  ein  Einspruchsrecht  auf  Grund  des   Status  quo  gegen  die 
beabsichtigte  Aufhebung  der  Klöstei-  in  Schlesien  nicht  xuA 

»Memoire. 

Die  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  30.  Januar  d.  J.  enthält  den  Auftrag,  dass 
nach  dem  besondern,  durch  die  Friedensschlüsse  mit  dem  Hause  Oesterreich 
bestimmten  Staatsrecht  des  Herzo^thums  Schlesien  und  nach  der  Staats- 
Klugheit  in  Rücksicht  auf  innere  und  äussere  Verhältnisse  sowohl  die  Frage 


1)  Cfr.  No.  683.  2)  No.  678.  3)  No.  681. 

4)  Cfr.  No.  678  und  683. 
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ob?  als  die  Frage  wenn?  und  wie?  zur  Ausführung  der  beabsichtigten 
Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien  zu  schreiten  sei,  von  allen  Seiten  sorg- 
fältigst erörtert  werde. 

Die  Haupt-Betrachtung  muss  hiernach  vor  allem  auf  die  Friedens- 
schlussmässigen  Verhältnisse   mit  dem  Hause  Oesterreich  gerichtet  werden. 

Man  ist  hier  allerdings  seither  in  der  Meinung  gewesen,  dass  diesem 
Erzhause  gegen  jede  Verrückung  des  alten  Statuts  quo  des  katholischen 
Religionswesens  in  Schlesien  ein  Widerspruchsrecht  zustehe.  Ich  habe  indesa 
schon  vorhin  bei  vorgekommenen  Gelegenheiten,  wie  Sich  S.  K.  M.  zu  er- 
innern geruhen  werden,  dies  Widerspruchsrecht  in  Zweifel  ziehen  zu  müssen 
geglaubt.  Diese  meine  blos  aus  der  Kenntniss  der  Friedensschlüsse  selber 
geschöpfte  Meinung  ist  nunmehr,  nachdem  ich  die  Archiv-Acten  über  die 
ganze  Negotiationen  der  Schlesischen  Friedensschlüsse  deshalb  besonders 
durchgesehen  habe,  noch  zu  einer  viel  gewissem  Ueberzeugung  geworden. 
Um  die  Gründe  meiner  Ueberzeugung  näher  anzugeben  und  dadurch  nach 
der  allerhöchsten  Willensmeinung  die  Sache  zur  sorgfältigsten  Erörterung 
zu  bringen,  setze  ich  den  Gang  und  wesentlichen  Inhalt  aller  Verhandlungen, 
die.  Ausweiss  der  Acten,  bei  diesen  verschiedenen  Friedens-Negotiationen 
in  Beziehung  auf  das  katholische  Religionswesen  in  Schlesien  vorgekommen 
sind,  in  geschichtlicher  Ordnung  ausführlich  hieher. 

I.     Breslauer  Präliminar-Friede  1742. 

Der  Präliminar-Friede  zu  Breslau  vom  11.  Junius  1742  besagte 

Art.  VI. 

'Sa  Majeste  le  Roi  de  Prussc  conservera  la  religion  catholique  en 
Silesie  in  statu  quo,  ainsi  qu'un  chacun  des  Habitans  de  ce  pais  lä,  dans 
les  possessions,  libertes  et  Privileges  qui  lui  appartiennent  legitimement, 
ainsi  qu'Elle  l'a  declarö  a  Son  entree  dans  la  Silesie,  sans  deroger  toute- 
fois  ä  la  liberte  entiere  de  conscience  de  la  religion  protestante  et  aux 
droits  du  souverain.' 

Die  vorgängige  Versicherung  des  Königs,  worauf  hier  Bezug  genommen 
worden,  hatte  indess  in  dem:  Patent  wegen  des  Einmarsches  der  Königl. 
Preuss.  Truppen  in  Schlesien  d.  d.  Berlin  1.  Dezemb,  1740  nur  sehr  all- 
gemein folgendergestalt  gelautet: 

'und  gleichwie  dieses  (das  Einrücken  der  Truppen)  keineswegs  in  der 

Intention  geschehen,  um  J.  K.  M.  von  Ungarn  zu  beleidigen, als  können 

alle  und  jede  des  Herzogthums  Schlesien  Einwohner  —  sich  versichert 
halten,  dass  dieselben  von  Uns  oder  Unsern  Truppen  nichts  feindliches  zu 
'"•3orgen,  sondern  vielmehr  bei  allen  ihren  wohlhergebrachten  Recht  und 
«icrechtigkeiten,  Freiheiten  und  Privilegien  in  publicis  et  privatis,  in  eccle- 
siasticis  et  politicis,  welcher  Religion,  Standes  oder  Würden  dieselben 
sein  könnten.  Unserer  Königl.  Protection  und  Schutzes  sich  —  —  zu  er- 
freuen haben   sollen  p." 

7* 


1804 
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Febr.  8 
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p^^^_  j^  Der  blos  allgemeine  Sinn  jener  Frieden s-Stipulation   ergiebt  sich  noch 

näher  aus  den  ihr  vorhergegangenen  Negotiationen. 

In  einem  Bericht  vom  11.  Jun.  1742  meldete  der  Cabinets-Minister 
Graf  V.  Podewils  dem  Könige,  dass  der  Frieden s-Negotiateur  der  Königin 
Marie  Theresie,  Lord  Hindfort  (Englischer  Gesandter  zu  Berlin)  die  Stipu- 
lation zu  Gunsten  der  Katholiken  auf  die  Bahn  gebracht  habe;  Er,  Podewils, 
habe  demselben  darauf  erklärt:  'que  Sa  Majeste  ne  pouvoit  pas  souffrir 
qu'on  fournisse  des  pr^textes  ä  la  cour  de  Vienne  de  se  meler  ä  l'avenir 
de  l'Interieur  des  affaires  de  Sil^sie,  que,  si  on  accordoit  de  pareilles  stipu- 
lations,  les  Catholiques  voudroient  ä  tout  moment  recoiu'ir  ä  Vienne,  et  que 
les  moindres  changemens  qu'on  feroit  dans  le  pays,  passeroient  pour  une 
infraction  du  trait^.'  Lord  Hindfort  habe  indess  erwiedert,  'que  ce  n'^toit 
nuUement  l'intention  de  la  cour  de  Vienne  de  se  meler  ä  l'avenir  ni  en 
blanc  ni  en  noir  de  l'Interieur  de  la  Silesie  ou  des  plaintes  de  ses  sujets, 
de  quelque  religion  qu'ils  puissent  etre  p. ;  mais  que  la  reine  croiroit  etre 
damnee,  si  on  ne  stipuloit  rien  pour  les  Catholiques,  puisque  le  Roi  seroit 
alors  le  maitre  de  les  chasser  tous,  de  confisquer  les  couvens  etc.'  Hind- 
fort habe  hiernach,  noch  unter  Anführung  der  in  so  vielen  Friedens-Trac- 
taten  geschehenden  Stipulationen  wegen  des  Status  quo  der  Religion  und 
unter  Betheurung:  'qu'il  ne  voyoit  pas,  comment  une  pareille  stipulation 
pourroit  faire  le  moindre  tort  au  Roi,  ou  autoriser  la  Cour  de  Vienne  ä 
prendre  connoissance  des  affaires  int^rieures  de  la  Silesie  p.'  den  Vorschlag 
gethan,  die  Stelle  so  abzufassen:  'que  la  religion  catholique  et  toutes  les 
fondations  pieuses,  Abbayes,  Couvens,  seroient  conserv^es  in  statu  quo,  et 
les  Catholiques  point  troubles  dans  le  libre  exercice  de  leur  religion  sur  le 
pied,  oü  le  Roi  l'avoit  ti'ouvö  en  entrant  en  Silesie  p.' 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  dieser  leztern  Abfassung  gekommen,  sondern 
der  Artikel  ward  gleich  in  dem  ersten  Entwurf  des  Friedens -Instruments 
so  gestellt,  wie  er  eben  aus  dem  Tractat  angeführt  ist,  jedoch  nur  bis  auf 
die  Worte :  'appartiennent  legitimement' ;  der  Zusatz  von  'ainsi  qu'EUe  l'a 
döclarö'  an  bis  zum  Schluss  ist  nachher  diesseits  von  des  Gr.  v.  Podewils 
Hand,  wie  es  scheint,  in  ein  Conferential-Exemplar  hinzugefügt. 

IL     Berliner  Definitiv-Friede  1742. 
Der  Definitiv-Friede  zu  Berlin  vpm  28.  Julius  1742  besagte 

Art.  VI. 
'S.  M.  le  Roi  de  Prusse  conservera  la  religion  catholique  en  Silösie 
in  statu  quo,  ainsi  qu'un  chacun  des  Habitans  de  ce  pays-la  dans  les 
possessions,  libertös  et  Privileges  qni  lui  appartiennent  legitimement,  ainsi 
qu'EUe  l'a  d(iclar6  ä  Son  entree  dans  la  Silesie,  sans  deroger  toutefois  ä  la 
liberte  entiere  de  conscience  de  la  religion  protestante  en^Silesie  etjaux 
droits  du  Souverain,  de  sorto  pourtant  que  S.  M.  le  Roi  de  Prusse  ne  Se 


Schlesien.    Status  quo.  |Qj 

servira  des  droits  du  Souveraiu  au  prejudice   du   Status   quo  de  la  röligion    ,,^^'*o 
„  .  r  ebr.  8 

catholique  en  Silesie. 

Diese  Restriction  von:  'de  sorte  pourtant'  an  bis  zum  Schluss,  welche 
eigentlich  die  vorherige  salvatorische  Klausel:  'saus  ddroger  an  droit  du 
Souveraiu"  ganz  Avieder  aufhebt,  ist  ein  Zusatz,  der  unter  allen  Schlesischen 
Friedensschlüssen   blos   in   diesen  Berliner  Frieden  allein  aufgenommen  ist. 

Der  Wiener  Ilof  hatte  diese  Restriction  wieder  ausdrücklich  durch  den 
Lord  Hindfort  verlangt,  und  nicht  blos  auf  den  Status  quo  de  la  rcligion 
catholique  on  Silesie,  sondern  auch  auf  den  Status  quo  des  possessions, 
libertös  et  Privileges  des  habitans  erstrecken  wollen.  Auf  die  Anfrage  des 
Grafen  von  Podewila  hierüber  am  7.  Jul.  1742  ertheiltc  der  König  eigen- 
händig die  Margin al-Resolution:  'il  ne  s'agit  point  des  habitans,  mais  quant 
ä  la  Religion  qu'elle  restera  in  statu  quo.'  Hiernach  ist  auch  wirklich 
der  von  Oesterreich  vorgeschlagene  passus  gelassen,  jedoch  der  wegen  des 
Statuts  quo  des  possessions  —  des  habitans  aus  dem  Confercntial- Exem- 
plar ausgestrichen  worden,  und  Hindfort  hatte  bei  der  Gelegenheit  dem 
Grafen  v.  Podewils  geäussert:  'qu'on  n'avoit  jamais  songö  ä  Vienne  k  vouloir 
pr^scrire  au  Roi  de  quelle  fa^on  Elle  devoit  gouverner  Ses  uouveaux 
Sujets;  mais  comme  c'ötoit  la  coutume  dans  tous  les  traitös  de  paix  que 
les  anciens  maitres  tachoient  de  leur  assurer  la  libre  jouissance  de  leurs 
legitimes  Privileges  et  possessions,  on  se  flattoit  que  le  Roi  ne  seroit  pas 
contraire  ä  cette  addition.' 

III.     Dresdner  Friede  lT4:b. 
Der  Definitiv-Friede  zu  Dresden  vom  25.  Dezember  1745  enthält  nichts 
spezielles  tiber  diesen  Punkt,    sondern  bestätigt  blos   die   beide   vorherige 
Tractaten  im  Allgemeinen. 

IV.     Hubertsburger  Friede  1763. 

Der  Definitiv-Friede  zu  Hubertsburg  vom  15.  Febr.   1763  besagt 

Art.  XIV. 

'S.  M.  le  Roi  de  Prusse  conservera  la  rcligion  catholique  en  Silesie 
dans  r^tat,  oü  eile  etoit  au  tems  des  Pröliminaires  de  Breslau  et  du  Traite 
de  paix  de  Berlin,  ainsi  qu'un  chacun  des  habitants  de  ce  pais  dans  les 
possessions,  libertös  et  privilfeges  qui  lui  appartiennent  legitimement,  sans 
d^roger  toutefois  ä  la  libertd  entifere  de  conscience  de  la  Religion  prote- 
stante  et  aux  droits  du  Souveraiu.' 

Es  ist  schon  sehr  bemerkenswerth,  dass  diese  Stipulation  nicht  auch 
die  lästige  Resti-iction :  'de  sorte  pourtant,  que  le  Roi  ne  se  servira  des 
droits  du  souveraiu  au  prejudice  du  Status  quo  de  la  rdligion  catholique' 
enthält,  welche  nur  in  den  Berliner  Haupt-Frieden  1742  allein  eingeflossen 
war.  Ueber  die  Weglassung  dieser  Restriction  findet  sich  auch  nichts  in 
den   speziellen  Verhandlungen,    sondern    der  obige    Art.  XIV.   ist,    wie   er 
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J^^ ^  stehet,    von    dem   Oesterreichischen    Friedens -Negotiateur    von    CoUenbach 
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vorgeschlagen  und  von  dem  diesseitigen  Bevollmächtigten,  dem  nachherigen 

Kabinets -Minister  von  Hertzberg,  wiewohl  erst  nach  vielen  und  bis  auf 
die  Stunde  der  Unterzeichnung  fortgesetzten  Gegen- Versuchen  angenommen 
worden.  Der  p.  v.  CoUenbach  hatte  darauf  dringendst  insistiret  und  selbst 
bei  der  Unterhandlung  noch  gewisse  speziellere  Punkte  (unter  dem  Titel: 
'Spezial- Begehren  zum  Behuf  der  katholischen  Religion  in  Schlesien,')  als 
Grundlage  aufstellen  wollen,  worin  der  Status  quo  von  1742  genauer  be- 
stimmt, der  katholischen  Gemeine  die  Haltung  eines  eigenen  Deputirten  zu 
Berlin,  der  freie  Recurs  nach  Rom,  die  Belassung  der  Geistl.  Pfründen  und 
Beueficien,  der  Geistl.  Orden,  eine  nicht  zu  hohe  Besteurung  der  geistl. 
Güter  und  dergl.  zugesichert  werden  sollte.  Es  ist  indess  hiesiger  Soits 
darauf  gar  nicht  eingegangen,  sondern  vom  Hrn.  v.  Hertzberg  vielmehr  dem 
p.  V.  CoUenbach  erkläret  worden ;  'que  le  Roi  ne  pourroit  pas  permettre  ä 
une  puissance  etrangere  de  se  meler  de  ces  sortes  d'afifaires  domestiques 
qui  d^pendoient  pour  la  plus  grande  partie  de  la  döcision  et  du  bon  plaisir 
du  Souverain  de  la  Silesie,  que  cependant  S.  M.  maintiendroit  toujours  la 
Religion  catholique  dans  ce  pays  la.'  Unterdess  ist  es  dem  p.  v.  Hertz- 
berg nicht  möglich  gewesen,  die  Bestimmung  des  Statuts  quo  vom  J.  1742 
ganz  abzuwenden,  da  er  Anfangs  dadurch  in  Absicht  der  Schlesischen 
Commerzial -Verhältnisse  (art.  XHI)  grössere  Vortheile  als  Compensatiou  zu 
erlangen  hoffte,  und  am  Ende  sich  die  Oesterreicher  unter  keiner  andern 
Bedingung  zur  Restituirung  der  von  ihnen  noch  occupirten  Grafschaft  Glatz 
verstehen  wollten,  so  dass  der  König  für  gut  fand,  hieran  das  Friedenswerk 
sich  nicht  accrochii'en  zu  lassen. 

V.     Teschner  Friede  1779. 

Der  Friedensschluss  zu  Teschen  vom  13.  Mai  1779  enthält  über  diesen 
Gegenstand  nichts,  sondern  bestätigt  blos  die  vorherigen  Friedensschlüsse 
von  1742,  1745  und  1763. 

Andere  specielle  Negotiationen  sind  über  diesen  Reiigions-Punkt  nicht 
vorhanden. 

Resultat. 

Nach  dem  ganzen  Gang  und  Inhalt  dieser  verschiedenen  Friedens-Ver- 
handlungen kann  mit  aller  völkerrechtlichen  Evidenz  behauptet  werden, 

dass  der  Wiener  Hof  durch  die  Schlesischen  Friedensschlüsse  kein 
Recht  zum  Widerspruch  erlangt  habe,  wenn  des  Königs  Maj.  die  Einziehung 
der  Stifter  und  Klöster  in  Schlesien  gut  finden.     Denn 

1.  wenn  gleich  der  Berliner  Haupt-Friede  Art.  VI.  die  lästige  Restric- 
tion  enthielt,  dass  der  König  sich  seiner  droits  du  Souverain  nicht  zum 
Nachtheil  des  Status  quo  der  katholischen  Religion  bedienen  wollte,  so  ist 
doch  diese  Restriction  in  den  Hubertsbui'ger  Frieden  Art.  XIV.  nicht  mit 
aufgenommen   worden.     Dieser    leztere    Tractat   ist   aber    der   neuere,    der 
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ienen   altern    modificirt   und  aufhebt.     Man  kann  und  darf  sich  also  ledisr-  t>  r    o 
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lieh  an   die   Hubertsburger  Stipulation  halten,    welche    ganz  bestimmt  und 

keines  Zweifels  fähig  ist,  wenn  sie  nach  den  Worten: 

S.  M.  conservera  la  r^ligion  catholique  dans  l'(5tat  — 

die  salvatorische  Clausel  hinzufügt: 

Sans  deroger  toutefois  aux  droits  du  Souverain. 

Diese  Clausel  ilberlässt  Sr.  K.  M.  die  freieste  Disposition. 

2.  Ein  Widerspruchsrecht  des  Wiener  Hofes  wegen  Verrückungen  dieses 
Religionszustandes  hätte  als  eine  Art  von  Garantie  oder  sonst  bestimmt  in 
den  Tractaten  ausgedrückt  werden  müssen.  Allein  bei  den  dem  Breslauer. 
Berliner  und  Hubertsburger  Frieden  vorangegangenen  Negotiationen  ist 
vielmehr  ausdrücklich  und  in  wiederholter  Art  sowohl  von  Preussischer  Seite 
verlangt,  als  von  Oesterreichischer  Seite  betheuert  worden,  dass  die  Absicht 
keinesweges  sein  solle,  dem  Wiener  Hofe  irgend  eine  Einmischung  in  die 
innere  Angelegenheiten  von  Schlesien  zu  lassen ;  und  nur  in  dieser  Zuver- 
sicht und  Voraussetzung  hat  man  sich  hiesiger  Seits  die  ganze  Stipulation 
über  den  Religions-Punct  gefallen  lassen. 

Leztere  ist  also  ganz  eigentlich  eine  von  den  bei  dergleichen  Friedens- 
und Cessionsti'actaten  herkömmlichen  allgemeinen  Bestimmungen,  die  zur 
ersten  Beruhigung  der  abgetretenen  Unterthanen  und  ihrer  Angewöhnung 
an  die  neue  Landesherrschaft  dienen,  die  aber,  da  sie  nicht  (wie  eine 
Cessions-Bedingung  oder  dergl.)  transitorischer  Natur,  sondern  blos  vague 
Bedingungen  sind,  keiner  precisen  Ausführung  für  die  ganze  Zukunft  fähig, 
sondern  den  Zeitumständen  (ebenso  als  in  jedem  Friedensschluss  die  ge- 
wöhnliche Versprechungen  d'une  paix  iuA'iolable  et  perpetuelle,  d'une  sincfere 
Union  etc. ) 'unterworfen  bleiben.  Oesterreich  selber  hat  hievon  das  Beispiel 
gegeben,  da  es  die  in  der  Alt-ßanstädter  Convention  vom  J.  1707  der  Krone 
Schweden  zugesicherten  Rechte  für  die  evangelische  Religion  in  Schlesien 
nachher  nicht  überall  gehalten  hat. 

3.  Ist  es  auch  bemerkenswerth,  dass  nach  dem  wörtlichen  Inhalt  des 
Hubertsburger  Artikels  XIV  der  alte  Status  quo  blos  der  katholischen 
Religion  in  Schlesien  ohne  ausdrückliche  Beziehung  auf  ihre  Besitzungen 
und  Privilegien  stipuliret  wird,  da  doch  gleich  daneben  ausdrücklich  in  An- 
sehung der  Einwohner  von  deren  Besitzungen  und  Privilegien  die  Rede  ist. 
Es  Hesse  sich  daher  schon  an  und  für  sich  mit  dem  Wort-Verstand  des 
Artikels  völlig  vereinigen,  dass,  da  unter  Religion  eigentlich  der  Kultus  der 
Einwohner  und  ihre  Gewissensfreiheit  zu  verstehen  ist,  der  Status  quo  der- 
selben gar  nicht  alteriret  wird,  wenn  überall,  wo  katholische  Gemeinen  sind, 
ihnen  hinreichende  Kirchen  und  Seelsorger  gelassen  und  nur  die  itberflüssigen 
Kirchen  und  Stiftungen  zum  Bessteu  des  Staats  eingezogen  werden.  Indessen 
kömmt  es  hierauf  nicht  einmal  an,  da  in  keinem  Fall  dem  Wiener  Hofe 
ein  Widerspruchsrecht  zugestanden  zu  werden  braucht. 

4.  Kanu  man  sich  überdies  au  das  Beispiel  halleu,   welches  in  neuern 
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^^"^^  Zeiten  so  vielfältig  von  katholischeu  Mächten  und  Staaten  selber  (und  hie- 
runter auch  von  Oestorreich  zu  Josephs  Zeiten)  durch  Aufhebung  ihrer 
Klöster  gegeben  worden,  und  noch  eben  jezt  gegeben  wird.  Wenn  diese 
Regierungen  damit  nicht  gegen  die  Grundsätze  ihrer  eigenen  Keligion  Ver- 
stössen, so  kann  die  Befolgung  ihres  Beispiels  um  so  weniger  den  prote- 
stantischen Höfen  verübelt  werden,  da  diese  hierunter  ganz  und  gar  nicht 
durch  ihre  Religion  gebundene  Hände  haben. 

Da  nun  S.  K.  M.  bereits  in  Höchst  Ihren  übrigen  Provinzen  mit  Auf- 
hebung der  Stifter  und  Klöster  verfahren  lassen,  ohne  ein  fremdes  Ein- 
spruchsrecht fiü-chten  zu  dürfen,  so  halte  ich  ehrerbietigst  dafür,  dass  Aller- 
höchstdieselben nach  den  Staats-  und  völkerrechtlichen  Verhältnissen  völlig 
berechtigt  und  befugt  sind, 

ebenso  unbedingt  in  solcher  Art  und  zu  solcher  Zeit,  als  es  nach 
den  staatswii-thschaftlichen  Rücksichten  rathsam  erscheinet,  auch  die 
Stifter  und  Klöster  in  Schlesien  aufzuheben. 

Sollte  der  Wiener  Hof  dennoch  hiegegen  einen  Widerspruch,  Verwah- 
rung oder  Verwendung  auf  den  Grund  der  Schlesischen  Friedensschlüsse 
einlegen  AvoUen,  so  wird  man  ihm  darauf  nach  dem  obigen  Zusammenhang 
völlig  genugthuend  antworten  können.  Rathsam  wh'd  es  indess  sein,  solches 
von  seiner  Seite  kommen  zu  sehen,  und  ihm  vor  oder  bei  der  Einziehung 
der  Klöster  nicht  die  mindeste  Eröffnung  deshalb  von  selbst  zu  thun,  son- 
dern sich  darüber  gegen  ihn  völlig  geschlossen  zu  halten. 

Was  den  Päpstlichen  Hof  betrift,  so  lässt  sich  von  ihm,  mehr  als  es 
bei  der  Kloster-Aufhebung  in  den  übrigen  Provinzen  geschehen,  eine  Auf- 
merksamkeit auf  die  Sache  wohl  erwarten,  da  er  bei  einer  blos  allgemeinen 
Kenntniss  der  Schlesischen  Friedensschlüsse  sich  auf  diese  besonders  be- 
ziehen zu  können  glauben  wird.  Indess  ist  eine  eigentliche  Gegenwirkung 
von  ihm  unter  den  jetzigen  Umständen  nicht  zu  besorgen,  und  es  -«ird 
nur  darauf  ankommen,  dann,  wenn  mit  der  Aufhebung  angefangen  werden 
soll,  den  Residenten  von  Humboldt  zu  Rom  mit  vollständiger  Insti'uction  zum 
Behuf  dortiger  dienlicher  Insinuationen  zu  versehen.« 


iebr.  10         682.  Schriftwechsel  des  Auswärtigen  Departements  mit  dem  Reichs- 
tags-Gesandten Graf  Goertz  zu  Regensburg.    1804  Februar. 

K.  X.  79. 

Der  päpstliche  Agent   Graf  Troni  m  Regensburg  und  seine  Absichten.    Abweisung 
direkter  päpstlicher  Verhandlungen  in  Berlin  oder  Regensburg A) 

Goertz.     Regensburg,  Februar  10. 

(Jbiffrirte  Ausfertigung;  nach  dem  Dechiffre. 

'Je  crois  de  mon  devoir  d'iuformer  le  Miuistere   de  V.  M.  que   depuis 
quelques  joui's  est  arrive  ici  uii  Comte  Troui,  ageut   secret  de   la   Cour  de 

Ij  Cfr.  No.  691  und  764. 
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Rome,  qui  avoit  aussi  öte  au  congrea  de  Rastaclt.  II  a  assure  h  l'Electeur  p  C^i^ 
Archi-Chaucelier,  aiusi  qu'au  Charg(5  d'aflfaires  do  la  France  et  egalement  k 
moi,  qu'il  n'avoit  aucuno  commission  directe,  mais  il  est  probable  quMl  seit 
chargö  de  sonder  les  esprits.  Dans  la  conversation  qiie  j'.ti  eu  avcc  lui, 
il  in'a  dit  que  le  Pape,  quoique  desirant  viveuieut  de  fixer  les  arraugc- 
inens  ä  fake  relativement  a  la  religion  catbolique  eu  Allemagne,  ne  vou- 
droit  cepeudaut  pas  preudre  des  d^terminations  ä  cct  egard,  avaut  de  con- 
iioitre  Vos  intentions,  Sire,  n'ayant  qu'ä  se  louer  daus  toutes  les  occasions 
des  procedes  de  V.  M.  Je  me  suis  borne  k  lui  repondre  que,  devant  sup- 
poser  quo  le  Ministre  de  V.  M.  ä  Rome  scroit  pleinement  instruit')  de  Sea 
intentions,  c'etoit  k  lui  quo  la  cour  papale  devoit  s'adresser;  que  tout  co 
que  j'en  savois,  ötoit  que  V.  M.,  sans  vouloir  etre  exclu  du  concours  aux 
susdits  arrangemens  dans  l'Empire,  ^toit  d6termin6  et  pleinement  authorisö 
par  le  dernier  reces  de  l'Empire  k  traiter  s^parement  avec  le  Saint  Siege 
tout  ce  iqui  regardoit  les  provinces  de  la  monarchie  Prussienne.  Que  V.  M. 
n'admettroit  aucune  influence  dtrangere  dans  cette  negociation,  et  que  cetto 
marche,  convenable  a  la  diguitö  et  ä  la  grandeur  de  la  Monarchie  ötoit  en 
m^me  tems  la  plus  conforme  aux  interöts  de  Sa  Saintetö.  Le  C.  Troni  a 
parü  attendi'e  cette  reponse  et  en  etre  content.«  .  .  . 

Das  Cabinets-Ministerium.     Berlin  1804  Februar  24.  Febr.  24 

Concept,  gez.  Haugwitz. 

...  »Le  langage  que  vous  avez  tenu  envers  l'agent  secret  du  Pape  sur 
ma  concurrence  aux  arrangemens  relatifs  au  culte  catbolique  en  Allemagne, 
est  tout  ä  fait  conforme  aux  relations  absolument  independantes  oü  je 
me  trouve  avec  la  S*  Sifege,  et  je  ne  puis  ainsi  que  l'approuver  enti^re- 
ment.«  .  .  . 


683.  StaatS'Minister  Graf  Hoym  an  den  Staats-Minister  Graf  Haugwitz.  Febr.  m 
Berlin  1804  Februar  10. 

K.  4(i.  B.  16S.    Äusfertigang.    Coucept  in  den  bei  No.  678  bezeichneten  Akten  in  Breslau. 

Ist  mit  HaugwÜK^s  Memoire  loegen  der  Auflicbung  der  Klöster  in  Schlesien 

einverstanden. 

»E  E.  Verlangen 2)  gemäss,  habe  ich  den  an  des  Königes  Maj.  wegen 
Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien  gemeinschaftlich  zu  erstattenden  Be- 
richt 3)  aufgesetzt;  und  da  E.  E.  Memoire')  Alles  umfasst,  was  zur  diplo- 
matischen Erörterung  der  Hauptfrage  gehört,  und  ich  mich  dem  Resultate 
gänzlich  conformire:  so  habe  ich  es  für  das  Zweckmässigste  gehalten, 
dieses  Memoire  dem  Berichte  in  extenso  beyzulegen,  und  solchen  in  der  Art 
entworfen. 


1,  Das  Dechiflfr6  hat:  »iiiBtractif«.  2;  No.  680. 

3)  No.  684.  4;  No.  681. 
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,,^^^^...  Sollten  E.  E.  darüber  mit  mir  einverstanden   seyu,    so  würde   ich  .  .  . 

Febr.  10 

bitten,    das    Memoire    mit   Ihrer  Unterschrift  zu   versehen,    das    mitfolgende 

Concept  des  Berichtes    raundiren    und   mir   zur  Mitzeichnung   zukommen   zu 

lassen;  auch  würde  ich  um  ...  Mittheilung   einer  Abschrift   des  Memoires 

so  wie  die  Gab. -Ordre  selbst  zu  meinen  Acten  .  .  .  bitten.« 


Febr.  11         684.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Grafen  Hoym  und  Haugwitz. 

Berlin   1804  Februar  11. 

R.  89.  32.  B.  Ausfertigung.  (Abschrift  vom  10.  Februar  1804  datirt  in  R.  46.  B.  16S.)  Concept, 
II.  Februar  datirt,  von  Hoym  korrigirt,  in  den  bei  No.  Ü7S  bezeichneten  Akten  in  Breslau. 

Wegen  der  beabsichtigte?!  Aufhebung  der  Klöster  i/ti  Schlesien  in  staatsrechttieher 
und  staatswirthsehaftlichcr  Hinsicht.^) 

>E.  M.  haben  uns  durch  die  .  .  .  Kabinets-Ordi'e  vom  80.  v.  M.  2)  zu  be- 
fehlen geruhet,  den  Gegenstand  der  beabsichtigten  Aufhebung  der  Klöster 
in  Schlesien,  sowohl  mit  Hinsicht  auf  die  auswärtigen  Staatsrechtlichen,  als 
auch  auf  die  innern  Staatswirthschaftlichen  Momente,  zu  erörtern  und  da- 
rüber gemeinschaftlich  Bericht  zu  erstatten. 
Was  zunächst  die  Frage  anbelangt, 

ob  dem  Wiener  Hofe  gegen  die  Ausführung  dieses  Vorhabens  ein 
Widerspruchsrecht  zustehe ; 
so  habe  ich,  .  .  .  Haugwitz,  alles  dasjenige,  was  bei  den  Friedens-Schlüssen 
mit  dem  Hause  Oesterreich  wegen  des  Status  quo  des  katholischen  Re- 
ligionswesens in  Schlesien  verhandelt  und  festgestellt  worden,  unmittelbar 
aus  den  Quellen  geschöpft  und  zusammen  gefasst. 

Und  da  ich,  .  .  .  Hoym,  dem  aus  diesen  historisch-diplomatischen  Prä- 
missen gezogenen  Resultate: 

dass  der  Wiener  Hof  ganz  und  gar  kein  Recht  habe,  der  Einziehung 
der  Klöster  in  Schlesien  zu  widersprechen ; 
vollkommen  beistimme; 

so  geruhen  E.  M.,  uns  ...  zu  erlauben,  beiliegendes  Memoire')  zur 
vollständigen  Uebersicht  der  hiebei  obwaltenden  Staatsrechtlicheu  Beziehungen 
und  als  Basis  aller  Erörterungs-Punkte,  die  etwa  über  diesen  Gegenstand 
künftig  zur  Sprache  kommen  könnten,  zu  Füssen  legen  zu  dtü'fen. 

Sobald  E.  M.  zu  entscheiden  geruhet  haben,  werde  ich,  .  .  .  Haugwitz, 
nicht  ermangeln,  die  in  nähere  Beziehung  auf  den  Päpstlichen  Stuhl  nöthigen 
vorläufigen  Maasregeln  mit  zweckmässiger  Behutsamkeit  einzuleiten. 

Was  die  innere  Staatswirthschaftliche  Behandlung  des  Gegenstandes 
aubetrift :  so  würde  nach  meinem,  .  .  .  Hoym,  .  .  .  Dafürhalten  am  gerathen- 
sten  seyu,  ohne  Verzug  zur  Sache  selbst  zu  schreiten,  die  Einziehung  aller 
Manns-Klöster  sogleich  zu  bestimmen,  und  blos  die   des  Franciscaner-  und 


1)  Cfr.  Nr.  686.  2;  Nu.  678.  3)  No.  681. 
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Barmherzisren  Brüder-Ordens,  als  Institute,  die  der  leidenden  Menschheit  zur  ^,\^^, , 
Erleichterung  und  der  Religion  zur  Ehre  gereichen,  bestehen  zu  lassen. 

llebrigens  würde  bei  Säcularisirung  der  Klöster,  bei  der  Pensionirung 
der  Kloster-Geistlichen  und  Anordnung  ihres  künftigen  Wirkungs-Kreises, 
das  in  den  Indemnitäts-Landen  beobachtete  Verfahren  zum  Grunde  zu  legen 
seyn,  und  der  diesfällige  Plan  und  die  Instruction  der  zur  speciellen  Ke- 
gulirung  dieses  Geschäfts  zu  ernennenden  Comniission  nach  den  besondern 
Verhältnissen  und  mit  gehöriger  Berücksichtigung  der  Verschiedenheit  des 
National-Characters  modificirt  werden  müssen.  In  einigen  Klöstern  z.  Ex. 
Henrichau')  und  Kloster  Räuden  2),  beschäftigt  man  sich  mit  dem  Unter- 
richte der  Jugend,  und  dieser  mit  (sie!)  einem  so  wichtigen  Geschäfte  sich 
widmende  Theil  müsste  sowohl  in  Ansehung  seiner  wissenschaftlichen 
Fähigkeiten  und  Geistes-Cultur,  als  auch  in  Ansehung  des  Grades  seiner 
sittlichen  Ausbildung  und  practischen  Moralität  sorgfältig  geprüft,  und  dann 
unter  Aufsicht  und  Leitung  des  katholischen  Schul-Instituts  gesezt  werden. 

Der  Ausarbeitung  dieses  speciellen  Plans  werde  ich,  .  .  .  Hoym,  sobald 
E.  M.  mich  dazu  zu  beordern  geruhen,  mich  mit  pflichtschuldigen  Eifer 
unterziehen,  und  bemerke  ich  nur  noch,  dass  nach  einem  ohugefähren 
Ueberschlage  das  Grund-Vermögen  sämmtlicher  Schlesischen  Klöster  5  Millio- 
nen betragen  dürfte. 

Hiervon  würde  das  Grund-Vermögen  der  Frauens-Stifter,  etwa  1  Million 
im  Betrag,  abgehen  und  also  gegen  4  Millionen  für  deu  Staat  übrig  blei))en, 
so  dass  nach  Abzug  der  Passiv-Schulden,  die  jedoch  nicht  sehr  beträchtlich 
sind,  die  erste  Zeit  gegen  100000  Rthlr.  Einkünfte  zu  E.  M.  Gasse 
fliessen  und  zum  Besten  des  Staats  können  verwandt  werden.« 


685.    Cabinets-Ordre    an    die    Staats-Minister    Grafen    Hoym    und  Febr.  n^ 
Haugwitz.     Berlin  1804  Februar  16. 

R.  40.  B.  168.      Ausfertigung. 

Fordert  noch  Bericht  über  den  voraussichtlichen  Eindruck,  den  die  Aufhebung  der 
Klöster  in  Schlesien  machen  ivürdcß) 

»Aus  Eurem  Berichte  vom  11.  d.  M.^)  und  Eiu-em,  des  Grafen  von 
Haugwitz,  beygefügten  Memoire  •'')  über  die  Aufhebung  der  Klöster  in  Schle- 
-it'u  habe  Ich  ersehen,  dass  die  bisherige  Meinung,  als  wenn  dieselbe  dem 
l'iiedensschlussmässigen  Status  quo  der  katholischen  Religion  in  Schlesien 
entgegen  wäre,  bloss  auf  einen  Irrthum  beruhet,  in  Staatsrechtlicher  Rük- 
iicht  also  dieser  Kloster-Aufhebung  nichts  im  Wege  stehet.  Dagegen  ver- 
iiissc  Ich  befriedigende  Aufschlüsse  darüber,  ob  diese  Maassregel  nicht 
'.inen  niederschlagenden  und  beunruhigenden  Eindruck  auf  die  Gemttther 
les  grossen  Haufens  machen  und  ob  es  nicht  rathsam  seyn  würde,  zu  Ver- 

1)  Heinrichau.  Kr.  Münsterberg.  2   Räuden,  Kr.  Rybnik. 

3   Cfr.  No.  688.  4    No.  684.  5'  No.  681. 


1  OS  Urkunden  No.  685— «87. 

F^j^^lfi  meiduug  eines  solchen,  unter  den  jetzigen  Umständen  weniger  als  jemals 
gleichgültigen  Effects,  vorbereitende  Schritte  zu  thun,  um  hiernächst  den 
rechten  Zeitpunkt  dazu  zu  wählen.  Hierüber  erwartete  Ich  vorzüglich  mit 
Euer  Gutachten,  und  gebe  Euch  zu  dem  Ende  die  Sache  nochmals  sorg- 
fältig zu  erwägen.  Es  scheinet  Mir  dabey  besonders  darauf  anzukommen, 
die  Aufnahme  neuer  Kloster-Geistlichen  noch  mehr  zu  beschränken  und  in 
einzelnen  Fällen,  wo  ein  besonders  wichtiger  gemeinnützlicher  Zweck  er- 
reicht werden  kann,  mit  der  Aufhebung  des  einen  oder  des  andern  Klosters 
den  Anfang  zu  machen.  Indem  Ich  Euch  also  hierdurch  auftrage,  hierüber 
Euer  Gutachten  überhaupt  zu  erstatten,  befehle  Ich  Euch  zugleich,  Eure 
Aufmerksamkeit  auf  einzelne  Gegenstände  dieser  Art  zu  richten  und  Mir 
Em-e  Meinung  darüber  zu  eröfnen.« 


Febr.  18         686.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  d.  Reck.    Berlin 
1804  Februar  18. 

R.  89.  32.  A.     Ausfertigung. 

Die  Säkiilarisatimi  von  Ordensgeistlichen,    Lob  der  Geschäftsführung  des  Residenten 

Humboldt  in  Rom. 

Bemerkt  bei  Gelegenheit  des  Gesuches  des  Kapuziners  Christian  Joseph 
Berne  in  Erfurt,  der  um  Säkularisation  oder  um  Wiederaufnahme  ins  Kloster 
gebeten  hat:  »Die  Gesuche  um  Säcularisation  der  Ordens  -  Geistlichen  und 
um  deren  Habilitation  zu  weltlichen  Beneficiis  sind  zwar  sehr  heUsam,  kom- 
men in  West-,  Süd-  und  Neuostpreussen ,  im  Ermlande  und  in  Schlesien 
jährlich  in  grosser  Anzahl  vor  und  gewähren  den  grossen  Vortheil,  viele 
fähige  Männer  vom  unnützen  Klosterleben  abzuziehen  und  als  Weltgeistliche 
dem  Staat  und  der  Kirche  nützlich  zu  macheu.  Der  Papst  ist  auch  auf 
die  zweckmässige  Verwendungen  des  Residenten  v.  Humboldt  in  Rom  sehr 
facil  hierunter,  bewilligt  gern  dergleichen  Säcularisationen  und  Habilitationen 
gegen  ganz  geringe  Kanzley-Expeditions-Gebühi'en.  Aber  er  verlangt 
bischöfliche  Testimonia  über  den  Werth  solcher  Subjecte,  legt  ihnen  auch 
auf,  das  Wesentliche  ihrer  Kloster-Gelübde  ausser  dem  Kloster  unter  Auf- 
sicht des  Bischofs  zu  beobachten,  und  auf  solche  Weise  ist  ein  nicht  un- 
beträchtlicher Theil  des  Süd-  und  Neu-Ostpreussischen  Cleri  aus  diese: 
säcularisirten  Ordens-Geistlichen  genommen,  die  nun  als  Weltgeistliche  seht 
nützliche  Dienste  leisten. 

Wollte  man  nun  zu  Rom  für  ein  Subject  wie  Supplicant  die  Säculaii* 
sation  nachsuchen,  so  würde  man  nicht  nur  die  Königliche  Verwendunj 
durch  den  v.  Humboldt  compromittiren  und  ganz  gewiss  eine  negative  Ant- 
wort erhalten,  weil  es  ohne  Beispiel  ist,  dass  der  Papst  einen  entlaufenei 
Mönch  säcularisire  und  ihm  die  Ehe  gestatte,  sondern,  was  bei  weitem  nocl 
schlimmer  wäre,  die  bisher  zu  Rom  durch  die  geschickte  und  vortrefflich« 
(Geschäftsführung  des  v.  Humboldt  so  wohl  aufgenommenen  SäcularisationsJ 
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Gesuche  würden  einen  starken  Stoss  erleiden,  und  der  Papst  mögte  alsdann  v^r!:  j^ 
schwieriger  werden  und  ein  Misstranen  auf  alle  Preussisclie  Säcularisationa- 
uud  Habilitations-Anträge  der  Ordens-deistlichen  werfen.'    .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  ßeyme:  Febr.  23 

»23.  Februar  1804. 
Es  sollen  der  Ehe   des  Suppl.    eflfectus   ci\nles  beygelegt,    im   übrigen 
aber  soll  derselbe  abschläglich  beschieden  werden.«; 


Cabinets-Ordre    wegen    des    Domkapitels   zu    Frauenburg   s.    unter  Febr.  20 
dem  10.  December  1803,  No.  663. 


Rescript  des  Auswärtigen  üepartements  an  Goertz  s.  unter  dem  Febr.  24 
10.  Februar  1804,  No.  682. 

687.    Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck  an  den  Staats-Minister  Frhr.  Febr.  27 
V.  Schroetter.     Berlin  1804  Februar  27. 

Gen. -Direktorium  Neuostpreussen.  CXCVI.  2.    Ausfertigung. 

Die  Konsekrirung  und  der  Eid  des  netten  Bischofs  von  SupraslA) 

»Der  K.  Resident  in  Rom  Cammerherr  v.  Humboldt  hat  nunmehr  die 

:Consecrations-Bulle2)  des  Bischofs  von  Suprasl   v.  Duchuowski   eingesandt, 

i  und  ich  bin   des  Dafürhaltens ,    dass  ohne   Umstand  mit  der  Consecration 

dieses    Bischofs    vorzuschreiten    sey.    .  .  .   Zwar    ergeben    die    diesseitigen 

Acten,  dass  vorhin,  obwohl  nur  in   zwei  oder   drey  Fällen,   der  Eid'*)  von 

:den  Bischöfen    an    den   Papst    nach   einem  geläuterten   Formular  geleistet 

worden;    diese  Procedur  ist  aber  bedenklich.     Es   ist  höchstwahrscheinlich, 

dass  der  Conseerator,  welcher  sich  zu  diesem  Actu  bequemt  (denn  manche 

weigern  sich  gradezu),  dennoch  den  Eid  heimlich  nach  dem  minder  guten 

,Formular  abnehme  und  ihn  heimlich  nach  Rom  sende,  da  sogar  p.  Alber- 

trandi  Mittel  gefunden  hat,  sich  dieserhalb,  dass  er  als  catholischer  Bischof 

einen  unirt-griechischen  Bischof  consecrirt  habe,  zu  Rom  Absolution  erteilen 

''.u  lassen.     Ein  solches  heimliches  Manoeuvre  ist   nun  noch  schlimmer,  als 

1er  römische  Eid,  wie  er  in  der  Consecrations-BuUe  enthalten  ist  und  durch 

len  an  S.  K.  M.  zu  leistenden  Eid  unschädlich  gemacht  \\ird.    Es  ist  also 

j| ■ 

l;  Cfr.  No.  897.  Wislocki  war  bereits  am  10.  Mai  1801  gestorben.  Für  ihn 
iess  Schroetter  einen  Nachruf  in  der  »Vossischen  Zeitung«  inseriren:  >Seiue 
Verträglichkeit  gereicht  ihm  eben  so  sehr  zur  Ehre,  als  die  Bereitwilligkeit,  wo- 
;  ait  er  die  wohlwollende  Bemühungen  der  Landesverwaltung  zur  Einrichtung  des 
,  irriechisch-unirten  bischöflichen  Sprengeis  unterstützte  und  dazu  mitwirkte.  Er, 
|ler  erste  Bischof  zu  Suprasl,  ist  in  dieser  Rücksicht  ein  würdiges  Muster  der 
Nachahmung  für  alle  seine  Nachfolger.«     Concept,  von  Salis.  a.  a.  0. 

2  >Datum  Romae  apud  S.  Mariam  Majorem  180.3  17.  Kai.  Aprilis.«  Nomi- 
.irt  war  Duchuowski  bereits  durcli  Patent  vom  10.  April  1802. 

3)  Cfr.  No.  168. 


1  1 0  Urkunden  No.  687—688. 

1804  rathsamer,  ofieu  zu  Werke  zu  gehen,  zumahl  da,  wenn  auch  die  End- 
Clausul  des  Eides:  certior  sum,  nihil  in  eis  contineri,  quod  juramento  fide- 
litatis  meae  erga  etc.  regem  etc.,  besser  lauten  würde:  quum  haec  nee  sint 
nee  esse  debeant  contraria  juramento  fidelitatis  meae  erga  etc.  regem  etc., 
doch  der  Homagial-  und  Unterthänigkeits-Eid  au  S.  K.  M.  und  die  nach 
dem  Rescript  von  dem  Commissario  in  dem  ProtocoU  zu  vermerkende  Clau- 
sul') den  Römischen  Eid  unschädlich  macht.  Aus  diesen  Gründen  bin  ich 
der  Meynung,  dass  das  Römische  Eides-Formular  unter  den  bemerkten  Be- 
stimmungen zu  gestatten  sey.  Das  Bedenkliche  ist  zwar  das:  nemini  pan- 
dam^j  im  Anfange  des  Eides,  allein  meines  Erachtens  wird  auch  dieses 
durch  den  Homagial-Eid  unschädlich  gemacht.«   .  .  . 

Die  Konsekration  fand  wieder  durch  Albertran di  statt,  am  29.  April 
1804  zu  Suprasl.  Die  von  Duchnowski  beantragte  Einreichung  seines  Eides  j 
nach  Rom  wurde  nicht  bewilligt.  j 


Mäi-z  4         688.   Immediat-Bericht  des  Staats-Minister  Graf  Hoym.    Breslau  1804 
März  4. 

R.  89.  32.  E.    Ausfertigung.    Concept,  von  Hoym  vielfach  korrigirt,  in  den  bei  No.  Ü'S  be- 
•/.eiclineten  Akten  in  Breslau.  | 

>Gt(tachten  wegen  Aufhebung  der  Klöster  xiim  Bericht  an  des  Königs  Majestät.<^)  \ 
»Als  der  geheime  Etats- Ministre  Graf  v.  Haugwitz  und  ich  unterm I 
11.  V.  M.  'j  gemeinschaftlich  an  E.  M.  wegen  Aufhebung  der  Schlesischen} 
Klöster  .  .  .  berichteten,  habe  ich  nur  die  Hauptfrage:  ob  dem  Wiener  Hofej, 
ein  Widerspruchs-Recht  bei  Aufhebung  der  Klöster  zustehe,  mit  beantworten!] 
wollen  und  mii"  den  Plan,  wie  dieses  geschehen  könne,  einzureichen  vor-|J 
behalten.  Um  meinen  darüber  zu  erstattenden  Bericht  mit  derjenigen  Voll-l( 
ständigkeit  und  Zuverlässigkeit  vorzulegen,  welche  E.  M.  Befehl  und  dich 
Wichtigkeit  der  Sache  erfordert,  habe  ich  mich  seit  meiner  Zurückkunfti  i 
von  Berlin  unablässig  beschäftigt,  die  nötigen  Nachrichten  zu  sammlen,  und;i 
kann  nun  mit  Beziehung  auf  E.  M.  ...  Cabinets-Ordre  vom  16.  v.  M.  5)i[ 
das  Resultat  meiner  nähern  Erkundigungen  und  im  Zusammenhange  desl» 
Ganzen  reiflichen  Ueberlegung  aller  untertänigst  vorlegen.  | 

I.  Ich  setze  aus  dem  Memoire^)  das  Etats-Ministers  Graf  Haugwitz,!  j 
welches  wir  E.  M.  unterm  11.  v.  M.  einreichten,  voraus,  dass  der  Wiener'« 
Hof  kein  Recht  habe,  der  Aufhebung  der  Schlesischen  Klöster  auf  den.' 
Grund  des  Breslauer  Friedens-Schlusses  zu  widersprechen.  ! 


1'  >Das6  nach  K.  Allerhöchster  Intention  dieser  Eid  an  den  Papst  niemals  Ji 
demjenigen  Homagial-  und  Unterthänigkoits-Eide  zuwiderlaufen,  noch  jemah  i| 
wider  denselben,  welchen  er  dem  Landesherrn  leiste,  allegirt  werden  könnte.«      i 

2;  Nämlich:  »Cousilium,  quod  mihi  credituri  sunt  (die  Päpste  ...  ad  eorum  j 
damnum  me  sciente  nemini  pandam.«  3;  No.  696.  4   No.  684. 

ö    No.  GS:>.  6    No.  681. 


Suprael.    ScbleHien.    Klosteranflmbupg'.  |  ]^  ]^ 

II.  Die  Kenntnis,  die  ich  von  der  Provinz,  von  den  Gesinnungen  ihrer  ^}^^ 

März  4 
Einwohner   und   von  dem  Gange  der  öffentlichen  Meyuung  habe,  überzeugt 

mich,   dass   die  Aufhebung   der   Klöster   allerdings   unter    den   Katholicken 

Sensation  machen,  dass  sie  aber  -weder  fortdauernd,   noch  von  nachteiligen 

Folgen  seyn  werde.     Der  Geist   der  katholischen  Religion   hat   schon   eine 

ganz  andre  Richtung  genommen,   und   wird   es  noch  immer  mehr,   jemelir 

die  Folgen  eines  zweckmässigen  Schulunterrichts  sich  verbreiten. 

Das   Zeitalter   des  Mönchsthums   ist  vorbei.     Der  Laye   fängt   au,    die 

Ordensgeistlichen   aus    dem   wahren    Gesichtspunkte    anzusehen,    und  junge 

Leute,  deren  Köpfe  in  den  Schulen  aufgehellt  worden,  drängen   sich  nicht 

mehr  um  die  Aufnahme  in  Orden:    Die  Zahl  der  Mönche  in  den  strengen, 

armen  und  den  Mendicanten-Klöstern  verringert   sich   täglich:   nur    zu   den 

reichern   finden   sich    noch    Novizen,    aus    Liebe    zur    Bequemlichkeit    und 

Müssiggang,  und  manche  Vorfälle  beweisen,  wie  lästig  die  klösterliche  Dis- 

ciplin  wird,  und  wie  gern  sich  Mönche  derselben  entziehen. 

Nur  muss  der  öffentliche  Gottesdienst  und  dessen  Ausübung  ungestört 

und  unbeschränkt  bleiben;  und  ich  kan  E.  M.  auf  meine  Pflicht  versichern, 

dass  eine  leerstehende  Kirche,  welche  den  Katholiken  genommen   und    den 

Protestanten   zum   Gottesdienst   eingeräumt   wird,  einen  widrigem  Eindruck 

auf  jene  macht,   als  wenn   alle  Klöster  aufgehoben  werden.      Das  erstere 

sehen  sie  als  einen  Widerwillen   gegen   den   catholischen  Gottesdienst,    das 

letztere  allenfalls  vor  eine  Finanz-Speculation  an,  und  dieses  lässt  wenigstens 

keine  gehässige  Meynung  zui'ück.     Die  Aufhebung  der  Mendicanten-Orden 

würde  sogar  dem  grössteu  Teil  der  niedern  Classe  der  Einwohner  erwünscht 

seyn;    die  Sammler   der  Bettel-Klöster  schleichen  sich   in   die    niedrigsten 

Hütten  und  belästigen  und  saugen  den  gemeinen  Mann  durch  ihre  Betteley 

I  aller  Art  aus :  sie  werden  aber  auch  dem  Staate  überhaupt  noch    dadurch 

I  nachteilig,  dass  sie  durch  Austeilung  von  Skapulieren,  Bildern  und  Legen- 

;den  den  Aberglauben  unterhalten  und  verbreiten. 

III.  Die  Veränderungen,   welche    mit    den   Klöstern    vorgehen    sollen, 

müssen  aber  nach  reiflicher  Erwägung  allgemein  seyn,  und  nicht  die  Manns- 

,klö3ter  allein,  sondern  auch  die  Nonnen-Klöster  betreffen:  nicht  die  reichen 

(und  begüterten  allein,  sondern  auch  die  Mendicanten-Klöster.    Es  ist  äusserst 

iwesentlich,  bei  dieser  Operation  die  öffentliche  Meynung   zu    schonen,    und 

.auch  nur   den    entferntesten   Verdacht   eines   partheyischen   Eigennutzes   zu 

vermeiden,   den  das  Publicum    gewis   fassen    würde,  wenn   die  Aufhebung 

nur  die  reichern  Klöster  betreffen  solte.     Nur  der  Orden  der  barmherzigen 

Brüder  ^)  verdient  wegen  der  Krankenpflege,  die  er  aus  Rcligions-Pflicht  au 

iallerley  Glaubensverwandten  ausübt,  eine   ehrenvolle  Ausnahme   unter   den 

iiManns-Klöstern ;    unter   den   Nonnenklöstern   die    Elisabethinerinnen    wegen 

4er  weiblichen  Krankenpflege,  und  die  Ursulinerinnen  wegen  der  weiblichen 

firziehung,  der  sie  sich  ganz  widmen. 

1)  C'fr.  No.  575. 
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:;v7  1  Des  Königs  Friedrich  des  U.   Majestät   stifteten  aus  voller  Ueberzeu- 

gung  der  Nützlichkeit  des  Ordens  der  Barmherzigen  Brüder,  so  abgeneigt 
Sie  sonst  denen  Ordensgeistlichen  waren,  ein  Kloster  zu  Neustadt  in  Ober- 
schlesien, und  die  wohlthätige  Wirkung  verbreitet  sich  ohne  Ansehn  der 
Person  Aber  alle  Religions-Verwandte. 

Zu  Abhaltung  des  Gottesdienstes  an  grossen  Ablass-  und  Wallfahrtstagen 
wird  es  nie  au  Weltgeistlichen,  Pfan-ern  und  Caplänen  fehlen,  wenn  gleich  in 
Westphalen  und  denen  Indemnitäts-Landen  die  Franziscaner  aus  Mangel  an 
Weltgeistlichen,  da  nicht  so  viel  Catholiken  und  also  auch  weniger  Geistlichen 
sind,  haben  müssen  beibehalten  werden,  und  es  ist  daher,  oben  erwähnte 
ausgenommen,  die  Beibehaltung  keines  einzigen  Ordens   in  Schlesien  nötig, 

IV.  Wenn  E.  M.  zu  einer  solchen  Veränderung  sich  zu  entschliessen 
genihen,  so  halte  ich  es  nicht  für  rathsam,  sie  bei  einem  oder  dem  andern 
Kloster,  sondern  mit  einmal  bei  allen,  die  sie  betreffen  soll,  vorzunehmen. 
Die  Sensation,  die  sie  machen  wdrd,  entsteht  mit  einmal,  das  Staunen  ver- 
liert sich,  die  Klagen  verhallen  und  die  Gemüther  beruhigen  sich.  Bei 
den  successiven  Aufhebungen  würde  die  Vorempfindung  und  die  Besorgnis 
vervielfältigt  und  lange  Zeit  unterhalten  werden. 

Es  ist  auch  nicht  ohne  Grund  zu  vermuthen,  dass  Klöster,  die  die 
Veränderung  noch  nicht  betroffen,  viel  von  ihrem  Vermögen  suchen  werden, 
heimlich  wegzubringen  und  dem  Staat  zu  entziehen.  Dies  sind  nach  meiner 
.  .  .  Meynung  die  Grundsätze,  die  im  Allgemeinen  zu  befolgen  sind. 

Um  über  die  besonders  anzunehmende  Maasregeln  ...  zu  berichten, 
muss  ich  vorerst  nachstehendes  über  die  Klostergüter  selbst  und  über  deren 
sowohl  jetzige  als  künftige  Verwaltung  voraus  bemerken:  Es  giebt  in 
Schlesien  561  eigentliche  Klostergüter,  das  heisst  solche,  die  Ordensgeist- 
lichen beiderlei  Geschlechts  gehören:  darunter  sind  weder  die  bischöflichen, 
noch  die  den  Capiteln  oder  Weltgeistlichen,  noch  die  zu  den  Ritter-Com- 
menden  gehörigen,  begriffen. 

Der  Ertrag  der  eigentlichen  Klostergüter  besteht  teils  in  Vorwerk» 
oder  Wirtschafts-Revenüen,  teils,  und  zwar  häufig,  in  fixirten  Geld-  und 
Getreidezinsen.  Mit  einiger  Zuverlässigkeit  kan  er  ohne  vorgängige  ge- 
naue Untersuchung  nicht  eruirt  werden;  denn  das  Steuer-Catastrum,  welches 
die  einzige  Norm  wäre,  ist  bekanntlich  nach  äusserst  massigen  und  auf  die 
jetzige  Preise  nicht  mehr  anwendbaren  Grundsätzen  angefertigt. 

Bisher  waren  diese  Güter  von  ihren  Eigenthümern  entweder  verpachtet.  ■ 
oder  sie  wurden  von  ihnen  selbst  administrirt:  gewöhnlich  fand  das  letzt« 
statt,  ein  oder  ein  paar  Mönche,  welche  die  Landwirtschaft  zu  verstehe 
glaubten,  sie  in  der  Regel  aber  nur  schlecht  verstanden,  führten  die  Ver 
waltung  und  Rechnung  darüber:  zuweilen  blieben  sie  im  Kloster  wohnen 
zuweilen  hielten  sie  sich  auch  auf  den  ihnen  anvertrauten  Gütern  selbs 
auf.  Werden  diese  Güter  mit  einmal  zum  Besten  des  Staats  eingezogen 
so  sind  zwei  Wege,  sie  ihm  nutzbar  zu  machen:  ■ 


h 


Schlesien.    Klöstern ufhebung.  J  |  3 

entweder  durch  Verkauf,  .A^"*, 

oder  durch  eigne  Benutzung,  sei   ea    nun   Administration    oder  Ver- 
pachtung. 
Dem  Verkauf  stehen  folgende  Gründe  entgegen: 

a)  Wenn  eine  so  grosse  Menge  von  561  Gütern  mit  einmal  verkauf- 
bare Waare  wird,  so  muss  ihr  Preis  nothwendig  fallen,  und  vielleicht  unter 
ihrem  Werthe. 

b)  In  eben  dem  Verhältnis  wird  der  Preis  der  übrigen  adelichen  Güter 
sinken,  und  mancher  Gutsbesitzer,  der  freilich  aus  Uebereilung,    aber   doch 

;  durch  Zeitumstände  verführt,  sich  überkauft  liat,  wird  ohne  seine  Schuld  zu 

Grunde  gehen,  da  er  einen  solchen  Vorfall  nicht  voraussehen  konnte. 
i  c)  Die  meisten  Klostergüter  sind  wegen  der  fehlerhaften  Bewirthschaf- 

1  tung  vieler  Verbesserungen  fähig,  also  auch   einer  Preis-Erhöhung.    Diesen 
;  Vorteil   würde   ein   Käufer    geniessen   und    der   Staat   würde   ihn   verliereu, 
1  statt   dass    bei   besserer  Aufsicht   auf    die  Bewirtschaftung    dieser  Zuwachs 
für  den  Staat  gewonnen  werden  könnte. 

Der  eignen  Benutzung  dieser  Güter  durch  den  Staat,  endweder  durch 
Administration  oder  Pacht,  wenn  sie  mit  einmal  eingeführt  werden  sollte, 
stehen  folgende  Gründe  entgegen:  —  Bei  561  Gütern  würde  die  Veran- 
schlagung, Retabliruug  der  an  viel  Orten  vernachlässigten  Wirtschaft,  die 
!  Einführung  der  Administration  oder  Pacht,  die  folgende  Aufsicht  eine  ausser- 
ordentlich grosse  Vermehrung  des  Cammer- Personalis  nötig  machen,  die 
hinwiederum  den  gehoften  Nutzen  sehr  vermindern  würde,  und  dann  dürfte 
es  schwer  seyn,  mit  einmal  soviel  tüchtige  Administratoren  oder  Pächter 
zu  erhalten. 

Diese  mancherlei  Rücksichten  veranlassen  mich,  E.  M.  ...  anheimzu- 
stellen, ob  es  nicht  rathsamer  seyn  dürfte,  die  projectirte  Veränderung  zwar 
ans  den  oben  angeführten  Gründen  bei  allen  Klöstern  mit  einmal,  doch 
nicht  in  der  Art  vorzunehmen,  dass  sogleich  die  ganze  Ordensverbindung 
aufgelöset  und  die  Güter  nebst  dem  übrigen  Vermögen  eingezogen  würden. 
Es  kann  demohnerachtet  und  müste  sofort 

a)  ein  genaues  Inventarium  über  das  Vermögen  eines  jeden  Klosters 
aufgenommen, 

h]  die  Verwaltung  desselben  unter  strenge  Aufsicht  und  Kechnungs- 
t'fihrung  gesetzt, 

c)  den  Ordensgeistlichen  entweder  eine  auskömliche  Competenz  be- 
stimmt, oder  ein  förmlicher  Haus-Etat  zu  ihrem  Unterhalt  auf  Lebenszeit 
formirt,  und 

d)  der  Ueberschuss  den  Staats-Revenuen  zugeteilt  werden. 

Wenn  E.  M.  die  fernere  Annahme  der  Novizen  zu  verbieten  geruhen, 
ind  wenn  der  Austritt  aus  dem  Orden  und  Kloster  denen,  die  es  wünschen, 
licht  erschwert  wird,  so  werden  die  Klöster  in  wenig  Jahren  leer  stehen, 
iiul   die  Disposition    über  die  Güter    fallt    dann   E.  M.   völlig   anheiui.      Der 

'ii  .inier,  P^eu!.^eu  und  die  kutU.  Küche.     IX  Ö 
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1804     Gottesdieust  aber   wird   mitlerzeit   auch  nicht  leiden,    wenn    die   begüterten 
Aiärz  4 

Klöster   die    Pfarrstellen    auf    ihren    Dörfern    mit   Weltgeistlichen    besetzen 

müssen,  welches  sonst  durch  Ordensgeistliche  geschah;  wenn  die  Güter  nicht 

mehr  durch  Ordensgeistliche  dürfen  administrirt  und  wenn  die  Bettelmönche 

nicht    mehr   auf  Sammlung    ausgehen   dürfen,    so   werden   Geistliche    genug 

zur  Abhaltung  des  Gottesdiensts  in  den  Klöstern  bis  zum  Termin  der  völligen 

Aufhebung  zurückbleiben. 

Ein  solches  successives  Aussterben  hat  mancherlei  Vorteile  gegen  eine 

plötzliche  Aufhebung  und  Einziehung. 

1.  wird  dadurch  der  gehässige  Anschein  vermieden,  den  ähnliche  Ope- 
rationen im  Oesterreichschen  hatten,  wo  junge  Mönche,  mit  einmal  vom 
Klosterzwange  befreyt,  allen  Ausschweifungen  überlassen,  das  htilflose  Alter 
aber  aller  Unterstützung  beraubt  wurde. 

2.  Der  gemeine  Mann  wird  sich  nach  und  nach,  wenn  Ordensgeist- 
liche nicht  mehr  seine  local-Pfarrer  sind,  von  ihnen  entwöhnen. 

3.  Die  Einziehung  der  Güter  geschieht  nur  nach  und  nach,  so  wie  ein 
Kloster  früher  als  das  andre  ausstirbt.  Die  damit  auf  eine  oder  die  andere 
Art  zu  treffende  Dispositiones  treten  also  auch  nur  successive  ein,  und 
können  mit  mehr  Müsse  und  ohne  überhäufte  Arbeit  oder  grosse  Zen'üttuu- 
gen  in  Absicht  der  Güterpreise  vorgenommen  werden. 

4.  Der  Staat  aber  erhält  mitlerzeit  die  nach  Anfertigung  eines  förm- 
lichen Etats  auf  den  Grund  einer  strengen  Rechnungs-Controlle  bleibende 
Ueberschüsse  eines  jeden  Klosters.  Wie  hoch  sich  diese  Ueberschüsse  von 
allen  schlesischen  Klöstern  belaufen  werden,  ist  ohne  förmliche  Inventaria 
und  Etats  von  jedem  nicht  genau  zu  bestimmen,  indessen  glaube  ich  gleich 
anfänglich,  wenn  man  auch  noch  etwas  für  die  Bettel-Orden  wegen  auf- 
gehobener Sammlung  aussetzt,  sicher  auf  80000  Rthlr.  jährlich  rechnen  zu 
können,  und  diese  Summe  vermehrt  sich  durch  das  successive  Aussterben 
von  Jahr  zu  Jahr,  bis  endlich  dem  Staat  die  Güter  zu  willkührlicher  Dis- 
position völlig  zufallen.  Ich  habe  ganz  kürzlich  ein  Beispiel  einer  ähnlichen 
Operation  als  die,  auf  welche  ich  alleruntertänigst  antrage,  vor  Augen  ge- 
habt, welches  mich  in  meinen  Vermuthungen  bestärkt.  Das  jungfräuliche 
Stift  zu  llatibor,  —  keines  der  reichen  in  Schlesien,  denn  es  besitzt  nur 
14  zum  Teil  unbeträchtliche  Dörfer  —  war  durch  schlechte  Wirtschaft 
und  Unordnung  so  in  Schulden  gerathen,  dass  sein  gänzlicher  Verfall  be- 
vorstand. Ich  ernannte  eine  Commission,  um  es  zu  retten,  man  constatirte 
sein  Vermögen,  führte  eine  ordentliche  Rechnungs-Eiurichtung  ein,  formirte 
für  die  Nonnen  einen  Haus-Etat  zum  Unterhalt,  und,  ohne  noch  die  Pachten 
zu  erhöhen,  gab  der  Haupt-Etat  einen  Ueberschuss  von  15 — 1600  Rthlr., 
wovon  die  Schulden  nach  und  nach  abbezalt  werden  sollen. 

Fand  dieses  bei  einem  verarmten,  in  Verhältnis  gegen  das  Ganze  un- 
iK'tlciitenden  Kloster  statt,  so  kann  man  mit  einem  hohen  Grade  von  Zu- 
\  erlässigkeit  wohl  auf  den  oben  ev\vähnten  Ertrag  von  allen  Klöstern  rech- 
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nen.      Dies   sind    also    die  Grundlinien    eines    Plans    zu    Vermehrung    der  .?..      . 

^  März  4 

Staats  -  Einkünfte    mittelst    des    Vermögens    der    Klöster.      Er    enthält    im 

wesentlichen  Verbot,  Novizen    aufzunehmen    und  dadurch  bewirktes  succes- 

sives  Aussterben  der  Ordensgeistlichen, 

mitlerzeit  Aufnahme  von  Inventarien  des  Vermögens, 

Formirung  förmlicher  Etats  und  Verwendung  der  üeberschüsse  zu  den 
Staatsbedürfnissen, 

und  endlich,  so  wie  die  Klöster  leer  werden,  Einziehung  der  Güter. 

Falls  E.  M.  diesen  Plan  .  .  .  genehmigen,  so  wird  er  allerdings  eine 
weitere  und  umständliche  Auseinandersetzung  erfordern,  und  bei  der  Be- 
arbeitung oder  der  Ausführung  werden  noch  manche  einzelne  Abänderungen 
und  Modiiicationen  statt  linden: 

indessen  glaube  ich,  dass  dadurch  die  Absicht  E.  M.,  mit  möglichster 
Schonung  der  öffentlichen  Meynung,  der  Ordensgeistlichkeit  selbst,  und  mit 
Hinsicht  auf  das  Wohl  des  Ganzen,  wird  erreicht  werden. 

Ob  und  in  wie  fern  der  Papst  zu  dem  Verbot,  Novizen  aufzunehmen 
und  die  Klöster  aussterben  zu  lassen,  concnrriren  müsse,  und  die  dies- 
fälligen  Verhandlungen  mit  ihm,  muss  ich  E.  M.  Departement  der  auswär- 
tigen Geschäfte,  als  zu  dessen  Ressort  gehörig,  überlassen,  ich  glaube  aber, 
dass,  wenn  es  auch  nur  wegen  des  Publici  wäre,  seine  Einwilligung  nötig 
ist,  welches  ich  jedoch  dem  Befinden  des  Staats-Ministers  Graf  Haugwitz, 
an  welchen  ich  vorstehendes  Gutachten  unterm  heutigen  dato  zu  Gewinnung 
der  Zeit  sende,  um  es  mit  seinem  Bericht  zu  tibergeben,  überlassen  muss. « 


689.   Rescript  des  Siidpreiissischen   Departements  an  die  Kammer  März  i:'> 
zu  Posen.     Berlin  1804  März   13. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  2y0.    Concept,  gez.  Voss. 

Die  Aufhebung  des  Klosters  der  regtdirten  Kreuxherren  xu  önesen. 
.  .  .   »Nach  den  angenommenen  Grundsätzen  fällt  das  Einkommen  eines 
Klosters   dem  Staate    zur   Disposition   nur   alsdann   anheim,    wenn    dasselbe 
Bansstirbt;  dagegen  aber  werden  Kloster- Gebäude  bey  eintretender  Nothwen- 
idigkeit  zu  öffentlichen  Zwecken  eingezogen.     Das  letztere  scheint  bey  dem 
Kloster  der  regulirten  Kreutz-  und  Chorherrn  in  Gnesen  um  so  thunlicher, 
als  nur  drey  bis  vier  Geistliche  darin   leben  und   daher    ein   kleiner   Theil 
|des  Gebäudes  für  sie  schon  hinreichend  seyn  würde,  das  übrige  Lokal  aber 
jzur   Anlegung   einer   Bürgerschule    daselbst   benutzt  werden    könnte.      Wir 
ibefehlen  Euch  daher,  dieserhalb  die  nöthige  Untersuchung   anzustellen    und 
idabey  zugleich  die  ursprüngliche  Stiftung  des  Klosters  zu  erörtern,  ob  die- 
selbe, wie  die  Bürgerschaft  in  ihrer  Vorstellung   behauptet,    auf  bestimmte 
Zwecke  und  auf  welche  gehe?     SoUte  das  der  Fall  seyn  und  das  Kloster 
Iflleicht  die  Verbindlichkeit  zur  Unterhaltung  einer  Schule  iiabeu,  so  könnte 
um  so  eher  daraus  ein  Vortheil  für  das  dortige  Schulwesen  entspringen.«  .  .  . 


1 1  ß  Urkunde  No.  690. 

„!^^. .  690.   Eingabe  des  Fürst-Bischofs  v.  Hildesheim  und  Paderborn,  Franz 

Egon  Frhr.  v.  Fürstenberg,  an  den  Staats-Minister  v.  Angern.    Hildesheim 
1804  März  16. 

R.  S9.  5S.  K    Abschrift. 

Bittet  um  Erhöhung  seiner  KompetenxA) 

.  .  .  »Der  Reichsfriedensschluss  bestimmt  im  50.,  51.  und  66.  §  die  Kom- 
petenz der  silkularisirten  Fürstbischöfe  nach  dem  Ertrage  ihrer  Staatsreve- 
nüen  auf  ein  Maximum  und  Minimum  von  60000  und  respect.  20000  Gulden 
in  24  FI.  Fuss,  nebst  einer  ihrem  Range  und  Stande  angemessenen  freien 
Wohnung  mit  Meublement  und  Tafel-Service,  auch  Sommerresidenz;  und  im 
43.  §  ist  bestimmt,  dass  der  Genuss  der  Entschädigungslande  für  die  ent- 
schädigte Fürsten  und  Stände,  welche  nicht  in  dem  Fall  gewesen  sein 
mögten,  vor  der  Deklaration  der  vermittelnden  Mächte  Zivilbesiz  zu  er- 
greifen, mithin  auch  der  Genuss  der  Kompetenz  für  die  abgeti'eteneu  Re- 
genten mit  dem  1.  Dec.   1802  anfangen  solle. 

J.  K.  M.  haben  noch  zur  Zeit  nicht  definitive  zu  bestimmen  geruhet, 
ob  und  wie  meine  provisorische  Kompetenz  erhöhet  und  von  welchem 
Termine  dieselbe  fixirt  sein  solle  ?  Ich  hoffe,  es  werde  mir  nicht  ungnädig 
aufgenommen  werden,  wenn  ich  um  diese  nähere  allergnädigste  Bestimmung 
jezt  geziemend  ansuche. 

Meine  provisorische  Kompetenz  ad  50000  Rthlr.  Courant  beträgt  nach 
dem  24  Fl.  Fuss  80000  Gulden,  also  für  jedes  meiner  beiden  ehemaligen 
Stiftslande  40000  Gulden,  mithin  ein  Intermedium  zwischen  den  friedens- 
schlussmässigen  Maximum  und  Minimum. 

Nach  dem  Matrikularanschlage  von  Hildesheim  ad  536  Fl.  und  von 
Paderborn  ad  352  Fl.  glaube  ich  aber,  dass  beide  Fürstenthümer  füglich 
zu  der  Kathegorie  des  Maximum  zu  rechnen  sind.  Der  Flächeninhalt  beider 
Fürstenthümer  ist  füglich  auf  110  G  Meilen  und  die  Population  auf  250000 
Seelen  anzunehmen. 

Die  Staatseinkünfte  waren  nach  ihrer  bisherigen  Verfassung  gleichfalls 
nicht  unbedeutend.  Sie  theilten  sich  in  landschaftliche  und  fürstliche 
Kammer-  oder  Domänen -Revenuen.  Erstere  standen  unter  der  Direction 
des  Landesherrn  mit  Zuziehung  und  Einwilligung  der  Landesstände,  imd 
flössen  nicht  in  die  Kammerkasse  des  Fürsten;  daraus  wurden  die  öffent-; 
liehen  Landesbedürfnisse,  Reichs-  und  Kreispraestanda,  Unterhaltung  des 
Militärs,  die  Verzinsung  und  Abbezalung  der  Landesschulden  p.  bestritten. 
Leztere,  nämlich  die  Kammergefälle,  aber  standen  unter  der  Disposition  des 
Fürsten,  flössen  in  seine  eigene  Kasse,  dienten  zur  Unterhaltung  seiner 
Geistlichen  und  weltlichen  Staat.sdiener,  und  der  Lieberschuss  zur  Unter- 
haltung der  Hofhaltung  und  freien  Disposition  des  Fürsten. 

Ausweis  der  Hauptkammer-  und  der  einzelnen  Rezepturrechnungen  be- 


1    (fr.  No.  48U  uiul  701. 
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hnigeu  in  meinen  Regierungsjahicn  bei  einer  nachsichtigen  Kameralistik  im  !>,;.<£. 
Durchschnitte  die  Kameraleinnahmen  jährlich 

von  Hildesheim   123  305  Rthlr.   —   von  Paderborn  68770  Rthlr., 
die  Kameralausgaben  hingegen 

von  Hildesheim  41131  Rthlr.  —  von  Paderborn   11186  Rthlr. 
und  der  Ueberschuss  zur  Hofkasse 

von  Hildesheim  82175  Rthlr.  —  von  Paderborn  57  584  Rthlr., 
wovon  ich  meinen  Hofstaat  zu  unterhalten  hatte  und  zu  welchem  Behuf  mir 
jezt  blos  die  Kompetenz  von  50000  Rthlr.  provisorisch  ausgesezt  ist. 

Jezt  fliessen  sämmtliche  Landes-  und  Domainenrevenuen  in  die  Königl. 
Kassen,  und  ich  glaube  nicht  zu  irren,  wenn  ich  behaupte,  dass  solche  von 
beiden  Fürstenthiimern  in  der  Folge  durch  die  weise  Königl.  Finanz-  und 
Kameraleinrichtungen  auf  die  Summe  von  1 '  -^  Millionen  heransteigen  werden, 
dass  ich  mithin  in  jeder  Hinsicht  nach  nuumehro  angefertigten  genauen 
Etats  zu  einem  angemessenen  billigen  Supplement  meiner  Kompetenz  mir 
werde  Hoffnung  machen  können. 

Der  Kurfürst  von  Trier  empfängt  von  Kur-Pfalzbaiern  von  dem  Bis- 
tum Augsburg,  welches  zu  652  Fl.  matrikulirt  ist,  das  Maximum  der  fürst- 
bischöflichen Kompetenz  mit  60000  Fl.  und  2200  FL,  die  zum  Unterhalte 
der  Leibwache  bisher  aus  der  Landeskasse  bezalt  worden,  nebst  mehrern 
Schlössern  und  sonstigen  ütilitäten,  und  zwar  vom  1.  Dec.  1802  an  ge- 
rechnet. 

Der  Fürstbischof  von  Speier  empfängt  von  Kur -Baden  vom  1.  Dec. 
1802  an  gerechnet  wegen  des  nur  empfangenen  Restes  des  überhaupt  nur 
zu  456  Fl.  matrikulirt  gewesenen  Bistums  Speier  eine  Kompetenz  von 
44000  Fl.  nebst  Winter-  und  Sommerresidenz  und  Naturalien  und  andern 
Vortheilen. 

Der  Fürstbischof  von  Basel  erhält  sogar  von  Kur- Baden  wegen  des 
einzigen  Amts  Schlingen  zur  Ergänzung  des  Minimums   10000  Fl. 

Der  Kurfürst  von  Trier  empfängt  von  Kur-Wirtemburg  (sie!;  wegen 
der  nur  zu  80  Fl.  matrikulirten  Propstei  Elwangeu  eine  Kompetenz  von 
20000  Fl. 

Endlich  sind  dem  Fürsten  von  Fulda  —  der  friedensschlussmässig  eigent- 
lich nur  als  gefürsteter  Abt  20000  Fl.  als  das  Minimum  der  fürstbischöf- 
lichen Kompetenz  fordern  können,  von  dem  nur  zu  250  Fl.  matrikulirten 
Fürstenthume  Fulda  von  Sr.  Hoheit  des  Herrn  Erbprinzen  von  Oranien 
40000  Fl.  Kompetenzgelder  nebst  andern  Eraolumenten,  und  überdem  noch 
''iue  baare  Abfindungssumme  von  20000  Fl.  angetragen  worden. 

Bei  der  in  dem  51.  §  des  Reichsfriedensschlusses  gescheheneu  Fcst- 
sezung  eines  Maximum  und  Minimum  heisst  es  ausdrücklich: 

Bei  allen  diesen  Bestimmungen  wird  jedoch  der  (rrossmuth  der  künf- 
tigen Laudesherru  kein  Ziel  gesezt;    vielmehr  bleibt  jedem,    was  er 
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,,^^^\  .  (lurch  besondere  Verhältuissc  uud  Rücksichten  weiter  zu  verwilligen 

März  Ib  ,  ^    ,  , 

sich  veranlasset  findet,  unbenommen. 

Von    den   bekannten   erhabenen  und  grossmüthigen  Gesinnungen  I.  K. 

M.  und   von   den  mir   gleich   anfangs   ertheilten  .  .  .  Zusicherungen  glaube 

ich  es  demnach  mit  Zuversicht  hoflfeu   zu  dürfen,    dass  Allerhöchstdieselbe 

nunmehro  die  provisorisch  bestimmte  Kompetenz  für  beide  Bistümer  auf  das 

Maximum,    oder  Falls  Faderborn   sich   zu   dem  Maximum,    wie  Ilildesheim, 

nicht  qualificiren  sollte,  doch  wenigstens  die  Paderbornsche  Kompetenzquote 

auf  eine  Summam  intermediam   von  40000  Fl.  zu  bestimmen  allergnädigst 

und  zwar  um  destomehr  geruhen  werden,  da  ich 

a)  gar  keine  Nebenutilitäten ,  wie  andere  Fürstbischöfe,  zu  geniessen 
habe. 

b)  ich  von  meiner  Kompetenz  neben  der  Unterhaltung  meines  Hofstaats 
auch  noch  verschiedene  Hofpensionisten  übernehmen  uud  das  gesammte  nicht 
geringe  Hofpersouale  beider  Fürstenthümer  —  dessen  Unterhaltung  ich  auf 
20000  Rthlr.  rechnen  kann  —  auf  meine  Rechnung  beibehalten  müssen; 
welches  ich  sonst  bei  meinen  veränderten  Verhältnissen,  gleich  andern  säku- 
larisirten  Fürstbischöfen,  auf  die  Hälfte  reduzirt  haben  würde,  die  alsdann 
nach  dem  59.  §  des  Reichsfriedensschlusses  gleich  auf  eine,  jezt  nach  meinem 
Ableben  erst  zu  erwarten  haben  sollende  und  bis  dahin  der  Königl.  Kasse 
erspart  werdende  Pension  Anspruch  gehabt  hätten. 

c)  mir  gar  keine  Sommerresidenz  angewiesen  ist,  ich  vielmehr  genöthigt 
gewesen  bin,  mir  in  Paderborn  eine  Wohnung  für  mein  eignes  Geld  zu 
miethen  und  mit  einem  ftii'  meine  eigene  Rechnung  angeschaften  Inventario 
zu  versehen,  indem  mir  das  fundirte  Fürstbischöfliche  Inventarium  zu  Neu- 
haus nicht  belassen,  sondern  von  Königl.  Organis.  Commission  sogleich  als 
ein  Staatseigenthum  hingenommen  worden. 

d)  ich  im  Jahre  1801  der  hiesigen  Königl.  Kammer  ein  mir  zugehöriges 
Aktivkapital  au  der  hiesigen  Exemten-Steuerkasse  ad  18350  Rthlr.  in  Golde 
geschenkt  habe,  wovon  ich  die  sonst  lebenslänglich  zu  beziehen  gehabt 
haben  würdende  Zinse  jezt  gänzlich  entbehre,  und  endlich 

e)  eine  langjährige  Beziehung  der  Kompetenzgelder  bei  meinem  bei- 
nahe 70jährigen  Alter  nicht  zu  erwarten  stehet. 

Mit  eben  der  Zuversicht  hoffe  ich  auch,  dass  I.  K.  M.  den  ebenfalU; 
nur  provisorisch  auf  den  1.  Aug.  1802  bestimmten  terminum  a  quo  weiter! 
zurückzusezen  und  mir  bis  dahin  den  Genuss  sämmtlicher  Kameralrevenüen 
gegen  Conferirung  der  pro  rata  temporis  betragenden  Kompetenz  und  Ueber-j 
nähme  der  gewöhnlichen  und  bis  dahin  zu  berechnenden  Kameralausgaben  j 
zu  überlassen  allergnädigst  geruhen  werden. 

Diese  meine  Erwartung  stüzt  sich  auf  folgende,  meiner  Meinung  nach 
nicht  unerhebliche  Gründe: 

1.  war  die  frühere  Königl.  Besiznahme  der  beiden  Hochstifter  Hildes- 
heim  und  Paderborn   doch    wohl   nichts    anders,    als  eine  nur  provisorische 
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Maassresrel,    deren  rechtliche  Wirkuii":   erst  vou  dem  lieichsfricdens^chlussc  „...,. 
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datireii   sollte,    wie    selbst   aus    den  Worteu  des  hochverehrlichen  Kescripts 

vom  28.  Sept.    1802  bei  meiner  provisorischen  Kompetenzbestimmung  nicht 
undeutlich  zu  entnehmen  ist: 

>ob  ein  früherer  oder  späterer  Terminus  a  ({uo,  als  der  1.  Aug.,  als 
bestimmt   anzunehmen   ist,    wird   sich   erst  hiernächst  nach  den  Be- 
schlüssen   in    Kegensburg    ergeben    und    sich    alsdann   solches   durch 
Berechnung  leicht  ausgleichen  und  abmachen  lassen.  ^ 
!    Und   wenn   es   gleich    scheinen   könnte,    dass  nach  dem  43.   §   des  Reichs- 
friedensachlusses    der  frühere    Besiz  I.  K.  M.    auch  früher  als  den  1.  Dec. 
zum  Genuss  ihrer  Entschädigungsprovinzen  berechtige,  so  scheint  denn  doch 
I    der  Nachsaz: 

j  Der  Zivilbesiz  geht  für  alle  8  Tage  von  jenem  Termine  an, 

I  die  Sache  zweifelhaft  zu  machen  und  sämmtliche  entschädigte  Fürsten  in 
!  Ansehung  des  Termini  a  quo  gleich  zu  stellen,  welches  denn  auch  um  so 
i  billiger  ist,  da  kein  zureichender  Grund  in  der  Mitte  liegt,  warum  diejenigen 
<  Fürsten,  deren  Lande  früher  occupii-t  worden,  deterioris  conditionis  als  die- 
I  jenigen  sein  sollten,  die  sich  in  solchem  Falle  nicht  befunden  haben;  und 
■  ich  glaube  hierin  blos  an  die  Grossmuth  I.  K.  M.  appelliren  zu  dürfen,  auf 
I  welche  gestüzt  ich  mich  vom  Anfange  an  bis  jezt  aller  Reclamationen  ent- 
.   halten  habe. 

1  2.   Kanu   ich  die  Gewährung  dieses   meines  gerechten  Wunsches   von 

I    I.  K.  M.  um  so  sicherer  erwarten,  da,  wie  vorhin  angeführt,  die  Fürstbischöfe 
I   von  Augsburg,  Speier,  Fulda,  obgleich  ihre  Länder  zum  Theil   auch  schon 
I    vor  dem  1.  Dec.  occupirt  waren,  dennoch  bis  dahin  deren  Genuss  behalten 
1    und  erst  von  der  Zeit  an  ihre  Kompetenz  bezogen  haben.     Doch  es  bedarf 
!    dieser  oder  ähnlicher  Beispiele  bei  einem  Monarchen  nichtj   der  diu'ch  frei- 
willige Uebernahme  des  auf  meine  Kompetenz  gelegten  Oneris  von  6000  Fl. 
auf  die  Königl.   fonds    allen   entschädigten  Fürsten    das   erste  Beispiel   von 
Grossmuth  gegeben  hat. 

3.  Verdient  wenigstens  die  Observanz,  wie  es  bei  Sterbfällen  der  ehe- 
maligen hiesigen  Fürstbischöfe  zwischen  deren  Erben  und  dem  neuen  Re- 
genten in  Ansehung  des  Genusses  der  landesherrlichen  Revenuen  gehalten 
worden,  in  billigen  Betracht  gezogen  zu  werden.  Zu  Paderborn,  wo  das 
Etatsjahr  mit  dem  1.  Apr.  angehet  und  mit  dem  31.  Mart.  schliesst,  ist  es 
hergebracht,  und  durch  reiohsgerichtliche  Erkenntnisse,  so  wie  auch  durch 
die  fürstbischötliche  Kapitulation  festgestellt,  das.s  die  sämmtlichen  Kammer- 
intraden  in  12  gleiche  Theile  getheilt,  und  so  viele  Monate,  sei  es  auch 
nur  der  erste  Tag  desselben,  der  verstorbene  Regent  erlebt  hat,  eben  so- 
viele  monatliche  Raten  dessen  Erben  verabfolgt  werden  sollen :  so  wie 
ich  denn  dem  H.  Grafen  von  Westphalen  als  Erben  meines  Regierungs- 
vorgängers die  sämmtlichen  Kammerrevenüen  von  dem  ganzen  Monate  Januar 
1789,  als  dem  Sterbemonate,  belassen,  überdcm  aber  dem  dasigen  ehrwürdigen 
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1^^  Domkapitel  für  das  sonst  gewöhnliche  Sedisvacanzquartal  12000  Rthlr.  gezalt 
habe;  dort  würde  also,  je  nachdem  diese  Observanz  oder  der  friedensschluss- 
mässige  Termin  znr  Norm  angenommen  wird,  sich  meine  Einnahme  und 
Ausgabe  entweder  mit  dem  Monate  August  oder  Novemb.  schliessen. 

Zu  Hildesheim  hingegen,  wo  bisher  das  Etatsjahr  und  das  Kameral- 
rechnungswesen  aus  den  4  Quartalterminen,  1)  von  Ostern  bis  Johannis, 
2}  bis  Michal,  3)  bis  Nativitatis,  4)  bis  Ostern  bestand,  war  es  bislang 
bei  Sterbefällen  hergebracht,  dass  die  Erben  des  verstorbenen  Fürstbischofs 
den  Fortgenuss  der  sämmtlichen  Kameralgefällen  von  dem  vollen  Quartale, 
worin  ihr  Erblasser,  sei  es  auch  am  ersten  Tage  desselben,  verstorben  war, 
behielten,  dagegen  aber  auch  die  Kameralausgaben  bis  dahin  tragen  mussteu. 
Dieser  Observanz  zufolge  habe 

ich  nach  Ableben  meines  Regierungsvorgängers  Fridrich  Wilhelm  p.  m. 
am  6.  Jan.  1789,  obgleich  ich  sofort  als  Coadjutor  die  Regierung  antrat, 
dessen  Erben,  dem  H.  Grafen  von  Westphalen,  die  völligen  Kameralreventien 
de  Nativ.  bis  Ostern  einschl.  belassen  müssen,  wogegen  der  Erbe  die  Kameral- 
ausgaben bis  Ostern  trug,  die  Hoftafel  aber  nur  noch  6  Wochen  auf  seine 
Rechnung  fortsezte.  Ich  bezog  also  erst  um  Johannis  die  ersten  landes- 
herrl.  Gefälle  und  hatte  davon  noch  besonders  ausser  jenem  carirten  Sterbe- 
quartale dem  ehrwüi'digen  Domkapitel  für  den  Nichtgenuss  der  Sedisvacanz- 
rechte  ein  Aversional-Abfindungsquantum  von  24000  Rthlr.  zu  bezaleu, 
also  im  Grunde  ein  halbes  Jahr  zu  cariren.   .  .  . 

Eines  mehrern  bedarf  es  gewiss  nicht  zur  Begründung  jener  Observanz, 
die  noch  durch  das  Beispiel  der  hiesigen  geistlichen  Präbendisten ,  deren 
Erben  1  oder  auch  wohl  2  Nachjahre,  wenn  ihr  Erblasser  einen  bestimmten 
Termin  erlebt  hat,  zu  gemessen  haben,  und  auch  durch  das  Beispiel  sämmt- 
lieher  hiesigen  Staatsdiener  unterstüzt  wird,  deren  Erben  annoch  die  volle 
Besoldung  von  dem  Quartale  zu  geniessen  haben,  worin  dieselbe,  sei  es  auch  |i 
am  ersten  Tage  des  Quartals,  gestorben  sind.  | 

Nach  allen  billigen  Rücksichten,  die  I.  K.  M.  dem  unverschuldet  Leiden-  j 
den  werden  huldreichst  angedeihen  lassen,  erwarte  ich  demnach  Zuversicht-  j: 
lieh,    dass   mir  der  Fortgenuss  der  Kameralrevenüen  —  denn  von  Landes-    : 
reventien   ist  und  kann  vermöge  ihrer  besondern  Verfassung  hier  die  Rede  j  > 
nicht   sein  —  annoch    weiter   als    bis   den  1.  Aug.   1802   als   einen    Ersaz  1 1 
des  bei  meinem  Regierungsantritte  observanzmässig  entbehrten  Genusses  der    I 
landesherrlichen  Kammerintraden   allerhuldreichst  werde  zugebilligt  werden.  I ) 
Von    den    billigen    Gesinnungen    E.  E.    verspreche   ich   es  mir,    dass  Hoch-  i  i 
dieselbe  in  meinem  Wunsche,  sowohl   was  den  Terminum  a  quo,   als  auch  i  i 
selbst  das  Supplement  meiner  Kompetenz  anlangt,  nichts  unbilliges  und  nichts  i ! 
ungerechtes    antreffen ,    und   mithin   denselben   durch  Hochdero  Vortrag  [zu]  • 
unterstnzen  geneigt   sein,    ich  also  vorjczt  nicht  nc'ithig  haben  werde,  I.  K. 
M.  unmittelbar  mit  dergleichen  Anträgen  zu  behelligen.« 
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I!.  XI.     Rom.     EigeuliUndigo  uhiffrirto  Auslfrtigiing;  iiuch  iUt  licchiflrirung. 

Die  Sendung  des   Nu/ntitis  dclla    Oenga    nach    Regensburg;    der   Aufenthalt   Troni's 

riaseihst.     Die  bayerischen  Unterhandlungen  in  Rom.    Bedauern  Consalvi's  uegni  der 

prrussischen  Säkularisatinnrn. 

...  »Le  Cointe  Della  Genga,  atitrefois  Nonce  du  Pape  ii  Cologne,  est 
destine  ä  etre  envoye  a  präsent  dans  la  meme  qualite  ä  Ratisbonne. 
L'apparition  du  C*^*  de  Troni  dans  cette  ville,  dont  V.  M.  daigue  faire 
mention ')  et  qui,  ainsi  que  m'a  dit  le  Card.-Secr^taive  d'Etat,  n'a  ^te  que 
tres  courte,  puisquc  ce  prelat  a  dejä  et^  avant  la  Hn  de  Fevriev  de  retour 
;i  Augsbourg,  ne  scmble  qu'une  isuite  de  cetto  premiere  raesure.  Lc  C''  de 
Troni  fut  auditeur  du  C**'  de  della  Genga  dans  sa  premiere  nonciature;  il 
rcsta,  depuis  que  ce  dernier  revint  en  Italic,  a  Augsbourg  sans  caractere 
public,  mais  dans  le  fait,  comme  agent  du  St.  Siege.  II  accouipagnera  ä 
present  de  nouveau  le  C*^  della  Genga  a  Ratisbonne.  II  est  tres  probable 
quil  ait  €i€  charg^  de  pr^parer,  autant  qu'il  lc  pourroit,  les  negociations 
que  ce  dernier  devra  entamer,  et  h  informer  au  raoins  sa  cour  du  veritable 
^tat  des  affaires,  et  c'est  en  vertu  de  ces  ordres  qu'il  sera  alle  ä  Ratis- 
bonne, pour  sonder  le  terrain  et  voir  quelles  seroient  les  dispositions  des 
princes,  dont  les  Ministres  y  sont  rassembles,  pour  une  nögociation  avec  le 
St.  Siege  ä  la  Diette  de  l'Empire.  Aussi  le  Cardinal  Secretaire  d'Etat 
m'a-t-il  dit  exactement  la  meme  chose,  en  r^petant  que  le  C*^  de  Troni 
d'ailleurs  n'avoit  ete  Charge  d'aucune  negociation  directe  ou  particuliere,  et 
cela  convient  parfaitement  avec  l'ouverture  faite  par  ce  dernier  au  C*''  de 
Goertz.  Je  n'ai  pas  pu  me  dispenser  d'etre  etonne  qu'ä  en  juger  d'apres 
son  entretien  sur  ce  ministre  de  V.  M.,  la  Cour  de  Rome  ait  paru  ne  pas 
connoitre  les  intentions  de  V.  M.  sur  l'arraugement  des  affaires  de  ses 
nouvelles  provinces.  Comme,  d'apres  l'ordre  souverain  de  V.  M.,  j'ai  ex- 
plique  clairement  ces  intentions  au  Cardinal  Secretaire  d'Etat,  on  n'a  pu 
faire  semblant  de  les  ignorer  que  puisqu'on  eüt  desire  de  les  trouvcr 
differentes.  Le  Cardinal  Consalvi  iie  sembla  point  au  surplus  tres  satisfait 
du  r^sultat  du  voyage  du  C**"  de  Trony(!j;  car  malgre  qu'il  me  dit  que 
quelques  Princes  s'etoient  montrüs  favorables  aux  voeux  de  la  Cour  de 
Kome,  il  ajouta  que  les  affaires  ötoient  encore  bien  embrouillees  et  s  arran- 
geroient  difficilement.  ...  La  nomination  du  C®  della  Genga  n'a  pas  en- 
core ete  rendue  publique,  on  pretend  que  le  Nonce  de  Viennc  sera  rappeile 
et  que  le  C''  de  la  Genga  le  remplacera,  et  la  Cour  de  Rome  prefereroit 
Sans  doute  de  l'envoyer  a  Ratisbonne  sous  un  autre  titre  que  sous  celni 
de  Nonce  aupres  de  la  Diette  de  l'Empire.  On  avoit  voulu  1  accrediter 
anpres  ifilecteuv  de  Baviere:    mais  ce  Prince  a  temoigne   qu'il   ne    desire- 

1^  In  einem  Rescript  vom  21.  Februar  1804  hatte  Ilaugwitz  von  Humboldt 
Nachriclit  über  Troni  gefordert,  dessen  Ankunft  in  Regeushurg'  (roertz  geiueldci 
hatte;    cfr.  Nn.  682. 
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,,;..  ^„  voit  de  voir  un  Nonce  papal  k  Mxnüc  ijuapres  l'aiTangement  definitif  des 
aflaires  ecclesiastiques  de  neu  Etats.  Le  Gouv^  d'ici  a  fait  venir  en  atten- 
dant  d'Augsbouvg  im  ex-Jesuite,  nomme  Pavlinger,  ä  ce  que  m'a  dit  le 
Cardinal  Secretaire  d'Etat,  pour  avoir  quelcun  qui  connoisse  la  Constitution 
de  TEmpire  ^),  mais  dans  le  fait  probable,  pour  se  procurer  des  informations 
plus  detaillöes  sur  les  prötendues  innovations  de  S.  A.  Elect.  bavaro-Pala- 
tine.  Le  Ministre  de  ce  dernier  n'est,  a  ce  qu'il  nie  dit,  pas  plus  avancö 
encore  dans  ses  nägociations.  On  vieut  de  lui  communiquer  un  memoire 
sur  les  griefs  qu'on  forme  contrc  sa  Cour,  et  il  va  le  transmettre  au  Mi- 
nistere  de  l'P^lecteur.  Je  le  crois  de  mon  devoir  de  mander  ä  cette  occasion 
V.  M.  que  le  Cardinal  Secret.  d'Etat  m'a  teraoigne,  il  y  a  quelques  jours, 
dans  un  enti-etien  que  j'eus  avec  lui,  ses  regrets  de  voir  par  les  papiers  publica 
qu'il  avoit  plu  ä  V.  M.  de  supprimer  tous  les  couveiits  Catholiques  de  Ses 
Etats.  Je  lui  ai  repondu  lä  dessus  quo,  malgr^  que  je  n'eusse  aucune 
connoissance  directe  de  ce  fait,  les  papiers  publics  meme  ne  parloient  que 
des  Etats  faisant  partie  de  TAllemagne,  que  d'ailleurs,  si  le  fait  etoit  vrai, 
que  V.  M.  n'auroit  ete  guidee  dans  cette  d^marche  que  par  des  raisons 
les  plus  sages  et  des  plus  urgentes.«   .  .  . 


März  19         gg2     immediat-Bericht   der  Staats-Minister   Frhrn.  v.  d.  Reck   und 
V.  Scliroetter.     Berlin  1804  März  19. 

R.  89.  32.  C.    Ausfertigung.    Concept ,  vom  C.  März,  geschrieben  von   Uhden ,  korrigirt  und 
gezeichnet  von  Schroetter,  Gen.-Direktorium  Neuostpreussen.  CXC'VII.  5. 

Wiederholen  den  Vorschlag  des  Ofßcials  v.  Golasxewski  xum  Bischöfe  von  Wigry,^ 
.  .  .  »Wir  sind  nunmehr  überzeugt,  dass,  welche  Veränderung  auch  dem 
Bisthum  Warschau  bevorstehen  möge,  dieselbe  auf  den  Wygryschen  bischöf- 
lichen Sprengel  keinen  Einfiuss  haben  kann.  Denn  da  der  nächste  End- 
punkt desselben  von  der  Warschauer  Diöces  noch  immer  wenigstens  16, 
der  weiteste  aber  über  40  Meilen  entfernt  ist,  überdem  beide  Diöcösen 
durch  das  Oestereichische  Gebiet  und  durch  die  Plocker  Dioeces  von  ein- 
ander geti'ennt  werden,  so  ist  eine  Vereinigung  beider  wohl  nicht  leicht 
möglich,  oder  es  wären,  wenn  sie  auch  bewirkt  werden  könnte,  manche 
Nachtheile  für  die  Leitung  der  Geistlichen  Angelegenheiten  in  dem  alsdann 
über  80  Meilen  ausgedehnten  Bischöflichen  Sprengel  und  besonders  in  der 
Diöces  Warschau  zu  besorgen,  indem  die  Aufsicht  über  den  grösstentheila 
ungebildeten  Neu-Ost-Preussischen  Clery  (!)  es  fast  notwendig  erfordert,  dass 
der  Bischof  seinen  Wohnort  dennoch  in  Wygry  aufschlagen  müsste. 

Einer  beabsichteten  Translocation  des  jetzigen  Bischofs  von  Warschau 
nach  dem  erledigten  Bissthum  Wygry  scheinen  nicht  minder  mehrere 
Schwierigkeiten  entgegen  zu  stehen;  denn  nur  besondere  grosse  Geldvor- 
theile  würden    den    ersteren    bewegen   können,    gutwillig  die    Genussreiche 

1,  Cfr.  No.  623.  2,  Cfr.  No.  665  und  738. 
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angenehme  Residenz  in  Wurschau  mit  dem  Aufenthalte  in  einer  der  ödesten  »,:.-.,, 
Gegendon  Neu-Ost-Preussena '),  auf  einer  zwischen  Wäldern,  Brüchern  und 
Seen  belegenen  Insel,  von  allen  gesellschaftlichen  Verhältnissen  entfernt, 
zu  vertauschen,  und  wenn  den  fähigem,  gc))ildotern  Neu-Ost-Preussischcn 
Geistlichen,  die  ihre  mit  Beschwerlichkeiten  und  Kosten,  und  in  der  Wygry- 
schen  Diöces  mit  keinem  Gehalte  verknüpften  Ehren-Aemter  und  Würden  blos 
in  der  Hofnung,  dereinst  zur  Bischöflichen  Würde  zu  gelangen,  annehmen, 
auch  diese  Aussicht  durch  fremden  Einschub  entzogen  werden  solte,  so  ist 
sehr  zu  besorgen,  dass  dadurch  Muthlosigkeit  erregt  und  der  Trieb,  durch 
Kenntnisse,  Patriotismus  und  gutes  Betragen  die  Aufmerksamkeit  der  Re- 
gierung auf  sich  zu  lenken,  untcrdrükt  werden  möchte. 

In  dieser  Hinsicht  wagen  wir  daher,  es  E.  K.  M.  weisestem  Ermessen 
allerunterthänigst  wiederholentlich  anheim  zu  stellen : 

ob  Allerhöchstdieselben  das  erledigte  Bisthum  Wygry  dem  Official 
von  Golaszewski  mit  dem  damit  verknüpften  etatsmässigen  Gehaitc 
von  4000  Thalern,  von  dem  Vierteljahr  ab,  worinn  seine  Conse- 
cration  fallen  wird,  allerguädigst  zu  verleihen  und  es  zu  genehmigen 
gernhen,  dass  für  ihn  das  Nominations-Patent  ausgefertigt  und  zur 
höchsten  Vollziehung  überreicht  werden  dürfe.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  März  24 

»Approbirt. « 

Hiernach    Cabinets-Ordre    an    Reck    und   Schroetter,    Berlin    1804 
März  24. 

1\.  7.  A.  25.  d.  d.     Ausfertigung. 


693.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  März  21 
1804  März  21. 

i;.  "^'.t.  32.  C.    Ausfertigung. 

Für  die  von  einigen  Neuostpreussischen  Adligen  beabsichtigte  Einrichtung  eines  harnt- 
hcrxigen  Schweatern-Instituts  kann  xivar  nicht  das  bereits  xiir  öefangenen- Anstalt 
bestimmte  aufgehobene  Karmeliter- Kloster  xii  Bielslc,   ivohl  aber  ein  anderes  Klostei- 

überlassen  werden. 

»Einige  Neuostpreussische  adeliche  Einsaassen  haben  bey  E.  K.  M. 
Höchst  Selbst  eine  Vorstellung  eingereicht,  worin  sie  allerunterthänigst  bitten, 
dass  ihnen  das  aufgehobene  Cavmeliter-Kloster  mit  der  Kirche  zu  Bielsk 
zur  Einrichtung  eines  barmherzigen  Schwester-Instituts  zugestanden  werden 
möchte,  auf  dessen  Gründung  und  Unterhaltung  sie  ausserdem  noch  die 
Zinsen  von  mehrern.  ihnen  ihrer  Aussage  nach  zustehenden  Capitalien  ver- 
wenden wollen. 

Ob  wohl  das  Kloster  zu  Bielsk  ihnen  nicht  eingeräumt  werden  kann, 
da  dasselbe   mit  E.  K.  M.  Allerhöchsten  Genehmigung    schon  zu    einer  Ge- 

1)  Cfr.  No.  169.  am  Schlüsse. 
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••r?.^^^  fanaren-Anstalt  bestimmt  und  eingerichtet  ist,  so  würde  ich  doch  wünschen 

März  21        ^ 

ihre  Absicht  zu  unterstützen,  da  die  Einrichtung  eines  Instituts  der  barm- 
herzigen Schwestern  in  der  dortigen  Gegend  von  sehr  wohlthätigen  Einfluss 
auf  die  Erziehung  und  Cultur  vorzüglich  des  weiblichen  Geschlechts  seyn 
kann  und  sich  hierzu,  wie  ich  glaube,  ein  anderes  Kloster  in  der  Gegend 
sehr  leicht  wird  ausfindig  machen  lassen.  Ich  stelle  es  daher  E.  K.  M.  ... 
anheim,  die  Supplicauten  mit  ihrem  Gesuch  an  die  Kammer  oder  an  mich,  zur 
näheren  Untersuchung  und  Prüfung  ihrer  wohlthätigen  Absicht^  gnädigst  zu 
verweisen. « 

März 27  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»Approbirt  um  so  mehr,  als  dieser  Antrag  mit  der  den  Suppl..  bey 
der  denselben  ertheilten  abschläg.  Resolution,  eröfneten  Absicht  Sr.  M.  voll- 
kommen übereinstimmt,  weshalb  Ref.  also  das  weiter  Erforderliche  in  Ge- 
mässheit  veranlassen  soll. - 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter,  Berlin   1804  März  27. 

E.  Ml.     Minuten  des  Cabinets. 


März  24         694.  Immediat-BerJcht  der  Staats-Minister  Graf  Hoym,  Frhr.  v.  d.  Reck 
und  V.  Massow.     Berlin  1804  März  24. 

li.  Sit.  :!().  G.    Ausfertigun;,'- 

Die  Ansprüche  der  evangelischen   Oemevnde  zu   Giesmannsdorf  an  die  katholische 
Kirche  und  deren  Vermögen.^] 

»In  Gemässheit  E.  K.  M.  .  .  .  Cabinets -Ordi-e  vom  6.  October  pr. ^i 
haben  wir  über  das  .  .  .  Immediat-Gesuch  der  evangelisch-lutherischen  Ge- 
meine zu  Giesmannsdorfi",  Bunzlauschen  Kreises,  vom  21.  Septbr.  pr.  wegen 
der  von  ihr  erbetenen  Zurückgabe  der  dortigen  catholischen  Kirche  und 
deren  Vermögens,  als  ihres  angeblichen  vormaligen  Eigenthums,  nähere 
Untersuchungen  anstellen  lassen.  .  .  .  Wie  die  commissari sehen  Verhand- 
lungen ergeben,  ist  das  Gesuch  der  Supplicanten  vorzüglich  auf  die  Uebei- 
eignung  des  Vermögens  der  catholischen  Kirche,  deren  Pfarr-Wiedemuth 
und  des  Kirch-Forstes  gerichtet;  und  es  steht  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es 
der  Gemeine  zu  Giesmannsdorff  zu  einer  grossen  Erleichterung  gereichen 
würde,  wenn  sie  das  Vermögen  der  catholischen  Kirche,  welches  auf 
1081  Rthlr.  20  Sgr.  11  Pf.  nachgewiesen  worden,  und  die  Pfarr-Wiede- 
iTiutli  und  den  Kirchforst,  deren  Nutzung  exclusivc  des  Bauholzes  auf 
167  Rthlr.  10  Sgr.  9  Pf.  jährlich  veranschlagt  wird,  zum  Besten  der  evan- 
gelisch-lutherischen Kirchen-Systems  verwenden  könnte,  zumahl  derselbenr^ 
die  Unterhaltung  ihres  Pfarrers  und  Schulhalters,  und  die  Aufbringung  der 


1)  Cfr.  No.  731 . 

2   Diese  Ordre  fand  das  Gesuch  »billig«,  und  befahl  zu  berichten,  wie  ihm 
>ain  vollständigstrn  zu  willfahren«  sei.     R.  89.   Minuten  des  Cabinets.   115. 
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Kosten   zu   lustandhaltune    des    seit    dem   Jahre    1742    erbauten    Bethauses  ,.^.^'*,, 

März  24 
schwer  fällt.      Hieruächst    ist   es   aucli    richtig,   dass    die    gauze   Gemeinde, 

welche  aus  1900  Seelen  besteht,  gänzlich,  bis  auf  ein  einziges  Individuum, 
das  sich  allein  zur  catholischen  Religion  bekennt,  der  lutherischen  Kirche 
zugethan  ist,  und  dass  nur  selten  in  der  catholischen  Kirche  Gottesdienst 
gehalten  wird,  wozu  der  catholische  Pfarrer,  wenn  dieses  geschieht,  Per- 
sonen seines  Glaubens  aus  andern  Dörfern  herbeirufen  muss,  ,'wenn  nicht 
der  Gottesdienst  bei  leeren  Kirchstühlen  gehalten  werden  soll.  Allein  nach 
meinem,  des  Staats-Minister  Grafen  von  Hoym,  Dafürhalten,  kann  dieser 
Umstand  die  Bewilligung  des  Gesuchs  der  Supplicanten  nicht  motiviren,  in- 
dem in  der  Folge  sich  mehrere  Catholiken  dort  ankaufen  und  die  Gemeine 
dieser  Confession  verstärken  können,  auch  die  Beibehaltung  des  Status  quo, 
wozu  des  Höchstseeligen  Königs  Friedrich  II.  Maj.  in  Absicht  dieser 
Glaubens -Verwandten  sich  anheischig  gemacht  haben,  allerdings  der  gänz- 
lichen Einziehung  catholischer  Kirchen  entgegensteht,  und  Vorfälle  dieser 
Art  immer  unter  der  catholischen  Geistlichkeit  und  Publice  eine  sehr  un- 
angenehme Sensation  macheu. 

Was  endlich   den  von    den  Supplicanten   angeführten    Umstand  betrifft, 

dass  ihren  Vorfahren  im  Jahre  1654    diese   Kirche    abgenommen   und    den 

,  Catholiken  übereignet  worden,  so  kann  auch  dieses  nichts  ftir  sie  beweisen, 

i  da  diese  vorher  den  catholischen  Gottesdienst  darin  selbst  abgeschaft  haben, 

I  und  die  Wegnahme  im  Jahre  1654  auf  Befehl   der    damaligen   Landes-Re- 

[  gierung    geschehen    ist,    welche    durch    den   Breslauer    Frieden    sanctionirt 

worden;  weshalb  auch  wahrscheinlich  die  Gemeinde    zu  Giesmannsdorff   im 

Jahre  1742,  wo  sie  die  Concession  zu  Erbauung   eines    evangelischeu  Bet- 

Hauses  nachgesucht  und  erhalten,  auf  die  Abti'etung  der  catholischen  Kirche 

anzutragen  unterlassen  hat. 

j  Wäre  die  catholische  Kirche,  wie  nicht  der  Fall  ist,   gross  genug,   um 

die  ganze   lutherische   Gemeine   fassen  zu  können,   so   würde   es   vielleicht 

am  rathsamsten  seyn,   die  Sache   in   die  Wege    zu   leiten,    dass   ein   Simul- 

taneum  eingeführt  werden    könnte;   allein   so   ist   die  Kirche    zu   kleiu   und 

noch  dazu  baufällig,  weshalb  auch  der  lutherische  Prediger  ad  protocoUum 

!  erklärt  hat,  dass  es  am  besten  seyn  dürfte,  die  Kirche    mit   dem  Glocken- 

I  thurm  zur  Erweiterung  des  Begräbniss-Platzes,    welcher    bei    der   wachsen- 

!  den  Volksmenge  zu  Beerdigung   der    Todteji    zu   klein   werde,    abtragen  zu 

I  lassen. 

Unter  diesen  Umständen  müssen  E.  K.  M.  ...  Entscheidung  wir  ledig- 
I  lieh  das  Gesuch  der  Supplicanten  .  .  .  anheimstellen,  sind  jedoch  des  .  .  . 
j  Dafürhaltens,  dass,  wenn  solche  Abtretung  der  catholischen  Kirche  und 
'  deren  Vermögens  gehen  sollte,  dem  zu  Seiffersdorff  wohnenden  catholischen 
;  Giesmannsdorffer  Pfarrer  während  seiner  Lebenszeit  nichts  au  Revenue«  zu 
entziehen  sev.< 
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1804  Rand -Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

^^''^  ^'^  [27.  März  1804.] 

»S.  M.  wiederholen,  was  Sie  schon  so  oft  bemerkt  haben,  dass  der 
Friedensschhissmässige  Status  quo  nicht  so  ausgelegt  werden  kann,  dass 
eine  ehemals  katholische  Kirche  beybehalten  werden  müsse,  wenn  auch  jezt 
die  gantze  Gemeinde  protestantisch  ist.  Da  lezteres  hier  der  Fall  ist,  die 
Art  und  Weise,  wie  der  katholische  Priester  zum  Gottesdienst  je  zuweilen 
Katholische  aus  der  Nachbarschaft  zusammenbringt,  einen  offenbaren  Miss- 
brauch involviret,  so  soll  den  Supplicanten  ihr  Gesuch  um  so  mehr  be- 
willigt werden,  als  sie  schon  vordem  diese  Kirche  gehabt  haben,  die  ihnen 
von  den  Katholischen  nur  abgedrungeu  worden.  Inzwischen  wollen  S.  M., 
da  die  katholische  Kirche  zu  klein  ist,  um  die  gantze  Gemeinde  zu  fassen, 
deren  Abtragung  nach  dem  Vorschlage  des  Predigers  geschehen  lassen.« 


März  695.  Immediat-Bericht  der  Staats- Mi  nister  v.Voss  und  Frhr.  v.  Schroetter. 

2'^'29     j)(jj^  Havelberg  und  Berlin  1804  März  24  und  29. 

K.  89.  32.  D.    Ausfertigung. 

Die  geistlichen  Natural-Feldzeknten  in  den  ehemals  pohlischen  Provinxen;   deren 

Umtvandlnng  in  einen  Qeldxehnt  empfiehlt  Schroetter,  während  Voss  der  Umivand- 

lung  des  Oarbenxehnts  in  einen  Sackxehnt  den  Vorzug  giebt.  •) 

*In  der  am  30.  April  1797 -)  ergangenen  Deelaration  des  Edicts  vom 
28.  März  1794  wegen  der  in  Südpreussen  geltenden  Gesetze  und  Rechte 
ist  bestimmt,  dass  es  in  Ansehung  der  katholisch-geistlichen  Zehnten  und 
Zinse  vor  der  Hand  (bis  zur  Emanirung  des  Provincial-Gesetzbuches)  bei 
den  in  vorigen  Zeiten  ergangenen  Gesetzen  und  Verordnungen  sein  Be- 
wenden haben  soll. 

Dieses  Interimistikum  haben  verschiedene  Gutsbesitzer  benutzt,  um  bei 
den  Gerichtshöfen  darauf  zu  provociren,  dass  der  geistliche  Feldzehent  in 
ihren  Gütern  durch  rechtliches  Erkenntniss  auf  eine  Geldabgabe  bestimmt 
werde,  weil  durch  eine  päpstliche  Bulle  vom  Jahre  1634,  welche  in  1635 
vom  pohlnischen  Reichstage  angenommen  und  durch  spätere  erneuerte  Be- 
schlüsse desselben,  namentlich  die  Constitutionen  von  1768  und  1775  in 
vim  legis  bestätiget  worden,  feststehet,  dass  in  Pohlen  die  adeliche  Guts- 
herrschaften das  Recht  haben  sollen,  die  Verwandlung  des  geistlichen  Feld- 
zeheuts  in  einen  Geldzehent  zu  verlangen ;  durch  die  Besorgniss,  dass  hier- 
nach in  den  angestrengten  Prozessen  erkannt  und  den  an  sich  schon  schlechi 
dotirten  Pfarren  durch  Verwandlung  ihrer  Zehnten  in  Geldabgabe  eine  um 
so  empfindlichere  Verkürzung  der  Einkünfte  widerfahren  möchte,  sind  die 
interessireuden  Pröpste  und  Pfarrer  bewogen  worden,  bei  den  Kammern  als 
ihren  Consistorien  Schutz  zu  suchen,  und  es  ist  Seitens  dieser  darauf  der 
Antrag  geschehen,  dass  der  geistliche  Feldzehent  nicht  in  eine  Geldubgabe, 

l    Clr.  Nu.  ÜIJO.  2,  Band  VII.  No.  437. 
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sondern  iu  einen  Sackzeheut  verwandelt  und  des  Behufs  der  wahre  Ertrag    },. 

"    Mar/ 
des  zeitherigen  Feldzehents    durch  Ueborlassnngs-Kontracte   oder,    wo    der-    24/29 

gleichen  nicht  vorhanden   sind,  nach  occonomischen  Principien   ausgemittelt 

werden  möge.     Das  hat  hinwiederum  zu  der  Vereinigung  zwischen  E.  K.  M. 

Grosskanzler  v.  Goldbeok  und  mir,   .  .  .   Voss,  geführt: 

dass   die   angestellte   Prozesse   vor   der  Hand   sistirt,    und    über   die 

Bedenken    wegen    der   Validität    und   Beibehaltung    gedachter    alter 

Vorschrift  das  Gutachten  der  Gesetzcommission  ^)   erfordert   worden. 

Dieses  ist  ...  dahin  ausgefallen,  dass  mit  der  in  Rede  stehenden 
landesgesetzlichen  Verfassung,  ohne  sich  Eingriffe  iu  fremde  Privatrechte  zu 
erlauben,  keine  Veränderung  vorgenommen  werden  könne;  auch  der  Gross- 
kanzler V.  Goldbeck  ist  dieser  Meinung,  Inhalts  beigeschlossenen  Schreibens 
vom  13.  Julius  v.  J.  2),  beigetreten,  und  hat  mir,  .  .  .  Voss,  überlassen,  mit 
Vorlegung  der  beigebogeneu  Actenstücke  bei  E.  K.  M.  anzufragen: 

ob  die  Aufhebung  der  pohlnischen  Verfassung  iu  Beziehung  auf  den 
in  Rede  stehenden  Gegenstand  Statt  finden  und  danach  auch  in  den 
jetzt  schon  schwebenden  Processen  erkannt  werden  solle? 

Zu  diesem  Auswege  nöthigen  die  Umstände,  und  da  Neuostpreussen 
gleiches  Interesse  als  Südpreussen  bei  der  Sache  hat,  so  haben  wir,  die 
Unterzeichnete,  uns  zu  seiner  gemeinschaftlichen  Erwägung  verbunden. 

In  beiden  Provinzen  sind  die  weltgeistliche  Beneficien  nur  mit  ge- 
ringen Einkünften  ausgestattet.  Der  Natural-Feldzehent,  welcher  im  Jahre 
965  vom  Könige  Mieceslaus  I.  bei  Annahme  des  christlichen  Glaubens  der 
katholischen  Geistlichkeit  im  damaligen  Pohlen  verliehen,  nach  Maasgabe 
der  Abgabe,  welche  der  xVdel  dem  Königlichen  Schatze  als  ein  Zeichen  der 
Huldigung  jährlich  entrichten  musste,  bestimmt  und  ohne  Unterschied  auf 
königlichen  und  adelichen  Gütern  eingeführt  worden,  macht  einen  wesent- 
lichen Theil  davon  aus.  Jeder  Verlust  daran  würde  die  Weltgeistlichkeit 
in  ihrer  schon  eingeschränkten  Lage  verschlimmern,  dem  Amte  und  dessen 
Zwecke  schaden,  die  mehrere  Bildung  der  Geistlichen,  so  wie  ihre  bessere 
Berufserfüllung ,  wozu  Nahrungssorgenlosigkeit  ein  Haupterfordeniss  ist, 
hemmen. 

Dass  die  Geistlichkeit  dadurch  offenbar  verliert,  wenn  jetzt,  jener 
päpstlichen  Bulle  gemäss,  ihr  Natural-Feldzehent  für  immerwährende  Zeiten 
auf  eine  massige  Geldabgabe  bestimmt  werden  sollte,  stellt  die  Gesetz- 
kommission und  E.  K.  M.  Grosskanzler  nicht  in  Abrede.  Beide  glauben 
zwar,  dass  ihm  für  diese  Einbusse  Entschädigung  aus  dem  Vermögen  der 
einzuziehenden  Klöster  zu  gewähren  seyn  werde;  dies  ist  aber  nicht  ge- 
grtindet,  weil  die  Klosteraufhebung  theils  nur  einzeln,  theils  sehi-  allmählig 
geschiehet,  besonders  aber,  weil  das  Einkommen  der  aufgehobenen  Klöster, 
deren  grösserer  Theil  zu  den  Mendikantcu  gehiirt.  unbedeutend  ist,  für  jetzt 


1    Vom  2.  Juli  1803.  No.  616.  2^  No.  61«. 
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1804  Jeu  übrig  bleibenden  zuwachset,  und  der  Staat  bei  ihrer  Einziehung  nur 
24/29  ^^^^  Verminderung  und  die  Benutzung  der  KlostergebJiude  zu  gemeinnützigen 
Zwecken  beabaichtet. 

Der  Verlust  der  Weltgeistlichkeit  bei  dem  Verfahren  nach  der  Bulle 
von  1634  ist  daher  unvermeidlich.  Der  Staat  aber,  welchem  die  Klasse 
der  Seelsorger  so  wenig  als  ihre  Subsistenz  gleichgültig,  im  Gegentheilo 
wichtig  ist,  und  der  deshalb  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  letztere  nicht  beein- 
trächtigt und  gefährdet  werde,  kann  solchen  nicht  zugeben  und  deshalb  nicht 
gestatten,  dass  die  darauf  hinausgehende  Ansprüche  des  Adels  in  Absicht 
der  Zeheutverwandlung,  wenn  sie  auch  vom  päpstlichen  Stuhle  verordnet 
und  unter  der  vormaligen  pohlnischen  Regierung  genehm  gehalten  ist,  rea- 
lisirt  werden.  Die  nach  der  Meinung  des  Grosskanzlers  und  der  Gesetz- 
kommission als  landesgesetzlich  aufrecht  zu  haltende  polnische  Verfassung 
qualificirt  sich  auch  an  sich  selbst  und  wegen  ihrer  Inconformität  mit  der 
Consistorial- Verfassung  in  E.  K.  M.  alten  Staaten  zu  dieser  schonenden  Be- 
handlung gar  nicht. 

Sie  ist  offenbar  Wirkung  der  ehemaligen  üebermacht  des  Adels  und 
des  Einflusses  der  selbst  grösstentheils  mit  Gütern  ansässigen  Bischöfe  und 
beider  Absicht,  sich  auf  Kosten  des  weltgeistlichen  Standes  zu  bereichern. 
Hiervon  zeigt  besonders  ihre  Einseitigkeit  in  der  Ausnahme  der  Königlichen 
Güter  von  den  für  die  adeliche  Besitzungen  bei  dem  Papste  extrahirten  Ver- 
ordnung wegen  der  geistlichen  Natural-Zehent- Verwandlung,  und  diese  Ein- 
seitigkeit ist  ein  zweiter  erheblicher  Grund  gegen  ihre  fernere  Anerkennung. 
Sie  ist  ferner  nicht  allgemein,  sondern  nur  in  einem  kleinen  Theile  des 
ehemaligen  Pohlen  zur  Wirksamkeit  gekommen,  und  deshalb  ist  es  um  so 
eher  thunlich,  so  wie  es  überhaupt  rathsam  ist,  die  von  Pohlen  zu  E.  K.  M. 
Staaten  übergegangenen  Provinzen  auch  hierunter  an  die  Verfassung  in 
ITöchstdero  altern  Provinzen  anzuschliesseu.  In  diesen  gestatten  die  Con- 
sistorien  als  Curatoreu  der  Geistlichkeit  durchaus  keine  zum  Nachtheile  dieser 
gereichende  Verwandlung  der  Naturalgefälle  und  Zehnten  in  baares  Geld, 
auch  nicht  in  Schlesien.  Da  übrigens  die  adelichen  Gutsbesitzer  seit  1635 
von  der  ihnen  damals  beigelegten  Berechtigung,  die  Verwandlung  des  geist- 
liehen Feldzehents  in  eine  bestimmte  massige  Geldabgabe  zu  verlangen,  bis 
zur  Zeit  der  veränderten  Landesregierung  so  wenig  Gebrauch  gemacht  haben, 
sü  ist  um  so  weniger  zu  besorgen,  dass  deren  Aufhebung  eine  unangenehm© 
Sensation  machen  dürfte.  Sie  würden  auch  ohne  Grund  darüber  klagen, 
da  sie  vermöge  der  Patronatsverhältnisse  verbunden  sind,  für  die  Subsistenz 
der  Geistlichen  auf  ihren  Gütern  mit  zu  sorgen  und  ihnen  die  Vortheile, 
welche  durch  die  Geistlichkeit  gestiftet  werden  und  nur  zu  erwarten  sind, 
wenn  diese  auskömmlich  situirt  ist,  vorzüglich  zu  gut  kommen. 

l'nter  allen  diesen  Umständen  halten  wir  uns  verpflichtet,  bei  E.  K.  Ml 
liiermit,  zu  Abwendung  dos  Schadens,  welcher  der  katholischen  seelsorgen"« 
den  Geistlichkeit  in  Süd-  und  Neuostpreussen  durch  weitere  Befolgung  dei 
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Bulle  vou  1634  und  der  sie  bestätigenden  Constitutionen  widerfahren  wtlrdc,  J^^. 
zu  Aufrechthaltung  der  ursprünglichen  Gerechtsame  der  Geistlichen  und  zu  24/29 
Erreichung  der  wünsehenswertheu  Couforniität  in  den  Grundsätzen  zur  Be- 
handlung der  Geistlichkeit  in  E.  K.  M.  katholischen  und  protestair  lachen 
Provinzen,  dahin  .  .  .  anzutragen,  dass  die  vormalige  pohlnische  Verfassung 
aufgehoben  Averde,  welches,  wie  wir  hoflfen,  Allerhöchstdenenselben  um  ao 
weniger  bedenklich  scheinen  wird,  als  Höchst  Dieselben  Inhalts  der  ...  au 
das  General-Directorium  und  .  .  .  Massow  erlassenen  .  .  .  Kabinets-Resolution 
vom  3.  December  v.  J.  *)  ...  zu  erklären  geruhet  haben,  dass  tiberall,  wo 
Geistliche  ehedem  Naturalien  bezogen,  wofern  sie  jetzt  unangemessene  Geld- 
Eutschädigungen  erhalten,  in  den  Genuss  jener  wieder  versetzt  werden  sollen. 

Hierbei  müssen  wir  nur  noch  .  .  .  bemerken,  dass,  falls  nach  der  Mei- 
nung des  Grosskanzlers  und  der  Gesetz-Commission  die  in  Kede  stehende 
pohlnische  Verfassung  aufrecht  erhalten  werden  sollte,  weil  sie  gesetzlich  ist 
und  nicht  ohne  Eingrifl'  in  fremde  Privatrechte  aufgehoben  werden  kanu, 
aus  demselben  Grunde  auch  nicht  die  in  dem  Schreiben  des  Grosskanzlers 
vorgeschlagene  Modification  der  allgemeinen  Erhöhung  der  für  den  Natural- 
zehent  bestimmten  Geldabgabe  nach  Verlauf  von  jeden  20  oder  30  Jahren 
würde  Statt  finden  können,  da  diese  Erhöhung  auch  nicht  mit  der  Bestim- 
mung, dass  der  zu  substituirende  Geldzehent  ein  für  allemal  und  nach 
massigem  Satze  fixirt  werden  soll,  zu  vereinigen  und  ebenfalls  eine  Ver- 
letzung der  den  Gutsherrschaften  zugestandenen  Berechtigung   seyn  würde. 

Auch  würde  eine  solche  immer  wiederkehrende  Erhöhung  unstreitig 
linen  viel  unangenehmem  Eindruck  machen,  als  von  gänzlicher  Abolition  der 
ganzen  Verfassung  jetzt  zu  besorgen  ist,  zumal  da  der  Vortheil  davon  nur 
den  Pfarrern,  die  zur  Zeit  der  periodischen  Erhöhung  im  Amte  sind,  zu  gute 
kommen  würde,  mit  Ausschluss  aller,  die  darin  früher  angestellt  waren. 

Falls  E.  K.  M.    übrigens  Unsern   .  .  .    Antrag   zu  genehmigen   geruhen 
sollten,  so  wird  AUerhöchstdero   solchem    günstige   Entscheidung   allerdings 
auch  bei  den  bisher  suspendirten  Prozessen  wegen  der  von  mehreru  Guts- 
besitzern verlangten  Natural-Zehent-Verwandlung  im  Geldzehent  zum  Grunde 
u  nehmen  seyn. 

Wenn  wir  nach  dem  vorherigen  wünschen,  dass  die  katholische  Welt- 
geistlichkeit in  Süd-  und  Neuostpreussen  durch  Aufliebung  der  auf  der  Bulle 
von  1634  beruhenden  pohlnischen  Constitutionen  vor  Verlust  bei  ihren  Ein- 
künften geschützt  werde,  so  finden  wir  doch  zugleich  auch  in  der  aner- 
kannten Schädlichkeit  des  Natural-Feld-Zehents  für  Industrie  und  Landescul- 
our  einen  dringenden  Bestimmungsgi'und,  zum  allgemeinen  Besten  den  Wunsch 
ju  hegen,  dass  solcher  in  gedachten  Provinzen  abgestellt  und  ihm  ein  Surrogat 
Substituirt  werden  möge,  bei  welchem  der  Zehentborechtigte  volle  Entschädi- 
bing  erhalte  und  der  Zebentverpflichtete  nicht  deterioris  conditionis  werde. 


1;  No.  660. 
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,|..  Bei  Aufsuchung  eines   solchen   Surrogats   haben   sich   uns   zwei   Wege 

24/29  dazu  zu  gelangen  dargeboten,  wovon  der  eine  auf  Einführung  des  Sack- 
zehents  statt  des  Garbenzehents,  der  andere  auf  Substitution  einer  Geld- 
prästation statt  der  Natural-Zehent- Abgabe,  jedoch  so,  dass  dabei  nach 
Möglichkeit  der  steigende  Getreidepreis  beobachtet  wtirde,  hinweiset.  Bei 
beiden  ist  die  vorgängige  Ausmittelung  des  Betrags  des  Natural-Feld-Zehenta 
nach  sechs-  oder  zwölfjährigem  Durchschnitte  vorauszusetzen. 

Welchem  von  diesen  Surrogaten  aber  der  Vorzug  gebühret,  darüber 
haben  wir  uns  nicht  völlig  einigen  können  und  uns  daher  entschliesseu 
müssen,  E.  K.  M.  erleuchtetstem  Ermessen  nicht  nur  überhaupt  zu  submit- 
tiren:  ob  die  uns  wünschenswerth  scheinende  Abstellung  des  Natural-Feld- 
Zehents  statt  finden,  sondern  auch,  welches  Ausgleichungs-Mittel  im  be- 
jahenden Falle  eintreten  soll. 

Die  Verwandlung  des  Natural-Feld-Zehents  in   eine  verhältnissmässige 
Geldabgabe  unter  der  Modalität,  dass  sie  periodisch  etwan   von   10  zu  10 
Jahren  den   Marktpreisen   angepasst  wird,    scheint   mir,  .  .  .   Schroetter, 
den  Vorzug  vor  der  Verwandlung  in  Sackzehent  zu  verdienen.     Ich    halte  | 
jene  Veränderung  für  politisch  besser  und  angemessener  für  die  Verhältnisse! 
der   Pfarrer    zu   den   Eingepfarrten,    so    wie    zur   Verhütung    unanständiger! 
Streitigkeiten  zwischen  beiden,  wozu  Naturalien-Lieferung  nur  zu  oft  Ge-| 
legenheit  zu  geben  pflegt.    Dabei  stelle  ich  zwar  nicht  in  Abrede,  dass  derl 
zehentberechtigte  Pfarrer,  wenn  die  Geldabgabe  nach  dem  dermaligen  Markt-! 
preise  des  Getreides  bestimmt  wird  und  dieser   während  der   Periode,   fürl 
welche  diese  Bestimmung  gültig  ist,  steigt,   dasjenige  verliert,   um  was  der! 
Getreidepreis  sich  von  einer  Periode  zur  andern  erhöht.    Allein  eines  Theils 
scheint  mii-  dieser  Verlust  bei  zehnjährigen  Fixationsperioden  nicht  bedeutend 
werden  zu  können,  da   die  Getreidepreise    nach    der  Erfahrung  gewöhnlicb 
nur  sehr  allmählig  in  die  Höhe  gehen,  anderntheils  wird  solcher   auch  da- 
durch wohl  völlig  ausgeglichen,  dass  die  Zehentberechtigte  die  bei  dem  Sack- 
zehent eintretende  Aufbewahrung  des  Naturalgetreides,   die  Mühe  des  Ver- 
silberns  und  den  Transport  zu   diesem  Behuf   ersparen.     Wenn  aber   aucl 
bei  der  Geldabgabe  aller  Verlust  für  den  Zehentberechtigten  nicht   zu  ver 
meiden  wäre,  wie  ich  jedoch  nicht  glaube  und  weshalb  ich  des  .  .  .  Dafür 
haltens  bin,  dass  solche  der  in  der  .  .  .  Kabinets-Resolution  vom  3.  Decembe 
V.  J.  1)  geäusserten  Intention  in  Betrefl'  der   den    Geistlichen   zukommende; 
Naturalien,  welche  nur  von  deren  Wiederherstellung  bei  dafür  stattfindende: 
unangemessenen  Geldentschädigungen  spricht,  nicht  entgegenläuft;  so  finde 
sich  doch  auch   bei   dem  Sackzehent  das   Inconvenienz,    dass    bei    desse 
Fixirung  wiederum  der  Zehentverpflichtete  einbüsst,  wenn  ihm  Unglücksfall 
beim  Getreidegewinne  widerfahren   und   er   demungeachtet   den    einmal   bt 
stimmten  Sackzehent  berichtigen  soll,  da  sonst  beim  Feldzeheut  der  Zeheui 

1)  No.  ijüo. 
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berechtigte   den   Verlust   au  clor    Erudte    tlieilte,   uud,  weuu   diesem    IJebel-    „„ 
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Stande  auch  durch  Remissionen  au  dem  Sackzehent  abgeholfen  werden  sollte,    24/29 

90  wtirde  doch  hieraus  wieder  der  Nachtheil  entstehen,  dass  die  Landes- 
coUegien  und  deren  Unterbehörden  bei  ihren  vielen  Beschäftigungen  noch 
mit  den  alljährlich  wiederkehrenden  Remissionsgeschäften  und  Untersuchun- 
gen dieser  neuen  Art  belästigt,  und  die  factische  Ausmittelung  des  Schaden- 
atandes  vielfache  Streitigkeiten  und  Prozesse  veranlassen  würden. 

Dieses  wtirde  durch  Substitution  einer  Geldabgabe    vermieden  werden, 
übrigens    aber   die    von    deren   periodisclier   Erhöhung   besorgliche    wieder- 
!  kehrende  üble  Sensation  bald  verschwinden,  sobald  jenes  Erhöhungsprinzip 
;  durch  die  Erbpachten  bekannt  wird. 

Meiner  ...  Voss,  Meinung  nacli  ist  aber  der  Sackzehent  das  bessere 
Surrogat  für  den  Natural-Feld-Zehent. 

Der  Sackzehent  allein  gewährt,  da  die   Bezahlung  des  Natural-Feld- 
zehents  in  Gelde  nach  den  jährlichen  Marktpreisen  in  den  in  Rede  stehen- 
den Provinzen   wegen    Ermangelung   von   solchen   Kreisstädten,    von    denen 
die  Marktpreise  zu  entnehmen  wären,  nicht  möglich   ist   und    die   wenigen 
vorhandenen  grossen  Städte  nicht  den  Vergütungs-Maasstab  für   die    davon 
^v^■it  entfernte  Gegenden  angeben  können,  den  Zehentberechtigten  volle  Ent- 
schädigung,   die    in   dem    vorliegenden   Falle   um    so   wichtiger   ist,    da  die 
Weltgeistliche  bei  ihrer  schon  sehr  eingeschränkten  Lage  durchaus  vor  aller 
und  jeder  Einbusse  an  ihrem  Einkommen  geschützt  werden   müssen.     Dies 
-'  heint  mir  so  noth wendig,  dass,  wenn  der  Fall  vorhanden  wäre,  dass  dem 
;  geistlichen   Natural -Feldzehent    nicht  eine    andere   Prästation  untergestellt 
I werden  könnte,  ohne  dass    dabei   einer   der  interessirenden  Tlieile   verlöre, 
lieh  ohne  Bedenken  dafür  stimmen  würde,  dass  der  Verlust  die  Zehentver- 
,  jpflichtete  treffen  müsse.     Dieser  Fall  ist  aber  meines  Erachteus  nicht  vor- 
,  ihanden  und  meine  Ueberzeugung  gehet  dahin,  dass    durch  Substitution  des 
Sackzehents  der  Zehentverpflichtete  eben  sowohl   als   der  Zehentberechtigte 
Ni'llig  zufrieden  zu  stellen  ist.    Die  von  der  zu  diesem  Behuf  einzuführenden 
Kemissions- Bewilligung    nnd   Regulirung    bei    Unglücksfällen,    welche    den 
Zehentverpriiehteten    bei   dem   Getreidegewinn    treffen,   hergenommene   Ein- 
Nvt-ndung   kann    der  Substitution    des  Sackzehents    von    ihrer  Vorzüglichkeit 
,„  (Uichts  benehmen.     Die  Fixation  des  Geldzehents  hat  es  mit  der  Bestimmung 
:,  jiles  Sackzehents  ganz  gemein,  dass  der  Zehentverpilichtete  dabei  einer  Ein- 
,:,  pusse  bei  Unglücksfällen  am  Getreidegewinne  ausgesetzt  ist,  nur  dass  er,  im 
;,  jFalle  nicht  Maasregeln  dagegen  genommen  würden,  einmal    am  Gelde,   das 
xnderemal  an  Zehentgetreide  gegen   den   Natural-Feldzehent   verlöre.      Für 
lie  Remissionsbewilligung  an  dem  Sackzehent  in   diesem  Falle  werden  sich 

fber  die  Grundsätze  leicht  zur  Befriediguug  beider  Theile  aufstellen  lassen 
nd,  nach  solchen  zu  verfahren,  wird  in  den  Fällen,  da  auf  Remission  pro- 
'oeirt  wird,  für  die  betreffende  Behörden  kein  besonders  weitläuftiges  oder 
utthsaiAes   Geschäft    werden.      Wenn    aber    von    der   Remissionsbewilliguug 

9' 
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24'29  doch  in  demselben  Maasse  bei  der  Geldabgabe  und  dem  Erlasse  daran  ein- 
treten, welcher  den  Zehentverpflichteten  bei  Unglücksfällen  am  Getreide- 
gewinn billigerweise  nicht  vorzuenthalten  wäre. 

Dass  sich  von  Seiten  der  Politik  die  Wahl  des  Geldzehents  vor  der 
des  Sackzehents  empfehlen  sollte,  leuchtet  mir  nicht  ein.  Ich  sehe  keinen 
Grund  ab,  weshalb  es  bei  den  Verhältnissen,  wie  sie  jetzt  sind,  nothwendig 
und  rathsam  seyn  sollte,  die  Zehentverpflichtete  vor  den  Zehentberechtigten 
zu  begünstigen.  Die  gute  Politik  scheint  mir  vielmehr  ein  gleiches  Ver- 
fahren in  E.  K.  M.  sämtlichen  Staaten  und  zugleich  einen  vorzüglichen 
Schutz  des  weltgeistlichen  Standes  zu  fordern,  um  die  guten  Wirkungen  zu 
sichern,  welche  von  ihm  in  Hinsicht  auf  Vermehrung  der  Aufklärung  und 
Sittlichkeit  unter  dem  Volke  erwartet  werden.  Empfinden  übrigens  die 
Zehentverpflichtete  die  Aufhebung  der  pohlnischen  Verfassung  überhaupt 
übel,  so  wird  es  sie  nicht  beruhigen,  wenn  der  Natural- Feld -Zehent  in, 
Geldabgabe  verwandelt  wird,  da  sie  bei  dieser  Verwandlung  nach  dem 
wirklichen  Betrage  und  Werthe  des  Natural-Feld-Zehents  immer  gegen  vor- 
mals verlieren  werden.  Dass  es  aber  bei  dergleichen  Veränderungen  über- 
haupt besser  ist,  so  zu  verfahren,  dass  ihr  Eindruck,  gesetzt  er  müsse  des- 
halb auch  mit  einemmale  schmerzhafter  seyn,  nicht  vervielfältigt  und  immer 
wieder  erneuert  werden  darf,  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 

Den  Verhältnissen  zwischen  Pfarrern  und  Eingepfarrten  scheint  mir  die 
Einführung   der    Geldabgabe  statt  des   Natural-Feldzehents  ebenfalls  nicht 
angemessener  zu  sein.     Der  Grund  der  Streitigkeiten  zwischen  den  Deputat- 
Empfängern  und  Gebern  liegt  überhaupt  wohl  öfter  in  dem  Character  und 
der   Denkungsart   der  Individuen  als   in   dem  Objecte.     Wo  Billigkeit  von 
einer   oder   andern   Seite  fehlt,    wird  ein  jeder   Gegenstand  Zwist   erregen 
und  auch  in  Süd-  und  Neuostpreussen  ist  dagegen  durch  die  Geldabgab( 
statt    des   Natural-Feldzehents    keine    Sicherheit    zu   erlangen.     Wenigstens 
wird,   da  die  Eingepfarrte  dort  an  die  Naturalabgabe  gewöhnt   sind,    derei 
Veränderung  von  Garben-  in  Sack-Zehent  die  Verhältnisse  zwischen  ihnei 
und  den  Pfarrern  nicht  schlimmer  machen  als  sie  bis  jetzt  sind,  und  dieS' 
stehen   dort  in   der  Achtung,   welche   die  Verwechselung   und  Vermischunj 
des  Berufs  selbst  mit  der  mit  solchem  bekleideten  Person  der  Geistlichkei 
in  den  katholischen  Ländern  von  jeher  so   vorzüglich  verschafft  hat.     Mi 
der  zunehmenden  Ausbildung  der  Weltgeistlichkeit  und  der  Nation  mit  durc 
diese  wird  sich  billige  Denkungsart  unter  ihnen  immer  mehr  ausbreiten  un 
der  subjective  Anlass  zu  Sti'eitigkeiten  vermindern;  zu  jenem  Wachsthum 
ist  aber,  wie  schon  gesagt,  die  Verhütung  alles  dessen,  was  den  weltgeis) 
liehen  Stand  in  seiner  Lage   verschlimmern   und   seinen  Muth   in  ErfüUun 
seines  Amts   niederschlagen   kann,    eines    der    wirksamsten   Beförderung^ 
Mittel ;  der  Verlust,  den  die  Geistliche  bei  der  Geldabgabe  und  deren  period 
acher  Fixirung  wegen  des  steigenden  Werths  der  Dinge  in  den  Zeiträume 
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von   einer  Preisbestimmung   zur    andern    erleiden   müssen,    mag  er  nocL  so    ^^^ 
klein  seyn,  wird  sie,  da  sie  an  ihren  Einkünften  nichts  zu  verlieren  haben,    24/29 
immer   drücken.     Er   wird    ihnen   vielleicht  selbst  grösser  scheinen,    als  er 
ist,  und  diese  Einbildung  leicht  dazu  beitragen  können,  das  gute  Vernehmen 
zwischen  ihnen  und  den  Eingepfarrten  zu  stören. 

Uebrigens  scheint  mir  die  Einführung  des  Sackzehents  auch  mehr  als 
der  Geldzehent  mit  der  Intention  übereinzustimmen,  welche  E.  K.  M.  in  der 

I  ..  .  .  Cabinets-Resolution  vom  3.  December  v.  J.  zu  äussern  geruhet  haben. 
Wir   unterwerfen    diese   verschiedene   Meinungen   E.  K.  M.    .    .   .    Er- 

1  wägung  und  sehen  Höchstdero  Befehlen  in  dieser  ganzen  Angelegenheit  .  .  . 

1  entgegen.« 

Die  Cabinets-Ordre  au  Voss  und  Schroetter,  Potsdam  1804  April  April  5 
'  5,  giebt  Schroetters  »Sentiment  den  Vorzug,  weil  dasselbe  das  durch  diese 
Bulle  [von  1634]  bestimmte  Privat-Recht  mit  der  Landes -Wohlfahrt  und 
dem  Bestände  der  Geistlichkeit  verbindet,  auch  der  rechtlichen  Meinung  des 
Grosskanzlers  von  Goldbeck  im  Grunde  ganz  beitritt.  Ich  setze  demnach 
als  Regel,  wonach  auch  in  den  jetzt  rechtshängigen  Processen  erkannt  werden 
>olK  fest,  dass  es  bei  der  Befugniss  des  Zehentpflichtigen,  auf  die  Verwand- 
lung des  Natural- Feldzehents  der  Geistlichen  in  eine  verhältnissmässigo 
Geld-Abgabe  anzutragen,  nach  wie  vor  verbleiben,  die  Verwandlung  aber 
nur  mit  der  Modalität  geschehen  soll,  dass  sie  periodisch  von  10  zu  10 
.lahren  den  Marktpreisen  angepasst  werde.« 

R.  !>!'.    Minuten  des  Cabinets. 

Diesen  Bericht  und  die  Cabinets-Ordre  nebst  der  danach  entworfenen 
Instruktion«  und  »Deklaration«  theilen  Voss,  Goldbeck  und  Schroetter  am 
4.  Mai  1806  Hoym  mit,  um  »die  für  die  Lnndes-Cultur  so  überaus  Avohl- 
thätige  Bestimmung  Sr.  Maj.  auch  auf  Neu -Schlesien  anzuwenden«.  Hoym 
erklärt  sich  am  17.  Juni  1806  damit  völlig  einverstanden,  sobald  das  Gut- 
lohten  der  Gesetzes-Commission  erstattet  sein  werde.« 

Staats-Artlüv  Breslau.  M.  K.  Xm.  1. 


Cabinets-Ordre   an   Reck    und  Schroetter   s.    unter   dem    19.    März  März  24 
1«U4,  No.  692.  

696.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Grafen  Hoym  und  Haugwitz.  Mar/.  2(3 
:;.Mlin   1804  März  26. 

R.  46.  B.  16^.     ».\bschrittliclier  Eitrakt'   (der  aber  vullstitudig  iat).     Au^ferti)^ug  in  den  bei 
'>TS  genannten  Akten  in  Breslau. 

'billigt  die  Vorschläge  Hoyms  für  die  Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien.    Haugwifx 
'•II  von  Hinnholdt  in  Born  wegen  der  Zustimmung  des  Papstes  ein  Outachten  fordemA] 

Ich  finde  den    von  Euch,  dem  Grafen  v.  Hoym,  in  Eurem  Gutachten 
l^om  4.  d.  2)  gemachten  Vorschlag,  statt  der  plötzlichen  und  gänzlichen  Auf- 

1)  CfrrNu.  702,  729  und  746.  2j  No.  688. 
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,.f.^^'^. .  liebunK  der  Klöster  iu  Schlesien  diese  Veränderung  zwar  auf  einmal  und 
bey  allen  Klöstern,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Ordens  der  bannherzigen 
Brüder  unter  den  Manns -Klöstern^  ingleichen  der  Elisabethanerinneu  und 
Ursulinerinneu  unter  den  Nonnen-Klöstern,  jedoch  nicht  in  der  Art  vorzu- 
nehmen, dass  sogleich  die  gantze  Ordens -Verbindung  aufgelöset  und  die 
Güter  nebst  dem  übrigen  Vermögen  sofort  eingezogen  werden,  diese  Maass- 
regel vielmehr  darauf  zu  beschränken,  dass 

1.  ein  allgemeines  Verboth,  Novizen  aufzunehmen,  zu  erlassen,  damit 

2.  die  Aufnahme  von  Inventarien  alles  Kloster-Vermögens ,  Anferti- 
gung ordentlicher  Etats  für  jedes  Kloster  und  Einführung  einer  Verwaltung 
unter  strenger  Aufsicht  und  Rechnungsführung  dergestalt  zu  verbinden,  dass 

3.  die  Ueberschüsse  nach  Abzug  der  Competenz  für  die  Ordens-Geist- 
lichen oder  der  Kosten  des  Haushalts  zu  den  Staats-Einkünften  eingezogen 
werden, 

4.  die  Güter  selbst  allmählig,  so  wie  die  Klöster  zufolge  der  Be- 
stimmung ad  1  leer  werden,  mit  den  Domainen  vereinigt  werden, 

so  einsichtsvoll,  schonend  und  doch  zweckmässig,  dass  ich  demselben 
meinen  gantzeu  Beyfall  gebe.  Ich  trage  Euch  daher  auf,  die  vorbehaltene 
weitere  und  umständlichere  Auseinandersetzung  desselben  immer  auszuarbeiten 
und  mir,  wenn  ich  zur  Revue  nach  Breslau  komme,  einzui'eicheu,  indem  ich 
mir  die  Befehle  zur  Ausführung  nach  dieser  Revue  zu  geben  vorbehalte. 
Während  dieser  Zeit  habt  Ihr,  der  Graf  v.  Haugwitz,  in  Ueberlegung  zu 
nehmen,  ob  und  auf  welche  Weise  die  für  nützlich  erachtete  Einwilligung  des 
Papstes  zu  erhalten  oder  seine  Weigerung  unschädlich  zu  macheu  seyn  werde,, 
zu  welchem  Behuf  es  gut  seyn  wird,  den  v.  Humbold  zu  Rom  unter  dem 
Siegel  der  Verschwiegenheit  von  dem  Plan  zu  unterrichten  und  dessen  Gut- 
achten darüber  zu  vernehmen.« 


März  27         697.   Immediat-Schreiben  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs 
von   Breslau.     Berlin   1804  März  27. 

R.  s'J.  32.  E.    Eigenhändig. 

Bedauert,  an  persönlicher  Verabschiedung  verhindert  (jcweseti  %u  sein.^) 
»Sire!     Vainement  je  me  suis  flatte  de  pouvoir  mettre   aux  Pieds  def 
V.  M.   l'hommage  de    mon    respet,   avant  Son  Depart   de  la  Capitale;    mij 
Convalescance  est  trop  longue  pour  mon  impatience,  et  je  vois  ä  mon  grai 
regret  le  moment  tant  desh'e,  d'approcher  V.  M.,  differe  jusqu'ä  une  occasioi 
prochaine.      Daignez,    Sii'e,    avec  votre  bonte    ordinaire    accueillir   les  eij 
pressions  de  mon  Vif  chagrin,  et  Veuillez  etre  Convaincu  de  tous  les  Sent 
ments    que    m'inspire   la   plus   profonde  Soumission,   avec   laquelle  je  serj 
toujours  De  V.  M.     Le  trfes  humble  et  tres  obeissant  Serviteur  et  Sujet  Je 
seph  P.  E.  de  Breslau.« 

1;  Cfr.  No.  669, 


Schlesien.    KloBtoraufhebung.    Breslau.     Siidpreussen.  J35 

Kaud- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  \^^  •> 

>Sr.  Maj.  bedauern  es  gleichfalls    herzlich    und   wünschen    dem  Herrn 
Fürsten  baldige  und  vollkommene  Wiederherstellung.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  den  Bischof  mit  der  Anrode:   »Monsieur 
Mon  Cousin«,  Potsdam  1804  April  2. 

K.  80.    MiuQten  des  Cabinets. 


698.    Rescript  des  Südpreussischen  Departements   »an   sämmtliche  März27 
3  südpreussische  Kammern  .    Berlin  1804  März  27. 

Geu.-Direktorinm  Südpietissen.  LXXIII.  1<>.    (General-Verordnuugen).     AbbcUrift,  gez.  Vubs. 

Die  PHifung  der  Kloster- Kandidaten  und  der  zur  Seelsorge  xicxuxichenden  Kloster- 

Oeistlieheu. 

»Durch  das  Kescript  vom  9.  Juny  v.  J.  haben  Wir  Euch  vorläufig  im 
Allgemeinen  eröfnet,  dass  und  in  welcher  Art  nicht  nur  die  Kloster-Kandi- 
daten vor  ihrem  Eintritt  in  das  Noviziat  durch  besondere,  dazu  niederzu- 
setzende Kommissionen,  sondern  auch  die  künftig  zur  Seelsorge  zuzuziehen- 
den Ordensgeistüchen,  besonders  BettelmÖnche,  geprüft  werden  sollen  Um 
nun  dem  dabei  zu  beobachtenden  Verfaren  Gleichmässigkeit  zu  geben,  finden 
Wir  jenes  Rescript  näher  zu  bestimmen  und  folgende  allgemeine  Prinzipien 
festzusetzen  nötig.     Was 

A.  die  Prüfung  der  Kloster-Kandidaten  betrift,  so  soll 

1.  hierzu  für  jedes  der  drei  südpreussischen  Kammer-Departements  und 
zwar  an  dem  Orte,  wo  sich  die  Kammer  befindet,  eine  besondere  Kommission 
ernannt  werden  und  diese  aus  zweien  Mitgliedern,  einem  weltlichen  und 
einem  geistlichen,  bestehen,  wovon  ersteren  die  resp.  Kammern  aus  ihrer 
Mitte  zu  bestimmen,  letztern  aber  die  Bischöfe,  jedoch  nur  aus  den  Dom- 
herrn oder  aus  den  Canonicis  der  Kollegiatstifte,  zu  wählen  haben. 

Der  Umstand,  dass  in  jedem  südpreussischen  Kammer- Departement 
mehrere  südpreussische  Bisthümer  zusammentreflfen ,  relevirt  nichts  in  Ab- 
sicht dieser  Wahl,  indem  sich  die  Bischöfe  unter  einander  deshalb  ver- 
ständigen und  alle  für  jedes  Kammer-Departement  einen  einzigen  Kom- 
missarius  wählen  können. 

2.  Ist  der  junge  Kloster-Kandidat  nicht  sogleich,  als  er  sich  zur  Auf- 
nahme meldet,  zu  prüfen,  sondern  ihm  hiezu  ein  entfeniterer  Termin  ein- 
zuräumen, dabei  aber  auch  zu  eröfnen,  dass  der  Schritt,  den  er  thun  wolle, 
für  ihn  sowol  als  für  seinen  künftigen  Stand  wichtig  sey,  letzteres  auch 
besonders  einen  ächten  und  wahren  Beruf  fordere,  er  sich  also  während 
der  gegebenen  Frist  noch  wegen  seines  Vorhabens  auf  das  strengste  prüfen 
müsse. 

3.  Nach  geendigtem  Examen  muss  von  beiden  Kommissarien  am 
Schlüsse  des  Examinazions-Protokolls  ihr  Gutachten  in  Absicht  der  Kennt- 
nisse, Geistesfähigkeiten    und    der  Qualifikazion   der    Kandidaten    überhaupt 
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1^^  _  jibg-esreben,  und  dieses  Protokoll  zur  Prüfung  an  die  betreffende  Kammer 
zur  Entscheidung  wegen  Aufname  des  Kandidaten  in  das  Noviziat  einge- 
reicht werden. 

4.  Die  Gegenstände  der  Prüfung  zerfallen  in  Fragen,  welche  dem 
Kandidaten  von  den  weltlichen  und  geistlichen,  auch  von  beiden  Kommis- 
sarien vorzulegen  sind.  Der  weltliche  Kommissarius  nämlich  muss  sich  er- 
kundigen, ob  der  Kandidat  das  gesetzliche  Alter  habe,  dies  durch  den 
Taufschein  nachweisen  lassen,  auch  fragen:  ob  derselbe  adlicher,  bürger- 
licher oder  bäuerlicher  Abkunft  sey,  ob  er  im  erstem  Fall  die  Erlaubniss 
der  Eltern  zum  Eintritt  ins  Kloster  habe,  ob  diese  im  Stande  sind,  ihm 
ausser  dem  Kloster  in  der  Welt  fortzuhelfen,  ob,  wenn  diese  nicht  mehr 
am  Leben  sein  sollten,  er  Vermögen  besitze,  und  ob  er  in  jenen  beiden 
letzten  Fällen  seine  Befreiung  vom  Kanton  dokumentiren  könne. 

Der  geistliche  Kommissarius  dagegen  fragt:  wie  und  wo  der  Kandidat 
nach  beendigtem  Schulunterricht  sein  Leben  zugebracht:  woraus  er  schliesse, 
dass  sein  Beruf  zum  Klosterleben  acht  und  wahr  sey,  und  ob  er  auch  von 
seinen  Eltern,  Verwandten  oder  sonst  Jemanden  dazu  überredet  worden. 
Ausserdem  muss  ihm  dieser  Kommissarius  auch  mit  Ernst  und  auf  das 
fasslichste  die  Pflichten  seines  künftigen  Standes,  die  Schwierigkeiten,  ihnen 
zu  gentigen,  so  wie  die  Strenge  des  Ordens  schildern.  Endlich  müssen 
beide  Kommissarien  von  dem  Kandidaten  ein  Attest  des  Rectors  oder 
sonstigen  Vorstehers  derjenigen  Schule,  die  er  besucht  hat,  verlangen,  den- 
selben auch  in  Absicht  solcher  Wissenschaften  und  Kenntnisse,  die  in  einer 
gelehrten  Schule  gelehrt  werden,  namentlich  und  vorzüglich  der  Logik  und 
Elementar-Mathematik,  prüfen,  sich  überzeugen,  ob  er  die  lateinische  Sprache 
gründlich  inne  habe,  auch  deutsch  verstehe,  und  zuletzt  durch  gültige  Zeug- 
nisse nachweisen  lassen,  dass  der  Kandidat  ein  moralisch  guter  Mensch 
sey.  Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  ein  jeder  Kommissarius 
in  Gegenwart  des  andern  examinirt.  Der  Umstand,  dass  einige  gelehrte 
Schulen  in  Südpreussen  erst  jetzt  neu  organisirt  werden,  kann  als  etwanige 
Einwendung  nicht  berücksichtigt  werden,  da  diese  Schulen,  wenn  gleich 
weniger  vollkommen,  doch  immer  schon  existirt  haben. 

Von  dieser  Prüfung  sollen  allein  die  Missionarien  und  Piaren  vor- 
läufig ausgeschlossen  sein,  weil  erstere  eigentlich  keine  Kloster-Geistlichen 
sind  und  beide  eine  specielle  Bestimmung,  nämlich  die  des  öffentlichen 
Unterrichts  haben,  daher  auch  die  Gegenstände  der  Prüfung  ihrer  Novizen 
sich  erst  nach  völliger  Organisazion  des  Schulwesens  und  der  geistlichen 
Seminarien  in  Südpreussen  bestimmen  lassen.  Auch  die  Barmherzigen 
Brüder  müssen  von  jener  Prüfung  frey  sein,  da  sie  nur  Krankenwärter 
sind  und  keine  Geistliche  werden. 

Es  bleibt  daher  in  Absicht  der  genannten  drei  Orden  noch  ganz  bei 
dem  bisherigen  Verfaren. 

Bei  dieser  Gelegenheit  setzen  Wir  anch  fest,   dass   die  Aufnahme  der 
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Laienbrüder  in  das  Noviziat  nicht  ferner  statt  finden  soll,  da  sowol  die  ,,„^.^  ,j 
I  Verwaltung  der  innorn  Klostor-Ockouumic,  z.  13.  Aufsicht  über  die  Sakristei, 
,  als  auch  das  Almosensammelu  statt,  wie  bisher  Laieubrüdern,  künftig  wirk- 
lichen Klostergeistlichen  übertragen  werden  kann  und  niuss,  um  so  mehr, 
j  als  hierbei  durch  wirkliche  Geistliche  manchen  Inkonvenicnzien  vorgebeugt 
!  wird,  die  bei  den  Laien-Brüdern,  wenn  sie  zu  jenem  Ende  auf  das  Land 
i  geschickt  werden,  wegen  ihrer  gewöhnlich  äusserst  geringen  Bildung  nicht 
i  zu  vermeiden  sind. 

Anlangend  die  Aufname  der  Nonnen  in  das  Noviziat,  so  soll  bei  don- 
sf'lben,  die  barmherzigen  Schwestern  ausgenommen,  solche  so  lange  ganz 
•lusgesetzt  bleiben,  bis  sich  ihre  Zal  so  vermindert  haben  wird,  dass  sie 
.>ich  aus  ihren  Einkünften  mit  Austand  ernähren  können. 

B.  In  Absicht  der  Prüfung  der  zur  Seelsorge  zuzuziehenden  Kloster- 
(leistlichen  bleibt  es  zwar  ganz  bei  der  Bestimmung  des  Rescripts  vom 
'.•.  Juny  v.  .1.^),  selbige  mithin  den  resp.  Bischöfen  lediglich  überlassen,  in- 
iless  soll  doch  keiner  der  Kloster- Geistlichen  als  wirklicher  Pfarrer  an- 
gestellt werden,  der  nicht  wenigstens  2  Jar  hindurch  als  Vikarius  bei  einem 
Pfarrer  die  Seelsorge  practisch  ausgeübt  hat. 

Hiernach  und  mit  Bezug  auf  oben  erwähntes  Rescript  befehlen  Wir 
Euch,  in  Absicht  Eures  Departements  mit  den  resp.  Bischöfen  und  dem 
zeitigen  General- Administrator  des  Erzbisthums  Gnesen  in  Korrespondenz 
zu  treten,  die  Kommissionen  zu  organisiren  und  in  vorkommenden  Fällen 
nach  vorstehenden  Bestimmungen  zu  handeln.« 

(An  die  Warschauer  Kammer.) 
»Schltisslich  können  Wir  nicht  unbemerkt  lassen,  wie  Ihr  irret,  wenn 
Ihr  nach  Eurem  Bericht  vom  18.  July  v.  J.  der  Meinung  seid,  dass  die 
Kloster-Geistlichen,  um  in  ihren  Ordens-Kirchen  zu  predigen,  nur  von  ihren 
Obern  geprüft  werden  dürfen.  Nach  dem  tridentinischen  Concilio  sind  jene 
Geistliche  zwar  in  dieser  Hinsicht  eximirt^),  durch  die  Bulle  Inscrutabili 
des  Papstes  Gregorius  15.  vom  Jahr  1662  aber  den  Diöcesan- Bischöfen 
wieder  unterworfen.  Aus  diesem  Grunde  -wird  auch  im  Erzbisthum  Gnesen, 
wie  Ihr  aus  der  in  Abschrift  beikommenden  Tabelle  mit  mehrerem  erseheji 
werdet,  alle  Jahre  eine  solche  Prtifung  der  Kloster-Geistlichen]  gehalten.« 


699.  Generalmajor  v.  Knobelsdorff'^)  an  den  Staats-Minister  v.  Massow.  Mür/.  21 
Stettin  1804  März  27. 

H.  30.  169.  a.    Ausfertigung. 

Vorschlag,   %ur    Gehaltsaufbesserung   für  dru   Stettincr  katholischm    Öeinilicheu  dir 
Einkünfte  der  Karthau-sc  ■.11  Hildesheini  xu  renrendm* 

>E.  E.    Schreiben,    womit   Dieselben    mir  (!)    unterm    7.  Februar    den 


1    No.  610.  2)  Vorlage:  »examinirt.« 

3;  Kommandant  von  Stettin.  4    Cfr.  No.  «44  und  788. 
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AI"  o-  liiesigen  Katholischen  Geistlicheu  betreffend  beehret  haben,  ist  so  schmeichel- 
haft  für  selbigen,  dass  ich  mir  erlaube,  E.  E.  auf  einen  Fond  aufmerksam 
zu  machen,  welcher  sich  gegenwärtig  darbietet,  um  die  sehr  bedrängten 
Umstände  dieses  wtodigen  Geistlichen  zu  verbessern,  welcher  in  der  That 
mit  seinem  gegenwärtigen  Einkommen  kaum  die  Hälfte  seiner  nöthdürftigsten 
Ausgaben  bestreiten  kann. 

Ich  habe  in  Erfahrung  gebracht,  welches  E.  E.  auch  wohl  bekannt 
seyn  wii'd,  dass  von  denen  beträchtlichen  Revenuen  der  Carthaus  zu  Hildes- 
heim, durch  ein  Regulativ  des  Papstes,  alle  Missionairs  sowohl  im  Königl. 
Preussischen  als  andern  Ländern  Salarirt  worden  sind,  welches  jetzt  gänz- 
lich für  dem  Auslande  wegfällt;  auch  schon  jetzt  würcklich  mehrere  Geist- 
liche aus  diesen  neuen  Fond  durch  die  Halberstädtsche  Krieges-  und  Do- 
maineu-Cammer  verbessert  worden  sind.  E.  E.  muss  ich  es  jedoch  gänzlich 
überlassen,  zu  gleicher  Zeit  aber  bitten,  wann  keine  andern  Ursachen  ea 
verhindern,  den  hiesigen  Katholischen  Geistlichen  be}'  diesen  Vorfall  Ihren 
gnädigen  Eiufluss  angedeihen  zu  lassen.  <;   .  .  . 

Mai  5  Rand-Verfügung,  eigenhändig  von  Massow: 

.  .  .  ^^Was  den  mir  zur  Verbesserung  der  dortigen  Catolischen  Geist- 
lichen angezeigten  Fonds  des  Cartauses  zu  Hildesheim  betrift:  so  ist  dessen 
Verwendung  noch  nicht  gantz  regulirt.  Ich  zweifle  aber,  dass  davon  etwas 
für  die  alten  Provintzen  übrig  sein  wird.  Indessen  werden  sich  vieleicht 
andi-e  Quellen  in  den  alten  Provintzen  für  die  Stettinschen  Geistlichen  er- 
öfnen,  die  ich,  so  viel  es  irgend  die  Umstände  irgend  (!)  erlauben,  gewis. 
benutzen  will.  Nur  ist  dies  Alles  noch  erst  durch  weitläuftige  Operationen 
zu  präpariren.  Daher  man  für  jetzt  noch  nichts  bestimtes  davon  sagen 
kann.«   .  .  . 

März  27  Cabinets-Urdres   an  Schroetter    und   au  Hoym;    Reck;    Massow  s. 

unter  dem  21.  und  dem  24.  März  1804,  No.  693  und  694. 


März  30         700.     Rescript  des  Südpreussischen   Departements  »an  die  3  süd- 
preussischen  Kammern«.    Berlin  1804  März  30. 

Gen. -Direktorium  Südpreussen  LXXIII.  Ifi.  (General- Verorduungeni.     Abschrift,  gez.  Voss. 

Die  Eliesclieidungen  katholischer  Olaubensgenosseu  durch  iceltliche  Oei'ichte. 

»Es  ist  bemerkt  worden,  dass  das  auch  an  die  dortige  Regierung  er 
lassene  Reskript  vom  8.  Sept.  1802,  nach  welchem  katholische  Ehegattei 
in  allen  Fällen,  wo  sie  sich  bei  den  Landes -Justiz -Kollegien  zur  Ehe 
scheidungs-Klage  anmelden,  über  die  Wirkungen  der  von  den  weltlichei 
Gerichten  erfolgten  Scheidungen  in  Beziehung  auf  ihre  katholische  Verhält- 
nisse ausdrüklich  belehi't  werden  sollen ,  Euch  an  demselben  Tage  blo; 
nachrichtlich  koramunizirt  worden. 


1 
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Damit  jedoch  die  Erlaubnis  für  Katholiken,    bei    weltlichen    Gerichten  „:.     ..^ 
''  ,   .  März  .50 

Ehescheidungen  nachzusuchen,  nicht  für  ein  Eingrif  in  ihre  Keligions-Dog- 
men,  sondern  blos  für  das,  was  sie  wirklich  ist,  für  eine  Folge  der  Grund- 
säzze  des  Algem.  Landrechts  gehalten  werde,  so  befehlen  Wir  Euch,  die 
Offizialate  in  Eurem  Departement,  in  sofern  es  noch  nicht  geschehen  sein 
solte,  mit  dem  Inhalte  jenes  Reskripts  zur  Publikazion  in  ihrer  Diözes  be- 
kannt zn  machen.« 

I  701.  Staats-Minister  v.  Angern  an  den  Fürst-Bischof  von  Hildesheim  März  :ji 

j    und  Paderborn.     Berlin  1804  März  31. 

H.  8'J.  &>>.  K.    Abschrift. 
1  Widerlegung  der  Ansprüche  uitf  Erhöhung  der  KompctenxA 

1  >Wie  E,  Fürstl.   G.  bekannt,  ist  die  Bestimmung  Dero  Kompetenz  von 

I    den  Fttrstenthümern  Hildesheim  und  Paderborn  und  Alles,  was  hierauf  Be- 
I   zug  hat,  und  von  Denenselbeu  in  dem  .  .  .   Schi'eiben    vom    16.   d.  M.  an- 
}   geführt  worden,  vor  der  Zeit  verhandelt,  seit  welcher  mir  die  Leitung  der 
j   Organisationsgeschäfte  von  des  Königs  Maj.  übertragen  ist. 
I  Ich  habe  daher  die  Kompetenz  schon  auf  den  Allerhöchst  genehmigten 

(  Etats  von  Hildesheim  und  Paderborn  vorgefunden,  welche  nach  diesseitiger 
j  Verfassung  auch  mir  zur  Norm  dienen,  und  wovon  ohne  Allerhöchst  ander- 
I  weite  Bestimmung  nicht  abgewichen  werden  darf. 

Indess  habe  ich  mir  die  desfallsigen  Verhandlungen  vorlegen  lassen, 
und  kann  nicht  umhin,  gehorsamst  in  Bemerkung  zu  bringen,  dass  bei  der 
ersten  Festsezung  der  Kompetenz .  welche  bald  nach  der  Occupation  der 
Länder  und  lange  vor  dem  Abschlüsse  der  Verhandlung  der  Keichs- 
deputation  geschah,  die  Absicht  des  Ausdrucks:  'provisorisch'  nach  dem 
ausdrücklichen  Zusaze  des  Schreibens  vom  27.  Sept.   1802 

'mit  dem  Vorbehalte,  darunter  diejenigen  Aenderungeu  zu  treffen, 
welche  die  Beschlüsse  in  Kegensburg  etwa  nothwendig  machen 
könnten', 
wohl  nur  so  zu  verstehen  gewesen  ist,  dass,  wenn  etwa  zu  Kegensburg 
eine  bestimmtere  oder  fixe  Summe  angenommen  werden  mögte,  darnach  die 
Kompetenz  dann  näher  besonders  würde  zu  reguliren  sein ,  wenn  dieses 
Fixum  weniger  betragen  sollte.  Auch  scheinen  E.  F.  G.  das  ausgeworfene 
Kompetenzquantum  bereits  nach  der  Festsezung  der  Korapetenzsumme  zu 
Regensburg  für  endlich  bestimmt  angenommen  zu  haben,  wie  die  Aeusserung 
in  Dero  Schreiben  vom  24.  Febr.  v.  •l.'^)  bei  Gelegenheit  der  von  I.  K.  M. 
übernommenen  Beiträge  zu  den  Sustentationssummen  der  Herrn  Fürst- 
bischöfe zu  Lüttich  und  Basel  ausdrücklich  enthält. 

Aber  auch  selbst  nach  den  zu  Regensburg  festgesezten  Grundsäzen 
scheint  solches  nicht  unangemessen. 


1)  Cfr.  No.  690  und  708.  2   No.  o.tO. 
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«r"^*^ii  Die  Bestimmung  eines  Maximi  und  Minimi  lässt  eine  Arbitrirung  nach 
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den  Umständen,  besonders  nach  dem  Revenüenortrage  und  dem  Kultur- 
zustande der  Länder  zu,  wegen  welcher  die  vorigen  Landesherrn  ihre  Ab- 
fiudung  zu  erhalten  haben.  Wenn  darnach  auch  Hildesheim  zu  dem  Maxime 
berechtigen  mögte,  so  kann  in  Absicht  Paderborns  doch  wohl  nur  das 
Minimum  Statt  finden,  und  darnach  bestimmt  sich  die  Kompetenz  zu 
80000  Fl.  Nun  betragen  aber  50000  Rthlr.  berliner  Courant,  in  Verhält- 
niss  gegen   den   24  Fl.  Fuss,  der  allgemein  dem  Reichsdeputationsschlusse 

zum  Grunde  gelegt  ist,  wenigstens 87  000  Fl. 

und    rechnet    man  hiezu  die   von  L  K.  M.    freiwillig    übernom- 
menen Beiträge  zu  den  Lftttich  und  Baseischen  Sustentationen 

mit 6000  Fl. 

so  kömmt  ein  Quantum  von 93  000  Fl. 

heraus,  welches  selbst  den  Maximis  für  beide  Bistümer  nahe  kömmt. 

Die  Hofljedienten  haben  E.  F.  G.  theils  selbst  in  Dero  Diensten  be- 
halten, theils  würden  Dieselbe  für  solche  auch  nach  Dero  dereinstigem  Hin- 
tritte mit  Billigkeit  Vorsorge  zu  treffen  gehabt  haben,  welche  nun  des 
Königs  Maj.  übernehmen  werden,  und  die  Sommerwohnung  des  Schlosses 
Neuhaus  haben  E.  F.  G.  sich  damals  nicht  gewünscht,  weil  die  Reparaturen 
und  Unterhaltungskosten  Denenselben  zu  ansehnlich  geschienen  haben. 

Wie  die  Revenuen  beider  Länder  sich  übrigens  künftig  verhalten 
werden,  liegt  noch  im  Ungewissen,  aber  für  jezt  kann  ich  versichern,  dass 
nach  Abzug  der  Pensionen,  der  nothwendigen  neuen  Administrationskosten, 
und  besonders  bei  den  noch  so  sehr  ansehnlichen  Schulden,  welche  darauf 
haften,  der  Ueberschnss  für  den  diesseitigen  Staat  noch  zur  Zeit  so  un- 
beträchtlich ausfällt,  dass,  alle  Ersparungen  anzubringen,  die  erste  Pflicht 
der  mit  der  Organisation  beschäftigten  Staats-  und  Finanzbeamten  verbleibt. 

In  Ansehung  des  Termini  a  quo  der  Revenüenbeziehung  scheint  mir 
der  §  43  des  Reichsdeputationsschlusses  keinem  Zweifel  unterworfen,  da 
rücksichtlich  dessen  für  des  Königs  Maj.  die  Zeit  der  Besiznahme  eben  so 
klar  entscheidet,  als  der  Ausdruck  im  zweiten  Nachsaze  des  §  43  'bis 
zum  Zeitpunkte  des  neuen  Genusses'  die  bestimmten  Rechte  darauf  für  den 
abgehenden  Landesherrn  begründet,  indem  bei  diesem  bestimmt  ausge- 
drückten Effekte  des  Zivilbesizes  von  dem  übrigen  nicht  die  Rede  sein 
kann,  welcher  sich  aber  durch  den  Ausdruck:  er  geht  für  alle  8  Tage 
von  jenem  Termine  an,  resp.  auf  diejenigen,  welche  noch  nicht  Besiz 
genommen,  8  Tage  vor  dem  1.  Dec,  und  bei  den  übrigen  8  Tage  vor  der 
Occupation  bezieht.  So  ist  namentlich  solches  auch  von  dem  Königl. 
Kabinetsministerio  verstanden,  mit  welchem  deshalb  vorher  umständlich 
conferirt  word.en. 

Durch  diese  Bestimmung  ist  auch  das  erledigt,  was  E.  F.  G.  von  dem 
Gebrauche  bei  Fürstbischöflichon  Sterbefällen  anzuführen  belieben.  Es 
scheint  mir  aber  auch  hierbei  in  Erwägung  zu  kommen,  dass  E.  F.  G.  der- 
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einstigp  Erben  flemnilchst    das  Sterbequartal  der   ganr.en  Kompetenz  gleich  w|.^'m, 
bei  dem  Eintritte  in  dasselbe    zn  Gute   kommen   wird,    da   die    Z.-ilung   auf 
Quartale  gestellt  ist,    und   die  hiesige  KasseuverfasHung   diese  Zalungsweis« 
von  selbst  mit  sich  bringt. 

Dieses  alles  ist  indess  meine  eigene  Ansieht  der  Sachen,  wie  solche 
liegen;  ich  vermag  aber,  wie  gesagt,  hierunter  nichts  einzuwirken,  und  muss 
es  E.  F.  G.  vielmehr  überlassen,  ob  Dieselben  deshalb  weitere  Schritte  zu 
thun  ftir  gut  finden  werden.  <^ 

Cabinets-Ordre  an  den  Bischof  von  Breslau  s.  unter  dem  27.  März  April  2 
1804,  No.  697. 

702.  Staats-Minister  Graf  Hoym  an  den  Staats-Minister  Graf  Haugwitz.  April  a 
Breslau  1804  April  3. 

R.  IC.  B.  16s.    Ausfertigung.    Concept  in  d»n  bei  No.  Ü78  genannten  Akten  in  Breslau. 

JBtnpfiehlt  die  Einholung  der  Zustimmung  des  Papstes  für  die  Aufhebung  der  Klöster 
in  Schlesien,  und  für  ein  Verbot  des  Samnielns  durch  di^.  BettelordcnA) 

)E.  E.  danke  ich  .  .  .  für  die  .  .  .  Mittheilnng  vom  31.  v.  M.  der  .  .  . 
Cabinets-Resolution  2)  wegen  Aufhebung  der  Schlesischen  Klöster.  Ich  werde 
nach  Sr.  M.  Befehl  hier  alles  dazu  Erforderliche  bis  zur  Ankunft  AUer- 
höchstdesselben  vorzubereiten  bemüht  seyn.  E.  E.  ersuche  ich  aber  gantz 
ergebenst,  mitlerzeit  deshalb  das  Nöthige  an  den  Päpstlichen  Hof  gelangen 
zu  lassen,  damit  dessen  Beistimmung  und  die  Landesherrliche  Verfügung 
zu  gleicher  Zeit  bekannt  gemacht  werden  kann.  Ich  halte  dieses  zu  Be- 
tuliigung  der  Gemüther  und  Hebung  der  Gewissens-Zweifel  für  wesentlich 
iiothwendig.  Die  Aufnahme  der  Novizen  werde  ich  zwar  indessen  möglichst 
I  r^chweren  und  zu  decliniren  suchen;  ein  förmliches  Verboth  deshalb  kann 
itli  aber  so  wenig  erlassen,  als  sie  unbedingt  verweigern ,  da  dieses  die 
Aufhebung  schon  selbst  öttentlich  ))ekannt  machen  und  sanctionireu  würde. 
Zugleich  stelle  ich  E.  E,  ...  anheim,  ob  nicht  der  Anti'ag  bei  dem  Papste 
auch  dahin  zu  richten  wäre,  dass  den  Bettel-Orden,  auch  vor  Auflösung 
I  der  Kloster-Verbindung  und  Aussterben  der  Glieder,  das  Sammleu  durchaus, 
I  gegen  Bestimmung  einer  Competenz  von  dem  Staate ,  zu  untersagen  sey. 
'  Dieses  Verboth  ist  nüthig,  um  das  Publicum  von  der  Uneigennützigkeit  der 
Maasregel  zu  überzeugen,  um  die  mehrere  Verbreitung  des  Aberglaubens 
und  heimliche  Machinationen  zu  hindern,  und  um  den  gemeinen  Mann  von 
den  lästigen  Zudringlichkeiten  dieser  Samler  zu  befreyen.« 


Cabinets-Ordre   an  Voss    und   Schroetter   s.    unter   dem    24.   März  April  J 
1804,  No.  695. 


1    Cfr.  No.  729.  2    No.  696. 
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A  ^^'V>         703-  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  v.  Massow  und  v.  Angern. 

"  ^"'     "Potsdam  1804  April  12. 

11.  M).    Minüten_de3  Cabinets.    117. 

Erwiiguny  der  Aufliebung  der  Universität  Duisbicry,  der  Gründung  einer  Universität 
XU  Münster  mit  Atcci  theologischen  Fakultäten,  der  Aufhebung  der  Universität  ErfurtA) 

»Ans  den  beiden  anliegenden  Vorstellungen  der  Universität  zu  Duis- 
burg gebe  ich  Euch  zu  ersehen,  dass  dieselbe  zu  ihrer  Erhaltung  und  bessern 
Einrichtung  die  Klöster  in  Duisburg  und  die  Abtei  Hamborn  anzuweisen, 
derselben  auch  aus  den  Kloster-Bibliotheken  besonders  die  die  Westphälische 
Landes-Geschichte  betreffenden  Werke  zu  schenken  bittet.  Ich  nehme  in- 
dessen Anstand,  hierauf  irgend  etwas  zu  beschliessen,  weil  es  einer  vor- 
gäugigen  sorgfältigen  Prüfung  bedarf,  ob  bei  der,  durch  die  Abtretung  des 
linken  Rhein -Ufers  und  die  Acquisition  der  Entschädignngs- Lande,  dort 
eingetretenen  gänzlichen  Veränderung  der  Lage  der  Dinge  diese  Universität 
ferner  nöthig  und  nützlich,  oder  vielmehr  mit  der  Universität  zu  Münster, 
Avelcher  Ort  in  jeder  Beziehung  zu  einer  Universität  für  Westphaleu  am 
geeignetesten  zu  sein  scheinet,  zu  verbinden  sei.  Da  leztere  Universität  bis- 
lier  katholisch  war,  so  würde  es  nur  noch  darauf  ankommen,  diese  Bestim- 
mung zwekkmässig  zu  verändern.  Die  Religion  kann  eigentlich  nur  auf  die 
theologische  Facultät  und  auf  verschiedene  Hülfs-Wissenschaften  der  Theo- 
logie bei  der  Einrichtung  einer  Universität  Einfluss  haben,  und  zw^ar  so, 
dass  selbst  in  Rüksicht  der  beiden  protestantischen  Confessionen  nur  in 
so  fern  ein  Unterschied  zo  machen,  dass  jede  Confession  wenigstens  einen 
Lehrer  aus  ihrer  Mitte  haben  müsse.  Bei  allen  übrigen  Facultäten  aber- 
kömmt es  nur  auf  die  für  das  besondere  Fach  erforderlichen  Kenntnisse 
und  Eigenschaften  an,  ohne  weiter  zu  unterscheiden,  zu  welcher  der  drei 
christlichen  Religions  -  Partheien  der  Lehrer  gehöre.  Was  dagegen  die 
theologische  Facultät  betrift,  so  scheint  es  mir  nicht  rathsam,  in  derselben 
die  Protestanten  und  Katholischen  zu  vereinigen,  sondern  nöthig,  bei  einer 
Universität  zwei  ganz  von  einander  abgesonderte  theologische  Facultäten  zu 
stiften,  oder  zwei  verschiedene  Universitäten  dazu  zu  bestimmen,  woferne 
die  Bildung  der  katholischen  Theologen  nicht  einem  gut  eingerichteten 
bischöflichen  Seminario  überlassen  werden  könnte.  Alles  dieses  gebe  ich 
insonderheit  Euch,  .  .  .  Massow,  reiflich  zu  erwägen,  und  da  es  dabei  auf 
einen  allgemeinen  Ueberblikk  der  Lage,  worin  sich  das  Unterrichts-  und 
Erziehungs-Wesen  in  den  gesammten  Entschädignngs-  und  damit  in  nähere 
oder  entferntere  Verbindung  stehenden  altern  Provinzen  befindet,  ankömmt, 
so  werdet  Ihr  Euch  diesen  vor  allen  Dingen  verschaffen  müssen,  und  als- 
dann mit  Darstellung  desselben  gutachtlich  berichten. 

Noch  entschiedener  scheint  mir  die  Aufhebung  der  Universität  zu  Er- 
fiuth  zu  sein,   da  für  die  (legend  des  Erfurther  Gebiets  und  für  das  Eichs- 

1)  Cfr.  No.  721. 
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feld    die   Universität   zu    Halle,    zumal    bei    der    iezt  im  Werke  beerriffeueu  .  ^^"^^  , 

'  *'  "  April  12 

Vervollkommuung  derselbeu,  dem  Rcdlirfnisse  gauz  entsprechen  wird.  Da- 
für würde  aus  den  Fonds  jeuer  Univerditilt  eine  höhere  Schul-Anstalt  in 
Erfiu'th  vollkommen  zwekkmässig  eingerichtet  und  der  Ueberschuss  zu  andern 
utltzlichen  Zwekken  bestimmt  werden  können.  Ich  erwarte  daher,  dass  Ihr 
in  dem  zu  erstattenden  Berichte  auch  darauf  die  nöthige  Kiiksicht  nehmet.' 


704.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.d.Reck,  v.Massow  April  i.j 
und  V.  Angern.     Berlin  1804  April  15. 

U.  '^ü.  32.  H.   AustVitigung.   Oontopt.  Anweisung  von  Sack,  1!.  70.  Iluuijt-Konimisiun.  11.  .\1V.  lii. 

Von  </r/i  5  Klöfifcrii  vi  drr  Stadt  Halberstadt  und  ikrrr  Aufhehiny  odn-  cnrUiufi(irii 

BeibehaJtiniffA 

.  .  .  »Nach  dem  hier  kürzlich  dargestellten  Personellen  und  Vermögens- 
Zustand  dieser  5  Klöster  in  der  Stadt  Halberstadt  haben  die  Landes-Collegia 
sowohl  im  Allgemeinen  die  Gründe  für  und  wider  die  Aufhebung  derselben 
als  auch  die  Verhältnisse  erörtert,  welche  sonst  in  Ansehung  der  Seelsorge, 
der  Volksbildung,  der  Armen-Unterstützung  dabei  zur  Sprache  kommen. 

Nach  Erwägung  alles  dessen  geht  nun  unsere  pflichtmässige  Meinung 
dahin : 

dass  das  Kloster  St.  Johann  sofort  aufzuheben,  das  Franziskaner-  und 
Dominikaner-Kloster  zum  successiven  Aussterben  zu  bestimmen,  da- 
bei aber  wegen  der  katholischen  Seelsorge  und  des  Schulunterrichts 
gehörige   Vorsorge    zu   trefien   sei,    wegen  der  Nonnen -Klöster  aber 
die   Bestimmung   noch  auszusetzen,   bis   auch  die  übrigen  Nonnen- 
Ivlöster  der  Pro^inz  aufgenommen  sein  werden  und  sich  alles  mehr 
übersehen  lässt. 
Es  ist  nehmlich  aus   dem  Vorstehenden   ersichtlich,    dass   das   Kloster 
i  St.  Johann,  wie  gewöhnlich  die  Augustiner  Chorherrn,  von  keinem  Einfluss 
j  auf  die  Seelsorge,    überhaupt   von   keinem  Nutzen   für  den  Staat  sind.     Es 
I  steht  dem  auch  nichts  entgegen,  dies  Kloster,  so  wie  es  in  den  Entschädi- 
gnngs-Provinzen   geschehen   ist,    gleich   aufzuheben   und  die  Geistlichen  au- 
I  gemessen    zu    pensioniren.      Dagegen    verdienen    die    Mendicanten- Klöster 
mehrere  Rücksicht,  weil  sie,  besonders  aber  auch  im  Halberstädtscheu,  wo 
I  keine  besondere  katholische  Pfarren   fundirt  worden    und,    wie   aus   obigem 
'  hervorgeht,  ivuch  in  andern  Provinzen  von  E.  K.  M.  Staaten   uüzlichc  Aus- 
lUllfe  bei  der  Seelsorge  leisten,  auch  eine  alsbaldige  Aufliebung  schon  des- 
halb nicht  angeht,  weil  es  an  Fonds  zu  ihrer  Pensionirung  gebricht. 

Wenn  sie  aber  successive  durch  Aussterben  und  Versetzen  der  Kloster- 
Geistlichen  in  andere  Klöster  desselben  Ordens,  worauf  bei  den  Provincialen 
derselben  angetragen  werden  kann,  eingehen,  so  werden  die  Franziskanei - 
nnd  die  Dominikaner-Kirche  als  zwei  Pfarren  zu  constituircij  und  bey  jeder 

1    No.  707  und  734. 
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.  ^^?L  zwei  Pfarrer,  wie  im  Hildesheimschen  geschehen  ist,  der  erste  mit  400  Rthlr., 
der  andere  mit  350  Rthh-.  an  baarem  Gelde,  sowie  zwei  Schullehrer,  jeder 
mit  150  Rthlr.  jährlich  an  baarem  Gelde,  zu  fuudiren  und  das  Benöthigte 
für  diese  beiden  Kirchen  und  Schulen  aus  dem  Vermögen  des  Klosters  Set. 
Johannis  in  der  Art  gleich  auszusetzen  sein,  daas  alles  dieses  bis  zu  dem 
eintretenden  Fall  in  Cassa  verbleibe. 

Nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Religion  erfordern  2000  Com- 
municanten,  als  so  viel  angenommen  werden  müssen,  2  Parochien  und  zu- 
sammen 4  Seelsorger,  besonders,  da  in  der  Nähe  keine  katholischen  Pfarren, 
wohl  aber  dergleichen  Glaubensgenossen  sind,  deren  Stellen  aber  vorläufig 
von  den  beiden  Mendicanten-Klöstern  wahrgenommen  werden  können.  Für 
die  Seelsorge  in  der  Provinz  wird  bei  Aufhebung  der  übrigen  Klöster  ge- 
sorgt werden,  und  da  überhaupt  in  der  Provinz  nur  etwa  10  Pfarreien  sind, 
mithin  nur  für  die  Anzahl  von  20  Subjecten  zu  sorgen  bleibt,  so  wird  dieses 
leicht  auf  einem  in  E.  K.  M.  neuen  katholischen  Provinzen  vorhandenen 
Seminario,  zu  Münster,  Paderborn  und  Hildesheim,  geschehen  können. 

Zwar  haben  E.  K.  M.  in  den  Entschädigungs-Provinzen  die  einstweilige 
Beibehaltung  der  Mendicanten-Klöster  befohlen,  allein  dort,  wo  die  mehre- 
sten  Eingesessenen   oder  zum   Theil   alle  katholisch   sind,    können  sie  der  j 
Seelsorge  halber  für  jezt  auch  noch  nicht  entbehret  werden,  in  dieser  grössten  i 
Theils  protestantischen  Provinz  hingegen   geht   solches   eher   an ,    wenn  für  I 
die  Constituirung  angemessener  Pfarreien  gesorgt  wird.  i 

Sollten  E.  K.  M.  dies  zu  genehmigen  geruhen,  so  werde  ich,  der  Etats-  I 
Minister  von  Angern,  sofort  wegen  Aufhebung  des  Klosters  St.  Johann  das 4 
Nötige  veranstalten  und  dabei  nach  den  Grundsätzen  verfahren,  die  bei  Auf- 1 
hebung  der  Klöster  in  den  Entschädigungs-Provinzen  mit  Allerhöchstdero 
Beifall  angewendet  worden  sind.  Dem  Prälaten  würde,  nach  Maassgabe ' 
solcher  Grundsätze  und  des  Vermögens -Zustan des,  1200  Rthlr,,  und  jeden  | 
Oonventualen  275  Rthlr.  zu  geben  sein;  dagegen  die  Novizen  auf  3  Jahrji 
dieses  Quantum  mit  825  Rthlr.  und,  wenn  sie  sich  gleich  abfinden  lassen" 
wollen,  700  Rthlr.  jeder  erhalten  würden,  die  aus  den  in  Cassa  bleibenden  I 
Pfarr-Kosten  zu  decken  sind;  so  wie  denn  auch  die  Offizianten  nach  deni! 
bestehenden  Principien  mit  angemessenen  Pensionen  angesezt  werden  müssen.; 

Das  ganze  Vermögen  würde  denn  sogleich  diesseits  in  Verwaltung  ge-i 
stellt  und  genau  veranschlagt,  da  jezt^  Behufs  der  Aufnahme,   solches  nur- : 
durch  Ueberschläge  ausgeraittelt  worden.«   ...  \ 

April  19  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»Die  in  den  Indemnitäts-Landen  über  die  Aufhebung  der  Klöster  ge- 
machte Erfahrung  und  die  darüber  vernommenen  Urtheile  des  Publicum 
haben  S.  M.  auf  den  Gedanken  gebracht,  dass  es  am  besten  sej^n  möge, 
die  Veränderungen,  welche  mit  den  Klöstern  vorzunehmen,  allgemein  und 
ohne  Unterschied  zwischen  den  begüterten  und  Bettel- Orden,   der  nur  den 
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Verdacht  eigenuiUziger  Absichten  begründet,  nach  gleichen  Gruudäät/eu  zu  a  ^  ir 
bestimmen.  Das  allgemeine  Ziel  dieser  Verilnderungen  ist  und  bleibt  die 
Aufhebung  der  Klöster.  Da  aber  deren  plötzliche  und  gänzliche  Aufhebung 
theils  wegen  der  Seelsorge  Verlegenheiten  erzeugen,  theils  wegen  der  auch 
den  Bettel- Mönchen  zu  gebenden  Pensionen  dem  Staate  kostbar  werden 
wtlrde,  so  dürfte  es  eben  so  sicher  und  mit  gleichen  oder  grössern  Vor- 
theile  zum  Ziele  führen : 

1.  Die  fernere  Annahme  der  Novizen  zu  verbieten,  die  bereits  ange- 
nommenen abzufinden  und  den  Austritt  aus  dem  Orden  und  Kloster  denen, 
die  es  wünschen,  zu  erleichtern,  im  Fortlaufe  dieser  Maassregeln  aber,  so 
wie  die  Kloster -Geistlichen  nach  und  nach  abnehmen,  die  Mitglieder 
mehrerer  Klöster,  so  weit  es  irgend  angeht,  zusammen  zu  legen  und  da- 
durch die  gänzliche  Aufhebung  der  Klöster  zu  beschleunigen. 

2.  immittelst  für  den  ungestöhrten  Fortgang  des  Gottesdienstes  und  der 
Schul-Anstallten  allenfalls  durch  Verpflichtung  der  Klöster,  Welt-Geistliche 
dazu  anzustellen,  Sorge  zu  tragen,  zugleich  aber  auch 

3.  durch  Aufnahme  genauer  Inventarien  über  das  Vermögen  eines  jeden 
,  Klosters,  Einführung  einer  strengen  Aufsicht  und  Rechnungsführung,  wobey 

den  Ordens-Geistlichen  entweder  eine  auskömmliche  Competeuz  zu  bestimmen 
oder  ein  förmlicher  Haus -Etat  zu  ihrem  Unterhalt  auf  Lebenszeit  gemacht 

,  werden  kann,  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  allein  das  Vermögen  erhalten, 
sondern  auch  dem  Staate  der  alljährlich  steigende  Ueberschuss  entrichtet 
und  zulezt  das  gantze  Kloster -Vermögen  zu  dessen  Disposition  gestellt 
werde. 

In  Erwägung  dessen  nehmen  S.  M.  Anstand,  die  Anträge  der  Ref. 
>chon  jezt  zu  approbiren,  tragen  denselben  vielmehr  auf,    die  angegebenen 

i  Ideen  an  und  für  sich  sowohl,  als  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Klöster  in 

'  den  alten  teutschen  Provinzen  sorgfältig  zu  prüfen  und  ihr  pflichtmässiges 

I  Gutachten  darüber  zu  erstatten. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Reck,  Massow,  Angern,  Potsdam  1804 
Apiil  19. 

[i  R.  So.    Minuten  des  Cabinets. 


705.    Gutachten    des    Ostpreussischen    Konsistoriums    an    das  Ost-  April  lö 
preussische  Etats-Ministerium.    Königsberg  1804  April  15. 

It.  47.  23.    Abschrift. 

Btr  AuPiebioig  der  Paroehial-Abgaben  ist  in  Ostpreussen  yiicht  xulässigA] 
»Da  die  von  den  Inspectoren  erforderten  Nachrichten  wegen  der  Paro- 
ehial-Abgaben  von   fremden    Religions- Verwandten    imd    in  wie    ferne    die 
projectirte  Declaration    wegen  Aufhebung   der   Paroehial-Abgaben   in  Süd-, 
West-  und  Neu-Ost-Preussen  und  Neu-Schlesien  auch  auf  die   hiesige  Pro- 


1;  Cfr.  No.  ü89  und  718. 
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.  ^^,\  r  vinz  ang;ewendet  werden  könne,  jetzt  znm  grössten  Theil  eingekommen  sind, 
April  15  ■ 

so  sind  wir  fortmehr  im  Stande,  E.  K.  M.  den  per  Rescriptum  vom  4.  Aug. 

V.  J.  erforderten   und   am   25.  Jan.  d.  J.    excitirten    gutachtlichen    Bericht 

pflichtmässig  zu  erstatten. 

Wir  mtlssen  gleich  anfänglich  bemerken,  wie  die  eingegangenen  In- 
spections- Berichte  über  diesen  Gegenstand  nur  eine  Stimme  enthalten,  in- 
dem sie  sich  sämmtlich  dahin  vereinigen; 

dass  obgedachte,  für  die  neuen  Provinzen  projectirte  Declaration 
auf  die  hiesige  altern  ohne  grosse  Nachtheile  und  Schwflrigkeiten 
keine  Anwendung  finden  könne. 

Die  darüber  angeführten  Gründe,  welche  wir  aus  ihrem  Berichte  ent- 
nehmen und  hier  folgen  lassen,  scheinen  uns  allerdings  von  Erheblichkeit 
und  Wichtigkeit  zu  seyn. 

Denn,  wenn  gleich  die  mehrerwehnte  Declaration  nur  die  Abstellung 
des  Pfarrzwanges  in  Ansehung  der  bloss  persönlichen  Parochial-Abgaben 
beabsichtiget  und  es  wegen  der  Real-Lasten,  welche  auf  den  Grundstücken 
haften,  noch  vor  der  Hand  bey  der  bisherigen  Observanz  jeden  Orts  ver- 
bleiben soll,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Kirchen  auch  schon 
durch  den  Ausfall  des  Personal- Decems,  des  Erd-  und  Glockengeldes  p. 
von  den  fremden  Religions -Verwandten,  so  wie  die  Prediger  und  Schul- 
bedienten durch  die  ihnen  entgehende  Calende  und  Stolgebühren  bey  Procla- 
mationen,  Copulationen,  Taufen,  Beerdigungen  und  Tauf-  und  Sterbe-Atteste 
an  ihrem  Einkommen  mehr  oder  weniger  verlieren,  je  nachdem  die  Anzahl 
der  fremden  Confessions-Verwandten  in  dem  Kirchspiel  grösser  oder  geringer- 
ist.  Dieser  Verlust  ti-ift  vorzüglich  die  auf  den  Grenzen  nach  den  neuen 
Provinzen  belegene  Kirchspiele,  wo  schon  mehrere  Katholiken  sich  an- 
sässig gemacht  haben,  uud  fällt  in  maucheu  Gegenden,  z.  B.  der  Marien- 
werderschen  Inspection,  sehr  bedeutend  aus,  indem  der  Inspector  die  An- 
zahl der  nicht  lutherischen  Eingesessenen  im  Durchschuitt  in  der  ganzen 
Diöcese  auf  Ein  Drittel  annimmt,  dahero  er  auch  von  der  in  Rede  stehen- 
den Abänderung,  wenn  solche  festgesetzt  werden  sollte,  keinen  andern  Er- 
folg absieht,  als  dass  die  Kirchen  seiner  Diöcese  wegen  Unzulänglichkeit 
des  Fonds  zusammen  geschlagen  und  die  Pfarr-Stellen  aus  Mangel  an  Sub- 
sistenz  vermindert  werden. 

Ueberhaupt  haben  die  Inspectoren  bemerkt,  dass  die  lutherischen  Kirchei 
und  Geistlichen  für  diesen  Verlust  keinen  Ersatz  zu  erwarten  haben. 

Die  an  der  Grenze  in  lutherischen  Kirchspielen  angesessenen  Katho- 
liken z.  B.  würden  sich  ihrer  Geistlichen  in  West-  und  Neu-Ost-Preussei 
bedienen  müssen,  von  woher  aber  die  hiesigen  lutherischen  Kirchen  au 
keine  Entschädigung  rechnen  können,  da  in  West-Preusseu  schon  hinläng- 
liche lutherische  Prediger  angestellt  sind,  und  dieses  auch  mit  Neu- Ost; 
proussen  bald  derselbe  Fall  seyn  wird. 

Sie  haben  daher  schon  in  Betracht  dieses  Ausfall»,  der  liiu  wud  lier  sehl 
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empfiudlicb,  überall  aber  fiiblbar  seyn  di'nt'te,  gebeten,  dass  es  auch  in  An-  .  .,  ,  - 
sehung  der  persönliclien  Paroehlal- Abgaben  von  fremden  Religions-Ver- 
wandten bey  der  bisherigen  Verfassung  jedes  Orts  belassen  werden  möchte. 
Wir  bemerken  hiebey,  dass  dieser  Antrag  nur  auf  die  Kirchen  in  den 
kleinen  Städten  und  dem  platten  Lande  gilt,  indem  allhier  in  Königsberg 
die  Reformirten  und  Catholiken,  so  wie  die  andern  geduldeten  Religions- 
Gesellschaften,  ausser  den  Real-Abgaben  keine  persönliche  au  dre  lutheri- 
schen Kirchen  und  Prediger  entrichten,  welcher  Fall  auch  in  Gumbinnen, 
Tilse  p.  in  Absicht  der  Reformirten  eintrift,  weil  an  diesen  Oertern  refor- 
mirte  Prediger  zur  Stelle  sind. 

Zur  Unterstützung  obigen  Antrages  haben  die  Inspectoren  sich  niclit 
nur  anf  das  Ostpr.  Provinzial-Recht  Th.  2  Tit.  11  Zusatz  213  bezogen,  wo- 
selbst §  4  festgesetzt  ist: 

dass   ausser  dem  Real-Zehnten  auch  die  grosse  und  kleine  Calende 
ohne  Rüksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Religion  dahin  entrichtet 
werden  soll,  wohin  sie  bisher  entrichtet  worden, 
und  §  5 

dass  der  Personal-Decem  da,  wo  es  besonders  hergebracht  und  fest- 
gestellt ist,  auch  von  fremden  Religions-Verwandteu  gefordert  werden 
könne, 
auch  Zusatz  176  §  3 

dass  die  Stolgebühreu  von  Nichtprotestantischen  Religions- Vorwandten 
au  den  Protestantischen  Pfarrer  da  entrichtet  werden  sollen,   wo  es 
diu'ch  besondere  Verordnungen  festgesetzt  ist; 
sondern  es  ist  auch  von  ihnen,  soviel  zuförderst  die  Abgaben  an  die  Kirchen 
betrift,  richtig  bemerkt  worden: 

dass  die  Kirchen  in  den  hiesigen  Provinzen  nicht  nur  auf  die  Ein- 
nahme der  Real-Abgaben  und  Lasten,  welche  auf  den  Grundstücken 
haften,  sondern  aucli  auf  den  Personal-Decem  von  den  säramtlichen 
zur  Parochie  eingewidmeten  Besitzungen  eigentlich  fundirt  sind. 
Ueberdem  ist  diese  Einnahme,    welche  nach  denen   von  uralten  Zeiten 
her  feststehenden  Sätzen  ohne  Erhöhung  abgetragen  wird,   für   die  Bedürf- 
nisse   der   Kirchen-Ausgaben    gegenwärtig   an    den    mehresten   Orten    völlig 
unzureichend  und  muss  auch  um  so  mehr  unzureichend  bleiben,  als  die  Aus- 
gaben,   besonders   die    Kosten   bey   vorkommenden    Bauten,    jetzt   ungleich 
1  beträchthcher  als  ehedem  sind,  und  der  Kirchen-Casse,  Avenu  diese  aber  nichts 
jhat,  nach  den  neuern  Verordnungen  der  Gemeinde  zur  Last  fallen,    mithin 
Idie   Befreyung   der    andern    Confessions- Verwandten    von    den    persönlichen 
;Abgaben  denen  übrigen  Eingewidmeten,  die  diesen  Ausfall  decken  müssen, 
um  desto  drückender  wird. 

Hiebey  müssen  wir  bemerken,  dass  der  Personal-Decem  von  allen 
Personen,  die  sich  in  dem  Kirchspiel  ernähren,  eigentlich  deshalb,  weil  sie 
in  dem  Kirchspiel  ihren  Erwerb  finden,  entrichtet  wird,  daher  nach  unsenn 

10* 
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'^^  .  Ermessen  die  andre  Kirche,  wo  der  fremde  Keligions-Yerwandte  nach  seinem 

•V 11  r  i  1   1  o 

(ilaiiben  hingehöret,  auf  diese  Einnahme  gar  keine  Ansprüche  machen  kann. 

Was  hiernächst  die  Einkünfte  der  Geistlichen  betrift,  so  hat  es  damit 
dieselbe  Bewandniss.  Die  Prediger  auf  dem  Lande  und  in  den  kleinen 
Städten  haben  bekanntlich  nur  ein  geringes  baares  Gehalt  aus  der  Kirchen- 
Casse,  welches  in  Einhundert  Gulden  Preuss.  besteht.  Sie  sind  aber  da- 
gegen auf  das  aus  ihrer  Gemeinde  fliessende  Einkommen  gewiesen.  Auf 
selbiges  haben  sie  ein  wohlhergebrachtes  Recht  und  es  kann  ihnen  davon 
ohne  Entschädigung  nichts  entzogen  werden.  Dieses  Einkommen  der  Prediger 
aus  ihren  Gemeinden  wird  ebenfalls  nach  Sätzen,  welche  seit  Jahrhunderten 
sich  herschreiben,  entrichtet,  und  es  ist  folglich  den  Bedürfnissen  und  den 
Preisen  der  gegenwärtigen  Zeit  schon  ganz  unangemessen  und  unzureichend. 

Gerade  eben  so  verhält  es  sich  auch  mit  den  hiesigen  Schul-Einrich- 
tungen,  deren  gesammte  Existenz  grösstentheils  auf  solchen  Abgaben  von 
der  Societät  beruht. 

Die  Inspectoren  haben  ferner  bemerkt,  dass  aus  der  Aufhebung  der 
Parochial- Abgaben  von  fremden  Religions- Verwandten  noch  viele  Incon- 
venienzien  entstehen  würden. 

Die  Kirchen -Systeme  und  Kirchen-Fonds  würden  auf  keinen  sichern 
Fuss  gestellt  werden  können,  vielmehr  wegen  des  Ab-  und  Zuziehens  ver- 
schiedener Religions-Partheyen  immer  schwankend  bleiben.  Eben  dieselbe 
Kirche  und  die  angestellten  Prediger,  welche  jetzt  eine  bedeutende  Ein- 
nahme an  persönlichen  Abgaben  beziehen,  weil  die  Kirchspiels-Eingesessenen 
der  lutherischen  Confession  zugethan  sind,  müssen  über  kurz  oder  lang  ohne 
ihr  Verschulden  um  dieselbe  kommen,  sobald  andere  Religions-Partheyen 
die  abgehende  und  verziehende  Lutheraner  ersetzen.  Wir  führen  hier  nur 
ein  Beyspiel  von  der  hiesigen  Kneiphöfschen  Kirche  an,  deren  Sprengel 
seit  kurzen  Jahren  grösstentheils  von  Juden  bewohnt  wird,  wodurch  nicht 
nur  der  Ku-chen-Fond  sehr  alterii-t,  sondern  auch  das  Einkommen  der  Prediger 
bedeutend  reducirt  worden. 

Es  ist  ferner  bemerkt,  dass  diese  Veränderung  Unrichtigkeiten  in  den 
Populations- Tabellen  und  Cantons -Listen  zur  nothwendigen  Folge  haben 
müsse.  Besonders  würde  die  richtige  Führung  der  Cantons -Rollen  den 
Regimentern  sehr  erschwert  werden.  Es  würden  manche  Todesfälle  den 
Pupillen-Behörden  unaugezeigt  bleiben. 

Auch  andere  Einrichtungen,  namentlich  die  Hebammen-Institute  hiesiger 
Provinzien,  welche  jetzt  die  Beyträge  von  allen  Trauungen  'und  Taufen 
erhalten,  würden  sehr  alterirt  werden  uud  einen  grossen  Theil  dieser  Ein- 
nahme einbüssen,  wenn  z.  B.  die  Catholiken  aus  denen  an  West-Preussen 
grenzenden  Kirchspielen  ihre  Beyträge  an  ihren  Prediger  nach  Westpreussen 
zur  dortigen  Instituts-Casse  entrichten  sollten. 

Die  Inspectoren  liaben  endlich  noch  angeführt,  dass,  wenn  alle  Actus 
ministerii,  Taufen,  Beerdigungen,  Trauungen  p.  p.   ))ey  den  unter  einander 
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■wohueudeu  verscliiedeneu  Glaubens-YeiwaiuUeu  uur  vou  den  Geistlicheu  der  .^^.]^. . 
Confessiou  verrichtet  werden  soUteu,  .sülclies  diesen  oft  wegen  ihrer  Ent- 
fernung sehr  beschwerlich  werden  dürfte,  da  nicht  in  allen  Districten  refor- 
rairtc  und  Catholischc  Prediger  anzutreÜ'en  sind:  der  Mennonitischcr  Vcr- 
mahner  ohnedem  nicht  zu  gedenken.  Alle  diese  Keligions-Partheyen  bedienen 
sich  jetzt  nach  der  Anzeige  verschiedener  Inspectoren  ungezwungen  der 
lutherischen  Kirche  und  des  Predigers,  den  sie  in  der  Nähe  haben.  Sic 
wohnen  nicht  nur  dem  lutherischen  Gottes-Dienste  bcy,  sondern  sie  haben 
an  manchen  Orten  eigene  Sitze  in  den  Kirchen,  ihren  eigenen  Thcil  am 
Kirchhofe.  Sie  bedienen  sich  des  Predigers  bey  Vorbitten,  Danksagungen, 
Leichen,  Proclamationen,  Copulationen  und  Taufen. 

Sie  schicken  ihre  Kinder  zur  lutherischen  Schidc  und  es  wird  in  Kük- 
sicht  ihres  Unterrichts  und  moralischen  Bildung  kein  Unterschied  zwischen 
selbigen  und  den  lutherischen  Kindern  gemacht,  welches  ihnen  um  so  mehr 
zu  statten  kommt,  als  die  Geistlichen  ihrer  Confession  sich  wegen  ihrer 
Entfernung  um  sie  nicht  bekümmern  können. 

Da  die  Mitglieder  dieser  verschiedeneu  Keligions-Partheyen  solcher- 
gestalt der  Dienste  des  lutherischen  Predigers  bedürfen,  selbige  von  ihm 
verlangen  und  dieser  sie  ihnen  leistet,  und  da  sie  überhaupt  die  durch 
Schul-  und  Gottes-Dienstliche  Einrichtungen  bezweckte  Wohlthaten  eben  so, 
wie  die  Lutheraner,  geniessen,  so  spricht  auch  die  natürliche  Billigkeit  da- 
für, dass  sie  das  Gewöhnliche  an  die  Ku-che  und  Schule  und  deren  Be- 
dienten entrichten. 

So  viel  noch  besonders  die  Mennoniten  betriff,  so  sind  selbige  durch 
das  Edict  d.  d.  Berlin  den  30.  Julii  1789  zu  allen  Kirchspiels-Lasten  und 
Gebühren  verpflichtet. 

Nach  vorstehenden  gegründeten  Anführungen  der  Inspectoren  und  den 
bestehenden  Einrichtungen  in  den  hiesigen  Provinzen  müssen  wir  dem  Seuti- 
ment  derselben  beitreten  und  unmaassgeblich  dafür  halten: 

dass,  so  wünscheuswerth  eine  Aufhebung  jedes  Zwanges  in  An- 
gelegenheiten der  Religion  und  der  kirchlichen  Einrichtung  ist 
und  so  sehr  solche  der  Denkungs-Art  des  Zeitalters  auch  gemäss 
zu  seyn  scheint,  dennoch  die  Aufhebung  der  Parochial- Abgaben 
wegen  der  vorangeführten  vielen  Schwierigkeiten  und  des  für  die 
lutherischen  Kirchen  und  Prediger  daraus  entstehenden  bedenklichen 
Nachtheils  nicht  füglich  unternommen,  mithin  die  mehr  erwehnte, 
für  die  neuen  Provinzen  entworfene  Declaration  auf  die  hiesigen 
nicht  angewendet  werden  könne.  < 

Das'Ostpreussische  Etats-Ministerium  sendet  dieses  Gutachten  am  1.  Mai    Mai  l 
1804  an  Massow  mit  dem  Bemerken,  dass  es  dieser  Meinung   »übernll  bey- 
pflichten«   müsse. 

Au8f>-rtigiin(^  a.  a.  0. 
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1804  -jQQ     immediat-Bericht  des  Staats-Mi nisters  v.  Voss.    Berlin  1804 

April  19 

April   19. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  109:^.  Concept,  korrigirt  von  Klewiz,  gez.  Voss.    Aus- 
fertigung: B.  80.  34.  F. 

*Die  Einrichtung  des  Rcformatcn-Klostcrs  auf  der  Vorstadt  Schrodtke  bei  Posen  xu 
einem  Schidlehrer-Seminario.*^) 

»Um  die  Kosten  zur  Einrichtung  der  Land-  und  Stadt -SchuUehrcr- 
Seminarien  in  Südpreussen  mügliclist  zu  verringern,  beabsichtige  ich,  Kloster- 
Gebäude,  als  vorzüglich  schicklich  dazu,  für  diese  Institute  zu  benutzen. 

In  Posen  qualificirt  sich  hierzu  das  Reformaten- Kloster  auf  der  Vor- 
stadt Schrodtke  nicht  nur  nach  seiner  Lage,  seiner  Innern  Einrichtung  und 
seines  baulichen  Zustandes,  sondern  auch,  weil  dasselbe  weder  Vermögen 
noch  Seelsorge  hat,  und  die  darin  befindlichen  14  Geistlichen  nebst  Diener- 
schaft also  ohne  weitere  Auseinandersetzung  und  Schwierigkeit  in  Klöstern 
ihres  Ordens  untergebracht  werden  können,  umsomehr,  als  deren  noch  15 
in  Südpreussen  existiren.  Bei  diesen  Umständen  bitte  E.  K.  M.  ich,  die 
Einziehung  und  Einrichtung  jenes  Klosters  zu  gedachtem  Zweck  in  Gnaden 
zu  genehmigen.  Nach  Eingang  dieser  höchsten  Genehmigung  werde  ich  die 
Einrichtungs-  und  Reparatur-Kosten  veranschlagen  lassen,  welche  aus  den 
zum  Bau  von  Schullehrer- Seminarien  Allerhöchst  bewilligten  Meliorations- 
Geldern  werden  erfolgen  können.« 

Diesem  Immediat -Berichte  geht  eine  bereits  im  August  1801  be- 
ginnende Korrespondenz  von  Voss  mit  der  Kammer  zu  Posen  voraus.  Die 
Zustimmung  zur  Einziehung  des  Klosters  giebt  Voss  erst,  als  die  Kammer 
berichtet,  d.  d.  1802  März  16,  mit  dem  Kloster  sei  »gar  keine  Seelsorge 
verbunden.« 

April  22  Die  Genehmigung  erfolgt  durch  Cabinets-Ordre  an  Voss,  d.  d.  Pots- 

dam 1804  April  22. 

Ausfertigung  a.  a.  0.  

April  19          Cabinets-Ordre   an   Rock,   Massow,  Angern  s.  unter  dem  15.  April 
1804,  No.  704. 

April  21         707.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Massow 
und  V.  Angern.     Berlin  1804  April  21. 

R.  8S).  32.  H.    Ausfertigung. 
Die  Aufhebung   des  Äugusfine]-- Klosters  Ilnmerslebcn  im  Fürstenthume  Halhrrstadt. 

.  .  .  »Bei  der  Aufhebung  des  Klosters  selbst  muss  jedoch  für  nach- 
stehende Dinge  nähere  Vorkehrung  getroffen,  und  vorläufig  darüber  das 
Nöthige  bestimmt  werden. 

I.  Für  die  benachbarten  katholischen  Glaubensgenossen  ist  eine  Pfarrei 
zu  fnndiren,  und  zwar  wegen  der  zerstreueten  Wohnungen  dieser  Katholiken 

1)  Cfr.  No.  722. 


Posen.    Hameraleben.  Jgj 

imd  da  in  der  Naclibaiöchaft  sonst  keine  katliolisclie  PfaiT-iioistliche  vor-  ^^!![, 
Landen  sind,  welche  künftig  bei  der  katliolisclicn  Seelsorge  Aushülfe  leisten 
können,  mit  2  Pfarrern,  die  nach  den  im  Allgemeinen  angenommenen 
Grundsätzen  resp.  der  erste  mit  400  Rthlr.,  der  andere  aber  mit  350  Kthlr. 
zu  dotiren  sein  würden,  so  wie  denn  aucli  für  die  übrigen  Erfordernisse  des 
Gottesdienstes  gesorgt  werden  muss. 

II.  Gleichergestalt  ist  für  die  Schule  zu  llamersleben  zu  sorgen,  und 
da  bis  jezt  den  von  Neu-Wegersleben  und  von  audern  Grten  dorthin  ge- 
kommenen Schul-Kindern  das  Essen  unentgeldlich  vom  Kloster  gereicht 
■worden  ist,  so  Avird,  wenigstens  für  die  Bedürftigen,  fürs  erste  noch  diese 
Speisung  fortzusetzen  und  dafür  etwas  bestimmtes  zur  Bestreitung  der 
diesfälligen  Kosten  auszusetzen  sein. 

III.  Hat  das  Kloster  bisher  die  Verpflichtung  gehabt,  in  Ascherslebcn 
für  die  dortigen  Katholicken,  besonders  des  Cuirassier-Regimcnts  von  Quitzow, 
einen  Geistlichen  zu  halten.  Nach  uuserm  allersubmissesten  Berichte  vom 
15'^"  April  c.  hat  das  Dominicaner-Kloster  zu  Halberstadt  für  jährlich 
47  Rthlr.  dieses  wahi'genommen. 

Wenn  Lezteres  jedoch  auch,  nach  unsern  in  dem  erwähnten  Berichte 
gemachten  allerdevotesten  Vorschlägen,  eingehen  sollte,  so  muss  dafür 
künftig  auch  Sorge  getragen  werden.  Der  in  Aschersleben  aldann  anzu- 
stellende Geistliche  ist  jedoch  Avegen  seiner  nicht  häufigen  Geschäfte  mit 
350  Rthh*.  jährlich  hinreichend  dotirt,  und  für  die  Kirchen-Bedürfnisse  ist 
dort  selbst  bisher  gesorgt  worden. 

IV.  Die  Pensionirung  der  Kloster-Geistlichen  von  llamersleben  würde 
nach  den  von  E.  K.  M.  im  Allgemeinen  bereits  genehmigten  Grundsätzen 
dergestalt  zu  bestimmen  sein,  dass 

a)  Dem  Prälaten,  wenn  er  gleich  nicht  die  volle  Pension  erhalten  kann, 
indem  er  von  E.  K.  M.  als  solcher  noch  nicht  bestätiget  worden,  doch, 
nach  der  Billigkeit,  die  Hälfte  dieser  Pension  mit  1000  Rthlr.  jährlich  zu- 
kommen würde  ^  da  die  Wahl  desselben  verfassungsmässig  von  den  Rc- 
gierungs-Commissarien  vollzogen  ist. 

b)  Wäre  für  jeden  der  Geistlichen  300  Rthlr.  jährlich  nach  ihrer  ))is- 
herigen  Lebensart  zu  bestimmen,  nebst  der  Erlaubniss,  in  dem  Kloster- 
Gebäude  wohnen  zu  können,  mit  Beibehaltung  der  Mobilien,  ihrer  Zellcji 
und  des  Gebrauchs  eines  kleinen  Gartens,  da  von  den  19  Geistlichen 
zu  Dorstadt, 3  Expositi 

und  als  Geistliche  in  Hamersleben    und  Aschers- 

lebeu 3  angestellt 

werden  sollen,  mithin fi  Geistliche 

abgehen  und  nur  noch 13  Geistliche 

übrig  bleiben. 

c)  die  zwei  Novicen  würden  ferner  das  Ausgesezte  nach  allgemeiner 
Vorschrift  erhalten,  und 
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'^^P\  d)  dem  Sub-Prior  Neustück,  wegen  seines  TSjälirigeu  Alters  und  grosser 

^"        Schwächlichkeit,  noch  eine  jährliche  Zulage  von  100  Rthlr.  zu  der  Pension 
von  300  Rthlr.  zu  bewilligen  sein;  ausserdem  aber  bleibt 

e)  für  verschiedene  schon  vorhandene  Pensionairs  und  die  sich  aus 
der  gi-ossen  Zahl  der  Diener  und  des  Gesindes,  vermöge  ihres  Alters,  ihrer 
vieljährigen  Dienstzeit  und  sonst,  nach  den  bestehenden  Grundsätzen  zu 
Pensionen  qualificiren  sollten,  ein  Angemessenes  auszusetzen,  welches  je- 
doch erst  zum  Theil  nach  der,  bei  der  Aufhebung  des  Klosters  selbst  vor- 
zunehmenden Erörterung  und  genauen  Untersuchung  des  Zustandes  dieser 
Dienstbothen,  näher  bestimmt  werden  kann.«  .  .  . 

April  25  Rand-Verfügung,  von  der  Hand  Beyme's: 

»25.  AprU  1804. 

»Mit  Bezug  auf  die  Ordre  vom  19.  d.  M.  ^)  setzen  S.  M.  Ihren  Be- 
schluss  hierüber  bis  dahin  aus,  dass  der  erforderte  gutachtliche  Bericht 
eingekommen  seyn  wird,  und  bemerken  dabey  nur  noch,  dass  die  Einziehung 
der  Grundstükke  zu  einem  Domänen-Amte,  wenn  es  sonst  nützlich  erachtet 
und  der  eignen  Administration  der  Klöster  vorgezogen  Avird,  dennoch  ge- 
schehen könne,  dabey  aber,  wie  auch  die  Stände  von  Ilalberstadt  vorge- 
stellt haben,  darauf  Rüksicht  genommen  werden  muss,  dass  die  Stadt-  und 
dergl.  Gemeinden,  welche  bisher  Kloster-Gründe  in  Pacht  gehabt  haben, 
dafern  sie  diese  Pachtung  zu  ihrer  Conservation  bedürfen,  nicht  in  ihrer 
Lage  verschlimmert,  vor  allen  Dingen  aber  die  Garbenzehnten  den  Zehnt- 
pflichtigen in  Pacht  überlassen  werden. 

Im  übrigen  aber  können  S.  M.  sich  nicht  überzeugen,  dass  in  Aschers- 
leben ein  eigner  katholischer  Geistlicher  nöthig  wäre,  da,  wenigstens  was 
das  Reglement  v.  Quitzow  betreffe,  bey  demselben  nicht  mehr  katholische 
Soldaten  als  bey  andern  Regiementern  sind.« 


April  2.5        708.  Immediat-Eingabe  des  Fürst-Bischofs  von  Hildesheim  und  Pader- 
born, Franz  Egon  Frhr.  von  Fürstenberg.     Hildesheim  1804  April  25. 

K.  sy.  5b.  K.    Ausfertigung,  gez.  Franz  Egon. 

Bittet  imi  »ein  Supplement  %u  seiner  Competenx  und  um  Ausdehnung  des  termini  a 

quo  derselben.*^) 

>Die  huldreichsten  Gesinnungen,  welche  E.  K.  M.  mir  vor  der  Besitz- 
nahme meiner  ehemaligen  beiden  geistlichen  Fürstenthümer  Hildesheim  und 
Paderborn  im  Jahre  1802  durch  Allerhöchstihro  Ministerium  zusicheren  zu 
lassen  .  .  .  geruhet  haben,  berechtigen  mich  zu  der  Hofiuung,  dass  Aller- 
höchstdieselben gegenwärtigen  .  .  .  unmittelbaren  Vortrag  nicht  ungnädig 
aufnehmen  werden. 


1)  Cfr.  No.  704. 

2)  Cfr.  No.  701  und  713. 


Ilamersleben.     Hildeshcira.  j  53 

E.  K.  M.  hal)eu  meiue  Kouipetenz  für  beide  Bistlitimor  schon  am  .  ^  ..  ,^. 
28.  September  1802  provisorisch  vom  1.  August  gedachten  Jahrs  auf  50000 
Rthlr.  Couraut  jährlich  zu  bestimmen,  und  nachmals  noch,  welches  ich  mit 
dem  devotesten  Dank  verehre,  6000  Fl.  zur  Sustentation  der  Ftirst-Biachöfc 
von  Lüttich  und  Basell  für  mich  zu  übernehmen  die  Gnade  gehabt,  die 
nähere  Bestimmung  aber  bis  zum  Kcichs-Fricdens-Schluss  vorbehalten. 

Die  in  dem  Ministeriellen  Schreiben  vom  24.  Juli  1802  enthaltene 
Königliche  Versicherungen  der  aufrichtigsten  Theilnahme  an  den  mich,  als 
Schuldlosen  Friedens-Opfer,  treffenden  Schicksaal,  die  Zusicherungen  einer 
angemessenen  Kompetenz  und  einer  vortheilhaften  Bestimmung  meiner 
künftigen  Verhältnisse  und  meines  Wohlergehens,  konnten  für  mich  nicht 
anders,  als  sehr  tröstend  und  beruhigend  seyn,  ich  enthielt  mich  daher  auch 
aller  von  so  vielen  andern  bei  der  Reichs-Friedens-Deputation  angebrachten 
Reclamationen ,  und  überliess  die  nähere  Bestimmung  meiner  Verhältnisse 
lediglich  der  Königlichen  Grossmuth. 

Der  Reichs-Friedens-Schluss  sezte  endlich  gewisse  Normen  fest,  wor- 
uach  die  Kompetenz  der  Säcularisirten  Fürsten  und  der  terminus  a  quo  be- 
stimmet werden  sollte,  ohne  dadurch  der  generositö  der  neuen  Regenten  ein 
Ziel  setzen  zu  wollen,  und  die  öfientlichen  Verhandlungen  zeugen,  dass  viele 
neue  Regenten  in  dieser  Hinsicht  ein  mehreres  gethan  haben,  als  nach  den 
strengen  Worten  des  Reichs-Friedens-Schlusses  von  ihnen  gefordert  werden 
konnte. 

Ich  erhielt  aber  von  der  hiesigen  Königl.  Haupt- Organisations- Com- 
mission  in  Ansehung  meiner  provisorischen  Kompetenz-Bestimmung  und  ihres 
termini  keine  weitere  definitive  Eröffnung,  und  glaubte  meiner  Seits  mit 
einem  desfallsigen  Antrag  so  lange  anstehen  zu  können,  bis  Hochdieselbo 
durch  eine  genaue  Recherche  sich  von  dem  effectiven  Ertrag  beyder 
Ftii'stenthümer  und  von  dem  Kompetenz-Verhältniss  näher  überzeugt  haben 
würde. 

Unterm  16.  v.  M.  nahm  ich  mir  die  Erlaubniss,  in  der  .  .  .  hier  .  .  . 
angefügten  Note")  dem  jetzigen  Organisations-Cheff,  Herrn  Staats-Miuister 
von  Angern,  diejenige  Gründe  vorzutragen,  die  mich  nicht  nur  ein  gnädiges 
Supplement  der  provisorischen  Kompetenz,  sondern  auch  den  Genuss  der 
Kammeral-Revenuen  bis  zum  1.  December  1802  hoffen  Hessen. 

Die  darauf  unterm  31.  ejusd.  erhaltene  .  .  .  Resolution^)  ist  aber 
meinen  Wünschen  nicht  entsprechend,  wenigstens  scheint  der  Herr  Organi- 
sations-Cheff sich  ohne  allerhöchst  anderweitc  Bestimmung  nicht  ermächtiget 
zu  halten,  in  meiner  einmal  auf  den  Etat  gebrachten  Kompetenz  eine  Ab- 
änderung zu  treffen,  glaubt  indess,  dass  meine  dereinstigen  Erben  nach  der 
Eönigl.  Preuss.  Kassen -Verfassung  die  Kompetenz  von  meinem  Sterbe- 
Quartal  zu  gute  kommen  würde. 


1)  Vom  16.  März  1804,  No.  690.  2)  No.  701. 
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1804  Yq]\  unternehme  es  nicht,  E.  K.  M.    die    in  der  Anlage    1  M   weitläufig 

April  2o  t  ,  c^ 

vorgetragene   Gründe   der   Billigkeit   hier    zu  wiederholen,    ich    unterwerflfe 

solche    lediglich   Allerhöchsteigener  Prüfung,    noch    weniger    aber   will   ich 

mich  in  nähere  Erörterung  der  Einwürffe  in  der  Anlage  2  2j  einlassen,  nur 

aber  so  viel  .  .  .  bemerken,  dass 

a)  ich  zwar  auf  die  Residenz  zu  Neuhaus  rücksichtlich  der  mir  auf- 
gebürdet werden  wollenden  schweren  Reparatur- Last,  nicht  aber  auf  das 
Neuhäuser  Schloss-Inventarium  und  nie  auf  eine  Sommer-Residenz  im  hiesigen 
Fürstenthum  verzichtet  habe,  uud  dass 

b}  geistliche  Fürsten  nirgend,  weder  durch  ein  Gesetz,  noch  Herkommen 
verpflichtet  gewesen  sind,  nach  ihren  Todt  ihrer  Hofdienerschaft  eine  Pension 
zu  verabreichen  ;  es  vielmehr  herkömmlich  gewesen  sey,  dass  solche  von 
dessen  geistlichen  Regieruugs  -  Nachfolger  im  Dienst  beybehalteu  worden, 
meinen  Erben  mithin  durch  Uebernahme  derselben  auf  den  Königl.  Pensions- 
ötat  nach  meinem  Todte  kein  Vortheil  erwachse. 

Mit  dem  innigsten  Vertrauen  auf  E.  K.  M.  huldreichste  Gesinnungen 
unterwerffe  ich  die  Zulässigkeit  und  Billigkeit  meines  .  .  .  Gesuchs  um  ein 
Supplement  meiner  Competenz  und  um  Ausdehnung  des  termini  a  quo  der- 
selben lediglich  der  .  .  .  Königlichen  Erwägung  uud  Entscheidung.« 


April  2ö  Cabinets-Ordre  an  Reck,   Massow,  Angern  s.  unter  dem  21.  April 

1804,  No.   707.  ______ 

April  25         709.    Immediat-Eingabe   der   katholischen  Klöster   im   Fürstenthum 
Halberstadt.     Huysburg  1804  April  25. 

R.  80.  .'52.  H.    Ausfertigung,  geschrieben  vom  Atte  Isidorus  Hagspiel  zu  Huysbiiig. 

Bitten  nm  ihre  BeibchaKnno,  falls  die  Kloster-Aufhebung  ivirklwh  beabsichtigt  tväreß) 
>E.  K.  M.  ist  gefällig  gewesen,  am  23.  .Tanuar  d.  J.  durch  eine  aus 
beyden  Landes -Collegiis  angeordnete  Commission  den  Vermögens -Zustand 
sämtlicher  Klöster  des  Fürstenthums  Halberstadt  untersuchen  und  ein  ge- 
naues Detail  aller  dahin  gehörigen  Verhältnisse  aufnehmen  zu  lassen.  Diese 
Recherche  hat  bey  uns  die  bange  Besorgniss  veranlasst,  dass  sie  vieleicht 
die  völlige  Aufhebung  unserer  bisherigen  Existenz  zur  Folge  haben  möchte, 
und  durch  diese  niederschlagende  Idee  unsere  Gemüther  mit  der  tiefsten 
Traurigkeit  erfüllt.  — 

Nur  allein  E.  K.  M.  Gnade  und  Milde,  deren  Avir  uns  bisher  zu  er- 
freuen gehabt,  gewähren  uns  noch  in  dieser  trüben  Lage  der  schwankenden 
Ungewissheit  die  einzige  Aussicht  eines  günstigem  Schicksals,  indem  sie 
uns  zugleich  den  Muth  einflössen,  unsere  Bitte  hierum  unmittelbar  vor 
.T.  K.  M.  Thron  .  .  .  niederlegen  zu  dürfen. 

Wie  wir  bisher  in  dem  doppelten  Verhältnisse ,  worin  wir  uns  als 
Religiösen  und  als  E.  K.  M.  getreue   ünterthanen  l)efnnden,  unserer  Pflicht 

1)  No.  690.  2)  No.  701.  3)  Cfr.  No.  704  und  726. 
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genügt?  —  Davon  mögen  tlie  Nachrichten  zeugen,  die  wir  bei  E.  K.  M.  lHf»4  ^ 
höheren  Geistlichen  Departement  niedergelegt  haben.  Dass  wir  in  nnscrcr  ^^^^  '^ 
Mitte  die  jungen  Religiösen  zu  brauchbare  Seelsorger  und  Volks-Lehrcr  so 
Avohl  durch  sittlichen,  als  wissenschaftlichen  Unterricht  zu  bilden,  —  den 
uns  anvertrauten,  zum  Theil  grossen  Gemeinden  durch  zw^eckmässigc  Lei- 
tung nüzlich  zu  werden  gesucht  —  dass  wir  uns  der  zahlreiclien  Jugend 
mit  Eifer  und  glüklichera  Erfolge  angenommen,  ihr  die  Gelegenheit,  niiz- 
liche  Bürger  des  Staats  zu  werden,  durch  freien  Unterricht,  freie  Kleidung 
und  unentgeldlichc  Lieferung  der  erforderlichen  Schul-ßücher  erleichtert  — 
dass  wir  ferner  in  der  Ueberzeugung,  dass  nur  allein  durch  die  Aufrecht- 
haltung einer  positiven  Religion  die  Ergebenheit  gegen  Gott  und  den  Landcs- 
Herrn  erhalten  werde,  auf  die  bey  unseren  Klöstern  befindliche  Gemeinden 

mit  Nutzen  gewirkt  zu  haben  uns  schmeicheln  können, nicht  weniger, 

dass  wir  den  Wohlstand  unserer  Eingesessenen  so  wohl,  als  besonders 
durch  eine  billige  Verpachtung  eines  grossen  Theils  unserer  Grundstücke 
dergestalt  zu  befördern  gesucht,  dass  diese,  nach  ihrem  eigenen  Geständ- 
nisse, ihr  Glück  und  ihrem  Wohlstand  dieser  Benutzung  grösstcntheils  ver- 
danken —  dass  wir  endlich,  gleich  allen  übrigen  Contribuablen  Ständen 
des  hiesigen  Fürstenthums  nicht  allein  alle  öflfentliche  Lasten  ohne  Aus- 
nahme mit  Ihnen  getheilt,  sondern  noch  überdiess  noch  mehrere  beträcht- 
liche, sie  nicht  treffende,  Abgaben  leisten,  und  jahrlich  zum  bessten  mehrerer 
wohlthätigen  Einrichtungen  durch  ansehnliche  Beyti'äge,  durch  Unterstützung 
der  Armuth,  und  durch  jede  den  von  uns  etablirten  Colonisten  verschafte 
Erleichterung  ihrer  Subsistenz  das  unsrige  beygetragen  —  —  diess  alles 
werden  die  an  E.  K.  M.  Geistliches  Departement  abgestattete  Berichte 
näher  nachweisen. 

Es  sind  nunmehr  über  anderthalb  hundert  Jahr,  dass  wir  uns  des 
Glücks  der  Regierung  E.  K.  M.  und  Allerhöchst  Dero  glorreichen  Ahnherrn 
zu  erfreuen  gehabt.  Wie  glüklich  würden  wir  uns  schätzen,  wenn  wir  des 
unter  E.  K.  M.  glorreichen  Regierung  bisher  genossenen  und  von  Aller- 
höchst Dero  Ahnherrn  uns  mehrmals  zugesicherten  Schutzes  noch  fernerhin 
gemessen  könnten?  In  dem  Homagial-Recess  vom  2'^"  April  1650 1)  wurde 
von  dem  Allerdurchlauchtigsten  grossen  Chur-Fürsten  glorreichen  Andenkens 
die  Fortdauer  unserer  Existenz  uns  zugesichert,  solche  durch  den  Land- 
tags-Abschied von  1G53  aufs  neue  bestätigt,  und  E.  K.  M.,  der  wir  bey 
Antritt  Allerhöchst  Dero  Regierung  durch  unsere  Deputirte  zu  Berlin  per- 
sönlich zu  huldigen  die  Gnade  hatten,  geruheten  uns  eine  gleiche  Aller- 
höchste Zusicherung  und  durch  die  Bestätigung  jenes  Reccsses  uns  die 
Bestätigung  unserer  Gerechtsame  zu  ertheilen.  Ausserdem  machen  drey 
Klöster,  als  Clerus  Secundarius,  mit  den  Collogiat- Stiftern  den  zweyten 
Landstand  des  hiesigen  Fürstenthums  aus,  und  sind  in  dieser  Eigenschaft 
durch  den  obgedachten  Huldigungs-Recess  ausdrücklich  bestAtigt. 

1)  Cfr.  B.ind  I,  S.  93,  Anui.  ö. 
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»  ^^^Ko  Doch  nicht  diese  rechtliche  Beziehimgen  alleiu,   sondern   besonders  E. 

K.  M.  Allerhöchste  Gnade  und  Huld  ist  es,  die  wir  .  .  .  anflehen  und  aus 
der  wir  die  frohe  Hofuuug  schöpfen,  uns  auch  ferner  noch  Aller  Höchst 
Uero  Gnade  und  Huld  erfreuen  zu  dürfen.  Mögen  doch  unsere  Altäre, 
jene  alten  und  grossentheils  beynahe  achthundertjährige  Denkmäler  der 
Frömmigkeit  unserer  Stifter,  an  denen  wir  für  das  Wohl  E.  K.  M.  und 
Dero  Familie  täglich  unsere  Gebethe  zum  Himmel  schicken,  mögen  diese 
noch  lange  Zeugen  Allerhöchst  Dero  Schutzes  und  Gnade  seyn!  Mögen 
unsere  stille  und  Friedliche  Wohnungen,  in  welchen  Avir  abgesondert  von 
der  Welt  und  ihren  Zerstreuungen  bisher  glücklich  lebten,  mögen  diese  noch 
fernerhin  unter  dem  Schutze  E.  K.  M.  bestehen!  Wir  würden  unsere  Treue 
und  Ergebenheit,  wenn  diese  noch  eines  Zuwachses  fähig  wären,  verdoppeln, 
und  in  Absicht  unserer  bisherigen  Besorgniss  über  die  Fortdauer  unserer 
Existenz  beruhigt,  würden  wir  mit  Freude  bey  jeder  Gelegenheit  Beweisse 
unseres  ächten  Patriotismus  und  unserer  tiefsten  Ergebenheit  geben,  mit 
welcher  wir  ersterben 

Ew.  Königl.  Majestät 

alleruuterthänigste ,    treugehorsamstc    die    sämtliche  Obrigkeiten   der 

Katholischen  Klöster  im  Fürstenthum  Halberstadt 

Isidorus  Abt  zu  Huysburg.  — 

Laurentius  Bergmann  Prälat  zu  Hamersleben. 

Benedictus  Contzen  Prälat  zu  St.  Johann. 

Carll  Schiller  Propst  zu  Hattmersleben. 

Jacobus  Hambach  Praepositus  in  Aderslebeu. 

Josephus  Merck  Propst  zu  St.  Burchard. 

Ferd. .  Schestag  Propst  zu  Hedersleben. 

Antonius  Linse  Propst  zu  St.  Nicolai. 

Mauritius  Busse  Propst  zu  Badersleben. 

Augustina  Spoenla  Mater  zum  freywilligen  Armen. 

Pius  Pape  Prior  des  Dominicaner  Klosters. 

P.  Honoratus  Schmitz  Guardian  im  Franciscaner  Kloster.« 

Mai  3  Randverfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»S.  M.  voUstrekken  nur  den  neuesten  Reichs-Tagsschluss,  von  dessen 
pünktlicher  Erfüllung  die  Supplicanten  überzeugt  seyn  können.« 

Hiernach  C  ab  ine  ts- Ordre  »an  sämmtliche  Obrigkeiten  der  katholi- 
schen Klöster  im  Fürstenthum  Halberstadt«,  Potsdam  1804  Mai  3. 

K.  VJ.    Minuten  des  Catinets. 


^ 
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710.   Pater  Heinevetter,  katholischer  Geistlicher  zu  Stettin,  an  das    ^^J^^ 
Geistliche  Departement.    Stettin  1H04  Mai  a. 

R.  :;0.  I(.;i.  A.  1.    Eigenhändig. 

Biüet  um   die  F.rlanhniss  und  Beihilfe  für  den  Bau' eines  neuen    OoUeshmises  %n 
Tlnppenudlde  hei  Uchenniinde. 

»Durch  die  .  .  .  (inade  E.  K.  M.  genossen  die  aus  andern  Ländern 
hier  in  Pommern  in  den  .Jahren  1746,  1747  sich  angesiedelten  catholischeu 
Colonisten'j  besonders  in  den  Dörfern  Vierreck  nnd  Iloppenwakle  eigene 
Schulhäuser  und  Gebethäusor  zum  christlichen  Unterrichte  und  freier  Gottes- 
verehrung, zu  deren  Unterhalt  und  Ausbessruug  vermöge  des  .  .  .  Rescripts 
beim  Anfange  des  Etablissements  besagter  Colonisten  Königs  Friedrich  II. 
dat.:  Berlin  den  28.  September  1747  2)  selbigen  freies  Holz  stets  bewilliget 
wurde;  da  aber  seit  dieser  Zeit  die  persöhnliche  Anzahl  sich  so  sehr  ver- 
mehrt 3),  dass  diese  Häuser  theils  dieselben  nicht  einnehmen,  theils  auch 
nun  so  baufällig  sind,  dass  entweder  eine  grosse,  kostspielige  Reparatur 
nöthig  ist  oder  gar  aufs  Neue  müssen  gebauet  werden  und  dieses  besonders 
der  Fall  jetzt  ist  bei  dem  Gebethause  zu  Hoppenwalde,  ...  so  bitte  ich  im 
Namen  dieser  catholischeu  Dorfschaft  E.  K.  M.  .  .  .,  derselben  den  Bau  eines 
neuen  Gebethauses  ...  zu  erlauben  und  zum  ersten  P'onds  .  .  .  den  Ver- 
kauf des  alten  zu  einer  Feuerstelle  und,  wenn  nicht  alles,  doch  einiges  Holz 
zum  Neubau  in  Bezug  auf  oben  angeführtes  Rescript  ...  zu  bewilligen. «   .  .  • 

Einem  späteren  Antrage  Heinevetter's  gemäss,  den  die  Pommersche 
Regierung  befürwortete,  bewilligte  Massow  zu  diesem  Kirchenbau  am 
13.  December  1804  eine  allgemeine  Landes-KoUekte ,  nach  Maassgabe  der 
Verfügung  vom  22.  November  1796;   Band  VH,  No.  385. 

Auch  das  Bauholz  wird  nach  einer  Korrespondenz  zwischen  Massow 
und  Voss  am  5.  April  1805  bewilligt. 

a.  a.  0. 

711.    Immediat-Bericht   der   Staats-Minister  Frhrn.  v.  d.  Reck   und    Mai  .0 
V.  Hardenberg,  v.  Massow  und  v.  Angern.    Berlin  1804  Mai  5. 

R.  SO.  ^2.  .T.    Ansfortigimg.    Concept,   geschrieben   von  Himly,  Anweisung   von   Küster,   in 
R.  34.  67. 

Die  Wiederherstellung  des  mifgehobenen  Karfhäuser- Konvents  auf  der   Oraaf-Insel 
bei  Xanten  ist  unthunlieh,  xumal  er  xit  den  linksrheinischcnKl'östem  gehört. 

.  .  .  »Gedachter  Carthäuser-Convent  hat  in  älteren  Zeiten  seine  Fundation 
auf  der  Graaf- Insel  bei  Wesel  allerdings  gehabt,  ist  jedoch  schon  vor 
etwa  hundert  .Jahren  nach  Xanten  verlegt  und  daselbst  neuerlich  zufolge  der 

1)  Sie  kamen  aus  Hessen-Darmstadt. 

2;  Heinevetter  fand  das  Rescript  im  > Archiv  zu  Pasewalk«. 
3,  In   und  um  Viereck   woliuteu   über  30.».  in  und   um  Hoppeuwalde   21;") 
Katholiken. 
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^^"^.  allgenieiu  aiigeuonimenen  Maassregelu  unter  Einziehung  seiner  jcuseitrheiui- 
seben  Besitzungen  französischer  Seits  aufgehoben.  Seine  noch  übrigen  .  .  . 
vier  Mitglieder  sind  darauf  nach  der  genannten  Insel  als  ihrem  ehemaligen 
Fundations-Ort  in  der  Absicht  zurückgekehrt,  auf  derselben,  als  einem  dies- 
seitrheinischen  Landestheil,  ihren  Convent  und  klösterliche  Verfassung  fort- 
zusetzen. 

Da  indessen  dieses  Kloster  und  seit  so  langer  Zeit  nicht  mehr  auf  der 
Graaf-Insel,  sondern  zu  Xanten  bestanden  und  seine  Existenz  an  letzt- 
genanntem Orte  bis  auf  den  Lüneviller  Frieden  hergebracht  hat,  so  gehört 
es  auch  offenbar  in  die  Kathegorie  der  jenseitsrheinischen  Stiftungen  und 
in  den  Fall  der  Disposition  des  Reichs-Deputations-Recesses  §  37,  nach 
welcher  E.  K.  M.  die  in  Allerhöchst  Dero  Provinzen  auf  dem  rechten  Rhein- 
ufer befindlichen  Güter  und  Einkünfte  der  auf  dem  linken  Ufer  gelegenen 
Corporationen  zu  freier  Disposition  völlig  überlassen  sind.  Als  daher  in 
Gemiissheit  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  22.  Januar  v.  J.i)  die  Clevischen 
Landes-Collegien  angewiesen  worden,  alle  dergleichen  Güter  und  Einkünfte 
genau  auszumitteln  und  für  allerhöchste  Rechnung  zu  sequestriren,  so  hat 
diese  Verfügung  auch  auf  das  nach  vorläufigen  Nachrichten  nicht  unbe- 
deutende Vermögen  des  mehrgenanuten  Carthäuser-Convents  erstreckt  und 
dasselbe  in  Sicherheit  gesetzt  werden  müssen;  wobei  mau  jedoch  der  .  .  . 
Intention  E.  K.  M.,  wie  solche  in  Ansehung  der  Carthause  zu  Erfurt'-)  .  .  . 
erklärt  war,  durch  die  Verfügung  zu  entsprechen  geglaubt  hat,  dass  den 
vier  Convents- Geistlichen  der  Aufenthalt  auf  der  Insel  bis  zu  ihrem  Ab- 
sterben gestattet  und  auskömmliche  Pensionen  aus  dem  Klostervermögen 
bewilligt  werden  sollten,  als  wohin  die  Clevischen  Landes-Collegien  schon 
unterm  12.  May  v.  J.  angCAviesen  sind. 

Hiemit  jedoch  nicht  zufrieden,  verlangen  diese  Geistlichen  3)  die  Fort- 
setzung einer  vollständig  klösterlichen  Existenz  auf  der  Insel.  Dieselbe 
würde  jedoch  ganz  principienwidrig  selbst  in  dem  Falle  seyn,  wenn  die 
Karthause  (was  aber  keinesweges  begründet  wäre)  als  eine  diesseitrheinische 
Corporation  betrachtet  Averden  könnte,  da  E.  K.  M.  durch  den  uehmlichen 
Reichs-Deputations-Recess  §  35    das   Einziehungs -Recht   über   sämmtliche 


1)  Cfr.  No.  525.  2)  Cfr.  No.  555. 

3)  In  einem  Immediat-Gesuche,  d.  d.  Wesel  1804  Januar  12,  dessen  Anfang 
lautet:  »E.  K.  M.  erhabenen,  von  Gerechtigkeitslicbe  geleiteten  Gesinnungen  allein 
verdanket  die  gesainmte  catholisehe  Geistlichkeit  im  Teutschen  Reiche  die  Jlilde- 
rung  des  sie  betroffenen  harten  Looses.  .  .  .  E.  K.  M.  sind  sogar  in  den  neuen 
indemnisations-Landen,  die  nun  die  landes-väterliche  Regierung  als  ihr  Glück 
anerkant.  mit  schonender  Gnade  vorgegangen,  welchem  grossen  Beispiele  die 
rüFBten  nachzuahmen  sich  beeifern  und  darin  ihre  Ehre  suchen.  Tausende  der 
frommen  und  hoissesten  Gebethe  für  E.  K.  M.  allerliüchste  Persohn  werden  nun 
rJott  dafür  gebracht,  dass  Er  in  Preussens  grossem  Könige  unsern  Glaubensgenossen 
einen  schützenden  Wohlthiiter  schenkte.*  ...     a.  a.  0.    Auat'ertigiing. 
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Stifter  und  Klöstev  in  den  alten  und  neuen  Provinzen  erhalten  und  l)ereit«    },  .  - 

Mm  o 

in  gewisser  Art  auszuüben  beschlossen  haben.«  .  .  . 

Rand-Verfttgung,  geschrieben  von  Beyme: 
»Approbirt.« 

Die  Cabinets-Ordre,  d.  d.  Potsdam  1804  Mai  15,  »an  die  vier  Mit-  Mai  15 
glieder  des  ehemaligen  Oartheuser-Convenls  zu  Xanten  ...  zu  Wesel,«   die 
unter  gleichem  Datum  an  Reck,   Hardenberg,   Massow,    Angern  mitgetheilt 
wird,  schlägt  hiernach  das  Gesuch  der  KarthJiuser  ab. 

R.  34.  C7.    Ausfertigung.  

712.     Immediat-Bericht  der  Staats -Minister  Frhrn.  v.  d.  Reck    und  Mulö/n 
V.  Schroetter.     Berlin  und  Gumbinnen   1804  Mai  5  und   17. 

R.  Sn.  32.  C.    Ausfertigung. 

Mit  der  Neu-  Verleihung  der  Prälalur  der  Präpositur  am  Kolleg iat- Stifte  xu  Pultuslc 

finfl  die  der  Scholasteric  am  Hoehstifte  xit  Plock  verbunden  werden,  um  dem  Inhaber 

die  Auslagen  der  Weihbischöf liehen   Würde  xu  ermöglichenA) 

»Der  zur  erledigten  Prälatur  der  Präpositur  am  CoUegiat-Stift  zuPultusk 
und  der  Weihbischöflichen  Würde  ernannte  Prälat  Matthias  von  Rokitnicki 
ist  vor  der  als  Weihbischof  erfolgten  Consecretion  verstorben  und  ist  daher 
der  Fürstbischof  von  Plock,  Graf  von  Szembek,  aufgefordert  worden,  zu  der 
Weihbischüflichen  Würde,  da  ihm  das  Collations-Recht  zusteht,  ein  andres 
qualificirtes  Subject  in  Vorschlag  zu  bringen.  Nach  der  Anzeige  des  Fürst- 
bischofs von  Plock  will  jedoch  weder  ein  Mitglied  de.s  ])om-Stifts  zu  Plock 
noch  auch  des  Collegiat-Stifts  zu  Pultusk  diese  Stelle  annehmen,  weil  mit 
der  Präpositur-Präbende  nicht  mehr  als  288  Rthlr.  56  Gr.  pr.  9  Pfg.  jähr- 
licher Einkünfte  verknüpft  sind,  die  Erwerbung  der  weihbischöflichen  Würde; 
aber  bei  der  Römischen  Datarie  noch  immer  einen  Aufwand  erheblicher 
Kosten,  deren  Pirmässigung  jedoch  das  Hoheits-Departemeut  durch  Corres- 
pondenz  mit  dem  Departement  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  bei  dem 
sehr  zweckmässigen  Benehmen  des  Residenten  in  Rom  zu  be^iirken  hofft, 
und  die  staudesmässige  Führung  dieser  Würde  ein  beträchtliches  Amts- 
l'.inkommen  oder  ansehnliche  Zuschüsse  aus  eignen  Mitteln  erfordert.  Hier- 
tlurch  hat  sich  der  Fürstbischof  bewogen  befunden,  das  ihm  nach  den 
^^tatuten  zustehende  Eruennungs-Recht  des  Prälaten  Präpositus  in  gegen- 
wärtigem Falle  nicht  auszuüben  und  darauf  anzutragen,  dem  zu  ernennen- 
ilen  Prälaten-Propst  auch  die  erledigte  Prälatur  der  Scholasterie  am  Hoch- 
^itifte  zu  Plock  als  ein  Aushülfsmittel  zu  verleihen,  um  den  zu  Führung  des 
weihbischöflichen  Amts  erforderlichen  Aufwand  nothdürftig  bestreiten  zu 
können.  Hierauf  hat  der  Gremial-Canonicus  des  Hochstifts  zu  Plock  und 
zeitige  Capituls-Secretaire  Anton  von  Lnberadzki    erklärt,    dass.    wenn  ihm 

1    Clr.  X(i.  286. 
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1804  jjje  erledigte  Prälatur  der  Scholasterie  verliehen  würde,  er  auch  zur  An- 
nahme der  Präpositur  in  Pultusk  und  der  weihbischöflichen  Würde  in  diesem 
Theile  der  Plocker  Diöces  bereit  sey. 

Da  nun  der  p.  v.  Luberadzki  ein  Mann  von  Würde,  von  unbescholtener 
Führung,  von  unverdächtiger  Gesinnung  gegen  den  Staat  und  in  den  besten 
Jahren,  auch  canonisch  gehörig  qualificirt  ist,  und  dem  cumulativen  Besitze 
mehrerer  Prälatureu  in  verschiedenen  Stiftern  nach  bekannten  Verfassungen 
so  wenig,  als  der  anerkannten  Befugniss  des  Dioecesan-Bischofs,  demjenigen 
Subjecte,  welchem  die  Scholasterie  zu  Theil  geworden,  auch  die  Präpositur 
am  CoUegiat-Stift  zu  Pultusk  und  die  nach  den  Statuten  damit  zu  ver- 
bindende weihbischöfliche  Würde  zu  verleihen,  etwas  entgegensteht,  sich 
auch  die  dem  p.  von  Luberadzki  im  Senio  vorgehende  Dom-Capitularen 
durch  den  ihm  zu  ertheilenden  Vorzug  nicht  für  zurückgesetzt  halten  können, 
weil  sie  sich  zu  der  lästigen  Bedingung  der  Annahme  der  weihbischöflichen 
Würde  nicht  so  wie  der  p.  von  Luberadzki  haben  verstehen  wollen;  so 
bitten  wir  E.  K.  M.  ... 

die  Verleihung  soAVohl  der  Prälatur  der  Präpositur  am  Collegiat-Stifte 
zu  Pultusk  mit  der  nach  den  Statuten  dieses  Stifts  damit  zu  ver- 
bindenden weihbischöflichen  Würde,  als  der  der  Scholasterie  bei  dem 
Hochstifte  zu  Plock  an  den  Canonicus  Anton  von  Luberadzki  zu 
genehmigen.«  .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 
»Approbirt.« 

Mai  28  Hiernach   Cabinets-Ordre   an  Reck  und  Schroetter,   Stargard  1804 

Mai  28. 

B.  SO.    Minuten  des  Cabinets. 


Mai  10         713.  Cabinets-Ordre  an  den  Fürst-Bischof  zu  Paderborn  und  Hildes* 
heim.     Potsdam  1804  Mai  10. 

R.  s'J.    Minuten  des  Cabinets. 

Ablehnung  des  Oesuehes  auf  Erhöhwig  seiner  Ko7npeten%. 
»Hochwürdiger  besonders  lieber  Freund,  Aus  E.  L.  gefälligen  Zuschrift 
vom  25.  V.  M.i)  habe  Ich  gesehen,  dass  Sie  die  erfolgte  Festsetzung  Ihrer 
Competenz  aus  den  Fürstenthümern  Hildesheim  und  Paderborn  nur  für  eine 
provisorische  Bestimmung  ansehen  und  nicht  nur  eine  Erhöhung  derselben, 
sondern  auch  eine  Berechnung  der  Cameral-Einkünfte  bis  zum  1.  December 
1802  erwarten.  Ich  aber  kann  Denenselben  nicht  verhehlen,  dass  die 
Aeusserung  dieser  Erwartung  Mich  in  der  Rücksicht  betrübt,  weil  sowohl 
Meine  Ueberzeugung,  mehr,  als  wozu  Ich  verpflichtet  war,  gethan  zu  haben, 

1;  No.  708. 


Pnltusk.     Hiklesheiin.     Südpreussen.  |ßj 

als  die  in  Ihrer  ersten  Erklänmor  entlialtciie  daiikbave  Anerkennung'  dessen   ,,.,,, 

Mai  lU 
Mich  hoffen  Hessen,  dass  E.  L.  Mir  fortdauernd  die  Gerechtigkeit  wieder- 
fahren lassen  würden,  dass  Ich,  so  viel  von  Mir  abhing,  Ihre  vollkommene 
Zufriedenheit  zu  begründen  bemühet  gewesen.  Der  Staats-Minister  von  Angern 
hat  schou  die  Gründe  dazu  in  seinem  Antwortschreiben  vom  31.  März  d.J.^) 
ausführlich  entwickelt  und  Mich  dadurch  der  unangenehmen  Nothwendigkeit 
überhoben,  in  eine  detaillirte  Rechtfertigung  einzugehen,  statt  deren  Ich 
Ihnen  so  gern  nur  Beweise  meiner  Achtung  und  Freundschaft  zu  geben 
wünschte.  Ich  beziehe  Mich  daher  auf  diese  Ministerial-Antwort  und  ver- 
sichere übrigens,  dass  Ich  gern  jede  passende  Gelegenheit  ergi'oifen  werde, 
wo  Ich  Ihnen  das  aufrichtige  Wohlwollen  thiltig  bezeugen  kann,  womit  Ich 
verbleibe  E.  L.  gutwilliger  Freund.«   .  .  . 


714.     Rescript  des  Siidpreussischen  Departements  an  die  Kammer  Mai  15 
in  Warschau.     Berlin  1804  Mai  15. 

Gen  .-Direktorium  Südprenssen.  LXXIII.  16.  (Qeneral-Verordnnngen).    Abschrift,   gez.  Klewiz. 

Die  Säkularisation  der  E2os(er-6eisilichen. 

»In  Eurem  Berichte  vom  30.  v.  M.  zeigt  Ihr  auf  Veranlassung  des 
dortigen  Offizialats  an,  dass  die  in  den  Klöstern  ohnehin  schon  wankende 
Kii'chenzucht  durch  die  ausgebreitete  Meinung,  als  ob  jede  Sekularisazion 
leicht  sei,  immer  mehr  geschwächt  werde,  und  schlagt,  um  diesem  Uebel 
abzuhelfen,  vor: 

1.  Die  zur  Untersuchung  der  Aufnahmefähigkeit  der  Kloster -Novizen 
verordnete  Kommission  zu  beauftragen,  dass  sie  die  Sekularisazions-Aspi- 
ranten  gleichfalls,  und  zwar  in  Absicht  der  Gründe,  die  sie  dazu  veranlassen, 
ihrer  Sitten  und  ihrer  bisherigen  Führung,  prüfe, 

2.  festzusezzen,  dass  jeder  Aspirant  ausserdem  das  gewünliche  bischöf- 
liche Examen  wegen  seiner  Qualifikazion  zur  Seelsorge  ablege  und  darüber 
ein  Attest  beibringe. 

Wir  finden  gegen  die  Zweckmässigkeit  dieser  Vorschläge  nichts  zu  er- 
innern, genehmigen  sie  daher  hiedurch  und  befehlen  Euch,  in  vorkommen- 
den Fällen  darnach  zu  verfahren,  so  wie  auch  das  weiter  Nötige  dieserhalb 
an  die  Bischöfe  und  den  General-Administrator  des  Erzbistums  Gnesen  zu 
verfügen.  Was  übrigens  den  Vorschlag  des  dortigen  Offizialats  betrift:  dass 
die  Sekularisazion  nicht  eher  eintrete,  als  bis  der  resp.  Bischof  attestirt 
haben  werde,  dass  für  den  Neusekularisirten  eine  Vakanz  in  der  Diöces 
oflfen  sei,  so  fällt  derselbe  bei  den  wegen  des  zweijärigen  Vikarirens  der 
sekularisirten  Klostergeistlichen  am  27.  März  d.  .T.2;  erlassenen  Vorschriften 
ganz  weg.« 


1,  No.  701.  2   No.  698. 

Qranier,  Preussen  und  die  kuth.  Kirche.     IX.  XI 
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1804  D.^^  Keseiipt  wird  auch  den  Kammeru  iu  Poseu  und  Kaiisch    »zur 

Befolgung«   und  »zur  weiteren  Verfügung  an  die  Bischöfe«   mitgetheilt. 

Mai  15           Cabinets- Ordre  an  die  Karthäuser  zu  Xanten  s.  unter  dem  5.  Mai 
1804,  No.  711.  

Mai  21  715.     Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  und 

V.  Angern.     Berlin  1804  Mai  21. 

K.  S'.t.  58.  J.    Ausfertigung;  das  Concept  entstand  in  Angern's  Departement,  s.  E.  34.  CT. 

Die  Siistentations-Kasse,  für  die  linksrheinischen  Domkapitel.     Verhandlungen  des 
Domdechanten   Frhr.  von  Spiegel  mit  dem  Kur-Erxkanxler  über  die  Abgaben  der 

Domkapitidare  hierfür. ^ 

>In  den  Entschädigungs- Traktaten  ist  auf  den  Grund  einer  Note  der 
vermittelnden  Mächte  vom  18.  Januar  v.  J.  im  §  75  des  Haupt-Reichs-Depu- 
tations-Beschlusses  vom  25.  Februar  ejusd.  festgesezt: 

dass    zur   Sustentation    der  jenseits   Rheinischen   Dom-Capitul    und 

Dienerschaften,   welche  aus  ihren  diesseits  Rheinschen  Gütern  ihren 

nöthigen  Unterhalt  nicht  erhalten  könnten,  von  den  Dom-Capitularen, 

welche   mehr   als  eine  Präbende  hätten,  ^/^^  von  ihren  Vio*^^"  i^"i® 

behalten  werden  sollten. 

Die  hieraus  entstehende  Sustentations-Kasse  ist,  wie  das  ganze  Geschäft, 

dem  Churfürsten  Erz -Kanzler  übertragen  worden,   und  derselbe   hat  daher 

auch  die  entschädigten  Fürsten  aufgefordert,  von  den  Dom-Capituln  in  den 

ihnen   zugefallenen  Entschädigungs -Provinzen    den   Betrag   ihrer  Revenuen 

und  des  abzugebenden  ^5*^^^  anzugeben. 

Da  E.  K.  M.  die  in  AUerhöchstdero  Provinzen  zu  Hildesheim,  Pader- 
born uud  Münster  befindlichen  Dom-Kapitul  noch  zur  Zeit  in  ihrer  Verfas- 
sung und  dem  Genuss  ihrer  Revenuen  zu  belassen  geruhet  haben,  so  hat 
denselben  requisitionsmässig  aufgegeben  werden  müssen,  diese  ihre  Revenuen 
uud  die  mehrfach  präbendirten  Mitglieder  ihrer  Dom-Kapitul  anzugeben,  die 
Berechnungen  der  bestimmten  Abgaben  nachzuweisen  und  solche  zu  der  von 
dem  Churfürsten  Erz -Kanzler  bestimmten  Sustentations-Kasse  nach  Frank- 
furth  am  Mayn  abzuführen.  Bei  dieser  Revenüen-Angabe  und  der  Art  uud 
Weise,  dieses  ^5  der  mehrfach  präbendirten  Dom-Capitularen  auszumitteln, 
entstanden  aber  erhebliche  Differenzien  zwischen  den  besagten  Dom-Capituln 
und  der  von  dem  Churfürsten  Erz-Canzler  in  Regensburg  niedergesezten 
Sustentations-Commission,  indem  diese  leztere  die  Disposition  des  Gesezzes 
sehr  weit  auszudehnen  suchte:  die  Dom-Capitul  aber  deren  Behauptungen 
mit  Grunde  bestritten. 

Dieselben  schickten  daher  den  Müusterschen  Dom-Dechanten  Freiherru 
von  Spiegel  nach  Regensburg  ab,  um  ihr  Recht  persönlich  näher  darzuthun 
iiiul    mit  gedachter   p.    Commissiou    zu    unterhandeln;    und   sie   bathen    um 

1    Cfr.  No.  053  und  723. 
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diesseitige  Verwendung  durch  E.  K.  M.  Couiltial-ljledaudten  zu  Kegeusbur--,  w^^^li 
welche  ihnen  um  so  weniger  zu  verweigern  war,  da  sie  nicht  allein  als  E. 
K.  M.  Unterthanen  Allerhöchstdero  Schutz  und  Vertretung  erwarten  konnten, 
sondern  auch  der  Staat  dahei  sehr  interossirt  war,  dass  diese  jährlich  aus 
dem  Lande  gehende  Summe  Geldes  nicht  über  die  Gebühr  vergrössert  werden 
mögte. 

Der  p.  Freiherr  von  Spiegel  hat  diesen  Auftrag  mit  der  ihm  beiwohnen- 
den und  sonst  von  ihm  bekannten  Klugheit  und  Geschicklichkeit  ausgeführt, 
und  nicht  nur  E.  K.  M.  Gesandtschaft,  sondern  auch  der  Churfürst  Erz- 
Canzler  hat  seine  vorzügliche  Zufriedenheit  mit  seinem  Benehmen  zu  er- 
kennen gegeben,  und  das  endliche  Resultat  der  Unterhandlungen  ist  gewesen, 
dass  der  Churfürst-Erz-Canzler  nach  der  .  .  .  hierbei  gefügten  Erklärung 
desselben  vom  2.  November')  pr.  die  Bestimmung  (sie!)  der  Diflferenzien 
lediglich  E.  K.  M.  ...  anheim  gestellt  und  derselben  unbedingt  im  Voraus 
sich  unterworfen  hat. 

Zu  diesem  Behuf  sehen  wir  uns  zu  dem  gegenwärtigen  .  .  .  Vortrage 
veranlasst  und,  nachdem  die  Sache  nunmehr  vollständig  dazu  aufgeklärt 
und  die  verschiedenen  Nachrichten  darüber  durch  den  p.  v.  Spiegel  sehr 
zwekmässig  zusammen  gebracht  worden,  bemerken  wir  darüber  ehrerbietigst 
folgendes : 

Der  Churfürst-Erz-Canzler  oder  vielmehr  die  von  ihm  unter  dem 
Präsidio  des  Grafen  von  Stadion  uiedergesezte  Sustentations-Commission 
hat  das  1/5*^'  von  den  mehrfach  präbeudirten  Dom-Capitularen  nicht  nur 
von  den  Dom-Präbenden,  sondern  auch  von  den  Präbenden,  welche  sie  in 
CoUegiat- Stiftern  besitzen,  nicht  nur  von  den  Haupt- Revenuen  (Corpus 
Praebendae),  sondern  auch  von  den  accidentellen  Neben-Revenüen,  von  den 
Officieu,  Präsenzen,  Archidiaconaten  und  Oblegien  gefordert;  sie  hat  auch 
nicht  eine  einzige  Präbende  frei  lassen  AvoUen. 

Dagegen  führen  die  Dom-Capitul  mit  Grunde  an,  dass  in  dem  §  75 
des  Haupt-Reichs-Deputations-Schlusses  allein  von  den  Präbenden  der  Dom- 
Capitul,  nicht  aber  der  Collegiat-Stifter  die  Rede  sei,  dass  nach  canonischem 
Rechte  unter  dem  Namen  der  Präbende  allein  das  Corpus  Praebendae  ver- 
standen würde,  nicht  aber  die  Neben-Revenüen,  welche  durch  die  Gegen- 
wart und  gewisse  Dienstleistungen  der  Präbeudirten  nach  Römisch-Chatoli- 
schem  Ausdrucke  verdient  werden  müssen,  dass  endlich  der  §  75  des 
Reichs-Deputatious-Beschlusses  bei  den  contribuirenden  Fürsten  nur  eine 
Präbende  besteuere,  woraus  bei  dem  Mangel  näherer  Bestimmungen  wegen 
der  Domherrlichen  Präbenden  zu  schliessen  sei,  dass  auch  hier  wenigstens 
eine  Präbende  frei  gelassen  werden  solle. 

Wir  halten  diese  Behauptungen  für  strenge  gerecht,  und  zwar  mit  den 
Bestimmungen,    dass    nicht   die   am   meisten   eintragende,    sondern  die  erstt* 

i;    No.  6Ö3. 
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1804  Präbende  die  ein  Dom-Capitular  erworben  hat,  als  die  freie  Präbende  au- 
•^eseheu,  dass  aber  als  solche  Erwerbung  der  Tag  der  Aufschwöruug  oder 
Investitur,  nicht  aber  der  oft  später  erfolgende  Tag  der  Emaneipatiou  oder 
der  Besizergreifung  angenommen  werden  müsse,  weil  jenes  das  Recht  auf 
die  Präbende  schon  enthält,  dieses  aber  erst  den  dinglichen  Besiz  ver- 
öchaft,  und,  nach  canonischen  Rechten,  eigentlich  die  erste  Präbende,  wo- 
mit ein  Canonicus  investirt  wird,  nur  die  rechtmässige  ist,  da,  strenge  ge- 
nommen, er  mehrere  nicht  als  diese  eine  besitzen  darf  und  die  übrigen  mir 
per  indulgentiam  zugestanden  sind. 

Dagegen  ist  es  unbedenklich  und  von  dem  Churfürsten-Erz-Kanzler  in 
den  Reichstags- Verhandlungen  selbst  anerkannt,  dass  die  Präbenden  in  den 
Dom-Capituln  älterer  säcularisirter  Provinzen  hier  nicht  mit  angerechnet 
werden  dürfen. 

Nach  diesen  Grundsätzen  sind  die  genauesten  Berechnungen  angefertiget 
worden,  und  es  ergiebt  sich  daraus,  .  .  .  dass  der  Beitrag  der  mehrfach 
präbendirten  Domherrn  beträgt  und  zwar: 

1.  vom  Dom-Capitul  zu  Münster  ....    1299  Rthlr.  12  Gr.  8  Pfg. 

2.  vom  Dom-Capitul  zu  Paderborn  .    .    .     863      -        2    -    3    - 

3.  vom  Dom-Capitul  zu  Hildesheim     .    .    1052      -      22    -    5    - 

Summa  3215  Rthlr.  13  Gr.  4  Pfg. 
oder  in  Reichs-Gulden  nach  dem  24  Fl.  Fuss,  wornach  alle  Sätze  des  Reichs- 
Deputatious-Beschlusses  berechnet  sind:  5787  Fl.  54  X'. 

Wenn  also  E.  K.  M.  diese  Grundsätze,  welche  wir  pflichtmässig  für 
gerecht  und  angemessen  erkennen,  zu  genehmigen  geruhen  mögten,  so  dürfte 
auf  dieses  Quantum  der  jährliche  Beitrag,  jedoch  individuell  auf  die  jezzigen 
Personen,  dergestalt  festzusetzen  sein,  dass,  wenn  eine  oder  die  andere  ab- 
stirbt, deren  Beitrag  cessirt,  sobald  die  Nachjahre  der  Erben  beendiget  sind, 
indem  nachher  die  Verbindlichkeit  E.  K.  M.  bei  dem  Anfall  dieser  Präbenden 
hinwegfällt  und  die  Fortdauer  derselben  in  dem  Haupt-Reichs-Deputations- 
Beschlusse  nirgends  begründet  ist.  In  Ansehung  des  Anfangs  dieser  Ab- 
gabe haben  die  Dohm-Capitul  auch  noch  Ausstellungen  gemacht  und  bitten 
wollen,  solche  erst  mit  dem  Jahre  1803  eintreten  zu  lassen;  allein  da  die 
Säcularisation  und  alle  daraus  entstandenen  ähnlichen  Zahlungen  mit  dem 
1.  December  1802  angefangen  haben,  so  ist  es  auch  gerecht,  dass  damit 
schon  die  Sustentations-Abgabe  anfange  und  von  diesem  Zeitpunkte  ab  das 
erste  Jahr  gerechnet  werde.  Dieses  ist  auch  schon  von  den  Dohm-Capituln 
auf  die  an  sie  ergangene  Aufforderung  an  die  Sustentations-Casse  bezahlt 
worden,  und  zwar  in  grösseren  Summen,  weil  damals  die  Grundsätze  noch 
nicht  entwickelt  und  die  Berechnungen  völlig  ins  Klare  gesezt  waren,  so 
dass  sie  im  November  v.  J.  durch  den  Dom-Dechanten  Freiherrn  von  Spiegel 
in  Regensburg  haben  bezahlen  lassen  und  zwar: 


Linkes  Rbeinufer.     Konkordat.  ^  ß5 

1.  von  Münster 2033  Rtlilr.  15  (ir.  7  Pf};.   J^!^\, 

^    ,     ,  Mui  21 

2.  von  Paderborn 1142      -         1 

3.  von  Hildesheim 4935      -      — 

Summa~8lT0  Rthlr.  16  Gr.  7  Pfg. 
mithin  gegen  die  eigentliche  Abgabe  ad  .    .    .    .    3215  Rthlr.  13  Gr.  4  Pfg. 

zu  viel^895  Rthlr.     3  Gr.  3  Pfg. 

Diese  prompte  Zahlungen,  welche  von  den  Dom-Capituln  in  E.  K.  M. 
Entschädigungs-Provinzen  und  nur  von  wenigen  andern  Landcslierru  geleistet 
worden,  haben  die  Sustentations-Casse  in  Stand  gcsezt,  ihre  Obliegenheit 
gegen  eine  Menge  durch  das  Schicksal  der  jenseit  Rheinischen  Provinzen 
in  Armuth  gesezten  Personen  zu  erfüllen,  und  der  Churftirst-Erz-Canzlor 
hat  daher  dieses  in  den  officielleu  Verhandlungen  vor  dem  Reichstage  rühm- 
lichst und  mit  Dankbarkeit  gegen  E.  K.  M.  erwähnt. 

Die  Zahlung  ist  auch  zwar  immer  vorbehaltlich  des  Rechts  geschehen; 
dennoch  aber  dtirfte  eine  Wiederzurükforderung  oder  Compensation  nicht 
wohl  statthaft  sein,  und  daher  haben  die  Dom-Capitul  selbst  solche  schon 
unter  sich  repartirt,  welches  man  füglich  auf  sich  beruhen  lassen  kann;  so 
wie  im  Uebrigen  auch  vorbedungen  ist,  dass  diese  Grundsätze  demnächst 
bei  der  Revenüen-Angabe  der  Dom-Capitul  selbst  in  Rücksicht  des  E.  K.  M. 
gebührenden  '/lo**'^'^  ^^r  Revenuen  nicht  zur  Folge  gezogen  und  darauf  sich 
abberufen  werden  könne.«   .  .  . 

Die  Cabinets-Ordre  an  Hardenberg  und  Angern,  d.  d.  Mockerau  1804  Juni  2 
Juni  2,    fordert  noch  Ergänzungen  zu  diesem  Berichte^),    um  für  Dalberg's 
Forderungen   »die  Gründe  vollständiger  kennen  zu  lernen  und  sorgfältig  zu 
beachten. « 

R.  U.  67.    Ausfertigung.  

716.    Staats -Minister    Frhr.   v.  Hardenberg   an   den      Hochfürstlich  ,,^^'H- 

Mai  '-in 

Oranien-Fuldaischen  Geheimen  Rath«  v.  Arnoidi.    Berlin  1804  Mai  25. 

R.  XI.  Rom.    Concept,  geschrieben  von  Küster,  gez.  Hardenberg. 

Ein  allgemeines  deutsches  Konkordat  dürfe  in  Eegcnsburg  nickt  verhandelt  werden. 
Doch  sei  die  vorgeschlagene  Vereinigung  der  protestantischen  Fürsten  dagegen  noch 

nicht  rathsam. 
Antwortet  auf  eine  Anfrage  Arnoldi's  vom  4.  Mai:  .  .  .  'Der  hiesige 
Königl.  Hof  pflichtet  völlig  bei,  dass  eine  dergleichen  Unterhandlung,  wenn 
es  dazu  in  Regensburg  kommen  sollte,  nicht  anders  als  nur  für  die  Päpst- 
liche Hierarchie  beförderlich,  hingegen  für  die  Freiheiten  und  Rechte  der 
weltlichen  Fürsten  sehr  nachtheilig  ausfallen  würde.  Derselbe  wird  für  sich 
und  seine  Staaten  sich  nie  in  solche  einlassen.  Er  verbleibt  violmehr 
seines  Orts  bei  dem  bisher  befolgten  System,  dass,  wenn  er  auch  aller- 
dings über  vorkommende  spezielle  einzelne  Angelegenheiten  jedesmal  directe 
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^^j.  zu  Rom  Verhandlungen  pflegen  lässt,  er  doch  niemals  die  Form  und  das 
Wesen  von  Concordaten  oder  überhaupt  von  bilateralen  Acten  sich  ge- 
fallen lassen  kann  und  wird,  da  solche  nur  ein  Nachgeben  und  ein  Vor- 
theilbewilligen  voraussetzen,  welches  mit  den  Grundsätzen  eines  protestan- 
tischen Souverains  nicht  vereinbarlich  ist,  der  blos  zur  Beruhigung  der 
Gewissen  seiner  katholischen  Unterthauen,  so  dass  seinen  Majestätsrechten 
kein  Eintrag  geschiehet,  mit  dem  römischen  Hof  negotiiren  kann. 

Wenn  auch  für  die  Reichs-Provinzen  S.  K.  M.  ausdrücklich  durch  den 
letzten  Deputations-  und  Reichsschluss  §  25  noch  eine  mehrere  Befreiung 
in  Absicht  der  hierarchischen  Verfassung,  als  für  andere  Reichsständische 
Länder,  stipulii'et  worden  ist,  so  werden  doch  S.  M.  es  sehr  gern  unter- 
stützen und  überall  besstens  befördern,  dass  allen  und  insbesondere  den 
evangelischen  Reichsmitständen  die  nämliche  Freiheiten  und  Rechte  zu  Gute 
kommen,  wie  solche  schon  der  Westphäliche  Friede  sichergestellt  und  der 
Entschädigungs-Recess  neu  übertragen  und  bestätigt  hat,  und  dass  nahment- 
lich  jede  Concor dat-Unterhandlung,  die  diesen  Rechten  nur  offenbaren  Ab- 
bruch thun  würde,  möglichst  abgewendet  werde.  Da  es  indess  soweit  noch 
nicht  gekommen  zu  sein  scheinet  und  vielleicht  die  besorgliche  Wendung 
der  Sache  von  selbst  unterbleibet,  so  stelle  ich  E.  H.  .  .  .  Berurtheilung  an- 
heim,  ob  es  nicht  von  Seiten  der  protestantischen  Höfe  das  rathsamste  sein 
dürfte,  noch  die  weitere  Entwickelung  der  Umstände  abzuwarten  und  eine 
zur  Publicität  unfehlbar  gedeihende  Vereinigung  zwischen  den  Höfen,  wo- 
durch nur  die  Sache  eher  in  Bewegung  gesetzt  und  gewissermassen  provo- 
ciret  werden  könnte,  zu  unterstützen.«  .  .  . 


Mai  27  717.    Immediat- Bericht  der  Staats -Minister   Frhr.  v.  d.  Reck    und 

V.  Massow.     Berlin  1804  Mai  27. 

R.  89.  32.  B.    Ausfertigung. 

Dem  Bischöfe  von  Kuhn  steht  nicht  das  Reckt  %u,  Titular-Domherren  mi  ernennen. 

»Der  zeitige  Bischof  von  Culm,  Graf  v.  Rydzinski,  hat  den  Decan 
Karpinsky  zu  Grabowo  und  Propst  Wieckewitz  zu  Titular-Domherren  beregten 
Dom-Capitels  mit  Tragung  der  Ordens-Zeichen  ernannt  und  die  Bestätigung 
nachgesucht. 

Da  aber  nach  dem  darüber  erforderten  Bericht  der  Westpreussischen 
Regierung  seit  dem  diesseitigen  Territorial -Besitz  dieser  Provinz  keine 
Titular-Domherren  bestätiget  worden  und  diese  Anmassung  des  Bischofs 
durch  die  Bestätigung  leicht  einen  Schein  der  Rechtlichkeit  dafür  abgeben 
könnte,  ist  er  wiederholt  mit  seinem  Gesuch  abgewiesen  worden,  wogegen 
er  anderweit  nur  auf  diesen  Fall,  und  da  die  Sache  in  seiner  Diöces  ruch- 
bar geworden,  seine  Bitte  Aviederholet. 

Ob  nun  zwar  demselben  zu  Aufrechterhaltung  des  Grundsatzes,  dass 
ihm  als  Bischof  dergleichen  Ernennung  nicht  zustehe,  die  Bestätigung  noch- 
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mals  wird  versaget  uud  (lersell)e  wird  angewiesen  werden  niiisisen,  sich  ^}^P\^ 
solcher  Anmassungen  gänzlich  zu  enthalten,  so  fragen  wir  demnach  ...  an: 
ob  E.  K.  M.  den  Decan  Karpinsky  nnd  Propst  Wieckewitz,  die  nach 
des  Bischofs  Zeugnias  sehr  verdiente  Männer  sind  und  denen  die 
Abweisung  bei  einmal  ruchbar  gewordener  Sache  sehr  kränkend 
seyn  würde,  Allerhöchstselbst  zu  Titular-Domhorren  mit  Traguug 
der  Stifts-Ordens-Zeichen  aus  landesherrlicher  Macht  zu  ernennen 
und  zu  genehmigen  geruhen  wollen,  dass  ftir  sie  diese  Begnadigung 
nicht  als  Confirmation,  sondern  als  eine  neue  Ernennung  ausgcfertigct 
werden  könne.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Juni  ]s 

>d.   18.  Juni  1804. 

Approbirt  beydes,  sowohl  dass  dem  Bischof  die  Bestätigung  zu  versagen 
und  ihm  ähnliche  Anmassungen  für  die  Zukunft  zu  inhibircn,  als  dass  der 
Karpinsky  und  Wieckewitz  vorgeschlagenermaassen  aus  landesherrlicher  Macht 
zu  Titular-Domherren  zu  ernennen.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Keck  und  Massow,  Charlottenbiirg  1804 
Juni  18. 

Ausfertigung  in  B.  7.  B.  23.  CC,   wo  auch  die  Vorakten  dieses  Immediat-Berichteä  bemlieu. 


718.    Cabinets-Ordre   an   das   Justiz -Departement.    Stargard    1804  Mai  28 
Mai  28. 

R.  47.  23.  Abschrift.    E.  8'J.    Minuten  des  Cabinets.   117. 

Mü  dem  Pfarrxehnt  der  Protestanten  xu  Miletcsky  ffMiletm?  Milkoivo?)  für  deti  Katho- 
lischen Pfarrer  muss  es  bis  xu  dem  allgemeinen  Gesetze  ivegen  der  Aufhebung  sein 
Bewenden  haben.   Der  Novahehnf  müsse  überall  abgeschafft  werden.  ^ 

»8.  K,  M.  von  Preussen  p.  haben  aus  dem  Berichte  des  Justiz-Depar- 
tements vom  14.  d.  M.,  über  die  .  .  .  Vorstellung  der  Holländer  Gemeinde 
zu  Milewsky,  ersehen,  welche  Bewandniss  es  mit  dem  von  den  Supplikanten 
dem  katholischen  Pfarrer  von  ihren  in  Besitz  habenden  Ländereyen  zu  ent- 
richtenden Decem  hat^j,  und  bei  den  angezeigten  Umständen  bleibt  freilich 
in  diesem  Falle  nur  die  von  dem  Justiz-Departement  vorgeschlagene  Aus- 
kunft übrig,  so  dass  Höchstdieselbeu  daher  auch  die  Gemeine  angewiesen 
haben,  sich  bei  den  ergangenen  Erkenntnissen  zu  beruhigen  und  Höchst- 
äero  Festsetzungen  über  den  Pfarrzehent  der  Protestanten  an  die  katho- 
lische Geistlichkeit  in  Südpreussen  abzuwarten.  Da  jedoch  S.  M.  den  Noval- 
Zehent  ohne  Unterschied,  als  der  Landes-Cultur  schädlich,  für  alle  künftige 
Fälle,  wo  derselbe  noch  nicht  erhoben  ist,  abschaffen  lassen,  und  gleicher- 
gestalt  den  Zehent  von   Protestanten  an    katholische  Geistliche    ferner  niehJ 


IJ  Cfr.  No.  705.  2    Die  Abschrift  ist  hier  verstümmelt. 
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1S(U  eutiichten  lassen  wollen;  so  befehlen  Höchstdieselben  dem  Justiz-Departe- 
ment  hiedurcli,  wegen  Abscliafiung  des  erstem  und  letzteren  in  dem  nach 
der  Ordre  vom  23.  Julii  1801  ^)  zu  entwerfenden,  noch  vorbehaltenen  Gesetze 
das  Nöthige  aufnehmen  zu  lassen,  so  dass  das  neue  Gesetz  den  Supplicanten, 
da  sie  den  Noval-Zehent  noch  nicht  entrichtet  haben,  ebenfalls  zu  statten 
kommen  muss. « 

Diese  Cabinets-Ordre  veranlasst  Goldbeck,  die  Verordnung  wegen 
der  Aufhebung  des  Pfarrzwanges  (s.  No.  572,  30.  März  1803)  von  der  Ge- 
setz-Kommission zu  nochmaliger  Abänderung  zurückzufordern,  wie  er  Massow 
am  28.  Juni  1804  mittheilt. 

Ausfertigung  a.  a.  0. 

Mai  28           Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter  s.  unter  dem    5.  Mai  1804, 
No.   712.  

Mai  28  719.   Bericht  der  Regierung  und  der  Kriegs-  und  Domainen-Kammer 

zu  Magdeburg   an  das  Niedersächsische  Departement  des  General-Direk- 
toriums.    Magdeburg  1804  Mai  28. 

Gen.-Direktorinm  Magdeburg.  CLIV.  10.  Ausfertigung,  gez.  v.Vangerow;  v.Klevenow;  Rudolph!; 
Semler;  Sack;  v.Aleniann;  v.Eöder;  Gossler;  v.  Tevenar;  Albrecht;  Goerdeler;  Sack;  und:  Gr. v.  Schwerin; 
Schönewald;  Somhart;  Klewitz;  Klewitz. 

Die  Aupiebung  der  Magdeburgischen  Klöster  ivird  empfohlen.'^) 

,  .  .  »Wir  sind  der  .  .  .  Meinung:  .  .  .  dass  sämtliche  in  der  Provinz 
belegene  Manns-  und  Frauen-Klöster  aufgehoben  werden  können.  Keines 
derselben  hat  bisher  einen  solchen  gemeinnützigen,  wohlthätigen  Zweck  ge- 
habt und  erfüllt,  welcher  füi-  ihre  Beibehaltung  spräche. 

Ihre  Fortdauer  ist  nach  dem  Geiste  der  Zeit  entbehrlich,  ihre  Auf- 
lösung um  so  Wünschenswerther,  je  grösser  und  gemeinnütziger  die  Zwecke 
sind,  w^elche  durch  ihre  Aufhebung  erreicht  werden  können. 

In  Ansehung  des  Klosters  Ammensieben  3)  wird  die  Aufhebung  um  so 
weniger  einem  Bedenken  unterworfen  seyn,  da  solche  dem  Wunsche  des 
Prälaten  selbst,  und,  wenn  man  uach  dem  unter  den  Geistlichen  dieses 
Klosters  herrschenden  Geiste  urtheilen  soll,  auch  deren  Wunsche  gemäss  ist. 

Geruheten  aber  auch  E.  K.  M.  unserm  .  .  .  Vorschlage,  die  vier  Frauen- 
Klöster  aufzuheben,  .  .  .  Beifall  uicht  zu  geben,  so  fühlen  wir  uns  doch 
vei"pflichtet,  nicht  nur  darauf,  dass  die  bisher  denselben  zugestandene 
Verwaltung,  Bewirthschaftuug  und  Nutzniessung  des  Kloster- Vermögens  und 
dessen  Erti'ages  ihnen  uicht  weiter  gelassen,  vielmehr  ihnen  solche  genom- 
men und  ihr  Unterhalt  und  Bedarf  zu  den  sonst  zu  ihrer  Verbindung  ge- 
hörigen Ausgaben  nach  einem  bestimmten  Etat  angewiesen  und  zugesichert, 
ihnen  auch  die  Aufnahme    der  Novizen   untersagt   werde,    .  .  .    anzutragen. 


1)  No.  340.  2)  Cfr.  No.  631.  3,  Cfr.  No.  64G. 
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soudorn  auch,  dass  auf  jeden  Fall  das  in  der  Neustadt  vor  Ma£:dchur}<  he-  „  .    ,„ 
legene  Kloster  Agneten  eingezogen  und  dessen  Mitglieder  in  die  drey  übrigen 
Frauen-Klöster,  welche  gleichen  Ordens  mit  ihnen  sind,  vertheilt  oder  sonst 
wo  untergebracht  werden  mögton,   ...  in  Vorschlag  zu  bringen.  .  .  . 

1.  An  jedem  Ort,  wo  bisher  ein  katholisches  Kloster  gewesen,  ver- 
bliebe eine  katholische  Pfarre  und  Schule.  .  .  . 

2.  Die  Mitglieder  der  Klostergesellschaften  und  welche  sich  sonst  dazu 
eignen,  erhalten  verhältnissmässige  Pensionen.   .  .  . 

Ausser  diesen  Pensionen  würde  .  .  .  sowohl  dem  Abte  zu  Ammensieben 
und  jeder  Abbtissin  als  jedem  Klostergeistlichen  m<ännlichen  und  weiblichen 
Geschlechts,  sowie  den  Pröpsten  die  Erlaubniss  der  freyen  Wohnung 
in  den  Klöstern  gegeben  und  der  freye  Gebrauch  der  etwa  für  jedes  Mit- 
glied vorhandenen  kleinen  Gärten  überlassen  werden  können.«   .  .  . 

Aus  den  Einkünften  solle  ein  Provinzial-Verbesserungs-Fonds 
errichtet  werden,  hauptsächlich  für  einen  Kirchen-Baufonds,  für  das  Armen- 
und  Waisenhaus  zu  Magdeburg,  für  ein  Irrenhaus  zu  Halle,  für  die  von 
den  Klöstern  abhängenden  protestantischen  Prediger  und  Schullehrer  zu 
Alte  Markt  vor  Egeln  und  zu  Althaldensieben. 

Das    Re Script    von    Reck    und    Angern    vom    18.  Juli  1804    behält  Juli  IH 
»nähere  Bestimmung  noch  vor.« 

Ausführliche  Nachrichten  über  die  Aufhebung  des  Benediktiner-Klosters 
St.  Petri  et  Pauli  zu  Gross-Ammensleben  in  Gen. -Direktor.  Magdeburg. 
CLIV.    Klöster.  14.  

Cabinets-Ordre    an  Hardenberg  und  Angern    s.  unter   dem  21.  Mai   Juni  2 
1804,  No.  715.  

Bericht  der  Westpreussischen  Regierung  s.  unter  dem  15.  Februar  Jimi  i_' 
1803,  No.  547.  

Cabinets-Ordre   au  Reck  und  Massow  s.  unter  dem  27.  Mai  1804,  Juni  IH 

No.  717. 


720.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Graf  Hoym.  Frhr.  v.  d.  Reck  .luni  i.s 
und  V.  Massow.     Charlottenburg  1804  Juni   18. 

R.  40.  B.  16.5.  a.     Ausfertigung. 

Ueberlassung  der  Icatholischai  Kirche  an  die  proiestantischr  Genirinde  xu  MuscJi/en.^) 

>Ich  habe  auf  Euren  Bericht  vom   19.  v.  M.  über  das  .  .  .  Gesuch  der 
evangelisch-lutherischen  Gemeinde  zu  Muschten  beschlossen,  dass  derselben 


1.  Rg.  Frankfurt  a  0..  Kr.  Züllicliaii.  bei  Schwiebns.     Cfr.  No.  694. 


I  7(1  Urkunden  No,  720—721. 

.'^i,>  nicht  jilleiu  die   dasiffe  katholische  Kirche    zu   ihren   gottesdienstlichen    Ge- 
Juni IS  ■ 

l)rauche,  sondern  auch  das  angezeigtermassen  in  559  Rthlr.  13  Gr.  S\^  Pf. 

bestehende  Vermögen  dieser  Kirche   übergeben   werden    soll,    da   der  irrige 

Grundsatz  der  katholischen  Kirche,   dass  das  Kirchen- Vermögen  der  ganzen 

katholischen  Parthey  gehöre,  nicht    zugegeben   werden   kann,   vielmehr   der 

wahre  Grundsatz,  dass  es  Gemeinguth  ist,    aufrecht  erhalten  werden  muss; 

so  wie  Ich  denn  im  umgekehrten  Falle  kein  Bedenken  tragen   würde,    das 

Vermögen  einer  evangelischen  Kirche,  ^venn  die  Gemeinde  ganz  katholisch 

wäre,    der   katholischen  Gemeinde   zu   überlassen.     Dem   gemäss  authorisire 

Ich  Euch  daher  auch  zur  weitern  Verfügung.«  .  .  . 


Juni  18         721.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1804 
Juni  18. 

H.  ^9.   33.  K.   Ausfertigung.    Concept,   Anweisung   von   Sack,   K.  70.   Haupt-Kommission.   II 
XXXIV.  2. 

Die  Vereinigung  der  Universität  xu  Duisburg   mit  der  xu  Münster.     Berufung  der 
Professoren  Cappel  und  Merrem  dorthiti. 

»E.  K.  M.  haben  durch  die  .  .  .  Cabinets-Ordres  vom  24.  März  1803 
und  12.  April  d.  J.  ^]  schon  vorläufig  Allerhöchstdero  Absichten  dahin  zu 
äussern  geruhet,  dass  in  der  Stadt  Münster  eine  vollständige  Universitaet 
für  Westphalen  und  vollkommene  Unterrichts-Anstalteu  für  Höchstdero 
katholische  Unterthanen  errichtet  und  damit  die  Universität  Duisburg  ver- 
bunden werden  solle.«   .  .  . 

Massow  hat  »nach  Einziehung  sämtlicher  Materialien  sich  die  nähere 
Eröffnung  seines  Sentiments  vorbehalten.  Diese  Einziehung  der  Materialien 
lasse  ich  jezt  vorbereiten,  indem  die  nicht  unbeträchtlichen  Fonds  der 
Münster-Paderbornschen  Uuterrichts-Anstalten,  die  in  grosser  Verwirrung 
und  schlechter  Verwaltung  bis  dahin  gestanden,  erst  genau  aufgenommen 
und  veranschlagt  werden  müssen,  womit  man  jezt  unter  Leitung  des  Ober- 
Cammer-Präsidenten  Frhru.  v.  Stein  beschäftiget  ist.  Der  p.  v.  Stein  hat 
indessen  nach  seiner  eigenen  ausgebreiteten  Kenntniss  von  dem  gesammten 
Gebiethe  der  Wissenschaften  und  seiner  Liebe  für  deren  Beförderung  und 
Verbreitung  schon  früher  im  Allgemeinen  die  Lage  der  höhern  ünterrichts- 
Anstalten  in  den  Westphälischen  alten  und  neuern  Provinzen  bei  der  Haupt- 
Organisations-Commission  vorgestellt  und  darauf  einen  generellen  Plan  ge- 
gründet, der  mit  E.  K.  M.  .  .  .  Absichten  vollkommen  übereinstimmt,  indem 
er  dahin  geht,  in  Münster  die  Universität  zu  belassen,  die  katholischen 
theologischen  Seminarien  zu  Münster,  Paderborn  und  Emmerich  in  eins  zu 
vereinigen,  die  Universität  Duisburg  2)  aufzuheben  und  aus  den  vereinigten 
Fonds  aller  dieser  Anstalten  in  Münster  eine  vollständige,  alle  -«issenschaft- 


1)  No.  563  und  703. 

2i  Den  ersten  Vorschlag  hierzu  machte  Stein  am  30.  September  1803. 
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liehe  Tbeile   umfassende  Universität,    ausserdem  aber  ebendaselbst  odt-v  zu   ,^  .  ,  ^. 

.  .        .  J"'"  '^ 

Paderborn   ein   katolisches   theologisches   Scminarium   einzurichten    und    die 

bestehenden  Gymnasien  an  den  Haupt-Ortcn   der  Provinzen   zu    verbessern. 

Die  allgemeine  Darstellung  zeigt  die  Nützlichkeit  dieses  Plans  in  allen 
Beziehungen  und  daraus  geht  auch  im  Allgemeinen  hervor,  dass  solcher 
auch  mit  den  vorhandenen  und  nach  E.  K.  M.  Absicht  künftig  nach  xVuf- 
hebung  der  Universität  Erfurt  hinzukommenden  katolischen  Fonds  auf  eine 
zweckmässige  Weise  wird  ausgeführt  Averden  können.  Die  nähere  Bcur- 
theilung  und  Ausführung  sezt  aber  die  oben  gedachte  specielle  Vermögens- 
Veranschlagung  und  einen  vollständigen  Studien-Plan  voraus.  Bis  dahin  hat 
man  sich  darauf  eingeschränkt,  die  erledigt  gewordenen  Stellen  bei  der 
Universität  zu  Münster  wieder  zu  besetzen  und  das  Allernöthigste  Behufs 
der  schon  bestehenden  Lehr-Fächer  zu  veranstalten.  Dagegen  sind  die  An- 
ti'äge  des  p.  Frhrn.  v.  Stein,  die  noch  fehlenden  Lehr-Stühle  nach  Maass- 
gabe der  schon  ausgemittelten  Fonds  zu  bestellen,  noch  ausgesezt,  bis  erst 
das  Ganze  übersehen  werden  kann. 

Unterdessen  hat  derselbe  angezeigt,  dass  zwei  für  solche  fehlende  Lehr- 
stellen, nämlich  für  das  Clinicum  und  für  angewandte  Mathematik  und 
Cameral-Wissenschaften,  vorläufig  ausersehene  Männer  anderwärts  hin  einen 
Ruf  bekommen  hätten,  und  deshalb  also  ein  beschleunigter  Beschluss  ge- 
nommen werden  müsse,  wenn  man  nicht  die  Aussicht,  geschickte  Männer 
bei  dortigen  Lehr- Anstalten  zu  erhalten,  aufgeben  wolle,  da  die  Besetzungen 
und  reichliche  Dotirungen  der  Universitäten  Dorpat,  Würzburg  und  Wilna 
fast  alle  geschickte  deutsche  Gelehrte  wegnähmen. 

Für  das  Clinicum  zu  Münster  ist  nehmlich  der  bekannte  geschickte 
Professor  Cappel  in  Göttingen  zu  erhalten,  und  für  die  Cameral-  und  die 
zunächst  damit  verbundenen  Hülfs-Wissenschaften  der  Naturkunde  und  an- 
gewandten Mathematik  der  Professor  und  Doctor  Philosophiae  Merrem  zu 
Duisburg,  der  jezt  als  öffentlicher  Lehrer  der  Cameral-Wissenschaften  und 
Philosophie  ein  festes  Gehalt  von  355  Rthlr.  hat.  Ersterer  hat  einen  Ruf 
als  öffentlicher  Arzt  nach  Moskau  mit  2500  Rubel  Gehalt,  freier  Wohnung 
und  andern  Vortheilen  durch  den  kaiserlichen  Russischen  Gesandten  von 
Alopeus  erhalten ;  lezterer  aber  nach  Marburg  mit  800  Rthlr.  festen  Ge- 
halts. Beide  haben  schon  vorläufig,  da  sich  die  diesseitigen  Unterhandinngen 
verzogen  haben,  diese  Rufe  angenommen;  allein  sie  ziehen  es  vor,  nach 
Münster  unter  E.  K.  M.  freiem  wissenschaftlichen  Schutz  sich  zu  begeben, 
wenn  jedem  ein  festes  Gehalt  von  1000  Rthlr.  und  erstercm  der  Hofraths- 
Charakter  accordirt  wird. 

Der  p.  Frhr.  v.  Stein  hat  dies  sehr  unterstüzt  und  zugleich  durch  vor- 
läufige Berechnungen  nachgewiesen,  dass  es  an  Fonds  dazu  nicht  fehlen 
kann,  indem  unter  der  sorgsamen  und  verständigen  Leitung  der  Verwaltung  "" 

der  Münsterschen  Studien-Fonds,   die   während   der   diesseitigen    Occupation 
durch  den  Dom-Dechanteu    Frhrn.    v.  Spiegel    mit   der   grossesten   Uneigen- 
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'^*.*i,,  niitziKkeit  sreschieht,  allein  von   den  lievenüen    der  Münsterschen   Universi- 
Jnm  IS  "         ^  '  1.1 

tat   und    des   Gymnasii  sich   ein    jährlicher   disponibler    reiner  Ueberschuss 

von   4200  Rthlr.    versprechen   lässt,   ohne    die   beträchtlichen   Ueberschüsse 

der  Paderbornschen  Studien-Fonds  und  sonstiger  zu  erwartender  Zuschüsse 

zu  gedenken.« 

Beantragt  trotz  der  Bedenken  Massow's  wegen  des  noch  nicht  fertigen 

Organisations-Planes ')  für  die  Universität  Münster  die  Berufung  »besonders 

da'^der  p.  Merrem  selbst  ein  im  Lande  wohnender  berühmter  Gelehrter  sey, 

und  zu  einem  Director   der   Clinischen  Anstalten    der  p.  Cappel  vorzüglich 

geschickt,  und  beide  sonst  für  E.  K.  M.  Staaten  verlohren  sein  würden,  an 

solchen  aber  Mangel  sei.«   .  .  . 

Juni  23  Rand'-Resolution,  geschrieben  von  Beyme: 

»23.  Juny  1804. 
Der   Antrag   des  Ref.   wird    approbirt,   jedoch    muss    das   Gehalt   von 
355  Rthlr.,  welches  Merrem  in  Duisburg  gehabt  hat,  nicht  wieder  vergeben 
werden.     Exp. 

1.  an  Ref. 

2.  Notif.   an  p.  v.  Massow. « 

Die  entsprechend  dieser  Randverftigung  ausgefertigten  Cabinets-Ordres 
blieben  unvoUzogen  liegen,  wie  auch  Beyme  noch  am  26.  September  1805 
auf  eine  Anfrage  Büttner's^)  verfügt.  Im  Januar  1806  änderten  sich  dann 
»die  Local-Verhältnisse«,  da  Duisburg  im  Pariser  Vertrage  abgetreten  wurde. 


Jnni  18         722.   Der  Bischof  von  Posen,  Graf  Raczynski,  an  den  Staats-Minister 
V.  Voss.     Ci^zen  1804  Juni  18. 

Gen. -Direktorium'  Südpreussen.  LXXII.  10t)3.    Atisfertigung  (?   die  Unterschrift  fehlt,   an- 
scheinend beim  Aktenheften  weggeschnitten). 

Bitte  um  Beibehaltung  des  Reformofen- Klosters  in  Posen,  dessen  Verdienste  herror- 

(jchohen  werdenß} 

»Aus  der  hier  in  übersetzter  Abschrift  beygeheudeu  Eingabe  [d.  d. 
1 1 .  Juni  1804]  des  Reformaten-Klosters  zu  Posen  werden  E.  E.  zu  ersehen 
geruhen,  wie  dieses  Kloster  nach  erhaltenem  Befehle,  es  zu  verlassen,  seine 
Bitte  bey  mir  anbringt,  mich  für  dasselbe  zu  verwenden  und  sowohl  als 
Fundator  wie  auch  als   Dioecesan-Bischof  bey  E.  E.    meinen  Vorspruch   zu 


1}  Im  März  180.5  wurden  der  Kammer-Präsident  v.  Viucke,  der  Domdechant 
Frhr.  v.  Spiegel  und  der  Geistliche  Rath  Schmedding  zu  einer  »Universitäts-Ein- 
richtungs-Commission»  für  Münster  bestellt.  Sic  fand  bei  dem  General-Vikariate 
namentlich  wegen  der  Lehrthätigkeit  theologischer  Professoren  solche  Schwierig- 
keiten, dass  Vincke  und  Spiegel  wiederholt  dringend  um  Enthebung  von  dieser 
Kommission  baten,  u.  a.  im  Juni  und  September  18ÜB.  R.  70.  Münster.  II.  XXXV. 
4;  cfr.  Humboldt's  Bericht  vom  21.  Mai  1806,  No.  920. 

2    Geh.  Cabinets-Joiirnalist.  3)  Cfr.  No.  706  und  756. 
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thun.  Die  von  E.  E.  wolilbekannte  GrnndsHtze  meines  Verfahrens  in  meiner  ,^^9i^ 
Amtsführung  und  die  Beweise,  die  ich  so  vielmal  gegeben  habe,  zum  Besten 
des  Landes,  insofern  es  meine  Lage  erlaubt,  mitzuwirken,  lassen  mich  nicht 
zweifeln,  dass  meine  heutige  Vorstellung,  die  ich  in  gi'össten  Zutrauen  E.  E. 
gerechten  und  humanen  (Jesinnungeu,  welche  llochdero  Administration  so 
wesentlich  characterisireu ,  vorzulegen  mich  erdreiste,  wird  gnädigst  und 
nicht  ohne  erwünschten  Erfolge  angenommen  werden,  und  zwar  um  so  mehr, 
da  mich  zu  dieser  Verwendung  für  obgedachtes  Kloster  sowohl  die  ['fliehten 
als  Bischof,  wie  auch  als  eines  repraesentireuden  Nachfolgers  des  ersten 
Fundators  motiviren. 

Es  ist  nicht  meine  Sache  zu  untersuchen,  welche  idee  es  dem  Staate 
über  die  Nothwendigkeit  und  Nutzbarkeit  der  Existenz  der  Kloster-Geistlich- 
keit zu  hegen  gefiillt  oder  aus  welchem  Gesichtspunkte  dieselbe  angesehen 
wird,  allein  ich  bin  der  Meynung,  dass  ich  nicht  irre,  wenn  ich  zu  behaupten 
mich  erdreiste,  dass  es  unmöglich  ist,  dass  die  Klöster  für  unnütz  und  ent- 
behrlich beti'achtet  werden  sollten.  Der  beste  Beweis  des  von  denselben 
entstehenden  Nutzens  ist  der  sich  täglich  vermehrende  Mangel  derjenigen 
Personen,  die  ohne  aller  Hoffnung  zeitlichen  Vortheiles  mit  eigener  Selbst- 
verläugnung  und  mit  der  beyspiellosen  Uneigennützigkeit  dem  Gottesdienste 
und  dem  Wohl  der  Christlichen  Gemeinden  sich  wiedmen.  Die  Folge  dieses 
Mangels  ist  die  immer  mehr  und  mehr  anwachsende  immoralitaet,  deren 
progressive  Zunahme  tramüge  Aussichten  sowohl  für  das  Land  als  auch  für 
die  Religion,  ohne  welcher  das  Land  nicht  subsistiren  kann,  verkündiget. 
Und  obgleich  das  Beyspiel  der  Aufhebung  eines  oder  des  anderen  Klosters 
hie  und  da  beym  ersten  Anblick  nicht  diese  Folgen  nach  sich  zu  ziehen 
scheint,  so  muss  doch  die  Entfernung  der  Mönche  aus  ihren  seit  Jahr- 
hunderten von  ihnen  bewohnten  Klöstern  starken  Eindruck  in  Rücksicht 
derselben  beym  Volke  erregen,  besonders,  wenn  dieses  Schicksal  solche 
Mönche  und  Klöster  trifft,  denen  man  weder  in  Rücksicht  der  bürgerlichen 
noch  moralischen  Aufführung  etwas  vorzuwerfen  hat.  Diese  Betrachtungen 
sprechen  durchaus  für  die  Reformaten  zu  Posen";  deren  beyspielige  Er- 
füllung ihrer  Berufspflichten,  erwiesene  stete  Anhänglichkeit  zum  Staate, 
ihre  Unterwürfigkeit  gegen  die  Dioecesan-Jurisdiction,  die  Hilfsleistung  bei 
den  Arbeiten  in  dem  Weinberge  Christi,  die  bey  dem  Publico  billig  er- 
worbene Achtung  macht  sie  wirklich  der  Rücksicht  des  Staats  würdig.  Dieses 
Keformaten-Kloster  beruft  sich  in  seiner  Eingabe  auf  die  Landesgesetze, 
die  für  sie  als  für  Eigenthümer  sprechen  und  die  zu  bestimmen  scheinen, 
dass  ihnen  ihr  zugesichertes  Eigenthum  unberührt  bleiben  soll,  welches  sie 
in  einem  so  guten  und  kostbaren  Znstande  zu  unterhalten  sich  bemühet,  so- 
gar unlängst  mit  ansehnlichen  Kosten  eine  Haupt-Reparatur  der  Dach-  und 
Mauer-Werke  beendiget  haben. 

Es  ist  nicht  meine  Sache  nachzuforschen,  inwiefern  dass  ihre  Behauptung 
Rücksicht  bey  E.  E.  finden  kann,   allein   meine    Pflicht   ist    es.   Hochdenen- 
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1804  selben  vorzustellen,  dass  die  Cathedralkirclie  von  der  Communität  dieses 
Klosters  ilu'e  Prediger  zu  haben  pflegt,  deren  Verlust  desto  empfindlicher 
sowohl  für  diese  Elirche  als  das  Capitul  seyn  müsste,  je  schwerer  solcher 
zu  ersetzen  wäre.  Ueberdies  die  Anlage  selbst  dieses  Reformaten-Klosters 
am  äussersten  Ende  der  Stadt  Posen  macht  diese  Mönche  in  Ansehung  der 
Seelsorge  unentbehrlich.  In  der  Entlegenheit  von  der  Stadt  von  dieser  Seite 
ist  keine  Parochialkirche,  die  näher  als  eine  starke  Meile  belegen  wäre, 
und  die  bey  Posen  belegene  und  zur  Parochie  ad  St.  Joaunem  gehörige 
Dörfer  würden  von  ihrem  local-Pfarrer,  da  derselbe  seiner  geringen  Fun- 
dation wegen  keinen  Gehülfeu  haben  kann,  in  ihren  geistlichen  Bedürfnissen 
nicht  bedient  werden  können,  wenn  die  Reformaten  von  dieser  Stelle  ent- 
fernt werden  sollten,  die  bis  hierher  in  der  Entlegenheit  fast  von  vier 
Quadratmeilen  die  Seelsorge  versehen  haben.  Diese  Betrachtungen  und 
Umstände,  deren  realität  ich  jeder  Prüfung  unterwerfen  kann,  machen  mich 
so  dreiste,  meine  ganz  gehorsamste  Bitte  bey  E.  E.  anzubringen: 

Hochdieselben  möchten  gnädig  geruhen,  durch  Hochdero  Intercession 
die  Existenz  des  Reformaten-Klosters  zu  Posen  zu  bewirken. 

Sollte  es  jedoch  wegen  Vollziehung  der  Landes -Absichten  durchaus 
erforderlich  seyn,  dass  das  Seminarium  für  die  Land-Schullehrer,  dessen 
Nützlichkeit  nicht  zu  verkennen  ist,  in  dieses  Kloster  gebracht  werden  müsste, 
so  halten  sich  die  dortigen  Mönche  aus  Liebe  zum  allgemeinen  Besten  füi' 
verbunden,  von  ihrem  Eigenthum  zu  einem  so  löblichen  Behuf  ein  Opfer 
zu  machen  und  sind  bereit,  so  viel  von  ihrem  Kloster  abzutreten,  als  zu 
dieser  Absicht  erforderlich  ist,  wenn  ihnen  nur  soviel  Gelass  übrig  bleibt, 
dass  sie  mit  8  Gliedern  ihrer  Communitaet  zur  Bequemlichkeit  des  Publi- 
cums  und  Bedienung  ihrer  Kirche  daselbst  bleiben  können. 

Dass  diese  Einrichtung  stattfinden  kann,  beweiset  das  schon  im  Jahre 
1795  erfahrene  Beyspiel,  als  dazumal,  da  das  ganze  Dioecesan-Seminarium 
zu  einem  Militair-Lazareth  eingezogen  wurde,  die  Clerici  dieses  Seminarii 
in  einer  Anzalil  von  16  Personen  samt  ihren  di"ey  Professoren  in  das  Re- 
formaten-Kloster  translocirt  worden  und  dort  über  ein  ganzes  Jahr  geblie- 
I)en  sind. 

Ich  setze  mein  ganzes  Zutrauen  auf  E.  E.  menschenfreundliche  und 
liberale  Gesinnungen,  dass  Hochdieselben  nächst  meinen  vorgetrageneu  Be- 
trachtungen auch  diese  in  gnädige  Erwägung  ziehen  werden,  wie  schmertz- 
lich  es  Individuen,  besonders  betagten,  fallen  muss,  ihren  Ort,  wo  sie  den 
mehresten  Theil  ihres  Lebens  in  völliger  Ruhe  zugebracht  haben,  räumen 
zu  müssen  und  am  Abende  ihrer  Tage  sich  in  andern  Klöstern,  wo  sie 
nicht  anders  als  Fremde  angesehen  werden,  unverschuldet  umzuschlagen 
genöthiget  sehen. 

Ich  schmeichle  mich,  dass  E.  E.  diese  meine  Vorstellung  nicht  für  eine 
Widersetzlichkeit  gegen  die  Allerhöchste  Staatswillensmeynung  ansehen, 
suuderu  dieselbe  als  eine  natürliche  Wirkung   der  Amtspiiichten,  deren  Er- 
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fnllung  ich  zugeschworen  hübe  niul  nie  zu  erfüllen  aufhören  werde,  gnädigst  t^^o 
anzunehmen  geruhen  Averden.« 

Kand-Kcsolution,  geschrieben  und  gezeichnet  von  Rudolph!:  Juli  2 

»Es  ist  dem  Bischof  zu  antworten,  dass,  da  von  des  K.  M.  durch  die 
Cabinets-Ordre  vom  22.  April  er.  ^)  verordnet  sey,  dass  die  Klostergebäude 
zu  einem  Land-  und  Stadt-SchuUehrer-Seminario  eingerichtet  und  die  Ordena- 
Geistlichen  nebst  Dienerschaft  in  andere  Klöster  ihres  Ordens  vertheilt 
werden  sollen,  S.  E.  ausser  Stande  wäre,  hierunter  eine  Abänderung  zu 
treffen,  zumal  durch  zweckmässige  Verfügungen  der  Besorgniss,  dass  durch 
Versetzung  der  Ordens-Mitglieder  die  von  ihnen  in  der  Nachbarschaft  über- 
nommene Seelsorge  leiden,  auch  die  Cathedral-Kirche  ihrer  Hülfe  bei  dem 
Poenitentiar-  und  Prediger-Amte  entbehren  würde,  abgeholfen  werden  solle. 
Der  Bischof  solle  daher  das  Dohm-Capitul  hierunter  beruhigen,  auch  die 
Kloster-Geistlichen  auf  ihr  angebrachtes  Gesuch  gehörig  bescheiden.« 

Hiernach  Rescript  des  Südpreussischen  Departements  an  Raczynski, 
d.  d.  Berlin  1804  Juli  2. 

Concept,  gez.  Voss,  ii.  a.  0.        

Cabinets-Ordre    an  Angern    s.  unter  dem  18.  Juni  1804,  No.  721.  Juni  23 


723.   Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  und  Juni  27 
V.  Angern.     Berlin  1804  Juni  27. 

K.   S9.   5S.   J.   Ausfertigung.    Concept,    Anweisung    von   Sack,    K.  70.   Haupt-Kommission.  II. 
XIV.  12. 

Die  Stellung  des  Kur-Erxkanxle^s  xii  der  Fundirung  der  Sustentationskasse  für  die 
linksrheinischen  Domkapitel.'^) 

Die  Cabinets-Ordre  vom  2.  Juni  hat  Ergänzung  des  Berichts  vom 
21.  Mai  18043)  erfordert:  »Wir  verfehlen  nicht,  hierauf  .  .  .  anzuzeigen, 
dass  eigentlich  der  Kurfürst  Erz-Kanzler  diese,  in  unserm  .  .  .  Bericht  vom 
21.  V.  M.  vorgetragenen  Forderungen  an  die  mehrfachr  päbendirteu  Dom- 
herrn in  der  generellen  Anzeige  au  die  Reichs-Deputation  unterm  17.  Februai- 
V.  J.  ')  gemacht  hat,  welche  .  .  .  hierbeigefügt  ist. 

Nachdem  aber  die  Dom-Capitel  in  E.  K.  M.  Entschädigungs-Provinzeu 
dagegen  die  bekannten  Ausstellungen  gemacht,  hat  der  Kurfürst  Erz-Kanzler 
selbst  keine  nähere  Gründe  angeführt,  sondern  sich  im  Allgemeinen  auf 
den  Sinn  und  die  Absicht  des  §.  75  des  Haupt-Reichs-I^eputations-Schlusses 
vom  25.  Februar  v.  J.  berufen,  und  selbst,  nach  der  .  .  .  Erklärung  seines 
Staatsministers,  des  Freiherrn  von  Albini,  vom  4.  Juny  v.  J.''.,  sich  der  Aus- 
legung desselben  enthalten,  vielmehr  diese  selbst   dem  Gewissen   der  Dom- 


i;  Cfr.  No.  706.  2)  Cfr.  No.  728.  3;  No.  71ö. 

4)  No.  549.  5)  No.  606. 
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^^9"f  lierru  überlassen.  Bald  aber  hat  er  eine  eigne  geistliche  Sustentations- 
Commission,  bestehend  aus  Deputirteu  der  jenseits  Rheins  aufgehobeneu 
Dom-Capitul  zu  Trier,  Basel,  Lüttieh  u.  s.  w.  unter  dem  Vorsitze  des 
Mainzischen  Dora-Capitularen,  Grafen  von  Stadion,  zu  Regensburg  etablirt, 
und  an  diese  denn  die  Sache  verwiesen. 

Mit  derselben  ist  solche  denn  auch  weiter  verhandelt,  ihr  sind  die 
Gegenvorstellungen  und  Ausführungen  der  diesseitigen  Dom-Capitul  und  die 
Gründe  mitgetheilt,  welche  unterm  21.  v,  M.  wir  E.  K.  M.  kürzlich  .  .  .  ange- 
zeigt haben.  Die  Sustentations-Commission  hat  in  Beantwortung  derselben 
tiberall  den  §  75  des  Reichs-Deputations-Beschlusses  zum  Grunde  gelegt  und 
anerkannt,  dass  die  Obliegenheit  der  mehrfach  präbendirten  Domherrn  nicht 
weiter  ausgedehnet  werden  könne,  als  dieses  Gesetz  es  verordne.  Sie  hat 
dagegen  aus  dem  allgemeinen  Sinn  desselben,  der  auf  die  Erhaltung  der 
ausser  Brod  gekommenen  jenseitrheinischen  Domherrn  gerichtet  sey,  her- 
geleitet, dass  hierauf  mehr,  als  auf  den  restrictiven  Wort- Verstand  gesehen 
werden  müsse,  zumal  von  einer  Alimentation  als  einer  privilegirten  Sache 
die  Rede  sey. 

Wenn  also  von  Präbenden  die  Rede  sey,  so  könnten  darunter  eben 
sowohl  die  Präbenden  in  CoUegiat-Stiftern,  welche  Domherrn  besitzen,  als 
die  Dom-Präbenden  allein  verstanden  werden. 

Unter  dem  Ausdruck:  des  bisherigen  Genusses,  wären  sämtliche 
Revenuen,  nicht  blos  von  dem  Corpus  praebendae,  sondern  auch  von  den 
Präsentien,  Dignitäten  u.  s.  w.  zu  verstehen,  zumal  diese  alle  auch  dem 
landeshen-lichen  ^/lo*®',  welches  sie  abgeben  sollten,  unterworfen  wären. 

Dass  eine  Präbende  frey  bleiben  solle,  dafür  scheine  freilich 
die  Analogie  der  Fürsten-Bischöfe  zu  sprechen;  allein  diese  besondere  Be- 
stimmung sey  in  Ansehung  der  Domherrn  nirgends  ausgedrückt,  und  darum 
könnte  der  Ausdruck  von  Präbenden,  von  allen  mehrfachen  Präbenden  vor- 
standen werden. 

Die  Sustentations-Commission  hat  indessen  auch  selbst  erklärt,  dass  in 
der  Folge,  nach  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  manches  hierunter  näher  zu 
bestimmen  scyn  dürfte.  In  ihrem  unterm  16.  Februar  d.  J.  durch  den 
Churfürsten  Erz-Kanzler  an  den  Reichstag  gebrachten  ersten  Bericht  von 
ihren  Commissarischen  Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  hat  sie  allein 
die  von  der  Reichs-Deputation  als  erschöpfend  angenommene  erste  Anzeige 
des  Churfürsten  Erz -Kanzlers  vom  17.  Februar  pr.  zum  Grunde  gelegt, 
auch  einige  allgemeine  Rücksichten  der  Billigkeit  angenommen,  z.  B.  die 
üomdechanten  frey  zu  lassen,  Aveil  deren  Stelle  eine  mit  Arbeit  verbundene 
Dignität  sey;  wogegen  sie  Beispielsweise  die  Abführung  der  Quote  von 
mehrern  Präbenden  angenommen  hat. 

Auf  diese  Gründe  haben  die  Dom-Capitul  in  E.  K.  M.  Eutschädigungs- 
Proviuzen  sehr  ausfrihrlich  geantwortet,  womit  wir  indessen  Allerhöchst- 
dieselben hier  nicht  mehr  behelligen    mögen,    wovon   aber    das  Wesentliche 
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in  unserm  .  .  .  Berichte  vom  21.  v.  M.  eiillialten  \M.  und  welches  sich  darauf 
reducirt,  dass  die  Sustentations-Bestimumng  mit  der  landesherrlichen  Abgabe 
des  '/lo**'^  nicht  in  Verbindung  stehe  und  die  Auslegung  der  erstem  aus 
dem  gesammten  §  75  nnd  aus  sonstigen  Umständen  geschehen  müsse. 

In  der  Tliat  liegt  auch  die  ganze  Differenz  in  der  Dunkelheit  dieses 
§phen  des  Reichs-Deputations-Conclusi,  der  sich  auf  mehrere  Weise  aus- 
legen lässt.  Darum  hat  auch  wohl  der  Churfürst  Erz-Kanzler  darüber  nicht 
für  sich  entscheiden  wollen.  Er  hat  aber  auch,  Inhalts  der  unserm  Be- 
richte vom  21.  V.  M.  ...  beigefügten  Erklärung'),  nicht  eigentlich  auf  einen 
schiedsrichterlichen  Ausspruch  E.  K.  M.  über  die  von  beiden  Seiten  vor- 
I  getragenen  Argumentationen  angetragen,  sondern  vielmehr,  unter  stillschwei- 
'  gender  Beseitigung  der  Differenz,  E.  K.  M.  nur  ersucht,  landesväterlich  zu 
erwägen  und  zu  bestimmen,  was  die  Dom-Capitel  zu  dem  Sustentations- 
Fonds  beitragen  sollen. 

Bei  der  Sustentations-Commission  selbst  ist  die  Absicht  sehr  verzeih- 
lich, diesen  Fonds  zum  Bessten  der  Noth  leidenden  jenseitsrheinischen  Geist- 
lichen möglichst  zu  erweitern,  da  die  Mitglieder  der  Commission  selbst  zu 
denselben  gehören;  allein  dies  kann  denn  auch  den  diesseitigen  mehrfach 
präbendirten  Domherrn  sein-  drückend  werden,  zumal  diese  dergleichen 
Präbenden  nicht  ganz  umsonst  zu  besitzen  pflegen,  sondern  aus  ihrem  Ver- 
mögen den  Ihrigen,  wie  in  der  Regel  bei  solchen  Familien  der  Fall  ist, 
durch  Ueberlassung  eines  oder  des  andern  Theils  der  elterlichen  Erbschaft 
haben  gerecht  werden  müssen ;  so  wie  auch  das  öffentliche  Wohl  des  Staats 
ftir  die  nicht  zu  grosse  Ausdehnung  der  Forderungen  spricht,  da  2)  schon 
an  sich  ein  beträchtliches  Geld-Quantum  dafür  und  für  die  Bischöfe  von 
Basel  und  Lttttich  ausserhalb  Landes  geht  und  dorten  verzehrt  wird.« 


1804 
Juni  27 


724.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  [v.  Massow]  Jnnl  27 
und  V.  Angern.  Berlin   1804  Juni  27. 

R.  ^ .».  u2.  H.  Ausfertig:ung.     Concept,    Anweisung   von   Sack,   R.  70.   Haupt-Kommission.   II. 
XIV.  12. 

Weitere  Darlegung  der  allgemeinen  Orundsätxe  für  die  Aufhebung  der  Klüsfer  i»i 

Halberstädtischen.   Die  fundirten  Manns- Klöster  seien  sogleich  aufxuheben.  die  Mendi- 

kanten-Klöster  der  Seelsorge   icegen  xu  belassen,  bis  dafür  Ersatx  gesell  äfft,  ron  den 

Xomien- Klöstern  einige  überhaupt  bcixubehalteuß) 

.  .  .  »Bei  der  angestellten  gemeinschaftlichen  Prüfung-*)  sind  wir  nun 
von  folgenden  Erfahrungen  ausgegangen: 

Wenn  man  in  katholischen  oder  vermischten  Ländern  gelebt  und  das 
Kirchen-  und  Kloster-Wesen  der  Katholiken  näher  kennen  gelernt  hat,  so 
hat  man  deutlich  zu  bemerken  Gelegenheit,  dass  das  katholische  Publicum  für 

1)  No.  653.  2   Vorlage:  »die.«  3)  Cfr.  No.  704.  733  und  7.34. 

4;  Mit  dem  jetzt  abwesenden  Staats-Minister  v.  Massow. 

Ciranicr.  Proussen  und  dio  kath.  Kirche.     IX.  12 
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^^?f  die  fundirteu  Mönchs- Klöster  gar  keine  Achtung  hat,  weil  es  die  Mönche 
dariuu  für  wohllebende  Müssiggänger  hält,  welche  auch  dies  Urtheil  oft 
durch  üppiges  Leben  und  ärgerlichen  Wandel  noch  mehr  provociren.  Die 
Nonnen-Klöster  werden  als  Versorgungs-Anstalten  unverheyratheter  und  be- 
dürftiger Mädchen  geduldet;  aber  die  Mendicanten-Klöster  werden  als  An- 
stalten strenge  und  einfach  lebender,  sich  mit  dem  Gottesdienst  und  dem 
Religions-Unterricht  abgebender  Männer  sehr  geachtet. 

Daher  hat  man,  selbst  in  den  neuen  Entschädiguugs-Ländern,  welche 
gröstentheils  katholische  Unterthaneu  enthalten,  in  Ansehung  der  wegen  der 
Klöster  getroflenen  Maasregeln  das  gröste  Publicum  auf  seiner  Seite  gehabt ; 
und  z.  B.  im  Fnrstenthum  Hildesheim  ist  das  Benedictiner-Kloster  St.  Micha- 
elis in  Ilildesheim  das  einzige  fundirte  Kloster  gewesen,  dessen  Beibehaltung 
vom  Publice  gewünscht  worden,  weil  es  durch  sein  regelmässiges,  ordent- 
iches  Leben  und  seine  Bestimmung  für  Seelsorge  und  Jugend-Erziehung  so 
viel  Achtung  genossen  hat,  als  das  Publicum  allgemein  für  das  dortige 
Capuziner-,  als  ein  Mendicanten-Kloster  an  den  Tag  gelegt  hat. 

Eben  dies  wird  nun  in  E.  K.  M.  altern  Provinzen  noch  um  so  mehr 
der  Fall  seyn,  da  solche  gröstentheils  protestantische  Eingesessene  enthalten ; 
und  deshalb  wird  gewiss  die  Aufhebung  der  fundirteu  Manns-Klöster  keinen 
Anstoss  geben,  auch  darunter  die  Seelsorge  nicht  leiden,  wenn  nur  die 
Mendicanten-EUöster  fürs  erste  noch  beibehalten,  und  da,  wo  es  räthlich  ist, 
noch  Pfarreyen  fundirt  werden. 

Insbesondere  ist  es  auch  bey  der  Stadt  Halberstadt  jedem,  der  dort 
gewesen  ist,  nicht  unbekannt  geblieben,  wie  wenig  Achtung  das  Benedictiner-  ^) 
Kloster  St.  Johann  geniesst,  dagegen  die  Franciscaner,  auch  dorten,  von 
allen  Religions-Partheyen  geachtet  werden,  weshalb  die  Aufhebung  des 
ersteren  gewiss  um  so  weniger  irgend  einen  nachtheiligen  Eindruck  machen 
wüi'de,  als  E.  K.  M.  einen  Theil  dieser  Revenuen  wieder  zu  Kirchen-  und 
Schul-Angelegenheiten  zu  verwenden  die  Absicht  hegen. 

Aber  auch  für  die  Conventualen  selbst  ist  die  Aufhebung  der  fundirteu 
Klöster  besser,  und,  nach  ihren  häufigen  Aeusserungen,  Wünschenswerther, 
als  das  Zusammenlegen  und  Aussterben.  Denn  in  diesem  letzteren  Falle 
bleiben  sie  an  ihre  Pflichten  im  Kloster  gebunden  und  sind  also  dem  Chor- 
dienst u.  s.  w.  unterworfen,  es  mögen  noch  so  wenige  vorhanden  seyn ;  und 
diese  Last  wird  sodann  nicht  geringe.  Sie  dürfen  auch  nicht  heraustreten, 
ehe  das  Kloster  aufgehoben  ist;  und  das  Zusammenlegen  mehrerer  Klöster 
findet  die  grosse  Schwierigkeit,  dass  bey  mehreren  Orden  die  Differenz  der 
Regel  und  der  Lebensart  sehr  gross  ist,  auch  dass  jeder  der  fundirten 
Mönche  auf  Lebenszeit  nur  auf  sein  eignes  Kloster  Profess  thut.  Wird  nun 
aber  das  Kloster  aufgehoben,  so  fallen  alle  jene  Lasten  weg,  mancher  zieht 
sich  zu  seinen  Verwandten  zurück,  und  manche  werden  auch  durch  Seel- 
sorge,  Schnl-Unterricht  pp.  dem  Staate  nützlich,  wie  ihnen,  so  wie  es  nach 

1,  Vielniohr:  » Augustiner-Kloster <■ 
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dem  Reichs-Deputations-Beschluss  vom  25.  Februar  pr.  8  57  in    den    Eni-  ,^^91- 
scnädigungs-Provinzen  geschehen  ist,  auch   hier   bey  Bewilligung    der  Pen- 
sionen zur  Pflicht  gemacht  werden  kann. 

Bey  den  Mendicanten-Klöstern  kann  llberdem  die  Verstärkung  der 
Klöster  durch  verbotene  Annahme  der  Novizen  nicht  einmal  sofort  ver- 
htitet  werden,  indem  solche  in  Provinzen  vertheilt  sind,  und  die  Mönche 
alle  drey  Jahre  aus  einem  Kloster  in  das  andere  versetzt  werden,  dagegen 
man  nur  in  eines  dieser  Klöster  Novizen  aufnimmt,  die  nachher  in  die 
andern  wandern.  Da  nun  eine  Pensionirung  derselben  mit  einemmale  nicht 
geschehen  kann,  weil  ihrer  zu  viele  und  sie  ohne  Vermögen  sind,  so  kann 
auch  das  Aussterben  nur  langsam  von  statten  gehen. 

Die  Vermögens-Verwaltung  und  Verpflegung  der  Mönche  ist,  wenn  die 
fundirten  Klöster  nicht  aufgehoben  werden,  ebenfalls  mit  vielen  Schwierig- 
keiten verknüpft.  Bis  jetzt  haben  sie  von  dem  ganzen  Vermögen  des 
Klosters  gelebt  und  daraus  das  Übrigbleibende  au  Arme,  ihrer  Ordens- 
Regel  zufolge,  vertheilt.  Darin  lässt  sich,  so  lange  das  Kloster  besteht, 
nicht  wohl  eine  Einschränkung  machen,  und  will  man  sie  verpflegen  lassen, 
so  wii-d  dies,  abgerechnet  die  allgemeine  Unzufriedenheit,  gewiss  nicht 
wohlfeiler  zu  beschaffen  seyn.  Eine  strenge  Aufsicht  und  Rechnungsführung 
zu  veranstalten,  ist  sehr  mislich,  und  mit  alle  dem  wird  eine  Entfremdung 
alles  Mobiliare,  des  Silbers,  des  Kirchen-Schatzes  und  d.  gl.  nicht  verhütet 
werden  können,  wie  die  Erfahrung  bey  denjenigen  Klöstern  in  den  Ent- 
schädignngs-Provinzen,  die  nicht  sogleich  haben  aufgehoben  werden  können, 
gelehrt  hat. 

Aus  diesen  allgemeinen  Gründen  halten  wir  die  in  der  .  .  .  Cabinets- 
Ordre  vom  19.  April  d.  J. ')  aufgestellten  Ideen  nicht  für  anwendbar  bey 
Säcnlarisation  der  Klöster  in  den  alten  deutschen  Provinzen  E.  K.  M.,  und 
wir  fügen  zur-  Bestärkung  dessen  ein  Gutachten  der  Halberstädtischen  Landes- 
Collegieu  vom  28**°  Februar  d.  J.  ...  hierbey,  worin  dieser  Gegenstand 
noch  näher  von  allen  Seiten  beleuchtet  worden,  und  worauf  wir  unser  ür- 
theil  im  Bericht  vom  15.  April  c.  im  "Wesentlichen,  mit  einigen  nötig  ge- 
schienenen näheren  Bestimmungen,  gebauet  haben. 

Dem  zufolge  halten  wir  für  das  angemessenste,  die  einmal  Allerhöchst 
beschlossene  Säcnlarisation  der  Klöster  in  diesen  Pro\-inzen  so  ausführen 
zu  lassen,  wie  dieser  Bericht  dazu  die  allgemeinen  Grundsätze  enthält.  Es 
dürften  also 

1.  die  fundirten  Klöster  gleich  aufzuheben,  das  Vermögen,  wie  es  in 
den  Entschädigungs-Provinzen  geschehen,  völlig  zu  realisiren  und  in  Do- 
mainen-Aemter  zu  verwandeln,  den  Kloster-Geistlichen  angemessene  Pen- 
sionen daraus  zu  geben  und  für  die  nöthigen  Kirchen-  und  Schul-Anstalten 
gleichfalls  aus  demselben  zu  sorgen  seyn.  Nur  auf  diese  Weise  lässt  sich 
eine  baldige   gute  Benutzung   des  bis  jetzt   meist    verwuhi-loseten   Kloster- 

1;  Cfr.  No.  704 
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1^_  Vermögens  einfülireu  und  der  Ertrag  desselben  übersehen,  auch  darüber, 
nach  E.  K.  M.  nächster  Bestimmung,  Behufs  anderer  öffentlichen  Anstalten 
und  zum  Besten  AUerhöchstdero  Finanzen  darüber  disponiren,  welches  aber 
alles  im  entgegengesetzten  Falle  nicht  geschehen  kann.  Nur  dann  können 
mit  Zufriedenheit  der  Kloster-Geistlichen  mehrere  derselben  für  die  Wahl 
als  Pfarr-Geistliche  p.  nutzbar  gemacht  und  ihre  Pension  verringert  werden, 
und  nur  so  hört  die  ganze  geistliche  Corporation  und  aller  Einfluss  der- 
selben auf  das  Publicum  mit  einem  mahle  auf,  und  man  schaft  diese  Klöster 
aus  einem  fast  ganz  protestantischen  Lande  mit  einemmale  weg. 

2.  Die  Mendicanten-Klöster  würden  auch  keinesweges  perpetuirt,  son- 
dern nur  vorerst  der  Seelsorge  halber,  und  weil  zu  ihrer  Pensionirung 
keine  Fonds  vorhanden,  auch  ihre  Verfassung  kein  alsbaldiges  Aussterben 
zulässt,  beibehalten,  das  Novizen-Aufnehmen  verbothen,  und  sie  dann,  nach 
und  nach,  wie  Pfarreyen  und  Schulen  gehörig  eingerichtet,  auch  eingezogen 
werden  müssen. 

3.  Mit  den  Nonnenklöstern  ist  die  Einrichtung  am  schwierigsten,  wie 
bereits  in  unserm  Berichte  vom  15.  April  d.  J.  allerunterthänigst  bemerkt 
worden,  und  daher  die  speciellen  Vorschläge  deshalb  bis  zur  Aufnahme 
sämmtlicher  Nonnen-Klöster  in  dem  Halberstädtschen  und  Magdeburgscheu 
noch  ausgesetzt  worden. 

Unterdessen  sind  diese  Aufnahmen  nebst  den  speciellen  Vorschlägen 
zur  Aufhebung  der  Nonnen-Klöster  im  Halberstädtschen  eiugekommen,  und 
es  sind  mit  den  dortigen  Landes-CoUegien  ausführliche  Verhandlungen,  da 
die  Magdeburgschen  Kloster-Aufnahmen  noch  gar  nicht  eingegangen  sind, 
darüber  gepflogen  worden.  Das  Resultat  davon  ist,  dass  zwey  verschiedene 
Wege  in  Vorschlag  gekommen  sind:  entweder  dieselben  successive  in  der 
Art  einziehen  zu  lassen,  dass  alles  Monachalische  darin  aufgehoben  und 
den  Kloster-Frauen  frey  gelassen  werde,  mit  einer  den  Revenuen  des 
Klosters  angemessenen  Pension  aus  solchem  heraus  und  in  die  Welt  zu  gehen, 
oder  im  Kloster  zu  verbleiben  uud  aus  dem  übrigen  Kloster- Vermögen  ver- 
pflegt zu  werden;  oder  aber  die  Klöster  eines  Ordens  in  den  Magdeburg- 
Halberstädtschen  und  Entschädigungs-Provinzen  zu  vereinigen,  uud  für-  die- 
jenigen, welche  in  andere  Klöster  geschickt  werden,  aus  dem  Vermögen 
des  aufgehobenen  Klosters  Kostgeld  zu  bezahlen;  denn  der  dritte  in  den 
Entschädigungs-Proviuzen  eingeschlagene  Weg,  sie  unter  Besteuerung  vor- 
erst bestehen  zu  lassen,  ist  darum  nicht  wohl  zulässig,  weil  die  Klöster  in 
den  altern  Provinzen  schon  beträchtlich  zu  den  Steuern  beitragen,  kein 
ansehnliches  Vermögen  haben,  und  solches  auch  nicht  nötig  ist,  weil  letztere 
nicht  so  strenger  Clausur  unterworfen  sind,  welches  in  den  neuen  Provinzen 
jede  Veränderung  ohne  Zuziehung  des  Bischofs  verhindert  hat,  der  hier  im 
Halberstadt -Magdeburgschen,  wegen  der  E.  K.  M.  zustehenden  Diöcesan- 
Rechte,  nicht  dabey  zuzuziehen  ist.  Gegen  den  ersten  Weg  sind  die  ge- 
gründeten Bedenken  entstanden,  dass  man  die  Nonnen,  ungeachtet  dessen, 
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nicht  sogleich  in  die  Welt  treten  lassen  kann,  ohne  gegen   sie  sowolil,  als  ^^  .  ,_ 

Juni  2( 
gegen  das  Publicum  hart  zu  verfahren  und  letzterm  Anlass  zu  gegründetem 

Anstoss  zu  geben.  Die  mehrsten  dieser  Nonnen  sind  ohne  Vermögen,  ja 
ganz  arm.  Von  dem  Reitze  der  Neuheit  und  der  Veränderung  ihres  zwang- 
vollen Zustandes  in  eine  sich  selbst  überlassende  freyere  Lage  geblendet, 
dürften  die  Jüngeren  allerdings  wohl  in  die  Welt  gehen ;  aber  diese  mit 
ihr  ganz  unbekannten  Mädchen  würden  bald  ihrem  Verderben  entgegen 
eilen  und  dem  oatholischen  Publicum  ein  Aergerniss  geben,  das  sich  nach- 
her nicht  wieder  abwenden  lässt.  Aber  auch  der  zweite  Weg  findet  die 
Schwierigkeit,  dass  die  Nonnen  nur  auf  ilire  eignen  Klöster  Profess  ge- 
than,  sich  diese  aus  besondern  Gründen  gewählt  haben,  in  den  verschie- 
denen Klöstern  Eines  Ordens  doch  verschiedene  Verfassungen  statt  linden, 
und  Uneinigkeit  und  Zwiespalt  daher  bey  Zusammenlegung  mehrerer  Klöster 
fast  nicht  zu  vermeiden  ist,  besonders  wenn  sie  nach  dem  Alter  unter  sich 
rangireu  und  keine  neue  hinzukommen  sollen,  weil  die  jüngeren  in  Er- 
wartung dessen  mehrere  Dienste  haben  leisten  müssen,  die  ihnen  nun  stets 
obliegen  würden. 

Daher  dürfte  es  denn  nötig  seyn,  beide  Wege  mit  einander  zu  ver- 
einigen, und  mit  gewissen  Modificationen,  welche  die  Local-  und  besondere 
Umstände  der  Klöster  an  die  Hand  geben,  zu  verfahren. 

Diese  Grundsätze  würden  darin  bestehen:  dass  eines  und  das  andere 
Kloster  beibehalten  wird,  als  Versorgungs- Anstalt  für  unverhejTathete 
Mädchen  der  mittleren  Bürger-Classe,  besonders  der  Töchter  armer  Militair- 
und  Civil-Diener,  wobey  successive  von  dem  Monachalischen  der  Ordens- 
zwang nachgelassen,  dagegen  eine  strenge  Aufsicht  beibehalten,  sonst  aber 
nützlichere  Zwecke,  besonders  Schul-Unterricht,  Anziehen  von  Erzieherinnen» 
dem  müssigen  Chor-Gesang  substituirt  werden  könnten. 

Bey  den  übrigen  zur  Aufhebung  bestimmten  Klöstern  würde  den 
Kloster-Frauen  die  Freiheit  zu  lassen  seyn,  ob  sie  mit  gewissen,  nach 
Maassgabe  des  Vermögens-Zustaudes  festzusetzenden,  wohl  auskömmlichen 
Pensionen  in  die  Welt  und  zu  den  Ihrigen  gehen  wollen,  in  welchem  Falle 
sie  aber  nachweisen  müsten,  dass  sie  dafür  stets  ein  hinreichendes  Aus- 
kommen bey  den  Personen,  zu  welchen  sie  sich  zu  begeben  denken,  finden, 
und  dem  Staate  so  wenig  als  dem  Publice  weiter  zur  Last  und  zum  Aerger- 
niss werden  können. 

Diejenigen,  welche  dieses  nicht  wählen,  würde  man  in  ein  Kloster 
desselben  Ordens  versetzen  können  und  suchen  müssen,  ihnen  dort  Raum, 
auch  dem  aufnehmenden  Kloster  alle  Erleichterung  zu  verschaffen;  sowie 
denn  aus  dem  Vermögen  des  aufgehobenen  Klosters  angemessene  Pensionen 
für  dieselben  so  lange  zu  bezahlen  seyn  würden,  bis  in  dem  aufnehmenden 
Kloster  eine  ordinaire  Stelle  vacant  wird,  in  welche  sonst  eine  Novize  an- 
genommen wäre.  Auch  für  die  Aebtissin  und  Pröpste,  die  neu  aufgenommen 
werden,  wird  durch  Pensionen,  oder  in  dem  aufnehmenden  Kloster,  jedoch 
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1804  dui-ch  bessere  Dotirung  derselben,  zu  sorgen  seyn.  Sonst  würden  die  neuen 
und  alten  Kloster-Frauen  möglichst  gleich  behandelt  werden  und  sich  in 
dem  Alter  der  Reception  einer  jeden  in  ihrem  Kloster  folgen  müssen,  in- 
sofern nicht  ein  Kloster,  wie  der  Fall  schon  vorgekommen  ist,  nur  arbei- 
tende Layen-Schwestern,  das  andere  aber  wirkliche  Nonnen  enthält,  wo 
dann  jene  stets  unter  ihnen  rangiren  und  auch  die  weltlichen  Dienste 
verrichten  müssen. 

Um  zu  erfahren,  inwiefern  diese  allgemeine  Grundsätze  auf  die  vor- 
kommenden einzelnen  Fälle  sich  anwenden  lassen,  ist  von  uns  die  Unter- 
suchung in  Ansehung  der  Nonnenklöster  im  Halberstädtschen,  deren  Auf- 
nahme schon  eingekommen  war,  verordnet  worden.  Da  uemlich  dort  drey 
Klöster  vom  Cistercienser-Orden  zu  Adersleben,  Hedersleben  und  St.  Bur- 
chardi  vor  Halberstadt  vorhanden  sind,  so  ist  den  Landes-CoUegiis  der 
Auftrag  ertheilt  worden,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  in  eins  derselben  alle 
Nonnen  zu  bringen,  dieses  beizubehalten,  die  beiden  andern  aber  aufzuheben 
seyn  würden. 

Ebenso  ist  wegen  des  Augustiner-Klosters  Marienbeck  zu  Badersleben, 
da  von  diesem  Orden  keine  mehrere  im  Halberstädtschen  gewesen,  die 
Untersuchung  veranlasst  worden,  ob  die  Nonnen  desselben  in  eins  der 
Hildesheimschen  Klöster  desselben  Ordens  zu  Heiningen  oder  Dorstädt  unter- 
zubringen seyn  möchten.  Bey  dieser  Gelegenheit  ist  die  öffentliche  Meinung 
der  Nonnen  selbst  laut  geworden,  und  sie  haben  von  allen  Seiten  her  ge- 
äussert, dass  sie  das  Aussterben  der  Klöster  durchaus  nicht  wünschten, 
eine  Zusammenlegung  aus  obigen  Gründen  auch  nicht  indistincte  für 
zulässig  halten  könnten,  sondern  nur  unter  denjenigen  Modificatioueu, 
welche  vorstehend  von  uns  ehrerbietigst  bemerkt  worden.  Das  Resiütat 
der  Untersuchung  selbst  aber  geht  dahin,  dass  nach  diesen  Grundsätzen 
die  Sache  wohl  ausführbar  ist,  dass  von  den  gedachten  drey  Cistercieuser- 
Klöstern  das  zu  Aderslebeu  beizubehalten  und  darin  die  sich  zum  Kloster- 
leben ferner  widmenden  Nonnen  der  beiden  andern  Klöster  zu  Hedersleben 
und  St.  Burchardi  füglich  aufgenommen,  die  Nonnen  des  Augustiner- 
Klosters  zu  Baderslebeu  aber  unter  die  Hildesheimschen  Klöster  Heiningen 
und  Dorstaedt  vertheilt  werden  können,  wenn  nach  unserm  Vorschlage 
mehrere  derselben,  wie  gewis  geschehen  wird,  sich  zum  Austritt  mit 
Pensionen  erklären  werden,  da  sonst  freilich  nicht  der  Raum  fehlen,  aber 
doch  bey  so  vielen  zusammen  zu  bringenden  Nonnen  viel  Inconvenienzien 
z.  B.  wegen  der  Clausur  p.  entstehen  werden.  Das  Kloster  Dorstaedt  hat 
zwar  bey  der  Commission  Erinnerungen  hiergegen  gemacht,  die  von  der 
verschiedenen  Verfassung  vornemlich  herrühren,  und  in  der  zur  Berichts- 
Erstattung  an  mich,  den  Staats-Minister  von  Angern,  remittirten,  hierbey  .  .  . 
wieder  beigefügten  Immediat- Vorstellung  vom  12.  v.  M.  haben  sie  diese 
Gründe  wiederholt.  Allein  durch  die  obigen  Modificationen  werden  ihre 
Beschwerden  gehoben  werden  können,  und  da  Heiuiugen  zufrieden   ist,  so 


Plalberbtadt.    Kloßteranfliebmig.  j§3 

werdeu  dem  Kloater  Doialju-di  mir  niuij^c  vvonige  der  BaderslelienscLoii  .'^^Pf- 
Nonnen  gegeben  werden  dürfen,  djiber  ich,  der  Staatw-Minister  von  Angern, 
dafür  .  .  .  halte,  dass  die  Bescheidung  auf  die  gedachte  Immediat-Eiugabe 
auszustellen  seyn  dürfte,  bis  E.  K.  M.  die  allgemeinen  (irundsätze  wegen 
der  Nonnen-Klöster  festzusetzen  geruhet  haben,  indem  es  sich  dann  im 
einzelnen  ergeben  wird,  was  zur  müglichslen  Zufriedenstellung  der  Klöster 
geschehen  kann,  welches  nicht  aus  den  Augen  gelassen  werden  soll.  Be- 
sonders wird  deshalb  erst  die  Aufnalmie-Verhandhing  von  den  Magdeburg- 
schen  Nonnen-Klöstern  abzuwarten  seyn,  worauf  wir  aber  diesen  Bericht 
nicht  haben  hinaussetzen  wollen.  Im  Magdeburgschen  .sind  viel  weniger 
Katholiken  noch  als  im  llalberstädtschcu,  die  Klöster  sind  reicher,  der  Boden 
zum  Theil  besser  und  die  Klöster  mit  Abgaben  weniger  belastet,  dagegen 
sie  im  llalberstädtschcu  dem  contribuablen  Staude  ganz  gleich  onerirt,  ärmer 
und  wegen  der  Verbindung  mit  dem  mehr  katholischen  Hildesheim  nicht  so 
leicht  aufzuheben  sind,  als  es  im  Magdeburgschen  rathsam  ist.  Diesen 
Grundsatz  denken  wir  im  Allgemeinen  zur  Anwendung  zu  bringen  und  halten 
es  gerathener,  um  von  den  4  Magdeburgschen  Cistercienser-Nonnen-Klösteru 
mehrere  zur  Aufhebung  frey  zu  bekommen,  lieber  ausser  Adersleben  noch 
eins  im  Halberstädtschen,  ja  nöthigen  Falls  alle  dreye  dort  vor  der  Hand 
bestehen  zu  lassen. 

Im  Fall  E.  K.  M.  diese  Grundsätze  ...  zu  genehmigen  geruhen  möchten, 
bitten  wir  ...  um  Authorisatiou,  darnach  in  Ansehung  der  Magdeburg- 
Halberstädtschen  Klöster  zu  verfahren.  Wir  werden  aber  demnächst  im 
Verfolg  erst  alles  localiter  genau  untersuchen  lassen,  und  dann  über  mehrere, 
in  Zusammenhang  stehende  oder  zu  bringende  Nonneu-Klösterj  wegen  des 
Betrags  der  auszusetzenden  Pensionen  und  der  übrigen  Modalitäten,  beson- 
ders zu  berichten  nicht  verfehlen. 

Dieses  sind  nun  die  Vorschläge,  welche  wir  auf  die  .  .  .  Cabinets- 
Ordre  vom  19.  April  c.  ^}  ...  abzugeben  uns  veranlasst  gesehen  haben. 

Beti'eflfend  die  besondere  Erinnerungen  in  der  .  .  .  Cabinets-Kesolution 
vom  25.  April  d.  J.  wegen  des  Klosters  Hamerslebeu  2),  so  wird  allerdings 
demnächst  bey  Realisirung  der  Klöster  darauf  Rücksicht  genommen  werden, 
dass  die  Stadt-  und  Dorfs-Gemcindeu,  auch  die  Eingesessenen,  welche  bisher 
Kloster-Gründe  in  Pacht  gehabt,  sofern  sie  dieselben  zu  ihrer  Conservation 
bedürfen,  solche  behalten  und  sie  darunter  nicht  verschlimmert  werden. 

Wegen  der  Garben-Zehenten  ist  in  den  Entschädigungs-Provinzeu  der 
Grundsatz  bey  den  aufgehobenen  Klöstern  angenommen  worden,  dass  da, 
wo  sie  zum  Kloster-Guthe  nicht  benutzt  werden  können  und  nicht  im  Aus- 
lande liegen,  sie  den  Zehentpflichtigen  gegen  billige  Pacht  überlassen  werden 
müssen.     Dieser  Grundsatz  dürfte  auch  in  E.  K.  M.    alten  Provinzen  anzu- 


1)  Cfr.  No.  704. 
2j  Cfr.  No.  707. 
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1804     -yveiiäen  sevn,  da  die  Sorge  für  die  Oeconomie  uud  die  Eingesessenen  diese 
Juni  27  .    3     . 

Vorsorge  ertordert. 

Dagegen  wird   bey  Aufhebung   von  Hamersleben   die  Fundirung   einer 

Icatholischeu   Pfarre    in   Aschersleben,    nach    der   Auskunft    des    Magistrats 

daselbst   und  der   Krieges-  und   Domaiuen-Kainmer   zu  Halberstadt,   nöthig 

seyn,  da    bisher   die    dortige    ein-  und   ausheimische   katholische   Gemeinde 

aus  115  Personen  vom  Civil  und  Militair  bestanden   ist  und,    im  Fall    die 

Mendicanten-Klöster  eingehen  sollten,  es  selbst  sehr  schwer    halten   würde, 

einen  Geistlichen  zu  finden,  welcher  nur  zu  Zeiten  daselbst  den  Gottesdienst 

für  [die]   dortigen   katholischen  Einwohner    vom   Civil-   und   Militair-Stande 

halten  könnte.« 


Juni  30         725.    Cabinets-Ordre  »an  die  Oberen  der  Katholischen  Klöster  des 
Fiirsienthums  Halberstadt,   den  Abt  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden.« 

Charlottenburg  1804  Juni  30. 

H.  M>.    Minuten  des  Cabinets.   117. 

Der  Anspruch  auf  rechtliche  Erlcenntniss  über  die  Aufliebuiig  der  HcUberstädtisehen 
Klöster  ist  durch  das  Außören  der  älteren  Privilegien  Kraft  des  Reichs- Deptäations- 

Schlusses  hinfällig,  i) 

»Würdige  liebe  Getreue,  und  besonders  Lieber.  Ihr  machet  Euch  eine 
ganz  irrige  Vorstellung  von  der  in  dem  lezten  Reichsschlusse  den  Landes- 
herren eingeräumte  Befugniss,  über  die  Stifter  und  Klöster  in  den  alten 
deutschen  Reichslanden  zu  disponiren,  wenn  Ihi*  diese  Disposition  in  Eurer 
Eingabe  vom  21.  d.  M.  2)  durch  aeltere  besondere  Privilegia  einschränken 
und  desshalb  auf  rechtliches  Gehör  und  Erkenntuiss  antragen  wollet. 
Alle  diese  Piivilegia  und  besondere  Titel  sind  nur  in  der  Voraussetzung, 
dass  das  jus  reformandi  durch  die  Reichs- Gesetze  nicht  anders  bestimmt 
werden  ^^^irde,  ertheilt  und  fallen  also  mit  dieser  Voraussetzung  von  selbst 
weg.  Ich  kann  daher  Euer  Gesuch  nicht  bewilligen,  sondern  weise  Euch 
an,  die  gerechte  und  billige  Bestimmung  Euers  Schicksals  von  meiner 
ferneren  Entscheidung  nach  Beendigung  der  verfügten  recherchen  zu  er- 
warten von  Euerm  gnädigen  König  etc.« 


Juli  2  Rescript  an  den  Bischof   von  Posen   s.    unter  dem  18.  Juni   1804, 

No.   722. 


1)  Cfr.  Nu.  709  und  732. 

2,  Diese  Eingabe  liegt  nicht  vor. 
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726.  Der  Fürstbischof  von  Hildesheim  und  Paderborn,  Franz  Egon 
Frhr.  v.  Fiirstenberg,  an  den  Staats-Minister  v.  Angern.  IliKlesheiui  i«(U 
Juli  2. 

K.  SU.  .Jb.  K.    Abschrift. 

Beansprucht  als  lieiehsfür.-it  Acciacfrcihijit.y 
»Das  gestern  in  dem  hiesigeu  Fürstenthum  eingeführte  Königl.  Accise- 
Pateut  vom  23.  Mai  d.  J.,  nach  welchem  jeder  Einwohner  ohne  Unterschied 
des  Standes  Accisepflichtig  sein  soll,  veranlasset  mich  zu  der  Aufrage: 

Ob  mir  nicht,  vermöge  der  mir  als  Keichs-Fürst  zustehendeu  Frey- 
heit  und  Reichs-Unmittelbarkeit,    die   liefreyung    von    der    directen 
Abgabe  dieser  Consumtions-Steuer  (denn  von   einer  indirecten  Con- 
curenz   kann   die  Frage  nicht  seyn)  für  mich  und    meinen  Hofstaat 
competire  ? 
Nicht  nur  der  jüngere  Keichs-Frieden-Scliluss  sichert  im  §  48  den  ab- 
getretenen geistlichen  Fürsten  ihre  bisherige  persönliche  Würde  und  den  da- 
von abhängenden  Rang,  auch  den  Fortgenuss   ihrer  persönlichen  Unmittel- 
barkeit   feyerlichst  zu,   sondern    des   Königs    Maj.   haben   auch    durch    die 
Haupt-Organisat.-Commission  mittelst  Kescripts   vom  8.  Januarii  1803  diese 
meine    persönliche  Unmittelbarkeit,    imd    zugleich   als  Folge   derselben    die 
dereinstige  Abzugs-Freyheit   meines  nach  meinen  Ableben  aus  dem  Königl. 
Gebieth  gehenden  Privat-VermÖgens  anzuerkennen  allergnädigst  geruhet. 

Aus  eben  den  Grunde  glaube  ich  demnach  das  Zutrauen  hegen  zu 
dtirfeu,  dass  ich  als  unmittelbarer  Reichs-Fürst  für  mich  und  meinen  Hof- 
staat von  einer  directen  oder  unmittelbaren  Accise- Abgabe  befreyet  seyn 
und  bleiben  werde,  indem  es  in  der  Natur  der  Sache  und  in  der  Art  und 
Weise  dieser  Steuer -Einziehung  schon  selbst  liegt,  dass  ich  indirecte  zu 
dieser  Steuer  dennoch  beyti'age,  wenn  ich  nemlich  versteuerte  Gegenstände 
z.  E.  von  einem  Kaufmann  erhandele,  welcher  natürlich  diese  Abgabe  beym 
Verkauf  dem  Käufer  mit  in  Anrechnung  bringet. 

Ich  darf  sicher  der  Erwartung  seyn,  dass  es  des  Königs  Maj.  Willens- 
Meynung  nicht  sey,  meine  Fürst-Bischöfliche  Competenz  mit  einem  solchen 
Impost  belegen  zu  lassen,  da  allerhöchst  Dieselben  ohnlängst  aus  aller- 
höchsteigener Bewegung  allerhuldreichst  geruhet  haben,  diese  Competenz 
durch  die  Uebemahme  der  6000  Fl.  Sustentations-Beyträge  füi-  den  Fürst- 
Bischof  zu  Lüttich  und  Basel  auf  Königlichen  Fonds  gegen  jede  Verkürzung 
zu  sichern.  Um  indessen  mich  dieserhalb  bey  der  von  diesem  besonderen 
Verhältniss  nicht  unterrichteten  hiesigen  Accise-Behörde  keinen  weitläuftigen 
Explicationen  ausgesetzt  zu  sehen,  ersuche  ich  E.  E.  ganz  ergebenst,  die- 
selbe mit  dieser  meiner  Freiheit  von  einer  directen  Accise- .\hgahe  gefälligst 
bekannt  zu  machen,  und  dabey  zugleich  die  Versicherung  anzunehmen,  dass 


1K(I4 
.Juli  2 


3)  Cfr.  No.  745. 
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}^y\  meiuer  Seits  dabey  solche  Vorkehrungeu  getroffen  werden  sollen,  dass  die- 
selbe schlechterdings  von  Niemand  zum  Nachtheil  der  Accise-Oasse  solle 
misbraucht  werden  können.« 


Juli  7  727.   Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Nlinister  Frhr.  v.  Hardenberg  und 

V.  Angern.     Charlotteuburg  1804  Juli  7. 

K.  70.  Hanpt-Kommission.  IL  XIY.  12.    Ausferligiuig. 

Bestimmung  über  die  Beiträge  der  Dom-Kapitel  zu  der  linksrheinischen 
Sustentationskasse. 

Nachdem  ich  aus  Eurem  Bericht  vom  27.  v.  M.  i)  auch  die  Gründe 
vollständig  ersehen  habe,  aus  welchen  der  Churfürst-Erzkanzler  das  1/5  von 
den  mehrfach  präbendirten  Domherrn  weiter  ausgedehnt  wissen  will,  als 
solches  die  Dom-Kapittel  in  meinen  Landen  zugeben,  so  setze  ich  nunmehr 
auf  Euren  Bericht  vom  21.  May  d.  J.  2)  fest,  dass  dieses  Ein  Fünftheil 

1.  nur  von  den  Dom-Präbenden,  nicht  aber  von  den  Präbenden, 
welche  die  Domherren  auch  unabhängig  von  jenen  in  Collegiat- Stiftern 
besitzen, 

2.  nur  von  einer  Dom-Präben  de  und  zwar 

3.  von  der,  womit  derselbe  zulezt  investirt  worden,  jedoch  dergestalt 
zu  berechnen,  dass 

4.  dabei  auch  auf  die  accidentellen  Neben -Revenues  von  den  Officien, 
Präsenzen,  Archidiacouaten  und  Oblegien,  welche  mit  der  lezten  Präbende 
verbunden  sind,  Rüksicht  zu  nehmen,  grade  so  wie  solches  bei  der  Be- 
rechnung des  landesherrlichen  Yiu  geschehen  muss,  weil  kein  rechtlicher 
Grund  abzusehen,  Aveshalb  in  dem  einen  Falle  eine  andere  Berechnung  als 
in  dem  andern  statt  finden  solle,  vielmehr  in  diesem  Falle  die  Analogie 
eben  so  entscheiden  muss,  als  solche  bei  der  Entscheidung  ad  2  zum  Grunde 
gelegt  worden. 

Uebrigens  genehmige  ich  es,  im  Einverständniss  mit  dem  Chur-Erz- 
kanzler,  dass  die  Präbenden  in  den  Dom-Capittelu  älterer  säcularisirter  Pro- 
vinzen hier  nicht  mit  angerechnet  werden,  und  trage  Euch  auf,  den  Bei- 
trag der  mehrfach  präbendirten  Domherrn  in  meinen  Entschädigungs-Landeu 
zu  bestimmen.  .  .  . 

Endlich  verstehet  es  sich  von  selbst,  dass,  so  wie  einer  oder  der  an- 
dere mit  Tode  abgehet,  der  Beitrag  mit  den  Nach-Jahren  der  Erben  ces- 
siren  muss,  und  ich  habe  auch  nichts  dagegen,  dass  der  Anfang  der  Zahlung 
auf  den  1.  December  1802  bestimmt,  das  bisher  zu  viel  bezahlte  aber  nicht 
zurückgefordert  werde. « 

Die  Verfügung  ad  2  beruhte  eigentlich  auf  einem  »Missverständnisse«; 
Hardenberg  und  Angern  hatten  nur  eine  frei  lassen  wollen,  die   Cabinets- 

1)  No.  723.  2)  No.  716. 


Hildesheiai.    Linkes  Rheiuufer.    Entechädigungslaiulo.  |^7 

Ordre  Hess   uur   eiuc  licra  uziehcii.     Die   Susteiitations-Komiiiissioii    über    t^*^.  _ 

Juli   ( 
wollte  überhaupt  keine  Präbeude  freilassen.     Audi  die  Minister  und  (joertz 

waren    für   die  Erhöhung   der  Beiträge,    bei   dem    augenscheinlichen  Noth- 
stande,  doch  freiwillig  fanden  sich  die  Domkapitel  dazu  nicht  bereit. 

Weitläuftige  Korrespondenzen  hierüber  zwischen  den  Ministern 
und  mit  Goertz  in  R.  34.  67;  namentlich  Angern  an  Hardenberg  1805 
April  25;  das  Auswärtige  Departement  an  Goertz  1805  Juni  5.,  au  Angern 
und  an  Goertz   1806  Juni  4. 

Die  Sache  schwebte  noch,  als  der  Krieg  ausbrach;  das  Auswärtige 
schreibt  an  das  Westfälische  Departement  am  6.  Oktober  1806:  '^Je-  Okt.  <• 
doch  ist  es  bei  einem  bevorstehenden  Kriege  allerdings  nicht  pas.send  noch 
rathsam,  während  desselben  die  Beiträge  an  den  Fürsten-Primas,  als 
einen  mit  Frankreich  so  nah  verbündeten  Fürsten,  und  zum  Behuf  jetziger 
Französischer  ünterthauen  fortzahlen  zu  lassen.« 

a.  a.  0.    Concept,  gescliriel»eu  und  gezeicliuet  von  Efister. 


728.  Immedlat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1804  Juli  h 
Juli  8. 

R.  S',1.  5S.  J.    Ausfertigung.    Concept,   Anweisung   von  Sack.    R.  70.    Haupt-Koinmissioii.    II. 
XIV.  IB. 

Die  Vergebung  der  erledigten  Probenden  bei  den  Doinkapiteln  in  den  Etüschädignugs- 
provinxen.    Das  Schicksal  dieser  Domkapitel  im  allgemeina/. 

Beantwortet  eine  Cabinets-Ordre  vom  19.  Juni  1804: 
.  .  .   »Der    [verstorbene"!    Dom-Kapitular    von    Hoerde   hat   .  .  .    ausser 
einer  Präbende  bei  dem  Dom-Kapitnl  zu  Paderborn,  die  Dignität  als  Dom- 
Cämmerer  und  ein  Archidiakonat  bekleidet,  welches  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit in  einem  gewissen  Bezirke  in  sich  fasst. 
Sämmtliche  Revenuen,  und  zwar 

a)  der  Dom-Präbende  selbst  betragen  inclusive  der  Memorieu  und  Prä- 
Benzien,  wenn  Einer  diesen  sämmtlich  beiwohnt,  nach  einem  20jährigen 
Durchschnitt 1576  Rthlr.  —  Gr. 

b)  an  Obedienzien  und  additamentis 40       -       12    - 

c)  und  als  Dom-Cämmerer  und  Archidiakonus     .      100       -       —    - 

Summa  1716  Rthlr.   12~Gr 

d)  Ausserdem  gehört  zu  der  Präbende  noch  eine  Curie   in  Paderborn. 
Nach   der   bisherigen   Verfassung   ist   zu   a)    die  Präbende    selbst  von 

dem  Turnario  oder  demjenigen  Domherrn  zu  vergeben  gewesen,  welchen 
die  Reihe  trift,  welches  in  diesem  Falle  der  Hildesheimsche  Domdechant 
August  Freihen*  von  Weichs  ist,  der  auch  eine  Domherrn-Präbende  in  dem 
Paderbornschen  Dom-Kapitul  besitzt,  und  um  die  Erlaubniss  zur  Ausübung 
ienes  Rechts  in  der  obigen  Immediat-Vorstellung  gebeten  hat. 
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1804  211  bj    Die   Übedienzien   und   Additamente   siud    den    in    der   Ordnung 

folgenden  residirenden  Kapitularen  zugefallen,  welche  dagegen  die  bis  dahin 
benutzten  geringem   Stücke   den  folgenden  Kapitidaren   überlassen   müssen. 

In  dem  gegenwärtigen  Falle  sind  die  Additamente  dem  zeitigen  Dom- 
Dechanten  Grafen  von  Kesselstädt,  die  Obedienzien  aber,  mit  dem  jähr- 
lichen Betrag  von  25  Rthlr.,  dem  Dom-Dechanteu  August  Freiherrn  von 
Weichs  zugefallen,  der  solche  aber  des  geringen  Ertrags  halber  nicht  optirt 
hat,  daher  dieses  von  dem  Domherrn  von  Elmenhorst  geschehen  ist. 

zu  c)  Das  Dom-Cämmerei-Amt  mit  dem  annexen  Archidiakonat  ist  von 
jeher  von  dem  Bischöfe  einem  Capitularen  ex  gremio  vergeben. 

Dies  ist  auch  jetzt  noch  geschehen,  indem  der  Fürst-Bischof  von 
Hildesheim  und  Paderborn  solches  dem  Dom-Kapitular  Franz  Philipp  Frei- 
herrn von  Weichs  conferirt  und  dieses  auch  anhero  angezeigt  hat,  worauf 
ihm  aber  bis  zu  E.  K.  M.  erfolgenden  .  .  .  Bestimmung  noch  nichts  er- 
^nedert  worden  ist. 

zu  d)  Wegen  der  Curien  sichern  die  Statuten  denjenigen  Kapitularen, 
welche  zum  Bau  oder  Reparatur  derselben  beträchtliche  Kosten  verwendet 
haben,  den  billigen  Ersatz  durch  Assignationen,  d.  h.  eine  vom  Dom-Kapitul 
erhaltene  Befugniss,  die  Curie  mit  einem  Rechte,  sie  weiter  zu  assigniren, 
einem  andern  Capitular  zu  übertragen. 

Da  nun  der  Freiherr  von  Hoerde  im  Jahre  1792  1800  Rthlr.  auf  seine 
Curie  verwendet  hat,  so  ist  auch  ihm  eine  solche  Assignation  erteilt  wor- 
den, und  vermöge  derselben  haben  jetzt  seine  Erben  dem  Dom-Kapitular 
Freyherrn  von  Ascheberg  diese  Curie  überlassen. 

Uebrigens  hat  verfassungsmässig  der  neue  Dom-Kapitular  drei  volle  Jahr 
die  Präbende-Revenüen  und  zwei  Jahre  die  Obedienzien  entbehren  müssen, 
indem  von  erstem  die  Erben  des  verstorbenen  zwei  Jahre  als  Nachjahre  ge- 
zogen haben,  die  Revenuen  des  dritten  Jahres  aber  ad  fabricam  ecclesiae 
(zum  Bau-Fonds  des  Dom-Kapituls)  oder  zum  gemeinschaftlichen  Kosten- 
Fonds  verwendet  sind. 

Alle  diese  Verfassungen  haben  indessen  durch  die  Säcularisation  und 
das  Reichs- Deputations -Conclusum  vom  25.  Februar  v.  J.  eine  gänzliche 
Aenderung  erlitten;  und  da  die  Dom-Kapitul  mit  allem  ihren  Vermögen, 
auch  das  der  Dignitarien  nach  dem  ausdrücklichen  Inhalte  der  §phen  34 
und  61  dieses  Conclusi,  E.  K.  M.  Allerhöchster  Disposition  auheim  gefallen 
und  Allerhöchstdero  Domainen  einverleibt  worden,  so  hängt  es  lediglich 
von  Höchstdenenselbeu  ab,  welchergestalt  jene  Dispositionen  darüber  zu  ge- 
nehmigen und  respective  zu  treffen  E.  K.  M.  für  gut  finden  mögteu. 

Ich  muss  hierbei  .  .  .  bemerken,  dass  seit  der  diesseitigen  Besitznahme 
schon  bei  dem  Dom-Kapitul  zu  Münster  einige  ähnliche  Fälle,  namentlich 
die  von  dem  Domküster  von  Ketteier  und  dem  Dom-Kapitularen  und  Archi- 
diakonuä  von  Hompesc-h  vorgekommen  sind ,  wo  man  aber  weder  die  Prä- 
bendcu,    noch    die  Dignitaet   und    die  Ai'chidiakonal»'    hat    besetzen    lassen. 
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Zwar  existirte  daselbst  kein  Bischof,  aber  nichts  destowoniger  würde  es  doch    ,^^,9^„ 
zur  Folge  gereichen  und  neue  Reklamationen  bey  E.  K.  M.  von  allen  beiteu 
veranlassen,  wenn  in  dem  jetzigen  Hoerdeschou  Falle  bei   dem  Paderborn- 
schen  Dom-Kapitul  davon  abgegangen  werden  sollte. 

Das  Dom-Cämmerer-Amt  selbst  ist  tlberdem  mit  der  uralten  Kapituls- 
Verfassung  längst  eingegangen,  und  die  Stelle  mit  den  Kevenfien  und  das 
CoUations-Recht  verschiedener  geistlichen  Benefizien  in  solcher  Qualität  nur 
dem  Dignitario  übrig  geblieben. 

Die  Paderbornsche  Diözes  ist  in  6  Archidiakonat-Sprengel  eingetheilt, 
wovon  4  mit  den  4  Dignitäten  beym  Dom-Kapitul  verbunden  sind,  wozu 
auch  die  Dom-Kämmerey  gehurt;  der  5.  uud  6.  Sprengel  ist  dem  Officio 
des  Gencral-Vikariats  und  der  Propstey  BusdortV  annex.  Das  Amt  eines 
Archidiakoni  ist  ein  würkliches  geistliches  Richter-  uud  Disciplinar-Amt, 
indem  die  Archidiakoni  darin  Richter  der  ersten  Instanz  in  Matrimouial- 
und  andern,  sonst  zur  geistlichen  Jui-isdiktion  gezogenen  Sachen  ausmachen, 
zugleich  aber  die  Aufsicht  uud  Jurisdiktion  über  sämratliche  Kirchen-Bediente, 
Schullehrer,  Kirchen-  und  Armen-Receptoren  ihres  Sprengeis  führen,  durch 
Commissarien,  gewöhnlich  Vikarieu  und  Beneficiaten,  das  sogenannte  Send- 
(Synodali  Gericht  halten  lassen,  dort  Strafen  verhängen  u.  s.  w.,  auch  die 
Schul-  und  Küsterdienste  vergeben.  Während  der  Vacanz  werden  diese  Archi- 
diakonate  von  dem  Dom-Kapitul  uud  in  dessen  Nahmen  verwaltet. 

Eben  so  ist  die  Verfassung  im  Müusterschen. 

Mit  der  Aufhebung  der  drey  dortigen  Abteyen  Marienfeld,  Cappenberg 
und  Liesborn  sind  E.  K.  M.  die  von  ihnen  bekleideten  Archidiakonatc  zu- 
gefallen, und  eben  dieses  ist  mit  denjenigen  der  Fall,  welche  durch  den 
Tod  der  Domherrn  von  Ketteier  und  von  Hompesch  vakant  geworden  sind. 

Diese  Archidiakonatc  passen  sich  nun  aber  offenbar  nicht  zur  Preussi- 
schen  Staats-Verwaltung,  sondern  der  grösste  Theil  ihrer  Geschäfte  wird 
nach  dem  Ressort-Reglement  vom  2.  April  pr.  a.  i)  sich  unter  die  Kammern 
und  Regierungen  vertheilen,  die  Disciplinar-,  Kirchen-  und  Schul-Aufsicht 
aber,  nach  Regulirung  des  Dioecesan -Wesens,  erst  näher  und  finaliter  zu 
bestimmen  seyn,  bis  dahin  interimistisch  die  Verwaltung  in  bisheriger  Art 
und,  wo  eine  Vakanz  ist,  durch  das  Domkapitul  oder  General-Vikariat  ge- 
schehen könnte. 

Es  folgt  indessen  aus  obigem,  dass  der  Fürst-Bischof  von  Hildesheim 
und  Paderborn  die  erledigte  Dom-Cämmerey  zu  Paderborn  und  das  damit 
verbundene  Archidiakonat  nicht  zu  vergeben  befugt  ist,  da  der  §  34  des 
Reichs-Deputations-lIaupt-Schlusses  darüber  die  bestimmte  Norm  an  die 
Hand  giebt. 

Daher  bin  ich  der  .  .  .  Meinung,  dass  auch  die  Disposition  desselben 
darüber  nicht  anzuerkennen,  sondern  die  Besetzuug  aller  dieser  Stellen  zu 
snspendiren,  die  Revenuen,  sobald  sie  zur  Disposition  kommen,  für  E.  K.  M. 

lLrNÖ."673. 
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l^yK   zu  berechnen,  und  das  Weitere  von  den  künftigen  generellen  Beatimmungen 
zu  erwarten  seyn  werde. 

Dahingegen  ist  die  Disposition  tiber  die  Curie  dem  §  52  des  Reichs- 
Deputations-Beschlusses  gemäss,  und  dürfte  also  zu  genehmigen  seyn. 

Wahr  ist  es  übrigens,  was  der  Dom-Dechaut  Freiherr  August  von 
Weichs  in  seiner  Vorstellung  anführt,  dass  er  schon  bei  der  obgedachten 
Vacanz  durch  den  Tod  des  Domkapitular  von  Ketteier  zu  Münster,  da  an 
ihn  der  turnus  gestanden,  durch  Nichtbewilligung  in  grossen  Schaden  ge- 
kommen ist.  Er  verdient  auch  sonst  in  vieler  Hinsicht  E.  K.  M.  Gnade, 
welche  Allerhöchstdieselben  ihm  auch  durch  Ertheilung  des  rothen  Adler- 
Ordeus  im  vorigen  Jahre  und  bei  seiner  hiesigen  zweimaligen  Anwesenheit 
mündlich  zu  erkennen  zu  gebeu  geruhet  haben. 

Indessen  kann  ich  es  doch  nicht  für  rathsam  halten,  die  Praebende 
zur  Vergebung  ihm  zu  überlassen,  weil  Abberufungen  in  den  übrigen 
mehreren  Fällen  der  vakanten  Präbenden  davon  eine  Folge  seyn  dürften. 
Statt  dessen  stelle  ich  aber  .  .  .  auheim: 

ob  E.  K.  M.  ihm   das  Versprechen  zu  geben   geruhen  wollen,   dass 
Allerhöchstdieselben  bei   endlicher  Regulirung   der  Angelegenheiten 
der    Domstifter    auf    die    ihn    betroffenen    Unglücksfälle    besondere 
gnädige   Rücksicht  nehmen  und    ihm   solche  möglichst  vergüten  zu 
lassen  suchen  würden. 
Ganz   ähnlich   mit  dem  hier  vorgetragenen   ist   der  Fall  mit   dem   in 
Hildesheim    kürzlich    verstorbenen    Marquis    von    Honsbroeck, 
welcher  zu  der  .  .  .  Kabinets-Ordre    vom   19.  v.  M.   die  Veranlassung  ge- 
gegeben hat. 

Derselbe  ist  dort  Dom-Kapitular  und  Domküster  gewesen  und  hat 
auch   dort  eine   Obedienz  besessen.     Die  reinen  Revenuen   der  Dom-Prä- 

bende  sind  von  ihm  bei  der  ersten  Aufnahme  auf 1469  Rthlr. 

die  der  Domküsterey  auf 830 

und  die  der  Obedienz  auf 529 

2828  Rthlr. 
ausser  mehrern  nicht  zu  Gelde  angeschlagenen  Naturalien  angegeben,  welche 
aber  bey  näherer  Untersuchung  noch  ein  beträchtliches  mehr  abwerfen 
dürften. 

Um  die  Dom-Präbende  selbst  hat  sich  Niemand  gemeldet,  vermuthlich 
weil  deren  Einziehung  als  eine  Selbstfolge  des  Reichsdeputations-Beschlusses 
angesehen  wird;  dagegen  haben  um  die  Domküsterey  die  Hildesheimschen 
Domkapitularen  von  Haxthausen,  Graf  von  Belderbusch,  Franz  von  Weichs 
und  Franz  Freiherr  von  Weichs  in  den  Immediat-Vorstellungen  nachgesucht, 
wovon  ich  die  erstere  .  .  .  vorlege  und  die  übrigen  oben  schon  beigefügt 
habe,  so  wie  der  Domkapitular  Graf  Paul  von  Meerveldt  in  der  oben 
gleichfalls  .  .  .  wieder  beigefügten  Immediat-Vorstellung  um  die  Bestätigung 
der  Collation  gebeten    hat,    welche    der   Fürst-Bischof  von   Hildesheim   und 
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Paderborn  ihm    in  Anschune;    dieser  DomkUster-Stelle   bereits  ertheilt,    und    ,^^„ 

Juli  O 
wovon  der  Fürst-Bischof  auch  bereits  liier  Anzeige  gethan  hat,  mit  der  Be- 
merkung, dass,  da  er  bis  jetzt  als  Bischof  diese  Stelle  vergeben  und  die 
Zahl  der  Domkapitularcn  durch  die  Conferirung  derselben  an  den  Domherrn 
Grafen  von  Meerveldt  nicht  vermehrt  sey,  er  die  Billigung  dieses  Verfahrens 
hofie.  Allein  hier  tritt  dasselbe  ein,  was  ich  oben  bei  dem  Paderboruschen 
Falle  .  .  .  bemerkt  habe,  nnd  der  §  34  des  Reichs-Deputations-Schlusses 
steht  der  getrofienen  Disposition  offenbar  im  Wege. 

Ich  bemerke  zuvörderst  dabey  in  Ansehung  des  in  der  Vorstellung 
des  Grafen  v.  Meerveldt  angeführten  Falls  bey  dem  Kollegiat-Stifte  zum 
heiligen  Kreuze  in  ITildesheim,  dass  dieses  in  voller  gottesdienstlicher 
Funktion  bestehet  und  wahrscheinlich  beyzubehalten  seyn  dürfte,  die  Stelle 
eines  Scholasters  daher,  als  zu  den  Geistlichen  Funktionen  gehörig,  nicht 
wohl  hat  unbesetzt  bleiben  können.  Demnächst  halte  ich  aber  mit  Bezug 
auf  das  obige  Sentiment  .  .  .  dafür:  dass  dem  Grafen  v.  Meerveldt  die  Be- 
stätigung und  dem  Fürsten  Bischof  die  CoUation  zu  verweigern,  und  eben 
so  auch  den  sich  gemeldeten  Competenten  ein  abschläglicher  Bescheid  zu 
erteilen  seyn  dürfte,  allenfalls  mit  der  Hinzufügung,  dass  E.  K.  M.  bei  der 
finalen  Regulirung  der  Domstifter  auf  die  für  die  einzelnen  Subjekte  hier 
eingetretenen  Umstände  nach  Möglichkeit  besondere  gnädige  Rücksicht  zu 
nehmen  geruhen  würden; 

denn  was  dieselben  in  ihren  Vorstellungen  angeführt  haben,  ist  in  so 
fern  nicht  ungegründet  und  verdient  allerdings  in  einem  und  dem  andern 
Falle  wohl  einige  Billigkeits-Rücksicht,  obgleich  es  im  allgemeinen  Folge 
des  Schicksals  ist,  welches  die  geistlichen  Staaten  und  die  Domstifter  in 
denselben  tiberhaupt  beti'offen  hat. 

Diese  ,  .  .  vorgeschlagene  Entschädigung  scheint  mir  im  Ganzen  auch 
um  90  nötiger,  da  am  17.  v.  M.  wiederum  bei  dem  Dom-Kapitul  zu  Hildes- 
heim der  Dom-Kapitular  und  Archidiakonus  von  Wendt  gestorben  ist,  wo 
eben  dieses  eintritt,  und  E.  K.  M.  also  hierbey,  wie  in  allen  ähnlichen  vor- 
kommenden Fällen,  sonst  mit  wiederholten  Gesuchen  behelliget  werden 
würden,  die  aber  alsdann  mit  einemmale  cessiren. 

Was  aber  die  Regulirung  der  Dom-Kapitul  selbst  und  deren 
Schicksal  in  den  Eutschädigungs-Provinzen  betrift,  wovon'  E.  K.  M.  in  der 
vorliegenden  .  .  .  Kabinets-Ordre  zu  befehlen  geruhet  haben,  dass  die  Or- 
ganisations-Commission  diese  Sache  baldmöglichst  zur  Entscheidung  bringen 
möge,  weshalb  ich  das  Nötige  verfügen  sollte,  so  zeige  ich  in  dieser  Hin- 
sicht .  .  .  an,  wie  die  Organisations-Commission  sich  schon  frühzeitig  da- 
mit beschäftiget  hat,  sowohl  das  Vermögen  der  droy  in  E.  K.  M.  Ent- 
schädigungs-Provinzen vorhandenen  Domstifter  zu  Hildesheim,  Milnater  und 
Paderborn  aufnehmen  und  ausmitteln  zu  lassen,  als  auch  diejenigen  Nach- 
richten einzuziehen,  worauf  sie  ihre  Vorschläge  wegen  des  künftigen  Schick- 
sals derselben  hat  gründen  wollen. 
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}^Q  Allein  das  erstere  ist   äusserst   schwierig,   indem   das   ganze  Kapitels- 

Vermögeu,  die  Verwaltung  uud  Berechnung  desselben  sehr  verwickelt  und 
ein  Aggregat  von  zahllosen  Geld-  und  Natural-Einnahmen  ist,  welche  wieder 
durch  eine  Menge  einzelner  Berechnungen  laufen,  die  von  sehr  vielen  Re- 
zeptoren nach  einzelneu  Registern  so  verwirrt  und  dunkel  geführt  sind, 
dass  es  äusserst  schwer  hält,  darin  völliges  Licht  zu  bringen,  ein  über- 
sichtliches Ganze  darzustellen  und  genau  zu  bestimmen,  was  das  ganze 
Corpus  und  jedes  einzelne  Glied  desselben  zu  empfangen,  auszugeben  und 
als  reinen  Ueberschuss  zu  verzehren  gehabt  hat. 

Bei  der  Menge  der  übrigen  Organisations-Geschäfte  haben  die  Special- 
Orgauisations-Commissionen  dieses  nicht  überall  völlig  in  gehöriger  Klarheit 
darstellen  können. 

Noch  schwieriger  ist  die  Bestimmung  von  Grundsätzen,  wornach  künftig 
zu  verfahren,  und  welche  Einrichtung  in  der  Verfassung  wie  in  der 
Verwaltung  derselben  zu  treffen  seyn  würde. 

Das  Reichs -Deputations -Conclusum  vom  25.  Februar  v.  J.  sagt  blos 
§  34  und  61,  dass  die  Güter  und  Revenuen  der  Dom-Kapitul  und  ihrer 
Dignitarien  den  Domainen  der  Bischöfe  einverleil)t  und  mit  den  Bis- 
thümern  auf  die  Fürsten  übergehen  sollten,  welchen  sie  angewiesen  werden. 

Im  §  35  ist  als  Bedingung  der  Säcularisation  und  der  völligen  Ein- 
ziehung der  Dom-Stifter  auch  die  feste  und  bleibende  Ausstattung  der  Dom- 
Kirchen,  welche  beibehalten  werden  mögten,  enthalten,  und  der  §  53  setzt 
fest:  dass  den  Dom-Kapitularen,  Dignitarien  und  Canonicis  der  Ritter- 
Stifter  9/i^  ihrer  sämmtlichen  bisherigen  Einkünfte,  und  zwar  jedem  Ein- 
zelnen, was  er  bisher  genossen  hat,  nebst  den  Curien,  den  Vikarien  aber 
alle  ihre  Revenuen  belassen  werden  müssen. 

Dieses  so  auszuführen,  dass  völlige  Gerechtigkeit  dabei  beobachtet 
wird,  so  dass  die  Individuen  darunter  nicht  leiden,  aber  auch  E.  K.  M.  .  .  . 
Interesse  nicht  benachtheiligt  werden  möge,  welches  ohnstreitig  Allerhöchst- 
derselben  gnädigste  Absicht  ist,  dürfte  sehr  schwierig  seyn.  Denn  wollte 
man  das  ganze  Domkapitularische  Vermögen  auch  dieseits  übernehmen, 
und  den  einzelnen  Dom-Herrn  '^,%  davon  jährlich  nachweisen  und  auszahlen, 
so  entstehen  die  Bedenken,  dass  ein  grosser  Theil  der  Revenuen  in  aller- 
ley  Naturalien  besteht,  die,  Avenn  Einer  sein  bisher  genossenes  zu  ^/lo  er- 
halten soll,  in  natura  gefordert  Averden  können,  und  dass  mehreres  in  Prä- 
senzien  und  zufälligen  Revenuen  besteht,  welches  sich  nicht  durchschnitts- 
mässig  bestimmen  lässt,  sondern  von  einem  jeden  abhängt.  Ausserdem 
würden  die  diesseitigen  besonder)i  Verwaltungs-Kosten,  Ausfälle  u.  s.  w. 
allein  von  E.  K.  M.  zu  tragen  seyn,  wo  dann  nicht  viel  von  dem  \'io 
übrig  bleiben  dürfte. 

Wollte  man  aber  umgekehrt  den  bisherigen  Mitgliedern  die  Admini- 
stration überlassen  und  sich  nur  das  \/^^)  ausbedingen,  so  fehlt  die  Con- 
trolle  und  der  Satz,  wornach  dieses   Vi,,  zu  berechnen  ist. 
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Um  zu  vernehmen,  wie  andere  weltliche  Landesherrn  sich  liierbey  bc-  }^\ 
nommen  haben,  hat  die  Ilaupt-Organisationä-Comraission  schon  zeitig  darüber 
Nachrichten  eingezogen,  wovon  das  Resultat  ist,  dass  sie  sämmtlich,  nemlich 
Toscana  wegen  Saltzburg  und  Eichstedt;  Chur-Hannover  wegen  Osnabrück; 
Chur-Baiern  wegen  Bamberg  und  Würzburg,  und  Oranien-Fulda  wegen  Fulda, 
den  erstem  Weg  eingeschlagen  und  die  Administration  des  gesammteu 
Dom-Kapitularischen  Vermögens  übernommen,  den  Domkapitularen  aber  die 
äyio  haben  berechnen  lassen  oder  denselben  bestimmte  Pensionen  aus- 
gesetzt haben.  Dieses  ist  jedoch  unter  verschiedenen  Modifikationen  ge- 
schehen, indem  z.  B.  Toskana  von  dem  reinen  Ertrage  des  20jährigen 
Durchschnitts  der  bisherigen  Einnahmen  die  auf  ein  Jahr*  kommenden  ^/jq 
sehr  strenge  ausgemittelt  und  dieses  als  immerwährende  jährliche  Pension 
bestimmt  hat,  das  \io  ^^^r  bisherigen  reinen  Ueberschüsse  aber,  so  wie  allen 
Gewinn,  der  durch  Verminderung  der  Administratious-,  so  wie  aller  sonstigen 
Ausgaben,  durch  Erhöhungen  des  Ertrags,  durch  Abfindungen  auf  einmal, 
durch  Todesfälle  u.  s.  w.  entsteht,  für  den  Landesherrn  berechnen  lässt 

Chur-Hannover  hat  bey  Osnabrük  auch  nach  20jährigen  Durchschnitten 
berechnet  die  ^/^q  ausmitteln  lassen,  jedoch  alle  Remissionen  und  Ausfälle 
übernommen,  dagegen  aber  die  Asceusion  und  das  Aufrücken  der  Präben- 
dirten  gestattet,  aber  einen  besondern  Administrator  angesetzt,  wodurch 
dann  für  den  Landesherrn  nicht  viel  übrig  bleiben  kann. 

Chur-Baiern  hat  nur  die  Revenuen  von  dem  Corpus  Praebendae  nach 
20jährigen  Durchschnitt  zur  Bestimmung  der  Pensionen  genommen,  alle 
sonstigen  beständigen  und  unbeständigen  Erträge  aber  für  sich  behalten. 

Oranien-Fulda  hat  endlich  nur  nach  ohugefähren  Maasstab  des  Ertrages 
für  jeden  eine  Pension  bestimmt,  ohne  genaue  Aufnahmen  und  Revenüen- 
Etats  zum  Grunde  zu  legen. 

Alle  diese  Verfahrungs-Arten  haben  mehr  oder  weniger  Unzufriedenheit, 
überall  aber  doch  solche  erregt,  weil  keine  dieser  Methoden  von  dem  Vor- 
wurfe der  Willktthr  und  der  Abweichung  von  dem  §  53  des  Haupt-Reichs- 
Deputations-Beschlusses  für  frey  erklärt  werden  können. 

Um  diesen  Zweck  aber  zu  erreichen,  muss  die  Organisations-Commis- 
sion  den  umgekehrten  Weg  für  angemessener  halten,  nemlich  den  Dom- 
Kapituln  und  ihren  Mitgliedern  die  Verwaltung  ihrer  Revenuen  und  den 
Genuss  ihrer  ^/jy  selbst  zu  überlassen  und  nur  einen  controUirenden  Ver- 
walter anzustellen,  der  auf  die  Erhaltung  der  ganzen  Masse  wacht,  das 
Landesherrliche  Yiq  erhebt,  solches,  in  so  weit  es  in  Naturalien  besteht, 
zu  Gelde  macht,  dieses,  so  wie  die  durch  den  Tod  oder  durch  Abfindung 
E.  K.  M.  zufallenden  und  disponible  werdenden  Präbenden  und  sonstige 
Revenuen  berechnet,  und  so  successive  fortfährt,  bis  die  Sache  auf  den 
Punkt  gebracht  ist,  wo  sie  nach  E.  K.  M.  nähern  Allerhöchsten  Beschluss 
stehen  bleiben  soll. 

in  dieser  Art  ist  die  Sache  mit  E.  K.  M.   .  .  .   Genehmigung    bey    dem 

13 

Umuier,  l'reustan  uüü  aii'   katb    Kirch«       IX.  ^** 


194 


ITrknndc  No.  728. 


1804  Gräflichen  Hocli-Capitul  zu  Essen  eingeleitet  und  liat  dort  ihren  guten 
'  °  '  Fortgang  mit  Zufriedenheit  der  Interessenten.  Hier  hat  diese  Einrichtung 
auch  schon  gleich  getroffen  werden  müssen  und  getroffen  werden  können, 
weil  E.  K.  M.  dieses  Gräfliche  Damens-Capitul  gänzlich  aufzuheben  und 
die  Abfindung  der  Kapitularinnen  zu  verordnen  geruhet  haben,  welche  auch 
grösstenteils  schon  zu  Stande  gekommen  ist. 

Bei  den  Dora-Kapituln  zu  Hildesheim,  Münster  und  Paderborn  ist  da- 
mit nicht  so  sehr  geeilt.  Denn  wenn  auch  in  denselben  einige  Präbenden 
vakant  geworden,  so  sind  doch  die  Haupt-Revenüeu  noch  nicht  disponible 
gewesen,  indem  in  allen  drey  Dom-Kapitulu  drey  Nachjahre,  wie  oben 
bei  Paderborn  ausgeführt  worden,  statt  finden.  Ehe  diese  nicht  verflossen 
sind,  tritt  also  der  diesseitige  Genuss  noch  nicht  ein,  und  darum  hat  eine 
gleich  anfangs  erlassene  und  jetzt  wiederholte  Verfügung  an  die  p.  Cammern 
ausgereicht,  dass  diejenigen  Revenuen,  welche  etwa  von  solchen,  seit  der 
diesseitigen  Besitznahme  erledigt  werdenden  Präbenden  disponible  geworden, 
von  den  Dom-Kapituln  asservirt  und  nicht  weiter  darüber  disponirt  wer- 
den solle. 

Indessen  hat  eine  gleiche  Verfügung  wegen  des  E.  K.  M.  nach  dem 
Reichs-Deputatious-Beschlusse  zustehenden  ^iq  der  noch  lebenden  Dom- 
Kapitularen  nicht  ergehen  können,  weil  dieserhalb  die  Bestimmung  wegen 
des  Schicksals  der  Dom-Kapitel  hat  vorausgehen  müssen;  und  da  denselben 
in  dieser  Hinsicht  nichts  eröfnet  worden,  so  wird  es  nur  von  E.  K.  M. 
höchster  Bestimmung  bei  künftiger  Reguliruug  der  Sache  abhängen,  wie  es 
darunter  ratione  praeteriti  für  die  Jahre  seit  der  Besitznahme  gehalten 
werden  soll,  wenn  Allerhöchstdieselben  nicht  etwa  für  nötig  halten  mögten, 
schon  jetzt  deshalb  eine  Disposition  zu  treffen,  welche  ich  in  diesem  Falle 
in  eben  der  Ai't  .  .  .  vorschlage,  als  sie  in  Ansehung  des  Hoch-Kapituls 
zu  Essen  vorgedachtermassen  gut  befunden  und  von  E.  K.  M.  Allerhöchst 
beschlossen  ist. 

Dieses  alles  betrift  indessen  nur  die  jetzige  Verwaltung,  welche 
nach  dem  .  .  .  Beschlüsse  E.  K.  M.  über  die  Einrichtung  der  Dom- 
Kap  itnl  selbst  eine  andere  Verfassung  erlangt. 

Was  aber  diese  betrift,  so  hängt  solche  mit  mehrern  Gegenständen 
der  Landes-Organisation  genau  zusammen. 

Der  §  35  des  Haupt- Reichs -Deputations -Schlusses  verordnet  vorge- 
dachtermassen die  feste  und  bleibende  Ausstattung  der  Dom-Kirchen  und 
der  §  62  macht  die  Einrichtung  der  künftigen  Dom-Kapitul  von  der  künf- 
tigen Reguliruug  des  Erz-   und  Bischöflichen    Dioecesan-Wesens   abhängig. 

Obgleich  nun  nach  dem  §  25  E.  K.  M.  hierunter  freye  Hände  haben, 
indem  AUerhöchstdero  Staaten  von  den  ehemaligen  Geistlichen  Provinzen, 
worunter  sie  sonst  gehört  haben,  ausgenommen  sind,  auch  durch  die  ... 
Kabinets-Ordre   vom    13.   September  v.  J.')    befohlen   ist,    dass   es   vorerst 

1)  No.  M2. 
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darunter  bei  der  bisherigen  Lage  der  8aclio  verbleiben  .solle,  ao  wird  dudi    }^^^ 

'  Juli  8 

die    Gewissens -Boruhigung   E.  K.  M.    katholischen   Untertanen   eine   nähere 

Bestimmung  darunter  nothweudig   machen. 

Ich  habe    über  diesen   Punkt   nähere  Einleitungen   getroffen,    um   ins- 
besondere  zu    vernehmen,   wie   der   Kurfürst -Erzkanzler   sein   neues    Dom- 
kapitul  und  Erzbischöfliches  Consistorium   einrichtet,    und   ich   glaube   nach 
Eingang   dieser  Nachrichten  E.  K.  M.  solche  Vorschläge    darüber  .  .  .  thun 
zu  können,  welche  hoffentlich  Allerhöchst  Dero  Beifall  finden  werden,  indem 
mein  Gesichtspunkt  dahin  geht :   die  Aufsicht  auf  Seclsorge  und  den  Schul- 
unterricht  des  sehr   ansehnlichen  Theils  E.  K.  M.    katholischer  Untertanen 
zwischen    der  Elbe  und  dem  Rhein  in  die   Hände   eines   aufgeklärten,    mit 
dem  Geiste   der  Zeit   fortschreitenden   und   bewährten    Mannes   zu   bringen, 
das  Gewissen  dieser  Untertanen  nach   ihren   Glaubens-Grundsätzen,   welche 
ohne  die  nachteiligsten  Folgen  nicht  verletzt  werden  dürfen,  zu  beruliigen, 
zugleich    aber    auch   die   Dom-Kapitul   zu   reduziren   und    dem   Staate    den 
grössten  Theil  ihres  Vermögens  auf  eine   angemessene  Weise   zuzuwenden. 
Bevor  ich   diesen   .  .  .  Bericht   nicht   erstattet    haben   werde   und    von 
E.  K.  M.    ein   Beschluss   darauf   .  .  .   gefasst   se3ni   wird,    dürfte    sich   keine 
Bestimmung  über  das  endliche  Schicksal   der   Dom-Kapitul   und    ihre   Ein- 
richtung treffen  lassen. 

Von  der  andern  Seite  sind  die  Dom-Kapitul  integrirende  Theile  der 
Landesstäude  gewesen.  Und  deshalb  dürfte  in  dieser  Hinsicht  die  Bestim- 
mung über  die  Verfassung  der  Staudschaften  abzuwarten  seyn,  welche  bis 
zum  Schluss  der  Organisation  der  Entschädigungs- Provinzen  unter  ver- 
hofleutlicher  .  .  .  Genehmigung  E.  K.  M.  ausgesetzt  ist. 

Solchergestalt  werden  E.  K.  M.  zu  entnehmen  geruhen,  dass  in  dieser 
wichtigen  Sache,  was  nur  hat  geschehen  können,  von  der  Organisations- 
Commission  und  von  mir  veranlasst  worden  ist.  Ich  werde  mit  derselben 
fortfahren,  alle  Nachrichten  zusammen  zu  bringen,  die  noch  erforderlich 
sind,  um  nach  dem  oben  aufgestellten  Gesichtspunkte  alle  Gegenstände  auf- 
zuklären, welche  darauf  Beziehung  haben,  um  demnächst  darüber  E.  K.  M. 
einen  vollständigen,  nähern  Vortrag  halten  zu  können. 

Die  nach  Lage  der  einzelnen  Akten  nothwendigen  Verfügungen    habe 

ich  jetzt  gleich  erlassen;   und  ich   bitte  nur   vorläufig    E.  K.  M mich 

tiber  die  obengedachten  Vorschläge  wegen  der  interimistischen  Verwaltung 
der  disponiblen  Revenuen  der  Dom-Kapitel  mit  Allerhöchster  Bescheidung 
versehen  zu  lassen.« 

Die  hierauf  ergehende  Cabinets-Ordre   an   Angern,   Charlottenburg  Juli  16 
1804  Juli  16,  stimmt  diesen  Vorschlägen  zu.     Cfr.  No.  769. 

Ausfertigung  a.  ;i.  0.  des  (.'onceptes. 
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j  9ß  Urkunde  No.  729. 

u'^c\  729.   Rescript  des  Auswärtigen  Departements  an  den  Residenten  Frhr. 

V.  Humboldt  zu  Rom.     Berlin  1804  Juli  9. 

H.  W.  B.  10>.    Concept,  geschrieben  von  Küster,  gez.  Hardenberg. 

Wegen  der  Erwirkung  der  päpstlichen  Zustimmung  xur  Aufhebung  der  Klöster  in 
Schlesien,^)  und  des  Verbotes  des  Sammeins  der  Beftelorden.^) 

»Die  steigenden  Bedürfnisse  des  Staats,  welche  es  der  Regierung  zur 
Pflicht  machen,  alle  Quellen  zur  Vermehrung  der  Nationalthätigkeit,  Industrie 
und  Wohlhabenheit  aufzusuchen,  die  Beispiele  so  vieler  andern  Staaten  und 
der  ganze  Geist  der  Zeit  veranlassen  Uns,  auch  auf  eine  allgemeine  Verände- 
rung mit  den  Klöstern  in  Unserm  Herzogthnm  Schlesien  Bedacht  zu  nehmen. 

Durch  die  deutsche  Entschädigungs-Tractaten  sind  Wir,  so  wie  alle 
deutsche  Landesherrn,  zur  Einziehung  sämmtlicher  Stifter  und  Klöster  in  den 
alten  und  den  neuen  Provinzen  berechtigt  worden.  Eben  so  ist  in  Absicht 
der  vormals  Polnischen  Provinzen  das  nämliche  Einziehungsrecht  eine  ledig- 
lich dem  Gutfiuden  des  Souverains  frei  gelassene  Folge  der  zwischen  den 
theilenden  Mächten  zuletzt  abgeschlossenen  Convention.  Wir  haben  von 
diesem  Recht,  so  wie  es  jezt  von  so  vielen  andern  Landesherrn  geschiehet, 
zum  Theil  in  verschiedenen  Provinzen  schon  Gebrauch  gemacht  und  stehen 
zum  Theil  noch  im  Begriif,  in  andern  das  nämliche  zu  thun.  Es  wäre  eine 
für  das  allgemeine  Wohl  Unseres  Staats  merklich  nachtheilige  Ausnahme, 
wenn  Schlesien  allein  seine  Klöster  in  der  bisherigen  Weise  fort  behielte. 

Es  hätte  allenfalls  zweifelhaft  scheinen  können,  ob  nicht  etwa  das  be- 
sondere, durch  die  Schlesischen  Friedensschlüsse  mit  dem  Hause  Oesterreich 
von  1742,  1745  und  1763  bestimmte  Staatsrecht  dieser  Provinz  der  Ein- 
ziehung der  dortigen  Klöster  entgegen  stehen  möchte.  Nachdem  Wir  aber 
darüber  die  Friedens-Acten  auf  das  genaueste  haben  durchsehen  lassen,  so 
sind  Wir  von  dem  Gegentheil  auf  das  evidenteste  vergewissert  worden. 
Der  letzte  Friedensschluss,  oder  der  Hubertsburger,  welcher  die  Schlesien 
angehenden  Dispositionen  der  vorigen  Friedensschlüsse  im  Detail  entweder 
bestätigt  oder  modificirt,  enthält  im  Art.  XIV.  die  Disposition,  que  le  Roi 
de  Prusse  conservera  la  religion  catholique  en  Silesie  dans  Tancien  etat, 
fügt  aber  zugleich  die  salvatorische  Clausul  hinzu:  saus  d^roger  toutefois 
aux  droits  du  souverain.  Letztere  überlässt  Uns  die  freieste  Disposition, 
zumal  überdies  nach  dem  ganzen  Zusammenhang  jener  Ausdruck;  religion 
catholique  nur  von  dem  Cultus  der  Einwohner  und  ihrer  Gewissens-Frei- 
heit und  nicht  einmal  von  dem  Vermögen  der  Geistlichen  Stiftungen  hat 
gemeint  sein  sollen;  so  wie  auch  in  den  1742  und  1763  vorangegangeneu 
Negotiationeu  das  Hauss  Oesterreich  jeder  Einmischung  in  die  inneru  An- 
gelegenheiten Schlesiens,  mithin  auch  einem  Widerspruchsrecht  gegen  Klöster- 
Einziehung,  entsagt  hat. 

Indem  Wir  hiernach  vou  einem  Recht,  welches  durch  Staats-  und  völker- 

1)  Cfr.  No.  696  uud  746,  2)  Cfr.  No.  702. 
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rochtliclio  Rfikäicliteii  uiclit  vciliiudort,  sondern  im  (legontlieil  begiiimlet  ^^.'"^, 
und  durch  das  Wohl  des  Staats  pvovociret  wird,  Gebrauch  zu  machen  und 
;ils  protestantischer  Souverain  oinem  Beispiel,  welches  so  vielfältig  von 
katholischen  Mächten  und  Staaten  gegeben  worden,  zu  folgen  gedenken, 
sind  Wir  jedoch  gern  geneigt,  dabei  mit  aller  der  Mässigung  und  Schonung 
zu  verfahren,  welche  Wir  jederzeit  für  Religious-Angelegenheiten  und  f(ir 
die  Verhältnisse  des  Päpstlichen  Hofes  bewiesen  haben. 

Wir  wollen  daher  keineswegcs  eine  ph'itzlicho  und  gänzliche  Aufhebung 
der  Klöster  in  Schlesien  und  Auflösung  ihrer  Ordens- Verbindung  vor- 
nehmen lassen.  Die  gemeinnützigen  Orden,  als  die  Barmherzigen  Brüder 
unter  den  Manns-Klöstern,  und  die  Elisabethanerinnen  und  Ursulinerinnen 
unter  den  Nonnen-Klöstern  sollen  völlig  bestehen  bleiben.  Und  in  Absicht 
der  übrigen  Klöster  soll  die  Maasregel  dahin  beschränkt  werden,  dass  blos 
noch  ein  Verbot,  neue  Novizeu  aufzunehmen,  ergehe,  dass  ferner  das  Kloster- 
Vermögen  überall  verzeichnet,  die  Einnahmen  und  Ausgaben  in  ordnungs- 
mässige  Etats  und  controUirte  Rechnungsführung  gebracht  und  nur  die 
Ueberschüsse  nach  Abzug  der  Competenz  für  die  Kloster-Mitglieder  und 
des  Haushalts  zu  den  Staatsbedürfnissen  verwendet  werden,  und  dass  end- 
lich nur  erst  nach  dem  allmähligen  Aussterben  der  Klöster  über  deren 
Gttter  weiter  disponiret  werden  solle.  Unterdess  bleiben  die  übrigen  klöster- 
lichen Einrichtungen  bestehen;  da  wo  mit  Klosterstellen  Seelsorgo  verbunden 
ist,  wird  wegen  dieser  eine  bleibende  Vorkehrung  getroffen;  und  überall 
sollen  Unsern  katholischen  ünterthanen  hinreichende  Kirchen  und  Seelsorger 
gelassen  werden,  da  blos  die  Absicht  ist,  überflüssige  Kirchen  und  Stiftungen 
zum  bessten  des  Staats  einzuziehen. 

Da  Wir  aus  landesväterlicher  Gesinnung  gern  die  möglichste  Beruhi- 
gung der  Gemüther  und  Hebung  etwaniger  Gewissenszweifel  unter  den 
katholischen  Ünterthanen  mit  bewürken  wollen,  so  würde  es  Uns,  —  jedoch 
ausdrüklich  blos  in  dieser  wohlwollenden  Absicht,  —  angenehm  sein,  die 
Einstimmung  des  päpstlichen  Hofes  in  diesen  Euch  jezt  mitgethcilten  Plan 
zu  erhalten.  Auch  würden  Wir  es  geru  sehen,  wenn  derselbe  insbesondere 
den  Bettel-Orden  auch  bereits  vor  Auflösung  ihrer  Kloster-Verbindung  und 
dem  Aussterben  ihrer  Glieder  das  Sammeln  gegen  Bestimmung  einer  Compe- 
tenz vom  Staate  durchaus  untersagen  wollte.  — 

Wir  empfehlen  diesen  wichtigen  Gegenstand  unter  dem  Siegel  des  Ge- 
heimnisses Eurer  sorgfältigsten  Prüfung  und  Ueberlegung,  auf  welche  zwek- 
mässige  und  thunliche  Weise  die  Einstimmung  des  Päpstlichen  Hofes  etwa 
erlangt  werden  könne.  Wir  sehen  darüber  Euerm  Gutachten  entgegen  und 
antorisiren  Euch  für  den  Fall,  dass  Ihr  bereits  dort  etwas  ausrichten  könntet, 
zu  zwekdienlichen  Insinuationen  bei  dem  Cardinal- Staats -Secretair  oder 
andern  dortigen  Behörden,  indem  Ihr  solche  mit  Behutsamkeit  und  ohne 
die  Sache  irgend  schon  zu  einem  publiquen  Gegenstand  werden  zu  lassen, 
einzurichteu  wissen  werdet.« 


^qg  Urkunden  No.  730— 731. 


^^^  Rescript   des   Geistlichen  Departements   an   die  Westpreussische 


Juli  9 


Regierung  s.  unter  dem  15.  Februar  1803,  No.  547. 


Jnii  1)  730.  Staats-Ministers  Frhr.  v.  d.  Reck  an  den  Staats-Minister  v.  Angern. 

Berlin  1804  Juli  9. 

Gen.-Uirektorium  Magdeburg.  CLIV.  10.  Ausfertigung. 
Müde  Behandlung  der  Nonnen  und  Mönche  und  der  Pröpste  bei  Kloster- Aufhebungen. 
.  .  .  »Besonders  pflichte  ich  dem  Sentiment  E.  E.  darin  bey,  dass  eine 
äusserste  milde  Behandlung  der  Nonnen,  insofern  ihre  Klöster  aufgehoben 
werden,  und  selbst  der  Mönche,  die  sich  in  das  Ausland  begeben  -wollen, 
eintreten  müsse,  weil  gewiss  das  Gegentheil  eine  üble  Sensation  hervor- 
bringen würde.  Den  Pröpsten  der  Nonnen-Klöster  wird  meines  Erachtens 
wohl  mehr  als  die  geringe  Pension  eines  Conventualen,  etwa  nach  Befinden 
800  Rthlr.  oder  doch  nicht  viel  weniger,  zu  be-«111igen  seyn,  und  wird  man 
dabei  auf  das  Ansehen,  worin  sie  gestanden,  wie  auch  auf  ihr  mehi-entheils 
sehr  hohes  Alter  Rücksicht  nehmen  müssen.«    .  .  . 


Juli  11  731.     Das   Bischöfliche  General-Vikariat-Amt  zu  Breslau     an  das 

Etats-Ministerium  zu  Berlin.«     Breslau  1804  Juli  11. 

R.  89.  30.  G.    Abschrift,    (Beilage  zu  der  Immediat- Vorstellung  vom  12.  September  Isol.'j) 

Protest  gegen  die  Abtretung  der  katholischen  Kirche  zu  Oiesmannsdorf  an  die  dortige 
protestantische  Gemein  de.^) 

»E.  K.  M.  hiesige  Ober-Amts-Regierung  hat  uns  unter  dem  1.  Mai  d.  J. 
auf  den  Grund  eines  Auftrags  von  Allerhöchst  Deroselben  Etats  Ministerio^) 
aufgegeben,  die  katholische  Pfarrkh-che  zu  Giesmansdorff,  Loewenbergschen 
Eji-eises,  mit  ihrem  Vermögen  an  die  dortige  Protestantische  Gemeinde  ab- 
zutreten. 

So  heilig  uns  auch  stets  E.  K.  M.  ...  Befehle  sind,  so  können  wir 
doch  in  diesem  Falle  die  Abtretung  dieser  Kirche  und  ihres  Vermögens  um 
so  weniger  verfügen,  als  katholische  Kirchen  nicht  unser  Eigenthum  sind, 
sondern  der  katholischen  Diözesan-Gemeine  gehören,  und  wir  vermöge  unsers 
Amts  verbunden  sind,  ihre  Gerechtsamen  zu  schützen. 

Geruhen  daher  E.  K.  M.  .  .  .  zu  verzeihen,  wenn  wir  unsrer  Amtspflicht 
gemäss  gegen  die  Abtretung  der  quästionirten  Kirche  und  ihres  Vermögens, 
wie  hiermit  geschieht,  aus  nachstehenden  Ursachen  auf  das  feierlichste 
protestiren. 

1.  Ist  diese  Kirche  ursprünglich  eine  Mutterkirche  von  Katholicken 
erbauet  und  blos  für  einen  katholischen  Pfarrer  und  eine  katholische  Ge- 
meine dotirt. 

2.  wird  bis  heute  noch  jeden  diütten  Sonntag  die  öfi"entliche  Gottes- 


1)  No.  754.  2.  Cfr.  No.  741.  3)  Cfr.  No.  694. 
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\  erehruuor  in  dieiser  Kirche  abifclialteii,  wo  sieh  gegen  400  Personen  katho-    .^^?\ , 
lischer  Religion  aus  den  benachbarten  Dörfern  versammeln. 

3.  ist  der  gegenwärtige  Pfarrer  Gruhl  zu  Sciffersdorft"  und  Gicsmaus- 
(lorflf  auf  diese  Kirche  und  Parochic  nach  erhaltenem  Allerhöchsten  Placito 
mit  der  bischötliehen  Investitur  versehen  worden.  Er  ist  dadurch  zum  Vor- 
steher und  Verwalter  dieser  Kirche  und  ihres  Vermögens  ad  dies  vitae 
angestellt  und  durch  das  Allerhöchste  Denominations-Patent  als  ein  solcher 
bestätiget  und  dadurch  berechtiget  worden,  die  Einkünfte  dieser  Parochie 
unverkürzt  zu  beziehen. 

4.  Wenn  auch  gegenwärtig  in  dem  gedachten  Orte  Giesmausdortt*  keine 
katholische  Gemeinde  oxistirt,  so  halten  sich  doch  aus  den  benachbarten 
Dörfern  viele  Katholicken  zu  dieser  Kirche,  und  die  Katholicken  sind  durcli 
den  1648  geschlossenen  Westphälischen  Friedens-Tractat  wieder  zum  Be- 
sitz der  gedachten  Kirche  gekommeu  und  sind  bis  heute  in  dem  ruhigen 
Besitze  derselben.  Daher  schüzt  sie  der  Definitiv-Friedens-Tractat  d.  d. 
r)erlin  den  28.  Julii  1742,  worin  S.  K.  M.  Friedrich  II.  glorreichen  An- 
denkens öfl'entlich  artic.  VI.  erklärten:  In  Ansehung  des  Status  quo  keine 
Abänderung  zu  treffen. 

5.  Diese  Rechte  und  Privilegia  sind  von  E.  ]v.  M.  Allerhöchstselbst  bey 
der  am  6.  Julii  1798  angenommenen  Erblandeshuldigung  dem  Bissthum  uud 
den  Katholicken  überhaupt  wdederholentlich  .  .  .  garantirt  und  bestätiget 
worden. 

6.  E.  K.  M.  haben  vermöge  eines  .  .  .  Cabinets-Schi-eibens  d.  d.  Pots- 
dam den  22.  Octobris  17991)  jv^  (Jen  Bischof  v.  Rydzinski  zu  Culm  zu 
erklären  .  .  .  geruhet:  Nie  die  Katholischen  zu  zwingen,  den  Protestanten 
den  Mitgebrauch  ihrer  kirchlichen  Gebäude  zu  verstatten,  und  den  Etats- 
Ministern  Frh.  V.  Schrötter  uud  v.  Massow  wiederholentlich  aufgetragen, 
von  allem  dem,  was  nur  irgend  einem  Zwange  ähnlich  sehen  möchte,  ab- 
zustehen. Wii-  leben  in  der  demüthigsten  Hofnung,  dass  E.  K.  M.  dieselben 
Allergnädigsten  Gesinnungen  gegen  die  katholischen  Schlesischen  Unter- 
tlianen  hegen  und  nicht  den  Verlust  dieser  Kirche  mit  ihrem  Vermögen 
beschliessen  werden. 

Ueberdiess  hat  die  protestantische  Gemeinde  im  Orte  Giesmansdovfl'  be- 
reits ein  eigenes  Gottes-  und  Bethaus  und  bedarf  der  katholischen  Kirche  nicht. 

In  Rücksicht  der  angeführten  Gründe,  die  sich  nicht  nur  auf  Canonische 
Gesetze,  auf  Friedensschlüsse,  auf  den  Status  quo,  sondern  auch  auf  die 
Vorschriften  des  Allgemeinen  Landrechts  P.  I.  Tit.  IX.  §  641  stützen,  biftm 
Mir  allersubmissest  und  vertrauen  auf  Allerhöchste  Gerechtigkeit: 

Diese  Kirche  mit  ihrem  Vermögen  und  diese  Parochie  cum  apperti- 
nentiis  noch  ferner  der  Schlesischen  katholischen  Gemeinde  als  ihr  Eigen- 
thum  und  die  Verwaltung  derselben  dem  gegenwäi-tigen  Pfarrer  und  seinen 

1,  No.  146. 
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^^^.  Nachfolgern  allergnädigst  zu  belassen  und  die  Protestantische  Gemeinde  mit 
ihrem  unbilligen  Gesuche  um  so  mehr  abweisen  zu  lassen,  als  sie  am  Orte 
ein  Bethaus  besizt.     Die  wir  in  unverbrüchlichster  Treue  erst[erb]en.«  .  .  . 


Juli  12         732.   Immediat-Eingabe  des  Abtes  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden. 

Berlin  »im  goldenen  Adler  am  Dönhoflfschen  Platze«.  1804  Juli  12. 

R.  89.  32.  H.    Ausfertigung. 

Bittet  nochmals  um  Rechtsentscheidung  wegen  der  Aufhebung  der  Halberstädtischeii 

KlösterA] 

...  »So  sehr  wir  uns  überzeugt  glauben,  dass  dieser  Grundsatz 2),  wenn 
er  von  Rechtsverständigen  genau  geprüft  würde,  manche  für  uns  günstige 
nähere  Bestimmung  erhalten  dürfte,  so  würden  wir  doch,  wenn  es  nur  auf 
unser  persönliches  Interesse  ankäme,  keinen  Augenblick  anstehen,  mit  dem 
ehrfurchtsvollen  Vertrauen  zu  dem  von  E.  K.  M.  bei  der  Thronbesteigung 
uns  gegebenen  Koeniglichen  Worte  und  zu  der  jezt  ertheilteu  allergnädig- 
sten  Verheissung: 

dass  wir  eine  gerechte  und  billige  Bestimmung  unsers  Schicksals  zu 
erwarten  haben, 
uns  völlig  zu  beruhigen. 

Allein,  allergnädigster  Koenig  und  Herr!  es  kommt  bei  dieser  wichtigen 
Angelegenheit  auf  die  ganze  Existenz  der  uns  anvertrauten  Klöster  an, 
deren  Gerechtsame  wir  vermöge  unsres  Eides  wahrnehmen  müssen.  Die 
ganze  Katholische  Kirche  beobachtet  uns  genau  und  wir  haben  die  bitter- 
sten Vorwürfe  zu  fürchten,  wenn  wir  irgend  etwas  versäumen,  um  die  den 
Klöstern  drohende  Vernichtung  abzuwenden.  So  dürfen  wir  allergnädigst 
Verzeihung  hoffen,  dass  wir  es  noch  einmal  wagen,  E.  M.  Aufmerksamkeit 
zu  der  wichtigen  Sache  auf  einige  Augenblikke  allergehorsamst  zu  erbitteu, 
und  wir  halten  uns  dazu  um  so  mehr  verpflichtet,  da  wir  überzeugt  zu  seyn 
glauben,  dass  unserm  eben  so  gerechten  als  billigen  Koenige  diese  Sache 
nicht  aus  dem  richtigen  Gesichtspunkte  dargestellt  sei. 

Es  wäre  zu  weitläuftig,  dies  hier  vollständig  zu  entwikkeln,  wir  sind 
aber  bereit,  mit  E.  K.  M.  Erlaubniss  eine  gedrängte  Rechtsausführung  zu 
tiberreichen.  Für  jezt  schränken  wir  uns  auf  die  Bemerkung  ein,  dass  die 
von  E.  K.  M.  Vorfahren  deu  Klöstern  ertheilte  und  von  Allerhoechstdenselben 
bei  der  Thronbesteigung  bestätigte  Privilegien  von  keiner  Einschränkung 
etwas  enthalten  und  eben  so  wenig  von  der  Voraussetzung,  das  Ins  refor- 
mandi  werde  durch  die  Reichsgesetze  nicht  anders  bestimmt  werden.  Diese 
Voraussetzung  scheint  daher  in  der  That  bloss  willkührlich,  und  E.  K.  M. 


1)  Cfr.  No.  725  und  7.%. 

2,  Den  die  Cabinets-Ordre  vom  30./VI.  c  ausgeeprochen,  dass  durch  ältere 
Privilegien  die  BestiramuDgen  des  ReichB-Deputations-Hauptschlussea  nicht  ein- 
geechränkt  würden;  No.  725. 
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werden    leicht  wahvuchmen,    wohin  es  führen  würde,    wenn    auf  solcho   Art    ,  ,    ,  , 

.Inli    1- 
Privilegien  und  Gerechtsame  vernichtet  worden  könnten. 

Ferner  dürfte  leicht  zu  beweisen  seyn,  dass  durcli  den  lozten  Kcichs- 
tagsschluss  das  landesherrliche  Ins  reformandi  in  Absicht  der  Stifter  und 
Klöster  in  den  alten  deutschen  Reichslanden  keine  andere  Restinimunp 
erhalten  hat.  als  dass  es  nicht  mehr  an  den  Westphälischen  Frieden  p^e- 
biinden  ist.  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  es  ganz  uneingeschränkt  sei 
nnd  nach  Willkühr  ausgeübt  werden  könne;  vielmehr  geben  sowohl  die 
Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechts,  als  aucl»  die  besondere  rechtliche 
Verfassung  eines  jeden  Landes,  welche  der  lezte  Reichstagsschluss  weder 
aufgehoben  hat  noch  aufheben  könnte,  ra.inche  Einschränkungen  an  die 
Hand,  welche  ein  so  gerechter  und  billiger  Laudesherr,  als  E.  M.  sind,  nicht 
unbeachtet  lassen  wird,  wenn  dieses  gleich  in  andern  Ländern  geschehen 
seyn  mag. 

Diese  Ueberzeugung  und  der  Wunsch,  uns  wenigstens  gegen  schein- 
bare Vorwürfe  sicher  zu  stellen,  machen  es  äusserst  wichtig,  dass  E.  M. 
geruhen  mögten,  das  gebetene  rechtliche  Gehör  und  Erkenntniss  zu  gestatten. 
Wir  sind  aber  sehr  entfernt,  dabei  eine  Verzögerung  der  von  E.  Äl.  etwa 
schon  beschlossenen  Maasregeln  zu  beabsichtigen  und  M'ürden  vielmehr  so- 
gleich mit  Vorbeigehung  der  beiden  ersten  Instanzen  auf  die  Entscheidung 
des  Ober-Tribunals  kompromittiren. 

Und  warum  sollten  E.  M.  dies  nicht  erlauben  ?  Ihr  allgemein  ver- 
i'hrter  Sinn  für  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  wird  dadurch  gegen  die  Besorg- 
niss  gesichert,  dass  Ihnen  die  Sache  nicht  aus  dem  rechten  Gesichtspunkte 
dargestellt  sei;  Sie  erscheinen  dann  in  den  Augen  der  ganzen  katholischen 
Welt,  welche  auch  Sie  beobachtet,  in  dem  wahren  Lichte;  Sie  thun  den 
wichtigen  Schritt  nicht  eher,  als  nachdem  Sie  die  moralische  Gewisheit 
haben,  dass  dieser  Schritt  so  gerecht  nnd  billig  sei,  als  Sie  es  voraussetzen. 

Auch  sind  die  Klöster,  fitr  deren  Wohl  und  Weh  wir  hier  sprechen 
müssen,  dieser  Schonung  nicht  unwerth.  Sie  haben  sich,  wie  die  Behörden 
es  auf  Erfordern  bezeugen  werden,  bei  allen  Gelegenheiten  als  getreue,  E. 
M.  ganz  ergebene  ünterthanen  bewiesen,  haben  in  öffentlichen  Bedräng- 
nissen dem  Staate  mit  ihrem  Vermögen  beigestanden ;  haben  mit  erheblichen 
Kosten  viele  nützliche  Kolonisten  in  das  Land  gezogen,  sie  in  ihren  Be- 
sitzungen angesezt  und  bis  jezt  in  einer  zufriedenen  Lngc  erhalten;  haben 
einen  grossen  Theil  ihrer  Aekker  und  Wiesen  an  benachbarte  Dorfschaften 
verpachtet,  die  dadurch  in  zunehmenden  Wohlstand  gekommen  sind;  haben 
den  Dürftigen  ohne  Unterschied  des  Glaubens  nach  allen  Kräften  zahllose 
Wohlthaten  erzeigt.  Kranke  gepflegt,  Waisen  erzogen,  und  das  Land  mit 
ttlchtigen  Pfarrern  und  Schullehrern  versorgt. 

Was  kann  der  Staat  durch  Ihre  Aufhebung  gewinnen  ?  und  was  werden 
dagegen  alle  diejenigen  leiden,  welche  bisher  so  erhebliche  Vortheile  von 
den  Klöstern  genossen  haben  ? 


202  Urkunden  No.  732—733. 

1804  Doch    wir   (Uirfen   E.  M.  die   kostbare  Zeit  nicht  länger  rauben.     Das 

Gesagte,  dessen  genaue  Wahrheit  wir  mit  unserm  Leben  verbürgen,  wird 
hinreichend  seyu,  den  gerechten  und  billigen  Koenig  aufmerksam  zu  machen, 
und,  wenn  es  ja  nicht  möglich  seyn  sollte,  uns  das  zur  Sicherstellung  gegen 
kränkende  Vorwürfe  erwünschte  rechtliche  Gehör  und  Erkenntniss  zu  ge- 
statten, doch  das  künftige  Schicksal  uusrer  Klöster  so  zu  bestimmen,  als 
es  mit  Billigkeit  und  Weisheit  geschehen  kann. 

Sollten  E.  M.  zu  erlauben  geruhen,  dass  ich  das  Glück  hätte,  mich 
persönlich  zu  Allerhoechstdero  Füssen  zu  werfen  und  den  Klöstern  ein 
gutes  Loos  zu  erflehen,  so  würde  es  für  mich  unvergesslich  und  für  die 
Klöster  sehr  beruhigend  seyn.«   .  .  . 


Juli  U         733.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats- Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Massow 
und  V.  Angern.     Charloltenburg  1804  Juli  14. 

R.  sy.     Minuten  des  Cabinets. 

Grmidsätxe  für  die  Klöster-Aufhebungen  in  den  (dten  deutschen  Provinxen. 
»Auf  den  von  Euch  .  .  ,  den  27.  v.  M.^)  erstatteten  Bericht  gebe  Ich 
Euch  zu  erkennen,  dass  es  in  den  alten  deutschen  Provinzen,  wo  nur  wenige 
zerstreuet  wohnende  Katholische  Glaubens-Genossen  angetroffen  werden,  au 
den  Eindrukk,  den  diese  oder  jene  Verfahrungs-Art  bei  Aufhebung  der 
Klöster  auf  die  Gemtither  der  Katholischen  Glaubens- Genossen  machen 
dürfte,  nicht  so  sehr  ankommen  kann,  Ich  aber  dennoch,  weil  Ihr  Euch 
davon  überzeugt  haltet,  dass  die  von  Euch  vorgeschlagene  Verfahrungsweise 
schneller  und  in  jeder  Rüksicht  besser,  als  durch  die  Euch  zum  Gutachten 
von  mir  vorgelegten  Ideen  zum  Ziele  führen  werde,  hierunter  im  Vertrauen 
auf  Euch  nachgeben  will.     Ich  genehmige  demnach 

1.  dass  die  fundirten  Klöster  gleich  aufgehoben,  das  Vermögen  realisirt 
und  in  Domänen-Aemter  verwandelt,  den  Kloster-Geistlichen  angemessene 
Pensionen  daraus  gegeben  und  die  nöthigen  Kirchen  und  Schul- An  stalten 
daraus  fundirt  werden,  jedoch  mit  der  allgemeinen  Bemerkung,  dass  es  in 
Absicht  der  Kirchen  weniger  auf  beständige  Pfarrkirchen  als  darauf  an- 
kommen wird,  nach  Abgang  der  pensionirten  Geistlichen  eine  hinreichende 
Anzahl  mit  der  Verpflichtung  anzustellen,  diejenigen  Orte,  wo  sich  Katho- 
lische Glaubens-Genossen  auflialten,  zu  bestimmten  Zeiten  im  Jalire  zu  be- 
suchen und  den  Gottesdienst  abzuhalten,  wie  es  bereits  in  andern  deutschen 
Provinzen  geschiehet,  wo  sich  verhältnissmässig  nicht  weniger  Katholische 
als  in  den  Provinzen  befinden  werden,  wovon  jezt  die  Rede  ist. 

2.  dass  die  Mendicanten-Klöster  auch  keinesweges  perpetuirt,  sondern 
nur  vorerst  der  Seelsorge  halber  und  weil  zu  ihrer  Pensionirung  kein  Fond 
vorhanden,   auch   ihre  Verfassung  kein  alsbaldiges  Aussterben  zulässt,   bei- 

1)  No.  724. 
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behalten,  die  Proviucialcn  aber  augewiesen  werden,  so  viele  Religiösen,  als  ^  ^^ 
thuulich  ist,  daraus  zu  avociren  und  damit  so  lange  tbrtzufaliren  und  eher 
keine  aus  fremden  Klöstern,  aucli  keine  Novizen  aufzunelimen,  bis  sämt- 
liche Religiösen  aus  hiesigen  Klöstern  auf  diese  Art  entfernt  sind,  damit 
die  Einziehung  dieser  Klöster  nach  und  nach,  so  wie  für  den  Gottesdienst 
und  die  Schulen  gehörig  gesorgt  worden,  erfolgen  könne. 

3.  dass  in  Ansehung  der  Nonnen-Klöster  beide  von  Euoli  in  Vorschlag 
gebrachte  Wege,  sowohl  der, 

wornach    dieselben    successivc    in    der   Art   einzuziehen,    dass    alles 
Mönchische    darin    aufgehoben    und    den    Klosterfrauen    freigelassen 
werde,  mit  einer  angemessenen  Pension  in  die  Welt  zu  treten  oder 
im  Kloster  zu  verbleiben, 
oder  der, 

wornach  die  Klöster  eines  Ordens  zu  vereinigen,  und  für  diejenigen, 
welche  in  andere  Klöster  geschikkt  werden,  aus  dem  Vermögen  des 
aufgehobenen  Klosters  Kostgeld  zu  bezahlen, 
mit  einander  zu  vereinigen  und  in  der  Ausführung  mit  gewissen  Modifi- 
cationen,  welche  die  Local-  und  besondern  Umstände  der  Klöster  an  die 
Hand  geben,  zu  verfahren,  so  wie  Ihr  die  dabei  zu  beobachtenden  Grund- 
sätze in  Ew.  Berieht  ausfühiiich  entwikkelt  habt. 

Ich  authorisire  Euch,  hiernach  in  Ansehung  der  Magdeburg -Halber- 
stadtschen  Klöster  überall  zu  verfahren,  demnächst  aber,  besonders  in  An- 
sehung der  Nonnen-Klöster,  alles  localiter  untersuchen  zu  lassen,  und  dann 
über  mehrere,  im  Zusammenhang  stehende  oder  zu  bringende  Nonnen-Klöster 
wegen  des  Betrages  der  auszusetzenden  Pensionen  und  der  übrigen  Moda- 
litaeten  besonders  zu  berichten. 

Uebrigens  bin  ich  es  zufrieden,  dass  Ihr  bei  Realisirung  des  Kloster- 
Vermögens  darauf  Rüksicht  nehmen  werdet,  dass  die  Dorfs-  und  Stadt- 
Gemeinden  und  einzelne  Eingesessene,  welche  bisher  Kloster -Gründe  in 
Pacht  gehabt,  sofern  sie  dieselben  zu  ihrer  Conservation  bedürfen,  solche 
behalten  und  sie  darunter  nicht  verschlimmert  werden.  Aus  demselben 
Grunde,  warum  dieses  geschiehet,  muss  auch  bei  Aufhebung  jedes  Klosters 
ausgemittelt  werden,  was  dasselbe  bisher  an  Allmosen  gegeben  hat,  und 
der  Betrag  dieser  Allmosen  au  die  Armen-Kassen  des  Orts  oder  der  Pro- 
vinz als  ein  fixirter  Beitrag  entrichtet  werden. 

Was  aber  die  Garbenzehnten  betrift,  so  setze  ich,  mit  einziger  Aus- 
nahme derer,  Avelche  im  Auslande  belegen  sind,  als  Regel  fest,  dass  solche 
dem  Zehentpflichtigen  gegen  eine  angemessene  Abgabe  in  Körnern  erlassen 
werden,  und  nur  in  den  Fällen  es  bei  der  fernem  Entrichtung  des  Garben- 
zehents  belassen  werden  soll,  wo  der  Zehentptlichtige  denselben  ohne  Nach- 
theil seiner  Wirthschaft  abfühi'en,  die  aus  den  Kloster -Güthern  formirte 
Domäne  aber  solchen  ohne  Verderb  entbehren  kann.« 
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,^^  734.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck.  v.  Massow 

und  V.  Angern.     Charlottenburg  1804  Juli   14. 

R.  33.  !t:$.     Ausfertigung. 

Weqrn   (Irr  Anfhehrmg  der  Klöster  in  der  Stadt  Halberstadf  in   RH  ersieht  auf  SppI- 
sorge  und  Schuhmterrichf. 

>Mit  Bezug  auf  meine  heutige  ordre')  wegen  der  bey  Aufhebung  der 
Klöster  in  den  alten  teutschen  Provinzen  zu  beobachtenden  Grundsätze  ge- 
nehmige Ich  nunmehro  auf  Euren  Bericht  vom  15.  Aprill  d.  .J.^)  in  Ansehung 
der  in  der  Stadt  ITalberstadt  befindlichen  Klöster,  dass  das  Kloster  St.  Johann 
sofort  aufzuheben,  das  Franciscaner-  und  Dominicaner-Kloster  zum  succes- 
siven  Aussterben  zu  bestimmen,  dabey  aber  wegen  der  Katholischen  Seel- 
Sorge  und  des  Schul-Unterrichts  gehörige  Vorsorge  zu  treffen,  und  wegen 
der  Nonnenklöster  die  Bestimmung  zwar  noch  auszusetzen,  dennoch  aber 
nicht  nur  diesen  Nonnenklöstern,  sondern  auch  allen  übrigen  in  den  alten 
teutschen  Pro^'^nzen  die  Aufnahme  von  Novizen  schon  jezt  gleich  zu  unter- 
sagen. Ich  bemerke  nur  in  Absicht  der  Seel-Sorge  und  des  Schul-Unter- 
richts, dass,  da  es,  was  die  Erstere  beti-ift,  erst  nachdem  die  Mönche  aus- 
gestorben seyn  werden,  darauf  ankommen  wird,  ob  und  wie  viel  katholische 
Glaubens-Genossen  alsdenn  noch  vorhanden  und  also  Pfarr-Kirchen  zu  er- 
richten seyn  werden,  und  was  den  Schul-Unterricht  angeht,  weniger  darauf 
ankommen  kann,  besondre  Schulen  für  die  Kinder  der  Katholischen 
Glaubens-Genossen  zu  stiften,  als  dafür,  dass  die  vorhandenen  protestanti- 
schen Schulen  zu  Aufnahme  dieser  Kinder  eingerichtet  und  verbessert, 
übrigens  aber  Anstallten  getroffen  werden,  den  Kindern  durch  die  Geist- 
lichen ihrer  Confession  den  nöthigen  Religtons-Unterricht  ertheilen  zu  lassen, 
Ich  den  eingereichten  Normal-Etat  von  den  Revenues  des  Klosters  St.  Johann, 
w^orin  zu  zwey  besondern  katholischen  Pfarren  und  Schulen  die  fonds  aus- 
geworfen, nicht  vollziehen,  sondern  nur  nachgeben  kann,  dass  die  dazu  be- 
rechneten Kosten  überhaupt  ohne  nähere  Bestimung  reservirt  bleiben.  Da 
nun  im  Etat  auch  noch  auf  eine  fixirte  Abgabe  an  die  Armen-Gassen  Rück- 
sicht zu  nehmen  ist.  so  muss  solcher  hier  noch  umgeändert  werden.« 


Juli  16  Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  8.  .Tuli   1804,  No,  728. 


Juli  16         735.   Cabinets-Ordre  an  den  Abt  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden. 

Chariottenburg  1804  Juli  16. 

K.  S9.    Minuten  des  Cabinets. 

Abweisung  der  Eingabe  der  Kloster-Oberen  gegen  die  Aufhebung  der  Halberatädtischen 

Klöster.^' 

»8.  M.  lassen  demselben  .  .  .  eröffnen,  dass  dieselben  so  wenig  Ursach 
haben  über  die  Ungerechtigkeit   der  dem   neuesten  Reichs-Schlusse   gemäss 


1)  No.  733.  2)  No.  704.  3)  Cfr.  No.  732  und  739. 
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jcertiofleueu  Vorfüguugeu  zu  klageu,  dass  dieselben  vielmehr  die  Milde  Sr.  .  i-  1^ 
M.,  welche   es   verhindert   hat,    dass    die   ganz    ungeziemende  Berufung  auf 
rechtliches   Gehör   und   Erkenntniss   nicht   mit    Strenge   gerügt  worden,    er- 
kennen,   und  deren  Wirkungen  nicht  durch  fortgesetzte  strafbare  Querelen 
verscherzen  sollten. « 

Rescript  von  Keck  und  Angern  s.  unter  dem  28.  Mai  1804,  No.  719.  .Juli  IM 


736.   Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  1804  Juli  21.  .inii  2i 

K    XI.    Rom.    Eigeuhändigt;   rhiffrirte  Auslertiguufj;    nach  der  (mehrfach   fehlerhaften)  De- 
'  biffriruug. 

Üie  bayerische  Unterhandlung  in  Rom.    Vorschlag  Haeffelin's,  *;  mit  Preiissen  gemein- 

.<avi  ohne  den  Papst  die  Dioecesanfrage  in  Regensburg  xu  entscheiden.    Stockung  der 

päpstlichen    Verhandlungen,  in   Wien. 

...  »Ne  pouvant  point  avancer  dans  la  nögociation  dont  il  [HaeflelinJ 
est  Charge  ici,  et  voyant  que  le  point  principal  de  la  difficult^,  comme  aussi 
celui  qui  a  le  plus  grand  intöret  pour  l'Electeur  son  Maitre,  est  celui  de 
regier  les  dififerents  Dioceses  daus  les  pais  secularis^s,  il  a  envoyö  par  le 
dernier  Courier  les  observations  sur  le  reces  de  ddputation  [k\  Munic^)  dans 
lesquelles  il  d^veloppe  la  ndcessite  d'ötablir  le  principe  que  les  limites 
dioc^saines  soyent  partout  les  memes  que  les  limites  territoriales.  Comme 
ce  principe  paroit  etre  göneralement  adopte,  jai  cru  pouvoir  me  dispenser 
d'envoyer  une  copie  de  ces  observations  ä  V.  M. ;  mais  il  a  en  meme  tems 
insiste  aupres  de  son  Gouvernement  sur  ce  qu'on  commen^ät  d'ouvrir  la 
discussion  sur  ce  point  ä  la  Diette  de  l'Empire,  ainsi  que  l'exige  l'Art.  62 
du  Reces  de  la  Deputation,  et  il  a  propose  ä  l'filecteur  son  Maitre  de  Vous 
supplier,  Su'e,  de  se  reunir  ä  lui  dans  cette  declaration  a  faire  ä  Ratisbonne, 
et  c'est  de  quoi  j'ai  cru  de  mon  devoir  de  pr^venir  V.  M. 

V.  M.  daignera  juger  dans  sa  sagesse  quel  sera  le  moment  conve- 
nable  pour  traiter  des  affaires  ecclösiastiques  ä  la  Diette  de  l'Empire.  11 
faut  cependant  avouer  que  l'Art.  62.  est  celui  qui  plus  qu'aucun  autre  ser- 
vira  de  pretexte  au  Pape  pour  vouloir  envoyer  un  Nonce  ä  Ratisbonne. 
La  question]^)  des  Dioceses,  des  Eveques  et  des  Archeveques  regime  par 
les  Princes  protestants,  [ils]  n'ont  plus  aucun  point  bien  essentiellement  [k] 
discuter  avec  le  St.  Siege.  Si  donc  il  etoit  possible  de  faire  cet  arrange- 
ment  bientot  et  avant  que  la  Cour  d'ici  n'y  füt  suffisamment  präparöe,  le^*) 
projet  d'une  n^gotiation  ultörieure  ä  Ratisbonne  toraberoit  de  lui  m^me,  et 
.sous  ce  point  de  vue  la  proposition  de  l'fiveque  Haeffelin  meriteroit  peut- 
etre  quelqu'attention .     Jusqu'ici  les  n^gociatious  pour  le  Concordat  vont  si 


11  Cfr.  No.  667. 

2  Die  Dechiffrirung  hat:  »depntation  lunni«. 

3  Die  DechitTrirang  ist  in  diesem  Satze  ganz  auverstäudlich.  and  itit  nach 
dem  Sinne  hier  geändert.  -^    Die  DechifEriruug  bat  >du« 
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1804  leiiteinent  qu'oii  ne  fait  presque  rieu  du  tout.  On  tvaite  a  la  verite  ä 
Vieune,  mais  la  Cour  de  Vienne  a  absolument  refuse  de  faire  des  ouvor- 
tnres  par  ecrit.  Le  Nonce  Papal  a  mandö  a  sa  Cour  ce  qu'on  lui  a  dit 
de  vive  voix.  Ou  a  döliberd  lä-des9us  ici,  et  devoit,  il  y  a  peu,  envoyer 
de  rdponse  aux  propositions  qui  avoient  ete  faites.  Quelques  points,  sur- 
tout  celui  de  la  Jurisdiction  des  Arclieveques,  ont  trouvö  difficultös  ici.  Mais 
malgrt)  que  ni  moi  ni  l'Ambassadeur  de  Baviere  nous  n'ayous  pu  pendtrer 
eutierement  le  mystere,  dont  on  entournera  ici  tout  ce  qui  est  relatif  k 
cette  aflfaire,  il  semble  certain  que  toutes  les  propositions  faites  jusqu'ici 
sont  extrement  vagues  et  que  la  Cour  de  Rome  n'est  pas  trop  contente  du 
zele  et  de  la  bonne  foi  de  celle  de  Vienne.  Msgr.  della  Genga  est  au 
surplns  si  peu  pres  de  son  ddpart  pour  Ratisbonne  qu'il  est  alld  ä  la 
Carapagne  ces  jours-ci  pour  y  passer  une  partie  de  l'ete.«   .  .  . 


Jnli  23  737.   Immediat-Eingabe  des  Abts  Isidorus  von  Huysburg  und  Minden. 

Berlin  1804  Juli  23. 

R.  80.  32.  H.    Abschrift,  Beilage  eines  gleiclidatirten  Selireibens  des  Abtes  an  Beyme. 

>Z)/i?  Oberen  der  Katholischen  Klöster  im  Fürstenthunic  Halbcrstaclt  überreichen  aller- 
gehorsmnst  eine  kurxe  Darstellung  der  für  sie  sprechenden  Eechtsgrimde.t^) 

»E.  K.  M.  .  .  .  Verfügung  vom  16.  d.  M.2)  hat  die  unglücklichen  Klöster 
tief  gebeugt.  Keines  gegründeten  Vorwurfs  sich  bewusst,  ihrem  verehrten 
Laudesvater  stets  getreu  und  gehorsam,  nur  zur  Beruhigung  ihres  Gewissens 
und  zur  Rechtfertigung  vor  der  ganzen  denkenden  Welt  um  Gehör  bittend, 
konnten  sie  nie  glauben,  E.  M.  als  strafbare  Quärulanten  dargestellt  zu 
werden. 

Sie  haben  mich  aufgefordert,  dem  gerechten  Landesvater,  der  sonst 
auch  dem  Geringsten  das  gesezmässige  Gehör  nicht  versagt,  die  nach  dem 
Gutachten  vieler  angesehener  Rechtsgelehrten  kurz  zusammengestellten 
Gründe,  welche  für  die  Klöster  sprechen,  allerunterthänigst  vorzulegen. 

Nach  meiner  eidlich  angelobten  Pflicht,  für  die  Erhaltung  und  das  Wohl 
der  Klöster  zu  sorgen,  kann  ich  meinen  bedauernswürdigen  Mitgliedern  dies 
nicht  versagen,  und  so  darf  ich  hoffen,  E.  M.  Misfallen  dadurch  nicht  auf 
mich  zu  ziehen. 

Geruhen  E.  K.  M.,  einige  Augenblikke  der  gedruckten  Schrift"')  zu 
widmen,  die  ich  hierbei  allergehorsamst  überreiche,  und  dann  nach  Ihrer 
Weisheit  und  Gerechtigkeit  zu  entscheiden.    Dies  ist  meine  und  der  Klöster 

1)  Cfr.  No.  739.  2   No.  735. 

3)  »Kurze  Darstellung  der  Rechtsgründe,  aus  welchen  die  Katholischen 
Klöster  in  dem  Fürstenthume  Halberstadt  um  gesetzmässiges  Gehör  nnd  Erkennt- 
niss  über  ihre  Aufhebung  bitten.  Berlin,  bei  Joh.  Friedr.  Unger,  1804«.  Am 
16.  Juli  c.  hatte  Abt  Isidorus  an  Keyrae  eine  Abschrift  dieser  >üarstellung« 
gesanilt. 
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lezte  erfurchtavoUe  Bitte.     Was  aber  :uich  das  Schicksal  der  unglücklichen  ,  i-  ^.j 
Klöster  seyn   möge,    so  werden  sie  mit  mir   nie  aufhören,    für  das  immer- 
währende Heil  ihres  Monarchen  zu  beten  und  mit  dem  ganzen  Volke  innig 
auszurufen : 

Gott  segne  den  Koenig!«   .  .  . 


738.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  Juli  24 
1804  Juli  24. 

R.  8i).  32.  C.  Ansfertigang.    Concept,  geschrieben   vuii  Uliden,  korrigirt  und   gi-zeicbnot  vyn 
Scliroetter:  Gen.-Direktorium  Xeuostprenssen.  CXCVII.  5. 

Die  von  dem  Bischöfe  \u  Wiyry  beantragte  Errichtung  einen  Inschöf/ichoi  Setninars 
rtnpfi^hlt  sich   nicht.     Dagegen  loiirdc  durch  die  bereits   vorläufig  genehmigte   Er- 
richtung katholischer  Lehrstühle  auf  den  Universitäten  xu  Frankfurt  a/0.  und  Königs- 
berg iveit  sicherer  dir  Ausbildung  gutdenkcnder  Pfarrer  erxielt  icerdenJ) 

»Der  von  E.  K.  M.  ernannte  Bischof  zu  Wygry  v.  Golaszewski  ■■^)  hat 
bey  der  Cammer  zu  Bialystok  dringend  auf  die  Errichtung  eines  bischöf- 
lichen Seminarii  angetragen,  in  welchem  catholische  Geistliche  gebildet 
würden,  mit  denen  die  zahlreichen  Pfarreyen  in  seiner  Diöces  bey  vor- 
kommenden Vacanzen  besezt  werden  könnten.  Die  Berichte  der  Cammer 
überzeugen  auch  mich,  wie  unumgänglich  nothwendig  es  sey,  dass  für  den 
Unterricht  der  catholischen  Geistlichkeit  in  Neuostpreussen  auf  diese  oder 
eine  andere  Art  erustlichst  gesorgt  Averde,  da  bey  dem  gegenwärtigen  Mangel 
an  Bildungs-Austalten  für  dieselbe  der  unterrichteten  Welt-(  Geistlichen  dort 
so  wenige  sind,  dass  die  erledigten  Pfan-eyen  entweder  nicht  regelmässig 
besezt  werden  können,  oder  zum  grössten  Nachteil  der  Cultur  rohen  und 
unwissenden  Priestern  übergeben  werden  müssen. 

Indessen  scheint  die  Errichtung  bischöflicher  Seminarien  die  Absicht, 
auch  durch  die  catholischen  Geistlichen,  besonders  durch  die  Pfarrer,  auf 
die  Einsassen  zur  Verbreitung  der  Moralität,  Toleranz  und  anderer  gesell- 
schaftlichen Tugenden  unter  ihnen  zu  wirken,  mehr  zu  verhindern  als  zu 
befördern.  Denn  aus  solchen  Instituten,  wie  diese,  wo  unter  der  Leitung 
der  dabey  so  sehr  interessirten  Bischöfe  jede  Abweichung  von  dem  alten 
herkömmlichen  Unterricht  als  der  Religion  gefährlich  betrachtet,  und  so  der 
Verbreitung  ntizlicher  wissenschaftlicher  und  anderer  Kenntnisse  der  Weg 
versperret  wird,  wo  der  hierarchische  Catholicismus  gepflegt  und  in  die 
Herzen  der  Zöglinge  der  feindselige  Egoismus  gepflanzt  wird,  der  eben  den 
gewöhnlichen  catholischen  Priester  in  der  Gesellschafft  so  lästig  und  für  die- 
selbe so  untauglich  macht  —  aus  solchen  Instituten  können  nicht  wahre 
Lehrer  des  Volks  hervorgehen,  die  den  catholischen  Untertanen  Toleranz, 
Liebe  für  die  Regierung,  Gehorsam  gegen  die  Gesetze,  Thätigkeit  zu  ihrem 
Berufe  zu  predigen  und  wahre  Bildung  unter  ihnen  zu  verbreiten  vermöchten. 

1,  Cfr.  No.  üiy.  -2    Cfr.  No.  6i)2. 
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1804     Ueberdem   wäre   die   Einrichtung    neuer  bischöflichen   Seminarien  mit  sehr 
.Ulli  24 

bedeutenden  Kosten  verbunden,   welche  E.  K.  M.  Gassen  zur  Last  fallen 

würden,  ohne  dass  einmal  der  gute  Erfolg  dieser  Institute  verbürgt  und 
nicht  vielmehr  besorgt  werden  dürfte,  dass  sie  den  wohlthätigen  Absichten 
E.  K.  M.  gerade  entgegen  arbeiten  könnten. 

E.  K.  M.  aber  haben  .  .  .  ein  anderes  Mittel,  nemlich  die  Errichtung 
catholisch-theologischer  Lehrstühle  auf  den  Universitäten  zu  Frankfurth  und 
Königsberg  vorläufig  zu  genehmigen  geruht,  wodurch  mit  weit  geringerem 
Kosten-Aufwand  die  Absichten,  tolerante,  gutdenkende  und  aufgeklärte 
Pfarrer  für  die  Provinz  Neuostpreussen  und  Südpreussen  zu  bilden,  weit 
sicherer  und  vollkommener  erreicht  werden  wird,  indem  die  jungen  Studenten 
durch  einen  Aufenthalt  von  einigen  Jahren  auf  gedachten  Universitäten  und 
entfernt  von  ihrem  alten  Vaterlande  mehr  nationalisirt  und  ganz  andere 
Ansichten  über  Toleranz  erhalten  werden  würden.  Daher  wage  ich,  bey 
dem  immer  dringender  werdenden  Bedürfniss,  E.  K.  M.  diese  für  die  Bildung 
des  catholischen  Cleri  in  Neuostpreussen  wichtige  Angelegenheit  ...  in 
Erinnerung  zu  bringen  und  die  .  .  .  Entscheidung  auf  den  mit  den  Staats- 
Ministern  v.  d.  Reck,  v.  Voss  und  v.  Massow  eingereichten  gemeinschaft- 
lichen Bericht  vom  22.  July  v.  J.^)  ...  zu  erbitten.« 

Eine  Resolution  liegt  wiederum  nicht  vor;  Beyme  bemerkt  am  Rande 
»In  Potsdam«. 

Am  26.  August  1806  reicht  die  Kammer  zu  Bialystok  an  Schroetter 
einen  ganz  detaillirten  Anschlag  für  ein  Seminar  zu  Wigry  ein:  »Specificatio 
Necessitatum  pro  Seminario  Wigersoensi. « 

Uen.-Direktorinm  Neuostpreussen.  CXCVII.  No.  5. 


Juli  28         739.   Cabinets-Ordre  an  den  Abt  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden. 

Charlotteuburg  1804  Juü  28. 

H.  ^ii.    Minuten  des  Cabinets.    118. 

Weist  seinen  abermaligen  Protest  gegen  die  Aufhebung  der  Halberstädtischen  Klöster 

xnrück.-j 

»S.  M.  haben  aus  der  abermaligen  Eingabe  >*)  des  Abts  Isidorus  .  ,  . 
ersehen,  dass  derselbe,  statt  auf  AUerhöchstdero  Gnade  zu  vertrauen,  dass 
»Sie  die  durch  das  neueste  Reichs-Gesetz  erhaltene  Disposition  über  die  in 
den  alten  deutschen  Reichslanden  befindlichen  Klöster  und  Stifter  so  aus- 
üben würden,  dass  der  Zweck  der  Aufhebung  ohne  Nachtheil  der  jezzigen 
Kloster-Geistlichen  erreicht  werde,  nicht  nur  auf  der  ungegründeten  Präten- 
sion eines  darüber  zu  eröffnenden  gerichtlichen  Verfahrens  beharret,  sondern 
auch  das  Publikum  darüber  zum  Richter  machen  will.    Allerhöchstdieselben 


Ij  No.  619  und  620.  2j  Cfr.  No.  740.  3)  No.  737. 
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werden   dadurch    aber  so   wenis:   zu   einer  Aendernn":   Ihres   Reichsschliiss-    ,^V:^'*,„ 

'^  Juli  28 

massigen  Beschlusses  bewogen,  dass  Sie  vielmehr  den  betreflfenden  Ministern 

den  Befehl  ertheilt  haben,  bei  Aufhebung  der  Klöster  im  Halberstädtischen 
den  Supplicauten  und  alle  diejenigen  Kloster-Geistlichen,  welche  an  der  be- 
wiesenen Widerspenstigkeit  Theil  genommen  haben,  von  der  Theilnahme 
an  den  Wirkungen  Ihrer  gnädigen  Gesinnungen  gänzlich  auszuschliessen, 
und  deren  Entschädigung  nach  den  niedrigsten  Sätzen,  welche  das  Keichs- 
Conclusum  bestimmt,  zu  bestimmen.« 


740.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Massow  Juli  28 
und  V.  Angern.     Charlottenburg  1804  Juli  28. 

R.  33.  104.    Ausfertigung. 

Maassregeln  gegen  den  Abt  Isidorus  xu  Huysbio-g  loid  Minden  icegcn  seines  Wider- 
spruchs gegen  die  Aufhebung  der  Halberstadt ischen  Klöster A] 

»Ich  finde  Mich  durch  die  beharrliche  Widerspenstigkeit  des  Abts 
Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden,  womit  derselbe  als  Deputirter  der  Ilalber- 
.-^taedtischen  Klöster  auf  ein  gerichtliches  Verfahren  über  die  Aufhebung 
dieser  Klöster  bestehet  und  sogar  das  Publicum  darüber  zum  Richter  machen 
will,  bewogen,  hierdurch  festzusetzen,  dass  sowohl  der  Abt  Isidorus  als  alle 
Theilnehmer  seiner  Widerspenstigkeit  nicht  nach  den  Euch  sonst  zur  Richt- 
schnur bestimmten  liberalen  Grundsätzen,  sondern  nach  der  aeussersten 
Strenge  des  Reichs -Conclusi  behandelt  und  namentlich  deren  Entschädi- 
gungen nach  den  niedrigsten  Sätzen  dieses  Conclusi  bestimmt  werden  sollen. 
Ich  befehle  Euch  daher,  bey  Ausführung  des  Saecularisations-Plans  hierauf 
mit  aller  Strenge  zu  halten.«   .  .  . 


741.     Resolution    des   Etats-Ministeriums    an    das   Fürstbischöfliche  Jnli  28 
Generai-Vikariat-.Amt  zu  Breslau.     Berlin  1804  Juli  20. 

R.  89.  30.  G.  Abschrift;    Beilage  der  Immediat-Vorstellung  vom  12.  September  1801,  No.  T.S-l. 

Die  Abtretung  der  katholischen  Kirche  xu  Qiesmannsdorf  an  die  dortige  lutherische 
Qenieinde  muss  stattfinden.-] 
»Auf  die  von  Euch  in  der  Vorstellung  vom  11.  Julii  c.^)  gemachte 
Einwendungen  gegen  die  Abtretung  der  katholischen  Kirche  zu  Giesmans- 
dorff  und  deren  Vermögens  an  die  dortige  lutherische  Gemeinde  kan  keine 
liücksicht  genommen  werden,  vielmehr  muss  es  bei  der  dieserhalb  erfolgten 
Iinmediat- Bestimmung^)  sein  unabänderliches  Bewenden  behalten.  Diese 
Immediat- Bestimmung  gründet  sich  darauf,  dass  in  Giessmansdorff  keine 
katholische  Gemeine  existirt  und  es  ein  Missbrauch  ist,  wenn,  um  (iottes- 
dienst  zu  halten,  sich  Personen  aus  den  benachbarten  Gegenden  versammeln, 

1)  Cfr.  No.  739  und  743.  2)  Cfr.  No.  7ö8.  3    No.  7.S1. 

4   Cabinets-Ordre  vom  27.  März  1804,  an  IToyui:  Reck;  Massow;  cfr.  No.  694. 

Crranier,  Preussen  nnd  die  kath.  Kirche,     lii-  14 
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1804  ^y^  an  katholischen  Kirchen  nirgends  ein  Mangel  ist.  Auf  einen  solchen 
Fall  kan  der  im  Friedeusschluss  vom  Jahre  1742  zugesicherte  Status  quo 
nicht  angewendet  werden,  indem  derselbe  die  Existenz  einer  katholischen 
Gemeine  voraussezt.  Es  ist  daher,  wie  Ihr  bei  näherer  Ueberlegung  selbst 
finden  werdet,  durch  die  verfügte  Abtretung  der  katholischen  Kirche  zu 
Giesmansdortf  und  deren  Vermögens  an  die  dasige  lutherische  Gemeine 
den  Rechten  der  Katholicken  keinesweges  zu  nahe  getreten  worden,  wes- 
halb Wir  auch  erwarten,  dass  Ihr  Euch  dieser  Anordnung  willig  unter- 
werfen werdet.  Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dem  gegen- 
wärtigen Pfarrer  Gruhl  zu  Seiffersdorff  und  Giesmansdorff  hierdurch  von 
seinen  bisherigen  Einkünften  nichts  entzogen  werden  soll,  und  ist  die  Ober- 
Amts -Regierung  zu  Breslau  über  diesen  Gegenstand  dato  mit  Anweisung 
versehen  worden.« 

Aug.  4  742.   Cabinets-Ordre  an  den  Staats- Mi  nister  v.  Angern.     Charlotten- 

burg 1804  August  4. 

K.  70.    Haupt-Kommission.  II.  VI.  14.    Ausfertigung. 

Das  Patronatsrecht  katholischer   Geistlicher  über  protestantische  Pfarren  wird  auf- 
gehoben. 

.  .  .  »Ich  habe  auf  Eneru  Bericht  vom  29.  v.  M,  über  die  Pfarre  zu 
Brakwede  in  der  Grafschaft  Ravensberg  und  das  dem  zeitigen  Dom-Küster 
in  Paderborn  sowohl  in  Ansehung  dieser  Pfarre  als  der  ersten  Prediger- 
Stelle  in  Heepen  zugestandenen,  auf  mich  übergegangenen  jus  Patronatus 
beschlossen,  nicht  allein  dieses  Patronat-Recht  zu  übernehmen,  .  .  .  sondern 
will  auch,  dass  überhaupt  sowohl  in  den  Entschädigungs-Landen  als  in  den 
alten  teutschen  Provinzen  das  Patronat-Recht  katholicher  Geistlicher  über 
Protestantische  Pfarren  als  ein  ferner  nicht  zu  duldender  Missbrauch  auf- 
gehoben werden  soll.« 

Hiernach  werden  am  10.  August  1804  die  Niedersächsischen  und  West- 
fälischen Kammern  angewiesen  und  dann  u.  a.  die  Beschwerden  des  Weih- 
bischofs und  Domkapitulars  zu  Minden,  Kaspar  Max  Frhr.  v.  Droste  zu 
Vischering,  und  des  Domkapitels  zu  Minden  wegen  des  Patronatsrechtes  über 
die  Kirche  zu  Lerbeck  von  Massow  und  Angern  abgewiesen.    Mai/ Juli  1805. 

a.  a.  0.  und  R.  32.  41.  

Aug.  4  743.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Massow 

und  V.  Angern.     Charlottenburg  1804  August  4. 

E.  33.  104.      Ausfertigung. 
Zurücknahme  der  strengen  Maassregeln  gegen  den  Abt  Isidorus  %u  HuysburgA 
»Da  der  Abt  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden  nach  der  anliegenden 
Eingabe 2)   nunmehr   zur   Erkenntniss   gekommen   ist,    so   will   Ich    die   Ge- 


1)  Cfr.  No.  740.  2;  d.  d.  Berlin  1804  Juli  30. 
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wähvnno:    seiner   Bitte,    die   Kloster-Geistlichen   im    Halberstaedtischen    bey    }^^'^ . 
r     .  ,  Aug.  4 

Secularisatiou  der  Klöster  von  Meiner  Gnade   nicht   auszuschliessen,    davon 

abhängen  lassen,  ob  er  und  seine  Genossen   sich  ohne  Widerspruch  in  die 

Ausführung    der   befohlenen    Maassregelii    fügen    werden.     Ich    gebe    Euch 

solches   mit   dem   Befehl   zu   erkennen,    Euch   darnach   bey  Aufhebung   der 

Klöster  und  bey  den  Vorschlügen  zu  Pensionen  zu  achten.'« 

Hiernach  Kescript  der  drei  Minister  au  den  Abt,    18U4  August  9.        Aug.'.) 


744.   Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  1804  August  11.  Aug.  li 

K.  4(i.  B.  KiS.    Eigenhändige  Ausfertigung. 

Ocringc  Aussicht,  den  Papst  für  die.  AuflicbuiKj  der  Klöster  in  Seldesirn  ?,u  (jeicinm'n. 

Vorsclikuj,  xunäclist  eine  Verhandlung  wegen  Venninderimg  der  Svlilesischcn  Klöster 

einxideitcn  und  solche  gegebenenfalls  dem  Bischöfe  ron  Breslau  xu  übertragenJ] 

»Nur  die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes,  über  welchen  E.  K.  M.  ge- 
ruhet haben,  in  dem  am  2.  huj.  hier  eingegangeneu  .  .  .  Kescript  vom 
9.  pr.  2)  mein  .  .  .  Gutachten  .  .  .  einzufordern,  hat  mich  veranlasst,  die 
BeantAvortung  desselben  bis  auf  heute  hinauszuschieben.  Ich  habe  aber 
seit  dem  Empfange  jenes  allerhöchsten  Befehles  nicht  nur  auf  das  sorgfäl- 
tigste überlegt,  ob  und  auf  welche  Weise  die  Zustimmung  des  päpstlichen 
Hofes  zu  dem  mir  von  E.  K.  M.  mitgetheilteu  Plan  erhalten  werden  könne, 
sondern  auch  darüber,  soviel  im  Stillen  geschehen  konnte,  die  nothwendigen 
Erkundigungen  eingezogen,  so  dass  ich  jetzt  im  Stande  zu  seyn  glaube, 
Allerhöchstdenselben  einen  auf  richtige  und  genaue  Kenutuiss  der  hiesigen 
Stimmung  über  diesen  Punkt  gegründeten  Bericht  zu  erstatten.  Nun  muss 
ich  unglücklicher  Weise  sogleich  mit  der  leidigen  Äusserung  anheben,  dass 
mir,  nach  der  sorgfältigsten  Erwägung  aller  Momente  der  Betrachtung, 
keine  grosse  Hofnuug  zum  Gelingen  einer  nach  jenem  Plan  hier  einzulei- 
tenden Unterhandlung  geblieben  ist. 

Die  Klöster  und  geistlichen  Orden  Averden  hier  theils  in  religiöser 
Rücksicht  für  so  unentbehrlich,  tlieils  in  hierarchischer  für  so  erspriesslich 
gehalten,  dass  man  jede  irgend  beträchtliche  Verminderung  derselben  als 
im  höchsten  Grade  verderblich  für  das  Ansehen  der  Kirche  und  des  Päpst- 
lichen Stuhles  betrachtet.  Die  Einleitung  zu  einer  zwar  allmähligen,  aber 
doch  gewissen  Aufhebung  aller  in  einer  Provinz  von  bedeutendem  Umfange 
wttrde  daher  (so  sehr  auch  die  von  E.  K.  M.  dabei  beabsichtete  Mässigung 
von  Allerhöchstdero  landesväterlichen  Huld  und  wohlwollenden  Schonung 
gegen  die  katholische  Geistlichkeit  und  den  hiesigen  Hof  selbst  zeugt)  dem 
letzteren  eine  gefährliche  Neuerung  scheinen,  zu  der  er  nur  äusserst  schwer 
selbst  die  Hand  bieten  würde ;  und  die  Beibehaltung  einiger  Orden  dürfte 
vermuthlich  hier  um  so  weniger  Eindruck  machen,  als  die  weisen  Gründe, 


1)  Cfr.  No.  696  und  779.  2]  No.  72*). 
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.  ^^^ .  welche  denselben  ausschliessend  den  Schutz  des  Staates  verleihen,   in    den 
Aag.  11  . 

Augen  der  katholischen  Geistlichkeit  nur  eine  geringere  und  untergeordnete 

Wichti°"keit  besitzen.  Zu  den  politischen  Rücksichten  der  den  Geschäften 
des  Päpstlichen  Stuhls  vorstehenden  Cardinäle  würde  die  persönliche  Ge- 
wissenhaftigkeit des  Papstes  im  gegenwärtigen  Fall  noch  religiöse  hinzu- 
fügen. Denn  wenn  seine  Vorgänger  vielleicht  lieber,  was  sie  missbilligten, 
selbst  thaten,  als  ohne  sich  geschehen  Hessen,  so  hütet  sich  der  heutige 
Papst  nun  vorzüglich,  selbst  zu  demjenigen  mitzuwirken,  was  seinen  Grund- 
sätzen entgegen  läuft.  Auch  scheint  man  jetzt  hier  in  der  That  eine  Scheu 
zu  haben,  zu  nachgiebig  zu  scheinen,  und  bei  einigen  Maassregeln  Sr. 
Kurfürstl.  D.  des  Kurfürsten  von  Pfalz-Bai ern  habe  ich  bemerkt,  dass  man 
besonders  fürchtet,  dass  die  Zustimmung  des  Papstes  oft  nur  dazu  gebraucht 
werden  solle,  an  sich  auffallenden  Massregeln  ein  minder  befremdendes  An- 
sehen zu  geben.  Gerade  in  dem  jetzigen  Zeitpunkte  aber  wirken  diese 
Gründe  doppelt  stark,  da  man  bei  dem  in  mehreren  Ländern  vorschreiten- 
den Reformationsgeiste  bei  jeder  neuen  Maassregel  fürchtet,  der  Römische 
Stuhl  werde,  was  er  Einem  zugesteht,  allen  einräumen  müssen. 

Da  ich  auf  diese  Weise  mir  nicht  schmeicheln  durfte,  schon  jetzt  etwas 
ausrichten  zu  können,  so  glaubte  ich  mir  alle  Schritte  in  dieser  Sache 
untersagen  zu  müssen ;  indess  unterliess  ich  doch  nicht,  wenigstens  ungefähr 
die  Gesinnungen  des  Cardinais- Staats-Secretaires  über  diesen  Gegenstand 
zu  erforschen,  und  benutzte  dazu  die  Veranlassung,  welche  mir  die  Klagen 
gaben,  die  er  mir,  wie  ich  auch  E.  K.  M.  in  meinem  politischen  chiflfrirten 
Bericht  vom  17.  März  c.^)  zu  äussern  gewagt  habe,  mehrmals  über  die  an- 
geblich geschehene  Einziehung  aller  Klöster  in  den  Preussischen  Staaten 
geführt  und  zufälligerweise  noch  wenige  Tage  vor  dem  Einlaufen  des  letzten 
allerhöchsten  Rescripts  wiederholt  hatte.  Indem  ich  nun  auf  eine  unge- 
zwungene Weise  das  damals  abgebrochene  Gespräch  wieder  aufnahm,  warf 
ich  hin,  dass,  da,  wie  es  auch  mit  der  Wahrheit  des  ihm  zugekommenen 
Gerüchtes  von  der  Abschaffung  aller  Preussischen  Klöster  stehen  möge, 
wenigstens  gewiss  noch  nicht  alle,  sondern  öffentlichen  Nachrichten  zufolge 
erst  sehr  wenige  wirklich  eingezogen  wären,  vielleicht  Moditicationen  hierbei 
zu  erhalten  sejoi  möchten,  ja  dass  vielleicht  nach  den  milden  und  gemässigten 
Gesinnungen  E.  K.  M.  durch  eine  freundschaftliche  Rücksprache  zwischen 
beiden  Höfen  die  plötzliche  Einziehung,  wenn  dieselbe,  wie  er  voraussetze, 
wirklich  beabsichtet  seyn  sollte,  in  ein  allmähliges  Aussterben  verwandelt 
werden  könne.  Der  Cardinal  ergriff  diese  Idee,  die  ich  ihm  bloss  als  die 
meinige  und  im  Augenblick  entstanden  gab,  mit  seiner  gewöhnlichen  Leb- 
haftigkeit und  sagte,  dass  der  Papst  wohl  in  irgend  eine  motivirte  Ver- 
minderung der  Klöster  einstimmen  dürfte,  allein  so  wie  man  bemerke,  dass 
eine  weiter  und  auf  alle  gehende  Absicht  zum  Grunde  liege,  könne  er,  als 
Oberhaupt  der  Kirche,   nicht   die  Hand   dazu   bieten   und   würde,   wenn   er 

1)  No7691. 
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sich  sogar  darüber  hinwegsetzen  wollte,  die    übrigen  Höfe,   ein  Gleiches  zu  }^^^, 
1  u        w  Aug.  11 

verlangen,  berechtigen. 

Da  nun  E.  K.  M.  weise  und  wohlthätige  Absicht,  Allcrhöchstdero 
Staaten  von  der  drückenden  Last  der  Klöster  und  Stifter  zu  befreien,  in 
keiner  Art  eine  theilweise  Ausführung  erlaubt  imd  die  Äusserung  des  Car- 
dinais mit  demjenigen,  was  ich  schon  im  Voraus  befürchtete,  übereinstimmt, 
so  kann  ich  die  Hofnung,  die  Zustimmung  des  Päpstlichen  Hofes  zu  dem 
entworfenen  Plane  zu  erhalten,  allerdings  nicht  als  sehr  gross  und  ge- 
wiss ansehen. 

Dennoch  wage  ich  es  auch  nicht,  das  Gelingen  einer  solchen  Unter- 
handlung gänzlich  als  unmöglich  aufzugeben,  da  unstreitig  ein  bestimmter, 
officieller  und  nur  auf  Eine  Provinz  beschränkter  Antrag  ganz  andern  Ein- 
druck macht,  als  eine  unbestimmte  Äusserung,  und  da  der  Umstand,  dass 
man  hier  schon  seit  einigen  Monaten  alle  Klöster  der  Preussischen  Monarchie 
für  in  diesem  Augenblick  unwiederbringlich  verloren  achtet,  E.  K.  M.  huld- 
reichen und  gnädigen  Absichten  zufolge  aber  einige  ganz  bleiben  und  die 
übrigen  nur  uach  und  nach  aussterben  sollen,  auf  eine  günstige  Weise  bei 
der  Unterhandlung  benutzt  werden  kann. 

Sollten  E.  K.  M.  nun  einen  solchen  Versuch  allergnädigst  zu  billigen 
geruhen,  so  glaube  ich,  gäbe  es  dazu  kein  anderes  Mittel,  als  freundschaft- 
lich, aber  kurz  und  nachdrücklich  dem  hiesigen  Hofe  zu  erklären:  E.  K.  M. 
würden  durch  wichtige  Gründe  bcAvogen.  in  den  Klöstern  Ihres  Herzogthums 
Schlesien  eine  bedeutende  Reform  vorzunehmen  und  mehrere  derselben  ein- 
zuziehen; dieser  Entschluss  sey  unwiderruflich  gefasst  und  könne  durch 
nichts  rückgängig  gemacht  werden;  dem  guten  Vernehmen,  in  welchem 
Allerhöchstdieselben  mit  dem  Römischen  Hofe  ständen,  und  Ihren  eigenen 
gemässigten  Regierungsgrundsätzen  gemäss  aber  würden  Sie  in  allem,  was 
als  Religionsangelegenheit  angesehen  werden  könne,  nur  ungern  einseitig 
vorschreiten  und  immer  gern  solche  Mittel  wählen,  die  zugleich  für  die 
Gewissen  Ihrer  Katholischen  Unterthanen  beruhigend  und  genugthuend  für 
den  Römischen  Stuhl  seyn  könnten,  ohne  jedoch  Allerhöchst  Ihren  Zweck 
zu  sehr  zu  alteriren;  ein  solches  Mittel  würde  unstreitig  das  seyn,  wenn, 
anstatt  dass  die  weltliche  Gewalt  die  Klöster  geradezu  und  pbitzlicli  auf- 
höbe, der  Päpstliche  Stuhl  selbst  ihrer  Fortdauer  Schranken  setzen  und  die 
Aufnahme  fernerer  Novizen  untersagen  wollte ;  und  in  diesem  Fall  würden 
E.  K.  M.  die  Vortheile  einer  plötzlichen  Einziehung  der  Beruhigung  Ihrer 
Katholischen  Unterthanen  und  den  Wünschen  des  Römischen  Hofes  gern 
aufzuopfern  bereit  seyn. 

Da  eine  solche  Erklärung  zugleich  die  stillschweigende  Drohung  ent- 
hielte, im  Fall  der  Nicht-Zustimmung  des  Papstes  die  Klöster  sogleich  und 
auf  einmal  einzuziehen,  und  da  die  Freimüthigkeit  und  Nachdrücklichkeit 
derselben  jede  Hofnung  vereiteln  würde,  E.  K.  M.  von  Ihrem  Plane  zurück- 
zubringen, so  Hesse  sich  vielleicht  doch  hiervon   einige  Wirkung   erwarten, 
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1804  vorzüglich  wenn  es  möglich  seyn  sollte,  dabei  zugleich  einen  der  Auswege 
zu  finden,  durch  welche  der  Römische  Hof  oft  so  gern  noch  den  Namen 
rettet,  wenn  er  gleich  die  Sache  verloren  giebt. 

Als  solche  nun  sind  mir  vorzüglich  folgende  zwei  eingefallen: 

1.  dürfte  es  durchaus  nothwendig  seyn,  nicht  in  der  Note  von  einer 
Aufhebung  aller  Schlesischen  Klöster,  ausser  denjenigen,  deren  Beibe- 
haltung beschlossen  ist,  sondern  nur  von  einer  Verminderung  zu  reden 
und  die  aufzuhebenden  Klöster  namentlich  anzugeben.  Zugleich  aber  würde 
es  gewiss  eine  sehr  günstige  Wirkung  hervorbringen,  wenn  ich  in  den  Stand 
gesetzt  wäre,  dabei  confidentiell  anzuzeigen,  wie  viele  und  welche  Klöster 
bestehen  bleiben  sollten?  Fände  sich  ein  Mittel,  eine  allgemeine  Autori- 
sation  zur  Verminderung  der  Klöster  vom  Papst  zu  erhalten,  so  dürfte  es 
noch  besser  seyn,  bei  diesem  unbestimmten  Ausdruck,  ohne  Angabe  der 
einzelnen  Klöster,  stehen  zu  bleiben. 

2.  Ein  zweiter  Ausweg  dürfte  leicht,  wenn  der  Römische  Hof  einmal 
in  die  Sache  einzugehen  entschlossen  wäre,  demselben  sehr  angenehm  seyn, 
vielleicht  aber  nicht  gleicherweise  von  E.  K.  M.  gebilligt  werden,  und  in 
jedem  Fall  nur,  wenn  sonst  nichts  zu  bewirken  stände,  zu  versuchen  seyn. 
Es  wäre  dies  nemlich  der,  irgend  einem  der  Bischöfe  E.  K.  M.,  und  hier 
wohl  am  natürlichsten  dem  Breslauischen,  die  Vollmacht  zu  geben,  die 
nöthigen  Beschränkungen,  Verbote  und  Einziehungen  selbst  zu  machen. 
Hierin  würde  sogar  gewissermassen  ein  Vorspiel  in  der  im  vorigen  Jahre 
durch  eine  eigne  Bulle  dem  Cardinal  LudAvig  von  Bourbon  über  die  Spa- 
nischen Klöster  gegebenen  Vollmacht  vorhanden  seyn.  Der  genaue  Inhalt 
dieser  Bulle  wird  zwar  überaus  geheim  gehalten.  Indess  durch  die  Freund- 
schaft des  hiesigen  Spanischen  Gesandten,  eines  aufgeklärten  und  auf  die 
Erhaltung  der  Rechte  seines  Hofes  und  seiner  vaterländischen  Geistlichkeit 
streng  wachsamen  Mannes,  weiss  ich  bestimmt,  dass  der  Cardinal  Bourbon 
durch  diese  Bulle  das  dreifache  Recht  erhält,  die  Klöster  sämmtlicher  Orden 
zu  visitiren,  nach  Befinden  dieser  Visitationen  Einziehungen  und  Vereinigungen 
mehrerer  in  Eins  vorzunehmen  und  mit  Zuziehung  einiger  Ordensmitglieder 
sogar  Reformen  in  der  Ordensverfassung  zu  bewirken.  Dass  der  Bischof 
von  Breslau  nicht  der  einzige  Bischof  in  Schlesien  ist,  dürfte  bei  der  be- 
kannten Exemtion  der  Klöster  kein  Hinderniss  ausmachen. 

Der  gleich  jetzt  einzurichtenden  Controlle  über  die  Klostergüter  müsste, 
glaube  ich,  gar  keine  Erwähnung  geschehen,  so  wie  alles,  was  die  Tempo- 
ralien  betrifft,   niemals   zur  Kenntniss   des  Römischen  Hofes   kommen   darf. 

Im  Fall  nun  eine  dergestalt  einzuleitende  Unterhandlung  E.  K.  M.  aller- 
höchsten Beifall  erhalten  sollte,  so  wage  ich  es  zwar  nicht,  mir  irgend  mit 
der  Gewissheit  eines  günstigen  Erfolges  zu  schmeicheln;  allein  ich  würde 
wenigstens  an  meinem  Theile  nichts  unterlassen,  um  dem  Römischen  Hofe 
die  wohlthätigen  Folgen,  die  eine  allmälige  Abschaffung  haben  würde,  in- 
dem das  Volk  sich  nach  und  nach  au  die  Entbehrung  der  Ordensgeistlichen 
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gewöhnte,  die  Lücken,  die  etwa  in  dem  Gottesdienst  durch  ihr  Abgehen  .  , 
entstehen  sollten,  nach  und  nach  ausgefüllt  werden  könnten  und  die  jetzigen 
Bewohner  der  Klöster  ihre  Tage  in  Kühe  besclilössen,  auf  das  kräftigste 
vorzustellen  und  denselben  auf  eine  schickliche  Weise  gleichsam  dafür  ver- 
antwortlich zu  machen,  wenn  durch  die  Verweigerung  seiner  Zustimmung 
diese  Folgen  vereitelt  würden.  Der  wichtigste  Einwurf,  den  ich  dabei  zu 
bekämpfen  haben  dürfte,  würde  unstreitig  der  seyn,  dass  auf  die  in  Schlesien 
vorzunehmende  Reform  die  in  andern  Provinzen  nachfolgen  würde  und  auf 
das  Verlangen  E.  K.  M.  das  der  andern,  theils  Protestantischen,  theils  selbst 
Katholischen  Souveraine.  Selbst  aber  im  Fall  man  hier  beharrlich  auf  der 
Verweigerung  bestände,  könnte  ich  eine  solche  von  E.  K.  M.  geschehende 
Eröffnung  nicht  unnütz  nennen,  da  sie  dem  Päpstlichen  Stuhl  einen  neuen 
Beweis  der  Gefälligkeit  E.  K.  M.  gegen  ihn  geben  und  in  den  Augen  eines 
jeden  die  Mässigung  in  das  hellste  Licht  setzen  müsste,  mit  welcher  E.  K. 
M.  die  Ausübung  eines  unbestrittenen  Hechts  und  den  Genuss  daraus  her- 
fliessender  Vortheile  aus  schonender  Delicatesse  auf  mehrere  Jahre  hinaus- 
setzen, und  von  der  schwerlich  irgend  ein  anderes  Land  ein  Beispiel  auf- 
zuweisen haben  würde. 

In  Absicht  der  Form  würde  ich,  im  Fall  es  in  der  That  zu  einer 
Unterhandlung  kommen  sollte,  E.  K.  M.  noch  um  ausdiiickliche  Instruction 
.  .  .  bitten,  ob  nemlich  der  Papst  den  Klöstervorstehern  selbst  geradezu  die 
weitere  Aufnahme  der  Novizen  untersagen,  oder  auf  welche  Weise  seine 
Zustimmung  ausgedrückt  seyn  sollte? 

Über  den  zweiten,  die  Bettelorden  betreffenden  Punkt  habe  ich  bis 
jetzt  ganz  und  gar  keine  Erkundigungen  einziehen  mögen.  Einestheils  war 
ich  zu  sicher  überzeugt,  dass  hierin  nur  ein  peremptorischer  Antrag  eine 
wirklich  beweisende  M  Antwort  würde  bewirken  können ;  anderntheils  hätte 
ich  dadurch  den  erhaltenen  Auftrag  verrathen,  dessen  frühere  Bekannt- 
werdung mir  nicht  rathsam  schien.  Indess  ist  mit  Gewissheit  vorauszusetzen. 
dass  man  einem  solchen  Antrag  die  Verfassung  dieser  Orden  und  den  Ein- 
wurf, dass  die  Annahme  einer  Competenz,  also  einer  sichern  Staats-I'ension, 
dem  Gelübte  der  Armuth  entgegenlaufe,  entgegensetzen  wird.  Auch  dürfte 
wohl  nur  die  Furcht  vor  der  wirklichen  und  plötzlichen  Einziehung  dieser 
Klöster  diese  Schwierigkeiten  hinwegräumen  können,  und  bei  den  verderb- 
lichen Folgen,  welche  gerade  diese  Orden  auf  den  Wohlstand  und  die  Auf- 
klärung des  Volkes  ausüben,  dürften  E.  K.  M.  sich  vielleicht  veranlasst 
fühlen,  bei  ihnen  die  Drohung  dieser  Einziehung  nicht,  wie  bei  dem  ersten 
Punkt,  bloss  stillschweigend,  sondern  ausdrücklich  hinzuzufügen  und  nr»thigen- 
falls  auch  wirklich  in  Ausübung  zu  bringen. 

Ich  wage  es,  mir  mit  der  Hofnung  zu  schmeicheln,  dass  ich  auf  diese 
Weise  E.  K.  M.  .  .  .    Befehlen   vorläufig    ein  Genüge   geleistet   habe.      Vor- 

1)  sie! 
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geruhen,  dass,  ob  ich  gleich  nicht  alle  Hofnung  zum  Gelingen  der  einen 
und  der  andern  Unterhandlung  aufgeben  möchte,  ich  doch  bei  den  grossen 
Sch\vierigkeiten,  welche  beide  unläugbar  finden  werden,  ohne  ausdrückliche 
Autorisation  nicht  weiter  vorzugehen  wagte;  ich  versuchte  es  schon  darum 
nicht,  weil  ich,  ohne  eine  solche  Autorisation,  nicht  mit  demjenigen  Nach- 
druck hätte  reden  können,  von  welchem  allein  noch  möglicherweise  die 
Beseitigung  jener  Hindernisse  zu  hoffen  steht. 

Da  ich  oben  der  neuerlich  mit  Spanien  getroffenen  Einrichtungen  er- 
wähnte, so  glaube  ich  noch  bemerken  zu  müssen,  dass  durch  eine  andere  Bulle 
auch  die  Spanischen  Ordensgeistlichen  gänzlich  von  der  Autorität  auswärtiger 
Ordensobern  freigemacht  worden  sind.  Es  ist  nemlich  durch  diese  Bulle 
festgesetzt,  dass  die  Ordensgenerale  alle  6  Jahre  wechseln  sollen.  Ein 
Sexennium  hindurch  soll  ein  eingebohrner  und  in  Spanien  residirender 
Ordensgeistlicher  diese  Würde  besitzen,  das  andere  ein  Ausländer,  welcher 
Nation  er  sey,  und  so  soll  es  fortwährend  alterniren.  Im  letztem  Fall  aber 
soll  zugleich  ein  gebohrener  Spanier  zum  General- Vicarius  ernannt  werden, 
und  dieser  soll  unabhängig  vom  auswärtigen  General  seyn,  ja  mit  ihm 
durchaus  gleiche  Rechte  besitzen,  so  wie  hinwiederum  der  Spanische  General, 
wenn  seine  Reihe  kommt,  nur  dem  Namen  nach  General  aller  Klöster 
seines  Ordens,  in  der  That  aber  nur  der  Spanischen  sein  soll,  da  alsdann 
auch  für  die  Länder  ausser  Spanien  ein  eigener  und  unabhängiger  General- 
Vicarius  ernannt  wird.«   .  .  . 

Aug.  16         745.   Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  v.  Struensee  und  v.  Angern. 

Berlin  1804  August  16. 

K.  S'J.  5S.  K.    Ausfertigung,   gez.  Struensee  und  »Schroetter    im  Nahmen  des  Etats-Ministre 
von  Angern«. 

Die  vom  Fürstbischöfe  von  Hildesheim  und  Paderborn  als  Reichs  fürst  beanspruchte 
Äceisefreihcit ;    Angern  spricht  sich  für,   Struensee  gegen  die  Beivilligting  au^A) 

.  .  .  »Die  unterzeichneten  Staatsminister  betrachten  diesen  Antrag  des 
gedachten  Fürst-Bischofs-)  als  einen  zu  E.  K.  M.  höchsteigenen  Entscheidung 
gehörigen  Gegenstand,  und  verfehlen  daher  nicht,  E.  K.  M.  ihre  Sentiments 
darüber  .  .  .  vorzulegen. 

Meine,  des  Staatsministers  v.  Angern,  Meynung  ist:  dass,  ob  zwar  in 
vorgedachtem  Reichs-Deputations-Schluss  von  der  Accise-Befreyung  der  ab- 
tretenden Regenten  in  ihren  künftigen  Aufenthalts-Orten  nicht  ausdrücklich 
die  Rede  sey,  solche  dem  Fürst- Bischof  zu  Hildesheim  doch  zukommen 
dürfte,  hauptsächlich  in  Rücksicht  auf  seine  Reichs-Unmittelbarkeit  und  zu- 
gleich, weil  er  ferner  in  seinem  ehemaligen  Residenz-Orte,  wo  er  niemals 
Accise-Abgaben  bezahlt  hat,  wohnhaft  bleibt  und,  wenn  auch  strenge  ge- 
nommen Zweifel   darüber  entstehen  könten,  ich  mich  doch  überzeugt  halte, 

1;  Cfr.  No.  755.  2    Vom  2.  Juli  1804;  No.  726. 
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dass  E.  K.  M.  diesen  Wunsch    des   gedachten    Fllrst-Bischofa  gern    erfüllen  ^,,-  j,; 
werden. 

Inzwischen  glaube  ich,  dass  diese  Accise-Freyheit  nur  uiif  diejenigen 
Waaren  und  Objecte  zugestanden  werden  kann,  welche  directe  aus  der 
Fremde  oder  vom  platten  Lande  eingebracht  werden ;  keinesweges  aber,  wie 
auch  der  P'nrst-Bischof  selbst  anerkannt  hat,  auf  diejenigen  Waren  und 
Objecte,  welche  in  Accisebaaren  Städten  erkauft  werden  und  wovon  die 
Accise  berechtigt  ist,  weil  die  Restitution  der  bezahlten  Gefälle  zu  weit 
fuhren  würde. 

Dagegen  bin  ich,  der  Staats-Minister  v.  Strucnsee,  des  Dafürhaltens: 
dass,  da  diese  verlangte  Accise-Befreyung  des  mehr  erwehnten  Fürst-Bischofs 
und  seines  Hofstaats  in  dem  Reichs-Deputations-Concluso  vom  25.  Februar 
V.  J.  nicht  stipulirt  ist,  auch  aus  der  angegebenen  Reichs-Unmittelbarkeit 
auf  keine  Weise  folgt,  es  lediglich  von  E.  K.  M.  Gnade  abhängt,  ob  Aller- 
höchst Dieselben  dem  oft  gedachten  Fürst-Bischof  diese  Accise-Befreyung 
für  sich  und  seinen  Hofstaat  zuzugestehen  geruhen  wollen. 

Hiezu  kann  ich  indessen  selbst  in  dem  Fall  nicht  rathen,  wenn  diese 
Befreyung  nach  dem  Vorschlage  des  Staatsmiuisters  von  Angern  auf  den 
directen  Eingang  aus  der  Fremde  und  vom  platten  Lande  mit  Ausschluss 
alles  Einkaufs  in  Accisebaaren  Städten  eingeschränkt  werden  solte,  einmal 
und  hauptsächlich  weil  dadurch  der  in  allen  Accise-Reglements  E.  K.  M. 
Provinzen  aufgestellte  Grundsatz: 

dass,  da  E.  K.  M.  Höchstselbst  die  Accise  von  allen  Consumtibilien 
und   Bedürfnissen    berichtigen   lassen,    es    sich   von   selbst  versteht, 
dass  weder  das  Königl.  Haus,  Printzen  und  Prinzessinneu,  noch  sonst 
jemand,  er  sey  wer  er  wolle,  hohe  und  niedrige,  geistlichen,  Militair- 
und  Civilstandes,  von  Erlegung  der  Accise  ausgeschlossen  seyn  soll, 
alterirt  und  zu  Exemplificationen  Anlass  gegeben  werden  würde;    anderer- 
seits aber,  weil  eine  dergleichen    unumschränkte  Bewilligung    der   Natural- 
Accise-Freyheit   für    das    Personale    des   Hofstaats   zu    manchen    Irrungen 
Anlass  geben  dürfte,  da  eine  ControUe  der    Consumtion  einer  jeden  dieser 
Personen  unmöglich  fällt. 

Solten  E.  K.  M.  aber  für  die  Bewilligung  dieser  erbetenen  Accise- 
Freyheit  zu  entscheiden  geruhen,  dann  bleibt  noch  die  Frage  zu  erörtern 
und  zu  decidiren : 

ob  die  für  den  Hofstaat  des  Fürst-Bischofs  zu  bewilligende  Accise- 
Exemtion    sich   lediglich   auf  das   Personale    der  Dienerschaft   oder 
auch  auf  deren  Familie  und  Domestiken  mit  erstreken  soll'? 
Aus  dem  Gesuche  des  Fürst-Bischofs  geht   solches   nicht  bestimmt   hervor, 
es  scheint  aber  wohl,  dass  darunter  die  ganzen  Haushaltungen  der  Diener- 
schaft verstanden  werden. 

Bey  diesem  Personale  des  Hofstaats  waltet  ein  eigenes  Verhältniss  ob : 
die  mehresten  davon  geniessen,  wenigstens  einen  Theil  des  Jahres,  so  lange 
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1804     nemlich  der  Fürst-Bischof  nicht  abwesend  von  Hildesheim  ist,  die  Hof-Tafel, 
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Avie  sich  aus  ob  allegirter  Nachweisung  des  gedachten  Personals  näher  er- 
giebt;  einige  derselben  begleiten  den  Fürst-Bischof  auch  auf  seinen  Reisen 
und  werden  von  demselben  für  beständig  beköstigt;  andere  hingegen  sind 
von  der  Hoftafel  gänzlich  ausgeschlossen. 

Meine,  des  Staats-Ministers  von  Angern,  Meinung  geht  daher  dahin, 
dass,  bey  der  Unmöglichkeit  einer  Controlle,  es  am  geratheusten  seyn  dürfte, 
das  Personale  des  Hofstaats  nach  obgedachtem  Verhältniss  auf  ein  Fixum 
zu  setzen. 

Dagegen  halte  ich,  der  Staats-Minister  von  Struensee,  die  Ausmittelung 
dieser  Fixation  für  fast  unmöglich,  da  sich  gar  nicht  voraussehen  lässt,  was 
jeder  dieser  Consumenten  selbst  aus  der  Fremde  oder  vom  platten  [Lande] 
verschreibt  und  einbringt,  oder  was  er  in  Accisebaren  Städten,  wo  bereits 
die  Accise  davon  bezahlt  ist,  nehmen  wird;  und  wolte  man  die  Fixation 
auf  den  ganzen  Consumtious-Betrag  richten,  so  würde  mehr  bewilliget  werden, 
als  der  Fürst-Bischof  verlangt,  der  auf  alle  indirecte  Befreyung  Verzicht 
leistet;  ich  rechne  daher  auch  diesen  Umstand  mit  zu  den  Bewegungs- 
gründen, warum  der  Antrag  des  Fürst-Bischofs  nicht  zu  bewilligen  seyn 
dürfte. 

Selten  E.  K.  M.  indessen  demselben  zu  deferiren  geruhen,  dann  müssen 
wir  zugleich  ...  um  AUerhöchstdero  Entscheidung  bitten 

1.  ob  bloss  die  Dienerschaft  des  Fürst-Bischofs,  oder  auch  deren 
Familien  und  Domestiken,  die  Accise-Freyheit  geniessen  sollen, 

2.  ob  solche  in  Natura,  uneingeschränkt,  oder  nur  auf  ein,  nach  der 
Persouenzahl  zu  bestimmendes,  Quantum,  oder  mittelst  einer  fixirten 
Geld-Restitution  aus  der  Accise-Casse  geleistet  werden  soll.« 


Aug.  18         746.    Immediat-Bericht  des  Staats -Ministers  Graf  Hoym.     Breslau 
1804  August  18, 

R.  Si).  32.  E.   Ausfertigung.   Concept,  korrigirt  von  Hoym,  in  den  bei  No.  678  genannten  Akten 
in  Breslau. 

»Wegen  der  beabsicldigtcten  Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien. i^^] 
»E.  M.  haben  mittelst  Cabinets-Ordre  vom  26.  März  d.  J.  2)  ...  zu  ge- 
nehmigen geruhet,  dass  die  intendirte  gänzliche  Aufbebung  der  Klöster  in 
Schlesien  nicht  plötzlich  erfolge,  und  mir  zugleich  befohlen,  bey  AUerhöchst- 
dero Anwesenheit  zur  hiesigen  Revue  eine  weitere  und  umständlichere 
Auseinandersetzung  dieses  Objects  .  .  .  einzureichen. 

Es  würde  zur  Beruhigung  der  Katholicken,  besonders  aber  zur  Hebung 
der  Gewissenszweifel  bey  den  Mönchen  und  Nonnen,  viel  beygetragen, 
auch  das  ganze  Eiuziehungs-Geschäft  der  Güther  sehr  erleichtert  haben, 
wenn  bey  der  Publication  der  getroffenen  landesherrliehen  Dispositionen  zu- 

1)  Cfr.  No.  747  imcl  753.  2)  No.  696. 
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;<leich  die  Zustimmung  des  Papstes  hätte  bekannt  gemacht  werden  können;  »  ^u 
ioh  fürchte  jedodi,  dass  diese  nicht  sogleich,  und  vielleicht  gar  nicht  er- 
folgen dürfte,  und  da  mir  auch  der  Staats-Minister  (Jraf  v.  Ilaugwitz  noch 
niclit  geäussert,  dass  er  befriedigende  Nachrichten  von  dem  Residenten 
V.  llumbüld  aus  Rom  darüber  erhalten,  so  habe  meinen  l'lan  so  anlegen 
müssen,  dass  selbst  die  Weigerung  des  Papstes  bey  Ausführung  der  Sache 
unschädlich  wird. 

Sobald  alles,  was  zur  feyerlichen  Regehung  des  Gottesdienstes  nach 
den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  nothwendig  erachtet  wird,  unbeirrt 
irelassen  und  im  Gegentheil  noch  befördert  wird,  und  sobald  silmtliche 
Kloster-Gesellschaften  in  ihren  gemeinschaftlichen  Religions-Uebungen  nach 
den  Regeln  ihres  Ordens  nicht  gestöhrt  werden,  auch  für  eines  jeden 
Religiösen  Unterhalt  vom  Staat  gesorgt  wird,  so  ist  alles  erfüllt,  was  vom 
Papst  ad  spiritualia  gezogen  werden  kann.  Das  Vermögen  der  Klöster, 
folglich  auch  die  Disposition  über  ihre  Landgüther,  gehört  ad  temporalia, 
deren  Administration  zum  Bessten  der  Fundation  und  zum  allgemeinen 
Wohl  des  Staats  der  landesherrlichen  Directiou  überlassen  bleiben  muss, 
und  wobey  zeither  dem  Papste  jeder  versuchte  Einfluss  nicht  zugestanden 
worden. 

Wenn  daher  auch  der  Papst  nie  in  die  Aufhebung  der  schlesischen 
Klöster  consentirt  und  sogar  die  Einwilligung  in  die  Veräusserung  der 
Kloster-Güther  verweigert:  so  kann  er  jedoch  nicht  verhindern,  dass  E.  M. 
für  die  Zukunft  Allerhöchstdero  Unterthanen  keine  Licenz-Scheine  zur 
Aufnahme  ins  Kloster  ertheilen  lassen.  Dadurch  müssen  die  Klöster  von 
selbst  successive  aussterben,  und  sie  fallen  sodann  als  bona  vacantia  dem 
Landesherrn,  und  nicht  der  römischen  Kirche  anheim. 

So  wenig  aber  auch  der  Papst  die  iutendirte  successive  Aufhebung 
vereiteln  kann,  so  wird  jedoch  das  bevorstehende  Geschäft  der  Gtither- 
Einziehung  hier  in  Schlesien  durch  die  Art  und  Weise,  den  Zweck  zu  er- 
reichen, sehr  verschieden  von  dem  bisherigen  Verfahren  in  dergleichen 
Fällen  behandelt  werden  müssen.  Bey  Einziehung  der  ehemaligen  Jesuiten- 
Güther  gieng  die  päpstliche  Bulle  wegen  Aufhebung  des  Ordens  Jahre  lang 
voraus;  In  E.  M.  neuen  Entschädigungs-Provinzen  fielen  die  dortigen  Manns- 
klöster bereits  in  völlig  secularisirten  Zustande  Allerhöchstdenensell)en  an- 
heim; mithin  waren  in  beydeu  Fällen  die  Schwierigkeiten  schon  gehoben, 
welche  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  beym  Mangel  der 
Einwilligung  ihres  geistlichen  Oberhaupts  entstehen. 

Bis  jezt  gehört  den  schlesischen  Stiftern  und  Klöstern,  als  geistlichen 
Korporationen,  das  volle  Eigenthum  über  ihr  Vermögen  und  ihre  Güther; 
noch  sind  deren  Mitglieder  an  ihr  Ordens -Gelübde  gebunden.  Die  Ent- 
bindung ihres  feyerlichen  Gelübdes  zu  Haltung  der  Ordens-Regeln,  so  wie 
die  Aufhebung  ihrer  Corporationen,  wovon  die  Auflösung  ihres  gemein- 
>chaftlichen  Eigenthunis  zur   fernem  Disposition  des  Staats  erst  eine  Folge 
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180^  ist,  gehört  zu  den  reservirten  päpstlichen  Rechten,  und  kein  anderer  Bischof 
oder  geistlicher  Oberer  kann  sie  hieselbst  ausüben.  Wenn  E.  M.  daher 
nicht  geneigt  sind,  aus  landesherrlicher  Allgewalt,  wie  solches  in  verschie- 
deneu Staaten  geschehen,  die  Klöster  aufzuheben  und  ihr  Vermögen  zu 
confisciren,  ohne  auf  irgend  einen  Widerspruch,  er  komme  von  wem  er 
wolle,  zu  reflectiren;  wenn  Allerhöchst  Dieselben  in  Absicht  der  vielen 
Katholicken  und  besonders  der  Weltgeistlichkeit  in  Schlesien,  so  wie  auch 
in  politischer  Hinsicht,  es  für  besser  zu  finden  geruhen,  die  Verhältnisse 
des  Papstes  von  den  katholischen  kirchlichen  Angelegenheiten  nicht  aus- 
zuschliessen :  so  folgt  hieraus,  dass  in  Schlesien 

1,  Die  Kloster-Güther  dermalen  ohne  Einwilligung  des  Papstes  nicht 
veräussert,  folglich  auch  jezt  noch  nicht  für  alleiniges  Staats-Eigenthum 
erklärt,  mithin  noch  nicht  pro  fisco  zur  freyen  Disposition  eingezogen  werden 
können ; 

2.  dass  kein  Mönch  und  keine  Nonne,  sobald  sie  ihr  Ordens-Gelübde 
abgelegt,  ihre  klösterliche  Verbindung  aufgeben  und  verlassen  können,  wenn 
sie  nicht  vom  Papst  durch  ein  Secularisations-Breve  dazu  autorisirt  worden; 
es  sey  dann,  dass  sie  die  katholische  Religion  verlassen  und  zu  einer  an- 
dern übergehen  wollen. 

Es  unterscheiden  sich  demnach  die  Operationen  bei  dem  gegenwärtigen 
schlesischen  Geschäft  wesentlich  dadurch: 

a)  dass  die  Kloster-Gesellschaften  jezt  noch  fortdauern,  und  nur  aus- 
sterben ; 

b)  dass  mithin  alles,  was  zum  cultu  divino  nach  der  Verfassung  eines 
jeden  Ordens  gehört,  unbeirrt  bleibt; 

c)  dass  in  der  Regel  sämtliche  Stifts-Professen,  Mönche  und  Nonnen 
bis  an  ihren  Tod  in  ihrem  gemeinschaftlichen  Klosterleben  nach  wie  vor 
verbleiben  und  ihre  gottesdienstlichen  Handlungen  verrichten  müssen; 

d)  dass  wegen  ihrer  Bedürfnisse  in  klösterlicher  Verbindung  ein  förm- 
licher Haus-Etat  zu  formireu; 

e)  dass  sie  nicht  nach  Gefallen  ausserhalb  des  Stifts  und  Klosters  sich 
aufhalten  und  auf  diese  Art  als  Pensionairs  leben  können,  bevor  sie  nicht 
von  ihren  geistlichen  Obern  dazu  Erlaubniss  erhalten; 

f)  dass  die  Insignia  und  Pretiosa  den  geistlichen  Obern  und  der  Cor- 
porations- Verbindung,  so  lange  bis  sie  ausgestorben,  zu  belassen,  mithin 
nicht  sofort  ihnen  abzunehmen,  sondern  nur  in  die  Inventaria  zu  designiren 
und  aufs  sicherste  zu  verwahren  sind ; 

g)  dass  überhaupt  alles  und  jedes,  was  zum  Vermögen  des  Klosters 
gehört,  es  bestehe  worinn  es  wolle,  aufs  genaueste  inventirt  und  conscribirt, 
auch  sicher  gestellt,  nicht  aber  sogleich  dem  Fisco  zugeeignet  werde;   und 

h)  dass  endlich  durch  vollständige  Aufnahme  von  Personal -Tabellen 
und  EntfoTuung  des  überflüssigen  weltlichen  Personals,  besonders  der  Layen- 
Brüder;  durch  Separation  des  Pfarr-   und  Curatial -Kirchen- Vermögens,   der 
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Fimdationen  für  Kranke,  Arme,  Stiulicreudc  u.  s.  w.  von   den    eierentlichen   J^„ 

Aug.  18 
Chor-Kirchen-  und  dem  Klöster-Eigenthume;  durch  Aufnahme  ihres  voll- 
ständigen Status  activi  et  passivi ;  durch  Formirung  richtiger  Haus-  oder 
Normal-Etats;  durch  Veranschlagung  ihrer  Land-Güther  und  Forsten;  durch 
Benutzung  des  überflüssigen  Gelasses  an  Gebäuden  p.  und  so  fort,  eine 
richtige  Uebersicht  der  Einnahme  eines  jeden  Klosters  und  seiner  Bedürf- 
nisse gewonnen  und  alles  dahin  geleitet  werde,  so  viel  als  sich  nur  irgend 
thun  lässt  bey  den  Ausgaben  für  jede  dieser  Klostergesellschaften  und 
deren  Gottesdienst  zu  menagireii,  um  bey  ihren  Kevenues  ansehnliche 
Ueberschüsse  zu  E.  M.  Disposition  behufs  der  Staats-Bedürfuisse  zu  bewirken. 

Unter  diesen  Gesichtspunkt  gestellt,  wornacli  die  ganzen  Operationen 
jetzt  mehr  einer  genauen  Verwaltung  des  Kloster- Vermögens  durch  beson- 
dere Commissarien  unter  Ober-Aufsicht  und  Direction  des  Staats,  als  einer 
(iüther-Einziehung  pro  fisco  ähnlich  sehen,  habe  ich  die  anliegenden  In- 
structionen ^)  projectirt,  welche  E.  M.  zur  .  .  .  Prüfung  und  Vollziehung  .  .  . 
in  drey  verschiedenen  Entwürfen  überreiche. 

Indem  ich  bey  der  Weitläufigkeit  des  Objects  auf  ihre  Details  zu  be- 
ziehen mich  genötigt  sehe,  so  bemerke  .  .  .,  dass  sich  die  commissarischen 
Verrichtungen  auf  eine  vierfache  Art  theilen. 

Damit  keine  Pretiosa,  baaren  Gelder,  Documente  und  Effecten  zum 
Nachtheil  des  Klosters  und  indirecte  des  Staats  heimlich  weggebracht,  oder 
in  fraudem  fisci  Contracte  errichtet  werden,  bleibt  es  nothwendig,  alles 
Kloster- Vermögen  an  einem  Tage  auf  einmal  in  Beschlag  nehmen  und  den 
Mönchen   und   Nonnen    die   fernere  freye  Disposition   untersagen  zu  lassen. 

E.  M.  wollen  geruhen,  diesen  Tag,  den  ich  kurz  vor  Michaelis  d.  J., 
weil  dann  verschiedene  Pacht-Gefälle  und  Zinsen  eingehen,  auch  die  meisten 
(ietreide-Bestände  vorhanden  sind,  .  .  .  vorschlage,  ...  zu  bestimmen,  und 
damit  nichts  propalire,  werde  sodann  zunächst  an  jedes  Kloster  nach  Maas- 
üube  seiner  Grösse  einen  oder  zwey  Commissarien,  nebst  einem  Secretaire, 
die  ich  aus  dem  Cammer-Personale,  den  Land-  und  Steuerräthen,  Magistra- 
taalen und  Justitiarien  zu  wählen  gesonnen  bin,  dergestalt  deputiren,  dass 
ilinen  in  dem  Begleitungs-Schreiben  bey  Zufertigung  der  Instruction  ohn- 
felilbare  Cassation  angcdrohet  wird,  wenn  sie  irgend  etwas  vor  dem  actu 
publicationis  über  ihren  Auftrag  offenbahren. 

Um  ihren  Operationen  das  nötige  Gewicht  zu  geben  und  doch  ein 
f'ih-mliches  Patent  in  der  Sache  zu  vermeiden,  wird  es  zu  meiner  und  der 
Commissarien  Vorschrift  gereichen  und  mit  gutem  Effect  auf  die  (4eistlich- 
keit  wirken,  wenn  E.  M.  geruhen,  AUerhöchstdero  Willensmeynung  durch 
l'ublication  einer  Cabinets-Ordre,  wie  ich  im  Entwurf  zur  Instruction  .  .  . 
angeführt,  bey  Eröfnung  der  commissarischen  Operationen  bekannt  machen 
zu  lassen,  und  könnte  sie  ohnmaasgeblich  an  mich  nach  dem  zur  geschwin- 


1   Die  Instruktionen  umfassen  öl  Folio-Seiten. 
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A^^^i«  deru  Uebersicht  auliegenden  Concept  gerichtet  werden,  welches  jedoch  ledig- 
lich AUerhöchstdenenselben  .  .  .  submittire. 

Diese  Beschlagnehmuugs-Commissarieu  vollführen  den  Haupt -Actum, 
fertigen  die  Personeu-Tabelleu  und  die  Inventaria  an,  formiren  den  Haus- 
Etat  und  beschäftigen  sich  mit  vollständiger  Eruirung  des  Activ-  und 
Passiv-,  auch  Bedarfs-Zustaudes  eines  jeden  Klosters.  Nach  summarischer 
Verhandlung  ihres  Auftrages  hört  ihr  Geschäft  gänzlich  auf  und  sie  be- 
richten mit  Einschluss  der  Acten  an  die  ihnen  vorgesezte  Haupt-Commissiou. 
Die  zweyte  Abtheilung  von  Commissarien  sind  diejenigen  Oeconomie -Ver- 
ständigen, welche  zu  Veranschlagung  der  Güther  und  ihrer  solidem  Bewirth- 
schaftung  delegirt  werden  müssen,  und  die  zum  Theil  aus  jenen  Beschlag- 
nehmungs- Commissarien  gewählt  werden  und  dies  Geschäft  continuiren 
können ;  so  wie  die  dritte  Abtheilung  den  Forsthaushalt  zu  gleichem  Behuf 
betriff,  und  bey  den  hie  und  da  weitläuftigen  Waldungen  aus  gewiegten 
Forstmännern  bestehen  muss. 

Die  vierte  Abtheilung  fasst  diejenigen  Commissionen  in  sich,  unter 
deren  Leitung  die  zur  Aufklärung  der  Verhältnisse  eines  jeden  Klosters 
nöthigen  Rückfragen  geschehen,  die  Haus-  und  Kirchen-Etats  formirt,  die 
Anschläge  der  Güther  und  Forsten  revidirt,  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
berechnet,  und  überhaupt  alle  Specialia  bey  jedem  Kloster  so  lange  regu- 
lirt  werden,  bis  eine  genaue  Uebersicht  der  bey  jedem  Kloster  eingehenden 
Revenues  und  der  bey  ihm  vorkommenden  nöthigen  Ausgaben  erlangt  und 
die  diesfälligen  Anschläge,  Ertrags-Berechnungeu  und  Etats  gehörig  gefertigt 
und  approbirt  worden.  Sodann  werden  von  jedem  Kloster,  sobald  wie 
dessen  Verhältnisse  in  vorstehender  Art  berichtigt  worden,  sämtliche  Acten 
und  dahin  einschlagende  Papiere  an  die  Krieges-  und  Domainen-Cammer 
des  Departements  abgegeben,  als  welche  bis  zum  Aussterben  des  Klosters 
die  weitere  Verwaltung  übernimmt,  damit  auf  diesen  Fall  zu  E.  M.  fernem 
Disposition  über  ein  solches  Kloster  und  dessen  Güther  gutachtliche  Vor- 
schläge gemacht  werden  können. 

Es  ist  die  Berichtigung  dieses  Geschäfts  bey  76  Stiftern  und  Klöstern 
und  561  Güthern,  wozu  noch  eine  Menge  Kirchen  und  anderer  Fundationen 
gehören,  ein  sehr  mühsames  und  verwickeltes  Object,  wozu  3  Haupt-Com- 
missionen  zu  Breslau,  Glogau  und  für  Oberschlesien  zu  Oppeln  zu  etabliren 
nöthig  sind,  welche  bis  zu  dessen  Beendigung  von  den  p.  Cammern  unab- 
hängig bleiben  und  zur  Beschleunigung  des  Geschäfts  lediglich  an  mich 
berichten  könnten.     Jede  Commission  dürfte  bestehen: 

1.  aus  einem  Vorgesezten, 

2.  aus  zwey  Assessoren,  avozu  in  Breslau  und  Glogau  zwey  Räthe  aus 
jeder  p.  Cammer  zu  ernennen  und  für  Oberschlesien  die  neu  angestellten 
Cammer-Räthe  gut  zu  gebrauchen  seyn  dürften. 

3.  aus  einem  Secretaire,  der  zugleich  die  Registratur-Geschäfte  besorgte, 

4.  aus  zwey  Calculatoren, 
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5.  aus  einem  Canzelisteu.  .        ,o 

Auch  dürften  während  der  coiniuiasarUchen  (,)perationen  zwey  beaonderc 
Gassen  in  Breslau  und  Glogau,  für  jedes  Canimer-Dcpartement,  unter  dem 
Namen:  Haupt-KIöster-Administrations-Casse  zu  etabliren  seyn,  welche  die 
bey  den  Klöstern  eingehenden  Hcvenues  und  vorkommenden  Ausgaben  so 
lange  berechne"b,  bis  nach  vollendetem  (.loschäft  jener  Ilaupt-Commissionen 
die  Erträge  zum  General-Etat  für  die  ganze  l'rovinz  ausgemittolt  und  die 
p.  Cammern  in  den  Stand  gesezt  worden,  die  fernere  Administration  zu 
übernehmen. 

Wenn  E.  M.  ...  geruhen,  diese  commissarischen  Operationen  nach 
ihren  vierfachen  Brauchen,  welche  sämtlich  durch  die  Ilaupt-Commissionen 
zu  meiner  Direction  geleitet  werden,  ...  zu  genehmigen,  so  bitte  zugleich, 
dem  diesfälligen  Personali  auf  den  Fall  ihrer  nötigen  Entfernung  aus  ihrem 
Wohnort,  wozu  ihnen  Vorspann  wird  verabreicht  werden  müssen,  doppelte 
Diäten-Sätze,  sonst  aber  für  ihre  Arbeitstage  am  Wohnort  nur  einfache  zu 
bewilligen,  indem  ein  Rath  mit  1  Rthlr.,  so  wie  die  Subalternen  mit  16, 
12  und  8  Gr.,  als  welches  die  alten  Sätze  in  Königlichen  Angelegenheiten 
sind,  täglich  auf  Reisen  bey  den  gestiegenen  Preisen  aller  Bedürfnisse  nicht 
mehr  auslsommeu  können,  und  die  unentgeldliche  Beköstigung  der  Commis- 
sarien  auf  Reisen  vielfache  Irregularitäten  erzeuget.  E.  M.  wollen  auch 
.  .  .  genehmigen,  dass  ich  zum  ersten  Etablissement  gedachter  beiden  Haupt- 
Klöster-Administrations-Cassen  behufs  der  Bezahlung  der  vielfachen  Com- 
missarien  ein  Quantum  von  2000  Rthlr.  für  jede  der  Haupt-Commissionen, 
mithin  6000  Rthlr.,  aus  den  beyden  Domaineu- Gassen  zu  Breslau  und 
Glogau  darf  vorschiessen  lassen.  Ich  hoife  durch  Einziehung  der  Bestände 
aus  den  Klöstern  bald  einen  Fonds  zum  Remboursement  zu  gewinnen, 
wenigstens  binnen  Jahres-Frist  diesen  Vorschuss  aus  ihrem  Vermögen  er- 
statten zu  können,  und  habe  daher  auch,  weil  es  vielfiiche  Hindernisse  bey 
der  Administration  erzeugen  würde,  wenn  die  Klostergeistlichen  sich  irgend 
noch  mit  einer  Bewirthschaftung  der  Güther  oder  Erhebung  einländischer 
Revenues  befassen  sollten,  in  der  Instruction  für  die  einzelnen  Beschlag- 
nehmungs-Gommissionen  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  sämtliche  baar 
gefundene  Gapitalien,  Gelder  und  Geldsorten  sofort  gegen  Quittung  au  die 
Haupt- Administrations- Gasse  gesendet  werden  sollen,  vorausgesezt,  dass 
sie  zum  interimistischen  dreymonathlichen  Bedürfniss  des  Klosters  nicht 
dringend  dort  erfordert  würden. 

Um  sich  hierbey  vor  jedem  Unterschleif  zu  sichern,  würde  Vereidung 
der  Prälaten,  Aebte,  Prioru,  und  wie  sonst  die  vorgesezten  Geistlichen  im 
Kloster  heissen,  in  der  Regel  gewesen  seyn;  da  dies  aber  den  Mönchen 
und  Nonnen  in  der  ersten  Bestürzung  zu  strenge  vorkommen  dürfte,  auch 
vielleicht  einige  aus  Gewissens-Scrupel  die  Ableistung  des  Eides  verzögern 
würden,  so  kann  es  die  commissarischen  Verhandlungen  eher  beschleunigen 
und   dennoch    zum   Zweck   führen,    wenn    bey    eröfneler    Gommission    dem 
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a'^^^8  ^'ei"9a°iiQ6lten  Convent  geäussert  wird"  dass  ein  jeder  Geistliche  in  Bezug  auf 
den  E.  M.  geleisteten  Homagial-Eyd  vevpfliclitet  werde,  über  alles,  worüber 
er  von  der  Commission  und  deren  Vorgesezten  befragt  werden  würde,  die 
reine  Wahrheit  zu  sagen  und  bey  Strafe  des  Meineides  nichts  zu  ver- 
schweigen, was  nur  irgend  zur  Beurtheiluug  der  sämtlichen  Verhältnisse  des 
Klosters  und  dessen  Vermögenszustandes  erfordert  werde  oder  ihm  vorzüglich 
nützlich  scheine. 

Der  Gleichförmigkeit  wegen  habe  die  Instructionen  zugleich  auf  die 
Klöster  der  barmherzigen  Brüder  und  Schwestern  und  der  Ursuliner  ge- 
richtet, weil  dem  Staate  ebenfalls  daran  gelegen  seyn  muss,  ihren  statum 
activum  et  passivum,  ihre  Personenzahl  und  ihren  Haus-Bedarf  genau  zu 
wissen,  und  von  ihrer  guten  Wirthschaft,  so  wie  von  der  zweckmässigen 
Anwendung  des  fundirten  Vermögens  zum  Bessten  der  Kranken  und  der 
Schul-Jugend  gehörig  unterrichtet  zu  seyn.  Sie  unterscheiden  sich  künftig 
nur  dadurch,  dass  ihr  etwaniger  Ueberschuss  nicht  zu  andern  Staats-Be- 
dnrfnissen,  sondern  zur  nützlichen  Erweiterung  ihrer  Fundationen  angelegt, 
auch  ihnen  die  stiftungsmässige  Verwaltung  ihrer  Revenues  unter  Ober- 
Aufsicht  der  p.  Cammer  belassen  wird,  wie  sie  denn  auch  nicht  aussterben, 
sondern  ihren  Orden  durch  Novizen,  für  welche  sie  besondere  Liceuz-Scheine 
erhalten,  verstärken  und  in  dieser  Art  zum  Bessten  des  Staats  fortdauern 
dürfen. 

Da  der  Zweck  des  Aussterbens  sämtlicher  übrigen  Klöster  erreicht 
wird,  wenn  kein  Licenz-Schein  für  sie  zur  Aufnahme  irgend  eines  Novizen 
ertheilt  wird  und  wenn  auch  kein  Mönch  oder  Nonne  aus  einer  auswär- 
tigen Provinz  in  ein  schlesisches  Kloster  sich  begeben  darf,  so  werde  mich 
im  Stillen  hiernach  richten,  und  stelle  E.  M.  .  .  .  anheim,  das  allgemeine 
Verboth,  Novizen  aufzunehmen,  diesen  Klöstern  jezt  nicht  publiciren  zu 
lassen,  weil  sie  ohne  Licenz-Schein  solche  nicht  aufnehmen  dürfen  und 
weil  ein  solches  öffentliches  Verboth  die  Aufhebung  der  Klöster  indirecte 
bekannt  machen  und  sanctioniren  dürfte. 

Wegen  der  Bettelmönche,  wovon  in  Alt-  und  Neu-Schlesien  es  44 
Klöster  giebt,  entstehen  zwey  sehr  wichtige  Fragen: 

1.  ob  den  Bettelorden  vor  Auflösung  der  Kloster- Verbindung  und  dem 
Aussterben  ihrer  Mitglieder  das  Sammeln  durchaus  zu  untersagen  und  ihnen 
dagegen,  wenn  ihre  Einnahme  zur  Coinpeteuz-Bestimmung  nicht  reicht,  ein 
Zuschuss  vom  Staat  aus  den  Ueberschüssen  der  übrigen  Klöster  zu  bewilligen? 

2.  Ob  in  den  Fällen,  wo  mehrere  Klöster  eines  Bettel-Ordens  existiren, 
die  Mönche  des  einen  Klosters  in  das  andere  gesteckt,  und  dadurch  sofort 
für  den  Staat  Plätze  zu  Fabriquen,  Magazinen,  Casernen  und  andern  nütz- 
lichen Anstalten  gewonnen  werden  sollen? 

Die  Bettelmönche  werden  grösstentheils  von  den  aufgeklärten  Catholiken 
selbst  verachtet  und  haben  nur  Einflnss  auf  den  gemeinen  Mann,  den  sie 
durch  abergläubische  Vorspiegelungen  mehr  in  der  Dummheit  erhalten,  als 
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durch  christlichen  Unterricht  hessern.     Oft    wird   ihr  Beyspiel    durch   ihren     ^^4 
liederlichen  Wandel  schädlich,  und  durch  ihr  ungestümes  Eindringen  in  die 
niedern  Wohnungen    saugen   sie  bey  ihrem   privilegirteu  Betteln    vorzüglich 
das  Landvolk  aus. 

Ein  Verboth  ihres  Horumtreibens  im  Laude  Hehuls  ihrer  Samuilungen 
bleibt  daher  in  polizeylicher  Hinsicht  wünschcnswerth ;  allein  nach  ihren 
Ordens-Kegeln  sind  sie  verpflichtet,  das  gemeine  Volk  zu  belehren,  und 
wenn  ihnen  das  Sammeln  vom  Staate  untersagt  würde,  so  könnten  sie  hier- 
bey  ein  Hiuderniss  in  ihren  Religiunspilichteu  auflinden. 

Um  ihnen  diesen  Vorwand  zu  benehmen,  habe  den  Minister  Grafen 
V.  Hauguntz  ersucht,  den  Antrag  bey  dem  Papste  auch  dahin  zu  richten, 
dass  den  Bettel-Orden  noch  vor  Auflösung  der  Kloster-Verbindung  und  Aus- 
sterben der  Mitglieder  das  Sammeln  durchaus  gegen  Bestimmung  einer  Compe- 
tenz  vom  Staate  untersagt  werden  möchte.  Da  jedoch  von  Rom  aus  noch 
keine  befriedigende  Nachrichten  eingegangen  sind,  und  die  plötzliche  Ent- 
fernung aller  Mönche  aus  den  Augen  des  gemeinen  Mannes  jezt  bey  der 
noch  fehlenden  Zustimmung  des  Papstes  und  bey  den  ersten  Operationen 
wegen  der  übrigen  Kloster-Güther  einen  widrigen  Einfluss  haben  könnte, 
vorzüglich  aber,  weil  das  Verboth  des  Sammeins  einen  beträchtlichen  Aus- 
fall an  der  Einnahme  dieser  Klöster  macht,  mithin  gleich  anfänglich  beträcht- 
liche Kosten  zur  Subsistenz  der  Bettelmönche  aus  den  Ueberschüssen  der 
übrigen  Klöster  zugeschossen  werden  müssten,  diese  Ueberschüsse  selbst 
aber  erst  mühsam  zu  eruiren  und  vielleicht  zu  bessern  Zwecken  zu  ver- 
wenden sind:  so  hoffe  E.  M.  ...  Genehmigung,  wenn  die  Bettelklöster, 
zumal  einige  sogar  als  Corporationen  nicht  nur  liegende  Gründe,  sondern 
auch  Capitalien  besitzen,  zwar  ebenfalls  in  Absicht  ihres  ganzen  Zustandes 
zu  untersuchen  und  ihr  Vermögen  unter  p.  Cammer- Administration  zu  setzen, 
dass  sie  aber  bey  ihrer  Hauswirthschaft  oder  innern  Oeconomie  vor  der 
Hand  in  ihrer  alten  Verfassung  belassen  werden,  und  ihren  Mönchen  das 
Sammeln  so  lange,  bis  sich  das  ganze  Geschäft  der  zur  Zeit  dem  Publico 
zu  verbergenden  Güther-Einziehung  näher  aufgeklärt  hat,  noch  gestattet 
wird,  indem  sich,  wenn  erst  der  Zustand  der  Bettelklöster  genau  untersucht 
ist,  genau  ergeben  muss,  wieviel  sie  au  Zuschuss  aus  den  Staats-Revenues 
zu  ihrer  Subsistenz  bedürfen,  und  dann  mit  vollständiger  Uebersicht  das 
Nähere  bestimmt  werden  kann. 

Wenn  ferner  E.  M.  bei  der  ganzen  Operation  schonend  verfahren  zu 
lassen  geruhen,  so  folgt  auch  hieraus,  um  jeden  Schein  von  Gewaltthätig- 
keit  zu  vermeiden,  dass  die  Bettelmönche  dermalen  nicht  aus  einem  Kloster 
in  das  andere  gesteckt  werden  können,  sondern  so  lange,  bis  sie  aussterben 
oder  von  ihren  geistlichen  Obern  versezt  werden,  in  ihrem  jezigon  Kloster 
bleiben  müssen,  mithin  vorizt  zur  Disposition  des  Staats  kein  Kloster  ge- 
räumt werden  darf. 

Bey  E.  M.  hätte  in  diesem  Haupt-Bericht  gern  für  jeden  Klostergeist- 

Granier,  Preussen  and  die  kath.  Kirche.     IX.  1Ö 
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1804  liehen,  er  sey  Bettelmönch  oder  nicht,  im  voraus  fixe  Competenz-Sätze  zur 
...  Genehmigung  submittirt;  da  aber  die  sämtliche  Kloster-Geistlichkeit 
bey  der  noch  nicht  erfolgten  Aufhebung  der  schlesischeu  Klöster  keine 
isolirten  Mitglieder  hat,  die  sich  nach  Gefallen  als  Privat-Personen  aufhalten 
und  beköstigen  können,  mithin  in  gemeinschaftlicher  Verbindung  verbleibt; 
da  ferner  die  Klöster  sehr  verschieden  dotirt  sind,  folglich  unter  den  reichen 
und  armen  ein  Unterschied  zu  machen ;  und  da  endlich  sich  nur  nach  Aus- 
mittelung des  Status  activi  et  passivi  eines  jeden  Klosters  ein  pertinenter 
Haus-Etat  formiren  lässt:  so  werden  E.  M.  ...  erlauben,  dass  ich  über 
diese  Etats  und  Unterhaltungs-Sätze  des  bleibenden  Ordens-Personals  in  der 
Folge  und  alsdann  .  .  .  berichte,  wenn  ich  mich  völlig  von  ihren  individuellen 
Verhältnissen  und  Vermögens-Umständen  unterrichtet  habe. 

Auf  möglichste  Verminderung  des  Personals,  besonders  der  La^'^en- 
Brüder,  sind  die  Commissarien  in  den  Instructionen  genau  angewiesen.  Die 
weltlichen  Wirthschafts-Officianten,  welche  nicht  als  brauchbar  oder  noth- 
wendig  befunden  werden,  müssen  sich  nach  Maasgabe  der  mit  ihnen  ge- 
schlossenen Contracte  und,  wenn  sie  keine  haben,  nach  einer  viertel- 
jährigen Frist  die  Entfernung  aus  ihrem  Dienst  gefallen  lassen.  Ihre 
Justiz-Officianten  sind  aber  nach  vorgängiger  p.  Kammer-Approbation  mit 
förmlichen  Bestallungen  versehen  und  haben  daher  das  Recht  zum  lebens- 
länglichen Unterhalt,  sobald  sie  sich  ihres  Amtes  nicht  selbst  verlustig 
machen.  Sie  haben  daher  auch  ihr  bisheriges  Gehalt  nebst  Emolumenten 
fortdauernd  zu  fordern,  bis  sich  Gelegenheit  findet,  sie  in  E.  M.  Dienst 
anderweit  zu  versorgen.  Es  dürfte  von  gi-ossem  Nutzen  seyn,  wenn  selbige 
sofort  ihrer  Verbindungen  mit  den  Klöstern  entlassen  und  gleich  den  Do- 
mainen-Justitiarien  als  blosse  Cammer-Officianten  angestellt  würden,  die  nach 
Maasgabe  des  Ressort-Reglements  gleich  wie  bey  den  Domainen-Aemtern 
die  Justitz-Geschäfte  ihres  bisherigen  Bezirks  zu  besorgen  hätten.  Hierdurch 
werden  ihre  Geschäfte  schon  im  voraus  denen  der  Domainen-Aemter  assi- 
milirt,  und  die  Unterthanen  gewöhnen  sich  nach  und  nach  von  ihrer  geist- 
lichen Grundherrschaft.  Auch  werden  diese  Justiz-Officianten  p.  um  so  eher 
die  besten  Aufschlüsse  über  das  Verhältniss  des  Klosters,  was  ihnen  genau 
bekannt  ist,  zu  geben  geneigt  seyn,  je  weniger  sie  in  fernerer  Verbindung 
mit  ihm  stehen,  und  dadurch  wird  eine  gute  Controlle  der  Geistlichkeit 
gewonnen  werden  können,  wenn  sie  hie  und  da  bey  dem  Activ-Vermögen 
des  Klosters  verschwiegen  bleiben,  oder  wohl  gar  etwas  veruntreuen  sollte. 
Zwar  lässt  sich  dagegen  einwenden,  dass  die  Jurisdiction  den  Klöstern,  da 
sie  noch  nicht  aufgehoben  worden,  verbleiben  müsse ,  weil  selbige  ihrer 
Corporation  verliehen  sey.  Da  aber  die  geistliche  Jurisdiction  der  Klöster 
über  ihre  Ordensglieder  in  ungestörter  Verfassung  bleibt,  und  hier  nur  von 
der  Civil-  und  Criminal-Jurisdiction  die  Rede  ist,  die  sie  in  ihrem  Namen 
über  ihre  weltlichen  Gerichts-Verwandten  und  Unterthanen  exercirt  haben, 
diese  Gerichtsbarkeit  aber  mit  dem  Besitze  eines  städtischen  und  vorstädti- 
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sehen  Districts  oder  der  Lando^iither  verknüpft  ist,  folerlich  als  Patrimonial-   .^^'^„ 

-  i  >       n  Aug.  18 

Jurisdiction  ad  temporalia  gehört:   so  glaulie  auch,   dass,  weil  das  Veruiugeu 

und  die  Güther  in  Cammer-Adoiinistration  gesezt  werden,  die  Gerichtsbar- 
keit von  dieser  dirigirt  und  unter  alleiniger  Autorität  derselben  fortgesezt 
werden  kann.  Ich  habe  daher  den  Coininissarieu  die  Vereiduug  der  Canzler 
und  Justitiarien  als  Königliche  Uflicianten  in  der  Instruction  zur  Pflicht  ge- 
macht. 

Ein  anderes  wichtiges  Object  betrift  das  Patronats-Recht.  Mehrere 
Klöster  haben  die  Befugniss,  durch  ihre  Mitglieder  die  Seelsorge  bey  Pa- 
rochial-  und  Curatial- Kirchen  versehen  zu  lassen;  es  trift  dies  oft  auf 
solchen  Güthern  ein,  wo  sie  Vorwerke  besitzen,  und  wo  sodann  die  Geist- 
lichen zugleich  Administratores  der  Landwirthschaft  sind.  Diese  Geistlichen 
müssen,  da  meist  unter  ihnen  die  Guths-Kevenues  schlecht  verwaltet  werden 
und  ihre  Anwesenheit  nur  bey  einer  neuen  Pacht  oder  Administration  viel- 
fache Stöhrungen  und  wohl  gar  Ungehorsam  der  Unterthanen  erzeugen 
dürfte,  in  ihr  Kloster  zurückberufen  werden,  und  dies  kann  leicht  geschehen, 
da  sie  ad  nutum  Abbatis  amovibiles  sind.  Die  Wiederbesetzung  dieser 
Stellen  muss  durch  Weltgeistliche  geschehen,  und  es  kann  in  der  Regel 
angenommen  werden,  dass  das  Patronats-Recht  als  ein  jus  reale  auf  den 
Güthern  hafte,  mithin  der  Cameral-Behörde,  welche  die  Administration  der 
Güther  besorgt,  auch  die  Nomination  zu  solchen  Pfarrstelleu  überlassen 
werden  müsse.  Sollten  die  Bischöfe  Anstand  nehmen,  solche  nominirte 
Subjecte  zu  investiren,  so  wird  eine  künftige  Ordre  von  E.  M.  sie  wohl 
dazu  bestimmen,  da  sie  ohnehin  jeden  Kloster -Geistlichen  zur  Seel- 
sorge in  sein  Pfarr-Beneticium  bisher  eingesezt  haben,  und  wenigstens  als 
Pfarr- Administratores  die  neuen  Weltgeistlichen  einsetzen  müssen ,  wenn 
sie  wider  Vermuthen  einwenden  wollten,  dass  diese  Geistlichen  a  non- 
Patrono  ernannt  worden.  Sollte  sich  finden,  dass  hie  und  da  das  Patronats- 
Recht  mit  der  Würde  eines  Kloster-Obern  verbunden  sey,  so  kann  ihm 
dieses  persönliche  Vorrecht  immer  belassen  werden;  er  muss  aber  zu  Be- 
hebung jener  Collisionen  sodann  einen  Weltgeistlichen  präsentiren,  sobald 
Gtither-Bewirthschaftung  mit  der  Pfarrthey  verbunden  ist.  Hiernach  habe 
unter  Allerhöchst  Dero  zu  hoffender  Genehmigung  das  Nötige  in  den  In- 
structionen bestimmt. 

Endlich  muss  E.  M.  noch  .  .  .  anführen, 

a)  dass  verschiedene  Kloster-Güther,  z.  E.  die  des  Klosters  Wahlstadt 
zum  Kloster  Braunau  in  Böhmen,  auswärtigen  Stiftungen  gehören.  Der  Abt 
zu  Braunau  ist  Propst  zu  Wahlstadt,  und  da  dies  Kloster  nur  in  Admini- 
stration gleich  den  übrigen  gesezt  wird,  so  wird  ihm  dasjenige,  was  er 
erweislich  bisher  als  Revenue  dorthin  gezogen,  als  seine  Competenz  ins  Aus- 
land verabfolgt  werden  müssen,  bis  das  Kloster  ausstirbt. 

b)  dass  einige  Klöster  auch  in  Süd-Preussen  liüther  haben,  über  deren 

lö* 
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1804     Administration  ich  mit  dem    dortigen   Departements-Chef  concertiren  kann, 
Au*^.  lo 

°        um  die  Ueberschüsse  an  die  schlesische  Administrations-Casse  einzusenden. 

c)  dass  vom  Auslande  verschiedene  Revenues  an  schlesische  Klöster 
fallen,  auch  einige,  wie  z.  E.  das  Augustiner-Stift  zu  Sagan,  Gtither  in  der 
Lausitz  besitzen,  auf  deren  fernere  Benutzung  zum  Bessten  der  Klöster  die 
Administration,  nach  wie  vor,  bestehen  muss. 

d)  dass  bey  dem  Kloster  Paradies  in  Süd-Preussen,  dicht  an  der  schle- 
sischen  Grenze,  der  Fall  vorkommt,  dass  sich  selbiges  mit  dem  Abbe  com- 
mendataire,  Marquis  Antici,  durch  Vergleich  auseinander  gesezt  hat,  ihm 
im  Schwiebusschen  Greise  6  Güther  und  in  Süd-Preussen  2  Güther  zur  be- 
sondern Benutzung  zu  überlassen:  daher  auch  schlesischer  Seits  stets  die 
Aufsicht  und  Verpachtung  der  Güther  verblieben  und  bisher  1200  Rthlr. 
getragen  haben.  Da  es  ursprünglich  geistliche  Gtither  sind  und  solche  nach 
des  Abts  Tode  zur  fernem  Disposition  anheim  gefallen,  so  werden  E.  M. 
wohl  auch  jezt  gleiche  Grundsätze  der  Administration  bey  ihnen  anwenden 
zu  lassen  geruhen.« 

Aug.  19         747.  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Staats-Mlnister  Graf 
Hoym.     Berlin  1804  August  19. 

R.  46.  B.  16S.    Concept,  gez.  Hardenberg. 

Wegen  der  Zustimmung  des  Papstes  xur  Aufhebung  der  Schlesisehen  Klöster  steht 
Humboldi's  Bericht  noch  aus;    doch   tvürde  von  solcher  Zustimmung  gegebenenfalls 

auch  abzusehen  seinA) 

Hoym  hatte  am  3.  August  1804  wegen  der  Einholung  der  päpstlichen 
Zustimmung  angefragt;  das  Rescript  au  Humboldt  deswegen  war  am  9.  Juli 
ergangen 2):  »Der  Bericht  des  H.  von  Humboldt  wird  hierauf  noch  erwartet-^). 
Nach  meinem  Dafürhalten  lässt  sich  indess  auf  eine  bestimmte  und  unum- 
wundene Zustimmung  des  Päpstlichen  Hofes  wohl  keine  Rechnung  machen, 
hingegen  aber  auch  eine  eigentliche  Gegenwürkung  desselben  (wie  solches 
bereits  in  dem  Memoire^)  des  Hrn.  p.  Staats-Ministers  Grafen  von  Haugwiz 
Exe.  vom  8.  Februar  c.  bemerkt  worden)  nicht  besorgen.  So  wtinschens- 
werth  zu  mehrerer  Beruhigung  der  Gemüther,  welche  S.  K.  M.  nach  der 
Cabinets-Ordre  vom  16.  Febr.  c.^)  mit  berüksichtigt  sehen  wollen,  allerdings 
eine  Zustimmung  nurgedachten  Hofes  sein  würde,  so  glaube  ich  hiernach 
doch,  dass  man  bei  der  Ausführung  des  vorliegenden  Planes  auf  dieselbe 
es  nicht  weiter  ankommen  lassen  noch  warten  könne,  da  es  genügt,  den 
p.  von  Humboldt  zur  Abwendung  aller  etwa  ungünstigen  Einwürkungen  des 
Papstes  hinreichend  instruiret  zu  haben  und  überdies  eine  Zmschenkunft 
des  letztern  unsern  Grundsätzen  zuwieder  ist,    daher   man  auch   schon  bei 


1)  Cfr.  No.  746.  2)  No.  729. 

3)  ('fr.  No.  744,  vom  11.  August  1804;    der  Bericht  ging  erst  Ende  Oktober 
1804  ein,  cfr.  No.  763.  4y  No.  681.  5)  No.  685. 
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den  ähnlichen  Fällen  von  West-,  Süd-  und  Neu-Ostpreusaen  und  den  Indem-   .^^'^^'^n 
nitäts-Landen  solche  geflissentlich  zu  vermeiden  rathsam  gefunden  hat.«  .  .  . 

748.  Das  Hoheits-Departement  an  den  »Etats-,  Kriegs-  und  Cabinets-  Aug.  23 
Minister«   Frhr.  v.  Hardenberg.     Berlin  1804  August  23. 

K.  7.  A.  2h.  D.  1).    Aust'ertiguiig,  gez.  Matisow  »in  Abwcseulieit  des  DcitarteuentN-MinisterB«. 

Ennässigung  der  Konsekrations- Kosten  in  lioni  für  den  Bisilwf  von   Wigry ^ 

V.  Oolasxeivski.^] 

»Bey  dem  Neuostpreussischen  Finanz-Departement  hat  der  zum  Bischof 
von  VVygry  ernannte  bisherige  Ufücial  von  Golaszewski  unter  freimüthiger 
Anzeige  seiner  Armuth  gebeten,  die  durch  seine  Ernennung  zum  Bischof 
erwachsenden  Kosten  möglichst  zu  ermässigen,  weil  er  solche,  ohne  sich  in 
Schulden  zu  stürtzen,  deren  Wicderbezahlung  er  nicht  voraussieht,  nicht 
alle  bezahlen  kann,  und  hat,  jedoch  in  den  bescheidensten  Ausdrücken, 
erkläret,  lieber  der  Bischöflichen  Würde  entsagen  zu  wollen  als  -wider  sein 
Gewissen  ohne  Sicherheit  der  Wiederstattung  Schulden  zu  contrahiren.  Seine 
Armuth  wird  durch  die  p.  Kammer  zu  Bialystock  bestätigt,  und  da  er  nur 
eine  Competenz  von  4000  Kthlr.  als  Bischof  erhalten  wird,  von  welcher,  sich 
seiner  Würde  gemäss  zu  unterhalten,  ihm  ohnehin  sehr  schwer  fallen  muss, 
so  hat  das  Neuostpreussische  Finanz-Departement  erklärt,  die  bey  den  Canzel- 
leien  dessen  Ressorts  vorgefallenen  Kosten  nach  Möglichkeit  zu  erlassen. 
Zu  einer  gleichen  Ermässigung  ist  bey  den  vorzüglichen  {Eigenschaften  des 
p.  von  Golaszewski  auch  das  Landes-Hoheits-Departemeut  seiner  Seits  nach 
Möglichkeit  mitzuwürcken  bereit,  und  ich  ersuche  daher  E.  E.  nahmens  des 
Hoheits-Departements  .  .  .,  dem  Königlichen  Residenten  in  Rom,  Kammer- 
herrn von  Humboldt,  Auftrag  zu  ertheilen,  dass  er  bey  Auswürkuug  der 
Päpstlichen  Aufträge  wegen  des  dem  von  Golaszewski  zu  formirenden 
Canonischen  Prozesses  und  dessen  Consecration  die  möglichste  Kosten -Er- 
mässigung zu  erhalten  suche.« 

Humboldt  erwirkte  die  Ermässigung  der  Kosten  auf  700  Scndi,  während 
»solche  eigentlich  1040  Scudi  betragen  haben  würden«. 
Haugwitz  an  Reck,  1806  Mai  26. 

Concept  a.  a.  0. 

749.  Das  Südpreussische  an  das  Auswärtige  Departement.     Berlin  Aug.  28 
1804  August  28. 

R.  7.  B.  20.  C.  Ausfertigung,  gez.  Klewiz. 

Nur  die  bestätigten  kirchlichen  Festtage  dürfen  gefeiert  ircrden.-) 
»Die  Kalischer  Kammer  hat  ganz  kürzlich,    weil  in  Südpreussen  viele 
Festtage,  welche  schon  durch  landesherrliche  Befehle  und  päpstliche  Breven 


1    Cfr.  No.  692  und  831.  2}  Cfr.  No.  406  und  768. 
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A^^^oQ  aufgehoben  worden,  gefeiert  würden,  auf  die  Verordnung  angetragen,  dass 
keine  als  die  festgesezten  Feiertage  durch  besondern  Gottesdienst  gefeiert, 
die  für  einen  Kirchsprengel  besonders  einfallenden  Feste  entweder  auf  den 
nächsten  Sonntag  verlegt  oder  nur  durch  den  gewöhnlichen  Werkeltags- 
Gottesdienst  gefeiert  werden.  Lezterer  Gegenstand  ist  verschiedentlich, 
namentlich  im  Jahre  1800  und  1802,  zur  Sprache  gekommen,  eine  Unter- 
handlung deshalb  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  aber  wegen  der  damaligen 
politischen  Konjunctnren  bedenklich  gefunden  worden.  Dies  scheint  uns 
auch  jezt  noch  und  zwar  mehr  als  je  der  Fall  zu  sein.  Wir  sind  daher 
der  Meinung,  dass  diese  Angelegenheit  zwar  noch  immer  in  der  Hauptsache 
bis  zu  einem  günstigem  Zeitpunkt  auf  sich  beruhen  möge,  dagegen  aber 
die  höhere  Geistlichkeit  anzuweisen  sei,  darauf  zu  halten,  dass  ausser  den 
festgesezten  Feiertagen  keine  andere  gefeiert  werden.  Wir  versprechen 
uns  hiervon  einen  guten  Erfolg  für  Verringerung  der  Festtage,  da  .  .  .  be- 
stätigte kirchliche  Festtage  in  Südpreussen  nur  2  mehr  als  in  Schlesien 
gefeiert  werden  sollen.«   .  .  . 

Aug.  28         750.  Das  Südpreussische  Departement  an  das  Ober-Kriegs-Kollegium. 

Berlin  1804  August  28. 

Gen.-Direktorium   Südpreussen.  LXXII.  237.    Concept,  gez.  Klewiz,  in  Abwesenheit  von  Voss. 

Die  Vereinigung  der  Militär-  und  Bürger-Schule  xu  Fraustadt  kann  bei  der  Weige- 
rung der  katholischen  Oemeinde  nicht  stattfindenS] 

»Nach  Eingang  [des]  .  .  .  Schreibens  vom  3.  d.  M.  wegen  Vereinigung 
der  Militair-  und  Bürger-Schule  in  Fraustadt  haben  wir  den  von  der  Posen- 
schen  Kammer  über  diesen  Gegenstand  unterm  19.  Mai  d.  J.  geforderten 
Bericht  erhalten.  Nach  selbigem  und  dem  abschriftlich  beiliegenden  Protokoll 
hat  die  katholische  Gemeine  in  Fraustadt  ihre  Zustimmung  zu  der  in  Rede 
stehenden  Schul- Kombination  verweigert,  obgleich  der  Magistrat  sich  alle 
Mühe  gegeben,  sie  dazu  zu  bewegen. 

Wir  geben  uns  ...  die  Ehre,  E.  p.  p.  ...  hiervon  zu  benachrichtigen 
und  bemerken  zugleich  .  .  . ,  dass  bei  dieser  Weigerung  und  da  die  Bürger- 
schaft zur  Einwilligung  nicht  gezwungen  werden  kann,  die  Sache  wohl  in 
ihrer  gegenwärtigen  Lage  zu  belassen  seyn  wird.« 


Aug.  31         751.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  d.  Reck.    Berlin 
1804  August  31. 

R.  89.  32.  B.    Ausfertigung. 

Die  Besetzung  des  Bisthums  Ermeland  und  die  Kandidatur  des  'noch   minorennen 
Grafen  Joseph  von  Hohenxollern.     Die  Aufhebung  des  Warschauer  Bisthums.-) 

»Im  Fall  E.  K.  M. «  .  .  .  bestimmen,   »dass  das  Bistum  (Ermeland)  gleich 
besetzt  werden  solle,  so  muss  ich  .  .  .  anzeigen,  dass  sich  der  Bischof  von 

1)  Cfr.  No.  467  und  752.  2)  Cfr.  No.  673. 
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Culm   zu    dieser  Stelle   gemeldet   hat   und   dessen    Qualification    eventualiter  »        .,, 
geprüft  werden  könnte,  da  einige,  obwohl  unzuverlässige  data  (Iber  Gemliths- 
schwäche  desselben  vorhanden  sind;  so  käme  ihm  zu  Statten,  dass  er  Cano- 
nicus  des  Domstifts  Erniland  ist. 

Nach  alter  Verfassung  benennen  E.  K.  M.  4  Candidateu  niehrentheils 
e  gremio  capituli  und  bezeichnen  denjenigen,  welchen  das  Capitul  wählen  muss. 

Den  Zweck,  die  Aufhebung  des  Warschauer  Rissthums  gelegentlich 
einzuleiten,  verliehre  ich  zwar  nicht  aus  den  Augen,  es  dürfte  aber  schwer 
seyn,  ihn  in  diesem  Falle  zu  erreichen,  da  der  Warschauer  Bischof  sich 
durch  keine  Gründe  zu  einer  solchen  Distinction  eignet,  als  ursprünglicher 
Pole  in  Ermland  ungern  gesehen  seyn  und  durch  das  Bissthum  Culm,  falls 
dieser  Bischof  ascendiren  sollte,  sich  an  seinen  Einkünften  verschlimmern 
würde. 

Was  den  Grafen  Joseph  von  Hohenzollern  beti-ift,  so  ist  dieser  zwar 
auch  Canonicus  von  Ermland,  aber  er  wird  erst  den  20.  Mai  1806  30  Jahr 
alt,  welches  Alter  ein  Bischof  canonisch  haben  muss. 

E.  K.  M.  Befehle  erbitte  ich  mir  .  .  .,  auf  welche  Alternative  AUer- 
höchstdero  Intention  gerichtet  ist.« 

Kandverfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Sept.  10 

»10.  September  1804. 
Bis   dass   der  Graf  Joseph  von  Hohenzollern   die   Majoreuuität    erlangt 
hat,  soll  die  Vergebung  des  Bisthums  ausgesezt  bleiben,  alsdenu  aber  ander- 
weit berichtet  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Reck,  Paretz   1804  September  10. 

R.  7.  B.  Iß.  C.     Ausfertigung. 

Ebenfalls  am  31.  August  1804  berichten  Reck,  Schroetter  und  Massow 
>über  den  Statum  activum  und  passivum  des  verstorbenen  Fürstbischofs 
von  Ermland«,  wonach  die  Aktiv-Masse  28  243  Rthlr.,  die  Pas.siv-Masse 
aber  70303  Rthlr.  betaägt. 

Hierauf  bestimmt  die  Cabinets-Ordre,  ebenfalls  Paretz  10.  September 
1804,  dass  behufs  vollständiger  Schulden-Tilgung  das  Bisthum  unter  der 
kapitularischen  Administration  gegen  1/3  der  Kompetenz -Einkünfte  vakant 
bleiben  solle. 

a.  a.  0.  Ausfertigung. 
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1804  752.    oas  Ober-Kriegs-Kollegium  an  das  Südpreussische  Departement. 

'  ^^'^'      Berlin  1804  September  7. 

Gen.-Direktorinm  Südpreussen.  LXXII.  237.    Ausfertigung,  gez.  v.  Dietherdt ;   v.  Guionneau. 

Auf  Grund  einet'  allgemeinen  Cabinets- Ordre  müsse  die  Vereinigung  der  Militair- 
und  Bürgerschulen  auch  in  Südpreussen  (Fraustadt)  durchgeführt  werden.^) 

.  .  .  »Da  aus  einer  nnterm  9.  Febr.  1797  an  das  unterzeichnete  De- 
partement ergangenen  und  unterm  14.  ejusd.  dem  Herrn  Etats-Minister  Gr. 
V.  Hoym  als  damaligen  Chef  eines  Hochlöbl.  Südpreuss.  Departements  ab- 
schriftlich mitgetheilten  Cabinets -Order  die  Allerhöchste  Willensmeynung, 
dass  in  den  kleinen  Garnisonstädten  der  neuen  Acquisitionen  die  Bürger- 
mit  den  Militär- Schulen  vereinigt  werden  sollen,  bestimmt  hervorgeht,  so 
können  wir  uns  nicht  überzeugen,  dass  die  Einwilligung  der  Gemeine  dazu 
erforderlich  sey. 

In  Neuostpreussen  wenigstens  ist  auf  dem  Grunde  der  gedachten  .  .  . 
Order  die  Vereinigung  der  Bürger-  und  Militär-Schulen  in  den  Garnison- 
Städten  überall  ohne  weiteres  bewirkt  worden,  und  da  die  Provinzen  Süd- 
und  Neu-Ostpreussen  nicht  nur  einem  und  demselben  Staate  angehören, 
sondern  auch  völlig  in  der  nähmlichen  Cathegorie  stehen,  so  scheint  es  uns 
angemessen,  dass  in  Ansehung  ihrer  hierunter  gleichmässig  verfahren  werde. 

Wir  zweifeln  dahero  nicht,  dass  Ein  Hochlöbl.  Südpreussisches  Pro- 
vinzial-Departement  die  Vereinigung  der  Bürger-  und  Militär-Schulen  in  den 
kleinen  Garnison -Städten,  eben  so  wie  es  in  Neu-Ostpreussen  bereits  ge- 
schehen ist,  auch  in  Südpreussen  zu  bewirken  die  Güte  haben  werde.« 


Sept.  10  Cabinets-Ordres  an  Reck  und  an  Reck,  Schroetter,  Massow  s.  unter 

dem  31.  August  1804,  No.  751. 

Sept.  12         753.  Immedlat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym.    Breslau  1804 
September  12. 

R.  S9.  32.  E.    Ausfertigung.    Concept,  korrigirt  von   Hoym,   in  den  bei  No.  OTS  genannten 
Akten  in  Breslau. 

*  Wegen  der  schlesischeti  Kloster- Oüther*,  zu  deren  AuPiebung  vorläufig  »gar  nichts* 

geschehen  solleß) 

»Als  E.  M.  den  nähern  Plan  wegen  künftiger  Einziehung  der  Kloster- 
Güter  .  .  .  überreichte,  hatte  Schlesien  auch  schon  teilsweise  durch  die 
Wasserbeschädigungen  sehr  gelitten;  es  schien  aber  dennoch  durch  schleunige 
Beschlagnehmung  sämmtlicher  Kloster-Revenues  Allerhöchstdero  Gassen  bald 
prospicirt  zu  werden. 

Seit  dieser,  obwohl  kurzen  Zeit  hat  sich  die  Lage  dieser  Sache  sehr 
verändert,  und  ich  halte  mich  verpflichtet,  selbige  vor  Einziehung  der  Güter 
E.  M.  ...  anzuzeigen. 


1)  Cfr.  No.  750  und  757.  2)  Cfr.  No.  746. 
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Die  Nachrichtefl  von  dem  schlechten  Ausdrusch  der  diesjährigen  Erudte    ^^^ 

■^       ^  Sept.  l:i 

sind  so  traurig   und  selbiger  nach  deren  Vollendung   so   geringe,    dass    der 

Nothstand  in  hiesiger  Provinz  allgemein  und  gross  werden  kann. 

Wenigstens  160000  Untertanen  befinden  sich  in  den  einzuziehenden 
Kloster-Gütern,  und  ihre  Unterstützung  wird  nicht  nur  nothwendig,  sondern 
auch  bei  theuer  zu  erkaufendem  Brodt-  und  Saat-Cietreide  äusserst  be- 
trächtlich werden.  Denn  auf  vorzufindende  Bestände  bei  Einleitung  der 
Cammer- Administration  ist  nicht  zu  rechnen,  da  der  Plan  wegen  Einziehung 
der  Geistlichen  Güther  seit  der  Revue  sehr  transpirirt  ist  und  bei  aller 
Vigilance  dennoch  viel  bei  Seite  geschaft  werden  wird;  bleiben  aber  die 
Klöster  noch  auf  einige  Zeit,  sei  es  auch  nur  bis  zur  künftigen  Eriidte  im 
Besitz  ilu'er  jetzigen  eignen  Administration  der  Güter,  so  wird  das  bisherige 
Band  zwischen  Herrschaft  und  Untertanen  daselbst  nicht  plötzlich  aufgelöset, 
die  Klöster  können  als  Grundherrschaften  zur  Unterstützung  ihrer  Unter- 
tanen strenge  angehalten  werden,  und  es  bleiben  sodann  E.  M.  Gassen  von 
allen  solchen  Ausgaben  befreji;,  die  eine  neue  Administration,  welche  die 
Verhältnisse  der  Güter  und  ihrer  einzelnen  Untertanen  erst  kennen  lernen 
muss,  zu  einer  Zeit,  wo  allgemeine  Koth  und  grosse  Theurung  zu  befürchten, 
wider  ihr  Verschulden  beträchtlich  herbei  führt.  Dabei  kann  aber  dennoch 
dem  Hauptzweck  vorgearbeitet  werden.  Der  Zustand  eines  jeden  geistlichen 
Guts,  so  wie  der  Vermögens-Zustand  jeden  einzelnen  Stifts  und  Klosters  kann 
vorläufig  untersucht,  und  es  kann  dadurch  sogar  künftig  ein  weit  zuver- 
lässigeres Resultat  gezogen  werden,  wie  hoch  der  Gewinn  des  Staats  bei 
Ueberuahme  der  ganzen  Kloster-Administration  ausfallen  dürfte,  sobald  der 
Hausbedarf  eines  jeden  Klosters  ausgemittelt  und  der  Activ-  und  Passiv- 
Zustand  überhaupt  aufs  genaueste  eruirt  ist;  dadurch  erhält  man  vorläufig 
eine  richtige  Uebersicht  des  Vermögens-Zustandes  zur  künftigen  Direction, 
und  wenn  Sie  auch  die  Administration  desselben  vor  der  Hand  behalten, 
kann  durch  die  aufgenommenen  Inventaria  jeder  Verschwendung  oder  Ver- 
minderung des  Kloster-Vermögens  vorgebeugt  und  überhaupt  durch  genaue 
Aufsicht  über  ihre  Wirtschaft  der  Erhöhung  der  Geistlichen  Revenues 
prospicirt  werden.  Dazu  würde  die  Einteilung  ihrer  Güter  in  besondere 
Inspectionen  nothwendig  seyn,  und  wenn  E.  M.  eine  vorläufige  Aufnahme 
des  Kloster-Vermögens  in  dieser  Art  zu  genehmigen  geruhen,  so  können 
hiernach  vorläufige  Instructionen  entworfen  werden. 

Bei  den  commissarischen  Einleitungen  zu  Aufnahme  des  ganzen  Status 
activi  et  passivi  wird  den  Klöstern  zugleich  die  Erlegung  einer  jährlichen 
Summe  von  10000  Rthk.  halb  zum  Besten  des  Bunzlauschen  Waisenhauses 
und  halb  zu  Bestreitung  der  Administrations-Kosten')  zur  Plücht  gemacht 
werden,  und  hierzu  würden  sie  sich  in  Hofnung,  dass  ihnen  die  eigne 
Administration  der  Güter  belassen  werde,  gern  verstehen.«   .  .  . 


1)  Coneept  zutreffend:  »Commissions-Kosten«. 
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1804  In  ^QY  Cabinets-Ordre,   Potsdam  1804   September  24,   erklärt   der 

König,  Hoym's  Antrag  »kommt  Meinen  Absichten  entgegen.«  .  .  .  Bei  dem 
gänzlichen  Missrathen  der  Erndte  »will  Ich  überhaupt  die  ganze  Sache  für 
jetzt  bis  zum  Eintritt  eines  günstigeren  Zeitpunkts  auf  sich  beruhen,  also 
auch  nicht  einmal  vorläufig  den  Vermögens-Zustand  der  Klöster  aufnehmen 
und  untersuchen,  mithin  gar  nichts  vornehmen  lassen,  was  der  .  .  .  Tran- 
spiration des  Plans  zur  Bestätigung  dienen  könnte,  vielmehr  Euch  aufti'agen, 
die  Klöster  auf  deren  .  .  .  Immediat-Eingabe  i)  so  zu  bescheiden,  dass  die 
Gemüther  beruhigt,  Mir  aber  die  Hände  für  die  Zukunft  nicht  gebunden 
werden.« 

E.  89.  Minuten  des  Cabinets.  HS.  Ausfertigung  in  den  hei  No.  67S  genannten  Akten  in  Breslau. 


Sept.  12         754.  Immediat-Vorstellung  des   Bischöflichen  General-Vil(ariat-Amtes 
zu  Breslau.     Breslau  1804  September  12. 

R.  S9.  30.  G.    Ausfertigung,  gez.  E.  v.  Schimonsky;  v.  Hochberg;  Liudner. 

Gegen  die  Ueberlassung  der  katholischeyi  Kirche  xu   Oiesmannsdorf  an  die  dortige 
protestantische  Gemeinde.-) 

»Die  protestantische  Gemeine  zu  Giesmannsdorff  Loewenbergschen 
Creisses  hat  unter  den  21.  Septembris  vorigen  Jahres  bei  E.  K.  M.  um 
Überlassung  der  dortigen  katholischen  Kirche  und  ihres  Vermögens  un- 
mittelbar eine  Bittschrift  eingereicht  und  wir  sind  von  Allerhöchst  Dero- 
selben  hiesigen  Ober-Amts-Regierung  unter  den  1.  May  dieses  Jahrs  an- 
gewiesen worden,  wegen  Abtrettung  dieser  Kirche  und  ihres  Vermögens 
die  erforderliche  Anstalten  zu  treffen.  Da  aber  katholische  Kirchen  das 
Eigenthum  der  katholischen  Diözesan- Gemeinde  sind,  und  wur  vermöge 
unsers  Amtes  verpflichtet  sind,  diese  Gerechtsammen  wahrzunehmen,  so  haben 
wir  die  .  .  .  Gegenvorstellung  unter  dem  11.  July  d.  J.3)  eingereicht,  sind 
aber  nach  der  Resolution  vom  28.  Julii  d.  J.^)  dahin  beschieden  worden: 
dass  es  bei  der  dieserhalb  erfolgten  Immediat-Bestimmung  sein  un- 
abänderliches Bewenden  behalten  muss. 
Geruhen  E.  K.  M.  ...  zu  verzeihen,  wenn  wir  unser  Amts-Pflicht  gemäss 
uns  unterfangen,  zu  Allerhöehstderoselben  Gerechtigkeits- Liebe  unser  .  .  . 
Zuflucht  zu  nehmen  und  gegenwärtige  Vorstellung  aus  nachstehenden  Gründen 
...  zu  Füssen  zu  legen. 

Die  gedachte  evangelische  Gemeine  zu  Giesmannsdorf  hat  im  Orte  ein 
grosses  massives,  mit  Flachwerck  eingedecktes  Bethauss,  welches  in  guten 
Stande  und  dabei  ein  Geistlicher  ihrer  Religion  angestellt  ist:  dagegen  ist 
die  dortige  katholische  Kirche  viel  kleiner,  in  geringern  Baustand  und  nur 
mit  Schindeln  eingedeckt. 

Aus  diesen  lässt  sich  vermuthen,    dass  der  gedachten  Gemeinde  nicht 


1)  Vom  1.  September  1804;  von  Hoym  hiernach  beantwortet  am  31.  Oktober 
1804.  2)  Cfr.  No.  758.  .3   No.  731.  4"  No.  741. 
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soviel  au  der  Kirche  als  an  dem  Vermögron  derselben,  welches  gegenwärtig  ^,  ^^*^'^^,, 

"  ,  ,        Sept.  12 

in    1128  Kthlr.   12  sgr.    1   Pfg.    besteht,  und   an    den    ptarrliohen  Aeckern 

gelegen  ist. 

Indessen  originiret  sich  das  Vermögen  dieser  Kirche  einzig  und  allein 
von  den  Katholicken,  welche  jeden  dritten  Sonntag  sich  dort  aus  den  be- 
nachbarten Dörfern  zur  öffentlichen  Gottes-Verehrung  heut  noch  versammeln, 
und  die  pfarrlichen  Aeker  sind  nur  zum  Unterhalte  eines  katholischen  Geist- 
lichen gestiftet  worden. 

Sey  es  auch,  dass  der  gegenwärtige  Pfarrer  zu  Seiifersdorf,  von  dem 
die  quästionirte  Kirche  zu  gleich  deservirt  wird,  ad  dies  vitae  die  Einkünfte 
von  der  Parochie  Giesmannsdorf  beibehält,  so  kann  doch  sein  Nachfolger 
in  Seiffersdorö'  nicht  leicht  bestehen,  wenn  ihm  diese  Einkünfte  sollten  ent- 
zogen werden. 

Gegenwärtig  existiren  noch  im  Orte  Sechs  katholische  Commnnicanten 
im  Besitze  dieser  Kirche,  daher  kann  dieselbe  und  die  Parochie  nicht  ein- 
mahl nach  diesem  Betracht  als  ein  herrnloses  und  verlassenes  Gut  ange- 
sehen werden. 

In  dieser  Rücksicht  bitten  wir  E.  K.  M.  ... 

diese  Kirche  und  Parochie   mit  ihrem  Vermögen    und  appertinentiis 
noch  ferner   der   schlesischen  katholischen  Gemeinde   als  ihr  Eigen- 
thum  und  dem  zeitigen  Pfarrer  die  Verwaltung  derselben  aUergnädigst 
zu  belassen,  hingegen  die  evangelische  Gemeinde  mit  ihrem  Gesuche 
um  somelir  abweisen  zu  lassen,  als  sie  dieser  Kirche  zu  ihrem  Gottes- 
Dienste   nicht   bedarf,    da   sie  ein  eigenes  massives  Bethauss  besizt, 
welches    geräumiger    und    im    bessern    Stande    als    die    katholische 
Kirche  ist. 
Im  Fall  E.  K.  M.  die  Abtrettung  dieser  Kirche  an  die  protestantische  Ge- 
meinde unerbittlich  beschlossen  und  definitive  verfügt  haben,  so  müssen  wir 
uns  gehorsamst  fügen  und  nur  noch  .  .  .   submittiren: 

ob  E.  K.  M.  das  Vermögen   derselben   einer  oder  der  andern  derer 

so  vielen  baufälligen  Kirchen  und  Schulgebäude,  besonders  bei   den 

Curatien,  worüber  E.  K.  M.  das  Allerhöchste  Patronat  ausüben.  .  .  . 

vorbehalten  geruhen  wollten. 

Allerhöchst  Deroselben  hiesige  Krieges-  und  Domainen-Cammer   sowohl  als 

wir  sind  nicht  im  Stande,  einen  fond  zu  ihrer  Instandsetzung  auszumitteln. 

Für  diesen  Fall  bitten  wir  .  .  .  die  .  .  .  Verfügung  ergehen  zu  lassen,  damit 

uns  das  Vermögen   dieser  Kirche  verabfolget   würde,  sowie  dass  die  Wied- 

muth  in  Giesmanndorf  dem  zeitigen  Pfarrern  zum  Genusa  überlassen  bleibe. 

Wir  leben  in  der  demüthigsten  Hofnung  der  .  .  .  Erhömng  unser  .  .  . 

Bitte  und  ersterben  in  unverbrüchlichster  Treue.«   .  .  . 
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s^Tls  ^^^    Staats- Mi  nister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Getieimen  Cabinets- 

^^  ■       Rath  ßeyme.     Berlin  1804  September  13. 

K.  >■!».  5S.  K.    Ausfertigung. 

Die  vom  Fürstbischöfe  von   Hildesheim   tiiid  Paderborn  pi'oetendirte  Aceisefreiheit 
ist  rechtlich  nicht  xtdässigAj 

.  .  .  »Ich  halte  dafür,  dass  [die  Aceisefreiheit]  nach  strengem  Recht 
dem  Fürstbischof  nicht  gebühre.  In  dem  Reichs-Deputations-Recess  ist  §  48 
bloss  bestimmt,  dass  den  abtretenden  Regenten  ihre  persönliche  Würde  und 
Rang  mit  dem  Fortgenuss  ihrer  'persönlichen  Unmittelbarkeit'  verbleiben 
solle.  Nach  dem  ganzen  Sinn  und  Zusammenhang  des  Recesses  hat  unter 
diesem  Ausdruck  hauptsächlich  nur  ihr  Gerichtsstand  gemeint  seyn  sollen, 
welcher  ihnen  nicht  vor  den  Territorial- Justizhöfen  der  neuen  Landesherren, 
sondern  nach  wie  vor  unmittelbar  vor  Kaiser  und  Reich  oder  den  Reichs- 
gerichten angewiesen  worden.  Dieses  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  in 
gedachtem  §  48  blos  von  ihrer  'persönlichen  Würde'  und  dem  davon  ab- 
hängenden 'Rang'  und  von  der  hiemit  also  in  Verbindung  gesetzten  'per- 
sönlichen Unmittelbarkeit',  und  gleich  darauf  in  dem  §  49  noch  weiter  von 
der  'Gerichtsbarkeit',  nämlich  nur  von  der  über  ihre  Dienerschaft, 
gehandelt  wird.  Hingegen  von  ihren  pecuniairen  Utilitäten  ist  erst  weiter- 
hin in  den  §§  50  und  51  besonders  die  Rede.  Hätte  ihnen  eine  unbedingte 
Abgabenfreiheit  mit  zugedacht  werden  sollen,  so  würde  solches  in  diesen  §§, 
wo  nicht  blos  Pensionen,  sondern  selbst  freye  Wohnung,  Meublement, 
Tafel-Service  und  Sommer-Aufenthalt  für  sie  sehr  gemessen  bestimmt  wird, 
nicht  unausgedrückt  geblieben  seyn. 

Ohnerachtet  solcher  recessmässigen  Beschräncktheit  des  Begrifs  der  per- 
sönlichen Unmittelbarkeit  glaube  ich  zwar  dennoch  nach  der  Natur  der  vor- 
liegenden Verhältnisse  zu  dieser  Unmittelbarkeit  allenfalls  noch  hinrechnen 
zu  können,  dass  die  abgetretenen  Regenten  von  den  neuen  Landesherren 
in  der  Regel  mit  den  sogenannten  directen  Steuern  verschonet  werden, 
weil  diese,  da  sie  bestimmt  gefordert  werden,  eine  Unterwürfigkeit  voraus- 
setzen. Das  nämliche  kann  aber  von  den  indirecten  Steuern,  besonders 
der  Accise,  unmöglich  auch  gelten,  weil  diese,  da  ihre  Entrichtung  überall 
nur  Folge  einer  freywilligen  Consumtion  ist  und  jeden  tritt,  der  innerhalb 
des  Staats-Gebiets  Consumtion  macht,  keinesweges  den  Begrif  der  Unter- 
würfigkeit nothwendig  voraussetzen,  und  weil  überdies  eine  Befreyung  von 
ihnen  keine  andere  Gränzen  als  die  der  Willkühr  der  befreyeten  Personen 
haben,  mithin  nur  den  Misbräuchen  die  Thüre  öfnen  würde.  In  keinem 
Fall  kann  der  Bischof  von  Hildesheim  für  sich  eine  mehrere  Abgabenfrei- 
heit verlangen,  als  des  Königs  Maj.  Höchst  Selbst  für  Sich  und  die  Glieder 
des  Königlichen  Hauses  und  für  andere  in  Höchst  Ihren  Staaten  lebende 
vornehme  und  fremde  Personen  festgesetzt  haben.    Sie  alle,  selbst  die  sich 


1)  Cfr.  No.  745. 
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alhier  aufhaltende  reichsunraittelbare  und  wircklich  regierende  Fürsten  und^,^  ...i 
sogar  die  fremde  Gesandten,  deren  völckcrreehtliche  Exterritorialität  der 
Reichunmittelbarkeit  solcher  Fürsten  in  fremdem  Gebiet  wenigstens  ganz 
gleichkommt,  entrichten  (nur  bey  den  Gesandten  die  erste  Entr»5e  ausge- 
nommen) die  Accise  von  den  dazu  geeigneten  Gegenständen,  die  sie  kommen 
lassen. 

Auch  kann  der  Bischof  davon,  dass  er  vorbin  keine  Accise -Abgaben 
bezahlt  hat,  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  keine  Folgerung  ziehen,  weil 
jenes,  wie  E.  Ilochw.  gefälligst  bemercken,  ein  annexum  der  Landesherrlich- 
keit war,  wofür,  so  wie  für  die  in  dieser  Eigenschaft  gehabte  Revenuen,  er 
durch  eine  reichliche  Pension  entschädigt  ist. 

Solte  nicht  überdies  in  Betracht  kommen,  dass  er  nicht  blos  als  ein 
unmittelbarer  Reichsfürst,  sondern  auch  als  ein  nunmehr  wircklich  land- 
sässiger  Bischof  in  den  hiesigen  Staaten  lebt? 

Bey  dem  allen  würden  blos  Rücksichten  der  Milde  und  des  Wohl- 
wollens gegen  den  Fürstbischof  und  seine  Dieuerschaft  des  Königs  Maj. 
bewegen  können,  für  deren  Personen  eine  nach  irgend  einem  proportionir- 
lichen  Maasstab  anzunehmende  fixirte  Geld-Restitution  aus  der  Accise-Casse 
zu  bewilligen.«   .  .  . 

Rand -Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Sept.l9 

»Es  ist  p.  v.  Struensee  und  p.  v.  Angern  ')  zur  Resolution  zu  ertheilen, 
dass,  da  der  Reichs-Deputations-Recess  den  abtretenden  Geistlichen  Fürsten 
die  Freyheit  von  den  Abgabeu  des  Landes,  worin  sie  wohnen  bleiben,  nicht 
ausgemacht  habe,  dem  Fürstbischöfe  zu  Hildesheim  und  Paderborn  die  Accise- 
Freyheit  für  sich  und  seinen  Hofstaat  um  so  weniger  zugestanden  werden 
könne,  als  S.  M.  selbst  und  die  Prinzen  ihres  Hauses  die  Accise  von  allen 
Waaren  aus  der  Fremde  entrichten  und  kein  anderer  in  Ihren  Staaten  sich 
aufhaltender  Reichsfürst  die  Accise-Freyheit  geniesse.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Struensee  und  Angern,  Potsdam  1804 
September  19. 

B.  S9.    Minuten  des  Cabinets. 

756.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Bischof  von  Posen.  Graf  Raczynski.  Sept.  24 
[Magdeburg  1804  September  24. 

Gen. -Direktorium  Südpreussen.  LXXIl.  I()ii3.    Concept,  gez.  Voss. 

)cw  Konvetitualen  des  aufgehobenen  lieformatcn- Klöstern  xu  Posen   soll  die  Kloster- 
Kirche  belassen  iccrden.-) 

»Es  gereicht  mir  zu  einem  unschätzbaren  Vergnügen,  Euer  p.  auf  Dero 
jeehrtestes  Schreiben  vom  17.  v.  M.  hierdui-ch  .  .  .  benachrichtigen  zu  können, 
38  in  Rücksicht  auf  Dero  gütige  Verwendung  und  auf  das  gute  Benehmen 


1;  Auf  deren  Bericht  vom  16.  August  1804,  No.  745.  2)  Cfr.  No.  722. 


238  Urkunden  No.  756—758. 

«j  ^^9d.  ^^^   Conventualen    des   Reformaten  -  Klosters   in   Posen   bei   Räumung  ihi-es 
EJosters  dem  Orden  die  Kloster-Kirche  zum  Gebrauch  belassen  wird. 

Ich  werde  mich  sehr  freuen,  wenn  Euer  p.  hierin  einen  Beweis  von 
meiner  Bereitwilligkeit,  Dero  Wünschen  entgegen  zu  kommen,  finden.«   .  .  . 

In  einem  Schreiben  an  Thulemeier,  d.  d.  Berlin  1805  December  8,  sagt 
Voss,  dass  das  Schullehrerseminar  »Zöglinge  ohne  Unterschied  der  Kon- 
fession «   aufnimmt. 

a.  a.  0. 

Sept.  24  C abinet s -Ordre  an  Hoym  s.  unter  dem  12.  September  1804,  No.  753. 


Sept.  25         757.   Das  Südpreussische  Departement  an  das  Ober-Kriegs-Kollegium. 

Berlin  1804  September  25. 

Gen.-Djrektorium  Südpreussen.  LXXIT.  237.    Concept,  gez.  Klewiz. 

Fratistadt  gehöre  nicht  zu  den  kleinen  Garnisonstädten,  für  welche  die  Cabinets- 
Ordre  allein  die  Vereinigimg  der  Militär-  zmd  Bürger- Schiden  vorschreibe.  Doch 
solle  eitle  Eimvirkung  auf  die  katholische  Gemeinde  in  Fraustadt  xii  diesem  Zwecke 

versucht  loerdenA] 

»Die  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  9.  Februar  1797  befielt  nicht  unbedingt 
die  Kombination  der  Bürger-  und  Militair-Schulen  in  den  kleinen  Garnison- 
Städten  der  neu  acquirirten  ehemals  polnischen  Provinzen,  sondern  empfielt 
sie  nur,  wie  mehrere  wegen  des  südpr.  Schulwesens  an  mich  ergangene 
Königliche  Cabinets-Ordres.  Schon  in  dieser  Hinsicht  kann  die  katholische 
Gemeine  in  Fraustadt  zu  einer  solchen  Schul-Kombination  nicht  gezwungen 
werden.  Hierzu  kömmt  noch,  dass  Fraustadt  keinesweges  zu  den  kleinen 
Garnison -Städten,  wovon  die  erwähnte  .  .  .  Kabinets- Ordre  ausschliesslich 
spricht,  gehört,  und  Zwang  beim  Schulwesen  selbiges  nur  gehässig  macht, 
also  schadet. 

Dass  in  allen  neuostpreussischen  Garnison- Städten  Militair-  und  Bürger- 
Schulen  verbunden  sind,  hat  wahrscheinlich  bloss  darin  seinen  Grund,  dass 
nur  kleine,  und  nicht,  wie  in  Südpreussen,  auch  mittlere  und  grosse  Städte 
existiren.  Wie  gern  aber  auch  in  Südpreussen  dergleichen  Schul-Kombi- 
nationen,  sobald  es  die  Umstände  nur  irgend  gestatten,  befördert  werden, 
davon  finden  sich  Beweise  in  kleinen,  ja  selbst  in  bedeutenden  Garnison- 
Städten  daselbst. 

Vielleicht  ist  jedoch  die  katholische  Gemeine  in  Fraustadt  noch  zu  be- 
wegen, ihre  Schule  mit  der  Garnison -Schule  zu  vereinigen  und  hierzu  in 
den  Fonds,  dem  Local,  den  Lehrern  und  der  übrigen  Beschaffenheit  der 
Garnison -Schule  ein  Grund  auch  zu  finden.  Ein  p.  p.  ersuche  ich  daher 
.  .  . ,  mich  hiervon  sowie  von  der  Anzahl  der  Garnison-Schul-Kinder  ...  zu 
benachrichtigen,  um  das  Weitere  hiernach  an  die  Posensche  Kammer  ver- 
fügen zu  können.«  


1)  Cfr.  No.  762  und  802. 


Posen.     Fraustadt.     Schlesien.  239 

758.   Cabinets-Ordre  »an  das  Bischöfliche  Vicariat-Amt  zu  Breslau.«    ^^^}^,. 

Okt.  b 
Potsdam  1804  Oktober  6. 

K.  h\).    Minuten  des  Cabinets.   Il*>. 

Die  katholische  Kirche  zu  Oiesmannsdorf  kann  der  katholischen  Qemcinde  dort  nieJil 

Massen  uerdrn. 

»S.  K.  M.  lassen  dem  p.  Bischöfiiclieu  Vicariat-Amt  zu  Breslau  auf 
dessen  Vorstellung  vom  12.  d.  v.  M.^)  und  Antrag,  die  Katholische  Kirche 
zu  Giesmauusdorfl'  im  Löwenbergischeu  Kreise  ferner  der  Schlesisch-Katholi- 
scheu  Gemeinde  zu  belassen,  zur  Resolution  ertheilen,  dass  dieses  Gesuch 
nicht  statt  findet,  weil  es  eine  ganz  irrige  Vorstellung  ist,  dass  sämtliche 
Katholische  Glaubens-Genossen  in  Schlesien  eine  Kirchen-Gemeinde  bilden, 
80  dass,  wenn  an  einem  Orte,  der  vorhin  katholisch  gewesen,  keine  Katho- 
liken mehr  sich  befinden,  das  Eigeuthum  der  vormals  katholischen  Gemeinde 
dieses  Orts  ein  Eigenthum  der  ganzen  Gemeinde  der  Provinz  verbleibe. 
Jede  Dorf-  und  Stadt- Commune  bildet  vielmehr  eine  Gemeinde  für  sich  und 
erhält  in  Ansehung  der  Religion  ihre  Bestimmung  durch  das  Bekenntniss 
ihrer  Mitglieder,  so  dass  das  Kii'chen-Eigenthum  der  besondern  Stadt-  und 
Dorf-Gemeinde  verbleibet,  wenn  auch  die  Mitglieder  derselben  in  Rüksicht 
des  Glaubensbekenntnisses  sich  verändern.  Dies  ist  der  Fall  mit  der  Kirche 
und  deren  Vermögen  zu  Giesmannsdorfif,  wo  jezt  in  der  aus  1900  Seelen 
bestehenden  Gemeinde,  bis  auf  ein  einziges  der  Katholischen  Religion  zu- 
gethanes  Mitglied,  alle  übrigen  Augsburgische  Confessions-Verwandte  sind, 
deren  Eigenthum  an  der  vormals  Katholischen  Kirche  und  ihr  Vermögen 
nicht  bestritten  werden  kann,  und  das  General-Vicariat-Amt  ist  durch  das 
Rescript  vom  28.  July  d.  J.^)  ausführlich  und  gründlich  belehrt,  dass  der 
friedensschlussmässige  Status  quo  der  Katholischen  Religion  keinen  Gewissens- 
zwang begründen,  mithin  auf  einen  solchen  Ort  nicht  angewendet  werden 
kann,  wo  keine  Katholische  Gemeinde  mehr  existiret.  Deswegen  kann  auch 
ebenso  wenig  der  eventuelle  Antrug,  das  Vermögen  dieser  Kirche  einer  oder  der 
andern  der  vielen  baufälligen  Kirchen  und  Schulgebäude  besonders  bei  den 
Curatien,  worüber  das  Patronat-Recht  Sr.  M.  zuständig  ist,  vorzubehalten, 
bewilligt  werden,  dagegen  aber  werden  Allerhöchstdieselben,  wie  sie  auch 
bisher  schon  immer  gethan  haben,  Ihre  Pflichten  als  Pati'on  in  vorkommen- 
den Fällen,  wo  es  uöthig  ist,  nach  Möglichkeit  erfüllen.« 


Rescript  an  das  Ober-Konsistorium  zu  Breslau  s.  unter  dem  21.  No-  Okt.  12 
Ivember  1803,  No.  658. 


1)  No.  754.  2)  No.  741. 
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(Yk^Sr         ^^^'    R^s*^"*'?*  ^^^  Südpreussischen  Departements   »an  die  3  Siid- 
preussischen  Kammern.«     Berlin  1804  Oktober  16. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen  LXXin.  16.  (General-Verordnungen).    Abschrift,  gez.  Klewiz. 

Die  Bestätigung  der  Geistliehen  Oberen  soll  von  den  Kammern  in  Antrag  gebracht 

werden. 

»Wir  finden  festzusetzen  nöthig,  dass  bei  eintretenden  Wahlen  von 
neuen  Geistlichen,  Ordens-  und  Kloster-Obern  in  Südpreussen  die  Kammer, 
in  deren  Departement  das  Ordens-Kapitel  abgehalten  wird,  die  Genehmi- 
gung der  Erstem  für  ganz  Südpreussen  und  der  letztern,  in  so  weit  sie  ihr 
Departement  angehn,  in  Antrag  bringe,  zugleich  aber  jedesmal  die  andern 
Kammern  von  der  Wahl  der  dieselben  interessirenden  Kloster- Vorgesetzten 
benachi-ichtige,  damit  alsdann  jede  Kammer  besonders  die  Genehmigungen 
dieser  Geistlichen  Ivloster-Obern  für  ihr  Departement  nachsuche. 

Hiernach  habt  Ihr  Euch  also   in  vorkommenden  Fällen  zu  verhalten.« 


Okt.  19         760.     Das  Auswärtige  Departement  an  den  Gesandten   Marquis  de 
Lucchesini  in  Paris.     Berlin  1804  Oktober  19. 

B.  XI.  Rom.    Concept,  geschrieben  von  Raumer,  gez.  und  mehrfach  verändert  von  Hardenberg; 
die  Ausfertigung  wurde  chiffrirt. 

Grundsätxe  für  die  vermuthlich  in  Paris  stattfindende  Verhatidlung  über  das  deutsche 

Konkordat.'^) 

»Le  voyage  que  le  Pape  va  faire  ä  Paris  m'engage  ä  vous  mettre  au 
fait  de  quelques  points  qui  ont  trait  ä  mes  relations  avec  la  Cour  de  Rome. 
J'ai  appris  assez  authentiquement  que  le  Pape  sera  accompagnd  de  quel- 
ques cardinaux,  que  l'Electeur  Archi-Chancelier  sera  invitö  ä  se  rendre  ä 
Paris,  et  que  l'aflfaire  du  Concordat  eutre  l'Empire  Germanique  et  la  Cour 
de  Rome  va  y  etre  traitee  et  peut-etre  conclue.  Une  affaire  si  importante 
ne  sauroit  m'etre  indifferente,  et  je  vais  fixer  les  points  de  vue  sous  les- 
quels  je  la  regarde. 

II  faut  distinguer  enti-e  les  provinces  de  Ma  Monarchie  qui  appartien- 
nent  au  Corps  Germanique,  et  entre  les  autres  pays  de  l'Allemagne  tant 
protestants  que  catholiques.  Quant  ä  ma  Monarchie,  je  ne  permetti-ai  jamais 
qu'un  Concordat  quelconque  entre  le  Corps  Germanique  et  la  Cour  de  Rome 
me  fasse  la  loi.  Les  relations,  dans  lesquelles  une  partie  des  Provinces 
qui  la  constituent  se  trouvent  avec  l'Empire  germanique,  ne  doivent  s'ötendi'e 
jusques-lä.  Voilä  pom-quoi,  lorsqu'il  fut  question,  en  dernier  lieu,  d'un  Con- 
cordat ä  traiter  ä  Ratisbone  entre  le  Corps  Germanique  et  la  Cour  de  Rome, 
j'ai  ordonn^  au  Comte  de  Goerz  de  faire  en  sorte  que  j'eusse  entierement 
les  mains  libres  ä  cet  dgard,  et  que  personne  ne  s'avisät  de  me  meler  dans 
cette  n^gociation  en  tant  qu'elle  embrasseroit  Mes  provinces  en  liaison  avec 
l'Empire  d'Allemague. 

1^  Cfr.  No.  772. 
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Je  n'ai  qn'uii  seiil  et  meme  Systeme  <iuaiit  :i  la  Religion  et  au  Culte  /-vlf^^"^,q 
de  tous  nies  sujets.  Ce  Systeme  est  oeliii  de  la  tolerauce  et  de  la  libert^ 
de  couscience.  Mes  sujets  catholiques  dans  toute  l'eteudue  de  ma  Monarchie 
jouissent  de  tous  les  bieufaits  qui  sont  une  suite  de  rapplicatiou  de  ces 
principes.  Mon  Ministre  a  la  Cour  de  Koine  leur  ouvre  les  Communications 
n^cessaires  avec  cette  Cour  dans  les  cas  de  conscieuce  et  purement  spirituels. 
Je  nomme  ä  tous  les  dvechds  des  sujets  qualifiös  et  le  Pape  les  munit  k 
Ma  Requisition  des  facultas  purement  spirituelles.  J'entretiens  avec  la  Cour 
de  Rome  une  harmonie  qui  u'a  jamais  et«5  troubl(5e.  Mais  je  veux  ni  d'un 
Coueordat  particulier  entre  ma  Monarchie  et  le  Pape,  ni  d'un  Concordat 
Germanique  qui  tendroit  ä  me  Her  les  mains  en  AUemagne  et  ä  soumettre 
les  grands  int^rets  de  mon  gouvernement,  soit  aux  vues  subalternes  et  aux 
interets  compliqu^s  des  petits  Princes,  soit  aux  vues  ambitieuses  de  la  Cour 
de  Rome  et  de  ceux  qui  pourroient  avoir  int^ret  ä  la  favoriser. 

Tel  est  le  coup  d'oeil  gönöral  que  je  voua  raets  ä  meme  de  jetter  sur 
cette  affaire,  et  qui  servira  ä  vous  donner  des  notions  justes  sur  mes  interets 
et  sur  mes  intentions.  Quant  au  detail,  vous  savez  qu'a  l'exception  de 
tr^s-peu  de  cas  particuliers  qui  ne  regardent  que  quelques  parcelles  de  la 
Silesie  et  par  cousequent  pas  l'Empire  Germanique,  aucun  ^veque  6tranger 
n'a  de  juridiction  dans  mes  ^tats.  Le  traite  de  Westphalie  me  donne  des 
droits  de  juridiction  ecclesiastique  d'apres  l'annee  normale  1624,  et  enfin  le 
Reces  de  la  Deputation  de  l'Empire  §  25  a  lib^rd  de  la  juridiction  mötro- 
politaine  du  ci-devant  Siege  de  Mayence  toutes  mes  provinces  et  Posses- 
sions territoriales.  L'exemtion  de  toute  juridiction  mötropolitaine  et  dioce- 
saine  etraugere  est  donc  un  point  incontestablement  et  geueralement 
fondö  pour  toutes  mes  provinces  germaniques,  et  auquel  je  ne  permettrai 
jamais  que  les  ^veques  voisins  ou  la  Cour  de  Rome  portent  la  moiudre 
atteinte.  Vous  observerez  donc  avec  le  plus  grand  sein  les  ddmarches  du  Pape, 
des  Cardinaux  et  de  l'Electeur  Archi-Chancelier  relatives  au  Concordat  et  ä 
tont  ce  qui  le  concerne,  et  outre  cela  l'accueil  plus  ou  moins  favorable  que  le 
Gouvernement  Fran^ais  leur  fera,  et  vous  m'en  rendrez  exactement  compte 
dans  des  rapports  separes  de  vos  autres  rapports  politiques.  Quant  ä  la  con- 
duite  que  vous  aurez  a  tenir  vous  meme  ä  cet  egard,  je  me  borne  ä  vous 
avoir  trac6  les  principes  auxquels  vous  vous  tiendrez  invariablement,  et  M'en 
remets  avec  confiance  ä  Votre  z61e  et  ä  Votre  Sagacite  pour  leur  application. 

Je  passe  au  second  point  de  vue  qui  est  celui  du  Concordat  entre  la 
Cour  de  Rome  et  le  reste  du  Corps  Germanique  a  l'exception  de  mes  pro- 
pres provinces,  et  je  ne  balance  pas  ä  vous  dire  que  je  serais  bien  aise 
d'apprendre  que  le  projet  du  Concordat  öchouät  entiferement.  Je  ne  saurois 
bien  augurer  d'une  nögociation  entamee  de  cette  maniere,  et  je  pr^fererois 
decidement  h  tout  Concordat  germanique,  tant  pour  les  Princes  Protestants 
^le  l'Allemagne  que  pour  les  Gouvernements  Catholiques,  un  Systeme  de 
tolerauce,  de  liberte  de  conscience  et  de  relatious  avec  la  Cour   de  Rome, 

Granier.  Preusseo  und  die  kath.  Kirchu.     IX.  Xb 
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1^^  tel  que  je  vous  en  ai  donnö  ci-dessus  l'esquisse.  Mais  s'il  n'y  a  pas  moyeu 
de  faire  öviter  au  reste  de  l'AlIemagne  un  Concordat  avec  le  Pape,  au 
moins  faudra-t-il  que  le  traite  de  Westphalie ,  en  tant  que  le  dernier 
Reces  de  Deputation  n'y  a  pas  deroge,  et  sui'tout  ce  Keces  meme  lui  ser- 
vent  de  bases,  qu'il  soit  fonde  de  plus  sur  le  Systeme  susmentionn6  et  que 
l'idde  salutaire  que  les  limites  territoriales  soient  en  meme  temps  les  limites 
dioc^saines,  y  soit  observöe  et  favoris^e. 

J'attendrai  avec  un  tres  grand  interet  vos  rapports   sur  la  marche  de 
cette  aflfaire  importante  que  Je  recommande  particulierement  ä  Vos  Soins.« 

Diese  Depesche  wii-d  unter  gleichem  Datum  an  Goertz  nach  Regens- 
burg  und  Humboldt  nach  Rom  mitgetheilt. 


Okt.  21  761.   Note  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt  an  den  Kardinal  Staats- 

Sel<retair  Consalvi.    Rom  1804  Oktober  21. 

E.  SI.  Kom.    Eigenhändige  Abschrift. 

Antwort  auf  die  Anzeige  von  der  Reise  des  Papstes  nach  Paris  %ur  Krönung 

Napoleon  I. 

»Le  soussigne  Resident  de  S.  M.  le  Roi  de  Prusse  ayant  re^u  la  note 
que  S.  E.  Msgr.  le  Cardinal  Consalvi,  Secrötaire  d'Etat  de  8.  S.,  lui  a  fait 
l'honneur  de  lui  addresser,  s'empresse  ä  presenter  ä  Son  Eminence  ses  sin- 
ceres  remercimens  de  ce  qu'Elle  ait  bien  voulu  lui  donner  connoissance  du 
döpart  prochain  du  Souverain  Poutife  pour  la  France.  II  ne  manquera  pas 
d'informer  aussitot  sa  Cour  de  cet  övenemeut,  et  il  profite  avec  un  plaisir 
bien  sensible  de  cette  occasion  pour  r^iterer  ä  S.  E.  Msgr.  le  Cardinal 
l'assurance  de  la  part  vive  et  sincere  que  S.  M.  le  Roi,  son  maiti-e,  prend 
constamment  ä  tout  ce  qui  regarde  la  personne  et  les  intörets  de  8a  8ain- 
tetö.  Le  soussignö  en  son  particulier  se  rejouit  infiniment  de  voir  que  les 
relations  satisfaisantes,  dans  lesquelles  il  a  l'honneur  de  se  trouver  avec 
le  Ministere  de  8a  8aintet6  par  rapport  aux  affaires  ecclesiastiques  des  Ca- 
tholiques  Prussiens,  ne  seront  point  interrompues  par  l'absence  que  le  St. 
Pere  va  faire  de  ses  etats,  et  c'est  avec  ces  sentimens  qu'il  supplie  8.  E. 
Msgr.  le  Cardinal  d'agreer  1  expression  röit^ree  de  sa  consid^ration  respec- 
tueuse  et  de  son  devouement  sincere.« 

Okt.  24  In   seinem   Berichte  vom    24.  Oktober  1804,    mit  dem  er   diese  Note 

tibersendet,  sagt  Humboldt:  »Quant  ä  ma  reponse,  j'ose  me  flatter  que  V.  M. 
daignera  approuver  que  je  m'y  suis  tenu  ä  des  termes  absolument  gene- 
raux.  Comme  ce  voyage  du  Pape  est  regardö  ici  comme  un  evenement  peu 
agi-^able,  sans  que  pourtant  on  l'ose  avouer,  et  comme  il  est  motive  dans 
la  note  [Consalvi's]  en  partie  par  des  objets  etrangers  ä  un  souverain  Prote- 
stant [wohl  die  Stelle :  'che  i  grandi  interessi  della  Religione  ne  (del  viaggio) 
fermeranno  la  parte  principale'  etc.],  cette  pr^caution  m'a  paru  necessaire. « 
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762.   Bericht  des  Reichstags-Gesandten  Graf  Goertz.  Kegensburg  1804  q^^^. 
Oktober  26. 

K.  XI.  Koni.     Ausfertigung. 

Dt'e  vorläufigen  Unterhandlungen  des  Kur-Erxkanxlers  mit  dein  Päpstlicfien  Agenten 
Oraf  Troni  wegen  eines  allgemeinen  deutsehen  Konkordats. 

Berichtet  über  Mittheilimgen,  die  ihm  Dalberg  »als  ein  Merkmal  seines 
wohlwollenden  Zutrauens  anverti'auet  hat.  Nach  solchen  glauben  8.  Chur- 
fiirstliche  Gnaden  mit  dem  seit  10  Tagen  hier  eingetroffenen  Päpstlichen 
Geschäftsmann,  Grafen  Troni,  .  .  .  über  einen  Entwurf  eines  künftig  zu  er- 
richtenden Concordats  übereingekommen  zu  seyn,  welchen  Sie  Sich  schmei- 
cheln, dass  er  den  Beifall  der  dabei  interessirten  Catholischen  und  Prote- 
stautischen Landesherrn  erhalten  würde,  da  Sie  Sich  angestrengt  bemühet 
hätten,  alle  möglichste  Rücksicht  auf  deren  Interesse  und  die  Ihnen  bekannt 
gewordenen  Wünsche  derselben  zu  nehmen;  und  zum  grössten  Glück  würden 
Sie  es  Sich  rechnen,  wenn  derselbe,  obgleich  Allerhöchst  Dero  teutsche 
Staaten  nach  der  Vorschrift  des  Haupt-Deputations-  und  lezteren  Keichs- 
Schlusses  nicht  darunter  begriffen  seyn  können,  E.  K.  M.  Unterstützung  bei 
der  künftigen  Reichstäglichen  Unterhandlung  würde  erhalten  können.  Das 
wesentliche  davon,  soviel  ich  es  in  meinem  Gedächtnis  habe  aufnehmen 
können,  bestehet  darinnen  —  dass,  da  die  Catholische  Kirche  von  Deutsch- 
land nach  dem  lezteren  Reichs-Schluss  in  drey  Meti-opolitan-Sprengel,  nem- 
lich  die  Kaiserlich  Oesterreichische,  die  Königlich  Preussische,  und  die  des 
übrigen  teutschen  Reichs  getheilt  werde,  und  da  nach  der  gesetzlichen  Be- 
stimmung des  §  25  des  Deputations-Haupt-Schlusses  die  beiden  ersteren, 
die  Königlich  Preussischen,  so  wie  es  vorhin  schon  die  Oesterreichischen 
gewesen,  von  der  Metropolitan-Gerichtsbarkeit  des  Churfürsten  ausgeschlossen 
seyen,  in  dem  zu  errichtenden  Concordat  auch  nur  von  dem  seiner  Gerichts- 
barkeit allein  unterworfenen  gehandelt  werden  könne.  «<   .  .  . 

Folgt  die   für  Mittel-Deutschland  beabsichtigte   neue   Diöcesan-Ein- 
theilunsr  in  10 — 12  Bisthümer. 


763.   Staats-I\1i nister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Staats-Minister  Graf  Okt.  29 
Hoym.     Berlin  1804  Oktober  29. 

R.  4«.  B.  168.    Concept,  geschrieben  von  Küster,  gez.  Hardenberg. 

Zustimmung  xu  dem  Berichte  Humboldt's  mm  11.  August  1804  'j    wegen  Ericirkung 
der  Päpstlichen  Zustimmung  xur  Außebung  der  Schlesischen  Klöster.-] 

.  .  .  »Dieser  Bericht  bestätigt  völlig  die  Erwartung  und  Meinung,  welche 
ich  E.  E.  unter  dem  19.  August 3)  d.  J.  zu  eröffnen  die  Ehre  gehabt  habe. 
Lässt  sich  darnach  eine  bestimmte  und  unumwundene  Zustimmung  des  Päpst- 
lichen Hofes  nicht  hoffen,  so  scheinet  es  mir  selbst  rathsamer,  eine  ver- 
clausulirte  gar  nicht  einmal  zu  bewürken,  und  also  weder    auf   den   einen. 

1)  No.  744.  2;  Cfr.  No.  777.  3    No.  747. 
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1804  jjQßij  ^jjf  ^gjj  andern  der  beiden  Auswege  einzugehen,  welche  der  p.  von 
Humboldt  noch  als  die  thunlichsten  vorgeschlagen  hat.  Denn  der  Päpstliche 
Hof  würde  daran  immer  nur,  nach  seinem  System,  solche  Einschränkungen 
und  Bedingungen  knüpfen  wollen,  wodurch  der  hiesigen  Regierung  zu  sehr 
die  Hände  gebunden  und  die  aus  der  Klöster -Aufhebung  zu  hoflenden 
Vortheilo  wesentlich  aufgewogen  und  vermindert  würden.  Hat  man  aber 
einmal  durch  Einlassung  mit  ihm  gewissermassen  die  Nothwendigkeit  seiner 
Zustimmung  anerkannt,  so  dürfte  es  um  so  schwüriger  sein,  wieder  zurück- 
zutreten. Ich  glaube  nach  allem,  dass  man  der  Würde,  den  Prinzipien  und 
dem  Interesse  eines  protestantischen  Souverains  gemäss,  auch  in  Schlesien, 
so  wie  es  bereits  vielfältig  in  unsern  übrigen  alten  und  neuen  Provinzen 
seither  geschehen  ist  und  ferner  noch  geschiehet,  allein  aus  landesherrlicher 
Machtvollkommenheit  mit  der  Klöster-Aufhebung  verfahren  könne,  und  dass 
es,  um  aller  Beunruhigung  der  Gemüther  unter  den  katholischen  Einwohnern 
daselbst  vorzubeugen,  genügen  werde,  den  p.  von  Humboldt  zur  Abwendung 
aller  etwanigen  ungünstigen  Einwürkungen  des  Römischen  Stuhls  hinreichend 
insti'uiret  zu  haben  und  noch  nach  Maasgabe  unserer  Vorschritte  und  sonstiger 
Umstände  fernerhin  zu  instruiren. 

Ich  sehe  indess  E.  E.  erleuchteter  Meinung  hierüber,  so  wie  Ihrer  ge- 
fälligen Benachrichtigung  von  dem,  was  in  der  Sache  selbst  unterdess  ge- 
schiehet, dienstlich  entgegen,  und  setze  bis  dahin  eine  weitere  Instruirung 
des  V.  Humboldt  aus.« 

Nov.  2  764.  Schriftwechsel  des  Auswärtigen  Departements  mit  dem  Reichs- 

tags-Gesandten Graf  Goertz  zu  Regensburg.     1804  November,  December. 

R.  X.  7'J. 

Unterredungen  mit  Dalberg  über  die  Stellung  der  deutschen  katholischen  Kirche  xu 
Born;  Nothtvendigkeit  des  Konkordats  für  Deutschland  ausser  Preussen  und  Oester- 
reich.  Zurückweisung  der  Andeutungen  Troni's  ivegen  direkter  päpstlicher  Verhand- 
lungen mit  PreussenA]  Urtheil  Dalberg'' s  über  den  Papst.  Verhandhingen  Dalberg'' s 
in  Paris  über  das  Konkordat. 

Goertz.    Regensburg  November  2. 

Chiffrirte  Ausfertigung;   nach  der  Dechiffrirnng. 

.  .  .  »Un  des  points  des  plus  essentiels  que  l'Electeur  m'a  eucore 
confiö  est  2)  que  d'apres  ses  intentions  dorenavant  les  Eveques  avec  tout  le 
clergö  catholique  en  Allemagne  seroient  dans  toutes  les  afl'aires  civiles  et 
criminelles  uniquement  soumis  ä  la  Jurisdiction  du  Souverain  territorial,  et 
que  seulement  les  affaires  purement  ecclesiastiques  concernant  les  principes 
de  religion,  du  culte  ou  de  la  discipline  seroient  reservdes  en  preraiere  in- 
stance  ä  l'Eveque  provincial  et  en  seconde  ä  l'Electeur  comme  l'Arche- 
veque  et  Metropolitain ;   quant  aux  possessions  germaniques  de  V.  M.,  nom- 


1)  Cfr.  No.  682  und  918. 

2,  Die  mehrfachen  Schreibfehler  (\pt  Dei-hiffrirung  sind  verbessert. 
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mement  celles  comprisea  dans  §  25  du   dernier  recfes    de  l'Empire,    ...    il    J      g 
neu  sera  uulleuient  questiou. 

Le  C.  de  Troui  qui  depuis  quelques  jours  est  retournö  k  Regensburg, ') 
avoit  bien  glisse  dans  uue  couversation  avec  raoi  que  le  Pape  dösireroit 
traiter  a  cet  egard  tant  avec  V.  M.  qu'avec  la  cour  de  Vienne,  mais,  cou- 
noissant  döjä  auterieuremeut  les  intentions  de  V.  M.,  je  lui  ai  repliquö  avec 
pröcision  que  V.  M.  n'admettra  jamais  d'autres  principes  ui  d'autre  sistfeme 
que  ceux  qu'EUe  avoit  dtabli  avec  taut  de  justice  et  de  bienveillauce  dans 
les  autres  proviuces  de  toute  sa  monarchie ;  que  d'ailleurs  la  conduite  qu'uu 
Souverain  aussi  puissant  que  V.  M.  avoit  constamment  observö  avec  le  S. 
Sifege,  m^ritoit  une  pleine  confiance  et  eu  retour  de  sa  part  les  plus  grands 
(Sgards.  L'Electeur  Archi-Chancelier  auquel  j'ai  fait  part  de  cette  couver- 
sation, m'en  a  t^moigne  son  approbation  en  ajoutant  que  V.  M.,  ayaut  ötabli 
uu  sisteme  tres  sage  dans  ces  anciens  etats,  pouvoit  se  passer  de  s'arraugcr 
avec  le  Pape  sur  ces  uouvelles  possessious  saus  qu'il  eu  resulte  aucun  in- 
convenient,  mais  que  ce  u'etoit  pas  le  cas  pour  le  reste  de  l'AUemagne,  oü 
par  suite  des  nouveaux  arrangemeus  aucuu  diocese  n'etoit  fixe  et  ue  pou- 
voit l'etre,  vu  la  quantite  des  petits  territoires  demembres  sans  le  concours 
du  Saint  Si^ge;  que  principalement  l'organisation  de  son  propre  chapitre 
metropolitain  pour  en  faire  elire  son  successeur,  döpendoit  uniquement  dun 
arrangement  pareil,  et  qu'ainsi  ces  deux  circonstances  ^galement  importantes 
rendoient  essentiellement  urgent  d'^tablir  le  plutot  possible  un  concordat 
pour  cette  partie  de  lAUemagne. 

Au  reste  j'ai  eü  lieu  de  m'appercevoir  ä  cette  occasion  que  l'Electeur 
Archi-Chancelier  a  eu  ti'es  mince  opinion  du  Pape;  il  l'a  encore  döpeint 
comme  uu  vieillard  Ignorant,  foible  et  plein  du  superstition,  avec  cela  fort 
tetu,  tenant  sur  tout  aux  principes  de  son  ancien  etat  de  inoine,  ^coutant 
pröferablement  tous  les  fanatiques.«   .  .  . 

Das  Auswärtige  Departement.     Berlin  December  7.  Dec.  7 

Concept.  gez.  Hardenberg;   die  Ausfertigung  wurde  chiffrirt. 

Mittheilung  von  Nachrichten  aus  Paris:  .  .  .  > L'Electeur  Archichau- 
celier  s'occupoit  [in  Paris]  avec  activite  du  Concordat  germanique.  Vous 
connoissez  les  principes  sur  lesquels  il  desire  de  le  fonder.  II  a  rc'petö  au 
M.  de  Lucchesini  .  .  .  que  ses  stipulations  ne  regarderoient  aucunement  les 
Etats  de  la  Cour  de  Vienne  ni  les  miens;  de  maniere  qu'il  y  auroit  en 
quelque  sorte  trois  eglises  catholiques  en  Allemague,  scavoir  l'Eglise  Au- 
trichienne,  Prussienne  et  celle  des  autres  pays  catholiques,  auxquels  s'dten- 
droit  l'exercice  des  droits  meti-opolitains  que  l'Electeur  reclamc  en  qualit6 
de  Premier  Archeveque.  .  .  .  Le  Pape  a  fait  prevenir  ce  Prince  que  pen- 
dant  son  sdjour  en  France  il  pourroit   discuter   et  arreter   meme   le   projet 


r  Das  DecliirtVe  liat:  »Anabach«. 
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}^^n    de  Concordat,  mais  qu'il  ne  pouiToit  etre  conclu  et  signö  ailleui'S  qu'ä  Ra- 

)p.c.  7 

tisbonne  meme. «   .  .  . 


Dec.  7 


Nov.  7  765.  Das  Südpreussische  Departement  an  die  Südpreussische  Kammer 

zu   Posen.     Berlin  1804  November  7. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXU.  'J72.    Concept,  gez.  Voss. 

Zustimm  mig  für  die  vom  Bischöfe  von  Posen  für  das  Ärchidiakonat  vorgeschlagenen 

Kmulidaten. 

»Der  Bischof  zu  Posen,  welcher  nach  Euerem  Berichte  vom  21.  v.  M. 
in  Fällen  der  Vakanz  des  Archidiakonats  bei  dem  Posenschen  Dom-Capitul 
diesem  verfassungsmässig  zwei  Candidaten  zur  Wahl  vorzuschlagen  hat,  ist 
nach  einer  früheren  Anzeige  Willens,  bei  Gelegenheit  der  gegenwärtigen 
Erledigung  besagter  Präbende  die  Canonicos  v.  Wolicki  und  v.  Cudniewicz 
als  Wahlcandidaten  aufzustellen.  Wir  haben  ersteren  bei  früheren  ähnlichen 
Vakanzen  unberücksichtigt  gelassen,  weil  Uns  seine  Anhängigkeit  und  sein 
Eifer  für  die  Massregeln  der  Landes-Regierung  bisher  nicht  ausser  Zweifel 
gewesen  sind.  Da  der  Bischof  von  Posen  jedoch  versichert,  dass  es  ihm 
an  diesen  Eigenschaften  nicht  fehle,  und  Wir  voraussetzen,  dass  er  künftig 
den  Erwartungen  des  Gouvernements  mehr  und  mehr  entsprechen  wird,  so 
haben  Wir  beschlossen,  denselben  nebst  dem  v.  Cudniewicz  als  Wahl-Can- 
didaten  zu  gedachtem  Benefiz  anzunehmen  und  solches  dem  Bischöfe  zur 
weiteren  Veranlassung  dato  eröfnet.«   .  .  . 

Auf  Vorschlag  des  Bischofs  wird  Wolicki  durch  Cabinets-Ordre 
d.  d.  Berlin  1805  Januar  31  bestätigt. 

Ausfertigung  a.  a.  0. 

Nov.  14  766.     Bericht  des   Residenten   Frhr.  v.  Humboldt.    Rom   1804  No- 

vember 14. 

E.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chiffrirte  Ausfertigung;  nach  der  Dechiffrirung. 

Einladung  della  Oenga's  nach  Paris  durch  den  Kitr-Erxkanxler ^   von  der  Consalvi 
nichts  zu  wissen  behauptetA)     ürtheil  über  Consalvi. 

.  .  .  »Le  Prälat  della  Genga,  destinö  .  .  .  d'aller  en  qualite  de  Nonce 
ä  Ratisbonne,  vient  de  recevoir  de  la  part  de  l'^lecteur  Archi-Chancelier 
une  lettre  d'invitation  de  se  rendre,  accompagnö  du  Pere  Zallinger,  ä  Paris 
pour  y  assister  aux  Conferences  qu'U  se  propose  d'y  avoir  avec  les  Cardi- 
naux  qui  forment  la  suite  du  Pape,  sur  le  Concordat  a  faire  entre  l'Em- 
pire  Germanique  et  la  Cour  de  Rome.  Le  Card.  Secrdt.  d'Etat  que  j'ai 
eu  occasion  encore  de  voir  hier,  ne  veut  point  convcnir  de  ce  fait,  mais 
j'en  suis  siir.  .  .  .  Cette  invitation  est  sans  doute  une  suite  des  entretiens 
que  l'Electeur  Archi-Chancelier  a  eus,  comme  nous  l'avous  ddjä  appris 
plutöt,  avec  l'Empereur  Napoleon  ä  Mayence;  car  la  lettre  est  meme  dat^e 

1)  Cfr.  No.  767. 
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de  cette  ville.  II  ne  scmble  cependant  pas  que  Mon  Signor  dell.i  Genga  xt^^'^i^ 
doive  se  reudre  ä  cette  invitation,  puisque  le  Card.  Secröt.  d'l<]tat  assure 
positivement  qu'il  ira  k  Katisbonne  dÖ8  que  l'Electeur  Arcbi-Chancelier  y 
sera  retouru(5,  et  que,  sans  lo  depavt  de  ce  Prince,  il  y  seroit  d<5ja  aprösent. 
Nonobstant  cela,  je  ne  garautirois  pas  que  ce  Prelat  ne  prit  sou  chemiu 
ä  Katisbonne  par  Paris,  ayant  remarquö  d^jä  plus  d'unc  fois  que  le  Card 
Secr.  d'Etat,  malgrä  la  confiance  et  menie  l'ainitic  qu'il  temoigne  conslarament 
a  la  plupart  des  meiubres  du  Corps  diplomatique  et  dont  j'ai  eu  ä  me 
louer  eu  mon  particulier  surtout,  n'use  point  toujours  de  la  franchise  et  de 
la  sincerite  qu'on  lui  supposeroit  d'apres  sa  manicre  de  s'i^noncer. ')  D'uu 
autro  cöte  je  ne  crois  pas  me  tromper  n^antmoins,  en  pr(isumant  que 
l'id^e  de  poser  les  bases  du  Concordat  Germanique  ou  meme  de  le  con- 
clure  ä  Paris,  vient  plutot  de  l'Klecteur  Arclii-Chancelier,  jaloux  de  con- 
server  par  Tentrcmise  de  la  France  vis-ä-vis  des  Princes  moins  puissants 
les  droits  auxquels  il  a  dte  force  de  renoncer  vis-ä-vis  de  V.  M.  et  de 
l'Empereur,   que  de  la  Cour  d"ici.«   .  .  . 

767.     Bericht  des  Residenten   Frhr.   v.  Humboldt.    Rom   1804  No-  Nov.  17 
vember  17. 

R.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chiffrirte  Ausfertigung;  nach  der  Dechiffrirung. 

Die  Verhandlungen  in  Paris  über  das  deutsche  Konkordat.-)  Napoleon''s  Vei-hältniss 
hierxu.  Urtheil  iibei-  die  den  Papst  begleitenden  Kardinäle  Antonelli;  Piefro;  Caselli. 
Die  Pläne  des   Kur-Erxkanxlers  Dalberg.     Gefahr  für  die  Zukunft,    dein   Primas 

Hechte  einzuräumen. 

...  »Je  ne  crois  pas  m'y  ctre  trompe,  en  marquant  alors  ä  V.  M.'*) 
que  l'idee  de  negocier  ä  Paris  les  affaires  ecclesiastiques  de  l'Allemagne 
n'etoit  point  venue  de  la  Cour  de  Rome.  II  est  tres  certaiu  qu'elle  n'a 
consenti  en  g^ndral  que  malgrö  eile  et  apres  avoir  r^sist^  aussi  longtems 
que  possible  au  voyage  du  Pape  ä  Paris,  et  qu'ensuite  eile  auroit  mieux 
aimd  que  le  St.  Pere  dans  cette  ville  eüt  pu  ne  s'occuper  que  de  la  seule 
cör^monie  du  courronnement.  Je  ne  crois  pas  meme  qu'elle  consentiroit 
facilement  ä  traiter  formellement  les  affaires  de  TAIlemagne  en  France,  eile 
croiroit  blesser  par  la  les  Princes  de  l'Empire  et  surtout  l'Empereur  lui 
m§me,  et  le  Card.  See.  d'Etat  me  l'a  dit  en  propres  termes ;  mais  je  ne 
deute  aucunement  que,  voyant  les  bonnes  dispositions  de  l'filecteur  Archi- 
Chancelier  et  probablement  aussi  celle  de  l'Empereur  Napolcion,  eile  ue  fasse 
tout  au  monde  pour  tirer  parti  de  cette  beureuse  circonstance.  Je  crois 
meme  que,  si  la  lettre  d'invitation  de   l'filecteur  Archi-Chancelier  ctoit  ar- 

1)  Aehnlich  urtheilte  Humboldt  bereits  in  seinem  Berichte  vom  28.  Mai  1803: 
»Le  Cardinal  Consalvi  est  certainement  d'un  caractere  franc  jusqu"  ä  un  certain 
point;  mais  il  est  aussi  de  ceux  qui  savent  tres  bien  prendre  le  masque  de 
franchisse  pour  n'en  cacher  que  mieux  ce  qu'il  ne  veulent  point  faire  paroitre.« 

2,  Cfr.  No.  8Ö1.  3)  Cfr.  No.  766. 
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1804  xiy6e  h  Monsiguor  della  Genga  avant  le  depart  du  Pape,  il  auroit  accom- 
pagn^  le  Souverain  Pontife,  puisqu'il  paroit  que  ce  u'est  que  la  crainte  de 
faii-e  trop  d'eclat  qui  empeche  qu'on  ne  le  laisse  poiiit  partir  ä  präsent. 
C'est  sous  ce  poiut  de  vue  surtout  qu'il  faut  le  regarder  certainement  cornme 
iine  nouveUe  preuve  de  la  sagesse  de  V.  M.  et  de  l'attention  qu'Elle  daigne 
porter  constamment  sur  tous  les  interets  de  Ses  sujets,  qu'Elle  a  muui  Son 
Ministre  ä  Paris  de  Ses  insti'uctions  i)  sur  cette  affaire ;  car  il  est  en  efifet  tres 
fort  ä  craindre  que  l'Electeur  Archi-Chaucelier  et  les  cardinaux  qui  accorn- 
pagnent  le  Pape,  ne  conviennent  dun  Plan  qu'apres,  soutenus  par  l'Empe- 
reur  des  Fran^ois,  ils  proposeroient  tout  fait  ä  la  diette  de  l'Empire,  et 
les  choses  en  6tant  une  fois  lä,  il  sera  infinimeut  plus  difficile  d'y  faire 
faire  changer.  L'Empereur  Napoleon  meme  seroit  probablement  entierement 
favorable  aux  vues  de  la  Cour  de  Rome,  car  quelques  distingues  que  puis- 
sent  etre  les  talens  de  cet  homme  extraordinaire,  il  est  n(^anmoins  certaine- 
ment tout  ä  fait  ^tranger  aux  points  de  vue  qui  sont  les  seuls  v^ritables 
dans  cette  affaire;  il  part  tres  naturellement  de  principes  entierement  diffe- 
rens  et,  apres  avoir  vu  le  concordat  qui  s'est  fait  sous  ses  auspices  avec 
la  Republique  Italienne,  les  motifs  de  crainte  de  ce  cotö  ne  sont  que  trop 
justifies.  Si  quelque  chose  etoit  faite  pour  rassurer  dans  cette  conjoncture, 
non  pas  par  rapport  aux  intörets  de  V.  M.  qui  seront  toujours  respectös, 
mais  par  rapport  ä  ceux  des  petits  Princes  de  l'Allemagne,  ce  seroit  le 
caractere  personnel  des  cardinaux  qui  sc  trouveront  avec  le  Pape  ä  Paris 
et  l'Electeur  Archi-Chancelier.  II  n'y  a  parmi  les  premiers  que  Antonelli, 
de  Pietro  et  Caselli  qui  seront  probablement  charges  de  cette  affaire; 
Braschi,  de  Bayane  et  Borgia  n'y  joueront  gueres  un  role  principal,  mais 
au  cas  qu'ils  fussent  consultös,  quoiqu'ils  ayent  certainement  des  id^es  plus 
liberales  et  plus  eclairöes  que  les  trois  premiers,  ils  seront  neanmoius  tou- 
jours d'accord  avec  eux  sur  tout  ce  qui  est  ou  paroit  avantageux  au  St. 
Siege.  Les  trois  premiers  sont  imbus  de  tous  les  pr^jugös  romains,  et  qui- 
conque  a  des  affaires  un  peu  difficiles  a  traiter  k  Rome  est  sur  de  trouver 
toujours  surtout  de  Pietro  et  Antonelli  dans  son  chemin.  Ils  sont  cepen- 
dant  bien  diff^rens  l'un  de  l'autre.  Le  premier  silencieux,  cachö  et  dur, 
mais  affectant  la  modestie,  la  simplicit6,  la  r^signation  et  la  douceur,  n'op- 
pose  le  plus  souvent  a  tout  ce  qu'on  lui  dit  que  la  volontt^  du  St.  Pere. 
Antonelli  au  contraire  plus  fin  et  plus  ddliö,  cause  volontiers,  ^coute,  entre 
en  discussion,  semble  souvent  vouloir  s'^carter  des  principes  trop  rigoureux, 
mais  revient,  aprfes  avoir  öpuise  tous  les  sophismes  possibles,  toujoui'S  avec 
une  opiniätretö  egalement  invincible  ä  sa  these.  Caselli  enfin  est  Moine 
dans  toute  la  force  du  terme,  mais  cache  ce  caractere  sous  des  dehors  fort 
aimables.  Parmi  les  autres  Prölats,  il  n'y  en  a  aucun  ä  qui  l'on  confieroit 
une  affaire  vraiment  importante.  II  est  impossible  que  l'Electeur  Archi- 
Chancelier  convienne  dans  le  fond  de  son  coeur  avec  des  caractöres  de  cette 

1)  No.  760. 
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nature,  et  U  n'est  pas  capable  de  dissimuler,  il  est  meme  beauconp  trop  »t  ^^ 
vif  et  trop  empörte  pour  coiuluire  une  negociatiou  par  lui-ineine.  II  vou- 
droit  tout  terminer  sur  le  champ  et,  quant  aux  Cardinaux,  au  contrairo  la 
seule  id^e  de  devoir  se  decider  saus  leiiteiir  ä  laquelle  ils  sont  accoutumös, 
suffit  pour  les  degouter  dun  projct;  d'ailleurs  la  Cour  de  Korne  u'a  pas 
une  opinion  favorable  de  lui,  ce  n'est  que  pour  son  intöret  qu'elle  fait  dans 
ce  moment  cause  commune  avec  lui,  et  les  principes  d'ici  et  les  siens  doi- 
vent  etre  tres  diflerens,  puisque  les  propositious  euvoye  ici  de  Vienne  par 
son  Agent  Colborn  et  le  Conseiller  Inipthüal  Franc,  ont  6t6  rejettöes  pour 
la  plus  grande  partie  et  de  maniere  qu'il  n'est  pas  venu  d'autre  reponse. 
Nonobstaut  cela,  leurs  interets  sont  dans  ce  moment  les  memes  jusqua  uu 
certaiu  point,  et  sans  l'assistance  de  V.  M.  il  n'est  que  trop  probable  que 
ceux  des  Princes  moins  puissants  de  l'Allemagne  deviendront  victimes 
de  leur  Alliance,  et  ce  n'est  pas  au  moins  la  cause  de  la  tolerance  gene- 
rale et  de  la  liberte  de  conscience  que  V.  M.  protfege  si  gönereusement  qui 
y  gagneroit;  car  il  ne  me  paroit  pas  qu'il  y  ait  encore  le  moindre  doute 
que  ce  ne  soit  pas  dans  ce  moment  ä  Rome,  mais  ä  Paris  et  ä  Ratisbonne, 
qu'il  faudi'a  travailler  contre  les  vues  de  la  Cour  de  Rome,  et  que  ce  ne  soit 
meme  tant  cette  Cour,  que,  si  j'ose  le  dire,  l'jßlecteur  Archi-Chancelier 
qu'il  faudra  observer  avec  attention.  Le  projet  .  .  .  se  döveloppe  de  jour 
eu  jour  d'avantage.  L'Electeur  Archi-Chancelier,  en  sa  qualite  de  Prince 
de  l'Empire,  cherche  a  former  un  Corps  d'Eveques  independans,  autant  que 
possible  Souverains,  auxquels  appartiennent  leurs  Dioceses;  II  est  assui'6 
pour  cet  effet  d'abord  de  la  Cour  de  Vienne  qui  bien  certainement  lap- 
puye  sous  main;  il  sest  adresse  ensuite  ä  l'Emp''  des  Francois,  il  profite, 
dans  le  moment  preseut,  de  la  presence  du  Pape  ä  Paris,  et  trop  sage  pour 
se  flatter  de  vaincre  jamais  la  rösistance  que  lui  opposeroit  V.  M.,  il  com- 
mence  par  reuoncer  ä  s'occuper  de  quelque  maniere  que  ce  soit,  du  sort 
des  Eglises  dans  les  Etats  Prussiens  et  dans  ceux  de  l'Empereur  d' Antriebe. 
Sa  premiere  demarche  sera  probablement  de  mettre  des  eutraves  ä  l'exd- 
cution  de  la  conformit^  exacte  des  limites  Diocösaines  et  territoriales,  sa 
seconde  peut  etre  de  tächer  de  s'assurer  le  droit  de  nommer  aux  Evech(?s, 
aux  Chapitres  ä  «5tablir  et  de  l'arracher  aux  Princes  Souverains ;  car  ce 
n'est  pas  sans  raison  qu'on  a  ajoute  a  l'Art.  62  du  reces  de  la  deputatiou 
de  l'Empire  que  la  nouvelle  division  des  Dioceses  dependroit  aussi  de  l'6ta- 
blissemeut  des  Chapitres  Cat<'drales,  pour  avoir  occasion  de  revenir  sur  ce 
point.  L'Electeur  Archi-Chancelier  est  trop  juste,  trop  eclaire,  trop  ami  des 
idöes  liberales  pour  qu'il  ne  feroit  pas  tout  au  monde  pour  6tablir  toujours 
une  harmouie  parfaite  entre  le  pouvoir  ecclesiastique  et  le  pouvoir  seculier; 
mais  le  Systeme  seul  qu'il  y  ait,  un  veritablc  pouvoir  ecclesiastique  iude- 
pendant  pour  d'autres  aftaires  que  Celles  qui  sont  purement  spirituelles  ä 
cöte  du  pouvoir  seculier,  est  pernicieux  en  lui  meme  et  il  doit  en  naiti'e 
tot  ou  tard  des  contlits  desagreables  aux  Souverains  et  uuire  ä  leurs  sujets 
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-.•^^■*^  et  h  la  religion  eile  meme.  Pour  prouver  en  quelque  facon  ä  V.  M.  ce 
que  je  vieus  de  Lui  dire,  j'ose  joiudre  ä  ce  ...  rapport  une  Copie  litte- 
rale  de  la  lettre  de  l'Electeur  Archi-Chaucelier  ä  Mon  Signor  della  Genga. 
Comme  on  fait  un  si  grand  mist^re  de  l'invitation  falte  ä  ce  Prelat  que 
le  Card.  Secr^t.  d'Etat  u'en  convient  pas  meme,  et  comme  Mon  Signor  della 
Genga  ne  se  rend  pas  ä  Paris,  il  m'a  paru  ndcessaire  de  fournir  ä  V.  M. 
la  preuve  materielle  de  ce  fait,  et  j'y  ai  henreusement  röussi.  La  lettre 
me  semble  remarquable  en  eile  meme,  puisqu'on  n'auroit  pas  cru  voir 
l'Electeur  Archi-Chancelier  donner  ses  suffrages  ä  un  ex-j6suite  tel  que  le 
Sr.  Zallinger  duquel  le  Cardinal  Fesch  meme  dit  un  jour,  peu  avant  son 
d^part,  qu'ou  regrettoit  ici  meme  la  petite  somme  qu'il  avoit  coutö  pour 
le  faire  venir,  tant  c'etoit  un  homme  nul  et  insignifiant;  mais  cette  lettre 
renferme  une  phrase  qui  me  semble  meriter  la  plus  grande  attention.  S. 
A.  Electorale  y  dit  qu'Elle  veut  exposer  au  Pape  l'etat  et  les  voeux  des 
Eglises  d'AUemagne.  Si  ce  langage  conviendroit  au  Primas  de  l'Empire 
avant  la  secularisation,  je  ne  sais  s  il  lui  convient  encore  dans  le  moment 
präsent.  Ce  ne  sont  point  les  Eglises,  ce  me  semble,  qui  doivent  dmettre 
leurs  voeux  au  Souverain  Pontife,  c'est  aux  Princes  ä  declarer  quelles  con- 
ditions  iis  jugent  a  propos  de  mettre  ä  leurs  Communications  avec  la  Cour 
de  Rome.  Je  ne  sais  si  je  me  trompe,  mais  cette  phrase  indique,  k  ce  qui 
me  paroit,  asses  clairement  la  maniere  de  laquelle  l'Electeur  Archi-Chance- 
lier envisage  les  rapports  du  Clerge  avec  les  Princes  de  l'Allemagne.  Plus 
il  est  certain  que  personne  ne  s'avisera  jamais  de  vouloir  meler  les  interets 
des  Etats  de  V.  M.  dans  la  negociation  d'un  Concordat  germanique  aussi 
tot  qu'Elle  aui*a  fait  la  döclaration  formelle  de  ne  pas  vouloir  y  enti'er, 
plus  il  est  gen^reux  de  Sa  part  de  vouloir  eviter,  s'il  est  possible,  un  pa- 
reil  Concordat  ^galement  au  reste  de  l'Allemagne,  et  il  faut  avouer  que 
deux  r^flexions  ne  rendroient  la  röussite  de  ce  Concordat  pas  meme  in- 
different aux  interets  de  V.  M.  Car  en  premier  lieu,  il  est  ä  prevoir  que 
la  Cour  de  Rome,  ayant  gagne  un  point  aussi  considerable,  en  deviendra 
et  plus  hardi  et  plus  opiniätre,  et  que  meme  pour  les  affaires  de  V.  M.  il 
sera  plus  difficile  de  traiter  avec  eile.  Elle  meme  [est]  cependant  toujours 
trop  foible  pour  opposer  une  rösistance  v^ritable,  et  c'est  pourquoi  j'ajoute 
un  plus  grand  poids  ä  la  seconde  qui  se  rapporte  toute  entiere  ä  l'etat 
politique  de  Alleraagne.  II  ne  me  semble  pas  probable  qu'uu  simple  parti- 
culier  parvienne  une  seconde  fois  ä  la  dignitö  eminente  d'Electeur  Archi- 
Chancelier.  II  n'est  pas  invraisemblable  peut  etrc  qu'elle  tombe  un  jour 
en  partage  a  un  Prince  de  la  maison  d' Antriebe,  et  sous  ce  seul  point  de 
vue  il  me  paroit  tres  dangereux  de  laisser  accorder  au  Primas  d'AUemagne 
une  trop  grande  influence.  Le  moyen  le  plus  sür  d'empecher  la  confddö- 
ration  d'un  concordat  me  paroit  toujours,  ainsi  que  j'ai  dejä  eu  Ihonneur 
de  le  reprdsenter  ä  V.  M.,  la  prompte  discussion  de  l'article  62  du  reces 
de  la  d^putation  de  l'Empire.     J'ose  seulement  encore   soumettre   ä  la   sa- 
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gesse  de  V,  M.  si,  au  cas  que  le  concordat  eüt  Heu,  il  ne  seroit  pas  possible  ia       17 
d'ouvrir  aux  autres  Princes  les  facilitös  pour  eii  excepter  leura  Etats,  s'ils 
le  jugeroient  ä  propos.     Je  sais  positivemeut  que   l'Elccteur   de  Bavifere    a 
ce  plan,  et  il  n'est  gueres  douteux  que  l'exemple  de    V.  M.  ne  seroit  suivi 
par  plusieurs  autres  Princes.«   .  .  . 


768.     Das   Hoheits-    und    das    Auswärtige    an    das    Siidpreussische  Nov.  iv) 
Departement.     Berlin  1804  Kovember  19. 

R.  7.  B.  20.  C.    Coucept,  gox.  Kock;  Hardenberg. 

Die  » tm'ssbräuchliche  Fortdauer  der  Fcyer  aufgehobener  Festtage*. 

Antwort  auf  das  Schreiben  vom  28.  August  i);  für  Verhandlungen  in 
Rom  Avegen  Verminderung  der  Festtage  sei  »itzt  weniger  als  jemals  der 
Zeitpunkt« :  »Auch  kommt  es  in  der  That  gar  nicht  darauf  an,  auf  noch 
fernere  Verminderung  dieser  Anzahl  anzutragen,  da  wirklich  in  vorigen 
Zeiten  hierunter  schon  alles  Erforderliche  geschehen  und  nur  übrig  ist,  dass 
die  längst  vom  Laudesherrn  negociirte  und  zu  Rom  erhaltene  Verminderung 
dieser  Anzahl  beobachtet  und  die  Festtage  nicht  willkührlich  vermehrt 
werden,  worüber  an  die  p.  Cammern  und  an  die  höhere  Geistlichkeit  eine 
Hinweisung  auf  die  de  jure  schon  bestehende  Einrichtung  zu  ertheilen 
seyn  wird. 

Indessen  würde  eine  öffentliche  Publikation  im  Lande  hierüber  sehi* 
bedenklich,  auch  selbst  die  Fassung  jener  Hinweisung  auf  die  bestehende 
Vorschrift  auf  das  vorsichtigste  dahin  einzurichten  seyn,  dass  man  gewiss 
erwarte,  die  Geistlichkeit  werde  sich  diesen  Anordnungen  gehörig  fügen, 
indem  alsdann  der  doppelte  heilsame  Zweck  erreicht  werde,  dass  die  be- 
stehenden Festtage  desto  andächtiger  gefeyert  werden  und  der  gemeine 
Mann  nicht  zu  viel  Arbeitstage  verliere;  welche  Fassung  jede  unrichtige 
Auslegung  und  üble  Sensation  ausschliessen  wird.«   .  .  . 


769.   Immediat-Bericht  des  Staats- Mi  nisters  v.  Angern.     Berlin  1804  Nov.  24 
November  24. 

R.  89.  5<^.  J.   Ausfertigung.     Concept,   Anweisung  von   Sack,   R.  70.    Haupt-Kommission.   IT. 
XIV.  It). 

■^chicierigkeit,   das   »Domkapitularische  Vermögen*   aitsximiiUeln   tind  den   Schliiss- 
Bericht  über  die  Domkapitel  in  den  Entseliädigungsprovinxen  aufxiistellen ;    die  Be- 

setxung  der  Dignitätcn. 

Eine  Cabinets-Ordre  vom  15.  November  1804  hat  die  Beschleunigung 
der  Berichterstattung  gefordert:  Angern  hat  in  Folge  der  Cabinets-Ordre 
vom  16.  Juli  18042)  »unterm  23.  ejusd.  die  Kammern  zu  Münster  und 
Halberstadt  wegen  Aufnahme  des  Vermögens  von  den  drey  Dom-Capituln 
zu  Münster,  Paderborn  und  Hildesheim  und  der  Erhebung  und  Berechnung 

1)  Cfr.  No.  749.  2   Cfr.  No.  728. 
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■^^^,   des  Vi.»   mit  umständlichen   Anweisungen   versehen.     Da  die  Berichte   und 
Nov.  24 

Aufnahme- Verhandlungen  derselben  noch  nicht  eingegangen,  so  sind  sie  so 

fort  daran  erinnert  worden,  wobei  indess  denselben  wohl  hauptsächlich  zur 
Entschuldigung  gereicht,  dass  die  bisherige  Verwaltung  des  Vermögens  der 
Dom-Capitul  so  complicirt  und  in  so  viele  einzelne  Register  verwickelt  ge- 
wesen und  daher  ein  beträchtlicher  Zeit- Aufwand  erforderlich  ist,  um  aus 
den  vielen  einzelnen  in  einander  greifenden  Registern  ein  vollständiges  auf 
Einheit  gebauetes  und  die  gehörige  Uebersicht  gewährendes  corpus  bonorum 
zu  bilden. 

Zu  dem  Ende  haben  den  p.  Kammern  die  von  den  Organisations-Com- 
missionen  gleich  anfangs  bei  der  Besitznahme  von  den  Dom-Capituln  ein- 
gezogenen Nachrichten  zugefertigt  werden  müssen,  um  alles  näher  zu  unter- 
suchen und  nach  den,  seit  dem  durch  das  Reichs -Deputations-Conclusum 
und  E.  K.  M.  vorläufige  .  .  .  Bestimmungen,  eingetretenen  Gesichtspunkten 
zu  erörtern  und  zu  vervollständigen.  Ich  darf  indess,  da  die  Kammern  sich 
mit  den  Vermögens- Aufnahmen  der  Capitul  thätigst  beschäftigen,  diese  Ver- 
handlungen mit  ehestem  erwarten  und  werde  alsdann  keinen  Anstand 
nehmen,  den  Haupt- Bericht  ...  zu  erstatten;  so  wie  dies  sodann  auch 
wegen  der  in  Hildesheim,  Paderborn  und  Münster  vorhandenen  Collegiat- 
Stifter  geschehen  wird,  indem  diese  Stifter  mit  den  Dom-Stiftern  in  mannich- 
facher  Verlündung  stehen,  bei  denselben  aber  zum  Theil  Pfarrkirchen  ge- 
wesen sind  und  mithin  die  an  diesen  drey  Orten  einzurichtende  Seelsorge 
und  der  Schul-Unterricht  damit  in  der  genauesten  Verbindung  steht. 

Die  von  dem  Dom- Propst  von  Wendt  dem  Canonicus  von  Lützow 
conferirte  Scholasterei  beim  Collegiat-Stift  zum  Heiligen  Creuz  in  Hildes- 
heim betreffend,  so  hat  es  damit  folgende  Bewandniss:  Der  am  21.  De- 
cember  1802  verstorbene  Canonicus  Abel  bei  diesem  Stifte  war  zugleich 
dessen  Scholaster  und  hatte  als  solcher  die  Ober-Aufsicht  über  die  Kirch- 
liche Polizey  des  Stifts  zu  besorgen. 

Nach  der  bisherigen  Verfassung  hat  dieses  Officium  der  p.  von  Wendt, 
welcher  zugleich  Propst  des  Stifts  zum  heiligen  Creuz  ist,  zu  vergeben  ge- 
habt, und  da  von  ihm  die  Erledigung  desselben  mit  dem  Anführen  augezeigt 
worden,  dass  die  Kirchliche  Polizey  darunter  leide,  wenn  dieses  Officium 
nicht  so  fort  wieder  besezt  werde,  so  ist  sowohl  in  dieser  als  in  der  Rük- 
sicht,  dass  die  Präbende  selbst  nicht  mit  conferirt  würde,  die  zur  Besor- 
gung der  Kirchlichen  Polizey  erforderliche  Besetzung  der  Scholasterey  durch 
die  Verfügung  vom  22.  December  1802  .  .  .  nachgegeben  worden. 

Hierdurch  scheint  sich  diese  Besetzung  der  Scholasterey  als  nothwendig 
völlig  zu  rechtfertigen.  Von  dem  Fürst-Bischof)  kann  aber  darauf  in  An- 
sehung der  Dom-Küsterei  zu  Hildesheim  und  der  Dom-Kämmerei  zu  Pader- 


1)  Der  deshalb  am  8.  November  1804  eine  Immediat- Eingabe  eingereicht 
hatte. 
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boru  darum  wohl  nicht  exemplifieirt  werden,   weil  dieses   blosse  Dignitäten  ^r      t^ 
ohne  Kirchliche  Functionen  sind,   deren  Wiedervorgehun}!;  nicht  notliwendig, 
sondern  welche  an  das  Schiksal  der  Dom-Capitul  selbst  gebunden  ist.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Nov.  27 

»S.  M.  sehen  es  wohl  ein,  dass  die  Ausmittelung  des  Domkapitulari- 
schen  Vermögens  der  bisherigen  sehr  complicirten  Verwaltung  wegen  nicht 
so  sehr,  als  es  zu  wünschen  gewesen,  habe  beschleunigt  werden  ktinnen. 
Ohne  deswegen  den  ohnedies  so  sehr  beschäftigten  neuen  Kammern  oder 
der  Haupt-Organisations-Commission  einen  Vorwurf  zu  machen,  wollen  Aller- 
höchstdieselben die  möglichste  Beschleunigung  vorzüglich  um  deswillen  wieder- 
holt empfehlen,  weil,  so  lange  das  Schiksal  der  Domkapittcl  nicht  entschieden 
ist,  überlästige  Gesuche  mancherley  Art  nicht  zu  vermeiden  sind,  und  weil 
besonders  im  Münsterschen,  wo  das  Domkapittcl  sede  vacante  die  Regierung 
des  Landes  verwaltete,  so  lange  dasselbe  in  der  alten  Verfassung  besteht, 
die  ünterthanen  mehr  an  das  Domkapittcl  als  an  die  neue  Regierung 
hängen  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Potsdam  1804  November  27. 

Ausferti^ng  a.  a.  0.  des  Conceptes. 


770.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym.  Breslau  1804  Nov.  24 
November  24. 

R.  89.  32.  E.    Ausfertigung. 

*  Wegen  einer  netcen   Stolgebühren-Taxc  für  die   Katliolische   Geistlichkeit  in  Neu- 

Schlesien. « 

»Die  über  die  Höhe  der  gegenwärtigen  Stol-Taxe  in  Neuschlesien  vor- 
gekommenen öftern  Klagen,  und  da  die  Altschlesische  Stol-Gebühreu-Ord- 
nung  de  anno  1750  in  Neuschlesien  aus  jener  Ursache  nicht  wohl  anwendbar 
ist,  haben  mich  veranlasst,  für  die  römisch-katholische  Geistlichkeit  dieses 
Districts  eine  eigne  Stol-Taxe  auf  den  Grund  der  Südpreussischen  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Dürftigkeit  der  Neuschlesischen  Einwohner  unter  Rück- 
sprache mit  dem  hiesigen  Fürstbischöflichen  Vicariat-Amte  entwerfen  zu 
lassen,  und  ich  verfehle  nicht,  E.  M.  diese  neue  Stol-Gebühren-Taxe  hie- 
neben zur  Allerhöchsten  Approbation  und  Vollziehung  alleruntertänigst 
vorzulegen. « 

Die  Stol-Gebühren-Taxe  ist  am  1.  December  1804  vollzogen.  Dec.  1 

R.  S9.    Minftten  des  Cabinets.  US. 

Gedruckt  in  W.  G.  Korn 's  »Neuer  Sammlung  aller  in  .  .  .  Schlesien  und 
.  ...  Glatz  .  .  .  ergangenen  und  publicirten  Verordnungen,  Edicte<'etc.,  Breslau 
!    1806,  IX.  S.  262—283. 
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•J^i-  771.   Immediat- Bericht  der  Staats- Minister  Frhr.  V.Schroetter  und 

V.  Massow.     Berlin  1804  November  25. 

B.  89.  32.  B.    Ausfertigung. 

Wege?i  des  dem  Staate  obliegenden  Wieder- Außaues  des  katholischen   Pfarrhauses 

%u  Königsberg  i/PrA) 

»E.  K,  M.  haben  mir,  .  .  .  Schroetter,  mittelst  .  .  .  Cabinets-Decrets 
vom  24.  vorigen  Monats  die  wiederholte  Vorstellung  des  Pfarrers  und  der 
Vorsteher  der  römisch-katholischen  Gemeinde  zu  Königsberg,  worinu  diese 
um  BewUigung  der  Kosten  zum  Wiederaufbau  des  eingeäscherten  Pfarr-, 
Cantor-  und  Glöcknerhauses  bitten,  zufertigen  zu  lassen  geruhet.  Indem  ich 
diese  Vorstellung  nebst  der  frühern  bei  AUerhöchstdenenselben  eingereichten 
vom  17.  April  v.  J.,  gleichen  Inhalts,  hieneben  unterthänigst  wiederum  bei- 
füge, bitten  wir  zuförderst  wegen  der  Verzögerung  des  gegenwärtigen  Be- 
richts submissest  um  Entschuldigung.  Die  Verzögerung  fällt  hauptsächlich 
dem  Ost-Preussischen  Officio  fisci  zur  Last,  welches  das  von  dem  ehemaligen 
Ost-Preussischen  Etats-Ministerio  auf  meine,  des  Etats-Ministers  von  Massow, 
Veranlassung  erforderte  Gutachten  zehn  Monate  lang  aufgehalten  hat  und 
mehi'mals  fruchtlos  nnter  wiederholten  Geldstrafen  excitirt  worden. 

Was  die  Sache  selbst  betrift,  so  bemerken  wir  zur  Geschichte  dieser 
Gemeinde  und  der  Kirche  folgendes  unterthänigst: 

Als  E.  K.  M.  Vorfahr  in  der  Regierung,  der  Kurfürst  Johann  Siegis- 
mund  von  Brandenburg  glorwürdigsten  Andenkens,  bei  der  Krone  Polen  die 
Beleihung  zu  Lehn  mit  dem  Herzogthum  Preussen  auswürkte,  erklärte  sich 
derselbe  in  der  damals  ausgefertigten  sogenannten  Cautions-Schrift  für  die 
Churfürstliche  Abgesandten  auf  dem  Warschauer  Reichstage  im  Jahre  1611 
in  Betreff  der  katholischen  Kirche  zu  Königsberg  unter  andern  dahin: 

Vi,   authoritate  praesentium  literarum   nostrarum   recipimus,   promit- 

timus,  spondemus  in  usus  hosce  Religionis  Catholicae  Romanae  unum 

templum,    cujus  jiista   capacitas  sit,    latericium   seu  ex   lapide,    loco 

decente   et  honesto.     Coemeterium   item   circumcirca,    et   campanile, 

ad  summum   intra   triennium    nostro    sumtu   exstructiiros.      Similiter 

etiam  juxta  templum  domum  et  habitationes  necessarias  et  commodas 

pro  Parochis  et  ministris  tam  ejus  quam  ecclesiae  intra  suprascrip- 

tum  tempus. 

Auf  den  Grund  dieser  von  den  Ständen  und  der  Krone  Polen  angenommenen 

Erklärung  ward  denn  auch  die  von  dem  Kurfürsten  selbst  vollzogene  Erec- 

tions-Urkunde  vom  12.  May  1612   für   die  katholische  Kirche  ausgefertigt, 

und    in    derselben,    die   wir   hieneben   unterthänigst   in   Abschrift   beifügen, 

ausdrücklich  bestimmt, 

dass   binnen   3   Jahren   zu   Königsberg    an   einem    schicklichen   und 
anstäadigen  Ort,  den  Lehns- Verträgen  mit  der  Krone  Polen  gemäss, 

1)  Cfr.  No.  198. 


Königsberg  i/Pr.  255 

eine  steinerne  Kirche  nebst  Glockenthurm,  Kirchhofe  und  den  noth-  „^     ,,. 

'  Nov.  2o 

wendigen  und  bequemen  Wohngebäuden  für  den  Pfarrer  und  für  die 

übrigen  Bediente   desselben   und  der  Kirche  errichtet  werden  sollte. 
Es  heisst  ferner  dariun: 

In  Rücksicht  des  Patronat-Rechts  wollen  Wir  und  Unsere  Naolifolger 
diese  Kirche  und  die  übrigen  Gebäude  jederzeit  auf  Unsere  Kosten 
in  Dach  und  Fach  zu  unterhalten  schuldig  und  verbunden  seyn. 
Beide  vorgedachte  Documente  sind  zwar  von  uns  nicht  originaliter  einge- 
sehen worden,  das  letztere  soll  bei  dem  Brande  der  KLrche  verlohren  ge- 
gangen seyn,  indessen  lässt  sich  deren  Authenticität  nicht  wohl  bezweifeln, 
da  sie  in  mehrern  Abschriften,  sowohl  in  den  Acten  des  ehemaligen  Etats- 
Ministerii  zu  Königsberg  als  in  den  Acten  des  hiesigen  Geheimen  Archivs 
und  in  den  letztern  noch  überdies  ein  Original-Schreiben  des  Königs  von 
Polen  vom  15.  April  1614  vorhanden  ist,  worin  derselbe  den  Kurfürsten 
bittet,  dass  die  Pacta  couventa  in  dieser  Rücksicht  erfüllt  und  mit  dem  Bau 
der  katholischen  Kirche  bald  vorgegangen  werden  möge. 

Der  Wehlausche    Friedensschluss   vom   Jahre    1G57    mit   dem   grossen 
Chui'fürsten  bestätigte  endlich  diese  Stiftung  nochmals  dahin: 

dass  die  Kirche  in  Königsberg  mit  ihrem  Kirchhofe  und  andern  dazu 
gehörigen  Grundstücken  bei  ihrer  Fundation  und  ihren  Gerechtsamen 
in  demjenigen  Zustande,  wie  sie  vor  dem  Kriege  gewesen  und  seyn 
sollen,  verbleiben  solle. 
Dass  die  Kirche  und  die  übrigen  Wohngebäude  für  Pfarrer  und  Kirchen- 
bediente aus  den  LandesherrHchen  Fonds  erbauet  worden,  lässt  sich  nicht 
bezweifeln,  auch  ergeben  die  Acten  und  die  bei  der  Kammer  geführten 
Rechnungen,  dass  der  Landesherr  seine  Verbindlichkeit  zur  Unterhaltung 
der  Kirche  und  der  Kirchen-Gebäude  jederzeit  anerkannt  habe,  indem  unter 
andern  im  Jahre  1669  =  1100  Rthlr.  aus  dem  fiskalischen  Straf-Fonds, 
von  dem  Jahre  1661 — 1718  ebenfalls  in  verschiedenen  Posten  8162  Fl. 
20  Gr.  pr.,  in  den  Jahren  1730—1734  =  1305  Rthlr.  und  im  Jahre  1760 
nnd  1762  zur  Zeit,  als  russische  Trappen  das  Land  besetzt  hielten,  965  Rthlr. 
57  Gr.  zui'  Reparatur  der  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schul-Gebäude  angewiesen 
worden.  Vor  dem  grossen  Brande,  der  im  Jahre  1764  einen  bedeutenden 
Theil  der  Stadt  Königsberg  verwüstete,  besass  die  Kirche  9  eigenthümliche 
Häuser.  Sieben  von  diesen,  die  in  der  Nähe  der  Kirche  standen,  wurden 
nebst  dieser  ein  Raub  der  Flammen.  Zur  Bestreitung  der  Kosten  für  den 
Wiederaufbau  der  Kirche  ward  gleich  nach  dem  Brande  eine  General- 
CoUecte  und  hinterher  auch  mittelst  höchster  Cabinets-Resolution  vom  25. 
August  1779  zum  Wiederaufbau  der  abgebrannten  Pfarr-  und  Schul- 
Wohnung  eine  Haus-  und  Kirchen-Collecte  bewilligt.  Der  Betrag  der  erstem, 
welcher  sich  nur  auf  1236  Rthlr  belief,  reichte  aber  nicht  hin,  um  die 
Kosten  des  Baues  zu  bestreiten;  deshalb  ward  von  der  Gemeinde  der  nach 
der  Versicherung  der  Ost-Preussischen  p.  Kammer  nur  unbedeutende  Ertrag 
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1804  _  ^Qj,  letztern  zu  den  Bau-Kosten  der  Kirche   zu  Hülfe  genommen.     Ausser- 
Nov.  2o 

dem  erbauete  die  Gemeinde  mit  Hülfe  des  aus  dem  Verkaufe  der  zwei  übrig 

gebliebenen,   in   einem   entfernten   Thcile   der  Stadt   belegenen  Grundstücke 

gelöseten  Kaufgeldes  successive  4  neue  Gebäude,  von  denen  eins  jetzt  zur 

Wohnung  des  Pfarrers  und  der  Kapläne,  das  2**'  zur  Wohnung  des  Cantors 

und  Glöckners  benutzt  und  die  beiden  andern  zum  Besten  der  Kirchen-Gasse 

vermiethet  werden.     Zu  allen  diesen  Bauten  ist  nicht  das  Mindeste  aus  E. 

K.  M.  Gassen  verabreicht  worden. 

Das  Gesuch  des  Pfarrers  und  der  Kirchen-Vorsteher  geht  nunmehro 
dahin : 

dass  das  in  dem  Brande  vom  Jahre  1764  eingeäscherte  Pfarr- Wohn- 
haus sowie  die  gleichfalls  eingeäscherte  Schul-,  Cantor-  und  Glöckner- 
Wohnung  auf  E.  K.  M.  Kosten  retablirt  werden  möge. 

Dieses  Gesuch  haben  E.  K.  M.  zwar  schon  auf  den  Antrag  des  General- 
Directorii  mittelst  Höchster  Cabinets-Resolution  vom  17.  April  1800  zurück- 
zuweisen geruhet,  und  eben  so  haben  wir  aus  einer  von  E.  K.  M.  an  die 
Supplicanten  unterm  5.  Januar  1801  erlassenen  Resolution  ersehen,  dass 
Allerhöchstdieselben  die  Willfahrung  des  Gesuchs  bis  dahin  auszusetzen 
geruht  haben,  dass  das  General- Directorium  Mittel  zu  dessen  Genüguug 
finden  werde;  indessen  hat  sich  die  Gemeinde  dadurch  nicht  abhalten  lassen, 
E.  K.  M.  von  neuem  unmittelbar  um  die  Bewilligung  der  Kosten  anzutreten.' 
Unsers  unvorgreiflichen  Dafürhaltens  kann  die  Verpflichtung  des  Staats  zum 
Wiederaufbau  der  genannten  Kirchen-Gebäude  nicht  wohl  in  Zweifel  gezogen 
werden,  indem  die  oben  sub missest  allegirten  Stellen  der  Landes- Verträge 
mit  der  ehemaligen  Krone  Polen  und  der  Fundations-Ürkunde  der  Kirche 
solche  unsers  Erachtens  ganz  deutlich  bestätigen. 

Zwar  begründet  das  Jus  patronatus  nach  den  allgemeinen  Rechten  nur 
die  subsidiarische  Verpflichtung  des  Patrons  zum  Bau  und  zur  Unterhaltung 
der  Kirchen-  und  Pfarr-Gebäude,  im  Fall  die  Kirche  selbst  nicht  des  Ver- 
mögens seyn  sollte,  und  auch  in  diesem  Falle  muss  die  Gemeinde  mit  dem 
Patron  gemeinschaftlich  nach  den  in  den  Gesetzen  bestimmten  Verhältnissen 
zu  den  Geldbeiträgen  concurriren.  Wir  haben  deshalb  auch  Pfarrer  und  Vor- 
steher eventualiter  darüber  vernehmen  lassen,  ob  nicht  die  Kirchen-Gasse  und 
Gemeinde-Mitglieder  im  Stande  und  bereit  Avären,  die  Kosten  ganz  oder  zum 
Theil  zu  übernehmen,  allein  beide  haben  hierauf  entgegnet  und  durch  Produc- 
tion  der  Kirchen-Rechnung  bescheinigt,  dass  die  Miethen  der  der  Kirche 
eigenthtimlich  gehörigen  Grundstücke  (denn  baare  Capitalien  besitzt  dieselbe 
nicht)  und  die  unfixirten  Kirchen-Einkünfte  kaum  hinreichten,  um  die  Gehälter 
der  Kirchen-Bediente,  die  Zinsen  der  Schulden  und  den  Aufwand  des  äussern 
Religion s-Cultus  zu  bestreiten;  beide  haben  das  von  der  Ost-Preussischen 
p.  Kammer  als  wahr  bescheinigte  Unvermögen  des  grossesten  Theils  der 
Gemeinde -Mitglieder  vorgeschützt;  beide  haben  sich  endlich,  und,  wie  uns 
dünkt,  nicht  ohne  rechtlichen  Grund,  darauf  bezogen,  dass,  da  der  Staat  ein- 
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mal  unbedingt  die  Unterhaltung  der  Kirche  und  Kirchen-Gebände  in  baulichen  j^J^  25 
Würden  übernommen  habe,  weder  der  Kirche  noch  der  Gemeinde  ungemuthet 
werden  könne,  noch  ausser  den  bedeutenden  Zuschüssen  zum  Wiederaufbau 
der  abgebrannten  Kirche  neue  Beiträge  zum  Bau  eines  Schul-  und  Pfarr- 
hauses zu  leisten.  Es  dürfte  bei  diesen  Umständen  unsers  unvorgreillichen 
Dafürhaltens  auch  nichts  releviren,  ob  die  vorhandenen  Gebäude  zur  Wohnung 
des  Pfarrers,  des  Schullehrers  oder  Cantors  und  des  Glöckners  hinreichend 
sind  oder  nicht.  Jene  Gebäude  sind  ohne  alle  Beihülfe  des  Staats  erbauet 
und  dahero,  wie  uns  dünckt,  als  ein  separates  Eigenthum  der  Kirche  und 
der  Gemeinde  zu  betrachten;  der  Staat  hat  in  der  Erektions-Urkunde  und 
in  den  Verträgen  die  Verpflichtung  übernommen, 

die  nothwendigen  und  bequemen  Wohnungen  für  Pfarrer  und  Kirchen- 
diener zu  erbauen  und  jederzeit  aus  eigenen  Mitteln  zu  erhalten, 
auch  findet  sich  in  den  Acten  durchaus  nicht,  dass  in  den  vorigen  Zeiten, 
80  oft  Kosten  zur  Reparatur  bewilligt  worden,  auf  den  Vermögens-Zustand  der 
Kirche  Rücksicht  genommen  wäre.  Bei  dieser  Lage  der  Sache  dürfte  denn 
auch  die  Gemeinde  nicht  grade  verpflichtet  seyn,  jene  Gebäude  dem  Pfarrer 
und  den  Kirchenbedienten  zur  Wohnung  einzuräumen,  und  die  allgemeine 
gesetzliche  Regel  scheint  nach  der  Bestimmung  des  Allgemeinen  Land-Rechts 
Thl.  2  Tit.  11  §  710  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  Anwendung  zu  finden. 

Die  Kosten  zum  Wiederaufbau  des  Pfarr-Gebäudes  sind  nach  dem 
unterthänigst  beigefügten,  vom  Ober-Bau-Departement  revidirten  Riss   und 

Anschlag  auf 4503  Rthlr.   371/2  Gr. 

die  Kosten  zum  Wiederaufbau  der  Schule,    Cantor- 
und  Glöckner-Wohnung  nach  dem  beiliegenden  Riss 

und  Anschlage  auf 3247      -       54 V2    - 

Summa  auf     7751  Rthlr.     2       Gr. 
aasgebracht. 

Die  Diflerenz  der  erstem  Summe  mit  derjenigen,  die  in  dem  Bericht 
des  General-Directorii  vom  24.  März  1800  nachgesucht  wurde,  rührt  daher, 
weil  seit  Anfertigung  des  ersten  Anschlages  die  Preise  des  Arbeitslohns 
und  der  Materialien  in  Königsberg  sehr  gestiegen  sind  und  in  der  Innern 
Construction  des  Gebäudes  einige  Abänderungen  für  nothwendig  erachtet 
worden.  Zur  Beistreitung  dieser  Kosten  reichen  die  gewöhnlichen  Domainen- 
und  Kirchen-Bau-Fonds  nicht  zu,  indem  diese  alljährlich  durch  gleich 
dringende  und  nothwendige  Domainen-  und  lutherische  Kirchen-  und  Pfarr-  • 
Bauten  absorbirt  werden. 

Wenn  dahero  E.  K.  M.  auf  das  Gesuch  der  katholischen  Gemeinde 
hnldreiche  Rücksicht  zu  nehmen  geruhen  wollen,  welches  Wir  Allerhöchst- 
dero  weisesten  Ermessen  lediglich  unterthänigst  anheimstellen,  so  wtlrden 
wir  unterthänigst  darauf  antragen: 

dass   vorgedachte   Bau-Kosten    huldreichst   extraordinair  aus   AUer- 
höchstdero  Dispositions-Casse  bewilligt  werden  mögen. 

Granier,  Preassen  and  die  kath.  Kirche.    IX.  17 
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^804  2ur  Ausschreibung  einer  nochmaligen  Haus-  und  Kirchen  -  Collecte  scheint 
uns  die  Sache  nicht  angethan,  indem  deren  Betrag  gewöhnlich  nui-  sehr 
kärglich  ausfällt  und  es  an  sich  wohl  nicht  zulässig  ist,  dass  zu  einem  und 
eben  demselben  Bau  zwei  CoUecten  ausgeschrieben  werden.  Sollten  E.  K. 
M.  indessen  deren  Ausschreibung  zu  befehlen  geruhen,  so  würden  wir  hier- 
nach das  Erforderliche  verfügen  und  die  aufgekommenen  Beiträge  E.  K.  M. 
Dispositious-Casse  extraordinair  wieder  berechnen  lassen.« 

Dec.  6  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»6.  December  1804. 
In  der  Art  zu  accordiren,   dass    die   erforderliche  Summen   in  zweyen 
Posten  1805  und  1806  auf  den  Meliorations-Plan  zu  bringen.« 


Nov.  26  772.    Bericht  des  Gesandten  Marquis  de   Lucchesini.    Paris  1804 

November  26. 

R.  XI.  Rom.    Ausfertigung. 

Ansichten  des   Kur-Erxkanxlers  über  das  ahxuschliessende  Konkordat.    Der  Papst 
wolle  in  Paris   wohl  darüber   verhandeln,   der  Äbschh4ss  aber  müsse  in  Regensburg 

erfolgenA) 

»Dans  le  premier  entretien  que  j'ai  eu  avec  l'Electeur  archichancelier, 
ce  Prince  me  dit  avoir  communiquö  avant  son  depart  de  Ratisbonne  au 
Comte  de  Goertz,  pour  qu'il  le  transmit  au  Ministere  de  V.  M.,  le  projet 
du  nouveau  Concordat  eutre  les  Etats  catholiques  de  l'Empire  et  la  Cour 
de  Rome  qu'il  se  propose  de  faire  agreer  au  Pape  par  l'intervention  et 
avec  l'influence  de  l'Empereur  Napoleon,  s^parant  entierement  de  ce  qui 
fait  l'objet  de  ses  soius  les  int^rets  de  la  Cour  de  Vienne  et  de  Berlin  ä 
r^gard  des  sujets  Catholiques  de  leurs  provinces  allemandes.  L'Electeur 
a  cru  avoir  donn^,  taut  ä  V.  M.  qu'ä  l'Empereur  d' Antriebe,  une  preuve  de 
son  respect  pour  les  droits  que  les  grandes  Puissances  ont  raison  d'exercer 
Sans  aucun  intermödiaire  sur  le  Clerg^  catholique  de  leurs  Etats.  De  cette 
fagon  l'on  considörait  en  Allemagne  trois  ^glises  sdpar^es,  l'^glise  autrichienne, 
l'^glise  Prussienne  et  celle  des  autres  pays  Catholiques  de  l'Empire.  S.  A. 
E.  pr^tend  que  les  droits  M6tropolitains,  attach^s  ä  sa  qualitö  de  premier 
Archeveque  d'AUemagne  et  qui  parait  lui  etre  confirm^e  par  le  dernier 
rec^s  de  l'Empire,  l'autorisent  ä  s'en  assurer  l'exercice  sur  ces  derniers. 
Dispos6,  d'apres  ce  qu'il  m'a  dit,  ä  faire  le  sacrifice  des  droits  diocesains 
qu'il  aurait  eu  sur  quelques  parties  des  Etats  de  l'Electeur  de  Bavifere  et 
d'autres  Prince  d'AUemagne,  il  doit  avoir  propos(5  lui-meme  dans  le  projet 
du  nouveau  Concordat  l'ötablissement  de  plusieurs  övech^s,  dont  la  Juris- 
diction coinciderait  avec  les  limites  des  souverains  auxquels  appartiendraient 
leurs  diocfeses  respectifs.     Le  point,  sur  lequel  il  me  parait  que  l'Electeur 


1;  Cfr.  No.  760  und  775. 
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soit  parvenu  h  s'assiirer  de  l'intervention  de  rEmpereur  des  Fran^ais,  c'est  t^^^^« 
radmission  de  son  droit  mc'itropolitaiu  de  la  part  de  l'Electeur  de  Bavifere 
qui  ne  paraissait  pas  trop  dispose  ä  lui  en  acoorder  l'exerclce  dans  sea 
^tats.  Au  reste  le  Pape  a  fait  pr^venir  par  Monsieur  Tronti  Son  Altesse 
Electorale  que  pendant  son  sejour  en  France  il  pourrait  di.scutcr  et  arrßter 
meme  un  projet  de  concordat,  mais  qu'il  croirait  wanquer  degards  pour 
TEmpereur  d'AUemague  et  ;\  l'Empire,  en  admettant  qu'une  transaction 
qui  doit  recevoir  ensuitc  la  Sanctiou  de  la  Diete  de  Ratisboune  et  la  rati- 
fication  du  Chef  de  l'Empire  Germauique,  fut  conclue  et  signee  ailleurs  qu'ä 
Ratisbonne  meme.  Ainsi  quelque  autorite  que  l'Empereur  des  Fran^ais 
airaät  ä  exercer  sur  les  resultats  de  cette  ndgociation,  il  restera  toujours 
aux  Etats  d'Empire,  s'il  regne  assds  d'accord  entre  enx  sur  cet  objet,  le 
teras  et  l'occasion  de  mettre  Opposition  aux  points  du  projet  qui  blesseraient 
l'autorite  souveraine  ou  les  libertes  de  l'^glise  germanique.  Le  Chanoine  de 
Sternberg,  dont  on  pretend  que  l'Electeur  Archichancelier  serait  disposö  ä  se 
faire  ensuite  un  coadjuteur,  et  le  Conseiller  Kolborn  auront  avec  les  Cardi- 
naux  Antonelli,  Borgia  et  de  Petra  [Pietro]  la  haute  main  h  cet  ouvrage.«  .  .  . 

Gab  in  et  9 -Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  24.  November  1804,  No  769.  Nov.  27 


773.     Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  und  Nov.  29 
V.  Massow.     Berlin  1804  November  29. 

R.  S'J.  5S.  N.    Ausfertigung.    Concept,  von  Küster,  in  R.  34.  67. 

Die  Einkünfte  des  Frhrn.  v.  Spiegel  als  Dom-Dechanten  sollen  nicht  bexehntet  werden. 

>In  der  .  .  .  Immediat-Eingabe  hat  der  Domdechant  zu  Münster,  Frei- 
herr von  Spiegel,  gebeten,  dass  bei  der  angeordneten  Bezehutigung  des 
reinen  Einkommens  des  dortigen  Domkapituls  ihm  diejenigen  Einkünfte, 
welche  er  ausser  der  eigentlichen  Präbende  noch  für  seine  Decanatstelle 
beziehe,  frei  und  unverkürzt  gelassen  werden  möchten. 

Um  unsern  darauf  von  E.  K.  M.  .  .  .  erforderten  Bericht  vollständig 
erstatten  zu  können,  ist  zuförderst  mit  dem  Staatsminister  von  Angern  wegen 
desjenigen,  was  etwa  das  Organisationsdepartement  bei  der  Sache  zu  be- 
merken haben  möchte,  Rücksprache  genommen  und  auch  von  den  Gesandt- 
schaften zu  Regensburg  und  München  Auskunft  eingezogen  worden,  was  für 
Grundsätze  in  dergleichen  Fällen  überhaupt  von  Seiten  des  Erzkanzlers, 
des  Münchener  Hofes  und  sonst  im  Reich  angenommen  und  befolgt  würden. 
Nachdem  die  Antworten  allerseits  eingegangen  sind,  so  verfehlen  wir  nicht, 
folgendes  ...  zu  berichten: 

In  dem  Reichsdeputation s-Recess  ist  bei  der  Bestimmung  §  53,  dass 
den  Dom-Capitularen,  Digiiitarieu  und  Canonicis  neun  Zehntheile  ihrer  Ein- 
künfte zur  Snstentation  zu  lassen  seien,  mithin  \\„  von  den  Landesherrn 
eingezogen  werden  könne,  der  Domdechauteu  keine  nahmentliche  Erwähnung 

17* 
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1804     gethan  und  überall  ihretwegen  nichts  specielles  bestimmt  worden.    Es  lässt 
Nov.  29 

sich  indess   nach   den   Principieu    des   Canonischeu   Rechts   die  Dechanten- 

stelle  als  ein  officium  curatum  von  den  übrigen  Dignitäten  und  Präbenden 

wohl    unterscheiden    und    das   Einkommen,    welches    gewöhnlich   mit    einer 

solchen  Stelle,  abgesondert  und  unabhängig  von  der  eigentlichen  Capitular- 

Präbende,  verbunden   ist,    als   ein   salarium   pro   labore   betrachten,    da   der 

Dechant  nicht  blos  den  gewöhnlichen  Chordienst,  wie  die  übrigen  Capitularen, 

zu  verrichten  hat,  sondern  auch  Priester  seyn  muss,  und  als  pastor  primarius 

der  Domkirche  und  Vorsteher   des   Capituls   die   Aufsicht   über   das   Ganze 

und  die  Administration  des  Capitular-Vermögens  hat.     Es  dürfte  daher  der 

Billigkeit  wohl  entsprechen,    die  eigentlichen  Decanat- Einkünfte   (nicht  die 

der  Capitularpfründe)  von  jener  Bezehutigung  frei  zu  lassen. 

Diese  nämlichen  Gesichtspuncte  hat  auch  der  Churfürst-Erzkanzler  und 
die  von  ihm  niedergesetzte  Sustentatious-Commission,  so  wie  der  Kurfürst 
von  Baden  zu  Gunsten  der  Domdechauten  angenommen  und  befolgt.  Nur 
der  Kurfürst  von  Pfalzbaiern  hat  letztere  in  seinen  Entschädigungs-Landeu 
der  Bezehntigung  durchgehends  unterworfen,  jedoch  auf  der  andern  Seite 
ihnen  und  den  andern  Capitularen  die  als  Pension  gelassenen  neun  Zehu- 
theile  meistens  um  etliche  100  Gulden  erhöhet. 

In  dem  vorliegenden  Fall  dürfte  übrigens  der  Freiherr  von  Spiegel, 
als  ein  verdienter  und  achtungswerther  Mann,  einer  huldreichsten  Rücksicht 
wohl  würdig  seyn.  Nur  tritt  noch  die  Betrachtung  ein,  dass  das,  was  ihm 
bewilligt  wird,  Exemplificationen  zur  Folge  haben  und  die  andern  Dom- 
dechanten  zu  Hildesheim  und  Paderborn  und  selbst  die  Dechanten  der 
Collegiatstifter  zu  ähnlichen  Reclamationen  veranlassen  möchte.«   .  .  . 

Dec  15  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»15.  December  1804. 
Bei  diesen  Umständen  soll  das  Gesuch  des  Supplicanten  bewilligt  werden. 
Expediatur 

1.  an  Supplicanten, 

2.  an  Referenten  und  p.  von  Angern,  dass  bey  den  zu  erwartenden 
Exemplificationen,  wenn  dabei  dieselben  Gründe  der  Billigkeit  zutrefl'en, 
nach  gleicher  Maxime  entschieden  werden  soU.« 

Hiernach  Cabinets-Ordres  an  Spiegel  und  an  Hardenberg,  Massow 
und  Angern,  Berlin  1804  December  15. 

R.  89.    Uinöten  des  Cabinets. 

Die  Korrespondenz  Hardenberg's  mit  Massow  hierüber  in  R.  34.  146.  M.  a. 


Dec.  1  Cabinets-Ordre  an  Hoym  s.  unter  dem  24.  November  1804,  No.  770. 
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Cabinets-Ordrc    an   Schroetter    und   Massow   3.  unter   dem  25.  No- 
vember 1804,  No.  771. 


1804 
Dec.  6 


Eescript  an  Goertz  s.  unter  dem  2.  November  1804,  No.  764.  Dec.  7 

774.     Schriftwechsel   des  Geistlichen  Departements  mit  der  Glogau-    Dec.  8 
ischen  Oberamtsregierung  und  mit  dem  Staats-Minister  Graf  Hoym.    1804 
und  1805. 

R.  47.  5.  a.  1. 

Den  Sehlesischen  Ober'Amts-Regiei-ungen   steht  bri  Catholieis  die  Confirmation  der 
Bischöflichen  Dispensationen  xur  Ehe  in  Qradibus  jjrohibitis  quoad  Effectus  civiles  xu. 

Die  Glogauische  Oberamtsregieruug.    Glogau  1804  Deceinber  8. 

Ausfertigung,  gez.  V.  Cocceji ;  Fülleborn;  Jagwitz;  Mockcl  v  Hemsbach;  v.  Grevenitz;  Friedel; 
Herckel;  r.  Ledebnr;  Erbkam;  Kuhn. 

»E.  K.  M.  haben  geruhet,  in  einem  au  das  Breslausche  Ober-Consi- 
storium  unterm  13.  Jauuar  curr.  erlassenen,  uns  sub  dato  eodem  zu  unserm 
Nachverhalt  communicirteu  Rescript  bey  der  Gelegenheit,  dass  das  besagte 
Ober-Consistorium  die  Verordnung  wegen  des  Abmahuens  gegen  deu  Miss- 
brauch des  Brandtwein-Trinkens  auch  der  Catholischen  Geistlichkeit  seines 
Departements  publicirt  hatte,  vestzusetzen : 

dass,  da  nach  dem  ßessort-Reglement  alle  Catholische  Ecclesiastica 
von  denen  Cammern  und  dem   Finanz-Departement  ressortiren,   und 
blos  was  Kirchen-Collecten  und  Populations-Tabelleu  betrifft  vor  die 
Ober-Amts-Regierungeu  (nicht  die  Über-Consistoria)  gehören,  in  Zu- 
kunft abseiten  derer   Regierungen   die  Verfügungen   in    Catholischen 
Ecclesiasticis   ausser  in   Collecten    und    Populations-Tabellen   Ange- 
legenheiten cessiren  sollen. 
Dieses  veranlasset  uns  .  .  .  anzufragen:    ob  diese  Bestimmung  auf  die 
zeithero    selbst    nach    der    Algemeinen    Gerichts- Ordnung  i)   P.  2.    Tit.  XI. 
§  444    denen  Landes-Justiz-Collegiis   bey   Catholieis    zugekommene    Confir- 
mation   derer   Bischöflichen   Dispensationen    zur  Ehe  in  gradibus  prohibitis 
quoad  Effectus  civiles  auch  Anwendung  finden  soll.« 

Staats-Minister  Graf  Hoym.     Breslau  1805  Januar  18.  lÖOö 

^  Jan. 18 

Ausfertigung. 

>Auf  E.  E.  Geehrtes  vom  28.  December  v.  J.  erwiedre  .  .  . ,  wie  ich 
allerdings  der  Meynuiig  bin,  dass  den  Schlesischeu  Ober-Amts-Regierungen 
die  Confirmation  der  päpstlichen  und  bischöflichen  Ehe-Dispensationen  in 
gradibus  prohibitis  zustehe,  da  Ehe-Sachen  ausschliessend  ihrem  Foro  über- 
lassen sind,  mithin  auch  die  effectus  civiles  der  Ehen  lediglich  ihrer  Be- 
urteilung unterliegen.« 


1    Verschriebeu  für  »Landrecht«. 
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1804 
Dec.  13         775.    Pro  Memoria  des  Geheimen  Legations-Raths  von  Raumer  (für 

den  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg).     Berlin  1804  December  13. 

R.  XI.    Korn.    Concept  von  Kaumer. 

Die  Stellung  Preussens  xu  einem  deutschen  KonkordateA) 
»Die  Sache  wegen  des  Concordats  liegt  itzo  folgendermassen : 
Der  König  hat  die  Gesandten  zu  Paris,  Regensburg  und  Rom  instruirt 

1.  dass  S.  M.  in  Ansehung  aller  Ihrer  Reichs-  und  andern  Lande 
mit  dem  Concordat  nichts  zu  schaffen,  sondern  völlige  freye  Hand 
haben  wollen ; 

2.  dass,  wo  möglich,  auch  das  übrige  Deutschland  damit  verschont 
werde. 

Der  erste  Punct  ist  gewonnen.  Denn  einmal  darf  man  sich  nur,  wie 
bisher,  auf  der  Negative  halten,  und  zweytens  ergeben  wenigstens  die  Pariser 
Berichte,'^)  dass  der  Churfürst  Erz-Canzler  die  Oester reichische,  Preus- 
sische  und  übrige  deutsche  Catholische  Kirche  distinguirt  und  nur  über 
letztere  ein  Metropolitanrecht  üben  will.  Dabey  sollen  die  Territorial- 
und  Diocesangränzen  meist  coincidiren,  die  protestantischen  wie  die  catho- 
lischen  Fürsten  die  Bischöfe  ernennen,  und  in  Ansehung  der  Weihungsbullen 
nimmt  man  sogar  Preussen  und  seine  Verhältnisse  zu  Rom  zum  Muster. 

Ist  einmal  für  das  übrige  Deutschland  das  Concordat  nicht  zu 
vermeiden,  so  sind  jenes  ganz  gute  Puncto,  und  man  kann  wohl,  bey  der 
Unbedenklichkeit  und  Eil  ohne  vorgäugigen  Bericht,  das  Darmstädtische 
Gesuch  ■') 

um  einen  eignen  Landesbischof  zu  eiguer  Nomination 
bey  dem  Erz-Canzler  unterstützen,  doch  mit  grosser  Präcaution   gegen   das 
französische  Gouvernement,  um  gegen  dasselbe  nicht    tiefer  in    die  Materie 
zu  kommen,  als  man  diesseitig  wünscht«.   .  .  . 

Hiernach  ergehen  unter  gleichem  Datum  die  Antwort  Hardenberg's  an 
Schuler  von  Senden  und  Rescripte  an  Lucchesini  nach  Paris  und 
Goertz  nach  Regensburg. 


Dec.  15         776.    Immediat-Gesuch    des    Bischofs   von   Posen,    Graf  Raozynskl. 

Ciazen  1804  December  15. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  282.  a.    Kigenhändige  Änsfertigung. 
Bewerbung  um  das  erledigte  Erxbisthum  One-senA) 
»Si  les  bontes  de  Votre  Majeste,  si  la  clemence  paternelle  dont   cha- 
cun  de  Vos  Sujets,  Sire,  se  glorifie,  ne  m'inspiraient  le  courage  d'approcher 


1)  Cfr.  No.  716.  2)  No.  772. 

3;  Durch   den  auaserordentlichen   Gesandten  Schuler  von  Senden  in  Berlin 
am  10.  December  1804  an  Hardenberg  gerichtet. 
4)  Cfr.  No.  782. 
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du  Treue  de  V.  M.,  je  n'oserais  jjiinais  ni'emaiiciper  jusqu'ii  Lui  pniseuter  ,.'^      .,- 
mes  tres  liurables  demandes.     Mais  teile  est,  Sire,  la  destinöc  des  Souverains 
guid^s  dans  Leur  regne  par  des  vertiis  que,  plus  ils  sont  cheris,  plus  aussi 
on   oublie   liuimeuse    distaucc    qui    existe    entre   le    Mouarque    ot   le   Sujet. 
Voila,  Sire,  le  motif  qui  m'encourage  a  m'adresser  ä  V.  M. 

L'Archevechö  de  Gnesne  etant  de  venu  vacant  aprös  la  mort  du  feu 
Archeveque  Comte  Krasicki,  j'ose  supplier  V.  M.  de  vouloir  bien  uae  le 
couferer.  Je  ue  suis  pas  assez  vaniteux  pour  pretendre  ä  cette  charge 
eminente,  ni  a  raison  de  mes  merites  qui  sont  bien  modiques,  ni  ä  raison 
du  zele  avec  lequel  je  prens  ä  tache  de  me  rendre  utile  a  lEtat  dans  le 
poste,  oü  l'Auguste  Pere  de  V.  M.  m'a  plac6,  car  il  n'est  que  l'accomplisse- 
ment  de  mes  devoirs.  Tous  mes  titres  a  la  charge,  ä  laquelle  j'aspire, 
consistent  dans  le  devouement  toujours  prouvd  et  jamais  dement!  aux  Ordres 
de  V.  M.,  et  dans  l'attachemeut  inviolable  h  Votre  Auguste  Personne,  Sire. 

Ces  titres  peuvent,  je  l'avoue,  m'etre  communs  avec  beaucoup  des  per- 
sonnes,  car  oü  est  celui  qui  pourroit  etre  assez  injuste  pour  ne  pas  sacri- 
fier  sa  vie  pour  un  Souveraiu  comme  Vous,  Sire!  Mais  si  V.  M.  veut  bien 
mettre  dans  la  balance,  oü  Elle  pcaera  mes  titres,  Ses  bontös,  la  balance 
penchera  surement  en  ma  faveur. 

Decidez,  Sire,  de  mon  sort  dans  Voti-e  Sagesse,  je  m'y  soumets  avec 
ime  resignatiou  parfaite;  mais  je  supplie  V.  M.  de  vouloir  bien  croire  que 
Sa  decision  ne  pourra  jamais  augmenter  ni  diminuer  mon  devouement  ä  Ses 
Ordres,  et  mon  attachement  pour  Son  Auguste  Personne.« 

Die  Eingabe  trägt  den  Vermerk  von  Beyme:  »An  den  Staats-Minister 
v.  Voss.     Berlin  20.  December   1804«. 


Cabinets-Ordre  an  Hardenberg  und  Massow  s.  unter  dem  29.  No-  Deo.  lö 
vember  1804,  No.  773. 


777.     Staats-Minister  Graf  Hoym    »an    den  Kabinets-Minister  Frhr.  Dec.  28 
V.Hardenberg«     Breslau  1804  December  28. 

R.  4ii.  B.  IGS.   Ausfertigung.    Concept,  korrigirt  von  Hoym,   in  den   bei  No.  67S   genannten 
Akten  in  Breslau. 

Einverstanden  mit  Hardenberg' s  Selireiben  vom  29.  Oktober  IS 04  ^    wegen  der  Päpst- 
lichen Ztistimmung  xur  Atiffiebung  der  Schlesisehen  Klöster;  nettere  Vorschläge  xur 
allmäligen  Vorbereitung  dieser  Aufhebung. 

.  .  .  »Mit  E.  E.  völlig  einverstanden,  dass  die  Nothwendigkeit  der 
päpstlichen  Zustimmung  nicht  förmlich  anzuerkennen,  jedoch  auch  allen 
nachtheiligen  Einwirkungen  des  römischen  Stuhls  bestens  zu  begegnen,  hatte 
ich  bereits  S.  M.  ein  umständliches  Project  vorgelegt,  nach  welchem  das 
ganze  Kloster-Vermögen  unter  Verwaltung  des  Staats  gesetzt  und  das  jetzt 

1)  No.  763. 
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^^^^«o  lebende  Kloster-Personale  bis  an  seinen  Tod  ernährt,  auch  dem  Gottesdienst 
Dec.  28 

keine   Stöhrung  zugezogen  werden    solte ,   mithin,   da   diese  Administration 

des  Staats  nur  die  temporalia  betraf,  die  Spiritualia  aber  nicht  im  mindesten 
abänderte,  auch  von  Seiten  des  Papsts  keine  Hindernisse  gemacht  werden 
konnten.  Die  aus  dem  gänzlichen  Misrathen  der  Erndte  in  Schlesien  ent- 
standene Besorgnis  eines  grossen  Mangels  und  daher  rührenden  Theurung 
haben  jedoch  S.  M.  *)  bestimmt,  die  ganze  Sache  für  jetzt  bis  zum  Eintritt 
eines  günstigem  Zeitpunkts  auf  sich  beruhen  zu  lassen,  und  auf  Höchst- 
dero  Befehl  sind  auch  verschiedene  Klöster,  die  sich  bei  dem  Verlaut  der 
Einziehung  ihrer  Güter  an  S.  M.  unmittelbar  gewendet,  so  beschieden  worden, 
dass  die  Gemtither  beruhigt,  jedoch  die  Königliche  Disposition  für  die  Zu- 
kunft nicht  gebunden  worden. 

Meines  Erachtens  wäre  das  rathsamste,  wogegen  der  päpstliche  Stuhl 
nichts  wesentliches  einwenden  könnte,  die  Klöster  ferner  subsistiren  zu 
lassen  und 

1.  die  Wirtschaft  der  Güter  unter  specielle  Aufsicht  des  Staats  zu 
nehmen. 

2.  Die  Klostergeistlichen ,  welche  als  Administratores  der  Landgüter 
sich  auf  den  Pfarrtheyen  und  Vorwerkern  aufhalten,  die  Wirtschaft  nicht 
verstehen  und  schlecht  betreiben,  in  ihre  Klöster  zu  weisen,  und  den 
Gottesdienst  auf  diesen  ihren  Gütern  durch  Weltgeistliche  versehen  zu  lassen. 

3.  Denen  Kloster-Geistlichen  auf  Lebenszeit  einen  hinlänglichen  Unter- 
halt zu  geben. 

4.  Die  Bettel-Klöster  von  den  Revenuen  der  besser  dotirten  Klöster 
lebenslang  zu  erhalten,   damit  das  schändliche  Sammlen  aufhöre. 

5.  Keine  Novizen  bei  den  Bettelmönchen  mehr  annehmen  zu  lassen, 

6.  allen  Klostergeistlichen,  welche  das  Kloster  verlassen  wollen,  den 
Austritt  möglichst  zu  erleichtern  und  zu  vergönnen.  Hierdurch  würden  die 
gröbsten  Misbräuche  gehoben,    und  der  Staat   gewönne  in    aller  Rücksicht. 

Da  indessen  S.  M.  dermalen  diese  ganze  Angelegenheit  auf  sich  be- 
ruhen lassen  wollen,  so  ist  deshalb  gegenwärtig  nichts  weiter  zu  verhandeln. 

E,  E.  stelle  daher  .  .  .  auheim,  in  wie  fern  der  p.  v.  Humboldt  zu  in- 
struiren,  nicht  weiter  in  der  Sache  nachzuforschen.« 

1805             Hardenberg    verfügt   demgemäss   an   Humboldt   am    10.  Januar    1805, 
Jan.  10  j^.^   779  

1804  Bericht  von  Humboldt  s.  unter  dem  31.  December  1803,  No.  672. 

Dec.  31 


1    Cfr.  No.  753. 
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778.     Immediat-Bericht   des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin   1805    }^^^ 

.Jan.  8 
Januar  8. 

R.  89.  ;)2.  D.    Ausfertigung. 

Die  bisher  abgeschlagene  Oenehnn'gung  xn  dem  Vergleiche  de?-  Stadt  Blonie  niii  dem 
Bisehofe  von  Albertrandi  wegen  Umrcandlung  ihres  Natural-Oarben-Zehnts  in  eiw. 
Oeldabgabe  kann  nunmehr,  nach  der  allgemein  getroffenen  gesetxlichen  Bestimmung, 

erfolgen  A) 

»In  der  .  .  .  Vorstellung  der  Bürgerschaft  zu  Blonie  ^j  führt  dieselbe 
theils  darüber  Beschwerde,  dass  der  bereits  im  Jahre  1801  mit  dem  Bischöfe 
V.  Albertrandi  als  Archidiaconus  bey  dem  Dom-Stifte  in  Warschau  wegen 
Verwandlung  ihres  demselben  zu  entrichtenden  Natural-Garben-Zehents  in 
eine  Geld-Abgabe  von  2200  Floren  pohlnisch  abgeschlossene  Vergleich  von 
dem  südpreussischen  Provincial-Departement  nicht  genehmigt,  sondern  ihr 
aufgegeben  worden  sey,  statt  des  Natural-Zehents  einen  Sack-Zehenten  zu 
enti'ichten ;  theils  bittet  sie  um  Genehmigung  und  Bestättigung  dieses  Ver- 
gleichs. Das  Verhältniss  dieser  Sache  ist  folgendes:  Der  Natural-Feld- 
Zehente  von  der  Feld-Mark  der  Stadt  Blonie  ist  in  der  Lustration  von  1789 
auf  2200  Floren  pohlnisch  veranschlagt,  der  jedesmalige  Archidiaconus  beym 
Dom-Stifte  in  Warschau  hat  ihn  indessen  nie  in  Natura  erhalten,  sondern 
sich  jährlich  mit  der  zehentpflichtigen  Bürgerschaft  über  ein  Reluitions- 
Quantum  in  Gelde  verglichen.  Im  Jahre  1796  hat  die  Bürgerschaft  sowohl 
die  Abgaben  in  natura,  als  auch  die  Bezahhmg  in  Gelde  verweigert,  und 
erst  nachdem  der  Archidiaconus  bey  der  Warschauer  Regierung  klagbar 
geworden,  ist  ein  Vergleich  in  der  Art  zu  Stande  gekommen,  dass  für 
die  verflossenen  in  Rückstand  gebliebenen  Jahre  der  Archidi.akonus  mit 
2000  Floren  jährlich  zufrieden  gewesen  ist,  für  die  Zukunft  aber  die  Bür- 
gerschaft das  Anschlags-Quantum  von  2200  Floren  zahlen  und  diese  Summe 
auf  ewige  Zeiten  als  ein  Compositum  fixirt  werden  solle.  Diesen  Vergleich, 
insofern  er  die  Zukunft  betrift,  hat  der  Bischof  von  Warschau  als  zuträg- 
lich für  die  Pfründe  bestättigt,  und  die  Warschauer  Cammer  hat  ihn  zur 
Genehmigung  eingereicht. 

Diese  ist  aber  nicht  erfolgt  und  die  Bürgerschaft  zu  Blonie  hat  auf 
ihre  diesfälligen  Gesuche  deshalb  unterm  8ten  März  1802  und  23sten  Januar 
!  vorigen  Jahres  abschlägig  beschieden  werden  müssen,  weil  zu  dieser  Zeit 
noch  keine  allgemeine  gesetzliche  Bestimmung  in  Ansehung  der  Verwand- 
lung des  Natural-Zehnten  in  einen  Geldzehnten  existirt  hat,  und  eine  solche 
Maassregel  wegen  des  immer  steigenden  Werths  der  Dinge  mit  zu  grossem 
Verlust  für  den  Zehent-Berechtigten  verknüpft  seyn  würde,  überdiess  auch 
der  von  Albertrandi  den  Vergleich  auf  ewige  Zeiten  geschlossen,  mithin 
dem  Rechte  der  künftigen  Nachfolger  im  Archidiaconat  präjudicirt  hat. 

Da  aber  E.  K.  M.  durch  die  allerhöchste  Cabinets-Ordre  vom  5ten  April 


1    C'fr.  No.  BDö.  2   4  Meilen  von  Warschau. 
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1805  vorigen  Jahres')  nicht  nur  die  Befugnisse  der  Zehentpflichtigen,  auf  die 
Verwandlung  des  Natural-Feldzehents  der  Geistlichen  in  eine  verhältniss- 
miissige  Geld-Abgabe  anzutragen,  anzuerkennen,  sondern  auch  die  Modali- 
täten, unter  welchen  die  Verwandlung  geschehen  soll,  zu  bestimmen  geruhet 
haben,  so  kann  gegenwärtig  die  Bestättigung  des  zwischen  beiden  Interes- 
senten abgeschlossenen  Vergleichs,  welchen  ich  mit  der  unterthänigsten  Bitte 
um  dessen  Zurückgabe  hier  beifüge,  nach  der  Vorschrift  der  oberwähnten 
Cabinets-Order  mit  der  Einschränkung  auf  zehn  Jahre  erfolgen,  dass  nach 
Ablauf  derselben  die  Geld-Abgabe  den  Markt-Preisen  angepasst  und  ein 
anderweitiges  auf  zehn  Jahre  gültiges  Abkommen  zwischen  den  Interessenten 
abgeschlossen  würde.«   .  .  . 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»14.  Januar  1805. 
Approbirt. « 

Jan.  14  Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1805  Januar  14. 

R.  8'J.    Minuten  des  Cabinets. 


Jau.  10         779.    Rescript  des  Auswärtigen  Departements  an  den  Kammerherrn 
Frhr.   V.  Humboldt  zu  Rom.     Berlin  1805  Januar  10. 

R.  40.  B.  16S.    Concept,  geschrieben  von  Küster,  gez.  Hardenberg. 

Zttstimmung  xu  Humboldi's  Bericht  über  die  Aufhebung  der   Sehlesischen  Klöster; 
doch  soll  diese  Sache  vorläufig  auf  sieh  beruhen. 

»Euer  gründlicher  Bericht  vom  11.  August 2)  v.  J.  hat  Uns  die  dortigen 
Gesichtspunkte  über  die  Angelegenheit  der  Schlesischen  Klöster  näher  kennen 
gelehret.  Wir  finden  in  Euren  Vorschlägen  vollkommene  Zweckmässigkeit, 
und  würden  darauf  einzugehen  nicht  verfehlen,  wenn  überall  diese  Sache 
jezt  weitern  Fortgang  nähme.  Anderweitige  Rücksichten,  die  indess  ausser 
derselben  liegen,  haben  Uns  gegenwärtig  bestimmt,  sie  für  jezt  und  bis 
zu  einem  andern  Zeitpunkt  auf  sich  beruhen  zu  lassen.  Wir  machen  Euch 
dies  bekannt,  damit  Ihr  darnach  weitere  Nachforschungen  und  Bemühungen 
in  der  Sache  einstellet.« 

Jan.  11  780.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Bischof  von  Posen,  Graf  Raczynski. 

Berlin  1805  Januar  11. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  loGti.    Concept,  gez.  Voss. 

Äblehnwig  des  Gesuches,   dem  Domherrn  Cudnicwicx,  die   Wilcxyner  Propstei  tieben 
der  Pfarre  ad  St.  Ädalbertutu  in  Posen  xu  belassen. 

»Euer  p.  danke  ich  verbindlichst,  dass  Dieselben  nach  Dero  .  .  .  Schrei- 
ben vom  26.  V.  M.  u.  J.  Ihr  Offizialat  .  .  .  angewiesen  haben,  die  Resignation 


1;  Cfr.  No.  695.  2   No.  744. 
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des  Domherrn  Cudniewicz  auf   die   Propstei   zu   Wilczyn   anzunehmen    und    ^  ^< 
der  Königlichen  Kammer  in  Posen  zu  übermachen. 

Dies  ist  der  einzige  Weg,  wie  der  p.  Cuduiewicz  zum  Besitz  der  Pfarr 
bei  St.  Adalbert  in  Posen  gelangen  kann,  denn  Euer  p.  Wunsch,  dass  dem- 
selben erlaubt  werden  mögte,  neben  dieser  Pfarre  auch  die  Wilczyuer 
Propstei,  wenigstens  so  lange  er  judex  surrogatus  ist,  per  commendam  be- 
sizzen  zu  dürfen,  bin  ich  bei  aller  Geneigtheit,  mich  Euer  p.  gefällig  zu 
zeigen,  ausser  Stande  zu  erfüllen,  da  der  p.  Cuduiewicz  schon  durch  Con- 
ferirung  der  ihm  convenablern  und  einträglichem  Pfarre  bei  St.  Adalbert 
begünstigt  wird  und  die  Zurücknahme  der  dabei  gemachten  Bedingung  wegen 
Resignirung  der  Propstei  zu  Wilczyn  oder  die  Erlaubniss  zu  deren  Verwal- 
tung durch  einen  Kommendarius  als  eine  Abweichimg  von  den  gesetzlichen 
Vorschriften  zu  sehr  nachteiligen  Exemplifikationen,  zumal  wenn  sie  unter 
E.  E.  protection  geschieht,  Veranlassung  geben  würde,  welche  auf  alle  Weise 
zu  vermeiden  ist.  Ich  kann  daher  nur  bedauern,  bei  dieser  Gelegenheit 
nicht  zeigen  zu  können,  wie  sehr  bereit  ich  bin,  Dero  Wünschen  entgegen 
zu  kommen.«     .  .  . 

Die  Verhandlungen  wegen  dieser  von  Raczynski  sehr  befürworteten 
Kumulation  ziehen  sich  vom  Oktober  18()3  ab  hin.  Die  päpstliche  Er- 
laubniss für  die  Vereinigung  der  Pfarrei  St.  Adalbert  mit  dem  Kanonikate 
erwirkt  die  Regierung  nur  zum  »Effekt  der  Gewissensberuhigung  des  p.  v. 
Cuduiewicz«. 

Rescript  an  die  Südpreussische  Kammer  zu  Posen  d.  d.  1806  März  19. 

a.  a.  0.  

Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  8.  Januar  1805,  No.  778.       Jan.  14 


781.    Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  v.  Voss  und  v.  Massow.  Jan.  16 
Berlin  1805  Januar  16. 

R.  S9.  32.  G.    Ausfertigung. 

Errichtung  und  Dotirung  von  3  Evangelischen  Kirchspielen  im  Amte  DraheimA) 

Die  xustimmende  Randrcrfügung  des  Königs  bestimmt  xttgleich,  dass  der  katholische 

Geistliche  in  Potsdam  der  deutschen  und  der  polnischen  Sprache  mächtig  sein  müsse 

wegen  der  xahlreichcn  polnischen  Gardisten. 

»Die  zu  dem  Hinterpommerschen  Amte  Draheim  gehörende  30  Dorf- 
schaften, in  welchen  gegen  5000  Einwohner  gezählt  werden,  haben  ver- 
möge der  bisher  bestandenen  kirchlichen  Verfassung,  nach  welcher  die 
Kirchen  in  diesen  Gemeinden  als  Tochter-Kirchen  von  der  catholischen 
Pfarr-Kirche  zu  Tempelburg  angesehen  werden,  bei  dem  Mangel  eigner  Pre- 
diger eines  zweckmässigen  Religions-Unterrichts  entbehren  müssen. 


1^  Cfr.  No.  28  und  174. 


2ßg  Urkunde  No.  781. 

1805  ^  Y)a  die  nachtheiligen  Folgen  davon  sich   nicht  selten   in   den   bürger- 

lichen Verhältnissen  dieser  Unterthanen  durch  Mangel  an  Folgsamkeit  gegen 
obrigkeitliche  Anordnungen  und  an  sittlich  guten  Gesinnungen  gegen  ihre 
Mitbürger  geäussert  haben,  so  hat  man  seit  der  Zeit,  dass  die  vormahlige 
Starostey  Draheim  in  anno  1668  vermöge  des  Welauschen  Vertrages  von 
1657  pfandweise  dem  Churhause  Brandenburg  überlassen  wurde,  auf  die 
Verbesserung  des  Religions-Zustandes  in  diesem  Amt  angelegentlich  Bedacht 
genommen. 

Allein  für  diese  Absicht  hat,  so  lange  die  vormalige  Republik  Fohlen 
bestand,  nur  wenig  geschehen  können,  weil  sowohl  in  jenem  Welauschen 
Vertrage,  als  dem  Warschauer  Vergleich  vom  18.  Septbr.  1773  bedungen 
war,  dass  die  römisch-katholische  Religion  in  ihrem  damaligen  Zustande 
erhalten  werden  solle. 

Man  hat  sich  daher  damit  begnügen  müssen,  dass  der  catholische  Propst 
vermögt  worden ,  darunter  nachzugeben,  dass  die  bey  der  evangelischen 
Gnaden-Kirche  in  Tempelburg  angestellte  zwey  evangelische  Prediger 
wechselsweise  alle  viertel  Jahre  in  den  Dorfs-Kirchen  des  Amtes  Draheim 
predigen,  das  Abendmahl  austheilen  und  Trauungen  und  Taufen  verrichten 
können,  wogegen  der  catholische  Propst  das  beträchtliche  Mess-Korn,  Zehen- 
den und  Pröven  von  säramtlichen  ansässigen  Wirtheu  im  Amte  bezogen  hat, 
ungeachtet  selbige  bis  auf  zwey  kinderlose  Hausväter  sämmtlich  evangelisch 
sind  und  sich  überhaupt  unter  der  ganzen  Menschen-Zahl  im  Amte  von 
5000  Seelen  nur  9  catholische  Religions-Verwandte  befinden.  Aeltern  Nach- 
richten zufolge  ist  das  Amt  Draheim  gegen  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
in  vier,  mit  evangelisch-lutherischen  Predigern  besetzte  Kirchspiele  vertheilt 
gewesen.  Nachdem  aber  die  römisch-catholische  Geistlichkeit  im  Jahre  1625 
sowohl  den  evangelischen  Stadt-Prediger  in  Tempelburg,  als  diese  4  Land- 
Prediger  des  Amts  Draheim  vertrieben  hat,  so  hat  selbige  die  Tempel- 
burgsche  Stadt-  zur  Parochial-Kirche  ernannt,  dieser  die  sämmtlichen  11  Amts- 
Kirchen  aus  den  4  Kirchspielen  als  Filial-Kirchen  zugeordnet  und  dem  bei 
jener  angestellten  Propst  alle  Einkünfte  aus  sämmtlichen  Amtsdörfern  zu- 
gewandt. Diese  bei  der  ersten  Besitznahme  der  Starostey  Draheim  in 
anno  1668  vorgefundene  Verfassung  hat  bisher  zufolge  jener  Verträge  zwar 
geduldet  werden  müssen,  indess  war  sie  doch  in  der  Rücksicht  zweckwidrig, 
dass  die  in  dem  Amte  Draheim  aus  5000,  und  in  der  Stadt  Tempelburg 
aus  1700  Seelen  bestehende  Lutherische  Religion s-Parthey  den  catholischen 
Pfarrer  für  die  Seel-Sorge  seiner  aus  120  Personen  in  Tempelburg  und 
9  Personen  im  Amt  bestehenden  Kirchen-Gemeine  grössteutheils  besolden  und 
selbst  einen  hinlänglichen  Religions-Unterricht  entbehren  musste. 

Die  Pommersche  Regierung  und  Kammer  haben    daher  wiederholt  auf| 
Herstellung   der   vormahligen   evangelischen  Kirchspiele   angetragen,  jedoch 
deren  Anzahl  durch  eine  bessere  Vertheilung  der  Gemeinden  statt  der  ur- 
sprünglichen 4  Parochieu  auf  3  eingeschränkt,  um  die  anzustellende  Kirchen- 
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und  Schulbediente  möglichst  zureichend  besolden  zu  können.  Da  durch  die  ^l^']^ 
Auflösung  der  ehemaligen  Republik  Pohlen  die  Verpflichtungen  der  Welauer 
und  Warschauer  Vertrage  nach  der  darüber  eingezogenen  beistimmigen  Mei- 
nung des  Departements  der  auswärtigen  Angelegenheiten  erloschen  sind,  so 
kann  die  Abstellung  eines  kirchlichen  Status  ([uo,  besonders  in  dem  vor- 
liegenden Fall,  wo  die  kleinere  katholische  Kirchen-l'arthcy  zum  Nachtheil 
und  auf  Kosten  der  ungleich  grössern  evangelischen  Kirchen-Parthey  zweck- 
widrig begünstigt  war,  keinem  Bedenken  unterworfen  seyn. 

Wir  finden  uns  daher  verpflichtet,  den  Antrag  der  l'ommerschen  Re- 
gierung und  Kammer  zu  E.  K.  M.  allergnädigsten  Genehmigung  um  so  drin- 
gender ehrerl)iethig3t  zu  unterstützen,  als  Beförderung  mehrerer  Religiosität 
und  Sittlichkeit  und  ein  sorgfältigerer  Unterricht  der  Jugend  in  sämmtlichen 
Gemeinden  des  Amts  Draheim  ein  sehr  wesentliches  Bedürfniss  ist. 

Die  Kosten,  welche  die  Ausführung  dieser  wohlthätigen  Absicht  erfor- 
dert, sind  nach  einer  darüber  angelegten  vorläufigen  Berechnung  nicht  un- 
bedeutend. 

Ausser  freyer  Wohnung  und  einem  jährlichen  Brennholz-Deputat  von 
12  Klafftern  Holz,  welche  jedem  dieser  drey  neuen  Prediger  unentgeldlich 
anzuweisen  seyn  Avürden,  ist  deren  Einkommen  mit  Inbegriff  des  aus  den 
Gemeinden  erfolgenden,  bisher  von  dem  catholischen  Propst  bezogenen  Mess- 
Korns  und  Pröven,  ingleichen  der  Stol-Gebühren  auf  250  bis  300  Rthlr. 
angenommen.  Für  den  in  jeder  Parochie  anzustellenden  Küster  und  Schul- 
meister ist  ein  jährliches  baares  Gehalt  von  72  Rthlr.  ausgeworfen.  Es  hat 
ferner  die  Entschädigung  der  beiden  evangelischeu  Prediger  zu  Tempelburg, 
welche  bisher  die  Gebühren  für  alle  in  sämmtlichen  Amts-Gemeinden  vor- 
gefallene geistliche  Verrichtungen  genossen  haben  und  diese  nach  Anstellung 
besonderer  Prediger  verliehren,  berücksichtigt  werden  müssen,  zu  welchem 
Ende  ihrer  Seel-Sorge  die  nächsten  um  die  Stadt  Tempelburg  gelegenen  5 
Dorfschaften  mit  einem  Einkommen  von  139  Rthlr.  5  Gr.  9  Pf.  zugetheilt  sind. 

Dem  Kantor  und  Organist  zu  Tempelburg  muss  hiernächst  ein  Emo- 
lument  von  10  Schefel  Roggen,  welches  sie  bisher  von  dem  katholischen 
Propst  genossen  haben,  gesichert  werden. 

Endlich  hat  bei  der  Voraussetzung,  dass  bey  künftiger  Erledigung  der 
jetzigen  catholischen  Pfarr- Stelle  zu  Tempelburg  deren  Einkommen  ein- 
gezogen und  zu  obigem  Behuf  verwandt  werden  solle,  auf  die  Besorgung 
des  Gottes-Dienstes  und  des  Religions-Unterrichts  in  der  aus  129  Seelen 
bestehenden  catholischen  Gemeinde  Bedacht  genommen  werden  müssen. 
Vorläufig  sind  in  dieser  Absicht  240  Rthlr.  12  Gr.  ausgeworfen.  Da 
sich  indessen  in  der  Nähe  von  Tempelburg  in  zweyen  Westpreussischen 
adlichen  Dörfern  catholische  Pfarre[n]  befinden,  welche  die  Seel-Sorge  in 
der  kleinen  catholischen  Gemeinde  zu  Tempelburg  gegen  eine  angemessene 
Vergütung  gerne  übernehmen  werden,  so  ist  es  wahrscheinlich,  dass  in  dieser 
letzten  Ausgabe  noch  beträchtlich  erspart  werden  kann.    Ich,  .  .  .  Massow, 


270  Urkunden  No.  781—782. 

T^^^fi  behalte  mir  in  solchem  Falle  vor,  E.  K.  M.  wegen  Verwendung  dieser  et- 
wanigen  Ersparung  zu  Gehalts-Verbesserungen  für  die  sehr  dürftig  besol- 
deten Lehrer  des  Neustettinschen  Gymnasiums  oder,  wenn  ich  für  diese, 
wie  ich  glaube,  aus  den  Mitteln  des  Marien-Stifts  zu  Alten-Stettin  eine 
Verbesserung  vorschlagen  könnte,  zur  bessern  Besoldung  der  für  die  Pro- 
vinz Pommern  und  deren  Militair  in  Stettin  angesetzten  beiden  catholischen 
Prediger,  wovon  einer  nur  sehr  dürftig  und  der  zweite,  dessen  Stelle  daher 
bis  jetzt  nicht  besetzt  werden  können,  gar  nicht  besoldet  ist,  allerunter- 
thänigste  Vorschläge  zu  thun. 

Zur  Bestreitung  aller  jener  vorerwähnten  Erfordernisse  ist  nun  ein  jähr- 
licher Fonds  nöthig  von  1445  Rthlr.  17  Gr.  9  Pf.  Da  die  bey  künftig 
eintretender  Vacanz  der  catholischen  Pfarr-Stelle  zu  Tempelburg  einzu- 
ziehende Einkünfte,  wenn  das  Mess-Korn  und  die  Naturalien  zu  massigen 
Preisen  berechnet  werden,  nur  701  Rthlr.  5  Gr.  9  Pf.  ausmachen  und  durch 
die  Stol-Gebühren  aus  den  Amts-Gemeinden  nach  einer  ungefähren  Angabe 
jährlich  217  Rthh'.  einkommen  dürften:  so  würde  zu  Realisirung  des  ganzen 
Plans  annoch  ein  jährlicher  Betrag  von  527  Rthlr.  12  Gr.  fehlen.  Dieser 
kann  bis  auf  eine  Summe  von  152  Rthlr.  3  Gr.  durch  Einziehung  der 
Rügeuwaldischen  Schloss-Prediger  und  Küster-Stelle  erfolgen,  als  wovon  die 
erste  mit  einem  Gehalt  von  341  Rthlr.  13  Gr.  und  die  letzte  von  33  Rthh-. 
20  Gr.  aus  dem  Rügenwaldischen  Amts-Etat  dotirt  ist. 

Da  es  aber  zu  Beschaffung  jener  152  Rthlr.  3  Gr.  an  allen  sonstigen 
Hülfs-Mitteln  fehlt,  so  muss  ich,  der  Staats-Minister  von  Voss,  allerunter- 
thänigst  antragen,  dass  E.  K.  M.  geruhen  wollen,  solche  aus  dem  Draheim- 
schen  Amts-Etat,  bey  welchem  nach  dem  eben  vestgestellten  neuen  Pacht- 
Anschläge  ein  jährliches  Plus  von  Trinitatis  künftigen  Jahres  mit  552  Rthlr, 
12  Gr.  aufkommen  wird,  ergänzen  zu  lassen.  In  Beti'ef  jener  Rügenwald- 
schen  Stellen  müssen  wir  bemerken,  dass  deren  Einziehung  um  so  unbe- 
denklicher ist,  als  die  zu  der  genannten  Schloss-Kirche  gehörige  Gemeine 
nur  aus  etwa  10  Familien,  welche  füglich  zur  Rügenwaldischen  Stadt-Kirche 
eingepfarrt  werden  können,  besteht.  Der  Schloss-Prediger,  welcher  von  dem 
beschränkten  Nutzen  seiner  Amts-Führung  überzeugt  ist,  ist  dahero  auch 
sehr  bereit,  eine  eben  erledigte  benachbarte  Dorf-Pfarre  anzunehmen,  wo- 
durch dessen  Gehalt  längstens  mit  dem  1.  Septembr.  1805  disponible  seyn, 
und  zusammen  genommen  mit  den  aus  dem  Draheimschen  Amts-Etat  er- 
betenen 152  Rthlr.  3  Gr.  die  Mittel  darbieten  würde,  um  nach  dem  Autrage 
der  Pommerschen  Regierung  wenigstens  eine  Parochie  ohne  Schmälerung 
des  Einkommens  des  katholischen  Propsts  zu  Tempelburg  dotiren  und  er- 
richten zu  können ;  indem  eine  gänzliche  Realisirung  des  vorgetragenen  Plans 
nur  nach  Erledigung  der  Tempelburgschen  katholischen  Pfarr-  und  der 
Rügenwaldischen  Schloss-Küster-Stelle  stattfinden  kann. 

E.  K.  M.  bitten  Wir  unter  dieser  Voraussetzung  um  allergnädigste  Au- 
torisation,  dass 
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1.  in  den  Draheimscheu  Amts-Dörfern    drey   evangelische  Kirchspiele  y      ^g 
hergestellt, 

2.  sowohl  zu  deren  Dotirung,  als  zu  Entschädigung  der  beiden  evan- 
gelischen Prediger  zu  Tempelburg,  imgleichen  der  von  dorn  catholischen 
Propst  besoldeten  Kirchen-  und  Schul-Bcdiente,  auch  zu  Anordnung  eines 
zweckmässigen  Religions-Unterrichts  für  die  catholische  Gemeine,  die  Ein- 
künfte der  Tempelburgschen  catholischen  Pfarr-  und  der  llügenwaldischen 
Schloss-Prediger-  und  Küster-Stelle  in  deren  Ericdigungs-Fall  eingezogen, 
auch  ein  besonderer  Ergäutzungsfonds  von  152  Kthlr.  3  Gr.  von  Trinitatis 
1805  an  auf  den  Draheimscheu  Amts-Etat  vorausgabt  werden  könne, 

3.  endlich  auch  mit  Errichtung  einer  der  vorerwähnten  evangelischen 
Parochien  sogleich  der  Anfang  gemacht  werden  könne,  als  durch  die  be- 
absichtete  Versetzung  des  Rügenwaldischen  Schloss-Predigers  dessen  Ein- 
kommen disponible  wird.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Jan.  22 

>Approbirt  mit  dem  Beyfügen,  dass,  da  S.  M.  es  gern  genehmigen,  dass 
p.  V.  Massow  aus  den  Fonds  des  Marien-Stifts  zu  Stettin  die  nöthigen  Ver- 
l)e3serungen  für  die  sehr  dürftig  besoldeten  Lehrer  am  Gymnasium  zu  Neu- 
stettin vorschlagen  darf,  die  Ersparnisse  an  dem  für  den  katholischen  Gottes- 
,    dienst    in   Tempelburg    reservirten   Fonds   zu   seiner   Zeit  vorgeschlagener- 
i   maassen  verwendet  Averden  können.    Bey  dieser  Gelegenheit  soll  v.  Massow 
aufgefordert  werden,  im  Fall  des  Abgangs  eines  katholischen  Geistlichen  in 
I   Potsdam  an  dessen  Stelle  ein  Subject  zu  proponiren,  das  bey  der,  der  teut- 
j  sehen  und  Polnischen  Sprache  mächtig   ist,   mit  dem  Beyfügen,  dass,  wenn 
j   sich  auch  früher  eine  Gelegenheit  fände,  einen  solchen  katholischen  Geist- 
•  liehen  in  Potsdam  ohne  besondern  Zuschuss  anzustellen,  solche  nicht  unbe- 
I   nuzt  gelassen  werden  müsse,   weil   es  für  die  vielen  unter  den  Garden  be- 
findlichen Polnischen  Soldaten  ein  Bedürfniss  sey. « *) 

Hiernach  Cabinets-Ordrean  Voss  und  Massow,  Berlin  1805  Januar  22, 

R.  SO.    Minuten  des  Cabinets. 


Schreiben  Hoym's  an  Massow  s.  unter  dem  8.  December  1804,  No.  774.  Jan.  18 


782.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin   1805  jan.  ih 
Januar  19. 

R.  y.l  32.  D.   Ansfertignng.     Concopt ,  korrigirt   Ton   Voss:    Gen.-DireMorinm   Sfidprensses. 
j   LUD.  2s2.  a. 

1  Wiederbcsetxung  des  Erxbisihums  Oncsai  und  des  Bist/ntms  Warschau ;  Zmceming 
der  bei  Vereinigung  dieser  beiden  Bisthümer  sich  ergebenden  Ersparnisse  an  den 
Südpreussischen   Schiäfonds.     Für   Oncsen -Warschau   wird  der  jetzige  Bischof  ron 

1)  Cfr.  No.  löH. 
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1805     Posen,    Oraf  Racxynski,  für  Posen  dei-  Dompropst  v.  Malexewski  xu   Onesen  vor- 
geschlagen.'^)     Wahhnodus  heim  Doinkapitel  in  Onesen.    TJebertveisung  einer  Pension 
aus  der  Abtei  Lubin  an  den  Leutnant  Grafen  von  Holienxollern. 

.  .  .  Schlägt  [1.]  die  Ernennung  des  neuen  Erzbischofs  von  Gnesen  mit 
Beilegung  der  Temporalien  vom  1.  Jani  d.  J.  vor. 

.  .  .  »[2.]  .  .  .  Nach  meiner  Ueberzeugung  dürfte  zu  Erreichung  E.  K. 
M.  .  .  .  Intention  2)  mit  dem  Biathum  Warschau  dessen  Verbindung  mit  dem 
Erzbisthum  Gnesen  einer  gänzlichen  Auflösung  vorzuziehen  sein.  Die  Stif- 
tung des  Bisthums  Warschau  mit  päpstlicher  Bestätigung  3)  scheint  mir  noch 
zu  neu  zu  sein,  um  hoffen  zu  können,  dass  der  päpstliche  Stuhl  geneigt 
sein  sollte,  den  geschehenen  Schritt  schon  wieder  zurück  zu  machen.  Alle 
Schwierigkeiten  von  Seiten  des  Oberhaupts  der  römisch-katholischen  Kirche 
werden  aber  vermieden,  wenn  E.  K.  M.  zu  beschliessen  geruhen,  dass  die 
Diözesen  Gnesen  und  Warschau  dergestalt  combinirt  werden,  dass  der  Erz- 
bischof von  Gnesen  zugleich  Bischof  von  Warschau  sei. 

Die  Einkünfte  des  Bisthums  Warschau  betragen  überhaupt  12135  Rthlr. 
15  Gr.  31/2  Pfg-  Sie  bestehen  in  9992  Rthlr.  —  Gr.  11 1/2  Pfg-  au  Com- 
petenz  von  den  zum  Besten  des  Bisthums  eingezogenen  vormaligen  Posen- 
scheu Archidiaconats-Gütern  mit  Zurechnung  eines  Zuschusses  von  5992  Rthlr. 
—  Gr.  IIV2  P%-  ^us  den  Ueberschüssen  von  den  zu  den  Domainen  ge- 
schlagenen geistlichen  Gütern  überhaupt,  und  in  2143  Rthlr.  15  Gr.  4  Pfg. 
an  Competenz  von  der  Commendatur- Abtei  Lubin  ^),  welche  der  verstorbene 
Bischof  von  Miaskowski^)  mit  besessen  hat,  und  diese  Summen  sind  respective 
bei  der  Warschauer  und  Posener  Krieges-  und  Domainen-Casse  etatsmässig. 

Jene  9992  Rthlr.  —  Gr.  11^2  Pfg-  wairden  bei  der  Combination  des 
Bisthums  Warschau  ganz  erspart  werden,  in  Absicht  der  Commendatur- Abtei 
Lubin  und  ihrer  gedachten  Revenuen  aber  proponire  ich  allerdevotest,  sie 
dem  künftigen  Inhaber  des  combinirten  Erzbisthums  und  Bisthums  in  Gnaden 
zu  conferireu,  damit  derselbe  darin  einige  Belohnung  für  die  mit  der  zu 
übernehmenden  Warschauer  Diözese  verbundene  Mühwaltuug,  so  wie  eine 
Schadloshaltung  für  die  damit  verknüpfte  offizielle  Ausgaben  finde  und 
nicht  zu  sehr  gegen  seinen  Vorgänger  gekürzt  zu  sein  glaube,  wenn  er  einen 
grössern  Wirkungskreis  bei  einer  bedeutenden  Verminderung  der  erzbischöf- 
lichen Einkünfte  zu  übernehmen  hat. 

[3.]  Diese  erzbischöflichen  Einkünfte  haben  bisher  41289  Rthlr.  aus- 
gemacht; E.  K.  M.  haben  jedoch  besage  höchster  Cabinets- Ordre  vom  17. 
März  1801^)  bereits  als  Höchstdero  Absichten  entsprechend  erklärt,  dass 
bei  Wiederbesetzung  des  Erzbisthums  dessen  Competenz  auf  30000  Rthlr. 
bestimmt  werde.     Diese  Summe  wird  nach  meinem   submissesten  Ermessen 


1)  Cfr.  No.  776  und  787. 

2)  Cabincts-Ordre  an  Voss  vom  17.  März  1801.  No.  290. 

3}  Cfr.  No.  105,  Anm.  2.  4}  Benediktinerabtei  in  Posen. 

5)  Erster  Bischof  von  Warschau.  6;  No.  290. 
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auch  bei  der  in  Rede  stehenden  Combination  der  Würde  des  Amts  und  den    ,       ^,, 

Jan. 19 
mit  diesem  verbundenen  Ausgaben   genugsam  entsprechen,   und   ich   nehme 

daher  nicht  Anstand,   auf  E.  K.  M.   ...   definitive  Festsetzung  anzutragen: 

dass   das   Einkommen   des   künftigen  Erzbischofs   von  Gnesen   und  Bischofs 

von  Warschau  mit  30000  Rthlr.   Competenz   in   orsterer   und  in  den  2143 

Rthlr.  15  Gr.  4  Pfg.  von  der  Commendatur-Abtei  Lul)in  in  letztrer  Qualität, 

zusammen  also  in  32143  Rthlr.  15  Gr.  4  Pfg.  bestehen  und  davon  die  dem 

Erzbischofe  und  Bischöfe  obliegende  Unterhaltung  der  Consistorien  zu  Gnesen, 

Lowicz  und  Warschau  mit  bestritten  werden  solle. 

[4.]  Wenn  E.  K.  M.  diesem  Antrage  zu  deferiren  nicht  Bedenken  finden, 
so  wird  gegen  bisher  eine  Minderausgabe  an  erzbischöflichen  Competenz- 
geldern  von   11289  Rthlr.  entstehen. 

Schon  in  meinem  .  .  .  Berichte  vom  14.  März  1801 ')  wegen  des  Ab- 
sterbens  des  Grafen  v.  Krasicki  habe  ich  dem  Vorschlage,  seinem  Nachfolger 
die  verminderte  Competenz  anzuweisen,  die  .  .  .  Bitte  hinzugefügt,  dass  die 
dadurch  entstehende  Ersparnis  der  Verstärkung  des  stidpreussischen  Schul- 
fonds gewidmet  werden  mögte;  E.  K.  M.  haben  diesen  Wunsch  damals  nicht 
ausdrücklich  zurückgewiesen,  und  ich  schmeichle  mir  daher,  dass  Allerhöchst- 
dieselben es  nicht  in  Ungnade  aufnehmen  werden,  wenn  ich  mich  jetzt  von 
neuem  für  den  Schulfond  mit  der  .  .  .  Bitte  verwende,  demselben  von  jenen 
11289  Rthlr.  die  runde  Summe  von  jährlich  10000  Rthlr.  huldreichst  zu 
bewilligen. 

Ohne  diese  Beihülfe  ist  der  Schulfond,  ungeachtet  derselbe  gegenwärtig, 
nachdem  die  specielle  Orts-Schulbedürfuisse  den  Ortschaften  selbst  zur  Be- 
streitung aufgelegt  sind,  nur  die  allgemeine  Schul -Bedürfnisse,  als  Schul- 
lehi-er-Seminarien,  gelehrte  Schulen  und  academische  Lehrstühle  nebst 
älteren  Pensionen  und  Verbindlichkeiten  zu  bestreiten  hat,  nicht  im  Stande, 
bei  seiner  eingeschränkten  und  nicht  steigenden  Einnahme  die  hiezu  er- 
forderlichen Ausgaben  zu  liefern,  und  ich  darf  deshalb  und  wegen  des 
Nachteils,  welcher  aus  dieser  seiner  Unzulänglichkeit  für  das  südpreussische 
Erziehungswesen  unausbleiblich  entstehen  müsste,  mit  Zuversicht  hoffen, 
dass  E.  K.  M.  ihm  die  nötige  Unterstützung  nicht  zu  versagen  .  .  .  geruhen 
werden. 

Im  Gewährungsfalle  bleibt  bei  der  Veränderung  mit  den  Einkünften 
des  Erzbisthums  doch  immer  noch  eine  Ersparnis  von  1289  Rthlr.  und 
bei  Warschau  von  9992  Rthlr.  —  Gr.   11 1/2  P%- 

[5.]  Bei  Gelegenheit  der  Errichtung  des  Bisthums  Warschau  ward  für 
dessen  Bischof  das  Primatial-Palais  in  Warschau  zur  Residenz  bestimmt, 
welches  ehemals  dem  jedesmaligen  Erzbischof  von  Gnesen  als  Primas  ge- 
widmet war;  der  letztverstorbene  Erzbischof  behielt  dahingegen  zu  seinem 
Wohnsitz  nur  das  in  Skierniewice  befindliche  Landschlos  nebst  Garten.    Da 


1^  No.  289. 

dränier,  Prenssen  und  die  katb.  Kirclie.    IX.  18 
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1805  2u  Gnesen  nur  Ruinen  einer  ehemaligen  erzbischöflichen  Residenz  vorhanden 
sind,  30  dürfte  umsomehr  bei  der  künftigen  Vereinigung  des  Erzbisthums 
und  Biöthums  dem  Inhaber  das  Warschauer  Primatial- Palais  zugleich  mit 
dem  zu  Skierniewice  zu  überlassen  und  derselbe  dagegen  ausdrücklich  zu 
einer  jährlichen  Residenz  von  3  bis  4  Monaten  zu  Warschau  zu  verpflich- 
ten sein,  um  dieser  von  ihrer  ehemaligen  Grösse  so  sehr  herabgesunkenen 
Stadt  einen  Teil  des  unvermeidlichen  erzbischöflichen  Aufwandes  zuzu- 
wenden. 

[6.]  Was  nun  die  Wahl  des  Subjekts  zu  den  in  Rede  stehenden  combinirteu 
Würden  betrift,  so  kann  ich  als  qualificirte  Caudidaten  nur  vorzüglich  den 
Bischof  von  Posen,  Grafen  v.  Raczynski,  dessen  Gesuch  E.  K.  M.  mir  zu 
remittiren  geruht,  imd  den  Dom-Propst  von  Malczewski  zu  Gnesen  nennen, 
denn  den  Bischof  von  Cujavien,  Grafen  v.  Rybinski,  darf  ich  diesen  beiden 
Candidaten  weder  gleich  stellen  noch  hinzufügen,  da  seine  Vermögens- 
umstände durch  seine  sorglose  Wirthschaft,  die  ihn  ganz  in  die  Lage  des 
verstorbenen  Erzbischofs  von  Krasicki  setzt,  äusserst  zerrüttet  sind. 

Der  Bischof  von  Posen,  Graf  von  Raczynski,  ist  der  älteste  südpreus- 
sische  Bischof;  er  ist  von  einer  angesehenen  Familie,  ein  ruhiger,  der  Re- 
gierung ergebener  Geistlicher,  obgleich  bei  seinem  Alter  und  seiner  Kränk- 
lichkeit für  seine  Geschäfte  minder  wirksam,  die  er  vorzüglich  durch  seinen 
Offizial  betreiben  lässt. 

Der  Dom-Propst  v.  Malczewski  zu  Gnesen  verwaltet  jetzt  seit  vier  Jahren 
während  der  Vacanz  das  dortige  Erzbisthum  musterhaft,  kennt  den  Sprengel 
ganz  genau,  hat  darin  das  Vertrauen  und  Beweise  aufgeklärter  Gesinnungen 
sowol,  als  der  Ergebenheit  gegen  den  weltlichen  Arm  gegeben.  .  .  . 

Bei  dem  Verdienst,  welches  sich  der  Dom-Propst  v.  Malczewski  durch 
seine  vierjährige  beifallswürdige  Führung  der  erzbischöflichen  Diözes  er- 
worben hat,  \vird  inzwischen  seine  Beförderung  zu  einer  höhern  Würde  als 
Belohnung  vorzüglich  ermunternd  sein  und  einen  allgemeinen  guten  Eindruck 
machen;  daher  glaube  ich  ihn  zur  vorzüglichen  Berücksichtigung  E.  K.  M. 
Gnade  empfehlen  zu  müssen. 

Ob  E.  K.  M.  solche  durch  Erhebung  des  Grafen  v.  Raczynski  zur  erz- 
bischöflichen und  des  v.  Malczewski  zu  der  dadurch  eröfneten  Würde  eines 
Bischofs  von  Posen,  oder  des  v.  Malczewski  zu  der  erzbischöflichen  Würde 
zu  beschliessen  geruhen  wollen,  stelle  ich  .  .  .  anheim.  Wenn  es  aber  gleich 
aus  der  Vorzeit  nicht  ohne  Beispiel  ist,  dass  Dom-Pröpste  zu  Erzbischöfen 
ernannt  sind,  so  ist  doch  diese  Auszeichnung  immer  ausserordentlich  und 
würde  in  dem  vorliegenden  Falle  für  den  alten  Bischof  Raczynski  sehr 
kränkend  sein:  dagegen  haben  E.  K.  M.,  wenn  Höchstdieselben  dem  Letztern 
den  Vorzug  zu  geben  geruhen,  durch  Erhebung  des  v.  Malczewski  zu  dem  \ 
Bisthum  Posen  eine  zu  seiner  Belohnung  sehr  anständige  Gelegenheit,  be- 
friedigen dadurch  beide  und  behalten  bei  dem  Alter  und  der  Kränklichkeit 
des   Bischofs    von   Raczynski    die   Aussicht    der   baldigen   Wiedererledigung 
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des  Erzbisthums,  durch  welche  Ilöchstdenselben  eine  neue  Gelegenheit  zur   j^q 
Belohnung  eines  verdieuten  (Jeistlichen  cröfnet  wird. 

[7.]  Durch  die  Erhebung  des  Dom-Propsts  v.  Malczewski  zu  der  einen 
oder  der  anderen  der  vorerwiihntcn  Dioccseu  wird  übrigens  auch  die  Dom- 
Propstei  zu  Gnesen  zu  llöchstdero  Collation  erledigt. 

[8.]  Indem  ich  über  die  vorstehenden  Anträge  mir  Höchstdero  Befehle 
erbitte,  darf  ich  nicht  unbemerkt  lassen,  dass  nach  der  Verfassung  und 
den  Rechten  des  Dom-Capituls  zu  Gnesen  nach  der  von  E.  K.  M.  erfolgten 
Nomination  ein  Wahl-Actus  des  Dom-Capituls  der  päpstlichen  Bestätigung 
vorangeht,  dem  ein  Commissarius  der  Posenschen  Kammer  beiwohnt,  um 
darauf  zu  halten,  dass  kein  andrer  als  der  von  E.  K.  M.  nominirte  Candidat 
gewählt  werden  darf.«   .  .  . 

ßand-Verfüguug,  geschrieben  von  Beyme:  Jan.  22 

*22.  Januar  1805. 

Ad.   1  bis  5,  zu  approbiren. 

ad.  6,  wollen  S.  M.  den  Bischof  von  Posen,  Grafen  v.  Kaczinski,  zum 
Erzbischof  von  Gnesen  und  Bischoff  von  Warschau,  dagegen  aber  den  Dom- 
propst V.  Malczewski  zu  Gnesen  zum  Bischoff  von  Posen  ernennen. 

ad.  7,  soll  Ref.  Vorschläge  thun, 

ad.  8,  zu  approbiren. 

Exp.  hiernach 

1.  an  Ref.  mit  dem  Beyfügen,  dass  von  der  Commendatur-Abtey  Lubin 
jährlich  1200  Rthlr.  Pension  an  den  Lieutenant  Grafen  v.  HohenzoUern  im 
Fosilier-Bataillon  v.  Stutterheim  vom  1.  Junii  d.  J.  an  so  lange  als  Pension 
entrichtet  werden  sollen,  bis  die  Commendatur-Abtei  des  Klosters  Paradies 
vacant  wird  und  die  Pension  auf  die  Einkünfte  derselben  übertragen 
werden  kann. 

2,  an  den  Lieutenant  Grafen  von  HohenzoUern  in  Verfolg  des  leztern 
Schreibens  an  denselben.* 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1805  Januar  22. 

Gen.-Direktorium  Südprensäen.  Ortschaften.  2S-'.  a.    Ausfertigung. 


783.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  Jan.  20 
1805  Januar  20. 

R.  ^9.  M.  1).    Ausfertigung, 

Die  auf  Antrag  des  Staats-Ministers  v.  Massow  vom  11.  Mai  1804  durch  Cabinets-Ordre 
vom  15.  November  1804  verfügte  Ueberweisung  auch  der  katholischen  Kirchen-  und  Schul- 
Sachen  von  den  Proi'inxial-Departements  an  das  Ocistlichr  tind  Sehul-Departement.^) 

.  .  .   »Der   Staatsmiuister   v.   Massow    stüzt    seinen   Antrag   nach   dem 
Immediat-Bericht  allein  nur  darauf:  dass  durch  diese  Vereinigung  der  Geist- 

1    CtT.  No.  657  und  789. 
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•r'^^^  liehen    und    Schul- Sachen    in  Neu-Ostpreussen    mit   dem    Geistlichen   und 
Jan.  20 

Schul-Departement 

1.  mehrere  Gleichheit  der  Principien  und  ihrer  Anwendung  erreicht,  und 

2.  eine  Zeitraubende  Schreiberei  des  Concerts  bei  allgemeinen  Ein- 
richtungen vermieden  werden  würde. 

Was  den  ersten  Bewegungs-Grund  betrift,  so  darf  ich  wohl  nicht  ver- 
kennen, dass  Gleichheit  und  Einheit  der  Principien  in  der  Leitung  der 
Staatsgeschäfte  der  einzelnen  Provinzen  eines  grossen  Staats  an  sich  überaus 
wünschenswerth  ist,  allein  diese  Einheit  wird  in  der  Haupt-Sache  ohnehin 
schon  erreicht,  ohne  dass  es  der  Direetion  dieser  Angelegenheiten  von  einer 
Behörde  bedarf.  Denn  was  die  katholischen  und  Griechischen  Geistlichen 
Sachen  betrift,  so  enthält  das  Allgemeine  Landrecht  schon  einen  grösten- 
teils  erschöpfenden  Codex  derjenigen  Vorschriften,  welche  die  Materialien 
der  Bearbeitung  bestimmen,  die  die  Behörden,  welche  die  catholisch-Geist- 
lichen  Angelegenheiten  dirigiren,  nur  selten  verlassen  und  die  als  allgemein 
geltende  Normen  in  sämtlichen  Provinzen  in  E.  K.  M.  Staaten  in  An- 
wendung gebracht  werden  können.  Alles,  was  in  diesen  Gesetzen  nicht 
berührt  ist,  betrift  entweder  das  Detail  der  Anwendung,  wobei  völlige 
Uniformität  in  allen  Provinzen  des  Staats  nicht  notwendig  und  nach  der 
verschiedenen  Provinzial-Verfassung  ohnehin  nicht  zu  erreichen  möglich  ist, 
oder  gewisse  Klugheits- Maasregeln  in  der  Beobachtung  der  hierarchischen 
Gewalt,  die,  da  sie  sich  wieder  auf  einzelne  Fälle  beschränken,  von  Zeit 
und  Umständen  abhängen  und  nach  der  bestehenden  Landes -Verfassung 
gröstenteils  von  dem  Auswärtigen  und  Landeshoheits-Departement  bestimmt 
werden.  Der  Berührungspunkte,  in  welchen  die  Wirkungen  der  weltlichen 
Macht  mit  den  Internis  des  katholischen  Religions-Cultus  zusammen  ti'eflfen, 
sind  nach  der  in  E.  K.  M.  Staaten  statt  findenden  allgemeinen  Religions- 
freiheit und  nach  der  eigenthümlichen  Subordination  des  katholischen  Cleri 
unter  die  Consistorien  und  Bischöfe  so  wenige,  dass  solche  nach  meiner 
nunmehr  9jährigen  Erfahrung  kaum  eine  Betrachtung  verdienen.  Anders 
verhält  es  sich  mit  der  Leitung  der  protestantischen  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, die,  da  sie  nicht  blos  von  den  (!)  Landesherrlichen  Rechte  circa 
Sacra,  sondern  auch  von  dem  Rechte  des  Landesherrn  als  obersten  Bischof 
ausgehen,  eine  speciellere  Einwürkung  in  die  eigentlichen  Interna  des  prote- 
stantischen Gottesdienstes  und  mit  derselben  des  gemeinen  Bestens  wegen 
eine  grössere  Uniformität  voraussetzen  und  erfordern.   .  .  . 

Die  Richtigkeit  des  oben  angeführten  zweiten  Bewegungs-Grundes,  dass 
nämlich  eine  Zeitraubende  Schreiberey  vermieden  werde,  kann  ich  nicht 
wohl  einräumen,  vielmehr  glaube  ich  gerade  das  Gegenteil  annehmen  zu 
müssen ;  ich  erinnere  mich  nicht,  dass  die  mir  anvertraute  Leitung  der  catho- 
lisch-  und  griechisch-Geistlichen  Angelegenheiten  jemals  zu  einer  nur  irgend 
weitläuftigen  Correspondence  mit  dem  Geistlichen  Departement  Gelegenheit 
gegeben  hat.     Dies   kann    auch  nicht   wohl   seyn,    da  die  Normen  der  all- 
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gemeinen  Emrichtung  dieser  Angelegenheiten,  wie  schon  oben  unterthänigst  «n 

bemerkt  ist,  durch  das  allgemeine  Laudrecht  festgestellt  worden,  und  da 
bei  der  speciellen  Directiou  der  catholisch-  und  griechisch- geistlichen 
Sachen  von  Neu-Ostpreussen  das  Geistliche  Departement  gar  nicht,  sondern 
höchstens  nur  das  Iloheits-,  Auswärtige  und  Justiz-Departement  concurriret. 
Dieser  Einfluss  aber  bleibt  der  nämliche,  die  Sachen  werden  von  dem  Etats- 
minister von  Massow  oder  von  mir  bearbeitet.  .  .  . 

.  .  .  Dagegen  glaube  ich  als  entschieden  annehmen  zu  müssen,  dass 
die  Schreibereien  zwischen  dem  Geistlichen  und  dem  Provincial-Finanz- 
Departement  sich  ganz  ausserordentlich  vervielfältigen  würden,  wenn  die 
catholisch-  und  griechisch -Geistlichen  und  die  Schulangelegenheiten  einer 
andern  Behörde  als  diesem  leztern  anvertrauet  werden  sollten.  Schon  bei 
Ost-  und  Westpreussen  lehrt  die  Erfahrung  zur  Gnüge,  wie  mancherley 
und  vielfach  die  Berülirungs-Punkte  sind,  in  denen  die  Kirchen-  und  Schulen- 
Polizey  in  das  Ressort  der  Landes-Polizey-,  Finanz-  und  Domainen-Behörde 
eingreift.  Fast  jede  allgemeine  neue  Einrichtung,  die  nicht  unmittelbar  den 
öffentlichen  Religions-Cultus  selbst  oder  das  Innere  der  Verfassung  der 
Schulen  beti'ift,  fast  jeder  einzelne  Kirchen-  und  Schulenbau  in  den  Domainen 
und  in  den  Städten  erfordert  eine  mehr  oder  mindere  weitläuftige  Rück- 
sprache mit  dem  Provincial-Departement.  Diese  Rücksprache,  wenn  etwas 
zweckmässig  gutes  gestiftet  werden  soll,  ist  der  Kosten  wegen,  welche  immer 
durch  das  Finanz -Departement  aufgebracht  werden  müssen,  unvermeidlich, 
für  lezteres  aber  um  so  unangenehmer  und  schwüriger,  weil  es  die  Sachen 
nie  im  gantzen  Umfange  übersehen  kann  und  Fonds  ausfindig  machen  soll, 
deren  Verwendung  eine  andere  Behörde  übernimmt.  Diese  Verwendung 
der  Fonds  aber  kann  in  der  Regel  nicht  zweckmässig  seyn,  weil  das  Geist- 
liche Departement  keine  Werckzeuge  weder  zur  Ausführung  noch  zur  Con- 
trolle  des  Ausgeführten  hat,  als  die  es  wiederum  von  der  Finanz-  und 
Polizey-Behörde  erhält. 

Wenn  dies  täglich  in  Provinzen  zutrift,  die  schon  seit  einer  geraumen 
Reihe  von  Jahren,  und  wenigstens  seit  mehreren  Deceunien,  ihre  jetzige 
Organisation  erhalten  haben,  wo  der  grössere  Cultur-Zustand  der  Provinzen 
selbst  und  die  Geübtheit  der  öffentlichen  Behörden  jede  neue  Einrichtung 
fördern,  wie  vielmehr  wird  solches  in  einer  neuen  Provinz  Statt  finden,  wo 
alles  erst  im  Werden  begriffen  ist,  wo  der  bei  weitem  grössere  Teil  von 
Arbeiten  der  öffentlichen  Behörden,  so  in  Geistlichen  und  Schul-  als  in 
andern  eigentlichen  Cameral-Angelegenheiten  sich  nicht  auf  die  Erhaltung 
und  Verbesserung  dessen,  was  schon  vorhanden  ist,  beschränkt,  sondern 
ganz  neue  Anstalten  und  Einrichtungen  hei-vorbringt,  wo  also  gewisser- 
massen  jeder  Schritt,  der  in  einer  einzelnen  Parthie  des  gesammten  Polizey- 
Wesens  geschiehet,  mit  den  Operationen  der  allgemeinen  Polizey-Behörde 
nicht  ausser  Verbindung  gesezt  werden  kann.  Sicherlich  würden  sich  die 
Schreibereien    zwischen    dem    Geistlichen    und    Provinzial- Departement    ins 
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Unendliche  vermehren,  wenn  das  erstere  jezt  die  Direction  der  Geistlichen 
und  Schill-Angelegenheiten  erhalten  sollte. 

Es  ist  jedoch  nicht  diese  untergeordnete  Rücksicht  allein,  welche  nach 
meinem  unterthänigsten  Dafürhalten  eine  Beibehaltung  der  jetzigen  Ver- 
fassung wünschen  lässt;  ich  glaube  auch,  dass  die  Geistlichen  und  Schul- 
Angelegenheiten  selbst  und  das  Wohl  der  mir  anvertrauten  Provinz  durch 
diese  getrennte  Bearbeitung  nichts  gewinnen  würde.  Mich  dünkt  es  grade 
ein  wesentlicher  Vorzug  der  Organisation  der  neu  acquirirten  pohlnischen 
Provinzen  zu  seyn,  dass  die  oberste  Aufsicht  über  die  catholischen  Geistlichen 
und  über  die  Schul- Angelegenheiten  mit  dem  Polizey-,  Finanz-  und  Domainen- 
Ressort  in  die  genaueste  Verbindung  gebracht  werden ;  denn  so  wie  die  Lei- 
tung der  catholischen  Geistlichen  Angelegenheiten  an  sich  nichts  weiter  als 
eine  fortlaufende  Reihe  von  Polizey-Maasregeln  begreift,  um  die  hierarchische 
Gewalt  in  ihren  Schritten  gegen  die  Landesherrliche  Macht  und  gegen  die 
Wircksamkeit  der  Staats-Gesetze  zu  beobachten,  um  den  catholischen  und 
griechischen  Religions-Cultus  den  sonstigen  Forderungen  des  allgemeinen 
Staatswohls  unterzuordnen  und  anzupassen,  um  das  Vermögen  der  geistlichen 
Stiftungen  gegen  Dilapidationen  sicher  zu  stellen  und  um  den  catholischen 
und  griechischen  Religions-Lehrer  nebenbei  auch  zu  andern  gemeinnützigen 
Zwecken  zu  gebrauchen,  so  dürfte  sich  auch  nach  meines  unvorgreitlichen 
Erachten  nur  von  derjenigen  Behörde  eine  vollkommen  zweckmässige  Di- 
rection dieser  Angelegenheiten  erwarten  lassen,  die  das  Polizeywesen  der 
Provinz  in  allen  seinen  einzelnen  Zweigen  respiciret,  die  durch  die  detail- 
lirtere  Kenntniss,  welche  sie  sich  von  der  Provinz  und  ihrer  Bewohner 
erworben,  die  Forderungen  des  gemeinen  Wohls  besser  zu  übersehen  im 
Stande  ist,  und  die  sich  also  bei  ihren  Operationen  nicht  allein  durch  die 
Berücksichtigung  eines  isolirten  Teils,  sondern  vermöge  des  Standtpunkts, 
auf  dem  sie  steht,  durch  die  Betrachtung  des  Ganzen  bestimmen  lässt. 

Es  kommt  hinzu,  dass  in  Neu-Ostpreussen  noch  manche  kirchliche 
Polizey-Einrichtungen ,  wie  z.  B.  die  Errichtung  besonderer  Dom-Capitel, 
bischöflicher  Seminarien,  eines  neuen  disunirtgriechischen  Bisthums  u.  s.  w. 
zu  treffen  sind,  die  auf  eine  oder  die  andere  Weise  die  besondre  Unter- 
stützung des  Staats  und  also  eine  Concurrenz  der  Finanz-Behörde  erfordern 
werden,  und  dass  gegenseitig  andere  notwendige  Polizeymaasregeln,  wie 
z.  B.  die  Errichtung  grosser  Gefängnisse,  Werck-,  Krancken-Häuser  und 
Schul- An  stalten,  die  Abschaffung  des  Natural-Zehnteu  und  dergleichen,  eine 
zum  Wohl  des  Gantzen  erforderliche  Veränderung  der  bestehenden  Verfas- 
sung mancher  geistlicher  Corporation  und  der  Rechte  der  Geistlichkeit  not- 
wendig machen  werden.  Die  Bearbeitung  dieser  Angelegenheiten  dürfte 
schwerlich  die  gewünschte  vorteilhafte  Richtung  erhalten,  wenn  solche  von 
2  separaten  Behörden  betrieben  würde,  von  denen  jede  ihre  eigne  Ansicht 
hat,  und  jede  einzelne  nicht  durch  allgemeine  Rücksichten  geleitet  wird.  .  .  . 

...  In   catholischen   und   griechischen   Geistlichen  Angelegenheiten  ist 
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die  Verfassung  jeder  einzelucn  wcltgcistlichen  Stiftung  htndcr  C'jiinmer-  j  90 
Departements,  von  denen  zu  pohlnisclien  Zeiten  der  vorgesezte  Dioecesan- 
15ischof  nur  eine  höchst  oberflilchliche  Kenntniss  nahm,  durch  eben  so 
mühsame  als  weitläuftige  coramissarische  Recherchen  untersucht,  der  Umfang 
ihrer  Gerechtsame,  die  Substanz  des  Kirclien-,  Stifts-  und  Pfarr-Vermögena 
und  der  Ertrag  der  Järlicheu  Einkünfte  aufs  genaueste  festgestellt  worden. 
Manches  für  verlohren  gehaltene  Kirchen-Capit:il  ist  durch  diese  Operation 
l^'erettet,  die  hypothecarischen  Forderungen  durch  Eintragung,  welche  die 
Caramern  ex  officio  urgirt  haben,  ^)  sicher  gestelt,  jeder  vorsäzlicheu  und 
nachlässigen  Verschleuderung  des  Kirchen-  und  Pfarr-Vermögens  dadurch 
vorgebeugt  und  der  Grund  zu  der  im  ehemaligen  Fohlen  unbekannten  Se- 
paration des  Kirchen-  und  Pfarr-Vermögens  gelegt  worden. 

Durch  Errichtung  zweier  neuen  Bisthümer  in  denen  von  Kussin  ud  und 
Oesterreich  getrennten  Dioecesan- Anteilen,  durch  Ansetzung  neuer  Officiale 
und  Decanen,  durch  die  Formirung  neuer  Bischöflicher  Consistorien  und 
Geistlichen  Gerichte  ist  das  Subordinations-Verhältniss  des  Cleri  gegen  den 
Bischof,  und  durch  die  Wahl  der  Ordens-Provinciale  das  Verhältniss  der 
Klöster  gegen  ihre  Vorgesetzte  dergestalt  geordnet,  dass  bei  dem  erstem 
gar  nichts  und  bei  dem  leztern  nur  wenig  zu  desideriren  bleibt.  Die  Ma- 
terialien zu  dem  Neu-Ostpreussischen  Provinzial-Recht,  insofern  es  die  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  des  Cleri  und  der  Kirchen-Anstalten  betrift,  sind 
schon  längst  durch  die  Bemühungen  der  Cammer  gesammelt  und  werden 
jezt  von  der  Posenschen  Regierung  zu  einer  besondern  geistlichen  Consti- 
tution für  Süd-  und  Neu-Ostpreussen  zusammengesezt;  den  bisher  Statt 
gefundenen  Misbräuchen  der  Pfarrer  bei  Erhebung  der  Stolgebtihren  ist  durch 
eine  neue  Stolgebühren-Taxe  vorgebeugt,  und  der  Entwurf  einer  gleichen 
Gebühren-Taxe  für  die  Bischöfe  und  deren  Gerichte  wird  in  wenigen  Wochen 
zur  Vollendung  gebracht  seyn.  Unverkennbar  ist  schon  jezt  das  Besti-eben 
der  Weltgeistlichkeit,  sich  durch  mehrere  Kenntnisse  und  bessere  Bildung 
auszuzeichnen,  der  Regierung  in  ihren  wohlthätigen  Maasregeln  zu  Hülfe  zu 
kommen  und  tolerante  Gesinnungen  und  Handlungen  gegen  die  Anders- 
denkenden zu  äussern.  Wird  ihnen  erst  Gelegenheit  verschaff  werden,  sich 
in  E.  K.  M.  Staaten  durch  Besuchung  eigentlicher  Universitäten  als  Theo- 
logen auszubilden,  so  werden  die  wohlthätigen  Folgen  bald  noch  merklicher 
werden.  Eine  sehr  sorgfältige  Controlle  der  Behörden  aller  Art  in  ihrer 
Handlungsweise  gegen  die  Geistlichkeit  hat  das  Zutrauen  der  leztern  zur 
Landes -Regierung  vermehrt  und  jede  Veranlassung  zu  bedeutenden  Be- 
schwerden vermieden.  .  .  . 

.  .  .  Natürlich  würde  es  mich  betrüben,  ein  Werck  aufgeben  zu  müssen, 
welches  ich  mit  wirklicher  Liebe  zur  Sache  bearbeitet  habe  und  von  wel- 
chem ich  mich  (!)  auf  die  Bildung  der  Nation  so  sehi-  viel  versprechen  kann. 


1)  Vorlage:  »hat«. 
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1805  Ja  es  würde  selbst  das  Zutrauen  der  Einsassen  zu  meiner  Administration 
*°'  schwäeluii,  welche  den  Umfang  der  Sache  und  die  Bewegungsgründe  nicht 
übersehen  können,  auf  Avelche  aber  die  Geistlichkeit  einen  zu  grossen  Einfluss 
hat,  um  deren  Behörde  nicht  als  eine  der  wichtigsten  des  Staats  anzusehen. 
Dürfte  ich  es  dagegen  wagen,  E.  K.  M.  ein  treues  Bekenntniss  abzu- 
legen, und  welches  sich  auf  Erfahrung  und  reine  Wahrheit  gründet,  so  halte 
ich  es  dem  Gemein-Besten  und  der  Beförderung  der  National-Bildung  nicht 
blos  zuträglich,   sondern  selbst  notwendig, 

dass  die  Geistlichkeit  überhaupt,  besonders  aber  die  catholische, 
ganz  vorzüglich  aber  alle  Schul-Sachen  meines  Departements  unter 
dem  Provincial-Departement  ständen  und  von  selbigem  nach  dem 
Ressort-Reglement  von  Neu-Ostpreussen  bearbeitet  und  abhängig  ge- 
macht würden. 
Die  Geistlichkeit,  wenn  sie  ihi*en  Zweck  erfüllen  will,  muss  auf  die 
untere  Volks-Classe  mehr  als  irgend  eine  andere  Behörde  wirken,  aber  nicht 
blos  durch  geistliche  Handlungen,  sondern  eigentlich  durch  ihre  directe 
Aufsicht  auf  die  Schulen,  noch  mehr  aber  durch  das  Beispiel,  so  sie  den 
Gemeinden  durch  ihre  Humanität,  Moralität,  Thätigkeit,  Fleiss  und  alle  die 
ländliche  Verrichtungen  aufstellt,  wodurch  der  Wohlstand  der  Einsassen  nur 
allein  befördert  werden  kann.  Jezt  ist  der  geistliche  Stand  (ich  rede  hier 
eigentlich  von  denen  Landpriestern)  sich  selbst  überlassen,  niemand  nimmt 
von  ihm  directe  Notize  als  wieder  ein  Geistlicher,  und  es  ist  daher  aus 
ihm  eine  Art  Kaste  gebildet  worden,  die  sich  nur  dann  als  Bürger  des 
Staats  betrachtet,  wenn  sie  von  Bürgern  was  einzunehmen  hat,  am  Staat 
selbst  ab;  r  nur  dann  Teil  nimmt,  wenn  sie  von  selbigem  etwas  zu  erwarten 
hat.  Daher  die  Intoleranz  dieses  Standes,  sein  Trieb  zu  erndten  und  zu 
decimiren,  wo  er  nicht  gesäet  hat,  seine  Abneigung  gegen  Thätigkeit  und 
bürgerliche  Geschäfte  und  Lasten,  und  dahero  auch  die  natürliche  Abneigung, 
so  das  Volck  in  der  Regel  gegen  die  Priester  hat,  von  welchen  es  nur  noch 
blos  durch  die  Bigotterie  auf  Kosten  der  Religion  abhängig  erhalten  wird. 
Würde  die  Geistlichkeit  aber  durch  Civil-Officianten  visitiret  und  be- 
sonders die  Land -Schulen  revidii'et,  würden  nur  diejenigen  zu  bessern 
Stellen  befördert,  welche  die  meiste  Thätigkeit  in  Bildung  ihrer  Jugend  im 
Acker-  und  Gartenbau,  in  den  Pocken-Inoculiren,  in  der  Sorgfalt  für  die 
Gemeinde-Armen  und  die  Hospitäler  pp.  bezeugt  hätten,  erhielten  die  schon 
gut  salarirten  Prediger  Prämien  und  Auszeichnungen,  so  würde  die  jetzige 
Prediger-Kaste  eine  ganz  andere  Ansicht  der  Dinge  bekommen,  ein  Bürger- 
und Vaterlands-Geist  würde  sie  beleben,  und  sie  würde  das  werden,  was 
sie  seyn  sollte,  nämlich: 

das  Werckzeug,  wodurch  eine  gute  und  gerechte  Regierung,  z.  B.  wie 
die  von  E.  K.  M.,  die  untere  Volcks-Classe  genau  beobachten,  auf 
den  Geist  und  die  Denkungs-Art  derselben  directe  wirken  und  über 
sie  unter  dem  Bilde  des  geistlichen  Seegens  eigentlich  den  weltlichen 
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verbreiten  könnte,  anf  den  es  bei  jeder  ^utcn  Kepiernng  zum  Besten  j  gn 
ihrer  selbst  und  des  Volcks  doch  eigentlich  nur  ankommen  kann. 
Um  dieses  aber  zu  bewirken,  das  heisst,  um  Priester  und  Schullehrer 
zu  Organen  der  Regierung  und  zu  Wiichtern  des  Volcks-Moralität  zu  bilden, 
kann  wohl  nur  durch  die  Behörde  geschehen,  welche  sie  öfters  zu  sehen, 
zu  beobachten,  zu  controUiren,  aber  auch  die  Mittel  in  Händen  hat,  auf 
ihre  Belohnung,  Verbesserung  und  auf  alles  das  Rücksicht  zu  nehmen,  was 
den  Priester-Stand  seiner  eigentlichen  Bestimmung  näher  ))ringen  und  ihm 
eine  angenehmere  Existenz  schaffen,  zugleich  aber  ihn  auch  dem  Volck 
selbst  angenehm  macheu  kann;  und  dies  ist,  wie  ich  es  schon  zu  sagen  mir 
unterstanden,  keine  andere  als  die  obere  Polizey-  und  Finanz-Behörde. 

Aus  diesen  Ursachen  würde  sich  dahero  der  gegenseitige  Antrag  be- 
gründen lassen, 

auch  in  Ost-  und  Westpreussen  wenigstens  die  Angelegenheiten  der 
catholischeu  (Geistlichkeit,  so  wie  es  in  Neu-Ostpreussen,  Süd-Preussen 
und  Schlesien  schon  der  Fall  ist,  auf  jede  Weise  aber  alle  Schul- 
Sachen  dem  Provincial-Departement   ganz   abzutreten   und   von    sel- 
bigem bearbeiten  zu  lassen. 
Ich   schmeichle    mir  nicht   zu   viel,    aber  ich   glaube,    dass   in   einigen 
wenigen  Jahren  die  Resultate    dieser   Einrichtung   sehr   vorteilhaft   für   das 
Beste  der  Nation  ausfallen  würden.^) 

Das  Südpreussische  Departement  ist  ganz  mit  mir  einverstanden,  2)  und 
es  würde  auch  ihm  kränkend  seyn,  das  Geistliche  und  Schulwesen  abtreten 
zu  müssen.«   .  .  . 

Cabinets-Ordre  an  Voss  und  Massow,    und   an  Voss  s.   unter   dem  Jan.  22 
16.  und  dem  19.  Januar  1805,  No.  781  und  782. 


784.   Cabinets-Ordre  an  den  Generalleutnant  v.  Blücher.    Berlin  1805  Jan.  24 
Januar  24. 

K.  TU.  Münster.  Geistliche  Sachen.  1 1 .    Abschrift. 

Ablehnung  des  Anfrags  wegen  eines  katholisehen  Garnisonpredigert!  für  Münsterß) 
.  .  .  »Aus  Eurem  Berichte  vom  15.  d.  habe  Ich  die  Gründe  ersehen, 
welche  Euch  bestimmt  haben,  um  einen  eignen  katholischen  Geistlichen  für 
die  Garnison  zu  Münster  anzuhalten.  Ich  verkenne  zwar  Eure  gute  Ab- 
sicht nicht,  indessen  gestatten  Mir  die  bestehenden  Verhältnisse  und  Ein- 
richtungen nicht.  Euren  Antrag  zu  genehmigen,  auch  glaube  Ich  nicht,  dass 
die  Anstellung  eines  solchen  Geistlichen  daselbst  so  unumgänglich  nötig  sein 
dtlrfte,  weil  andere  Garnisons,  z.  B.  in  West-  und  Südpreussen,  wo  die  grössere 
Anzahl  ebenfalls   katholisch  ist,  keine  besondere  katholische  Militair-Geist- 


1)  Vorlage:  »würde«.  2)  Cfr.  No.  816. 

3   Cfr.  No.  aSO  und  785. 
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1805     jjßjjg  haben   und   ohne   sie   fertig   werden.     Und   was  die  zu  entrichtenden 
Jan.  24 

StoU-Gebühren  betrifft,  so  existiren  darüber  schon  so  genaue  Bestimmungen, 

dass  der  Gemeine  Mann  wohl  hierbei  nicht  übersezt  und  beim  Mangel  eines 

katholischen  Feldpredigers  zu  grössern  Ausgaben  genötiget  wird.«  .  .  . 


Jan.  24         785.  Staats-Minister  v.  Angern  an  das  Kriegs-Konsistorium.    Berlin 
1805  Januar  24. 

E.  70.  Münster.  Geistliche  Sachen.  11.   Concept,  gez.  Angern. 

*Wegen  Anordnung  eines  catholisehen  Militair-Predigers  xu  Münster.*^) 
>E3  ist  mir  von  der  Münsterschen  p.  Cammer  [am  3.  Januar  1805] 
angezeigt  worden,  dass  nach  der  vormaligen  dortigen  Verfassung  die  Fürst- 
bischöflichen Truppen  in  der  Person  des  kürzlich  verstorbenen  Dechants 
Albers  ihren  eignen  Militair-Prediger  und  einen  besondern  Garnisons-Gottes- 
Dienst  gehabt,  indem  dem  Garnisons-Prediger  die  seelsorgliche  Aufsicht  über 
das  ganze,  meist  aus  Katholiken  bestehende  Militair  anvertrauet  gewesen 
ist;  Jedoch  sind  solche  Ministerial-Handlungen,  welche  Parochial-Rechte 
im  strengen  Sinne  voraussetzen  (Trauung,  Taufe,  Begräbniss),  von  den  Stadt- 
Pfarrern  verrichtet  worden,  um  diesen  ärmlich  dotirten  Geistlichen  die  Stol- 
Gebühren  nicht  zu  entziehen.  Nach  der  diesseitigen  Besitznahme  des  Münster- 
lands liess  es  das  dortige  Gouvernement  bey  dieser  Anstalt  bewenden.  Der 
catholische  Militair-Prediger  hielt  bey  den  barmherzigen  Brüdern,  der  prote- 
stantische bey  den  Dominicanern  seinen  Gottesdienst  und  die  Stadt-Pfarrer 
in  Münster  sind  in  Rücksicht  der  Trauungen,  Taufen  und  Begräbnisse  der 
catholisehen  Soldaten  bey  ihrem  alten  Besitze  geblieben.  Nach  dem  Ab- 
sterben des  p.  Albers,  den  4.  Aug.  1803,  hat  das  Gouvernement  zu  Münster 
eine  Aufforderung  an  die  damalige  Special-Organisations-Commission  erlassen, 
die  catholische  Garnison-Prediger-Stelle  wieder  zu  besetzen.  Allein  dieses 
ist  wegen  der  Verbindung,  worin  die  Sache  mit  dem  Stifte  steht,  bey  wel- 
chem dieser  Garnison-Prediger  praebendirt  gewesen  ist,  bisher  noch  aus- 
gesetzt worden.  Unterdessen  hat  der  protestantische  Garnison-Prediger  von 
sämmtlichen,  auch  catholisehen  Soldaten  die  jura  stolae  gefordert  und  auch 
erhalten.  Da  dieses  nun  in  einem  ganz  catholisehen  Lande  grossen  An- 
stand finden  dürfte,  der  bey  unsern  alten  Provinzen,  wo  nur  wenig  Catho- 
liken  sind,  nicht  statt  finden  kann,  indem  solches  dergestalt  gesetzlich  be- 
stimmt ist,  so  hat  die  p.  Cammer  darauf  angetragen,  wieder  bey  einem  der 
dortigen  Regimenter  einen  catholisehen  Garnison-Prediger  anzuordnen  und 
die  Abgebung  der  jura  stolae  an  den  protestantischen  Feldprediger  von  Seiten 
der  Katholiken  aufzuheben,  weil  diese  armen  Leute  solche  doppelt  bezahlen  ' 
müssen,  da  es  gegen  ihre  Religions-Grundsätze  anlaufe,  solche  Actus  sich 
von  einem  protestantischen  Prediger  verrichten  zu  lassen,  diese  eine  wahre 


1    Cfr.  No.  784  und  828. 
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Gewissens-Scheu  involvire  und  der  Kinführnno'  dos  Cnntona  in   dortig'e  Pro-    ^^      ., 

Jan.  24 
vinz   sehr   nachtlieilig   werde,    indem  doch  dieses  dort  besondere  Schonung 

erfordere,  die  auch  von  des  Königs  Maj.  wiederhohlentlich  und  bey  jeder 
Gelegenheit  befohlen  worden.  Ehe  ich  nun  dieserhalb  etwas  einleite,  wünsche 
ich  von  ejnem  .  .  .  Kriegs  Consistorio  zu  vernehmen,  wie  es  in  Ansehung 
der  Stoll-Gebühren  in  den  ganz  oder  doch  meistens  catholischeu  Königl. 
Provinzen,  z.  B.  in  Ober-  und  Neu-Schlesieu,  Süd-  und  Neu-Ost-Preussen 
gehalten  wird,  ob  daselbst  bey  den  Regimentern  auch  besondere  catholische 
Feld-  und  (iarnison-Prediger  sind,  oder,  da  doch  kein  protestantischer  Feld- 
prediger bey  denselben  seyn  kann,  ob  dort  die  sacra  der  Catholiken  durch 
einen  herumreisenden  catholischeu  Geistlichen,  wie  in  den  uralten  Königl. 
Staaten  geschieht,  besorgt  werden,  wie  und  aus  welchen  Gassen  in  l)eydeu 
Fällen  diese  catholischen  Militair-Geistlichen  remunerirt  werden  und  wie  es 
mit  den  juribus  stolae  des  catholischen  Militairs  bey  solchen  oder  auch  bey 
sehr  vermischten  Regimentern,  wo  es  viel  Catholiken  giebt,  gehalten  wird?'« . . . 

Das  Kriegs-Konsistorium  verweist  zunächst  d.  d.  30.  März  1805  auf 
die  an  Blücher  ergangene  Cabinets-Ordre  vom  24.  Januar  1805  (No.  784), 
ohne  auf  die  anderen  Fragen  Angern's  einzugehen,  worauf  dieser  d.  d. 
13.  April  1805  nochmals  anfragt.  Die  Antwort  d.  d.  27.  April  1805  cfr. 
No.  828. 


786.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  Jan.  25 
Januar  25. 

R.  SO.  5s.  M.   Ausfertigung.    Concept,  Anweisung  von  Sack,  R.  70.   Paderborn.   II.  XXIV.  Ifi. 

Das  Kloster  Qohkirehen  in  der  Stadt  Paderborn  kann  gegen  den  Willen  des  Fürst- 
bischofs nicht  aufgehoben,   uohl  aber  die  Ä?inahme  von  Norix^n  untersagt  werden. 

.  .  .  »Das  Kloster  Gohkirchen  in  Paderborn  ist  Benedictiner-Ordens  und 
schwach  dotirt,  daher  selbiges  gleich  vom  Anfang  an  zum  Einsterben  be- 
stimmt und  die  Aufnahme  von  Novizen  verbothen  worden  ist.  Neu  sind 
in  der  Provinz  Paderborn  noch  2  Nonnen-Klöster  desselben  Ordens  zu 
Gehrden  und  Wilbedassen,  ^j  und  daher  ist  die  Absicht  dahin  gegangen,  die 
Nonnen  des  Klosters  Gohkirchen  in  diese  beiden  Klöster  zu  versetzen  und 
denselben  dafür  ein  angemessenes  Kostgeld  aus  dem  Vermögen  des  erstem 
Klosters  zu  bezahlen.  Dieses  Vorhaben  hat  auch  die  Kammer  zu  Münster 
an  sich  ganz  angemessen  und  ausführbar  gefunden,  nur  hat  sich  der  Gene- 
ral-Vicarius  darauf  für  sich  nicht  einlassen  wollen,  sondern  mit  Bezug  auf 
den  Reichs-Deputations-Beschluss  vom  25.  Februar  1803  §  42  auf  die  er- 
forderliche Zustimmung  des  Fürst- Bischofs  von  Paderborn  provocirt.  Weil 
nun  dieser  §  die  bestimmte  Vorschrift  enthält,  dass  die  Säcularisation  der 
geschlossenen    Frauens-Klöster   nur   im  Eiuverständuiss   mit  dem  Diöceseu- 

11  i.  e.  Will eb ade 386 u  bei  Warbnrg. 
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1805  Bigciiof  geschehen  kann,  Novicen  aber  ohne  Einwilligung  des  Landesherrn 
nicht  aufgenommen  werden  dürfen:  so  habe  ich  die  mehrgedachte  Kammer 
auf  ihre  Anfrage  angewiesen,  mit  der  Sache  vorerst  Anstand  zu  nehmen, 
jedoch  die  Vorschrift  zu  befolgen,  dass  keine  Novicen  aufgenommen  würden, 
da  aus  ähnlichen  Erklärungen  des  Fürst-Bischofs  schon  bekannt  war,  dass 
er  in  die  Aufhebung  des  Klosters  nicht  willigen  würde,  und  weil  inmittelst 
durch  den  Staats-Minister  Frhrn.  vom  Stein  andere  Vorschläge  wegen  Unter- 
bringung des  Regiments  Churfürst  zu  Hessen  gethan  sind,  welche  gemein- 
schaftlich mit  der  Immediat-Militair-Organisations-Commission  bearbeitet 
werden  und  worüber  zu  seiner  Zeit  E.  K.  M.  ...  Vorti-ag  geschehen  wird, 
indem  man  gemeinschaftlich  darin  einig  ist,  dass  es  für  das  Militär  in 
mehrerer  Hinsicht  am  angemessensteu  seiu  dürfte,  so  wenig  als  möglich  in 
Casernen  gelegt  zu  werden,  wenn  nur  für  die  Beweibten  mit  vielen  Kindern 
und  die  Incorrigiblen  eine  Caserne  vorhanden  ist. 

Von  jener  Aufnahme  uud  Verhandlung  wegen  Translocirung  der  Nonnen 
des  Klosters  Gohkii-chen  haben  indessen  diese  und  der  Fürst-Bischof  von 
Hildesheim  und  Paderborn  Veranlassung  genommen,  die  jezzige  Remonstra- 
tion bei  E.  K.  M.  zu  übergeben,  die  sich  nun  eigentlich  schon  durch  die 
vorhin  bemerkten  nähern  Verfügungen  erledigt,  welche  den  Supplicanten 
auch  bekannt  gemacht  sein  würden,  wenn  sie  sich  bei  der  Haupt-Organi- 
sations-Commission  oder  bei  der  Kammer  zu  Münster  deshalb  gemeldet 
hätten,  statt  sofort  bei  E.  K.  M.  immediate  einzukommen. 

Ich  stelle  daher  E.  K.  M.  auch  .  .  .  anheim :  ob  AUerhöchstdieselbeu  dem 
Fürst-Bischof  von  Hildesheim  und  Paderborn  dahin  antworten  zu  lassen  ge- 
ruhen Avollen:  'dass  die  Sache  für  jezt  auf  sich  beruhen  bleiben  solle,  und 
die  Noth\\  endigkeit  der  Aufhebung  des  Klosters  Gohkirchen  sich  erst  in 
der  Folge  näher  ergeben  würde'.  Alsdann  könnte  man  noch  immer,  wenn 
es  nöthig  sein  mögte,  darauf  wieder  zurük  kommen,  und  dem  Fiü'st-Bischof 
mit  Grund  vorstellen,  dass  das  Einsterben  von  Nonnen-Klöstern  nach  dem 
§  42  des  Reichs-Deputations-Beschlusses  völlig  frei  gestellt  worden,  hier 
aber  die  Nonnen  in  Klöster  desselben  Ordens  translociret  werden  sollten, 
und  in  der  Stadt  Paderborn  doch  noch  2  Nonnen-Klöster  blieben.«   .  .  . 

Jan.  29  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»29.  Januar  1805, 
Approbirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern  und  »au  des  Fürstbischofs  zu 
Paderborn  und  Hildesheim  Liebden«,  Berlin  1805  Januar  29. 

E.  70.  Paderborn  II.  XXIV.  16.  Ausfertigung  und  R.  S9   Minuten  dos  Cabinets. 


Paderborn.    Gnesen.    Poaen.  285 

787.     Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin   1805  j^^|g 
Januar  26. 

R.  HO.  32.  D.    Ausfertigung. 

Die  Wahlen  der  Domkapitel  in  Onesen  und  in  Posen  unter  Müinrkuiig  Königlicher 
Kommissare;  der  in  Onesen  sei  ex  grcmio  capiticli  xu  nehmenA) 

...  »In  dem  .  .  .  Berichte  vom  19.  d.  M.  2)  habe  ich  schon  zu  er- 
wähnen Gelegenheit  genommen,  dass,  nachdem  K.  K.  M.  den  Nachfolger  in 
das  Erzbisthiim  Gnesen  zu  ernennen  geruhet  haben  würden,  der  bestimmte 
Kandidat  von  dem  Domkapitel  auf  die  ilim  zu  machende  Präsentation  ge- 
wählt werden  müsse.  Dieser  Fall  tritt  nunmehr  gleichzeitig  bei  den  Dom- 
kapiteln zu  Gnesen  und  Posen  ein,  bei  Warschau  hingegen  nicht,  weil  das 
dortige  Bisthum  neu,  bei  seiner  Errichtung  dem  Domkapitel  kein  Wahlrecht 
eingeräumt  worden  ist  und  es  also  nicht,  wie  die  Kapitel  zu  Gnesen  und 
Posen,  Verfassung  und  Observanz  für  seine  Wahlbefugniss  anzuführen  hat, 
sondern  sich  ohne  solche  die  Nominazion  des  neuen  Bischofes  gefallen  lassen 
muss.  Für  die  Kapitel  zu  Gnesen  und  Posen  bedarf  es  daher  eines  Präsen- 
tationsschreibens und  ich  verfehle  nicht,  diese  Schreiben  zu  E.  K.  M.  ... 
Vollziehung  hiemit  submissest  zu  überreichen.  Eben  so  sind  zur  Leitung 
des  Wahlgeschäfts  bei  letztgenannten  Kapiteln  die  Wahl-Kommissarien  von 
E.  K.  M.  ...  zu  bestimmen  und  mit  Bevollmächtiguugs-Rescripten  zu  ver- 
sehen. Zur  Direkzion  des  Wahlgeschäfts  bei  dem  Kapitel  zu  Posen  schlage 
ich  den  dortigen  Kammerpräsidenten  v.  Koller  .  .  .  vor.  Dieses  stimmt  mit 
der  früheren  Observanz  überein,  und  ich  werde,  wenn  E.  K.  M.  solches 
allerguädigst  zu  genehmigen  geruhen,  dem  genannten  Präsidenten  bei  Zu- 
fertiguug  des  Präsentationsschreibens  für  das  Dom-Kapitel  zu  Posen  die 
erforderliche  Vollmacht  und  Instrukzion  zu  dem  in  Rede  stehenden  kommis- 
sarischen Geschäfte  erteilen. 

Bei  der  letztern  kapitularischen  Wahl  des  zum  Erzbisthume  Gnesen 
landeshen-lich  nominirten  Fürstbischofes  Grafen  von  Krasicki  hat  der 
Posensche  Kammerpräsident  an  solcher  nur  insofern  Teil  genommen,  dass 
er  in  Gnesen  persönlich  gegenwärtig  gewesen  ist,  um  falls,  wie  es  zu  der 
Zeit  allenfalls  besorglich  war,  das  Kapitel  von  seiner  Pflicht,  den  nominirten 
Kandidaten  zu  wählen,  abweichen  sollte,  solches  ohne  Verzug  zu  derselben 
zurückführen  zu  können. 

Der  eigentliche  königliche  Kommissar  ist  aber  auf  allerhöchste  Ge- 
nehmigung und  der  dortigen  besondern  Observanz  gemäss,  welche  man  zu 
unterbrechen  Bedenken  getragen,  der  Kanonikus  des  Erzstiftes  Gnesen,  von 
Gozimirski,  gewesen.  Dieser  Observanz,  den  Wahl-Kommissarius  ex  gremio 
capituli  zu  nehmen,  wird  meines  allerunterthänigsten  Erachtens  auch  in 
gegenwärtigem  Falle  nachzugeben,  dabei  aber  dem  Kapitel  die  Kränkung  zu 
ersparen  seyn,    das    Wahlgeschäft   noch   besonders    durch    den    Präsidenten 

1;  Ctr.  No.  813.  2i  No.  782. 
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T-  9fi  ^^^^  einen  andern  Civil-Kommissar  bewachen  zu  lassen,  da  die  Anhänglich- 
keit des  erstem  an  E.  K.  M.  und  seine  Folgsamkeit  für  Allerhöchste  Be- 
fehle und  Intentionen  auch  ohnedem  keinem  Bedenken  unterliegt.  lu  Vor- 
aussetzung E.  K.  M.  ...  Genehmhaltuug  habe  ich  daher  das  beigeschlossene 
BevoUmächtigungs-Reskript  für  den  Wahl-Kommissar  ex  gremio  capituli, 
jedoch  in  blanco  ausfertigen  lassen,  in  der  Absicht,  den  Nahmen  des  zu 
Bevollmächtigenden  dann  erst  einzurücken,  wenn  ich  mich  bei  meiner  An- 
wesenheit in  Posen  erst  unterrichtet  haben  werde,  welchem  von  den  Prälaten 
oder  Canouicis  des  Kapitels  mit  dem  gegründetsten  Vertrauen  dieses  kom- 
missarische Geschäft  aufzutragen  seyn  wird.  .  .  . 

Nach  Vollendung  der  Wahlen  wird  übrigens  zur  Ausfertigung  der  No- 
min ationspatente  und  zur  Auswirkung  der  erforderlichen  päpstlichen  Bestä- 
tigung fortzuschreiten  sej^n.«   .  .  . 

Jan.  31  Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»31.  Januar  1805. 
Bey  Remission  der  vollzogenen  Anlagen  zu  approbiren.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1805  Januar  31. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  Ortschaften.  2s2.  a.    Ausfertigung. 


Jan.  28  788.   Bericht  der  Pommerschen  Regierung  an  das  Geistliche  Depar- 

tement.    Stettin  1805  Januar  28. 

R.  30.  100.  a.     Ausfertigung,   gez.   v.  Eickstedt;    v.  d.  Osten;    Scliiifinann;    Roebe;   Wiegand; 
Hempel;  Ockel;  Reck;  Oelschläger;  Schultz;  Eickstedt;  Ruth;  Brandt. 

Die  Gelialtsverbesserung  für  die  beiden  katholischen  Geistlichen  in  Stettin A) 
Berichten  auf  eine  erneute  Vorstellung  des  p  Heinevetter  vom  18.  No- 
vember 1804:  .  .  .  »Dass  die  Stelle  des  zweiten  katholischen  Predigers  seit 
der  im  Jahre  1801  geschehenen  Versetzung  desselben  nach  Potsdam  unbe- 
sezt  geblieben  ist.  Durch  das  Hofrescript  vom  16.  November  desselben 
Jahres  wurden  wir  zwar  angewiesen,  uns  wegen  Mission  eines  zweiten  ka- 
tholischen Predigers  aus  dem  Dominicaner-Kloster  zu  Halberstadt  an  die 
dortige  Regierung  zu  wenden,  da  es  denn  des  Klosters  Sache  sey,  den 
Missionarius  so  weit  zu  unterstüzzen,  dass  er  bestehen  könne.  Der  Prior 
des  Dominicaner-Klosters  hat  aber  nach  seiner  uns  von  der  Halberstädtschen 
Regierung  tiberschickten  .  .  .  Erklärung  vom  5.  Januar  1802  .  .  .  angezeigt, 
dass  sie  zwar  einen  Geistlichen  hieher  schicken  würden,  aber  auf  keine 
Weise  für  seinen  Unterhalt  sorgen  könnten.  Indess  ist  auch  die  versprochene 
Mission  eines  Geistlichen  bisher  unterblieben,  und  der  P.  Heinewetter  hat 
nicht  nur  die  Amtsgeschäfte  des  zweiten  katholischen  Predigers  mit  ver- 
richtet, sondern  auch  dessen  jährlichen  Gehalt,    200  Gulden  aus  Rom,  von 


1]  Cfr.  No.  699,  781  und  796. 
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dem  Bischof  zu  Ilildesheim  gezogen.     Die  Anstellung  eines  zweiten  Predi-    _^^*\, 

Jan.  28 
gers  scheint  aber  bei  den  vielen  Amtsgeschüfteu  der  hiesigen  katholischen 

Geistlichen  um  so  mehr  nöthig  zu  seyn,  als  dem  P.  lleinewetter  nach  dem 

von  ihm  übergebenem  Atteste  seines  Arztes  .  .  .  wegen  seiner  geschwächten 

Gesundheit  die  Verwaltung  beider  Stellen  nicht  möglich  zu  seyn  scheint. 

Das  Gehalt  des  ersten  katholischen  Geistlichen  besteht  übrigens  an 
Fixis  in  200  Rthlr.  aus  der  Set.  Hedwigs-Kirchen-Casse  zu  Berlin,  und  das 
des  zweiten  Geistlichen  in  200  Gulden  aus  Rom,  die  von  dem  Bischof  zu 
Hildesheim  ausgezahlt  werden. 

Der  Prediger  P.  Heinewetter  bittet  deshalb  .  .  .  für  beide  Geistliche 
um  eine  jährliche  Zulage  von  400  Rthlr.  nebst  4  Faden  Deputat-Holz,  und 
es  scheint  keinem  Bedenken  unterworfen  zu  seyn: 

dass  eine  solche  Zulage  bei  dem  so  geringen  Gehalte  zur  nothdürf- 
tigen  Subsistenz  beider  Geistlichen  noch  erforderlich  ist, 
zumal  da  beyde  .  .  .  gar  keine  Accidenzien  ausser  den  Gebühren  haben,  die 
sie   für   die  zweimalige   Bereisung    der   Garnisonen   von  den   Pommerschen 
Regimentern  erhalten.«   .  .  . 

Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  25.  Januar  1805,  No.  786.  Jan.  29 

Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  26.  Januar  1805,  No.  787.  Jan.  81 


789.  Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  Jan.  ai 
1805  Januar  31. 

R.  89.    Minuten  des  Cabinets.   119. 

Die  Leitung  der  katholischen  Angelegenheiten  in  Neuostpreussen  soll  ihm  verbleihen, 
nur  über  die  Reglements  und  Oesetx-Enttvürfe  soll  er  sich  mit  dem  Geistlichen  De- 
partement verständigen,  i) 

»Da  Ihr  Euch  mit  eben  so  rühmlichen  als  glücklichem  Eifer,  wie  Ich 
aus  Euerm  Bericht  vom  20.  d.  M.  2)  ersehe,  für  die  katholischen  Geistlichen 
und  Schul-Angelegenheiten  in  Neuostpreussen  interessirt,  so  will  Ich  Euch 
die  Leitung  derselben  durch  eine  Ressort-Verbindung  nach  dem  Autrage 
des  Staats-Ministers  v.  Massow  nicht  entziehen,  sondern  zu  Erhaltung  der 
Einheit  in  den  Grundsätzen  blos  festsetzen,  dass  Ihr  über  allgemeine  Ein- 
richtungen, Reglements  und  Gesetz -Entwürfe  in  diesen  Sachen  mit  dem 
Geistlichen  Departement  gemeinschaftlich  zu  Rathe  gehen  und  in  dieser 
Rücksicht  also  mit  demselben  Euch  über  die  etwanigen  näheren  Bestimmun- 
gen vereinigen  müsset.« 

Auch  Angern  hatte  im  Deceraber  1804  gegen  Massow's  Antrag  Ein- 
spruch erhoben,  3)  und  die  Korrespondenz   zwischen    Massow   und   dem   ge- 


1,  t'fr.  No.  6Ö6  und  911.  2;  No.  783.  3)  Cfr.  No.  911. 
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1^^  sammten  General-Direktorium  führte  bis  zum  Oktober  1806  nur  zu  dem 
Ergebnisse,  dass  die  »beyderseitigen  Meynungen«  dem  Könige  vorgetragen 
werden  sollten. 

Qcn.-Direktorium.     General-Departement.  LIX.  5. 


Jan.  31  790.  Immediat-Vorstellung  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs 

von  Breslau.     Breslau  1805  Januar  31. 

R.  IG.  B.  165.  a.    Ausfertigung. 

Gegen  Ueberlassung  katholischer  Kirchen  an  protestantische   Gemeinden;    ivill  das 

Simultaneum  gestatten,  i) 

»E.  K.  M.  haben  den  protestantischen  Gemeinden  in  Cunau,  Saganschen, 
und  in  Giesmansdorff,  Loewenbergschen  Kreises,  die  darin  belegenen  katho- 
lischen Kirchen  mit  appertinentiis  zur  freien  Disposition  zu  überlassen  .  .  . 
geruhet.  Mehrere  Gemeinden,  dadurch  ermuntert,  haben  bereits  ähnliche 
Gesuche  bei  Allerhöchst  Denselben  angebracht;  Im  Fall  der  Erhörung  ihrer 
diessfälligen  Bitten  werden  über  Hundert  protestantische  Gemeinden  im 
Breslauer  und  Glogauer  Departement  dieselben  Bitten  wagen.  Die  katho- 
lische Religion  in  meiner  Diöces  ist  daher  in  Gefahr,  über  hundert  Kirchen 
mit  appertinentiis  zu  verliehren,  und  diese  werden  den  gänzlichen  Verfall 
von  einigen  Fünfzig  mit  Pfarrern  besezten  Parochien  nach  sich  ziehen,  weil 
die  Pfarrer  in  den  erwähnten  Departements  grösstentheils  von  den  Wied- 
muthen  dieser  Kirche[n]  leben,  die  alsdann  nicht  werden  subsistiren  können, 
wenn  diese  Kirchen  mit  appertinentiis  den  protestantischen  Gemeinden 
sollten  übergeben  werden,  und  die  katholischen  Einwohner  dieser  Districte, 
mehr  als  100000  Commimicanten,  würden  aller  Religionsübung  beraubt  sein. 

In  dieser  Rücksicht  unterwinde  ich  mich  meiner  Oberhirtlichen  Pflicht 
gemäss,  in  der  Anlage  2)  die  Ursachen  .  .  .  anzugeben,  die  mich  bestimmt 
haben,  E.  K.  M.  allerdemüthigst  zu  bitten: 

die  katholische  Religion  in  meiner  Diöces  noch  ferner  in  dem  ruhigen 
Besitze  ihrer  eigenthümlichen  Kirchen  cum  appertinentiis  ...  zu  schützen 
und  zu  belassen,  die  protestantischen  Gemeinden  hingegen  mit  ihren  Bitten 
zm-  Ruhe  verweisen  zu  lassen.  Wenn  es  den  protestantischen  Gemeinden 
an  Kirchen  zur  Abhaltung  der  öfientlichen  Gottes-Verehrung  mangelt,  so 
will  ich  gern  an  denjenigen  Oertern,  in  welche  sie  keine  eigene  kirchlichen 
Gebäude  besitzen,  ihnen,  so  wie  ich  es  bereits  in  Gleiwitz  nachgegeben 
habe,  den  Mitgebrauch  der  katholischen  Kirchen  oder  das  Simultaneum 
gegen  Reversales  erlauben  und  mich  bemühen,  nach  Möglichkeit  ihren 
Wünschen  zu  entsprechen.  Ich  lebe  daher  in  der  allerdemüthigsten  Hof- 
nung,  dass  Allerhöchst  Dieselben  meine  .  .  .  Bitte  zu  erhören  und  der 
katholischen  Religion  in  meiner  Diöces  ihre  Kirchen  und  Wiedmuthen  als 
ihr  Eigenthum,    [welches]   ihr   durch   viele   Friedensverträge   ist   zugesichert 

1)  Cfr.  No.  794.  2;  8.  u. 
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worden,    ferner  zu   belassen  .  .  .  geruhen  werden,    und    ersterbe   in    unver-  ,_      o^ 
brüchlichster  Treue.«    .  .  . 

[Anlage.] 
»üie  protestantischen  (Jemeindcn  in  Schlesien,  welclic  Icatholische  Kir- 
chen mit  ihrem  Vermögen,  pfarrliche  Gebäude  und  Wiedmuthen  verlangen, 
behaupten : 

I.  dass  ihnen  diese  Kirchen  weggenommen  worden  und  sie  daher  die 
gegründesten  Ansprüche  auf  dieselben  zu  machen  berechtiget  wären. 

II.  Dass  der  §   171  et  172  Tit.  XI  Tli.  II  des  allg.  Landrechts: 
'xVuch  durch  Veränderung  ihrer  Keligions-Grundsätze  verliert  eine  Kir- 
chengesellschaft nicht  das  Eigenthum  der  ihr  gewidmeten  Kirchengebäude', 

sowie  auch: 

'Wenn  aber  die  Kirchengesellschaft  ganz  aufhört,    so  gilt  von    diesen 
Gebäuden  alles  das,  was  von  dem  Vermögen  erloschener  Gesellschaften  über- 
haupt im  VI.  Tit.   §  189  sqq.    verordnet   ist' 
ihren  Antrag  rechtmässig  begründen,  und 

III.  endlich  dass  in  dem  durch  Friedensschlüsse  zugesicherten  status 
quo  nur  die  Gewissens-Freiheit  oder  freie  Religiousübung  verstanden  werde. 

Diese  Anführungen  entkräften  nachstehende  Gründe,  welche  zugleich 
den  Katholicken  den  ferneren  Besitz  dieser  Kirchen  und  Wiedmuthen  be- 
gründen. 

I.  Die  Protestanten  können  nicht  behaupten,  dass  ihnen  die  Kirchen 
in  dem  Sinne,  in  welchem  sie  es  nehmen,  weg  genommen  worden  sind. 

Die  Katholischen  Kirchen,  auf  welche  sie  jezt  Ansprüche  machen,  sind 
ursprünglich  alle  katholisch.  Sie,  wie  die  dazu  gehörigen  Capitalien,  Wied- 
muthen und  Ffarr-Gebäude  rühren  von  katholischen  Wohlthätern  her  und 
sind  blos  für  die  Glaubensgenossen  dieser  Religion  bestimmt.  Als  die  Re- 
formation in  Schlesien  ihren  Anfang  nahm,  eigneten  sich  die  Protestanten 
mit  Gewalt  an  sehr  vielen  Orten  die  katholischen  Kirchen  und  Parochien 
zu,  obwohl  an  den  meisten  noch  viele  Katholicken  ansässig  waren.  Der 
Kaiser  bestand  daher  bei  der  Westphälischen  Friedens-Unterhaudlung  darauf, 
dass  den  Katholicken  die  ihnen  weg  genommene  Kirchen  zurückgestellt 
werden  sollten.  Dieses  wurde  auch  genehmiget,  und  in  dem  Friedens-Tractat 
von  1648  §  39  dem  Kaiser  in  allen  Fürstenthümern  Schlesiens,  mit  Aus- 
nahme des  Briegschen,  Lignitzschen  und  üelsnischen,  gleich  den  andern 
Königen  und  Fürsten  das  Recht  zu  rcformiren  zugestanden. 

Da  nun  die  Protestantischen  Füi'steu  des  deutschen  Reichs  von  diesem 
Reformationsrechte  Gebrauch  machten  und  die  ehemals  von  Katholicken  be- 
sessenen Stiftungen  und  Kirchen  den  Evangelischen  übergaben,  so  schritt 
auch  der  Kaiser  in  Schlesien  zur  Vollziehung  dieses  Friedensschlusses  und 
ordnete  Commissiones  an,  welche  1653  und  1654  die  Kirchen  un'l  Pfarr- 
theien.   welche    sich   die    Protestanten    mit   Gewalt    zugeeignet    hatten,    den 

Granier    Preassen  und  die  katb.  Kirche.     IX.  19 
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-^^^.  Katholicken  wieder  zurückstellen  mussten.  Dagegen  wurde  den  ersteren 
bewilliget,  sich  in  den  alten  Erb-Fürstenthümern  und  zwar  in  Glogau, 
Schweidnitz  und  Jauer  einige  Kii'cheu  zu  ihrem  Gebrauch  zu  erbauen. 

Dies3  ist  die  Wegnahme  der  Kirchen,  über  welche  sich  jezt  die  evan- 
gelischen Gemeinden  beklagen  und  auf  deren  Grund  sie  die  Rückgabe  ver- 
schiedener Kirchen  nachsuchen.  WoUen  sie  diese  Kirchen-Uebergabe  für 
unrechtmässig  erklären  und  daraus  ein  Recht  zur  Besitznahme  dieser  Kir- 
chen herleiten,  so  muss  auch  die  Cession  aller  ehemals  katholischer  Kirchen 
und  Stiftungen  im  ganzen  deutschen  Reiche  au  die  evangelischen  Glaubens- 
genossen, welche  sich  auf  gleichen  Grund  stützen,  für  unrechtmässig  und  den 
Katholicken  das  Recht  anerkannt  werden,  wieder  in  ihren  Besitz  zu  ge- 
langen. 

Das  Benehmen  des  Königs  von  Schweden  Carl  XII.,  des  eifrigsten  Ga- 
ranten des  Avestphälischen  Friedens,  beweist  es  selbst,  dass  die  evangelischeu 
Einwohner  Schlesiens  auf  diese  in  den  alten  Erbfürsteuthümern  Schlesiens 
belegene  Kirchen  kein  Recht  haben.  Denn  als  er  auf  die  genaueste  Voll- 
ziehung dieses  Friedensschlusses  gedrungen  und  desshalb  den  22.  Aug.  1707 
die  Altranstädtsche  Convention  und  den  8.  Februar  1709  den  Executions- 
Recess  geschlossen,  bestand  er  auf  keine  Art  darauf,  dass  diese  Kirchen 
an  die  Protestanten  abgegeben  würden,  sondern  bezeugte  vielmehr  seine 
Dankbarkeit  dafür,  dass  der  Kaiser  den  Protestanten  in  den  alten  Erb- 
fürsteuthümern Schlesiens  auf  seine  Fürsprache  die  Erlaubniss  ertheilt  hatte, 
noch  sechs  neue  Kirchen  zu  errichten;  Wie  er  sich  darüber  in  dem  an  den 
Kaiser  unmittelbar  erlassenen  Schreiben  d.  d.  Bender  den  21.  März  1710 
erklärt : 

Nos  Carolus  Rex  p.  p.  Ex  relationibus  ad  uos  transmissis  a  Ministro 
et  Ablegato  nostro  Extraordinario  ad  Aulam  Majestatis  Vestrae  laetis  au- 
ribus  percepimus,  Religionis  negotium  in  Silesia  conventione  Altranstadiensi 
cautum  et  ordinatum  tam  prosperos  habuisse  successus,  ut  non  modo  omnia 
et  singula  sint  adimpleta  atque  omni  modo  Executioni  mandata,  sed  Maje- 
statem  Vestram  generöse  prorsus  animo  et  posteritati ')  commendando  exemplo 
id  dedisse  amicae  intercessioni  nostrae,  ut  sex  nova  templa  in  usum  et  so- 
latium  August[anae]  Confiessiouis]  addictorum  Subditorum  suorum  aedificari 
permiserit,  confecto  super  hisce  omnibus  publice  Instrumente  seu  Recessu, 
ut  vocant,  formali. 

Auf  diese  Art  würde  der  König  von  Schweden  sich  wohl  in  keinem 
Fall  geäussert  haben,  wenn  die  evangelischen  Einwohner  auf  diese  Kirchen 
ein  Recht  gehabt  hätten  und  sie  ihnen  wider  den  Westphälischen  Frieden 
abgenommen  worden  wären ;  vielmehr'  sind  in  der  Altranstädtschen  Convention 
die  Kirchen  bestimmt  worden,  welche  den  Protestanten  zum  Gebrauch  soll- 
ten überlassen  werden. 

1    Vorlage:  »posteritatem«. 
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Die  neuen  Gnaden-Kirchen  in  Schlesien  sind  daher  noch  heute  redende   ,^0, 

Jau.  31 
Deuckmahler,    dass    den    Katholicken    die    in    den    alten    Erbfiirstenthiimern 

Schlesiens  belegenen,  ihnen  ursprunglich  gehörigen  Kirchen  denselben  auch 
durch  den  Westphälischen  Frieden  und  die  Altranstädtsche  Convention  /ii- 
iiesichert  worden  sind. 

In  dieser  Rücksicht  störte  auch  König  Friedrich  II.  bei  dem  1740  er- 
folgten Einmarsch  in  Schlesien,  ehe  noch  Allerhöchst  Dieselben  den  status 
(|U0  zugesichert  hatten,  die  Katholicken  nicht  im  mindesten  im  Besitz  dieser 
Kirchen  und  den  dazu  gehörigen  Wiedmuthen.  Allerhöchstdieselben  be- 
willigten den  Evangelischen  freie  Religions-Uebung,  aber  unter  der  aus- 
drücklichen Bedingung,  dass  sie  sich  in  andern  Privat-Gebäuden  versammeln, 
ihre  Prediger  selbst  unterhalten  und  die  Katholicken  in  nichts  beeinträchtigen. 

Unter  diesen  Umständen  fällt  daher  der  von  Protestanten  heute  an- 
geführte Grund,  dass  ihnen  die  Kirchen  weg  genommen  worden,  wohl  ganz 
von  selbst  weg.  Dagegen  ergiebt  sich  hieraus  um  so  deutlicher,  dass  alle 
diese  Kirchen,  um  welche  sie  nachsuchen,  zum  (jebrauch  der  Katholicken 
bestimmt  sind. 

Wenn  nun  aber  selbst  das  Allgemeine  Landrecht  §  170  Th.  II  Tit.  XI 
sagt: 

'Kirchen  und  andere  dahin  gehörigen  Gebäude  sind  ausschliessend  das 
Eigeuthum  der  Kirchengesellschaft,  zu  deren  Gebrauch  sie  bestimmt  sind': 
so  ist  es  wohl  ausser  allem  Zweifel,  dass  die  Katholicken  die  gerechtesten 
Ansprüche  haben,  sich  wie  jede  Privat-Person  von  der  Landesregierung  den 
mächtigsten  Schutz  im  Besitz  dieses  ihres  Eigenthums  zu  versprechen.  Diesen 
>j  scheinen  indessen  die  Protestanten  zu  tibergehen  und  gründen  ihre  An- 
sprüche 

IL  Auf  den  §  171  und  172,  in  welchem  es  heisst: 

'Auch  durch  Veränderung  ihrer  Religions-Grnndsätze  verliert  eine  Kir- 
i'hengesellschaft  nicht  das  Eigenthum  der  ihr  gewidmeten  Kirchengebäude.' 

'Wenn  aber  die  Kirchengesellschaft  ganz  aufhört,  so  gilt  von  diesen 
(icbäuden  alles  das,  was  von  dem  Vermögen  erloschener  Gesellschaften 
lil.erhaupt  Tit.  VI  §  189  verordnet  ist.' 

Allein  diese  Gesetzstellen  passen  auf  die  gegenwärtigen  Fälle  nicht. 
Denn 

a)  haben  die  protestantischen  Gemeinden,  welche  jezt  auf  die  katho- 
lischen Kirchen  und  Wiedmuthen  Ansprüche  machen,  nicht  in  den  gegen- 
wärtigen Zeiten,  sondern  noch  vor  dem  Avestphälischen  Frieden  und  der 
Altranstädtschen  Convention  ihre  Religions-Grundsätze  verlassen ;  und  den- 
noch sind  diese  Kirchen  mit  appertinentiis  als  ein  Eigenthum  den  Katholicken, 
weil  sie  durch  ihrer  Vorfahrer  Fr(»mmigkeit  für  Katholicken  gestiftet,  sie 
selbst  haben  zu  ihrer  Unterhaltung  und  Verbesserung  Beiträge  geleistet, 
durch  den  westphälischen  Friedens-Tractat  und  die  Altranstädtsche  Conven- 
tion zugesprochen  und  anerkannt  worden. 

19* 
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•^^0°  Ein  anderes  wäre,  wenn  gegenwärtig  eine  ganze  Parochial-Gesellschaft 

andere  Eeligious-Grundsätze  angenommen  hätte,  diess  ist  aber  der  Fall  nicht. 
Aber  auch  angenommen,  dass  sämmtliche  Einwohner  eines  Orts,  wo  sich 
eine  katholische  Kirche  befindet,  zur  evangelischen  Religion  übergegangen 
wären,  so  macht  diese  einzelne  Gemeinde  des  Orts  noch  keine  Kirchen- 
Gesellschaft  aus. 

Zufolge  des  §  11  des  allgem.  Landrechts  desselben  Titels  werden 
solche  Religions-Gesellschaften,  welche  sich  zur  öffentlichen  Feier  das  Gottes- 
dienstes verbunden  haben,  Kirchengesellschaften  genannt. 

Nicht  die  einzelne  Gemeinde  eines  Dorfs  kan  daher  eine  Kirchenge- 
sellschaft genannt  werden,  sondern  sie  ist  nur  ein  Theil  der  in  andern 
Oertern  des  Parochial-Bezirks  zerstreuten  Kirchengesellschaft,  mit  welcher 
sie  gemeinschaftlich  den  Gottesdienst  feiert.  Wäre  diess  der  Fall  nicht,  so 
müsste  jede  Dorf-,  jede  einzelne  Gemeinde,  habe  sie  ihren  eigenen  Gottes- 
dienst oder  halte  sie  ihn  mit  andern  benachbarten  Gemeinden,  eine  Kirchen- 
gesellschaft heissen,  was  sich  wohl  auf  keine  Art  behaupten  lässt. 

Wenn  daher  auch  in  einem  Parochial-Bezirk  eine  einzelne  Gemeinde, 
welche  sich  sonst  mit  mehreren  andern  zusammen  zum  Gottesdienst  hielt, 
zu  einer  andern  Religion  übergegangen  oder  ausgestorben ,  so  kan  dem 
ungeachtet  nicht  gesagt  werden,  dass  die  Kirchen-Gesellschaft  verloschen 
ist.  Die  übrigen  in  dem  Parochial-Bezirk  befindlichen  Mitglieder  machen 
die  Gesellschaft  fortdauernd  aus  und  bleiben  daher  auch  im  Besitz  ihrer 
kirchlichen  Gebäude  und  des  dazu  gehörigen  Vermögens.  Der  Staat  selbst 
genehmigt  die  Vereinigung  mehrerer  einzelner  Kirchen  mit  ihrem  Vermögen 
zur  Erleichterung  der  Kosten  zur  Unterhaltung  des  öffentlichen  Gottes- 
dienstes laut  §  246  Tit.  XI  Th.  II,  wo  es  ausdrücklich  heisst: 

'Wenn  aber  nach  Erforderniss  der  Umstände  und  um  die  Kosten  zur 
Unterhaltung  des  öffentlichen  Gottesdienstes  zu  erleichtern,  mehrere  Parochien 
und  deren  Kirchen  zusammen  geschlagen  werden,  so  heissen  dieselben  ver- 
einigte Mutterkirchen.' 

Und  es  kan  gegen  diese  Einrichtung,  dass  mehrere  Pfarr-Kirchen  mit 
ihrem  Vermögen  zu  einer  Kirchengesellschaft  geschlagen  worden,  nichts  er- 
innert werden.  Schon  nach  dem  Westphälischen  Frieden  wurden  mehrere 
dieser  Kirchen  mit  ihrem  Vermögen,  welche  gegenwärtig  die  Protestanten 
verlangen,  zur  Unterhaltung  des  öffentlichen  Gottesdienstes  einer  Hauptkirche 
adjungirt,  und  die  einzelnen  Gemeinden  dieser  Oerter  machten  mit  jener '] 
am  Wohnsitz  des  Pfarrers  eine  Kirchengesellschaft  aus. 

Diese  Vereinigung  geschah  bald  nacli  dem  Westphälischen  Frieden,  und 
die  Katholicken  sind  daher  über  150  Jahre  in  dem  ruhigen  Besitze  dieser 
Kirchen  geblieben. 

Diese  Vereinigung  war  auch  um  so  nothwendiger,   als  nach  dem   auf4 


1)  Vorlage:  »jenen». 
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gehobenen  nexns  Parochialis  solche  nicht  mehr  hsltten  subsistiren  können,  ,,  q, 
und  die  katholischen  Gemeinden  in  Niederschlesien  nicht  ihre  Religions- 
Uebuugen  M'ürden  haben  fortsetzen  können.  l'Une  solche  Vereinigung  ist 
auch  von  dem  Staate  selbst  approbirt  worden,  indem  die  Pfarrer  auf  alle 
diese  adjungirteu  Kirchen  und  Wiodniuthen  das  Allerhöchste  Placitum  er- 
hielten. Es  sind  daher  die  Wiediniitheu  dieser  Kirchen,  so  wie  ihr  Ver- 
mögen ein  gemeinschaftliches  Vermögen  der  ganzen  Kirchen- Gesellschaft 
oder  aller  der  Gemeinden,  welche  zur  Feier  des  öfTcntlichen  Gottesdienstes 
in  einem  Parochial-Bezirk  unter  einem  Pfarrer  verbunden  sind,  welchen  sie 
bisher  gehörten  und  durch  Friedenstractate  als  ihr  Eigenthum  zugesichert 
worden  sind. 

Sey  es  auch,  dass  in  einem  Parochial-Bezirk  eine  einzelne  oder  meh- 
rere Dorf-Gemeinden  zur  evangelischen  Religion  übergegangen,  so  Lst  darin 
doch  nicht  die  ganze  Kirchengesellschaft  erloschen  oder  von  ihrem  Glauben 
abgetreten,  sondern  in  jedem  Parochial-Bezirk  befindet  sich  ein  Pfarrer,  und 
in  demselben  noch  ein  grosser  Theil  der  Katholickeu,  welche  das  gegrüu- 
deste  Recht  auf  diese  kirchlichen  Besitzungen  behalten.  Es  kan  auch  nicht 
behauptet  werden,  dass  aus  Mangel  der  Eingepfarrten  die  Stelle  des  Pfarrers 
bei  einer  Kirche,  welche  die  Protestanten  verlangen ,  unbesezt  geblieben  • 
wäre.  Bis  jezt  hat  jede  Kirche  ihren  Pfarrer,  wenn  auch  nicht  am  Orte, 
doch  an  dem  Orte  der  Hauptkirche.  In  dem  AUgem.  Landrechte  §  308 
Tit.  XI  Th.  II  wird  aber  festgesezt : 

'Wenn  aus  Mangel  der  Eingepfarrten  die  Stelle  des  Pfarrers  länger  als 
10  Jahre  hindurch  unbesezt  geblieben,  so  kan  der  Landesherr,  wo  nicht 
besondere  Laudes-Verfassungen  oder  Tractaten  entgegen  stehen,  über  die 
vacante  Kirche  verfügen,  und  alsdann  erlöschen  auch  die  etwannigeu  Pa- 
rochial-Rechte  derselben.' 

In  Schlesien  und  besonders  in  der  Breslauer  Diöces  stehen  Tractate 
dieser  Art  entgegen.  Der  feierliche  Westphälische  Friedensschluss,  welcher 
den  blutigen  Religionsstreitigkeiten  in  ganz  Deutschland  ein  Ende  machte, 
die  Altranstädtsche  Convention,  welche  die  Erfüllung  dieses  Friedensschlusses 
in  Schlesien  executirte,  sichern  den  Katholickeu  den  Besitz  dieser  Kirchen 
zu.  Ferner  dui'ch  den  Breslauer  Friedensschluss  vom  28.  Julii  1742,  welcher 
durch  den  Dresdner  Frieden  vom  25.  Decbr.  1745  und  zu  Ilubertsburg  am 
15.  Februar  1763  erneuert  worden,  verbürgten  sich  die  Könige  von  Preussen, 
die  katholische  Religion  in  statu  quo  und  die  sämmtlichen  Einwohner  im 
Besitz  des  ihrigen  zu  lassen,  auch  sich  ihrer  höchsten  Landesherrlichen 
Gerechtsame  nicht  zu  bedienen,  in  Ansehung  des  Status  quo  der  Römisch- 
katholischen Religion  eine  Abänderung  zu  treffen. 

ni.  Es  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass  unter  dem  statns  quo  blos 
freie  Religions-Uebung  verstanden  worden  sei. 

Wenn  diess  wäre,  so  hätte  wohl  das  Haus  Oestreich  nicht  nöthig  ge- 
habt,   mit   einem   so   weisem  Könige,    als   Friedrich    H.    war,   in    besondere 
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T^^o,   Unterhandlungen  zu   treten:   indem   von   Höchstderoselben   Gerechtigkeit  zu 
Jan.  Ol 

erwarten  war,  dass  ohne  Aufforderung  die  freie  Religions-Uebung  den  Ka- 

tholicken  bewilliget  würde,  und  diess  auch  schon  bei  dem  ersten  Einmarsch 

der  Köuigl.  Preuss.  Truppen  in  Schlesien  durch  ein  Patent  d.  d.  Berlin  den 

1.  Decbr.  1740')  Allerhöchst  Dieselben  feierlich  verheissen  hatten. 

Aber  gesezt  auch,  dass  unter  dem  Status  quo  blos  freie  Keligions- 
Uebung  bewilliget  worden  sey,  so  schliesst  diess  unumgänglich  in  sich,  dass 
den  Katholickeu  jene  Mittel  auch  gelassen  werden  müssen,  ohne  welche  sie 
ihre  Religion  schlechterdings  nicht  ausüben  können.  Da  nun  dieses  in 
Niederschlesien  allein  die  Wiedmutheu  und  Capitalien  sind,  welche  gegen- 
wärtig die  Protestanten  verlangen,  und  ohne  dieses  Eigeuthum  der  katho- 
liche  Gottesdienst  ganz  aufhören  muss,  so  folgt  unwiedersprechlich  daraus, 
dass,  wenn  die  Katholischen  die  im  Friedensschluss  bewilligte  freie  Reli- 
gions-Uebung behallten  sollen,  ihnen  auch  jene  unumgänglich  nöthigen  Mittel 
dazu,  in  deren  Besitz  sie  schon  damals  waren,  gelassen  werden  müssen. 
Der  Einwand,  dass  jezt  in  diesen  Oertern  keine  Katholicken  mehr  sind, 
fällt  von  selbst  weg. 

Nicht  blos  die  Einwohner  dieses  Orts,  wo  die  Kii'che  noch  heute  ist, 
sondern  alle  zugeschlagenen,  mit  ihr  vereinigten  Gemeinden  hatten  damals 
schon  den  Mitgenuss  dieses  Vermögens,  ohne  welchen  sie  keinen  Seelsorger 
unterhalten  könnten,  und  dieser  muss  ihnen  bleiben,  wenn  ihnen  noch  ferner 
vergönnt  wird,  ihre  Religionsübungen  frei  auszuüben. 

Wollte  man  dagegen  sagen,  dass  ihnen  die  Freiheit  bleibt,  sich  selbst 
einen  Lehrer  der  Religion  auf  eigene  Kosten  zu  erhalten,  so  muss  auch 
eingestanden  werden,  dass  eben  dieses  auch  den  Protestantischen  Gemein- 
den obliegt.  Denn  ist  dies  ein  angenommener  Grundsatz,  so  muss  er  bei 
allen  Religionspartheien  Statt  finden.  Wenn  aber  dem  ungeachtet  die  Ka- 
tholicken die  kirchlichen  Güter,  welche  sie  durch  Jahrhunderte  ungestört 
besessen  und  zur  Unterhaltung  ihrer  Religionslehrer  angewendet  haben, 
verlieren  und  ihnen  die  Ernährung  des  Seelsorgers  allein  aufgebürdet  werden 
sollte,  und  dagegen  die  Protestantischen  Gemeinden  von  dieser  Verbindlich- 
keit freigesprochen  und  ihnen  zu  diesem  Behuf  die  den  Katholicken  ent- 
zogenen Güter  gegeben  würden,  so  lässt  sich  diess  mit  den  Grundsätzen  der 
Reciprocität  nicht  vereinigen. 

Indessen  scheint  es  ausser  allem  Zweifel  zu  seyn,  dass  unter  dem  Status 
quo  nicht  blosse  Gewissens-Freiheit,  sondern  der  fortdauernde  Besitz  aller  der 
Güter,  Gerechtsamen  und  Freiheiten  zu  verstehen  sei,  welche  der  katho- 
lischen Religion  in  Schlesien  im  Jahre  1740  zugestanden. 

Dieses  geht  schon  aus  dem  Verfahren  Friedrich  11.  hervor.  Allerhöchst 
Dieselben  haben   den  Katholicken   nicht    eine   einzige   der   ihnen   gehörigen 

1)  8.  n.  a.  in  J.  J.  Korn 's  Schlesischer  Eriicten-Sammlnng,  Breslau  s.  a.,  I. 
1—4,  und  bei  Laspeyres.  Geschichte  pp.  der  Katholischen  Kirche  Preussens, 
Halle  1840.  I.  352. 
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Kirchen  nebst  den  dabei  befindlichen  Wiedmutlien  und  Capitalien  entzogen,  ,  .^^ 
sondern  die  Protestanten,  welche  eigene  Prediger  haben  wollten,  angewiesen, 
sie  aus  eigenen  Mitteln  zu  unterhalten  iiiul  so  ;iiicli  die  nöthigen  Gebäude 
aufzuführen,  obschon  bei  manchen  katholischen  Kirchen  dieselben  Verliält- 
uisse  Statt  fanden,  welche  heute  obwalten  und  welche  die  Ansprüche  der 
evangelischeu  Gemeinden  rechtfertigen  sollen. 

Auch  näher  giebt  das  beigelegte  abschriftliche  Königl.  Re3crii)t  vom 
20.  April  1754')  zu  erkennen,  dass  der  Status  quo  in  dem  eben  angeführten 
Sinne  zu  verstehen  ist. 

In  diesem  erklärt  Friedrich  II.  ausdrücklich :  dass  er  vermöge  des 
Status  quo  die  katholische  Religion  ausdrücklich  in  dem  Zustande  lassen 
wolle,  in  welchem  sie  sich  unter  Oestereichscher  Regierung  befand,  und 
sezt  deshalb  selbst  zur  Vermeidung  der  Streitigkeiten  das  Jahr  17!()  zum 
anno  regulativo  fest. 

Wozu  wäre  diese  Versicherung,  wenn  unter  dem  Status  quo  blos  Ge- 
wissensfreiheit zu  verstehen  wäre,  die  die  Katholicken  immer  genossen 
haben?  In  Rücksicht  dieses  status  quo  hat  Friedrich  II.  durch  eine  Ver- 
ordnung vom  11.  Januar  1758"-)  alle  katholische  Geistlichen  und  Schullehrer 
aus  denjenigen  Oertern  im  Glogauschen  Departement  vertreiben  lassen,  in 
welchen  keine  Katholicken  existirteu,  aber  die  Kirchen  und  die  Wiedmutlien 
sind,  obwohl  sie  von  den  Protestantischen  Gemeinden  verlangt,  den  Katho- 
licken dennoch  zur  Erhaltung  der  Seelsorger  bei  den  Hauptkirchen  belassen 
worden. 

Da  in  dem  Jahre  1740  die  Katholicken  im  Besitz  der  Kirchen,  welche 
jezt  von  den  protestantischen  Gemeinden  verlangt  werden,  waren,  so  ge- 
hören auch  ihnen  solche  vermöge  des  Status  quo  zu  und  sie  verbleiben  ihr 
Eigenthum,  wenn  auch  eine  oder  die  andere  Gemeinde,  welche  dazu  ge- 
hörte, keine  Katholicken  oder  nur  wenige  zählt.  Genug,  dass  in  andern 
Oertern  in  dem  Parochial-Bezirk  solche  existiren,  die  den  Mitgenuss  von 
dem  diessfälligen  Vermögen  gehabt  haben  und  bis  jezt  haben. 

Wird  diess  nicht  als  gültig  angenommen,  sondern  werden  noch  mehrere 
Kirchen  mit  ihren  Wiedmuthen  für  die  Protestanten  eingezogen,  so  werden 
die  Ansprüche  der  lezteren  immer  weiter  gehen. 

Die  meisten  evangelischen  Gemeinden  werden  die  in  ihren  Wohnörtern 
befindlichen  Kirchen  und  Wiedmuthen  verlangen.  Sollten  sie,  -wie  die 
Gemeinden  zu  Cunau  Saganschen  und  zu  Giesmansdorff  Löwenbevgschen 
Kreises,  zufrieden  gestellt  und  Katholische  Kirchen  mit  ihren  Wiedmuthen 
erhalten,  so  wäre  diess  das  Signal  zur  Verdrängung  der  Katholicken  aus 
ganz  Niederschlesien.  Nach  einer  nicht  langen  Reihe  von  Jahren  werden 
dann  im  Jauerschen,  Glogauschen,  Sprottauer,  Saganschen,  Carolat-Beuthen- 


1)  Cfr.  Band  IV.  No.  622.  am  Schiasse. 

2)  Vielmehr  vom  31.  Dezember  1757.   s.   Band  III.    No.  824.   und   Band  IV 
No.  3.  4. 
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,^^^^^    sehen  Fürstenthümern,  auch  in  einem  grossen  Theile  des  Breslauschen  und 
Jan.  Ol  .11.1 

Schweidi.itzschen  Fürstenthums  wenige  oder   gar   keine    katholische  Pfarrer 

mehr  leben  können,  weil  diese  nur  grössten  Theils  durch  den  Besitz  dieser 

Kirchen  und  Wiedmuthen  subsistiren,  und  die  katholischen  Einwohner  dieser 

Districte,  mehr  als  100000  Communicanten,  werden  alsdeuu  des  kostbarsten 

Kleinods,  was   der  Staat   den  Bürgern  sichern  kan,  der  freien,  ungestörten 

Religions-Uebung  beraubt,  sich  genöthiget  sehen,  entweder  ihre  Wohnörter 

zu  verlassen    und  sich  dahin  zu   begeben,   wo  katholische  Seelsorger   noch 

existireu,  oder  einige  Meilen  zu  laufen,  um  einen  Geistlichen  ihrer  Religion 

aufzufinden  und  den  Gottesdienst  abwarten  zu  können. 

Welchen  Eindruck  diess  auf  die  übrigen  zur  Breslauer  Diöces  gehörigen 
und  auf  eine  Million  sich  belaufenden  Katholicken  machen  würde,  lässt  sich 
schon  aus  den  allgemeinen  Klagen  und  Besorgnissen  schliessen,  welche  sich 
bei  der  Wegnahme  der  Kirchen  zu  Cunau  und  Giesmansdorff  erhoben  haben. 

Nicht  nur  das  Band  der  Verträglichkeit  und  des  guten  Einverständ- 
nisses, das  beide  Religionsgenossen  gegenwärtig  so  genau  verbindet,  dass 
sie  in  christlicher  Bruderliebe  und  Hand  in  Hand  nach  ihrem  Stande  und 
ihrer  Lage  zum  allgemeinen  Besten  ihr  Schärflein  beitragen  und  friedlich 
zusammen  leben,  würde  ganz  zerrissen  werden,  und  dagegen  Hass,  Ver- 
bitterung, Neid,  Unduldsamkeit,  Verfolgung  die  Gemtither  einnehmen  und 
daraus  wechselseitige  Kränkungen  und  Vorwürfe  entstehen,  sondern  die 
gegenwärtigen  evangelischen  Geistlichen  selbst  würden  an  ihren  bisherigen 
Einkünften  1)  durch  die  Gemeinden,  welche  auf  Kosten  der  Katholicken 
eigene  Seelsorger  anzustellen  und  eigene  Kirchensysteme  zu  formiren  ge- 
denken und  sich  von  ihnen  trennen  wollen,  vieles  verlieren  und  daher  der 
Gefahr  ausgesezt  werden,  nicht  zu  subsistiren. 

Uebrigens  wenn  ich  das  Eigenthum  der  katholischen  Religion  in  meiner 
Diöces  zu  erhalten  suche,  so  würde  mir  das  grösste  Unrecht  zugefügt  werden, 
wenn  der  Grund  hiezu  intoleranten,  gehässigen  Gesinnungen  gegen  andere 
Glaubensgenossen  zugeschrieben  würde.  Ich  bin  verpflichtet,  für  die  Unter- 
haltung des  Gottesdienstes  bei  meinen  Diöcesanen  zu  sorgen,  und  ich  muss 
daher  auch  auf  Erhaltung  der  Mittel  bedacht  sein,  wodurch  solches  allein 
möglich  wird. 

Es  kan  mir  bei  diesem  Verfahren  eben  so  wenig  etwas  zur  Last  ge- 
legt werden,  als  den  Vorstehern  einer  Stadt,  die  ihre  reichlichen  und  über- 
flüssigen Kämmerei-Einkünfte  darum  nicht  an  andere  Städte  abtreten,  son- 
dern zur  Beförderung  des  Wohlstandes  und  der  Bequemlichkeit  ihrer  eignen 
Stadt-Comraunität  verwenden. 

Von  der  Gerechtigkeits-Liebe  und  der  zärtlichen  Fürsorge  Sr.  jezt  re- 
gierenden K.  M.  für  das  Wohl  der  Unterthanen  ohne  Unterschied  der  Religion 
erwarte  ich,  dass  Allerhöchst  Dieselben  aus  den  aufgestellten  Gründen  und 


1)  In  der  Vorlage  folgt  hier  ein  »die«,  das  der  Satz  nicht  verträgt. 
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nach  der  bei  der  am  6.  Julii  1798  zu  Berlin  angenommenen  Erblandcs-IIuldi- 
gung  gemachten  feierlichen  Versicherung  es  in  aller  und  jeder  Hinsicht  bei 
dem  Zustande  der  katliolischen  Religion  in  meiner  Di(5ce3  zu  bewenden,  die 
Kirchen  mit  ihren  Wiedmutheu  noch  ferner  der  katholischen  Religion  zu 
belassen  und  die  Protestautischen  Gemeinden  mit  ihren  ungegrflndcten  An- 
sprüchen auf  das  Eigenthum  der  Katbulicken  abzuweisen  allergnädigst  ge- 
ruhen werden. 

Breslau  den  31.  Januar  1805. 

Joseph  Fürst-BischoflF. « 


1805 
Jan.  Hl 


791.  Immediat-Eingabe  von  katholischen  Einwohnern  der  Stadt  Münster.    ;1805 

Febr  1 
s.  1.  s.  d.  (1805  Februar).  ^ 

K.  5i!i.  5S.  N.    Ausfertigung. 
Bitte  um  Beibehaltung  des  Franxiskaner-  und  des  Kaptixiner-Klosters  in  Münster. 

»Erhaben  prangt  unter  E.  K.M.  Glorreichen  Herrschertugenden  der  Geist 
der  Milde,  welcher  Religion,  Sittlichkeit  und  Humanität,  jene  schönsten  Blüthen 
alles  menschlichen  Strebens,  zwanglos,  aber  unwiderstehlich  zu  verbreiten 
bemüht  ist;  welcher  Gewissens-Freiheit  als  die  unerlässliche  Bedingung, 
worunter  allein  Geistes -Veredlung  möglich  ist,  öffentlich  anerkennt,  und 
welcher  jeder  zu  diesem  höchsten  Ziel  hinstrebenden  Gottes -Verehrung  den 
Allerhöchsten  Schutz  des  Landesherru  und  der  Gesetze  auf  das  bestimm- 
teste zusagt. 

Beseelt  durch  diese  herzerhebende  Zuversicht,  dürfen  E.  K.  M.  Katho- 
lische Unterthanen  in  Aüerhöchstdenenselben  den  erhabenen  Beschützer  ihres 
Glaubens  .  .  .  verehren,  dürfen  in  ihren  protestantischen  Mitunterthanen  mit 
herzlicher  Liebe  Brüder  umfassen,  die  sich  mit  ihnen  eines  gemeinschaft- 
lichen, jede  religiöse  Ueberzeugung  ehrenden  Landes- Vaters  ...  zu  erfreuen 
haben. 

Aber  so  sehr  E.  K.  M.  erhabenes  Augenmerk  dahin  geht,  Moralität  in 
Allerhöchst-lhren  Staaten  zu  verbreiten  und  zu  erhalten,  eben  so  wenig  kann 
es  den  .  .  .  Unterzeichneten,  welche  einen  Theil  der  wohlhabendem  und 
gebildetem  Einwohner  hiesiger  Stadt  ausmachen,  gleichgültig  seyn,  wie 
E.  K.  M.  Intention  hierunter  entsprochen  werde.  Nicht  ohne  tiefe  Besorg- 
niss  haben  sie  das  Gerücht  vernommen,  dass  das  Franziskaner-  und  Kapu- 
ciner-Kloster  in  hiesiger  Stadt  aufgehoben  werden  solle.  So  wenig  diese 
Bekümmerniss  mit  dem  zerstörenden  Geiste  des  Zeitalters  übereinstimmen 
mag,  so  wagen  es  gleichwohl  die  Endesunterzeichneten,  in  der  innigsten 
Ueberzeugung,  dass  die  Aufhebung  gedachter  Klöster  den  Verfall  der  Mora- 
lität hiesiger  Stadt-  und  Land-Bewohner  unausbleiblich  nach  sich  ziehen 
würde,  dringend,  durch  das,  was  ihnen  heilige  Pilicht  ist,  aufgefordert,  mit 
Beiseitesetzung  aller  Neben-Rücksichten ,  E.  K.  M.  ihre  .  .  .  mit  Gründen 
unterstützte  Bitte  um  Beibehaltung  dieser  Klöster  .  .  .  vorzutragen. 
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[1805  ßjjj   yQjj   .^üen  Lehrern    der  Katholischen   Kirche   auf  das  dringendste 

FebrJ 

empfohlenes,    von  allen,    ihrer  Religion  zugethanen ,   Katholiken   sorgfältigst 

als  Pflicht  benutztes  Mittel  zur  Erhaltung  der  Moralität  ist  der  öftere  Ge- 
brauch der  heiligen  Sakramente,  insbesondere  jenes  der  Beicht  und  Com- 
munion.  Diese  erfordern  aber  eine  ungleich  beträchtlichere  Anzahl  von 
Priestern,  um  selbige  auszuspcnden,  als  es  dermalen  Weltgeistliche  in  den 
Pfarrkirchen  giebt,  und  nach  Aufhebung  der  Armen-Klöster  würde  sich  ein 
beträchtlicher  Theil  von  Gläubigen,  aus  Mangel  an  Geistlichen,  in  die  Noth- 
"wendigkeit  versetzt  finden,  jenes  geistlichen  Trostes  entbehren  zu  müssen, 
worunter  die  allgemeine  Sittlichkeit  nothwendig  leiden  würde.  Die  Kapu- 
ziner allein  hören  nach  einem  massigen  ungefähren  Ueberschlag  jährlich 
26000  mal  die  Beicht,  und  haben  in  den  jtingstverflosseneu  Weihnacht- 
feyertagen  6000  Seelen  die  Communion  ausgetheilt,  indem  nicht  allein  die 
Stadt-  sondern  auch  die  Landbewohner  ihrer,  so  wie  der  Franziskaner-Kirche 
haufenweise  zuströmen.  Aber  nicht  allein  auf  ihre  Kloster-Kirchen,  welche 
wegen  des  ordentlichen  und  einfachen  Gottes-Dienstes  sehr  häufig  besucht 
werden,  erstreckt  sich  ihr  Wirkungskreis,  sondern  sie  werden  häufig  von  den 
Landpfarreru  berufen,  welchen  sie,  weil  die  Pfarreien  nicht  mit  hinläng- 
lichen Weltgeistlichen  versehen  sind,  zu  ihren  Amtsverrichtungen  durchaus 
unentbehrlich  sind.  Ebenso  ämsig  und  von  ausgebreiteten  Nutzen  sind  sie 
im  Predigen  und  im  Besuchen  der  Kranken,  so  dass  in  dieser  letztern  Hin- 
sicht, zumal  beim  Eintreten  ansteckender  Krankheiten,  ihre  Aufhebung 
von  den  nachtheiligsten  Folgen  für  das  Publikum  seyn  würde.  Sie  speisen 
täglich  mehr  Dürftige,  als  Individuen  im  Kloster  sind.  —  Sie  sind  ihi-es 
tadellosen  und  erbaulichen  Wandels  wegen  allgemein  geachtet.  —  Sie  kosten 
dem  Staate  unmittelbar  gar  nichts  und  ziehen,  was  die  mittelbare  Unter- 
stützung von  Seiten  der  Unterthaneu  angehet,  aus  den  nicht-preussischen 
Antheilen  des  ehemaligen  Müusterlaudes  weit  mehr,  als  aus  dem  hiesigen 
Erbfürstenthum ,  indem  sich  ihr  Terminiren  bis  ins  Oldenburgische  hinein 
erstreckt.  Der  den  armen  Ordensgeistlichen  in  manchen  Ländern  gemachte 
Vorwurf,  dass  sie  behuf  ihrer  Termine  das  Volck  im  Aberglauben  zu  er- 
halten suchten,  trift  die  hiesigen  nicht,  indem  die  unter  vorletzter  Regie- 
rung in  dieser  Hinsicht  erlassene  Verordnung,  welche  noch  gegenwärtig 
genau  beobachtet  wird,  ihnen  blos  nützlich  zu  seyn  gestattet,  auch  ohne- 
hin bei  der  gründlichen  Aufklährung  des  hiesigen  Volks  in  dieser  Rücksicht 
nichts  zu  befürchten  wäre. 

Sollte  die  Stelle  dieser  Orden  durch  angestellte  Geistliche  in  den  Pfar- 
reyen ersetzt  werden,  so  würde  nicht  allein  deren  Dotirung  dem  Staate 
unendlich  viel  kosten,  sondern  auch  diese,  mit  mannigfachem  Interesse  an 
Weltverhältnisse  hangenden  Weltgeistliche  dem  Publikum  nicht  den  Nutzen 
gewähren,  als  jene  unter  einer  strengen  Disciplin  stehenden,  dem  Heil  ihrer 
Nebenmenschen  und  ihrer  Pflicht-Erfüllung  ungetheilt  und  rücksichtlos  sie 
widmenden  Ordensleute.     Die  Zahl  der  Individuen   ist  auch  noch  nicht  da, 
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und  keine  Anstalt  kann   solche   auf  der  Stelle   erschaffen ;    es  mtlsten  also    '^^ 
Lücken    und   Verwirrung   entstehen    und    mehrere    Tausend   Menschen    des 
Trostes  der  Geistlichen  Hülfe  und  der  Sakramente  entbehren. 

Und  was  würde  der  Staat  aus  ihrer  Aufhebung  anders  für  einen  Vor- 
theil  ziehen,  als  jenen  unbedeutenden:  der  Benutzung  ihrer  Gebäude,  welche 
mit  dem  betriichtlicheu  Kostcu-Aufwande,  den  ihre  Einrichtung  erfordern 
würde,  eben  so  gut  und  noch  augemessener  irgendwo  anders  ausgemittelt 
werden  können. 

Aus  allen  obigen  angeführten  Gründen  dürfen  wir  uns  .  .  .  versprechen, 
dass  E.  K.  M.  unser  devotestes  Gesuch  .  .  .  gewähren  und  AUerhöchstdero 
hiesige  getreue  Katholische  Unterthanen,  welche  eifrig  an  ihren  Religions- 
pflichten hangen,  nicht  in  die  drückende  Lage  versetzen  werden,  sich  die 
Möglichkeit,  jene  Pflichten  auszuüben,  durch  die  Aufhebung  der  Armen- 
Klöster  hiesiger  Stadt  erschwert  zu  sehen,  ein  Gewissensdruck,  vor  welchem 
wir  uns  diu'ch  E.  K.  M.  persönliche  erhabene  Gesinnung  und  den  Geist  der 
Duldung  AUerhöchst-Ihrer  weisen  Staatsverwaltung  auf  das  beruhigendste 
.  .  .  gesichert  fühlen.« 

Die  Eingabe  trägt  95  ünterschi'iften,  darunter  die  der  Fürstin  Gallitzin, 
des  Grafen  zu  Stolberg-Stolberg,  des  Weihbischofs  Droste  zu  Vischering  und 
noch  5  anderer  Drostes,  des  Landraths  v.  Kettler,  von  30  Geistlichen  und 
20  Frauen;  als  erster  unterschreibt  »Jos.  Tecklenborg,  Propst  und  Pfarrer 
in  Aegidii  binnen  Münster«. 

Rand-Verfügung,  gesehrieben  von  Beyme:  Febr.  7 

»7.  Februar  1805. 

S.  M.  haben  bey  Aufhebung  der  Klöster  sowohl  das  wahre  Wohl  des 
Landes  vor  Augen,  als  Sie  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  Gottes-Verehrung 
durch  Beförderung  ächter  Religiosität  nicht  darunter  leide.  Hiernach  werden 
Sie  auch  in  Ansehung  der  beyden  qu.  Klöster  verfahren.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre,  Berlin  1805  Februar  7,  ^an  den  Propst 
und  Pfarrer  Tecklenborg  und  Kaplan  Kohaus  zum  Heiligen  Aegidius  in 
Münster. « 

R.  S'.).    Minuten  des  Cabinets.  ll'J. 

Die  Ausfertigung  gedruckt  in  den  »Historisch- politischen  Blättern«, 
Band  86,  S.  18.   München  1880. 
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1805  "792^  Cabinets-Ordre  an  den  Grosskanzler  v.  Goldbeck.    Berlin  1805 

Febr.  11 

Februar  11. 

K.  34.  6!1.    Ausfertigung. 

Missbilligt  die  Inanspruchnahme  eine)-  fremden  Behörde  in  der  Streitsache  des  Oeneral- 
Vikariat-Amtes  xu  Münster  gegen  den  Pater  Sammehnann.'^) 

.  .  .  »Aus  einer  Beschwerdeschrift  des  Münsterschen  General- Vicariats- 
Amts  über  ein  durch  die  dasige  Regierung  von  der  Katholisch-theologischen 
Facnltaet  2]  zu  Würtzburg  eingeholtes  Gutachten  in  der  Untersuchungs-Sache 
gegen  den  Pater  Apollinaris  Sammelmann  habe  Ich,  ausser  dem  Ungrunde 
dieser  Beschwerde  ersehen,  dass  dem  Vicariat-Amte  noch  zu  viel  darunter 
nachgegeben  worden,  dass  man  eine  auswärtige  Behörde ')  um  Maassregeln 
gegen  die  Bekanntmachung  dieser  Verketzerungs-Geschichte  in  dem  West- 
phälischen  Anzeiger  requirirt  hat.  Ich  befehle  Euch  daher,  diese  Requi- 
sitionen sofort  zurückzunehmen,  wenigstens  denselben,  es  möge  ihnen  genüget 
werden  oder  nicht,  keine  Folge  geben  zu  lassen,  da,  wenn  das  Vicariat-Amt 
glaubt,  dass  es  deswegen  Genugthuung  fordern  könne,  es  dessen  Privat- 
sache ist,  des  wegen    selbst  bey  der  auswärtigen  Behörde  zu  agiren.«  .  .  . 


Febr.  12         793.  immediat-Berlcht  des  Staats-Mlnisters  Frhr.  v.  Schroetter.   Berlin 
1805  Februar  12. 

R.  M).  32.  B.    Ausfertigung. 

Das  barmherzige  Sehwestern-Kloster  xu  Kulm  solle  durch  die  Einkünfte  von  2  auf- 
xuhebrnden  Klöstern  unterstützt  icml  erweitert  werden. 

»Bei   Zurücküberreichung   der   von  E.  K.  M.  mir  unter    dem   13.  Junii 
v.  J.  zur  Berichts-Erstattung  zugefertigten  Eingabe  der  Oberin  des  Klosters 
der  Barmherzigen  Schwestern  zu  Culm  vom  3^^^  desselben  Monats, 
worin  sie  auf  eine  Unterstützung  für  dieses  Institut  anträgt, 
verfehle  ich  nicht,  Allerhöchstdeuenselben  folgendes  .  .  -.  anzuzeigen: 

Um  E.  K.  M.  Befehl   hierin   vollständig  genügen   zu  können,  habe  ich 

1.  Die  in  der  Vorstellung  enthaltene  Angabe:  dass  das  Kloster  durch 
Versandung  einer  Weichsel-Kampe  einen  merklichen  Theil  seines  Einkom- 
mens verlohren  habe, 

2.  Den  sonstigen  Vermögens-Zustand  des  Klosters,  und 

3.  Die  nutzbare  Beschafienheit  desselben  überhaupt  genau  untersuchen 
lassen. 

Hieb  ei  hat  sich  ergeben: 


1)  Cfr.  No.  630.  2    Recte:  Juristen -Fakultät. 

3  Die  Fürstlich-Oranische  Regierung  zu  Dortmund  wogen  Ermittelung  des 
Einsenders.  Der  »Westfälische  Anzeiger«  brachte  im  Juni  1803  die  >Proce8s- 
geschichte«,  und  im  Oktober  1804  das  Urtlieil  der  Würzburger  Juristen-Fakultät 
vom  24.  Oktober  1803,  das  P.  Sammelmann  von  allen  Klagepnnkten  freisprach 
und  gegen  das  General-Vikariat-Amt  einen  Verweis  konkludirte. 


Münster.     Kului.  [\{)\ 

ad  1.    Das3  diese  Weichsel-Kampe  für  200  Thaler  jiilirlicli   auf  zehn  p^?^.^ 
Jahre   verpachtet   und  dass  solche  durch  den  im  verüossencn  Frühjahr  ge- 
wesenen Eisgang    zum  Theil   versandet   ist,    so    dass   der  Pächter   auf  eine 
Remission   von   50  his  60  Thaler  jährlich,    worüber   sich    das   Kloster    mit 
ihm  noch  nicht  geeiuiget  hat,   wird  Anspruch  machen  können. 

ad.  2.  Dass  dies  Kloster  durch  veq)achtete  (Jrundstüciie  und  Zinsen 
von  Kapitalien  ein  Einkommen  von  etwa  715  Thaler  jährlich  hat,  wovon, 
und  von  den  einkommendeu  Gescheuken,  6  Ordens-Scliwcstern  und  deren 
Domestiken  und  etwa  zwölf  Ivi'anke  erhalten  und  geheilt  werden. 

ad  3.  Die  Ordens-Schwestern  beschäftigen  sich,  ausser  ihren  Religions- 
Verrichtungen,  mit  der  Wartung  und  Pflege  von  Kranken,  halten  überdies 
auch  noch  eine  Mädchen-Schule,  in  der  etwa  70  bis  90  Kinder  freyen 
Unterricht  bekommen. 

Die  Westpreussische  Kammer  giebt  diesem  Institut  ein  gutes  Zeugniss, 
und  das  Kloster  hat  sich  bereit  erklärt,  wann  dessen  F'onds  vergrössert 
werden  sollte,   die  Anstalt  noch  zu  erweitern  und  zu  vervollkommenen. 

E.  K.  M.  werden  hieraus  zu  ersehen  geruhen,  dass,  wenn  ein  Kloster 
der  Beibehaltung  werth  ist,  dies  wohl  dahin  gezählt  werden  kann.  Auch 
suche  ich  in  Neu-Ostpreussen  die  Klöster  der  barmherzigen  Schwestern 
möglichst  zu  unterstützen.  Im  Ganzen  kommt  es  aber  nur  darauf  an,  dem 
religieusen  Eifer  der  Ordens-Schwestern  für  Wartung  und  Pflege  der  Ki'an- 
ken  und  Unterricht  der  Jugend  eine  gehörige  Richtung  zu  geben. 

Jetzt  ist  der  Fonds  zu  klein,  als  dass  etwas  vorzügliches  erwartet  wer- 
den kann. 

Eine  einmahl  verabreichte  extraordinaii'e  Beihülfe  würde  auch  von 
wenig  Nutzen  seyn.  Es  existiren  aber  in  Westpreussen  noch  mehrere 
Klöster  anderer  Art,  welche  zum  Theil  nicht  ganz  unbeträchtliche  Grund- 
stücke besitzen,  zum  Theil  eine  verhältnissmässig  bedeutende  Competenz 
erhalten. 

Wenn  eins  oder  zwei  dieser  Klöster  aufgehoben  und  der  Fonds  der- 
selben zu  Verbesserung  des  Klosters  der  barmherzigen  Schwestern  zu  Culm 
verwandt  würde,  so  dürfte  durch  Aufhebung  jener  Klöster  und  durch  Er- 
weiterung dieses  Instituts  ein  doppelter  Nutzen  entstehen. 

Sollten  E.  K.  M.  dies  vorläufig  zu  genehmigen  geruhen,  so  stelle  ich 
.  .  .  anheim: 

ob  Allerhöchstdieselben  mich  zu  authorisiren  geruhen  wollen,  dieser- 
halb  in  Gemeinschaft  mit  dem  Staats-Ministcr  von  Massow  die  Westpreussi- 
sche Kammer  und  Regierung  instruiren  zu  dürfen.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Febr.  IH 

»16.  Februar  1805. 
Approbirt. « 

Die  speciellen  Akten  hieriilicr  in   R.  7.   B.  24. 
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F^^^4         794.  Cabinets-Schreiben  an  den  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischof 
von   Breslau.     Berlin  1805  Februar  14. 

K.  IG.  B.  165.  a.    Abschrift. 

Nur  in  Orten,  wo  von  der  einen  Religions- Gesellschaft  kein  einziger  Wirth  tnehr 
vorhanden  ist,  soll  die  Kirche  der  andcreji  überlassen  werden,  an  Protestanten  ebenso 
wie  an  Katholiken.    Anerkennung  der  Bereiticilligkeit  des  Fürstbischofs,  das  Simid- 

taneicm  %u  gestattenA) 

»Hochwürdiger  p.  So  sehr  ich  es  bedauere,  dass  die  Ueberlassung 
der  leer  gestandenen  Kirche  in  Cunau  und  Giesmannsdorff  an  die  dasigen 
ganz  protestantischen  Gemeinden,  worin  sich  auch  nicht  ein  einziger  katho- 
lischer Wirth  befindet,  Ew.  Liebdeu  nach  dem  Schreiben  vom  31.  v.  M.^), 
welches  ich  nebst  beigefügtem  Memoire  wohl  erhalten  habe,  zu  der  Besorg- 
niss  veranlasst  hat,  dass  den  katholischen  Glaubens-Genossen  an  mehreren 
Orten  ihre  Kirchen  entzogen  und  den  Protestanten  eingeräumt  werden 
würden,  eben  so  sehr  gereicht  es  Mir  zur  Genugthuung,  Sie  hierüber  ganz 
vollkommen  beruhigen  zu  können.  Ich  bin  so  weit  davon  entfernt,  an 
irgend  einem  Ort,  wo  sich  noch  katholische  Wirthe  befinden,  denselben  ihre 
Kirchen  zu  entziehen,  dass  Ich  vielmehr  jeden  Antrag  dieser  Art,  selbst  in 
Fällen,  wo  die  Katholischen  nicht  den  203ten  Theil  der  Einwohner  aus- 
machten, gänzlich  von  der  Hand  gewiesen  und  befohlen  habe,  dass,  wo 
sich  der  umgekehrte  Fall  befinden  mögte,  den  Katholischen  die  ehemals 
protestantischen  Kirchen  eingeräumt  werden  sollen.  Die  Religion  haftet 
nicht  auf  Gebäuden  und  Grundstücken,  sondern  umfasst  die  Mitglieder  einer 
Stadt-  und  Dorfgemeinde,  die  sich  dazu  bekennen.  Nicht  jener,  sondern 
diesen  gehören  die  zum  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäude,  Grundstücke  und 
Zubehörungen,  und  es  muss  also  auch  den  Gemeinden,  die  ihre  Religions- 
Bekenntnisse  geändert  haben,  verstattet  werden,  sich  der  Kirchen  u.  s.  w. 
nach  ihrer  Confession  zu  bedienen.  Dies  ist  der  Sinn  der  Vorschrift  des 
Allgemeinen  Landrechts  Theil  II  Titel  XI  §  171  und  172.  Auch  durch 
Veränderung  ihrer  Religions -Grundsätze  verliert  eine  Kirchengesellschaft 
nicht  das  Eigenthum  der  ihr  gewidmeten  Kirchen-Gebäude.  Es  ist  der  ge- 
sunden Vernunft  eben  so  angemessen  als  dem  Geiste  des  Christenthums, 
und  Ich  werde  mit  der  strengsten  Gewissenhaftigkeit  darauf  halten  lassen, 
damit  keinem  Religions -Theile  in  seinem  Gewissen  der  geringste  Zwang 
geschehe.  Uebrigens  erkenne  Ich  in  der  Erklärung  E.  Lbd.,  dass  Sie  an 
Orten,  wo  noch  katholische  Wirthe  sich  befinden,  die  Protestanten  aber 
keine  Kirchen  haben,  worin  sie  Gott  verehren  können,  den  leztern  den  Mit- 
gebrauch der  katholischen  Kirchen  verstatten  wollen,  den  Geist  der  Duldung, 
der  mit  Meinen  Grundsätzen  in  der  vollkommensten  Uebereinstimmung  ist. 
Lassen  Sie  uns  immer  diesem  gemäs  handeln  und  dadurch  zwischen  beiden 
Religions-Theilen  den  Frieden  erhalten,  worin  sie  bisher  so  glücklich  waren. 
In  dem  festen  Vertrauen  hierauf  verbleibe  Ich  p.  p. « 


1)  Cfr.  No.  797.  2   No.  790. 


Kulm.     KaÜBch.  ;-{03 

Diese  Antwort  wird  durch  Cabinet3-Ordre  vom  gleicheu  Datum  au  p  i     14 
Iloym  und  Massow  zur   »Nachricht  und  Achtung«   raitgetheilt. 

Ausferti},'uiig.    ;i.  a.  0. 

795.     Immediat- Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.     Berlin   1805  Febr.  lö 
Februar  15. 

R.  Sit.  32.  D.    Ausfertigung. 

Antrag  auf  Einxichung  des  Frauxiskancr-Xonncn-Klostcrs  in  Kulisch  xur  Erweite- 
rung der  dortigen  Froknreste. 

Vm  die  Erbauung  eines  neuen  Gefangenhauses  zu  Wielun  oder  Sieradz 
zu  ersparen,  Avird  die  Erweiterung  der  Frohnveste  zu  Kaiisch  nothweudig. 
Kach  dem  Vorschlage  der  dortigen  Kammer  kann  diese  durch  Zuhiilfe- 
nehmung  des  an  den  Inquisitoriats-Bezirk  unmittelbar  anstossenden  Franzis- 
kauer  Nonueu-Klosters,  mit  Gewinnung  des  erforderlichen  grösseren  Raums 
und  überhaupt  weit  zweckmässiger,  als  durch  den  Anbau  eines  neuen  Flügels 
bewirkt  werden,  und  die  Kammer  hat  daher  die  Einziehung  des  gedachten 
Klosters  um  so  mehr  vorgeschlagen,  als  die  Gebäude  desselben,  bis  auf  ein 
einziges  an  die  Strasse  stossendes  massives  Gebäude,  dermassen  baufällig 
sind,  dass  solche  nicht  mehr  bewohnt  werden  können. 

Da  es  E.  K.  M.  Allerhöchste  Absicht  und  sehr  zweckmässig  ist,  dass 
die  Klöster  in  Südpreussen  successive  durch  Combinatiouen  vermindert  und 
die  dadurch  zu  gewinnende  Gebäude  zu  andern  gemeinnüzzigen  Bestimmungen 
gebraucht  werden,  so  habe  ich  zuvörderst  wegen  Unterbringung  der  im 
Kloster  befindlichen  6  Nonnen  nähere  Erkundigung  eingezogen.  Ausser  dem 
in  Rede  stehenden  Kloster  sind  in  Südpreussen  nur  noch  zwey  Franziskaner 
oder  eigentlich  Minoriten  Nonnen  -  Klöster,  und  zwar  das  eine  zu  Gnesen, 
das  andere  zu  Szrimm  im  Posenschen  Departement.  Beide  wollen  nach  den 
von  der  dortigen  Kammer  eingereichten  Protokollen  jedes  3  Nonnen  aus 
dem  Kloster  zu  Kaiisch  aufnehmen,  insofern  selbige,  wie  es  den  Grund- 
sätzen gemäss  ist,  die  bis  dahin  aus  den  eingezogenen  Gütern  genossene 
Competeuz  dahin  mitbringen  und  solchergestalt  für  ihren  Unterhalt  selbst 
sorgen. 

Unter  diesen  Umständen  hat  die  Einziehung  des  Franziskaner  Nonnen- 
Klosters  zu  Kaiisch  Behufs  der  Erweiterung  der  Frohnveste  keine  Schwierig- 
keit, sie  ist  sehr  zweckmässig,  und  ich  trage  daher  bei  E.  K.  M.  aller- 
untertänigst  darauf  an,  huldreichst  zu  genehmigen,  dass  gedachtes  Kloster 
zu  dem  beabsichteten  Behuf  eingezogen  werden  darf.« 

Durch    Gabi nets- Ordre    an   Voss,    Berlin    1805   Februar   19,    wird  Febr.  l'.' 
dieser  Anti-ag  genehmigt. 

R.  89.    llin&ten  des  Cabiuets. 
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f\^'         ^^^'    '^®s^'''P*  ^®^  Geistlichen  Departements  an  die  Pommersche  Re- 
gierung.    Berlin  1805  Februar  15. 

R.  -iO.  HJy.  a.    Concept,  gez.  Massow. 

Die  Gehaltsaufbesserung  der  Stettiner  katholischen  Oeistliehen  soll  aus  den  Einkünften 
der  aufgehobenen  Klöster  in  Magdeburg  und  Halberstadt  erfolgen. 

»Ihr  habt  in  Eurem  Bericht  vom  28.  v.  M.i)  auf  Verbesserung  der 
dortigen  beiden  katholischen  Predigerstellen  ungetragen.  Ueberzeugt  von 
der  Billigkeit  dieses  Antrags  und  des  Gesuches  des  dortigen  katholischen 
P'eldpredigers  P.  Heinevetter,  AvoUen  Wir  zusehen:  ob  bei  Aufhebung  der 
katholischen  Klöster  im  Magdeburgschen  und  Halberstädtschen  diesem  drin- 
genden Bedürfnisse  nicht  abgeholfen  werden  könne,  und  werden  Euch  daher 
zu  seiner  Zeit  die  erforderliche  Nachricht  darüber  zugehen  lassen.« 

Gleichzeitig  empfiehlt  Massow  die  Berücksichtigung  Heinevetter's  an 
Augern,  der  in  seiner  Antwort  vom  4.  März  1805  hierbei  »kein  Be- 
denken«  findet. 

Febr.  16  Cabinets- Ordre   an   Schroetter   s.    unter   dem    12.    Februar    1805, 

No.  793. 


Febr.  19  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  15.  Februar  1805,  No.  795. 


Febr.  26         797.  Immediat-Vorstellung  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs 
von   Breslau.     Berlin  1805  Februar  26, 

K.  80.  30.  G.    Ausfertigung. 

Bekämpft  die  in  der  Cabinets-Ordre  vom  14.  Februar  1805 -)  ausgesprochene  Ansicht, 
dass  die  Kirchengebäude  der  Gemeinde,  nicht  der  Konfession  gehören.^) 

.  .  .   »AUergnädigster  König! 

Geruhen  Allerhöchstdieselben  mir  ...  zu  verzeihen,  wenn  ich  mich 
unterwinde,  dagegen  [auf  die  Cabinets-Ordre  vom  14.  d.  M.]  .  .  .  vorzustellen: 

dass,  obwohl  die  Religion  nicht  auf  Gebäude  und  Grundstücke  haftet, 
so  gehören  doch  auch  nicht  die  einer  Pieligion  gewidmeten  Gebäude  und 
Grundstücke  einer  einzelnen  Stadt-  oder  Dorfgemeinde,  sondern  der  Kirchen- 
gesellschaft, für  die  sie  gestiftet  sind.  In  dieser  Rücksicht  heisst  es  in  den 
Friedenstraktaten,  in  welchen  den  schlesischen  Katholickeu  die  Kirchen  be- 
lassen und  den  Protestanten  katolische  Kirchen  übergeben  werden :  corpori 
Catholicorum,  corpori  Protestantico. 

In  demselben  Sinne  nahm  es  Friedrich  IL,  glorreichen  Andenkens,  als 
AUerhöclistderselbe  den  Protestanten  nicht  katholische  Kirchen  zur  freien 
Disposition  überliess,  sondern  ihnen  erlaubte,  neue  Kirchen  oder  Bethäuser 
zu  erbauen,   und   sie   anwies,   ihre  Prediger  zu  unterhalten.     Diess  stimml 


1    No.  788.  2;  No.  794.  3)  Cfr.  No.  803. 
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auch  ganz   mit  der  Vorschrift   des  allgemeinen  Landrechts  Th.  II.  Tit.  XI.  „  V^%fi 
§  170,  worin  es  ausdrücklich  heisst: 

'Kirchen  und  andre  dahin  gehörige  Gebäude  sind  ausschliessend 
das  Eigontluim  der  Kirchengesellschaft,  zu  deren  Gebrauche  sie  be- 
stimmt sind.' 
Nach  dieser  Vorschrift  gehören  daher  die  Kirchen  mit  ihren  Grundstücken 
nicht  einer  einzelnen  Stadt-  oder  Dorfgemeinde,  sondern  der  ganzen  Kirchen- 
gesellschaft zu,  zu  deren  Gebrauche  sie  bestimmt  sind.  Im  Fall  auch  in 
einem  Orte,  wo  eine  katholische  Kirche  existirt,  sich  nicht  ein  einziger 
katholischer  Wirth  befinden  sollte,  so  befinden  sich  doch  in  dem  Parochial- 
Bezirk,  wohin  diese  Kirche  gehört,  mehrere  Katholicken,  die  noch  immer 
eine  Kirchengesellschaft  ausmachen,  und  welcher  nach  der  angezogenen 
Gesetzstelle  die  Kirche  mit  ihren  Zubehörungen  als  ein  ausschliessendes 
Eigenthum  zuerkannt  wird. 

Diese  Kirchen  sind  nicht  der  protestantischen  Gemeinde  oder  Kirchen- 
gesellschaft, sondern  der  katholischen  Kirchengesellschaft  und  dem  katholi- 
schen Gottesdienste  gewidmet. 

Werden  katholische  Kirchen  in  den  Oertern,  in  welchen  keine  katho- 
lische Wirthe  existiren,  für  die  protestantischen  Gemeinden  eingezogen,  so 
werden  viele  Parochien  aus  Mangel  der  Subsistenz  der  Seelsorger  ganz  auf- 
hören. In  den  mehrsten  Parochien  im  Gebürge  leben  die  Pfarrer  von  den 
Wiedmuthen  derjenigen  Kirchen,  die  gegenwärtig  in  Anspruch  genommen 
werden.  "Wird  Ihnen  dieser  Genuss  entzogen,  so  können  sie  nicht  bestehen. 
Im  Falle  auch  den  gegenwärtigen  Pfarrern  die  Einkünfte  ad  dies  vitae,  wie 
diess  in  Giesmannsdorf  geschehen,  zugesichert  Avürden,  so  werden  doch  ihre 
Nachfolger  ohne  diesen  Genuss  nicht  bestehen  können.  Viele  Parochien 
werden  daher  eingehen  und  die  in  solchen  Parochial-Sprengeln  zerstreut 
wohnenden  Katholicken-  werden  ohne  Seelsorger  und  ohne  Religionsunter- 
richt verbleiben  müssen.  Ein  so  trauriges  Loos  erwartet  die  Katholicken 
in  den  Parochial-Sprengeln  des  schlesischen  Gebürges. 

Zur  Erhaltung  der  guten  Harmonie  und  Einigkeit,  die  jetzt  so  glück- 
lieh beyde  Religionsgenossen  verband,  werde  ich  aus  allen  Kräften  mit- 
wirken: ich  fürchte  aber,  dass  dieses  schöne  Band  zerrissen  werden  wird, 
wenn  die  Katholicken  ihr  Eigenthum  und  dadui'ch  ihre  Seelsorger  verlieren 
sollten;  denn  schon  die  Commissionen,  welche  wegen  den  in  Anspruch  ge- 
nommenen Kirchen  sind  abgehalten  worden,  haben  unter  den  Katholicken 
eine  ausserordentlich  grosse  Sensation  und  in  ihren  (;iemütheru  Bestürzung 
und  Unruhe  erregt.  Zur  mehreren  Befestigung  des  Bandes  der  Verh-äglichkeit, 
gegenseitiger  Duldung  und  wahrer  Christenliebe  will  ich  den  Protestanten 
an  denjenigen  Oertern,  in  welchen  sie  keine  kirchlichen  Gebäude  besitzen  und 
wo  es  nur  möglich  ist,  den  Mitgebrauch  der  katholischen  Kirchen  einräumen; 
nur,  E.  K.  M.,  bitte  ich  ...  sie  anweisen  zu  lassen,  für  die  Unterhaltung 
ihrer  Geistlichen  zu  sorgen  und  die  Katholicken,    wie  es  bisher  geschehen, 

Qranier,  Prenssen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  20 
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,,^^°««  in  dem  Besitze  des  Kirchenvermögens  und  der  Wiedmuthen,  die  zur  Unterhal- 
r  e br.  26 

tung  der  katholischen  Geistlichen  unentbehrlich  sind,  allergnädigst  zu  belassen. 

Mit  Gesinnungen  der  unverbrüchlichsten  Treue  ersterbe  ich«   ... 


Miirz  1  798.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805 

März  1. 

R.  89.  58.  N.    Ausfertigung. 

Die  Fräulein- Stifter  in  den  Entschädigungs-Landen  Hohenholtc,  Freckenhorst  und 
Nottuln  sind  xu  Versorgung  der  hilfsbedürftigen  adlichen  Töchter  beixubeliaUen. 

Berichtet  über  das  Fräulein- Stift  Hohenholte  im  Münsterschen  Amte 
Horstmar  und  empfiehlt  dieses,  sowie  die  Stifter  Freckenhorst  und  Nottuln 
zur  Beibehaltung:  »Durch  die  Entschädigungs-Provinzen  haben  E.  K.  M.  einen 
bedeutenden  Zuwachs  an  adelichen  Familien  erhalten.  Die  Vorfahren  der- 
selben haben  durch  Primogenituren,  Majorate  und  Seniorate  hauptsächlich  den 
Glanz  der  Familien  und  Erhaltung  des  männlichen  Stamms  beabsichtigt,  daher 
die  Töchter  gewöhnlich  mit  sehr  unbedeutenden  Ausstattungen  abgefunden 
werden.  Deshalb  sind  sie  also  gewöhnlich  unverheirathet  geblieben  und 
haben  ihren  Recurs  zu  einem  adelichen  Stift  genommen,  um  darin  einen 
anständigen  Aufenthalts-Ort  und  damit  zugleich  eine  nothdürftige  Versorgung 
zu  finden.  Jezt,  wo  die  Domstifter  grössten  Theils  aufhören,  und  also  der 
männliche  alte  Adel  darin  nicht  mehr  sein  Fortkommen  finden  kann,  tritt 
noch  ein  neuer  Grund  hinzu,  weshalb  jetzt  mehr  noch  als  vorhin  die  Töchter 
aus  dem  alten  Adel  unverheirathet  bleiben.  Es  scheint  daher  die  Staats-Politik 
zu  erfordern,  die  bisherigen  Anstalten  aufrecht  zu  erhalten,  worin  die  bisheri- 
gen adlichen  weiblichen  Personen  durch  Acquisition  von  Präbenden  ihren 
anständigen  Aufenthalt  und  massigen  Unterhalt  haben  finden  können.«   .  .  . 

März  7  Die  Rand-Verfügung,    geschrieben   von   Beyme,    bestimmt  die  Bei- 

behaltung der  3  Stifter  Hohenholte,  Freckenhorst  und  Nottuln. 

Hiernach  Cabinets- Ordre,  Berlin  1805  Mäi'z  7,  an  Angern  und  an 
die  Haupt-Organisations-Kommission. 

E.  s'j.    Minuten  des  Cabinets. 


März  2  799.   Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  v.  Voss  und  v.  Massow. 

Berlin  1805  März  2. 

Gen.-Direktorinm  Südpreussen.  LXXTT.  379.    Ausfertigung. 

Die  evangelische  Gemeinde  xu  Orunxing,  Kr.  Mescritx,  hat  dem  katholischen  Propste 

xu  Biesen  den  Zehnten  tceiter  xu  entrichten,  bis  xum  Erlasse  eines  aUgemcinen  Oe- 

setxes;    auch  die  Kirche  kann  ihr  vorher  nicht  eingeräumt  werden.^) 

.  .  .    »Nach   Euerm   Berichte    vom    25.  v.  M.    über    die   .  .  .  Vorstel- 
lung der  Gemeinde  und  des  Müllers  zu  Grunzig   im  Posenschen  Kammer- 


1)  Cfr.  No.  942. 
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Departement  um  Befreyung  von  der  Zehent- Abgabe  an  den  katholischen  ,,..  ,, 
Propst  zu  Biesen  und  um  Zurückgabe  der  angeblich  ehemals  lutherischen, 
jetzt  dem  Kloster  in  Biesen  gehörigen  Kirche  in  Grunzig,  bin  Ich  mit  Euch 
dahin  einverstanden,  dass  die  Supplicanten,  was  die  erbethene  Befreyung 
beti'ift,  mit  der  sie  angozeigtermassen  durch  3  Erkenntnisse  abgewiesen 
worden  sind,  bis  zur  Publication  des  beabsichtigten  neuen  Gesetzes  wegen 
Abschaffung  des  Normal-Zehnten  und  Decems  von  Protestanten  an  katholische 
Geistliche  sich  werden  beruhigen,  so  lange  aber  den  Zehent  entrichten 
müssen,  und  genehmige  hiernächst  auch,  dass  die  Sache  wegen  Zurückgabe 
der  Kirche  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  ausgesezt  werden  kann.  Hiernach 
habe  Ich  daher  die  Supplicanten  dato  beschieden  und  mache  Euch  solches 
zur  Nachricht  und  Achtung  hierdurch  bekannt,  indem  Ich  Euch  zugleich 
auffordern  will,  die  Verhandlungen  wegen  des  befohlenen  neuen  Gesetzes 
möglichst  zu  beschleunigen.«   .  .  . 

Die  Kirche  in  Grunzing  stand  leer  und  die  »ohne  Ausnahme«  lutherische 
(iemeinde  war  auf  die  Y2  ^J^eile  entfernte  Kirche  zu  Weissensee  angewiesen. 
Dem  Immediat-Berichte  waren  Verhandlungen  hierüber  zwischen  Voss,  der 
Kammer  zu  Posen  und  dem  Bischöfe  von  Posen  vorausgegangen. 


800.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  März  2 
Mälz  2. 

E.  S9.  ."is.  L.  Ausfertigung.    Concept,  korrigirt  und  gezeichnet  von  Angern,  nach  einem  Vor- 
berichte von  Sack  und  Voss,  K.  70.  Hildesheim  II.  XXIV.  1. 

Verfassung  und   Vermögens -Bestand  des  Domkapitels  zu  Hildesheim.    Antrag  auf 
seine  Beibehaltung  in  Höhe  von  12  Mitgliedern.^) 

Uebersendet  eine  44  Folio-Seiten  umfassende  »Darstellung  der  Ver- 
fassung des  Domstifts  in  Hildesheim«: 

»Nach  dieser  Darstellung  ist  das  Hildesheimsche  Dom-Capitul  ein  auf 
42  Präbenden  fundirtes  sogenanntes  Capitulum  clausum,  das  heisst  ein 
solches,  worin  eine  bestimmte  Anzahl  Präbenden  vorhanden,  welche  alle  auf 
«nmahl  besezt  sein  können,  jedoch  der  Zahl  nach  nicht  überschritten  wer- 
den dürfen.  Daher  ergiebt  sich,  dass  eigentliche  Domicellaren  nicht  vor- 
handen sind  und  darunter  nur  diejenigen  verstanden  werden,  welche  wegen 
Mangel  an  Alter  oder  anderer,  auf  ihre  Qualification  keinen  Bezug  haben- 
den Ursachen  ihre  Präbeuden  nicht  haben  antreten  können  oder  wollen, 
und  die  vor  Thomas-Tag  anfangende  Residenz  noch  nicht  angetreten  haben. 
Indess  befiuden  sich  selbige  in  so  weit  in  dem  Genuss  ihrer  Präbeuden, 
dass  die  Revenuen  davon,  bis  jenes  Impediment  gehoben  und  die  Residenz 
von  ihnen  angeti*eten  ist,  in  einer  besondern  Rechnung  bei  dem  sogenann- 
ten Schulden-Amts-Register  berechnet  und  zur  Bestreitung  der  Administra- 


1)  Cfr.  No.  866. 
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^^^„  tions-Kosten,  so  wie  zur  Tilgung  der  auf  dem  ganzen  Vermögen  ruhenden 
März  2       ,    , ,  ,  ^  , 

Schulden  verwendet  werden.  .  .  . 

Da  selbige  sich  in  dem  Genuss  ihrer  Präbenden  befinden  und  darauf 
unterm  8.  August  1792,  6.  August  1793,  21.  Juny  1798  und  3.  July  1800 
aufgeschworen  worden  und  nur  den  Niessbrauch  wegen  der  in  den  Statuten 
des  Capituls  liegenden  Impedimenten  haben  entbehi*en  müssen,  so  leidet  es 
mit  Beziehung  auf  §  59  des  Reichs-Deputations-Schlusses  kein  Bedenken, 
dass  sie,  so  bald  sie  das  statutenmässige  Alter  erreicht  haben  und  die 
Residenz  anti-eten  können,  zum  Genuss  ihrer  Präbenden  zugelassen  werden 
müssen. 

Nach  Abzug  dieser  vier  sogenannten  Domicellaren  bleiben  noch  38 
Präbenden  übrig,  wovon  35  mit  den  §  7  aufgeführten  Mitgliedern  besezt, 
welche  sich  im  actuellen  Genuss  derselben  befinden.  Die  übrigen  drey  .  .  . 
sind  durch  deren  resp.  am  26.  October  1802,  16.  May  und  12.  Juny  1804, 
mithin  nach  der  Besitznahme  erfolgtes  Ableben  erledigt  und  nicht  wieder 
besezt  worden,  und  werden  die  Revenuen  der  ersten  zu  Laurentii  1805  und 
der  beiden  Leztern  zu  Laurentii  1806  für  Rechnung  des  Staats  disponible, 
wenn  die  bisherige  Verfassung  des  Deservits-,  Gnaden-  und  Fabrik-Jahrs 
beibehalten  wird,  worüber  ich  mich  in  der  Folge  dieses  Berichts  näher 
äussern  werde. 

Uebrigens  hat  nach  bisheriger  Verfassung  das  Capitul  unter  seinen  Mit- 
gliedern zwei  Dignitarien  oder  Prälaten,  nehmlich  einen  Dom-Propst  und 
einen  Dom-Dechanten,  und  vier  Officianten  gehabt,  nehmlich  den  Scholaster, 
Küster,  Kantor  und  Kellner.  Die  beiden  erstem  sind  durch  canonische  Wahl . 
ex  gi'emio  capituli,  die  Officia  des  Scholasters,  Küsters  und  Cantors  von 
dem  Fürst-Bischof  besezt,  und  der  Kellner  vom  Capitul  erwählt.  Die  Prä- 
benden selbst  sind: 

a,  in  den  reservirten  Mouathen  Januar,  März,  May,  Julius,  September 
und  November  in  Gemässheit  der  generellen  teutschen  Concordaten  von 
dem  Papst  und 

b)  in  den  Mouathen  Februar,  April,  Juuius,  August,  October  und  De- 
cember  von  dem  Capitul  selbst,  jedoch  nicht  in  concreto,  sondern  per  tur- 
num  conferirt.     Indess  hat 

c.  der  deutsche  Kaiser  das  Recht  der  ersten  Bitte  in  der  gewöhnlichen 
Art  ausgeübt,  dass  er  bei  seinem  Regierungs-Antritt  eine  Präbende  vergeben 
hat,  und  endlich  ist 

d.  bei  erledigtem  Päpstlichen  Stuhl  das  jus  nominandi  in  den  päpst- 
lichen Monatheu  jure  ordinario  vom  Capitul  exercirt  worden. 

Bei  der  erfolgten  Säcularisation  des  Bisthums  Hildesheim  und  bei  den 
über  die  Uebergabe  desselben  an  E.  K.  M.  in  dem  Reichs-Deputations-Schluss 
enthaltenen  Bestimmungen  hören  alle  diese  CoUations-Rechte  auf  und  die 
vacant  werdenden  Präbenden  stehen  zu  AUerhöchstdero  alleinigen  Collatioa 
und  Disposition. 


I 
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Das  Vermögen   des  Dom-Capituls   zerfällt  .  .  .  iu   zwey  Haupt-Abthei-  w|.^\ 
liingen,  nehmlich 

1.  in  das  eigenthümliche  und 

2.  in  dasjenige,  worüber  es  nur  die  Administration  nach  den  bestehen- 
den Fundationen  hat. 

lieber  die  Art  und  Weise  dieser  Administration  werde  ich  mich  weiter 
unten  äussern. 

Die  jährliche  Nutzung  des  eigenthümlichen  Vermögens  ist  mit  Einschluss 
der  Zinsen  von  den  Activ-Capitalien  auf  .  .  141068  Rthlr.  4  Gr.  7  Pf. 
und   nach   Abzug    der    davon   zu    prästirenden 

jährlichen  Ausgaben  auf 115  499      -     28Mgr.')5 - 

netto  angeschlagen  worden.  Indess  dürfte  dieser  Anschlag  für  jezt  nicht 
wohl  zu  evinciren  sein,  da  solcher  hauptsächlich  auf  die  Nutzung  der  lezten 
sechs  Jahre,  wo  die  Korn-Preise  sehr  hoch  standen,  berechnet  ist. 

Ueber  die  Bestimmungen  wegen  der  Dom-Capitul  enthält  der  Reichs- 
Deputations-Schluss  folgendes:«  citirt  die  §§  34,  35,  53,  61  und  62;  s. 
No.  551. 

.  .  .  »Wenn  alle  diese  gesezlichen  Bestimmungen  iji  Verbindung  ge- 
stellt und  dabei  §  35  und  62  mit  berüksichtiget  werden,  so  ergiebt  sich 
daraus  das  rechtliche  Resultat,  dass  der  abgetretene  Fürst-Bischof  in  seiner 
Eigenschaft  als  Diöcesan-Bischof  von  Hildesheim  verbleiben,  und  daher  bei 
seinem  Leben  zur  Aufhebung  des  Dom-Capituls  nur  in  so  weit  geschritten 
werden  kann,  als  solches  als  curia  eclesiastica  überflüssig,  oder  wenn  eine 
gänzliche  Auflösung  desselben  vorzunehmen,  alsdann  eine  neue  curia  ecle- 
siastica für  ihn  würde  zu  constituiren  sein.  In  beiden  Fällen  bedarf  es 
hierüber  einer  Uebereinkunft  mit  dem  Papst;  denn  das  jus  canonicum  be- 
stimmt nicht  ganz  deutlich,  aus  wie  viel  Mitgliedern  die  curia  ecclesiastica 
eines  Bischofs  bestehen  müsse,  und  das  Concilium  Tridentinum  hat  Sess.  24 
Cip.  12  de  reformatione  nur  festgesetzt,  dass  die  Mitglieder  der  Cathedral- 
Kirche  zur  Hälfte  Priester,  ein  Drittheil  2)  Diaconen  und  ein  Drittheil 2)  Sub- 
diaconen  sein  sollen.  Ebenfalls  sollte  die  Hälfte  der  Domherrn  zu  Doctorn 
luler  Magistern  in  der  Gottesgelahrtheit  oder  dem  canonischen  Recht  creirt 
M'in,  welches  alles  jedoch  bei  den  wenigsten  Cathedral-Kirchen  beobachtet 
i-t.  Als  indess  das  Französische  Gouvernement  im  Jahre  1802  die  Ein- 
liehtuug  der  neuen  Bisthümer  und  Dom-Capitul  im  ganzen  Gebiet  des 
Französischen  Reichs  vorgenommen  hat,  ist  nach  einer  langen  Verhandlung 
mit  dem  Päpstlichen  Stuhl  über  die  Principien  der  Einrichtung  und  die  Zahl 
der  Bisthümer  so  wohl,  als  auch  über  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Dom- 
Capitul,  eine  Vereinigung  dahin  zu  Stande    gekommen,    dass   die  geringste 


1,  Mariengroschen. 

2,  sie!  Es  muss  >ein  ViertheiN  an  beiden  Stellen  heissen;  das  Dekret  be- 
sagt übrigens  nur:  »ut  dimidia  saltem  pars  Presbyteri  sint,  ceteri  vero  Diaconi 
aut  Subdiaconi.« 
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•f.^\  Zahl  der  Mitglieder  einer  Metropolitan-Kirche  wenigstens  aus  15  und  einer 
Cathedral-Kirche  aus  12  bestehen  und  von  den  Letztern  6  Priester,  3  Dia- 
conen  und  3  Subdiaconen  sein  müssen.  Nach  diesem  Maassstab  würden 
von  dem  Hildesheimschen  Dom-Capitul  bis  zum  Ableben  des  Fürst-Bischofs 
12  Mitglieder  beizubehalten  sein,  wogegen  die  übrigen  mit  Belassung  von 
Y,Q  ihrer  bisherigen  Einnahme  pensionirt  werden  können.  Jene  12  Mit- 
glieder würden  lebenslänglich  auch  ^/lo  abzugeben  haben,  und  wenn  auf  so 
viel  das  Dom-Capitul  zusammen  gestorben,  würde  erst  deren  Nachfolger 
künftiges  Einkommen  zu  bestimmen  nöthig  sein.  Auf  diesen  Fall  wird  aber 
auch  der  Cultus  in  der  Dom-Kirche  von  neuem  regulirt  werden  müssen, 
welches  alles  ohne  Zustimmung  der  geistlichen  Macht  und  ohne  vorherige 
Entwerfung  eines  vollständigen  Plans,  der  nur  von  einem  Sachverständigen 
und  aufgeklärten  Geistlichen  ausgearbeitet  werden  kann,  nicht  in  Ausübung 
zu  bringen  ist,  weil  selbst  die  Suppression  der  Präb enden  und  jede  Ver- 
änderung dabei,  so  wie  bei  dem  ganzen  katholischen  Kirchen-Wesen  ohne 
die  Concurrenz  der  obern  geistlichen  Obrigkeit  nicht  geschehen  kann,  wenn 
man  nicht  zu  Klagen  über  verlezte  Gewissens-Freiheit  Veranlassung  geben 
will.  Der  Staat  würde  auch  bei  der  Auflösung  des  Dom-Capituls  und  bei 
der  Uebernahme  der  Vermögens-Administration  über  das  ihm  schon  ge- 
bühi-ende  Yio  vorerst  nicht  sonderlich  gewinnen,  da  er  alsdann  nicht  nur 
die  Administrations-Kosten  würde  tragen  müssen,  sondern  auch  überhaupt 
in  die  Lage  gebracht  wird,  den  einzelnen  Capitularen  ihre  bisherigen  'Yio 
berechnen  zu  müssen,  anstatt  dass  nun  das  Dom-Capitul  in  dem  Passiv- 
Zustande  der  Rechnungslegung  verbleibt  und  dem  Fiscus  nicht  nur  das  ihm 
gebührende  ly'io,  sondern  auch  die  sich  ergebende  Vacanzen  nach  den  imten 
vorzuschlagenden  nähern  Bestimmungen  berechnen  muss.  Alle  diese  Ver- 
hältnisse bestimmen  mich  zu  dem  allgemeinen  präjudici eilen  Anti'age: 

das  Dom-Capitul  unter  den  nachfolgenden  nähern  Modificationen  be- 
stehen und  bis  auf  12  Mitglieder  aussterben  zu  lassen,  dann  aber 
die  Administration  seines  Vermögens  zu  übernehmen,  den  übrig  ge- 
bliebenen Mitgliedern  ihre  Y^q  aus  dem  Administrations-Fonds  zu 
bezahlen,  und  diese  12  Präbenden,  so  wie  sie  aussterben,  zwar  nicht 
einzuziehen,  sondern  jede  von  neuem  in  baarem  Gelde  zu  fundiren 
und  die  Vergebung  derselben  dem  Staat  vorzubehalten. 
Für  den  Antrag  zur  Belassung  von  12  Präbenden  sprechen  folgende 
Gründe: 

Der  katholische  Adel  in  denjenigen  Provinzen,  worin  die  Dom-Capitul 
vorhanden,  hat  immer  darauf  gerechnet,  seinen  Jüngern  Söhnen  durch  Er- 
wählung des  geistlichen  Standes  eine  hinlängliche  Versorgung  zu  verschaffen, 
weshalb  selbige  aus  den  Gütern  nur  eine  unbedeutende  Competenz  erhalten 
haben.  Auf  diese  Aussicht  sind  in  der  Vorzeit  theils  die  Familien-Verträge, 
theUs  die  testamentarischen  Dispositionen  wegen  Abfindung  der  junge 
Söhne  aus  den  Stamm-Gütern  gebauet,  sie  würde  aber  gänzlich  verschwia 


°1 
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den,  wenn  in  den  Entschädigungs-Provinzon  für  den  einländiscben  Adel  die  »r;-  9 
Dom-Stifter  gänzlich  aufgehoben  werden  sollen,  und  gleichwohl  müssen  die 
darauf  gegründeten  Familien-Verträge  und  Dispositionen  aufrecht  erhalten 
werden.  Zwar  bleiben  dem  katholischen  gleich  dem  protestantischen  ein- 
ländiscben Adel  die  Wege  ofleu,  sich  entweder  im  Militair-  oder  Civil-Fach 
sein  Fortkommen  zu  verschaflen.  Allein  durch  Mangel  an  körperlichen 
Kräften  und  Geistes-Anlageu  werden  viele  behindert,  diese  Wege  zu  be- 
treten, und  bekanntlich  linden  diejenigen,  welche  Militär-  oder  Civil-Dienste 
wählen,  nur  hauptsächlich  bei  ihren  Brüdern  oder  Verwandten,  welchen 
geistUche  Pfründen  zu  Theil  ■s\'urden,  die  nöthige  Unterstützung,  da  den 
Präbendirten  keine  Sorge  für  Kinder  obliegt.  Es  gehört  diiher  gewisser- 
massen  zur  Fürsorge  des  Staats,  seinem  Adel  durch  Acquisition  von  geist- 
lichen Pfründen  die  Aussichten  zu  geben,  seinen  standesmässigen  Unterhalt 
zu  finden.  Bei  dem  grossen  Zuwachs,  den  der  Staat  an  katholischen  Unter- 
tlianen  durch  die  Entschädigungs- Provinzen  erhalten  hat,  ist  es  zur  Be- 
ruhigung ihres  Glaubens  und  Gewissens  und  zur  Oberaufsicht  nothwendig, 
dass  zwischen  dem  Rhein  und  der  Elbe  eine  Metropolitan-Kirche  gestiftet, 
und  derselben  ein  Metropolitan-Bischof  vorgesezt  werde.  Dazu  würde 
Münster  der  passenste  Ort  sein,  weil  darin  die  katholische  Universität  und 
die  Seminarien  organisirt  werden.  Wegen  der  weiten  Entfernung  der  ein- 
zelnen Provinzen  vom  Sitze  des  Metropolitans  werden  demselben  in  den 
abgelegenem  entweder  Suffragane  oder  General-Vicarien  oder  auch  Weih- 
lUschöfe  zu  Hülfe  gegeben  werden  müssen,  welche  sodann  für  die  Nieder- 
sächsischen Provinzen  aus  dem  Dom-Capitul  zu  Ilildesheim  genommen 
werden  können,  wenn  demselben  die  Einrichtung  gegeben  wird,  dass  die 
tinzelnen  Mitglieder  sich  dem  geistlichen  Amte  widmen  und  ordines  pres- 
liyteriales,  diaconales  und  subdiaconales  übernehmen  müssen.  Hiernach 
halte  ich  es  für  die  Provinz  und  die  Stadt  Hildesheim  und  besonders  in 
Iiüksicht  auf  den  Nahrungs- Stand  der  Leztern,  welcher  schon  sehr  be- 
^i-hränkt  ist,  für  nothwendig,  dass  in  der  Folge  ein  Dom-Capitul  von 
12  Mitgliedern  belassen  werde. 

Jezt  werde  ich  nun  zu  denjenigen  Modificatiouen  übergehen,  unter 
denen  das  gegenwärtige  Dom-Capitul  bis  zum  Aussterben  auf  12  Mitglieder 
zu  belassen,  und  zu  dem  Ende  ist  es  nüthig,  die  .  .  .  gegenwärtige  Capi- 
tuls-Verfassung  durchzugehen. 

1.  Die  .  .  .  Verhältnisse  des  Dom-Capituls  zu  dem  vormaligen  geist- 
lichen Fürsten  und  alles  was  auf  die  Concurrenz  bei  der  Administration 
des  Landes  und  der  Hoheits-Gerechtsame  Beziehung  hat,  hört  durch  die 
»■  ingetretene  Säcularisation  von  selbst  auf. 

2.  Von  den  .  .  .  Vorzügen  und  Rechten  des  Capituls  müssen  wegfallen: 

a)  das  Recht  der  Landesstandschaft, 

b)  das  Recht  der  Koppeljagd  im  ganzen  Fürstenthum,  und  muss  sich 
dasselbe  mit  der  Jagd  auf  seinen  Privat-Gründen  und  Feldmarken  begnügen. 
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ii"^^9  c)  Das  Zollrecht  in  den  Aemtern  Marienburg  und  Steinbrück,  und 

d)  alle  und  jede  ihm  nach  bisheriger  Verfassung  zugestandene  Accise- 
Freiheit.   .  .  . 

3.  .  .  .  Die  Präbenden  [haben]  vier  Abstufungen  ratione  quanti  des 
Genusses  gehabt,  und  [sind]  in  die  Nummern  42,  28,  24  und  15  einge- 
theilt  .  .  .,  dergestalt,  dass  je  nachdem  ein  Capitular  resp.  unter  die  28, 
24  und  15  ältesten  aufgerükt,  seine  Einnahme  in  corpore  praebendae  ge- 
stiegen ist.     Es  entsteht  daher  die  Frage: 

ob  den  Dom-Capitularen  das  fernere  Aufrücken  zu  gestatten  sey, 
oder  Fiscus  in  jede  vacant  werdende  Präbende  ipso  jure  eintreten 
und  davon  die  Nutzung  beziehen  soll? 
Das  Dom-Capitul  hat  um  die  Aufrechthaltung  dieses  Ascensions-Rechts 
gebeten,  wobei  alles  auf  die  Auslegung  des  §  53  des  Reichs-Deputatious- 
Schlusses  ankommt.  Dieser  bestimmt,  dass  jeder  einzelne  ^/jo  von  dem, 
was  er  bisher  genossen  habe,  behalten,  mithin  sich  seine  fernere  Nutzuiessung 
auf  den  Statum  quo  vom  1.  August  1802  beschränken  soll.  Dieser  Status 
quo  seheint  noch  mehr  durch  den  §  33  begründet  zu  werden,  durch  welchen 
alle  Güter  der  Dom-Capitul  den  Domainen  incorporirt,  mithin  die  Capitul 
aufgelöset  und  ihr  bisheriger  Activ-Zustand  sistirt  worden.  Auf  der  andern 
Seite  ist  es  aber  nicht  zu  läugnen,  dass  dieses  Ascensions-Recht  in  der 
Verfassung  völlig  begründet  gewesen,  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  jeder 
Capitular  durch  die  titulo  oneroso  geschehene  Acquisition  seiner  Präbende 
ein  jus  quaesitum  futurum  et  radicatum  auf  den  vollständigsten  Genuss  der 
durch  die  Präbende  zu  erlangenden  Revenuen  erhalten  hat,  die  er  nach 
Wahrscheinlichkeit  berechnen  und  worauf  er  also,  als  auf  eine  sichere  Ein- 
nahme, bei  Anlegung  seines  Capitals  zur  Acquisition  der  Präbende  calcu- 
liren  konnte.  Aus  diesen  Gründen  scheint  es  daher  in  der  grössten  Billig- 
keit zu  beruhen,  dass  den  Mitgliedern  des  Capituls  die  fernere  Ascension 
gestattet  werde,  und  daher  ist  dieses  Princip  auch  von  den  mehresten 
Landesherru,  zum  Beispiel  von  Chur-Hannover  bei  dem  Dom-Capitul  zu 
Osnabrück,  angenommen  Avorden. 

Sollten  E.  K.  M.  solches   zu   genehmigen  geruhen,    so   würde   es   zwar 
die  Folge  haben,  dass  Fiscus  bei  jeder  Vacanz  eine  der  leztern  Präbenden, 
nehmlich  in   No.  42   die    unterste    erhalten    würde;    weil    aber   alle   vacant 
werdenden  Präbenden  vom  Fiscus  eingenommen  werden,  so  rükt  er  immer 
mit  fort  und  befindet  sich  zulezt  im  Besitz  aller  Präbenden,  mithin  des  ganzen 
Capitul -Vermögens.      Wenn  indess  E.  K.  M.  wider  die  Ascension  der  Capi- 
tularen  zu  entscheiden  geruhen,  so  wird  doch  folgenden  Individuen,  nehmlich 
dem  Grafen  v.  Kesselstadt  sen.  und  dem  v.  Schell   ad  No.  15, 
den  Grafen  v.  Bocholtz  und  von  Nesselrode  ad  No.  24, 
den  V.  Bourscheid  und  Grafen  v.  Hoensbrock  jun.  ad  No.  28 
das  Aufrücken  deshalb  verstattet  werden  müssen,  weil  die  Ascension  schon 
vor  der  Besitznahme  Statt  gehabt  hat,  obgleich  sie  jezt  erst  in  den  Genuss 
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treten,  welcher  ihnen  bisher  durch  die  Nachjahre  und   das  Fabrik-Register  »i;-     9 
entzogen  ist. 

4.  .  .  .  [Es]  sind  beim  Capitul  zwei  Dignitarien,  nehmlich  der  Dom- 
Propst  in  der  Person  des  Freiherrn  v.  Wendt  und  der  Dom-Dechant  in  der 
l'erson  des  v.  Weichs  vorhanden.  Nach  bisheriger  Verfassung  ist  der  Dom- 
Tropst  aus  der  Mitte  des  Capituls  erwählt,  so  dass  Niemand  als  ein  Capi- 
tular  zu  dieser  Dignität  gelangen  konnte.  Sie  ist  mit  besondern  Gütern 
t'imdirt,  welche  von  dem  Vermögen  des  Capituls  ganz  getrennt  sind  und 
eine  besondere  Masse  bilden,  worüber  dem  Dom-Propst  die  uneingeschränkte 
Administration  zusteht.  Die  Einnahme  hiervon  ist  zu  638  Rthlr.  17  Gr. 
\  eranschlagt  und  die  davon  zu  prästirenden  Ausgaben  betragen  1530  Rthlr. 
2ü  Mgi-.  5  Pf.  Diese  Dignität  kann  nach  Ableben  des  p.  von  Wendt  so- 
gleich eingezogen  werden,  da,  Avenn  auch  in  der  Folge  ein  Capitul  zu  be- 
lassen^ solches  ohne  Dom-Propst  bestehen  kann.  Ob  demselben  die  bisherige 
Ausübung  der  Patronut-Rechte  über  die  Pfarren  und  Schulen  zu  belassen, 
wird  da  zu  beurtheilen  sein,  wo  von  den  sämtlichen  Patronat-Rechten  des 
Capituls  die  Rede  sein  vnrA.  Zur  Propstei  gehört  eine  nicht  unbedeutende 
Lehns-Curie,  welche  aus  40  Lehnen  besteht,  und  wovon  14  extra  curtem 
belegen  sind.  Die  Lehnwaare,i)  welche  bei  sich  begebenden  Fällen  in  manu 
dominante  et  serviente  entrichtet  werden  muss,  steht  bei  jedem  Lehne  fest, 
und  beträgt  in  Fällen  der  erstem  Art,  wo  sämtliche  Lehne  renoviret  werden 
müssen,  510  Rthlr.  13  Gr.  und  an  Schreibe-Gebühren  155  Rthlr.  18  Gr. 
l»a  diese  Lehns-Curie  zu  den  nuzbaren  Rechten  des  jezzigen  Dompropsts 
gehört,  so  muss  er  bei  der  bisherigen  Benutzung  in  der  Art  verbleiben, 
dass  er  von  den  bei  seinem  Leben  vorfallenden  Lehnsveränderungen  ^/jo 
der  Lehnwaare  behält  und  nur  Y^o  davon  abgiebt,  worauf  auch  von  der 
Kammer  bei  der  Decimation  Rüksicht  genommen  worden.  Es  kommt  daher 
nur  noch  darauf  an,  ob  dem  Dom-Propst  die  Verwaltung  dieser  Lehns- 
Curie  durch  den  angestellten  Lehns-Actuarius  Floecker  zu  belassen,  wobei 
ich  nichts  Bedenkliches  finde,  wenn  ihm  zur  Bedingung  gemacht  und  darauf 
g-esehen  wird,  dass  er 

a)  apert  werdende  Lehne  gar  nicht  vergebe,  und 

b)  wegen  der  etwa  auf  den  Fall  stehenden  keine  Expectanzen  ertheile. 
Nach  dem  Abgang  des  Dom-Propstes  wird  es  zweckmässig  sein,  dessen 

l.ehns-Curie  mit  der  Landesherrlichen  bei  der  Regierungs-Deputation  zu 
llildesheim  in  so  weit  zu  verbinden,  dass  die  feststehende  Lehnwaare  dem 
Fiscus  zu  berechnen,  die  Schreih-Gebühren  aber  der  Salarien-Kasse  zu  be- 
lassen. In  Ansehung  der  demselben  zustehenden  einländischen  Jurisdiction, 
welche  durch  qualificirte  Officianten  verwaltet  wird,  dürfte  es  ebenfalls  bis 
zum  Ableben  des  Dompropsts  bei  der  bisherigen  Verfassung  zu  belassen 
sein,  als  eine  schon  jezt  hierunter   zu   treffende   Veränderung    und  Einvcr- 


1,  Vorlage:  >Lehnwaaren« ;    s.  u.  S.  325. 
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itr-^^o  leibung  derselben  in  die  Aemter-Jurisdiction  manche  vorher  zu  beseitigende 
Entschädigungs- Forderungen  herbeiführen  würde.  Von  den  zur  Collation 
des  Dom-Propsts  stehenden  Archidiaconaten  wird  weiter  unten  die  Rede  sein. 

5,  Die  zweite  Dignität  ist  die  des  Dom-Dechanten,  dessen  Rechte, 
Vorzüge  und  Pflichten  §  6  der  Darstellung  vorkommen.  Es  ist  hierbei  zu 
erwägen : 

A.  welche  dieser  Rechte  und  Vorzüge  ihm  zu  belassen,  und 

B.  ob  nach  Abgang  des  jezzigen  Dom-Dechanten  Freiherrn  von  Weichs, 
wenn  das  Capitul  bis  zum  Aussterben  bestehen  bleiben  soll,  eine  neue  "Wahl 
vorzunehmen. 

ad  A.  hat  zu  seinen  Vorrechten  mit  gehört: 

a)  das  Recht  der  Zusammenberufnng  der  Landstände  und  die  Führung 
des  Dii'ectorii  in  den  Versammlungen  derselben. 

Da  ich  oben  ad  No.  1  auf  die  Aufhebung  der  Landstandschaft  des 
Dom-Capituls  angetragen  habe,  so  fällt  dadurch  das  besondere  Recht  des 
Dom-Dechanten  von  selbst  weg. 

b)  Das  alternative  Collations-Recht  der  daselbst  genannten  17  Vicarien 
mit  dem  Papst.  Das  Recht  des  Papstes  cessirt  durch  die  eingetretene 
Säcularisation  und  so  auch  das  Recht  des  Dom-Dechanten  dadurch,  dass 
die  Güter  der  Dom-Capitul  mit  allem,  was  denselben  annex  ist,  den  Do- 
mainen  der  neuen  Landesherrn  incorporii't  worden.  Es  müssen  daher  alle 
diese  Vicarien  E.  K.  M.  Disposition  reservirt  bleiben,  und  in  jedem  einzel- 
nen Erledigungs-Falle  näher  beurtheilt  werden,  ob  der  Cultus  es  nothwendig 
mache,  solche  wieder  zu  besetzen. 

c)  Das  anmaassliche  Decanat-Recht  bei  dem  Stifte  St.  Johannis  in  Hil- 
desheim und  das  wirkliche  Collations-Recht  von  sechs  Canonicaten  bei  dem- 
selben. Auch  diese  Rechte  müssen  cessiren,  da  dieses  Stift  ebenfalls  zur 
Disposition  E.  K.  M.  steht  und  sich  nach  dem  besonders  zu  erstattenden 
Bericht  zui'  Aufhebung  qualificirt. 

Dahingegen  wird  es  kein  Bedenken  haben,  ihn  auf  Lebenszeit  in  dem 
Besitz  aller  übrigen  Rechte  und  Vorzüge  zu  belassen. 

ad  B.  sentire  ich  für  die  Bejahung  der  hier  aufgestellten  Frage,  weil 
ein  Capitul  ohne  Dechanten  nicht  bestehen  kann;  jedoch  wird  die  Wahl 
des  Dechanten  nur  unter  Vorbehalt  E.  K.  M.  Genehmigung  geschehen  kön- 
nen und  durch  einen  Commissarius  der  Kammer  dirigirt  werden  müssen. 
In  wie  fern  alsdann  die  mit  dieser  Dignität  bisher  verbunden  gewesenen 
Emolumente  ferner  dabei  zu  belassen,  wird  von  E.  K.  M.  Festsetzung  ab- 
hangen. Uebrigens  sind  die  Revenuen  derselben  auf  1697  Rthlr.  13  Gr. 
2  Pf.  angeschlagen,  und  die  davon  zu  entrichtenden  Abgaben  betragen 
211  Rthlr.  7  Gr.  7  Pf. 

6.  Die  oben  bereits  erwehnteu  vier  Officia  betreflfend,  so  hat  der  Fürst- 
Bischof,  wie  bemerkt,  die  Scholaster-Stelle  besezt,  und  sind  die  damit  ver- 
bundenen Pflichten  §  7  der  Darstellung  entwickelt.     Die   besondern  Reve- 
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iiiien  dieses  Officii  betraoren  1424  Rthlr.  6  Gr.  und  die  Aussraben  145  Ktlilr.    ^}^^ ,. 
"  °  März  2 

16  Gr.  6  Pf.    Der  Doin-Scholastcr  hatte  noch  das  liecht,  eine  Pfründe  oder 

sogenannte  Monocolar ')-Präbende  bei  dem  Johannis-Stift  in  quocunque  mense 

zu  vergeben.    Es  ist  unbedenklich,  dem  zeitigen  Scholaster,  Domherrn  von 

Wrede,  schon  jezt  dieses  Recht  zu  nehmen    und   überhaupt  zu    bestimmen, 

(lass  diese  Stelle  nicht  -wieder  zu  besetzen,  die  damit  verbundene  Einnahme 

zu  den  Domaineu  einzuziehen,  auch  nach  Abgang  des  jezzigen  Scholasters  und 

bis  dahin,  dass  das  Capitul  bestehen  bleibt  und  der  Cultus  neu  eingerichtet 

worden,  das  Temperament  zu  treffen,  dass  einer  der  übrigen  Capitularen  die 

Officia  des  Scholasters  gegen  ein  besonderes   condignura  übernehmen  muss. 

Die  Pflichten  des  Dom-Küsters,  welche  Stelle  ebenfalls  der  Bischof 
hesezte,  bestehen  darin,  dass  er  eine  genaue  Aufsicht  über  den  Kirchen- 
Schatz  führen  und  darauf  sehen  muss,  dass  alles  in  der  Kirche  und  auf 
dem  Chor  rein  erhalten  und  die  zum  Kircheudienst  n(ithigen  Pararaente 
jederzeit  bereit  seien,  auch  die  Unter-Officianten  die  ihnen  hiebei  obliegen- 
den Pflichten  erfüllen.  Dagegen  gehört  zu  seinen  Befugnissen,  den  ünter- 
küster,  die  Opferleute  und  die  Glöckner  zu  ernennen,  wobei  er  jedoch  einen 
Theil  der  zum  Cultus  gehörenden  Sachen,  als  Wachs,  Kohlen,  Weirauch 
und  die  Glocken-Seile  anschaffen  muss.  Femer  gehört  zu  dieser  Dom-Küsterei 
ein  Hof  in  dem  Dorfe  Algermissen,  über  welches  Dorf  dem  Dom-Küster  die 
Jurisdiction  zusteht,  womit  der  Genuss  aller  fructuum  jurisdictionis  gegen 
Tragung  der  Kosten  verbunden  ist.     Die  jährliche   Einnahme   von  diesem 

Officio  beträgt 2372  Rthlr.    4  Gr.  6  Pf. 

nnd  die  Ausgabe,  worunter  allein  812  Rthlr.  22  Gr. 

3  Pf.  Cultus-Kosten, 1091      »      23    »    3    » 

und  verbleibt  mithin  ein  Ueberschuss  von  .  .  .  1280  Rthlr.  5  Gr.  3  Pf. 
Hierbei  ist  noch  anzumerken,  dass  die  Gebäude  auf  dem  Hofe  zu  Algermis- 
sen ein  Eigenthum  des  zeitigen  Dom-Küsters  sind,  und  der  jedesmalige  Nach- 
folger verpflichtet  ist,  seinem  Vorgänger  den  Werth  derselben   zu  ersetzen. 

Dies  Officium  ist  durch  das  am  16.  May  pr.  erfolgte  Ableben  des 
Marquis  v.  Hoensbrock  erledigt,  die  hierauf  von  dem  Fürst-Bischof  ge- 
schehene CoUation  desselben  an  den  Grafen  v.  Merveldt  aber  von  E.  K.  M. 
nicht  genehmigt.  Indess  hat  der  Fürst-Bischof  unterm  8.  November  pr.  um 
die  Allerhöchste  Bestätigung  dieser  CoUation  immediate  gebeten  und  nach 
der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  15.  ejusd.  haben  E.  K.  M.  Sich  vorbehalten, 
bei  Erstattung  dieses  Berichts  hierüber  zu  entscheiden,  weshalb  ich  nach 
dem  Vorstehenden  .  .  .  anheimstelle : 

ob  für  dieses  Mahl  der  Bitte  des  Fürst-Bischofs  zu  deferiren  und 

die  Ernennung  des  Grafen  v.  Merveldt  zum  Dom-Küster  zu  bestätigen. 

Möchten  indess  E.  K.  M.  das  Gegentheil  und  also  die  Einziehung  der  Dom- 

Ktisterei  vorzuziehen  geruhen,  so  werden  fernerhin  davon  die  Coltus-Kosten 


1)  So  statt:  >Monocalar<. 
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1805  ^jj^  übrigen  Ausgaben  zu  bestreiten,  auch  den  Erben  des  p.  von  Hoensbrock 
der  Werth  der  Gebäude  auf  dem  Hofe  zu  Algermissen  zu  vergüten  sein, 
welcher  nach  der  von  Dom-Bau-Inspector  Held  revidirten  Taxe  5336  Rthlr. 
beti-ägt.  Indess  hat  das  Executorium  des  von  Hoensbrock  erklärt,  sich  des- 
halb mit  4400  Rthlr.  Conventions-Müntze  abfinden  lassen  zu  wollen. 

Das  dritte,  gleichfalls  von  dem  Fürst-Bischof  bisher  besezte  Officium 
ist  das  eines  Dom-Kantors,  dessen  Rechte  und  Pflichten  §  7  der  Darstel- 
lung entwickelt  sind,  imd  welches  jezt  der  Dom-Capitular  Graf  v.  Boos 
inne  hat.  Die  jährliche  Einnahme  davon  beträgt  375  Rthlr.  4  Gr.  und  die 
Ausgabe  25  Rthh'.  16  Gr.  Auch  steht  ihm  gleich  dem  Scholaster  das 
Collations-Recht  über  eine  Monocolar  i)-Pfründe  bei  dem  Johannis-Stift  zu, 
welches  aber  sogleich  wegfallen  muss.  Uebrigens  ist  die  Beibehaltung  dieses 
Officii  nach  Abgang  des  jezzigen  Innhabers  nicht  nothwendig,  da  der  Chor- 
gesang eigentlich  von  dem  Socio  cantoris  oder  dem  Succentor  dirigirt  wird. 
Nach  Ableben  des  p.  von  Boos  können  daher  die  Einkünfte  sofort  zu  den 
Domainen  eingezogen  werden. 

Das  vierte  Officium,  welches  von  dem  Capitul  bisher  durch  Wahl  con- 
ferirt  wurde,  ist  das  des  Dom-Kellners,  womit  eine  jährliche  Einnahme  von 
525  Rthlr.  2  Gr.  und  nach  Abzug  der  Ausgaben  ad  70  Rthlr.  ein  reiner 
Ueberschuss  von  455  Rthlr.  2  Gr.  verbunden  war.  Seine  Pflichten  bestehen 
nach  §  7  No.  4  der  Darstellung  hauptsächlich  darin,  dass  er  die  Oeconomie- 
Officianten  und  Rendanten  des  Capituls  controliren  muss.  Da  aber  von 
Seiten  des  Fiscus  eine  Controle  über  die  Administration  des  Domcapitu- 
larischen  Vermögens  angeordnet  wird,  so  kann  dieses  Officium  füglich  ein- 
gehen und  können  die  Revenuen  nach  Abgang  des  jezzigen  Dom-Kellners 
von  Ketteier  eingezogen  werden. 

7.  Was  §  8  von  der  bisherigen  Collation  der  Präbenden  in  mensibus 
papalibus  und  in  mensibus  ordinariis  und  in  den  leztern  von  dem  turno 
errante  der  einzelnen  Capitularen  enthalten  ist,  findet  nach  eingetretener 
Säcularisation  nicht  mehr  Anwendung ;  hievon  ist  die  rechtliche  Folge,  dass, 
wenn  E.  K.  M.  das  Dom-Capitul  vorerst  noch  bestehen  zu  lassen  geruhen, 
alle  sich  erledigende  Präbenden  nach  den  bereits  vorgeschlagenen  und  noch 
zu  erörternden  Bestimmungen  dem  Fiscus  zur  Benutzung  anheimfallen.  Diese 
ersti-ekt  sich  nicht  nur  auf  das  Corpus  praebendae  selbst,  sondern  auch  auf 
alle  diejenigen  Emolumente,  welche  dazu  gerechnet  werden,  nehmlich  die 
Chor-  und  Stadt-Präsenzen,  Memorien  und  Stipendien,  dergestalt,  dass  für 
den  Fiscus  wegen  jeder  vacanten  Präbende  das  Verhältniss  eines  beständig 
anwesenden  Domherrn  fingirt,  er  in  omnibus  horis  als  Praesens  auf  der 
Punctations-Tabelle  angesezt  und  ihm  so  alle  Präsenzen  und  zu  dem  Corpus 
praebendae  gehörenden  Emolumente  berechnet  werden.  Daraus  ergiebt 
sich,   dass  alles,   was  die  Darstellung  §  10 — 13  von  der  Residenz  enthält, 

1)  s.  0.  S.  31.5. 
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auf  den  Fiscus   nicht  anzuwenden    und   nur  von  den  jezzigen  und  den  zu   jJ-     9 
seiner  Zeit  eintretenden  12  Capitularen  zu  beobachten  ist,  obwohl  E.  K.  M. 
iiubenommen  bleiben  muss,  einzelne  Mitglieder  in  totum  oder  in  tantum  von 
der  Residenz  zu  dispensiren. 

8.  Betreflend  den  peremtorischen  (Jenuss-Terniin  der  Präbende- Reve- 
nuen beim  Absterben  eines  Dom-Capitulareu,  so  hat  .  .  .  bisher  ein  deservit- 
.lahr,  ein  Gnaden-Jahr  und  ein  Fabrik-Jahr  Statt  gefunden.  Es  entsteht 
daher  die  Frage,  ob  solche  ferner  beizubehalten.  Wenn  man  von  dem 
Grundsatz  ausgeht,  dass  die  bisherigen  Capitularen  selbst  in  dem  Falle, 
^\  enn  sie  residenzfähig  waren  und  die  Residenz  wirklich  angetreten  hatten, 
dennoch  den  Aunnm  deservitum  et  gratiae  des  Verstorbenen  haben  ent- 
I lehren  müssen  und  die  Präbenden  titulo  oueroso  erworben  hatten,  so  scheint 
t  s  in  der  Billigkeit  zu  beruhen,  den  Erben  der  Capitularen  das  Deservit- 
uud  Gnaden-Jahr  ferner  zu  belassen.  Wenn  dagegen  der  §  53  des  Reichs- 
Deputations- Schlusses  den  Capitularen  nur  '^lo  ihrer  bisherigen  Einkünfte 
als  Susteutation  zugesichert  hat  und  diese  Sustentation  mit  dem  Tode  des 
zu  Sustentirenden  von  selbst  aufhört,  so  folgt  daraus,  dass  mit  dem  Tode 
des  Capitularen  aller  Genuss  und  mithin  auch  das  bisherige  Gnaden-  und 
Deservit-Jahr  aufhören  muss. 

Indess  bringe  ich,  falls  E.  K.  M.  nicht  aus  dem  erwehnten  Billigkeits- 
Grunde  den  Genuss  der  gedachten  beiden  Jahre  denen  Erben  ...  zu  be- 
willigen geruhen  wollten,  folgendes  Temperament  ...  in  Vorschlag,  dass 
den  Erben  der  Capitularen  nach  den  bisherigen  Bestimmungen  das  Deservit- 
.lahr  zu  belassen,  das  Gnaden-Jahr  aber  aufzuheben.  Sollten  E.  K.  M.  nach 
diesem  Vorschlage  zu  entscheiden  geruhen,  so  wird  dieses  doch  nur  erst 
bei  den  von  nun  an  mit  Tode  abgehenden  Capitularen  zur  Anwendung  zu 
bringen,  in  Absicht  der  nach  der  Besitznahme  verstorbenen  Capitularen 
V.  Iloensbrock,  v.  Ketteier  und  v.  Wendt  aber  deren  Erben  auch  das  Gnaden- 
.Tahr  zu  belassen  sein.  Ausser  diesen  hat  noch  ein  besonderes  Nachjahr 
zum  Besten  des  Fabrik -Registers  statt  gefunden.  Aus  diesem  Register, 
welches  ausser  diesen  Nachjahrs-Revenüen  noch  besondere  Fonds  hat,  müssen 
die  Reparaturen  von  folgenden  Gebäuden  bestiitten  werden,  als  der  Dom- 
l>cchaney,  des  Aveissen  Schwans,  des  kleinen  Hauses  darneben,  der  ehe- 
maligen Kuchenbäckerey,  der  Wohnung  der  Dom-Pfarrer,  des  Glöckners, 
des  Balgentreters,  der  Häuser  der  Opferleute,  des  Succentors,  des  Schul- 
meisters, des  Todtengräbers,  der  Schule,  der  Dom-  und  der  ehemaligen 
Jesuiter-Kirche.  Sollten  daher  dem  Fabrikregister  diese  Nachjahrs-Reve- 
nüen entzogen  werden,  so  würden  die  zur  Bestreitung  der  Reparaturen 
nöthigen  Fonds  geschwächt  werden.  Ich  finde  mich  dadurch  veranlasst, 
auf  die  Beibehaltung  des  Nachjahrs  für  das  Fabrikregister  um  so  mehr  .  .  . 
anzutragen,  als  das  Register  unter  die  Controle  des  Fiscus  kommt  und  bei 
der  endlichen  Auflösung  oder  näheren  Bestimmung  des  Capituls  sämmtliche 
Fonds  desselben  mit  allen  Beständen  dem  Fiscus  anheimfallen  werden. 
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^}^^  9.  Eine  besondere  Gattung  der  Einkünfte  für  die  Capitularen  ergeben 

die  Obedienzen,  deren  54  sind.  Ihr  jährlicher  Ertrag  besteht  in  17461 
Rthlr.  18  Gr.  6  Pfg.,  und  die  davon  zu  bestreitenden  Ausgaben  betragen 
1285  Kthh'.  22  Gr.  6  Pfg.  Sie  machen  einen  iutegrirenden  Theil  des  Dom- 
capitularischen  Vermögens  aus  und  die  jezzige  partielle  Benutzung  derselben 
von  einzelnen  Domherrn  hat  daher  ihren  Ursprung,  dass  in  den  ältesten 
Zeiten,  wo  die  Domherrn  noch  zusammen  wohnten  und  ein  gemeinschaft- 
liches Leben  führten,  der  Bischof  oder  Dom-Dechant  einzelnen  Capitularen 
sub  obedientia  aufgegeben  hat,  einzelne  Theile  des  Kirchenguths  zu  ver- 
walten und  dem  Corpus  zu  verrechnen.  Nachdem  aber  späterhin  dieselben 
angefangen,  für  sich  und  nicht  mehr  gemeinschaftlich  zu  leben,  so  haben  sie 
auch  jene  Theile  des  Kirchenguths  für  sich  behalten  und  genuzt,  woraus 
die  jezzigen  Obedienzen  entstanden  sind.  Zur  mehrern  Ordnung  in  Absicht 
des  Genusses  derselben  ist  in  der  Folge  beim  Capitul  der  sogenannte 
Optionsstock,  das  heisst  die  Eeihe-Folge  und  Ordnung  eingeführt,  wie  diese 
Obedienzen  von  den  einzeluen  Domherrn  optirt  werden  sollen.  Sie  sind 
von  zweierlei  Art,  nehmlich: 

1.  die  wirklichen  Obedienzen  und 

2.  die  sogenannten  Hündchen. 
Leztere  sind  nur  von  geringerem  Ertrage  und  haben  das  besondere,  dass, 

wenn  ein  Priester  oder  Diaconus  vorhanden  ist,  welcher,  seitdem  er  Priester 
oder  Diaconus  geworden,  noch  keine  Obedienz  optirt  hat,  derselbe  ausser 
der  Reihe  und  ehe  die  gewöhnliche  Nummer  ihn  trift,  dieses  Hündchen  in 
Rüksicht  der  mit  seiner  Priester-  oder  Diaconat-Präbende  verbundenen 
Lasten  hat  optiren  können.  Weil  bei  dieser  vormaligen  Einrichtung  der 
Obedienzen  es  vom  Zufall  abhing,  ob  ein  Capitular  von  diesen  Revenuen 
viel  oder  Aveuig  participirte,  so  ist  zur  Einführung  eines  gleichereu  Genusses 
am  21.  Juny  1800  unter  Genehmigung  des  Fürst-Bischofs  ein  Statut  gemacht 
v/orden : 

a)  dass  für  die  Folge  sämmtliche  Obedienzen  und  Hündchen  in  eine 
Kasse  vereinigt,  unter  gemeinschaftliche  Administration  gesezt  und 
durch  einen  vom  Capitul  zu  erwählenden  Administrator  verwaltet 
werden  sollen. 

b)  dass  zwar  der  Optionsstock  beizubehalten,  die  optirte  Obedienz 
aber  in  so  viel  Theile,  als  Theilnehmer  am  Stock  vorhanden,  ver- 
theilt  und  davon  derjenige,  welcher  einmal  optirt  hat,  einen  Theil, 
derjenige,  welcher  zum  zweiten  Mahl  an  den  Options-Turnus  kommt, 
zwey  Theile,  und  so  ferner  einen  Theil  mehr  erhalten  soll,  und 

c)  dass  endlich  die  Hündchen,  welche  die  vier  Priester  und  vier 
Diaconen  ratione  oneris  besitzen,  zusammengezogen  und  in  8  Theile 
getheilt  und  davon  jedem  der  8  Individuen  ein  Theil  als  ein  prae- 
cipuum  gereicht  werden  soll. 
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Es  tritt  nunmehr  die  wichtige  Frage  ein:  ob  den  Dom-Capitularen  das  ,p.^\ 
Recht  zur  Option  der  Obedienzen  ferner  zu  gestatten  sey  ?  worauf  das  Dora- 
Capitul  in  mehrern  Eingaben  augetragen  hat. 

Daftlr  spricht,  dass  die  Obedienzen  einen  integrirenden  Theil  des 
ganzen  Domcapituhirischen  Vermögens  ausraacheu,  auf  dessen  Benutzung, 
der  bisherigen  Verfassung  nach,  jeder  Capitular  durch  Acquisition  seiner 
Präbende  ein  jus  radicatum  ad  rem  erhalten  hat.  Es  hat  durchaus  nicht  von 
der  Willkülir  des  Capituls  abgehangen,  die  Capitularen  vom  Genuss  der  Obe- 
dienzen auszuschliessen,  vielmehr  hatte,  wenn  eine  solche  erledigt  wurde, 
derjenige,  den  die  Reihe  traf,  die  Befugniss,  sich  in  den  Genuss  derselben 
zu  setzen.  Die  Obedienzen  sind  daher  als  annexa  der  Präbenden  zu  be- 
trachten, in  deren  Genuss  die  Capitularen  nach  Abgabe  von  '/lo  ^^^  ^^^'^ 
Lebenszeit  zu  belassen  sind.  Die  ihnen  ausgesezte  Sustentations-Summe 
würde  geschmälert,  wenn  solche  blos  auf  den  Genuss  desjenigen,  was  sie 
bisher  bezogen,  beschränkt,  und  ihnen  die  Option  der  Obedienzen,  worauf 
sie  ein  jus  quaesitum,  obgleich  nur  futurum,  erhalten  haben,  genommen 
werden  sollte.  Auf  der  andern  Seite  steht  ihnen  aber  der  wörtliche  Inhalt 
des  Reichs-^) Deputations-Schlusses  §  53  entgegen,  wornach  ein  jedes 
Individuum  nur  ^/jo  von  demjenigen,  was  es  bisher  genossen  hat,  behalten 
80II.  Indem  also  dieses  Gesetz  die  Sustentations-Summe  der  Capitularen 
nm*  hierauf  beschränkt  und  übrigens  das  ganze  Domcapitularische  Vermögen 
den  Domainen  des  neuen  Landesherrn  incorporirt  hat,  ist  der  bisherige 
Activ-Zustand  des  Capituls  sistirt  und  in  einen  passiven  verwandelt  worden, 
woraus  rechtlich  folgt,  dass  ein  Mehrgeuuss,  als  am  3.  August  1802  statt 
hatte,  nicht  weiter  statt  finden  kann.  Es  ist  indess  einleuchtend,  dass, 
wenn  dieser  Status  quo  stricte  angenommen  werden  soll,  alle  Jüngern  Dom- 
herrn sehr  leiden  würden,  indem  sie  alsdaun  auf  die  Hälfte  der  Einnahme 
würden  beschränkt  werden,  worauf  sie  in  mehr  vorgerükten  Jahren  sicher 
rechnen  konnten  und  worauf  bei  den  dafür  bezahlten  honorariis  ohne  Zweifel 
Rüksicht  genommen  ist.  Wenn  indess  die  Option  der  Obedienzen  in  der 
bisherigen  Art  beibehalten  werden  sollte,  so  würden  die  Capitularen  dabei 
mehr  gewinnen,  als  sie  vorher  bei  bestehender  Kapituls-Verfassung  jemahls 
erhalten  konnten,  weil  alsdann  die  zulezt  übrig  bleibenden  alle  Obedienzen 
erhalten  würden.  Um  diese  Vortheile  und  Nachtheile  gegen  einander  aus- 
zugleichen, hat  die  Halberstädtsche  p.  Kammer  den  Vorschlag  gethan,  dass 
den  Capitularen,  so  wie  sie  im  Optionsstock  eingetragen  sind,  ihr  Options- 
recht zwar  belassen,  dagegen  aber  Fiscus  in  die  Stelle  eines  jeden  ab- 
gehenden Capitularen  gesezt  werde  und  in  seiner  Ordnung  ebenfalls  optire. 
Da  ich  diesen  Vorschlag  billig  finde,  so  submittire  ich  .  .  . : 

ob  mit  diesen  Modificationen  und  übrigens  unter  Beobachtung  des 
neuen  Statuts  wegen  Verwaltung  der  Obedienzen  vom  2L  Juny  1800 
den  Capitularen  das  Options-Recht  belassen  werden  soll. 


1}  Vorlage:  »Regierungs-<. 
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^}^^n  Darnach  würden  die  durch  den  Tod  des  v.  Hoensbrock  und  v.  Wendt  er- 
Marz  2 

ledigten  beiden  Obedienzen  Walshausen  und  Irmenseul  in  Gemässheit  des 

am  13.  May  1799  gestochenen  Options-Stocks  und  zwar  erstere  der  Domherr 
V.  Haxthausen  und  leztere  der  p.  v.  Schell  zu  optiren  haben,  dagegen  würde 
Fiscus  für  die  seit  der  Besitznahme  abgegangenen  Domherrn  v.  Ketteier, 
V.  Hoensbrock  und  v.  Wendt  in  den  Options-Stock  einzutragen  sein. 

10.  Mit  den  .  .  .  Archidiaconaten  ist  weder  Jurisdiction,  noch  sonst 
ein  Officium  verbunden,  sondern  sie  bestehen  lediglich  in  dem  Genuss  be- 
sonderer Revenuen,  wovon  einiges  zu  gottesdienstlichen  Verrichtungen  ab- 
gegeben werden  muss.  Es  sind  deren  12  vorhanden,  von  welchen  der 
Füi-st-Bischof  folgende 

1.  zu  Ahlfeld,  2.  Elze,  3.  Goslar,   4.  Hildesheim,    5.  Nettlingen,  6. 

Sarstedt,  7.  Schmedenstedt,  8.  Stocken  und  9.  Wallensen 
zu  vergeben  hatte.     Die  übrigen  drey,  nehmlich 

10.  Barum,  11.  Denstorf  und  12.  Borsum 
hingen  von  der  CoUation  des  zeitigen  Dom-Propsts  in  der  Art  ab,  dass  er 
nur  im  Fall  seiner  Abwesenheit  verbunden  war,  dieselben  zu  conferiren, 
und  bei  seiner  Anwesenheit  die  Revenuen  selbst  beziehen  konnte.  Die 
jährlichen  Einkünfte  aller  dieser  Archidiaconate  sind  auf  4932  Rthlr. 
31  Gr.  6  Pfg.  veranschlagt  und  die  davon  zu  entrichtenden  Abgaben  auf 
210  Rthk.   14  Gr.   2  Pfg.  ausgemittelt. 

Nach  §  34  des  Reichs-Deputations-Schlusses  hat  es  kein  Bedenken, 
dass  die  CoUations- Rechte  über  die  von  dem  Fürst-Bischof  relevirenden  9 
Archidiaconate  wegfallen  müssen  und  die  Revenuen  bei  ihrer  Erledigung 
sofort  für  E.  K.  M.  disponible  werden.  Beti-effend  die  von  dem  Dom-Propst 
abhängige  Ai'chidiaconate,  so  ist  derselbe  nur  im  Fall  seiner  Abwesenheit 
zur  Collation  verbunden  und  der  jezzige  Dom-Propst  kann  also  die  Reve- 
nuen davon  bei  seiner  steten  Anwesenheit  selbst  beziehen.  Da  dies  zu  den 
nutzbaren  Rechten  seiner  Dignität  gehört,  so  wird  er  dabei  auf  Lebenszeit : 
geschützt  und  ihm  die  Befugniss  zugestanden  werden  müssen,  deren  Reve- 
nuen im  Erledigungsfall  selbst  zu  beziehen.  Dagegen  aber  ist  er  nicht 
berechtigt,  darüber  in  der  Art  zu  disponiren,  dass  er  solche  an  andere 
wieder  vergiebt  und  dadurch  die  Benutzung  dem  Fiscus  auf  weit  aussehende 
Jahre  entzieht.  Dies  ist  jezt  der  Fall  mit  dem  durch  den  Tod  des  Capi- 
tularen  v.  Wendt  erledigten  Ai'chidiaconats  zu  Borsum,  welches  der  Dom- 
Propst  seinem  Vetter,  dem  Dom-Capitular  v.  Ledebur,  einem  jungen  Manne, 
conferirt  und  in  der  hierbei  wieder  zurükgehenden  Eingabe  die  desfallsige 
Allerhöchste  Bestätigung  nachgesucht  hat.  Die  jährlichen  Revenuen  be- 
tragen 563  Rthlr.  21  Gr.  3  Pfg.  und  die  Ausgaben  davon  27  Rthlr.  21  Gr. 
4  Pfg.  Sollten  E.  K.  M.  diese  Collation  zu  genehmigen  geruhen,  so  wirdi 
dem  Fiscus  dies  beträchtliche  nutzbare  Object  vielleicht  auf  viele  Jahre 
entzogen,  wogegen  es  bei  dem  Ableben  des  Dom-Propsts  v.  Wendt  mit  der! 
Propstey  dem  Fiscus  zufallen  würde,  wenn  dieser  das  Archidiaconat  selbst] 
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zu  benutzen  genöthisrt  ist.    Aus  diesen  Gründen  muss  icli  daher  .  .  .  darauf  .,..      » 

März  2 
antragen: 

dass    dem   Dom- Propst  v.  Wcndt   die  Confirmation   seiner  Collatioa 

des  Archidiaconats  auf  den  p.  v.  Ledel)ur  verweigert  werden  möge, 

stelle  jedoch  auch  diesen  Punkt  der  Allerhöchsten  Bestimmung  .  .  . 

anheim. 

Auf  die  mit  diesen  Archidiaconaten  verl)undenen  Patronatrechte  werde 

ioh  in  der  Folge  zurük  zu  kommen  Gelegenheit  haben. 

11.    Der  §  18  der  Darstellung  enthält  die  Verfassung  und  Bewandniss 

der  beim  Dom-Capitul  vorhandenen  Curien,   deren  eigentlich  nur  18  sind, 

indem   die   sogenannte  Kucheu-Bäckerey,   welche   der  Graf  von  Kesselstadt 

niiethsweise    bewohnt,   ein   Eigenthum   des  Dom-Capitul  ist.     Das   Resultat 

davon  ist: 

1.  dass  in  altern  Zeiten  sowohl  das  Grundeigenthum  als  auch  das 
dominium  utile  dem  ganzen  Capitul  gehört  und  dasselbe  diese  Häuser  ent- 
^\L'der  auf  Lebtage  gegen  einen  bestimmten  Zins  verliehen  oder  auch  auf 
Zeitpacht  überlassen  hat,  ohne  dass  der  Besitzer  ein  Capitular  sein  musste, 
dass  jedoch  schon  damahls  auf  diese  Curien  gewisse  Abgaben  und  Zahlungen 
gelegt  sind,  welche  Ministrationen  genannt  werden  und  entweder  in  Ge- 
mässheit  alter  Stiftungen  oder  als  eine  Art  Grundzins  oder  auch  als  Zinsen 
\on  Capitalien  zu  enti'ichten  sind,  welche  von  dem  Capitul  zum  Neubau 
oder  zur  Reparatur  dieser  Häuser  vorgeliehen  worden.  Gleichwie  denn 
auch  gegenwärtig  noch  auf  den  einzelnen  Curien  die  §  18  der  Darstellung 
beschriebenen  Capitalien  haften,  welche  mit  5  Procent  an  das  sogenannte 
Curien-Register  verzinset  werden  müssen. 

2.  dass  bei  dem  immermehr  zunehmenden  Verfall  der  Curien  den  17.  Juny 
1791  ein  Capituls-Schluss  dahin  gefasst  worden: 

a)  dass  die  damaligen  Besitzer  der  Curien  das  dominium  utile  davon 
haben  und  berechtigt  sein  sollen,  solche  zu  veräussern  und  zu  ver- 
kaufen, jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  die  Veräusserung  nur 
an  einen  würklichen  Capitular  geschehen  und  ein  Capitular  nicht 
mehr  als  eine  Curie  besitzen  könne. 

b)  dass,  wenn  ein  Curien-Besitzer  über  dieselbe  nicht  disponirt  und 
eine  solche  auf  diese  Art  vacant  geworden,  alsdann  der  Executor 
Testamenti  des  Verstorbenen  und,  wenn  deren  mehrere  wären,  der 
zuerst  genannte  oder  aber  der  nach  dem  senio ')  älteste  Optant  dieselbe 
sich  zueignen  könne,  jedoch  die  von  dem  Antecessor  darauf  contra- 
hirten  Lasten  übernehmen  oder  sich  der  Ausübung  seines  Rechts 
darauf  begeben  müsse. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Reichs-Deputations-Schlusses  §  52  muss 
ileu    gegenwärtigen   Besitzern    ihr    daran    erworbenes    dominium    utile    auf 


1'  Vorlage:   »nach  dem  serio«. 
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m:-  9  Lebenszeit  belassen  werden.  Da  sie  aber  daran  kein  dominium  plenum, 
sondern  nur  utile  als  Capitularen  gehabt,  das  dominium  directum  hingegen 
dem  Capitul  zugestanden  hat,  dieses  aber,  so  wie  das  dominium  utile,  auf 
den  Fiscus  übergegangen  ist,  so  folgt  daraus,  dass  mit  dem  Ableben  der 
jezzigen  Capitularen  ihr  dominium  utile  an  den  Curien  aufhört,  leztere  zum 
vollen  Eigenthum  des  Fiscus  übergehen  und  die  Erben  der  gegenwärtigen 
Capitularen  nichts  weiter  verlangen  können,  als  dass  ihnen  die  auf  den 
Ankauf  verwandten  Auslagen  erstattet  werden  dürfen.  Hieraus  folgt  denn 
auch,  dass  das  Caducitäts-Recht,  welches  die  Executoren  der  verstorbenen 
Capitularen  nach  bisheriger  Verfassung  ausgeübt  haben,  wegfällt. 

Ausser  diesen  Curien  finden  sich  noch  zwei  Gebäude,  welche  von  Dom- 
Capitularen  bewohnt  werden,  nehmlich 

a)  die  Dechaney,  welche  von  dem  p.  von  Weichs  als  Dom-Dechanten 
bewohnt  wird,  dem  Dom- Capitul  gehört  und  von  demselben  unterhalten 
werden  muss.  Sie  kann  unbedenklich  nach  dem  Tode  des  von  Weichs 
eingezogen  werden,  ohne  dass  Fiscus  dafür  etwas  zu  vergüten  hat. 

b)  die  sogenannte  Kuchenbäckerey.  Sie  gehört  ebenfalls  dem  Capitul 
und  wird  von  dem  Capitular  Grafen  von  Kesselstadt  miethweise  bewohnt, 
es  haftet  jedoch  darauf  ein  Capital  von  540  Rthlr.,  welches  mit  5  Procent 
verzinset  werden  muss.  Da  der  jezzige  Bewohner  dieser  Curie  nicht 
usufructuarius,  sondern  Miethsmann  ist,  so  kann  Fiscus  nach  Ablauf  des 
Mieths-Contracts  sofort  darüber  disponiren. 

12.  Alles  was  §  19  der  Darstellung  von  der  bisherigen  Befugniss 
der  Capitularen,  ihre  Präbenden  resigniren  und  permutiren  zu  können,  ge- 
sagt ist,  cessirt  nunmehr,  da  ohne  Allerhöchste  Genehmigung  weder  eine 
Resignation  noch  Permutation  geschehen  kann. 

13.  Mit  der  Administration  des  eigenthümlichen  Domcapitularischen 
Vermögens  ist  es  bisher  folgendergestalt  gehalten: 

a)  dasjenige  Vermögen,  welches  eigentlich  zum  Genuss  für  die  Capitu- 
laren bestimmt  war,  ist  in  folgenden  Registern  verrechnet,  als  das 

1.  Kornhaus-Register,  2.  Marienburger-,  3.  Steinbrücker-,  4,  Wiede- 
laher-  und  5.  Harsumsches  Oeconomie- Register,  6.  Oblegien,  7. 
Diugelbesche,   8.  Uslarsche,   9.  Wein-Amts-  und   10.  Forst-Register. 

b)  Die  Obedienzen  sind  bisher  von  jedem  einzelnen  Domherrn  selbst 
administi-irt  worden,  ohne  durch  eine  besondere  Rechnung  zu  laufen.  In- 
dess  werden  die  von  nun  an  vacant  werdenden  nach  dem  Capituls-Schluss 
vom  21.  Juny  1800  unter  Administration  gesezt. 

c)  Die  Präsenzen  und  Memorien  werden  im  dem:  1.  Boursariat,  2.  Bra- 
beckschen  Memorien,  3.  Brabeckschen  Officien,  4.  Rintorfschen  und  5.  Bech- 
tolsheimschen  Anniversarien-Registern  verrechnet. 

d)  Dasjenige  Vermögen,  welches  lediglich  für  die  Kirche  und  gottes- 
dienstliche Verrichtungen   bestimmt   ist,    ohne    dass    die   Capitularen   daran  i 
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participiren,  wird  in  den  liegistern   1.   der  Gruft,  2.  des  Sakraments-Brüder-  ^}^^i 
schafts-Amts  und  3.  Tod-Angst-Brüdcrschaft  administrirt. 

e)  Das  theils  zur  Bestreitung  der  allgemeinen  Kirchen-  und  theils  der 
allgemeinen  Administrations-Ausgaben  bestimmte  Vermögen  wird  in 

1.  dem  Schuld-Amts-,  2.  dem  Fabrik-,  3.  dem  Curieu-,  4.  dem  Choral- 
und  5.  dem  Musik-Register  vereinnahmt. 

Es  kommt  nun  darauf  an:  ob  es  bei  dieser  Administration  überhaupt 
und  ob  solche  insbesondere  dem  Dom-Capitul  nach  der  bisherigen  Ein- 
richtung zu  belassen  sei. 

Wenn  E.  K.  M.  geruhen  sollten,  das  Capitul  zum  successiven  Aussterben 
bis  auf  12  bestehen  zu  lassen,  so  wird  es  für  den  Staat  vortheilhafter  sein, 
die  Administration  bis  zu  jenem  Zeitpunkt  von  dem  Capitul  fortführen  zu 
lassen,  und  ich  halte  mich  überzeugt,  dass  Fiscus  dabei  auf  keine  Art  ge- 
fährdet werden  kann,  wenn  jene  Administration  auf  folgende  Weise  geleitet 
und  controlirt  wird,  dass 

1.  sämmtliche   Officianten    und  Rendanten   für   den   Staat  verpflichtet, 

2.  sämmtliche  Rechnungen  oder  Register  von  einem  Commissarius  der 
Kammer  mit  Zuziehung  eines  Calculators  abgenommen, 

3.  Die  Forsten  unter  Ober-Aufsicht  des  Ober-Forstmeisters  v.  Hüner- 
bein  gesezt,  von  demselben  mit  Zuziehung  des  Dom-Capituls  ein  Forst- 
Nutzungs-Etat  entworfen,  solcher  durch  die  Kammer  zur  Approbation  des 
Provincial-Departements  eingereicht  und  darnach  das  Forst-Register  bei  der 
Rechnungs-Abnahme  controlirt,  auch  die  Forst-Bedienten  besonders  darauf 
verpflichtet  werden,  dass  dieser  Etat  nie  überschritten  werde. 

4.  Indem  Dignitario,  Obedientiario,  Officiali  und  Archidiacono  die  Ver- 
püichtung  auferlegt  werde,  von  seinem  besondern  Einkommen  in  dieser 
Qualität  eine  getreue  Administrations-Rechnung  zu  führen  und  solche  eben- 
falls dem  Kammer-Commissarius  zur  Abnahme  einzureichen. 

5.  Die  bisherige  Register-Einrichtung  ferner  genau  beobachtet,  aus  den 
Kcgisteru  nichts  zu  andern  herüber  genommen  und  daraus  nichts  mehr,  als 
was  wirklich  eingenommen,  vertheilt. 

6.  Alle  und  jede  in  der  Vermögens-Administration  sowohl  des  Capituls 
als  der  einzelnen  Dignitarien,  Officialen,  Obedientiarien  und  Archidiaconen 
vorzunehmende  Veränderung,  mithin  alle  und  jede  Verpachtungen,  unter  Ge- 
nehmigung der  Kammer  und  des  Provincial-Departements  gestellt  werden, 
und  endlich 

7.  es  den  zur  Erhebung  des  Vm  anzustellenden  Rendanton  frei  stehen 
iiuiss,  nach  Guttinden  die  Domcapitularische  Güter- Verwaltung  zu  revidiren, 
lu'  einzelnen  Register  einzusehen  und  die  dabei  sich  ergebenden  Mängel 
und  Unordnungen  der  Kammer  zur  Abhelfung  anzuzeigen. 

14.  Wegen  der  dem  Dom-Capitul  bisher  zustehenden  Gerichte  und 
Jurisdictionen  hat  folgendes  Verhältniss  Statt  gefunden: 

21* 
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1H05  ^j  |,-g  jj.^t  ^[q  Jurisdiction  in  erster  Instanz  über  die  drei  Domcapitu- 

larischen  Aemter  Marienburg,  Steinbrück  und  Wiedelah,  und  lässt  solche 
durch  qualificirte  Officianten  verwalten.  Von  den  Erkenntnissen  dieser  Ge- 
richte ist  an  das  Capituls-Gericht  appellirt  worden,  und  dies  die  zweite 
Instanz  gewesen,  wider  deren  Erkenntnisse  sodann  die  weitern  remedia  bei 
den  Landesherrlichen  Justiz -CoUegien  eingelegt  wurden.  Vor  der  Hand 
wird  es  kein  Bedenken  haben,  es  bei  dieser  Einrichtung  zu  lassen,  da  auch 
das  Magdeburgsche  Dom-Capitul  die  Jurisdiction  über  Personen  und  Güter 
in  zwey  Instanzen  ausübt,  und  in  erster  Instanz  durch  das  Domvogtey- 
gericht  und  in  zweiter  Instanz  durch  die  Dom-Syndicats-Gerichte  erkennen 
lässt.  Künftig  aber  werden  diese  Patrimonial-Gerichte  mit  den  Landes- 
herrlichen Gerichten  zu  vereinigen  sein,  um  das  gemeinschädliche  Vereinzeln 
der  Gerichtsbarkeit  möglichst  zu  vermindern. 

b)  Die  Criminal-Jurisdiction  aber,  welche  das  Capitul  in  jenen  Aemtern 
bisher  exercirt  hat,  wird  bei  der  jezzigen  Inquisitoriats-Einrichtung  gleich 
aufhören,  mithin  alle  vorfallenden  Criminal-Untersuchungen  von  demselben 
geführt  und  in  erster  Instanz  von  der  Regierung  abgeurtelt  werden. 

c)  Die  dem  Dom-Capitul  über  die  auf  der  Dom-Freiheit  wohnenden 
Personen  zustehende  Jurisdiction  dürfte  indess  schon  jezt  eine  nähere  Be- 
stimmung dahin  erleiden  müssen,  dass  solche  blos  auf  den  Clerus  primarius 
und  secundarius  beschränkt  wird,  in  Ansehung  der  dahin  nicht  gehörigen 
Personen  aber  aufhört,  und  nach  deren  Qualität  der  Regierungs-Deputation 
oder  dem  Magistrat  der  Altstadt  Hildesheim  untergeordnet  wird. 

d)  Die  dem  Dom-Capitul  sonst  noch,  theils  in  concreto,  theils  in  ab- 
stracto zustehenden  Patrimonial-Gerichtsbarkeiten  können  ihm  ebenfalls  bis 
dahin  noch  belassen  werden,  bis  es  aufgelöset  und  ein  neues  Capitul  fuu- 
dirt  wird. 

e)  Wegen  des  sogenannten  Decanat-Gerichts,  welches  der  Dom-Dechant 
qua  talis  mit  dem  Syndicus,  Dom-Secretär  und  Actuarius  constituirt  und 
hauptsächlich  die  Correctiv-Jurisdiction  über  die  Geistlichkeit  ausübt,  wird 
es  bis  zur  nähern  Organisation  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit,  worüber 
bereits  eine  Correspondenz  mit  dem  Hoheits-  und  Justiz-Departement  ein- 
geleitet worden,  bei  der  bisherigen  Einrichtung  verbleiben  können. 

15.  Inwieweit  die  aus  den  altern  deutschen  Rechten  entspringenden 
und  dem  Dom-Capitul  .  .  .  zustehenden  Meyerdings-  und  Holtdings  i)-Gerichte 
mit  der  jezzigen  Justiz- Verfassung  verträglich,  ist  bereits  bei  Organisation 
der  Justiz-Aemter  zur  Sprache  gekommen,  wird  näher  untersucht  und 
darüber  ein  Regulativ  mit  dem  Justiz-Departement  concertirt. 

16.  Im  §  26  der  Darstellung  sind  alle  Patronat-Rechte  zusammenge- 
stellt, welche  theils  dem  gesammten  Dom-Capitul,  theils  einzelnen  Dignitarien, 
Obedientiarien  und  Archidiaconen  über  katholische  und  protestantische  Pfarren 
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und  Schulen  zustehen.  Wegen  der  protestantischen  Pfarren  und  Schulen  »i;-  ,  ^j 
sind  solche  bereits  durch  die  Cabinets-Ordrc  vom  0.  August  pr.  ^j  aufgehoben 
und  Landesherrliche  Patronate  geworden.  Der  (Jlcichfürmigkeit  wegen  scheint 
es  zweckmässig  zu  sein,  auch  in  Ansehung  der  katholischen  Pfarren  diese 
Patronat-Rechte  aufzuheben  und  sie  mit  den  Landesherrlichen  zu  vereinigen, 
weshalb  ich  zur  Allerhöchsten  Entscheidung  submittire. 

17.  Das  Dom-Capitul  besizt  als  Corpus  5  Haupt-Lehne,  welche  sämmt- 
lich  von  der  Landesherrlichen  Lehns-Curie  releviren,  und  Avcshalb  dasselbe 
zur  Leistung  des  Lehns-Eides  stets  einen  Provasallen  gestellt  hat.  Sie  sind 
folgende : 

1.  Das  Veltheimsche  oder  Dingeibesche  Lehn,  von  welchem  28  von 
dem  Dom-Capitul  beliehene  After-Vasallen  releviren. 

2.  Das  Uslarsche  Lehn.  Von  den  dazu  gehörigen  Realitäten  benuzt 
das  Capitnl  einen  Theil  selbst;  mit  dem  übrigen  sind  9  After- Vasallen  be- 
liehen und  13  Zinsleute  bemeiert. 

3.  Das  Baarssche,  4.  Friesesche  und  5.  Altenhofensche  Lehn,  werden 
vom  Dom-Capitul  theils  selbst,  theils  durch  Zinsmeier  genuzt. 

Die  Lehnswaaren  '^),  welche  in  Renovations-Fällen  sowohl  von  dem 
Capitul  als  von  den  After- Vasallen  entrichtet  werden  müssen,  sind  fixirt 
und  werden  in  dem  sogenannten  Dingeibeschen  Lehu-Register  resp.  in  Ein- 
nahme und  Ausgabe  verrechnet.  Da  das  Dom-Capitul  mit  allen  seinen 
Besitzungen  den  Domainen  incorporirt,  folglich  das  dominium  utile  dieser 
Lehne  mit  dem  directo  consolidirt  worden,  so  kann  der  bisherige  Lehns- 
Nexus  zwischen  dem  Landesherru  und  Dom-Capitul  sofort  aufgehoben  werden, 
um  demselben  die  Lehnwaare  zu  ersparen,  welche  blos  die  Lehnkammer 
bezog  und  die  von  Seiten  des  Dom-Capituls  so  oft  erlegt  werden  musste, 
als  in  der  Person  des  Provasallen  sich  eine  Veränderung  zugetragen  hatte. 
Der  Fiscus  hat  davon  den  Vortheil,  dass  die  Division  aus  dem  Lehns-Re- 
gister  um  so  grösser  wird,  mithin  der  Decimatiou  mehr  unterworfen,  und 
sodann  der  Antheil  daraus  für  die  vacauten  Präbenden  um  so  grösser  aus- 
fällt. Dagegen  wird  der  Lehns-Nexus  zwischen  dem  Dom-Capitul  und  den 
After-Vasallen  bestehen  bleiben  müssen,  auch  dasselbe  in  der  bisherigen 
Verwaltung  der  Lehns-Curie  bis  dahin  zu  belassen  sein,  dass  die  Auflösung 
des  jezzigen  und  die  Ausstattung  eines  neuen  Dom-Capituls  erfolgt,  wobei 
sich  indess  von  selbst  versteht,  dass  sich  eröffnende  gar  nicht  wieder  ver- 
geben, auch  keine  Expectanzen  ertheilt  werden  dürfen.  Ausser  diesen  ge- 
hören noch  zur  Dom-Dechaney  vier  Lehne,  wovon  zwei  extra  curtem  be- 
legen sind,  und  welche  der  jedesmalige  Dom-Dechant  als  dominus  directus 
verleiht,  auch  die  Laudemien  als  einen  Theil  seiner  Revenuen  bezieht.  Aus 
den  oben  bei  den  Dompropsteylichen  Lehnen  angeführten  Gründen,  und  mit 
der  daselbst  bemerkten  Einschränkung,  wird  dem  Dom-Dechauten  von  Weichs 
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1805     jjjg   Verwaltung   dieser   vier   Lehne    auf  seine  Lebenszeit  belassen  werden 
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können. 

18.  Zu  der  Dom-Clerisey  gehören  auch  die  Dom-Vicarien,  von  denen 
jeder  eine  bestimmte  Vicarie  hat,  und  deren  33  sind.  Das  CoUations-Recht 
über  diese  Vicarien  steht  theils  dem  Bischof,  theils  dem  Dom-Capitul,  theils 
einzelnen  Dignitarien,  Obedientiarien  und  Archidiaconen  zu,  und  als  eine 
wahre  Anomalia  juris  publici  ecclesiastici  hat  die  alternativa  mensium  mit 
dem  päpstlichen  Stuhl  statt  gehabt,  indem  die  Vicarien  nach  den  Concor- 
daten  mit  der  deutschen  Nation  sonst  von  der  päpstlichen  Collation  aus- 
genommen sind. 

Alle  diese  Collations-Rechte  sind  jedoch  durch  die  Säcularisation  auf 
E.  K.  M.  übergegangen,  und  dürfen  die  Vicarien  nur  in  sofern  wieder  be- 
sezt  werden,  als  es  der  Cultus  im  Dom  nothwendig  macht.  Von  denselben 
ist  bereits  die  sub  titulo  trium  regum  vacant  geworden,  welche  für  Rech- 
nung des  Fiscus  administrirt  wird. 

19.  Ausser  den  Vicarien  giebt  es  noch  sogenannte  Commenden.  Dies 
sind  kleine  Pfründen,  welche  an  Geistliche  verliehen  werden,  um  dafür  den 
Chordienst  zu  verrichten  und  gleiche  Chorpräsenzen  zu  verdienen.  Es  sind 
deren  fünf,  welche  von  einzelnen  Mitgliedern  des  Dom-Capituls  vergeben 
werden,  und  ihre  Collation  hängt  von  E.  K.  M.  ab,  im  Fall  der  Cultus 
deren  Wieder-Besetzung  erfordern  wird. 

20.  Nächstdem  giebt  es  noch  verschiedene  Arten  von  Geistlichen  mit 
Weihe  und  ohne  AVeihe. 

Geweihte  sind  die  Lectoren,  deren  4  sind.  Sie  werden  vom  Capitul 
besoldet  und  müssen  an  dem  Altar  dienen. 

Ungeweihete  sind  die  acht  Chorale,  welche  im  Chor  zur  Vervollstän- 
digung des  Gesangs  mitsingen  und  in  allen  horis  anwesend  sein  müssen. 
Zu  ihrer  Unterhaltung  ist  eine  eigene  Fundation,  das  Choralen-Register,  vor- 
handen. Sie  erhalten  aber  noch  ausserdem  etwas  aus  dem  Korn-Register, 
theils  Präsenzen  aus  dem  Bursariat-Register,  und  überdies  freie  Wohnung, 
Betten,  Holz,  Licht  und  Wäsche,  nebst  ganz  freiem  Chorzeug. 

Die  Stöver-Röcke  und  Allelujanten.  Von  jeder  Gattung  derselben  sind 
zwey,  welche  mit  zu  dem  feierlichen  Chor-Gottesdienst  gehören  und  aus 
dem  Fabrik-Register  salarii't  werden.  Ausser  ihnen  ist  noch  das  übrige 
Personal  von  Kirchendienern  und  Musikern  vorhanden,  welche  aber  nicht 
zur  Clerisey  gehören,  sondern  gewöhnliche  Officianten  sind. 

Wegen  dieser  Lectoren,  Chorale,  Stöver-Röcke,  Allelujanten  und  übrigen 
Kirchendiener  scheint  nur  vor  der  Hand  die  Bestimmung  nöthig,  dass  die 
sich  erledigenden  Stellen  nicht  ohne  Anfrage  bei  der  Kammer  und  Geneh- 
migung des  Provincial-Departements  wieder  besezt  werden  dürfen. 

Ausserdem  besizt  das  Dom-Capitul 

a)  noch  eine  nicht  unansehnliche  Bibliothek,  für  welche  eine  eigene 
Fundation  und  Register  vorhanden,  woraus    solche   erweitert  werden  kann. 


MUrz  2 


Hildesheim.    Domkapitel.  327 

Vor  der  Hand  wird  das  Capitul  im  Besitz  derselben  verbleiben  können  und   ^^.r^, 
nur  festzusetzen    sein,    dass   ohne    Genehmigung   der    Kammer   keine    neue 
Btlcher  angeschaft,  und  die  Rechnung  tiber  das  Bibliothek-Register  ebenfalls 
von  derselben  abgenommen  werde. 

b)  Einen  bedeutenden  Schatz  von  goldenen  und  silbenien  Kirchen- 
Gefässen,  welcher  zum  Gottesdienst  bestimmt  ist.   .  .  . 

Bei  der  Frage  selbst,  welche  Objecto  der  Bezehntheilung  zu  unter- 
ziehen,  sind  nachfolgende  Punkte  zur  Entscheidung  vorzutragen: 

Der  erste  Punkt  geht  die  besondere  Einnahme  an,  welche  der  v.  Ket- 
teier als  Dom-Kellner  bezieht.  Sie  beträgt  455  Rthlr.  2  Gr.,  mithin  Yio 
=  45  Rthlr.  12  Gr.  Nach  bisheriger  Verfassung  ist  der  Dom-Kellner 
eigentlich  der  erste  Officiant,  auch  als  ein  solcher  und  nicht  durch  Cano- 
nische Wahl  erwählt,  und  sein  Einkommen  als  Kellner  einzig  auf  die  Re- 
gister angewiesen  worden. 

Sein  Officium  bestand  hauptsächlich  in  der  Ober-Aufsicht  über  die 
Vermögens-Admiuistration  des  Dom-Capituls  und  der  Controliruug  der  dabei 
angestellten  Oeconomie-Officianten  und  Rendanten.  Da  er  in  diesen  Ver- 
hältnissen wirklich  Officiant  des  Capituls  war,  so  submittire  ich  .  .  . : 

ob  die  besondere  Einnahme  des  p.  v.  Ketteier  als  Dom-Kellners  von 
der  Decimation  auszunehmen  sey? 

Der  zweite  Punkt  betrift  die  Frage:  ob  auch  diejenigen  Präsenzen, 
welche  von  den  Capitularen  in  der  Kirche  durch  gottesdienstliche  Hand- 
lungen verdient  werden,  der  Decimation  zu  unterwerfen? 

Schon  oben  sub  No.  7  habe  ich  .  .  .  dahin  angetragen,  dass  Fiscus 
wegen  der  vacant  werdenden  Präsenzen  an  diesen  Chor-Präsenzen  mit  Theil 
nehmen  und  Behufs  der  Participation  auf  die  Punctations-Tabelle  gebracht 
werden  müsse.  Aus  eben  den  Gründen  sind  daher  auch  diese  Präsenzen, 
in  so  fern  solche  von  einzelnen  Capitularen  bezogen  werden,  der  Bezehntung 
zu  unterwerfen. 

Der  dritte  Punkt  betrift  die  Frage:  in  wie  fern  die  sogenannten  Gene- 
ral-Oeconomie-Register  der  Bezehntung  zu  unterziehen. 

Nach  No.  13  dieses  Berichts  gehört  dahin  1.  das  Schuld- Amts-,  2.  Fa- 
brik-, 3.  Curien-  und  4.  Choral-Register. 

Ersteres  enthält  die  besonders  angewiesenen  Fonds,  woraus  die  auf 
dem  Domcapitularischen  Vermögen  haftenden  Schulden  verzinset  und,  nach- 
dem es  die  Bestände  erlauben,  abgetragen  werden. 

Das  zweite  enthält  die  Fonds,  woraus  die  vielen  sub  No.  8  dieses  Be- 
richts gedachten  Gebäude  unterhalten  werden  müssen. 

Das  Curieu-Register  enthält  die  Abgaben,  welche  jeder  einzelne  Curien- 
Besitzer  entrichten  muss,  um  davon  die  auf  den  einzelnen  Curien  haftenden 
Lasten  und  Zinsen  zu  bestreiten. 

Aus  dem  Fonds  des  Choral-Registers  werden  die  Chorale  besoldet. 
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nicht  unterworfen  werden  können,  weil  sonst  die  darauf  angewiesenen  Aus- 
gaben nicht  bestlitten  werden  könnten.  Auch  ist  die  Bezehntung  der  jähr- 
lichen Bestände  nicht  anräthlich,  vielmehr  scheint  es  besser,  solche  integra- 
liter  zu  conserviren,  um  damit  Ausfälle  und  etwaige  extraordinaire  Ausgaben 
künftiger  Jahre  zu  decken.  Die  Kammer  hat  daher  auf  Befreiung  dieser 
Register  von  der  Decimation  angetragen,  und  ich  trete  diesem  bei,  da  bei 
der  bisherigen  Administration  Fiscus  für  die  Folge  nicht  gefährdet  werden 
kann,  indem  auch  diese  Register  von  der  p.  Kammer  revidirt  werden  und 
dadurch  jeder  willkührlichen  Verwendung  vorgebeugt  ist.  Bei  der  künftigen 
gänzlichen  Auflösung  des  Capituls  fallen  diese  Fonds  sämmtlich  dem  Staate 
anheim. 

Viertens  fragt  es  sich;  ob  das  Dom-Capitul  und  dessen  einzelne  Mit- 
glieder von  ihrer  Getreide-Einnahme  Yio  ^^  Natura  abzugeben  schuldig,  oder 
ihnen  nachzulassen,  solches  in  Gelde  zu  reluiren. 

Der  Abtrag  in  natura  ist  der  vortheilhafteste  und  kann  nach  dem 
Reichs- Deputations -Schluss,  wo  alle  und  jede  Einnahme  der  Decimation 
unterworfen  ist,  unbedenklich  gefordert  werden;  nur  werden  sie  für  das 
Jahr  1803  mit  der  Natural- Ablieferung  zu  verschonen  und  dafür  der  be- 
scheinigte Hildesheimsche  Martini-Markt-Preis  anzunehmen  sein,  wie  auch 
schon  vorläufig  verfügt  ist,  da  die  Erhebung  des  Vio  ^rst  durch  die  .  .  . 
Cabinets-Ordre  vom  16.  Julii  pr.  befohlen  worden,  und  daher  die  nunmehrige 
Ablieferung  des  Natural-Quantums  pro  1803  sehr  drückend  gewesen  sein 
würde. 

Der  fünfte  Punkt  betriflft  die  Fragen: 

a)  ob  die  Präbende  des  im  October  1802  verstorbenen  Matthias 
von  Ketteier,  dessen  Erben  sie  pro  1803  als  Nachjahr  nutzen,  zu  be- 
zehnten,  und 

b)  ob  die  Capitularen  v.  Kesselstadt  jun.  und  v.  Haxthausen,  welche 
sich  in  prima  residentia  resp.  fructuosa  et  infructuosa  befinden,  pro  1803 
zur  Entrichtung  des   Y^o  angehalten  werden  können. 

ad  a)  spricht  für  die  Befreiung  von  der  Decimation  die  ehemalige 
Capituls-Verfassung,  nach  welcher  der  p.  von  Ketteier  den  Erben  seines 
Vorgängers  ausser  dem  Deservit-Jahr  noch  ein  Nachjahr  hat  belassen  müssen, 
mithin  sein  Nachjahr  blos  Ersatz  desjenigen  ist,  was  er  vorher  entbehrt 
hat.  Allein  nach  dem  No.  8  angeführten  können  die  Erben  eines  Capitu- 
laren nach  Bestimmung  des  Reichs-Deputations-Schlusses  auf  ein  Nachjahr 
keinen  rechtlichen  Anspruch  machen,  und  ich  habe  nur  darauf  angetragen, 
dass  solches  den  Erben  des  p.  v.  Ketteier,  Hoensbrock  und  Wendt  ex  gratia 
belassen  werden  möge.  Um  so  mehr  aber  müssen  die  Einkünfte  davon 
decimirt  werden. 

ad  b)  hingegen  ist  es  unbedenklich,  den  p.  v.  Kesselstadt  und  v.  Haxt- 
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hausen  von  der  Bezehntune  ihrer  Revenuen  pro  1803  zu  eximiren,  da  solche   ^?.^^^,-> 
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noch  nicht  800  Fl.  oder  457  lUhlr.  Berl.  Cour,  ausmachen. 

Der  Betrag  des  pro  1803  abzugebenden   y^,  wird  sich  nur  dann  erst 

näher  festsetzen  lassen,  wenn  vorstehende  darauf  intluirende  Punkte  werden 

entschieden  sein.     Im  Allgemeinen  wird   er   gegen  10000  Rthlr.  zu  stehen 

kommen. 


Nach  dieser  umständlichen  Entwickelung  der  bisherigen  Capituls-Ver- 
fassung  und  inwiefern  solche  künftig  bestehen  bleiben  kann,  reassumire  ich 
zur  bessern  Uebersicht  meine  dabei  gemachten  Anträge  dahin: 

1.  Das  Dom-Capitul  bis  auf  zwölf  Mitglieder  aussterben  zu  lassen, 
dann  aber  die  Administration  des  Vermögens  desselben  zu  übernehmen,  den 
übrig  gebliebenen  ihre  ^lo  ^^s  ^em  Administrations- Fonds  zu  bezahlen, 
und  diese  12  Präbenden  bei  deren  Erledigung  nicht  einzuziehen,  sondern 
jede  von  neuem  in  baarem  Gelde  zu  dotiren  und  deren  Verleihung  dem 
Staate  vorzubehalten. 

2.  Die  vier  bereits  aufgeschwornen  Domherrn  .  .  .,  wenn  die  bis- 
herigen statutenmässigen  Impedimente  gehoben,  einrücken,  auch  die  bisherige 
Capituls-Verfassung  unter  folgenden  Modificationen  bis  zu  jenem  Zeitpunkt 
fortdauern  zu  lassen,  dass 

a)  die  Rechte  und  Vorzüge  der  Landesstandschaft,  der  Zollerhebung 
in  den  Aemtern  Marienburg  und  Steinbrück,  der  Accise-Freiheit  und  der 
Koppel-Jagd  im  ganzen  Fürstenthum  aufhören  und  das  Dom-Capitul  sich 
mit  der  Jagd  auf  seinen  privativen  Gründen  und  Feldmarken  begnügen  muss. 

b)  Die  bisherige  Abstufung  der  Präbenden  in  die  Nummern  42,  28, 
24  und  15  beizubehalten  und  darin  den  Capitularen  die  Ascension  mit  dem 
Fiscus  zu  gestatten. 

c)  Die  Stelle  des  Dom-Propsts  nach  Ableben  des  Fhrn.  v.  Wendt  nicht 
wieder  zu  besetzen,  übrigens  aber  denselben  in  Verwaltung  der  Lehns-Curie 
und  Ausübung  der  Jurisdiction  zu  belassen,  jedoch  mit  der  Bestimmung, 
dass  die  Criminal-Jurisdiction  auf  das  Inquisitoriat  übergeht. 

d)  Nach  Abgang  des  Dom-Dechanten  v.  Weichs  zwar  einen  neuen 
Dechanten  mit  Vorbehalt  E.  K.  M.  Bestätigung  wieder  zu  erwählen,  jedoch  fol- 
gende Vorrechte  desselben  schon  jezt  aufzuheben:  als  das  alternative CoUations- 
Recht  der  17  Vicarien,  die  anmaasslichen  Decanat-Rechte  über  das  Stift 
St.  Johannis  und  das  Collations-Recht  von  6  Canonicaten  bei  demselben. 

e)  Die  Stelle  des  Dom-Scholasters  nach  Ableben  des  p.  v.  Wrede  nicht 
wieder  zu  besetzen,  und  demselben  schon  jezt  das  Recht  der  Collation  einer 
Monocolar  ^)-Präbende  beim  Johannis-Stift  zu  nehmen. 

f)  Es  der  Allerhöchsten  Entscheidung  zu  überlassen,  ob  die  von    dem 

1)  8.  0.  S.  315. 
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,/?^^  Fürst-Bischof  geschehene   Collatiou   der   Dom-Küster-Stelle   an   den  Grafen 
März  2  . 

V.  Merveldt  zu  genehmigen. 

g]  Die  Stellen  des  Dom-Cantors  und  Kellners  nach  Ableben  der  jezzigen 
Innhaber  v.  Boos  und  v.  Ketteier  nicht  wieder  zu  besetzen,  und  das  Recht 
des  Dom-Cantors  zur  CoUation  einer  Pfründe  beim  Johannis-Stift  schon  jezt 
aufzuheben. 

h)  Fiscus  für  die  erledigten  Präbenden  die  Stadt-,  Chor-  und  Kirchen- 
Präsenzen  mit  beziehe,  zu  dem  Ende  auf  die  Punktations-Tabelle  gebracht 
und  darnach  demselben  die  Präsenzen  berechnet  werden. 

i)  Den  Erben  der  von  nun  an  versterbenden  Capitularen  entweder  wie 
bisher  das  Deservit-  und  Gnaden-Jahr,  oder  blos  das  Deservit-Jahr  nach 
den  bisherigen  Bestimmungen  zu  belassen,  das  Nachjahr  aber  aufzuheben 
und  das  Fabrik-Jahi-  bestehen  zu  lassen. 

k)  Den  Dom-Capitularen,  so  wie  sie  in  dem  Optionsstock  eingetragen, 
das  Optionsrecht  der  Obedienzen  mit  Beobachtung  des  Statuts  vom  21.  Juny 
1800  wegen  Verwaltung  der  Obedienzen  zu  belassen,  jedoch  Fiscus  in  die 
Stelle  eines  jeden  abgehenden  Capitularen  angesezt  werde  und  in  der  Ord- 
nung optire. 

1)  Die  von  der  Bischöflichen  Collation  abgehangenen  Archidiaconate 
nach  dem  Ableben  der  jezzigen  Besitzer  einzuziehen  und  dem  Dom-Propst 
V.  Wendt  blos  nachzulassen,  die  von  ihm  relevirenden  3  Archidiaconate 
selbst  zu  benutzen,  nicht  aber  solche  zu  conferiren,  und  daher  die  Collation 
des  zu  Borsum  an  den  von  Ledebur  nicht  zu  genehmigen. 

m)  Die  bei  dem  Capitul  vorhandenen  Curien  nach  Ableben  der  jezzigen 
Besitzer  als  dem  Fiscus  anheim  gefallen  unter  der  Bedingung  zu  erklären, 
dass  ihren  Erben  die  auf  den  Ankauf  verwandten  Kosten  zu  erstatten. 

n)  Alle  bisherigen  Resignationen  und  Permutationen  der  Präbenden 
aufhören. 

o)  Die  bisherige  Administration  und  Register-Einrichtung  mit  den  oben 
sub  No.  13  vorgeschlagenen  Modificationen  fortgehen  zu  lassen. 

p)  Es  bei  der  bisherigen  Jurisdictions-Yerwaltung  unter  den  No.  14 
vorgeschlagenen  Einschränkungen,  so  wie  bei  der  Meierdings-  und  Holt- 
dings  ^)-Verfassung  bis  zu  dem  darüber  zu  treffenden  Arrangement  zu  belassen. 

q)  Sämmtliche  Patronat-Rechte,  welche  sowohl  das  Capitul  als  einzelne 
Dignitarien,  Obedientiarien  und  Archidiaconen  ausgeübt,  aufzuheben  und  mit 
den  Landesherrlichen  zu  vereinigen. 

r)  Den  Lehns-Nexus  zwischen  dem  Landesherrn  und  Dom -Capitul 
wegen  der  fünf  Lehne  sofort  aufzuheben,  dagegen  das  Lohns- Verhältniss 
zwischen  dem  Dom-Capitul  und  den  After-Vasallen  fortgehen,  auch  dem- 
.selben  voi'erst,  so  wie  dem  Dom-Dechanten  von  Weichs  wegen  der  von  ihm 
relevirenden  vier  Lehne,  die  Verwaltung  der  Lehns-Curien  zu  belassen. 


1    Vorlage:  »Hültdings«,  w.  o.  S.  324. 
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3)  Sämmtliche  Vicarien  und  Commenden  der  Allerhöchsten  Disposition    *}■■,) 
zu  reserviren. 

t)  Die  Stellen  der  Lectoren,  Chorale,  Stöver-Röcke,  Allelujanten  und 
tibrigen  Kirchendiener  nicht  anders  als  mit  Vorwissen  und  Genehmigung 
der  Kammer  und  des  Provincial-Dcpartements  zu  besetzen. 

u)  Die  besondern  Einnahmen  des  Dom-Kellners  v.  Ketteier,  als  solches, 
von  der  Decimation  frei  zu  lassen. 

v)  Dagegen  die  Kirchen-Präsenzen  der  Capitularen  zu  bezehnten. 

w)  Die  General-Oeconoraie-Register,  als  das  Schuld-Amts-,  Fabrik-, 
Curien-  und  Choral-Register  von  der  Bezehntung  zu  eximiren. 

x)  Von  den  Getreide-Einnahmen  das  \,o  i"  natura  zu  entrichten,  pro 
1803  aber  nach  dem  Hildesheimschen  Martini-Marktpreis  zu  bezahlen,  und 

y)  Das  Nachjahr  des  p.  v.  Ketteier  pro  1803  zu  bezehnten,  dagegen 
aber  die  Capitularen  v.  Kesselstadt  jun.  und  v.  Haxthausen  für  das  Jahr 
1803  nicht  zu  decimiren. 

(3.)  Da  zu  Erhebung  und  Berechnung  des  dem  Staate  gebührenden 
YiO)  so  wie  der  demselben  anheimfallenden  Revenuen  der  vacanten  Prä- 
benden,  imgleichen  zur  Controlirung  der  ganzen  Administration  des  Dom- 
Capituls  ein  besonderer  Ofliciant  nöthig  ist,  so  bringe  ich  dazu  den  bis- 
herigen Administrator  des  Kloster-Amts  Gerode  im  Eichsfelde,  Reiche,  mit 
einem  Gehalte  von  800  Rthlr.  ...  in  Vorschlag,  und  würde  es  nicht  un- 
billig sein,  demselben  bei  einer  sich  darbietenden  Gelegenheit  eine  zur 
Disposition  kommende  Curie  oder  anderes  geistliches  Gebäude  zur  freien 
Bewohnung  einzuräumen. 

Sollten  E.  K.  M.  die  Anstellung  des  p.  Reiche  genehmigen,  so  werde 
ich  für  denselben  eine  besondere  Instruction  entwerfen  lassen,  nach  welcher 
er  sich  nicht  nur  beim  Empfang  und  Berechnung  der  dem  Fiscus  gebühren- 
den Revenuen,  sondern  auch  bei  Führung  der  Conti'ole  über  die  Dom- 
capitularische  Administration  zu  verhalten  hat.  Auch  werden  dem  zur 
Rechnungs-Revision  und  Abnahme  jälirlich  nach  Ilildesheim  zu  sendenden 
Kammer -Commissarius  und  Calculator  bei  der  mit  diesem  Geschäfte  ver- 
bundenen besondern  Mühe  und  der  demselben  besonders  zu  widmenden 
Aufmerksamkeit  doppelte  Diäten  zu  bewilligen  sein, 

(4.)  Ausser  jenem,  dem  Dom-Capitul  eigenthümlichen  Vermögen  sind 
bei  demselben  noch  verschiedene  Fundationen  vorhanden,  worüber  es  nur 
die  Administi'ation  hat.     Diese  sind: 

1.  Das  katholische  Waisenhaus,  welches  für  keine  bestimmte  Anzahl 
Kinder  fnndirt  ist  und  worin  jezt  24  Knaben  und  18  Mädchen  so  lange 
unterhalten  werden,  bis  sie  sich  ihren  Unterhalt  selbst  verschaffen  können. 
Nach  der  Fimdation  ist  der  jedesmalige  Dom-Dechant  Provisor  dieser  Anstalt. 

2.  Der  sogenannte  Johannishof,  welcher  eine  wirkliche  Armen-Fundation 
ist  und  wovon  die  Provisoren  4  Dom-Capitularen  sind,  nehmlich  der  Dom- 
Dechant   als    provisor  primarius,    ein  Priester,  jezt   der   Graf  v.  Boos,   ein 
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1805      Diaconus,  jezt  der  Graf  v.  Nesselrode,  und  ein  Subdiaconus,  jezt  der  Dom- 
März  2  „  ,    ,       '         ,,x    j 
Scholaster  v.  ^\rede. 

3.  Das  Joliaunis-Hospital,  worüber  der  jedesmalige  Dom-Decbant  die 
Aufsicht  hat.  Es  ist  für  katholische  Jungfern  und  kinderlose  Wittwen 
bestimmt. 

4.  Das  Arme  Studenten-  oder  Johannis-Haus,  in  welches  arme  Kinder, 
welche  studiren*)  wollen,  aufgenommen  werden.  Von  dem  Dom-Dechanten 
als  Provisor  dieser  Anstalt  hängt  die  Aufnahme  der  Schüler  ab. 

5.  Das  sogenannte  Gurrenden -Register.  Dies  ist  zur  Unterstützung 
armer  katholischer  Kinder  bestimmt,  welche  die  Domcapitularische  Trivial- 
oder sogenannte  Kornschule  besuchen  und  daraus  wöchentlich  Brodt,  nebst 
den  benöthigten  Schuhen,  Stinimpfen  und  Handschuhen  erhalten.  Die  Zahl 
der  Kinder  ist  unbestimmt  und  besteht  jezt  aus  74,  welche  der  Dom- 
Scholaster  ernennt. 

6.  Die  Armen-Fundationen  des  Propst  von  Laudsberg,  des  von  Kessel, 
von  Falkenberg,  von  Schorlemmer,  von  Baumann  und  Kerkerten,  worüber 
der  jedesmalige  Dom-Dechant  die  Administration  hat. 

Dass  diese  Fundationen  wie  jedes  Privat-Eigenthum  unter  Landesherr- 
licher Leitung  derselben  ferner  zu  conserviren,  ist  §65  desReichs-Deputations- 
Schlusses  festgesezt.  Durch  die  Landesherrliche  Leitung  wird  indess  dem 
Dom-Capitul  das  Recht  zur  Fortführung  der  Administration  nicht  benommen, 
worauf  es  nach  den  Fundationen  den  gegründetesten  Anspruch  hat.  Wenn 
man  aber  von  dem  Grundsatz  ausgeht,  dass  das  Dom-Capitul  als  moralische 
Person  für  aufgelöset  zu  achten  und  dessen  Besitzungen  und  Rechte  den 
Domainen  des  neuen  Landesherrn  incorporirt  worden,  so  sind  auch  dessen 
Rechte  zu  der  Verwaltung  aus  den  Fundationen  extinguirt  und  auf  den 
neuen  Landesherrn  übergegangen.  Das  Dom-Capitul  würde  sich  daher  über 
Unrecht  nicht  beklagen  können,  wenn  ihm  die  Administration  dieser  Fun- 
dationen genommen  und  andern  übertragen  würde.  Ich  berühre  diesen  Punkt 
deshalb,  weil  es  Plan  ist,  in  Hildesheim  eine  allgemeine  Armen-Anstalt  für 
katholische  und  evangelische  Glaubensverwandte  zu  errichten  und  solche 
durch  ein  Almosen -CoUegium,  dessen  Mitglieder  aus  beiden  Religions- 
Parteyen  bestehen,  dirigiren  zu  lassen,  auch  zu  dem  Ende  sämmtliche 
Armen-Fonds  unter  eine  gemeinschaftliche  Administration  in  der  Art  zu 
vereinigen,  dass  die  einzelnen  Administrations-Kosten  gespart,  jedoch  die 
Haupt-Bestimmnng  jeder  einzelnen  Fundation  beibehalten  und  nur  die  Ueber- 
schüsse  zwekmässig  verwendet  werden.  Zu  dem  Zwek  ist  auch  das  Dom- 
Capitul  nebst  den  übrigen  Collegiat- Stiftern  angegangen,  ihre  Fundationen 
unter  Beibehaltung  ihrer  privativen  Bestimmungen  mit  in  die  gemeinschaft- 
liche Masse  zu  bringen,  und  insbesondere  ist  von  dem  Dom-Capitul  ge- 
fordert,  dass   es   den  Johannis-Hof  sub  no.  2   zur  Administration   des  AU- 


1)  Vorlage:  >Butiren«. 
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mosen-CoUeorü  abpreben  soll.     Die  CoUesriat- Stifter  haben   sich  bereitwillig   ,?..      . 
"  "  "  ,    .  .        Mara  2 

erklärt,    das  Dom-Kapitul  aber  solches  abgelehnt,    "sveil  die  Administration 

der  einzelnen  Fundationen  nach  dem  Willen  der  Stifter  mit  seiner  Capituls- 
Verfassung  so  genau  verbunden  sei,  dass  es  solche,  ohne  darin  eine  will- 
kührliche  Aenderuug  zu  treffen,  nicht  abgeben  könne.  Indess  hat  es  sich 
doch  erboten,  daraus  jährlich  500  Rthlr.  an  das  Allmosen-CoUegium  abzu- 
geben. Wenn  man  die  einzelnen  Fundationen  nach  den  desfallsigen  Etats 
durchgeht,  so  ist  es  richtig,  dass  daraus  viele  Memorien,  Anniversarien  und 
Messen  in  der  Dom-Kirche  durch  die  höhere  und  niedere  Dom-Geistlichkeit 
gehalten  werden  müssen  und  daher  der  Grund  des  Capitnls  nicht  zu  ver- 
werfen ist,  insofern  die  pünktliche  Erfüllung  dieser  Fundationen  mit  der 
noch  bestehenden  Chor-Verfassung  in  Verbindung  steht,  die,  ohne  den  Cultus 
zu  stören,  nicht  sofort  sistirt  werden  kann. 

Aus  diesen  Gründen  bin  ich  der  Meinung: 

dass  dem  Dom-Capitul  vor  der  Hand  noch  die  Administration  der 
einzelnen  Fundationen  in  der  Art  zu  lassen,  dass  es  davon  jährlich 
500  Rthlr.  an  das  Allmosen-CoUegium  abgebe  uud  die  darüber 
geführten  Rechnungen  jähi'lich  zur  Revision  an  die  Kammer  ein- 
sende.«  .  .  . 

Rand -Verfügung!),  geschrieben  von  Beyme:  März  14 

»Ad.  1.  können  S.  M.  sich  aus  den  vorliegenden  datis  noch  nicht  über- 
zeugen, dass  ausser  dem  Bisthum  und  Dom-Kapittel  zu  Hildesheim,  auf  dessen 
immerwährende  Beybehaltung  angetragen  wird,  zwischen  dem  Rhein  und 
der  Elbe  noch  eine  Metropolitan- Kirche  nothwendig  seyn  werde,  vielmehr 
scheinet  es  Sr.  M.  völlig  hinreichend  zu  seyn,  für  sämmtliche  Entschädi- 
gungs-Lande einen  bischöflichen  Stuhl,  welches  allenfals  ein  Erzbischoflicher 
seyn  kann,  zu  errichten.  Daher  können  Allerhöchstdieselben  den  Antrag 
ad.  1.  vorjetzt  nur  erst  bis  zum  Absterben  des  zeitigen  Fürstbischofs  ge- 
nehmigen und  müssen  sich  Ihre  Definitiv-Resolution  bis  nach  diesem  Ereig- 
nisse oder  wenigstens  bis  dahin  vorbehalten,  dass  auch  von  den  übrigen 
Dom-Kapitteln  AUerhöchstdenenselben  Bericht  erstattet  und  dadurch  eine 
vollständige  Uebersicht  alles  dessen,  was  die  Entscheidung  motiviren  kann, 
gegeben  seyn  wird. 

Ad.  2.  zu  approbiren  mit  folgenden  Ausnahmen: 

ad  c)  Muss  der  Dompropst  die  Kosten  der  Criminaljuiüsdiction,  welche 
ihm  abzunehmen  und  mit  dem  Inquisitoriat  zu  verbinden,  nach  wie  vor  tragen. 

ad  f)  soll  die  CoUation  der  Domküster-Stelle  au  den  Grafen  v.  Meer- 
veldt  bestätigt  w^erden. 


1)  Vergl.  die  reassumirende  Zusammeufassung  der  Anträge  am  Schlüsse  des 
Berichts,  oben  S.  329. 
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1800  .^^  j    gQ^  den  Erben  bloss  das  deservit-Jahr  belassen,  das  Gnaden-Jahr 

aber  aufgehoben  und  das  Fabrik-Jahr  beybehalten  werden. 

ad  1)  kann  dem  Dompropst  weder  die  fernere  CoUation  der  Archi- 
diaconate  nachgelassen,  noch  gestattet  werden,  solche  selbst  zu  benutzen. 
Ersteres  hat  Ref.  selbst  bereits  dargethan  und  ist  daher  die  Bestätigung 
der  CoUation  des  Archidiaconats  zu  Borsum  an  den  p.  v.  Ledebur  abzu- 
schlagen. Lezteres  aber  ist  darum  unzulässig,  weil  der  Dompropst,  wie 
alle  Dom-Kapitularen,  nur  auf  die  Einkünfte  Anspruch  machen  kann,  in  deren 
Genuss  er  am  1.  Aug.  1802  sich  befunden,  dieses  Archidiaconat  aber  nach 
der  Zeit  erst  eröfnet  worden  ist. 

q)  die  Aufhebung  der  Patronat- Rechte  über  Protestantische  Kirchen 
und-  Schulen  p.  p.  versteht  sich  von  selbst,  die  Patron atr echte  über  katho- 
lische Kirchen  und  Schulen  aber  könnten  dem  Dom-Kapittel,  so  lange  es 
besteht,  noch  gelassen  werden.  Inzwischen  haben  S.  M.  auch  gegen  deren 
Aufhebung  nichts  zu  erinnern,  niu'  muss  das  Dom-Kapittel  zu  den  Kosten, 
die  mit  dem  Patronat-Rechte  verbunden,  nach  wie  vor  das  Seinige  beytragen. 

ad  r)  Würden  S.  M.  bey  Aufhebung  des  Lehnsnexus  zwischen  dem 
Kapittel  und  dem  Landesherrn  nur  Schaden  haben,  da  Ihren  Gassen,  so 
lange  der  Lehnsnexus  bestehet,  die  gantze  Lehnwaare  gebühret,  nach  Auf- 
hebung desselben  aber  Fiscus  an  den  Ersparnissen  des  Dom-Kapittels  nur 
einen  geringen  Theil  nehmen  wird.  Es  soll  daher  dieser  Lehnsnexus  bey- 
behalten werden. 

ad  u)  Da  das  Amt  des  Kellners  überflüssig  ist  und  um  deswillen  nach 
Abgang  des  jetzigen  dignitarii  solches  eingehen  soll,  so  finden  S.  M.  Sich 
auch  nicht  bewogen,  es  von  der  Bezehntung  zu  eximiren. 

Ad  3.  zu  approbiren. 

Ad  4.  Der  Plan  zu  Errichtung  einer  allgemeinen  Armen- Anstallt  in 
Hildesheim  für  Protestantische  und  Katholische  Glaubens -Genossen  zu 
approbiren,  zu  dem  Ende  aber  auch  darauf  zu  halten,  dass  das  Dom- 
Kapittel  gleich  den  CoUegiat-Stiftern  seine  Fundationen  unter  Beybehaltung 
ihrer  privativen  Bestimmungen  mit  in  die  gemeinschaftliche  Masse  bringe, 
weil  solches,  wenn  S.  M.  das  Dom-Kapittel,  wie  Sie  dazu  die  Befugniss 
haben,  aufhöben,  von  selbst  folgen  würde  und  die  Memorien,  Anniversarien 
und  Messen  dessen  unbeschadet  in  der  Dom-Kirche  gehalten  werden  können. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Berlin  1805  März  14. 

R.  Sil.  Minuten  des  Cabinets.    Ausfertigung  a.  a.  0.  des  Conceptes. 
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801.   Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck.  J.f^^- 

Marz  o 
Berlin  1805  März  5. 

R.  7.  C.  25.  G.G.    Ausfertigung. 

Die  Bessort- Verhältnisse  zwischen  dem  Ilolieits- Departement   und  den  Provinxial- 
Departcments  bei  Besetxung  erledigter  Bisthümer. 

»Aeusserst  willkommen  ist  mir  das  von  E.  E.  in  dem  .  .  .  Rückschreiben 
vom  31*^"  Januar  d.  J.  bezeigte  Einverständniss  wegen  der  zu  verhütenden 
Concurrenz  des  päpstlichen  Hofes  bei  Anordnung  des  General-Administrators 
des  erledigten  Bisthums  Warschau,  so  wie  wegen  Deroselben  Theilnahme 
an  den  Expeditionen  bei  der  jetzt  im  Werke  begriflfenen  Wiederbesetzung 
des  erzbischöflicheu  Stuhles  zu  Gnesen  und  der  Bisthümer  Warschau  und 
Posen  gewesen ;  ich  habe  mir  dieses  indessen  um  so  mehr  schon  im  voraus 
versprechen  diü'fen,  als  die  von  E.  E.  Selbst  in  jenem  Schreiben  angezogene 
Cabinets- Ordre  vom  8*™  Oktober  1793')  dem  Königlichen  Cabinets- Mini- 
sterium ausdrücklich  nur  die  Ausfertigung  des  Nominations-  und  Bewirknng 
des  Confirmations- Patents  in  dergleichen  Fällen  vorbehält  und  ich  hierzu 
den  Königlichen  Auftrag  zu  be\\arken  mich  in  dem  .  .  .  Schreiben  vom 
27**^"  Januar  d.  J.  bei  Erwähnung  dessen,  was  bis  dahin  in  Beziehung  auf 
die  anderweite  Disposition  über  die  vakante  erz-  und  bischöfliche  Würden 
geschehen,  bereit  erklärt  habe.  * 

Nachträglich  bleibt  mir  daher  nur  noch  ...  zu  bemerken  übrig,  dass 
dagegen  das  von  E.  E.  in  dem  .  .  .  Schreiben  noch  angezogene  Regulatif 
vom  6*®°  Dezember  1802  2)  die  Geschäftstheilung  zwischen  E.  E.  und  Herrn 
Grafen  v.  Haugwitz  .  .  .  bezweckt  und  dabei  Letzterem  nicht  mehr  hat  ab- 
genommen und  E.  E.  nicht  mehr  beigelegt  werden  können,  als  das  .  .  . 
Cabinets -Ministerium  vorher  besessen,  wozu  aber  die  Concurrenz  zu  den 
Präliminarien,  zur  Auswahl  der  Subjekte,  zu  den  Schein  wählen  bei  bischöf- 
lichen Vacanzen  und  Besetzungen  nicht  gehört  hat.  Sind  bei  den  vorigen 
Vacanzen  der  Bischöflichen  Stühle  zu  Posen  und  Gnesen  Correspondenzen 
mit  dem  .  .  .  Departement  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  seiner  da- 
maligen Verfassung  vorgefallen,  so  haben  sie  die  damalige  politische  Ver- 
hältnisse mit  Pohlen  betroffen  und  zur  Veranlassung  gehabt.« 


Cabinets-Ordre   an  Angern   s.  unter  dem    1.  März  1805,  No.  798.    März  7 


802.  Das  Südpreussische  Departement  an  das  Ober-Kriegs-Kollegium.  März  9 
Berlin  1805  März  9. 

Gen. -Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  237.    Concept,  gez.  Voss. 

Der  Versuch  xur  Vereinigung  der  Militair-  und  Biirger-Sehulc  in  Frau^tadt  ist  am 
Widerstände  der  katholischen   Gemeinde  icicdcruni  gescheitert?; 

>Der  der  Posenschen  Kammer  unterm  29.  December  v.  J.  aufgegebene 
wiederholte  Versuch  zur  Realisirung  der  von  E.  E.  .  .  .  gewünschten  Kombi- 

1)  Band  VII,  No.  80.  2,  Cfr.  No.  634,  Anm.  4.  3)  Cfr.  No.  757. 
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1805  nation  der  Garnison-  und  Bürger- Schule  in  Fraustadt  ist  wieder  ohne 
günstigen  Erfolg  geblieben:  denn  nach  dem  .  .  .  Kammer-Bericht  [vom  8. 
Februar]  .  .  .  verweigert  die  Bürgerschaft  beharrlich  ihre  Einwilligung  hierzu. 
Für  jetzt  wird  daher  von  dieser  Schul-Kombination  zu  abstrahiren  seyn. 
Da  sie  indess  unbedenklich  von  Nutzen  ist,  so  wird  die  Kammer  heute 
angewiesen,  sie  nicht  aus  dem  Auge  zu  lassen,  sondern  wo  möglich  in  der 
Folge  bei  eingetretenen  günstigem  Umständen  noch  zu  Stande  zu  bringen. « 


März  14  Cabinets-Ordre    an  Angern  s.  unter  dem  2.  März  1805,  No.  800. 


März  14         803.    Cabinets-Schreiben  an  »des  Herrn  Fürsten  und  Bischofs  zu 
Breslau  Liebden«.     Berlin  1805  März  14. 

K.  S'J.    Minuten  des  Catinets. 

Ablehnende  Ankvort  auf  die  Vorstellung  vom  26.  Februar  1805  *j  ivegen  der  Uebei-- 
lassung  katholischer  Kirchen  an  protestantische  Oemeinden. 

.  .  .  »Ich  habe  darin  aber  keine  neuen  Gründe  gefunden,  die  Mich 
bewegen  könnten,  von  meiner  dem  Geiste  wahrer  Religiosität,  den  Friedens- 
schlüssen und  der  Gesetzgebung  ganz  entsprechenden  Entschliessung  abzu- 
gehen und  bin  auch  fest  versichert,  dass  der  grosse  Haufen  an  der  Aus- 
führung derselben,  die  nur  immer  dann  Statt  haben  wird,  wenn  die  ganz 
veränderten  Umstände  es  erfordern,  kein  Aergerniss  nehmen  werde,  wenn 
Ew.  Liebden,  wie  Ich  das  gegründete  Vertrauen  habe,  auf  die  Ihnen  unter- 
gebene Geistlichkeit  durch  alle  Ihnen  anvertraute  Mittel  wirken,  dass  die- 
selbe die  Absichten  der  Regierung  in  ihrem  wahren  Lichte  erkenne.  In 
diesem  Vertrauen  verbleibe  Ich  mit  der  aufrichtigsten  Freundschaft  und 
Werthschätzung  E.  L.  freundwilliger  Vetter.«   .  .  . 


März  14         804.  Das  Dom-Kapitel  zu  Gnesen  an  den  Papst.  Gnesen  1805  März  14. 

R.  7.  C.  25.  B.  B.    Abschrift. 

Bitte  um  Bestätigung  der  Wahl  des  Grafen  Racxynski  xum  Erxbischof  von  Gnesen.-) 

»Beatissime  Pater! 

Liceat  Capitulo  Metropolitano  Gnesnensi,  inter  oscula  pedum  Sanctitatis 
Vestrae  humillima  precum  expositione  notum  facere,  post  obitum  olim  Cel- 
sissimi  Principis  Archi-Episcopi  Gnesnensis  Ignatii  Krasicki  Die  14a  Mensis 
Martii  Anno  1801  subsecutum,  vacanti  Sedi  Gnesnensi  ad  Literas  Nomi- 
nationis  Serenissimae  Regiae  Majestatis  Friderici  Vilchelmi  (sie!)  Domini 
Nostri  Clementissimi  in  Archi-Episcopum  Ecclesiae  Nostrae  lUustrissimum 
et  Reverendissimum  Ignatium  Comitem  Raczynski  Ecclesiae  Posnaniensis 
Episcopum,  Virum  Generis  Nobilitate,  virtutum  studio  et  meritis  in  Ecclesiam 
suam  percelebrem,  pro  consuetudine  Capituli  Nostri  concordi  animorum  sensu 


1;  No.  797;   cfr.  No.  806.  2;  Cfr.  No.  808  und  814. 
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a  Nobis  electum  esse.     Quare  supplices  sumus  Sauctitati  Vestrae,  ut  Elec-  n, .     . . 
^  t-f  1  ^    M;irz  14 

tionem  hanc  pro  suprema  Apostolicae  Sedis  Authoiitate  ratam  esse  velit 
eamque  siipremo  suo  in  terris  oraculo  Sanctitas  Vestra  confirmet.  Nos 
interea  pro  longaevo  Sauctitatis  Vesti'ae  illoque  auspicatissimo  universae 
Ecclesiae  regimine  ad  Aras  preces  fundimus  benedictionemque  Apostolicam 
Nobis  impertii'i  postulamiis. 

Sanctitatis  Vestrae 

Obedientissimi  Filii 
Praelati  et  Canonici  Ecclesiae  Metropolitanae  Gnesnensis.« 


805.   Der  Bischof  von  Posen,  Graf  Raczynski,  an  den  Staats-Minister  März  17 
V.  Voss.     Berlin  1805  März  17. 

Gen.-Direktoriura  Siidpreussen.  LXXU.  2S2.  a.    Ausfertigung. 

Die  Nothucndigkeit  der  Erhöhung  der  Einkünfte  des  Erxbisthums  Gnesen,  für  das 

Racxynski  designirt  istA] 

»L'Eveque  de  Posen,  designö  Archeveqne  de  Gnesne  et  Eveque  de 
Varsovie,  fesant  usage  de  cette  confiance  ä  laqnelle  les  bontes  de  S.  E. 
Monseignenr  le  Ministi'e  de  Voss  l'autorisent,  et  anime  par  des  sentimens 
liberaux  du  Gouvernement,  a  Thonneur  de  Lui  presenter  ses  observations 
sur  les  obligations  du  poste,  dont  il  vient  d'eti'e  honore.  Ce  n'est  pas  que 
TEveque  de  Posen  ait  l'intention  d'etre  a  charge  ä  S.  E. ;  mais  sachant, 
combien  Elle  desire  que  tous  les  Employes  publics  qui  ressortent  de  Son 
Departement  remplissent  dignement  les  devoii'S  de  leui'S  charges,  il  prend 
la  libertö  de  representer  ä  S.  E.  que  la  pension  de  30000  Ecus  qui  doit 
etre  assignde  ä  l'Ai'cheveque,  ne  repond  pas  ä  l'etendue  de  ses  obligations. 

Par  sa  translation  ä  l'Archevecli^  de  Gnesne,  les  revenus  de  l'Eveque 
de  Posen  n'augmenteront  que  de  17  500  Ecus.  Cette  augmentation  parait 
eti'e  assez  flatteuse,  mais  si  S.  E.  veut  bien  permettre  qu'il  enti'e  dans  quel- 
(jues  detaUs  lä  dessus,  Elle  se  convaincra  que  cette  Somme  est  de  beau- 
cüup  ti"op  modique,  pour  faii-e  tete  aux  charges  qu'a  ä  porter  le  futiu" 
Archeveque. 

L'Archeveche  de  Gnesne  etant  si  vaste  et  fesant  presque  les  deux 
tiers  de  la  Prorince,  la  Jurisdiction  Episcopale  ne  peut  pas  etre  administr^e 
avec  aisance  et  commodite,  autant  pour  le  Gouvernement  que  pour  le  Clergö, 
que  par  trois  Officialats,  savoii'  de  Gnesne,  de  Kalisz  et  de  Lowicz.  S.  E, 
n'ignore  pas,  combien  sont  rares  ä  present  les  Ecclesiastiques  capables  de 
revetii'  comme  il  faut  les  postes  des  Grands  Vicaires  et  des  Juges  Surrogu^s; 
combien  de  difficult^  a-t-on  de  trouver  des  subalternes  absolnment  neces- 
saires.  La  perspective  de  la  promotion  future  est  si  peu  flatteuse  et  si 
eloignee  que  peu  de   personnes  veulent  se  vouer  aux  afifaires,  ou  si  elles 


1)  Cfr.  No.  782  und  807. 
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1805  _  g'„  vonent,   elles  savent    bien  mettre  un  prix  ä  leurs   travaux.     Cette  dif- 
März  1<     -^  ,  „  -  X.       T     , 

ficultd  de  trouver   des  gens  pareils,   ce   manque   de  perspective  de  la  pro- 

niotiüu   fiiture   est  la  cause   que   les    Officialats   qui  nagueres  ne  coutaient 

rieu   aus   devanciers    des  Eveques   d'aujourdhui,   absorbent  maintenant  une 

portion  importante  de  leur  competence. 

Si  l'Eveque  de  Posen  prend  pour  regle  son  Officialat  de  Posen,  et  il 
se  reputerait  heureux,  si  cette  [reg]le  pouvait  etro  applicable  ä  l'Archeveche 
de  Gnesne,  [les]  salaires  annuels  de  chaque  Officialat  monteront  [ä  la  som]me 
de  2350  Ecus.  En  y  ajontant  l'Officiapat  de]  Varsovie  qui  doit  absolu- 
ment  subsister,  puisque  [le  futur]  Archeveque  sera  aussi  Eveque  de  Var- 
sovie, [la  somme  au]gmentera  de  2350  Ecus,  de  mauiere  que  [l'administra]- 
tion  de  la  Jurisdiction  coutera  ä  l'Archeveque  [de  Gnesne]  9400  Ecus; 
ainsi  d'apres  ce  Calcul  il  ne  [reste  au]  futur  Ai-cheveque  de  la  Somme  de 
17  500  Ecus  que  8100  Ecus. 

En  mettant  au  surplus  en  ligne  de  compte  les  fraix  de  la  represen- 
tation  inseparable  de  la  qualitö  du  Chef  du  Clerge  de  la  Province,  l'a- 
meublement  et  l'entretien  des  maisons  Archiepiscopales,  surtout  de  celle  de 
Varsovie  qui,  etant  immense,  occasionne  cliaque  annöe  pour  la  conserver 
dans  un  bon  etat  plus  de  depenses  que  ne  peuvent  rapporter  les  loyers 
des  attenances,  enfin  les  fraix  de  la  translation,  S.  E.  tombera  d'accord 
qu'il  est  presque  impossible  que  la  pension  assignee  ä  l'Archeveque  puisse 
suffire  ä  tant  de  depenses. 

L'Eveque  de  Posen  n'aime  pas  ä  thesauriser  et  n'est  pas  avare,  sa 
vie  pass^e  en  est  le  plus  sur  garant,  mais  il  aime  ä  etre  Eveque  comme 
il  le  doit,  et  il  connoit  ti'op  bien  l'esprit  du  Gouvernement  et  le  genie  de 
S.  E.,  pour  ne  pas  croire  que  le  Gouvernement  agira  envers  le  futur  Ai'che- 
veque  de  la  maniere  plus  liberale,  et  certes  la  justice  semble  demander  que, 
si  on  lui  ajoute  le  Diocese  de  Varsovie  ä  administrer,  il  mörite  qu'on  lui 
laisse  la  competence  Archiepiscopale  dans  son  entier. « 


März  18         806.  Immediat-Vorstellung  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs 
von  Breslau.     Berlin  1805  März  18. 

R.  40.  B.  I<i5.  a.    Ausfertigung. 

Beantragt  seine  oder  seines  Vikariat-Amtes  Zuxiehmig  bei  Ueberlassung  katholischer 
Kirchen  an  protestantische  Gemeinden.     Vorschlag  einer  gemeinschaftlichen  Kom- 
mission für  die  Gravamina  xtvischen  Protestanten  und  Katholiken.^) 

»E.  K.  M.  haben  .  .  .  geruhet,  unter  dem  14.  d.2]  mir  zu  erkennen  zu 
geben,  in  meiner  .  .  ,  Vorstellung  vom  26.  v.  M.^j  keine  neuen  Gründe  ge- 
funden zu  haben,  die  Allerhöchst  gefasste  Entschliessnng  in  Betref  der  Ein- 
räumung der  in  Anspruch  genommenen  katholischen  Kirchen  und  deren 
Vermögen  an  die  Protestanten  ...  zu  ändern.     Da  ich  nun  so  unglücklich 


1)  Cfr.  No.  809.  2)  No.  803.  3)  No.  797. 
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bin,  den  mir  anvertrauten  Kirchsprengel  in  seiner  bisherigen  Integrität  nicht  xry  \o 
erhalten  und  das  zum  Unterhalte  katholischer  Seelsorger  unumgänglich 
nöthige  Kii'chenvermOgen  in  Gemeinden,  wo  die  Protestanten  darauf  An- 
spruch machen,  nicht  retten  zu  können,  meine  oberhirtliche  Pflicht  mir 
aber  gebeut,  für  die  Scelsorgc  und  den  Religionsuntorriclit  auch  der  ärmsten 
in  der  Volksklasse  der  Katholicken,  deren  in  solchen  Gemeinden,  wenn  nicht 
an  eigentlichen  Wirthen,  doch  an  Häuslern,  Dienstbothen  und  dergleichen, 
immer  noch  vorhanden  sind,  all  mein  Bemühn  zu  verwenden:  so  unterfange 
ich  mich,  allersubmissest  E.  K.  M.  zu  bitten,  auf  meine  gegenwärtige  Vor- 
stellung nochmals  aUergnädigst  Rücksicht  zu  nehmen. 

Das  General -Vicariat-Amt  zu  Breslau  hat  mir  angezeigt,  dass  nach 
meiner  Abreise  von  dort  noch  mehrere  in  den  Löwenberg-Bunzlau-,  Landes- 
hut- und  Hirschbergschen  Kreisen  belegene  Kirchen  mit  ihren  Realitäten 
von  protestantischen  Gemeinden  wären  in  Anspruch  genommen  und  des- 
wegen bereits  Localcommissionen  abgehalten,  ohne  dass  dasselbe  davon  wäre 
benachrichtiget  und  dadurch  in  Stand  gesetzt  worden,  die  Pfarrer  zu  in- 
struiren,  wie  sie  sich  dabey  zu  verhalten  haben. 

Nach  den  .  .  .  Landesherrlichen  Gesetzen  sowohl,  als  nach  den  cano- 
nischen Statuten  stehen  Kirchen  mit  ihrem  Vermögen  und  pfarrliche  Grund- 
stücke unter  der  Aufsicht  der  geistlichen  Obern,  und  nach  dem  allgemeinen 
Landrechte  Th.  II  Tit.  XI  §  239  und  247  sollen  bey  Veränderungen  in 
schon  errichteten  Parochien  alle  diejenigen  rechtlich  gehört  werden,  welche 
ein  Interesse  dabey  haben,  und  die  unter  einem  gemeinschaftlichen  Pfarrer 
zusammengeschlagene  Kirchen  können  nur  unter  der  Genehmigung  der  geist- 
lichen Obern  getrennt  werden. 

Bey  dieser  für  meinen  bischöflichen  Sprengel  so  traurigen  Angelegen- 
heit versirt  nicht  wenig  mein  Interesse :  denn 

1)  werden  durch  den  Verlust  dieser  Kirchen  meine  Gerechtsame  und 
meine  Jurisdiction  geschmälert,  die  mir  beym  Antritt  des  Bissthums  und  von 
E.  K.  M.  Allerhöchst  Selbst  bey  der  1798  angenommenen  Erblandshuldigung 
sind  zugesichert  worden. 

2)  werden  viele  Pfarrer  ihrer  Unterhaltung  und  das  corpus  Catholi- 
corum  der  Mittel  beraubt,  ihre  Seelsorger  zu  unterhalten.  Diese  ihi-e  Unter- 
haltung würde  alsdann  mir  zur  Last  fallen,  wenn  nicht  ganze  Parochien 
eingehen  sollen. 

In  dieser  Rücksicht  bitte  ich  E.  K.  M.  .  .  . :  wenn  Allerhöchst  Dieselben 
nicht  .  .  .  geriihen,  die  protestantischen  Gemeinden  mit  ihren  unbilligen 
petitis  pure  abzuweisen,  wenigstens  Allerhöchst  Deroselbeu  Landes-CoUegia 
Allerhuldreichst  anzuweisen,  damit  in  jedem  einzelnen  Falle  entweder  ich 
oder  mein  General- Vicariat-Amt  benachrichtiget  und  mir  die  Befugnüss  ein- 
geräumt werde,  jeder  wegen  einer  in  Anspruch  genommenen  Kirche  abzu- 
haltenden Commission  einen  geistlichen  Commissarium  beyzufügen,  damit  er 
die  bischöflichen  Jura  wahrnehme,  und  AUergnädigst  zu  erlauben: 

22* 
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1805  ^.^gg   jcjj   mjcii  in  jedem  einzelnen  Falle,   elie  eine  katholische  Kii'che 

mit  ihren  Grundstücken  zum  Besten  der  Protestanten  eingezogen  wird,  an 
E.  K.  M.  unmittelbai"  wenden  darf.  Vielleicht  bin  ich  noch  im  Stande,  Vor- 
schläge aufzustellen,  wodurch  die  Wünsche  der  protestantischen  Gemeinden 
befriediget  werden,  die  Unterhaltung  der  katholischen  Seelsorger  aber  auch 
gesichert  bleibt. 

Da  ich  befürchte,  und  nach  den  neuerdings  an  mich  eingegangenen 
Berichten  mit  Recht  befürchten  muss,  dass  noch  mehi-ere  protestantische 
Gemeinden  Anträge  dieser  Art  wagen  werden,  so  unterwinde  ich  mich,  im 
Fall  Allerhöchst  Dieselben  sie  nicht  abzuweisen  geruhn,  unmassgeblich  vor- 
zuschlagen : 

Nach  Eingang  der  Untersuchungsacten    eine  gemeinschaftliche  Com- 
mission  nach  dem  Beyspiele  derjenigen,   welche  im  Jahre  1750  die 
gravamina  zwischen  den  Protestanten  und  Katholicken  beilegte,  .  .  . 
ernennen  zu  lassen. 
Gewiss  würde  durch  eine  solche  Commission  diese  ki-itische  Angelegen- 
heit zur  gegenseitigen  Zufriedenheit  beyder  Confessionen  in  Ordnung  gebracht 
werden.     Denn  seit  der  Anmassung  der  protestantischen  Gemeinden,  die  in 
den   mehresten  Dörfern    schon   eigene  Religions-Systeme   formii'en  und   mit 
Kirchen   und  Predigern   versehen   sind,    hat   in  jenen  Gegenden   das  Band 
der  Eintracht  uud  Freundschaft,  welches  bisher  zwischen  beyden  Religions- 
genossen so  gut  bestand,    schon  sehr  gelitten   und  bereits  wirklich  zu  into- 
leranten Auftritten  Aulass  gegeben,  weil  der  gemeine  Mann  in  dem  Wahne 
steht,   als   fordernder  Theil   in    seinen  Anmassungen   niemals  zu  weit  gehn 
zu  können;  der  bedrohte  Theil  dagegen  fürchtet  als  sey  es  auf  seine  Ver- 
tilgung angelegt! 

Sowohl  meine  Treue  gegen  E.  K.  M.,  als  meine  Hirtenpflicht  forderten 
mich  auf,  diesen  Umstand  Allerhöchst  Denselben  ...  zu  eröfnen;  ersterbend 
in  der  unverbrüchlichsten  Treue«  etc. 


März  19         807.  Staats-Mlnister  v.  Voss  an  den  Bischof  von  Posen,  Graf  Raczynski. 

Berün  1805  März  19. 

Gen.-Direktorium  Sndpreussen.  LXXU.  2S2.  a.    Concept,  gez.  Voss;  Anweisung  von  Klewiz. 

Darlegung,  dass  die  bestimmten  Einkünfte  für  den  neuen  E)'%bischof  von  Onesen 

ausreichen  tvürden.  i) 

>Le  memoire  2)  dont  V.  E.  a  bien  voulu  m'honorer,  expose  avec  con- 
fiance  et  franchise  les  motifs  qui  La  fönt  douter,  si  les  revenus  que  S.  M. 
a  eu  la  grace  d'attacher  aux  nouvelles  dignitös  auxquelles  V.  E.  vient  d'etre 
nomm(5e,  suffiront  pour  faire  honneur  a  ces  emplois  distinguös.  C'est  sur- 
tout  sur  les  salaires  des  officialats  qui  tomberont  ä  la  Charge  de  V.  E., 
qu'Elle  a  fondö   ces  doutes.     Je  les  ai  examin^  d'autant  plus  scrupuleuse- 

1;  Cfr.  No.  811.  2)  No.  805. 
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ment  que  je  suis  (Vaccoid  avcc  V.  E.  que  Ses  appointemens  futnvs  doivent  ,,.1*^^^« 

,  ,  ,  März  19 

etre  mesiires  avec  tonte  la  circonspection  clüe  ä  1  impovtance  et  k  r^tendue 

de  ses  fouctions,  et  que  dans  les  propositions  quo  j'avois  faites  au  Roi  ä  ce 

snjet,  j'avois  eu  un  soin  pavticulier  de  ne  pas  m'^carter  de  ce  point  de  vue. 

Ce  n'est  donc  qu'en  consequence  d'une  refiection  mfive  et  reiter^e  qne  j'ai 

l'honneur  d'observer  a  V.  E.  que  je  ne  saurois  partager  les  craiutes  qu'Elle 

a  bleu  voulu  me  confier. 

Les  revenus  accord^s  a  V.  E.  en  qualit6  d'Archoveque  de  Gnesen  et 
d'Eveque  de  Varsovie  montent  actuellement  ü,  30943  ecus  15  g.  4  f.  et 
seront  encore  augment«5s  de  1200  ^cus  annuels,  lorsque  la  pension  que  S.  M. 
a  assigne  ad  interim  au  jeune  Comte  de  Ilohenzollern  sur  les  revenus  de 
l'Abbaye  comraendataire  de  Lubin,  pourra  etre'  transferöe  sui'  ceux  de  l'Ab- 
baye  comniendataire  de  Paradis  qui  selon  toute  apparance  ne  tardera  pas 
de  devenir  vacante  par  le  decös  de  son  possesseiu-  actuel.  II  est  viai 
que  les  salaires  des  Officialats  que  V.  E.  aura  ä  payer,  quoiqu'ils  ne  seroi- 
eut  pas  aussi  grands  qu'Elle  l'a  suppose  dans  son  calcul,  seront  peut-eti-e 
considerables.  Mais  11  est  egalement  hors  de  doute  qu'on  pouiToit  diminuer 
le  nombre  des  Officialats,  et  que  les  Chapitres  des  Eglises  Catliedrales  et 
CoUegiales  ne  manqueront  pas  de  sujets  qui  sous  la  direction  de  Mrs.  les 
Eveques  se  formeront  et  seront  deja  formös  aux  affaires  ecclesiastiques,  que 
de  bons  benefices  offerts  et  accordes  pour  prix  de  leur  applicatiou  les  y 
exciteront,  et  que  de  cette  maniere  il  devieudra  par  la  suite  et  plus  aisö 
et  moins   dispendieux  de   pourvoir   aux   Charges   differentes    des  Officialats. 

Pour  faire  d'ailleurs  une  juste  supputation  des  frais  d'administratiou 
que  V.  E.  aura  ä  deboursser,  et  de  la  diminution  qu'en  souffriront  ses  reve- 
nus, 11  faut  naturellement  prendre  pour  base  du  compte  le  total  de  ces 
revenus,  sans  en  deduire  le  montant  de  ceux  dont  V.  E.  a  joui  jusqu'a  prä- 
sent dans  sa  qualitd  d'Eveque  de  Posnanie.  Le  calcul  fait  de  cette  maniere 
et  en  y  admettant  meme  la  somme  exorbitante  de  9400  ecus  pour  les  gages 
des  Officialats,  le  residu  des  revenus  de  V.  E.  sera  d'abord  de  21543  dcus 
15  g.  4  f.  et  dans  la  suite  de  22  743  ecus  15  g.  4  f.  par  an,  somme  qui, 
en  la  comparant  aux  appointements  attach^s  aux  Charges  les  mieux  dotees 
de  l'Etat  civil  et  militaire,  non  seulement  est  ti'^s  considerable,  mais  saus 
doute  süffisante  ä  tous  les  besoins  de  V.  E.,  sans  qu'Elle  seit  oblig(^e  de 
deroger  a  Sa  dignite. 

Quant  a  Tentretien  des  Palais  de  Varsovie  et  de  Skerniewice,  il  sera 
dabord  recherchd  par  la  Cliambre  de  Varsovie,  si  les  derniers  possesseurs 
out  neglige  de  faire  les  reparatlons  necessaires,  et  on  aura  recours  dans  ce 
oas  aux  heritiers  de  Mr.  l'Eveque  de  Miaskowski  et  aux  fonds  destin^es  k 
l'amortisation  des  dettes  de  feu  Mr.  le  Prince  Arclieveque  de  Gnesen'), 
Comte  de  Krasicki,   pour  que  les  palais  soicnt  mis  en  bon  etat      Je  viens 


1)  Cfr.  No.  855. 
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1805  ^Q  r^itörer  les  ordrea  poiir  cet  effet,  et  je  m'empreaserai  de  soulager  V.  E., 
qaant  k  cet  objet,  autant  qu'il  dependra  de  moi.  C'est  au  reste  le  seul 
moyen  par  le  quel  je  puisse  concoui'ir  ä  l'accomplissement  des  voeux  de 
V.  E.  ä  luoiiis  qu'Elle  ne  desire  d'eti'e  entierement  quitte  du  Palais  prima- 
tial  de  Varsovie  et  de  le  ceder  ä  la  disposition  du  gouvernement  contre 
uue  indemnitö  pecuniaire,  ä  raison  du  loyer  qu'Elle  seroit  oblige  de  payer 
pour  une  autre  habitation  dans  cette  ville,  et  qui  tout  au  plus  n'excederoit 
pas  la  somme  de  1000  ecus  par  an.« 


März  21         808.   Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen  und  Bischof  von  Warschau, 
Ignaz  Graf  Raczynski  (an  das  Cabinets-Ministerium).    Berlin  1805  März  21. 

R.  7.  C.  25.  B.  B.    Ausfertigung. 

Zeigt  seifie  Wahl  zum  ErxbiscJiofe  von  Gnesen  und  zum  Bischöfe  von  Warschau 
an  tmd  bittet,  ihm  in  Born  die  Administration  in  spiritiialibus  ausztiwirkenA] 

»Aus  dem  in  originali  einliegenden  Wabldecret  werden  E.  K.  M.  ... 
zu  ersehen  geruhen,  dass  ich  Allerhöchstdero  Ernennung  gemäss  von  dem 
Dohm-Capitel  zu  Gnesen  zum  dortigen  Erzbischof  erwählt  worden  bin. 
Allerhöchstdenselben  ist  es  nicht  unbekannt,  dass  dieses  Erzbisthum  seit 
4  Jahren  vacant  geworden  ist  und  von  dieser  Zeit  an  bis  jezt  nur  intere- 
mistisch  administrirt  wird. 

Das  nemliche  ist  der  Fall  mit  dem  Bisthum  von  Warschau,  wovon  ich 
gleichfalls  zum  Bischof  ernannt  worden  bin.  Auch  dieses  wird  gegenwärtig 
interemistisch  administrirt. 

E.  K.  M.  ist  sehr  wohl  bekannt,  wie  sehr  das  geistliche  Wohl  dieser 
Dioecesen  durch  eine  solche  interemistische  Administration  leidet.  Da  nun 
dieses  mir,  als  künftigen  Oberhirten  derselben,  sehr  am  Herzen  liegt  und 
ich  dennoch  einsehe,  dass  die  vor  meiner  wirklichen  Einsetzung  annoch 
vorhergehenden  Präliminarien  noch  mehrere  Monate  dauern  werden,  so  wage 
ich  es,  E.  K.  M.  ...  zu  bitten: 

Allerhöchstdero  Residenten  zu  Rom  aufzugeben,  für  mich  eine  Ad- 
ministration in  spiritualibus  sowohl  im  Erzbisthum  Gnesen  als  im 
Bisthum  AVarschau  bei  dem  päpstlichen  Stuhle,  und  zwar  mit  der 
möglichsten  Kostenersparung,  zu  bewirken.« 


1)  Cfr.  No.  804  und  815. 


März  23 
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809.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Graf  Hoym,  Frhr.  v.d.  Reck  J,^%. 
und  V.  MasSOW.     Berlin  1805  Miiiz  23. 

R.  46.  B.  165.  a.    Ausfertigung. 

Für  jede  Ueherlassung  hatholisehcr  Kirchen  an  prolestantische  Gemeinden  in  Schle- 
sien soll  der  Bischof  oder  sein  Vikariat-Amt  herangexogen  werden.    Prüfung  des 
Vorschlags  einer  gemeittschaftlichcn   Kommission   %u   Untersuchung  der  Religions- 
heschurrdcn.     Vermeidung  intoleranter  Auftritte.^} 

»Aus  der  beykommenden  Eingabe  des  Fürstbischofs  zu  Breslau  2),  wel- 
cher der  Einziehung  vormals  katholischer  Kirchen  in  Dörfern,  wo  kein 
einziger  Wirth  mehr  der  katholischen  Religion  zugethan  ist,  zum  Besten  der 
nunmehro  ganz  Protestantischen  Gemeinden  fortwährend,  wiewohl  mit  Unrecht 
widerspricht,  werdet  Ihr  ersehen,  dass  derselbe  eventualiter  den  billigen 
Anti-ag  macht,  dass  in  jedem  einzelnen  solchen  Falle  entweder  er  selbst 
oder  das  Vicariat-Amt  zu  Wahrnehmung  der  Bischöflichen  Rechte  zugezogen 
oder  ihm  erlaubt  werde,  Sich  deswegen  unmittelbar  an  Mich  zu  wenden, 
woferne  es  nicht  noch  rathsamer  seyn  mögte,  dieser  Angelegenheit  wegen 
überhaupt  eine  gemeinschaftliche  Commission  zu  Untersuchung  der  Religions- 
Beschwerden  niederzusetzen.  Da  es  nun  Meine  Absicht  im  geringsten  nicht 
ist,  diese  Angelegenheit  einseitig  behandeln  zu  lassen.  Ich  vielmehr  voraus- 
gesezt  habe,  dass  die  befohlene  Untersuchungen  der  angezeigten  Umstände 
mit  Zuziehung  des  katholischen  Religions-Theils  angestellt  worden:  so  be- 
fehle Ich  Euch,  dem  ersteren  Antrage  des  Fürstbischofs  willfahren  zu  lassen, 
den  leztern  aber  sorgfältig  zu  prüfen  und  gutachtlich  zu  berichten.  Sollte 
es  auch,  wie  der  Fürstbischof  anzeigt,  ganz  gegen  Meine  Absichten,  aus  Ver- 
anlassung der  bisher  erörterten  Fälle  hie  und  da  zu  intoleranten  Auftritten 
gekommen  oder,  dass  es  geschehe,  zu  besorgen  seyn,  so  muss  mit  allem 
Ernst  und  Nachdruck  dem  entgegen  gewii-kt  werden,  weshalb  Ihr  nothigen 
Falls  hierdurch  authorisirt  werdet,  Mir  Vorschläge  wegen  des  in  solchen 
Fällen  zu  beobachtenden  Verfahrens  zu  machen,  damit  dabey  nicht  tumul- 
tuarisch,  sondern  mit  Ruhe  und  Ordnung  und  nach  festen  Grundsätzen  einer 
vernünftigen  Toleranz  zu  Werke  gegangen  werde.«   .  .  . 

Diese  Cabinets-Ordre  wii-d  dem  Bischöfe  mittelst  Cabiuets-Schreibens 
vom  gleichen  Tage  mitgetheilt  mit  dem  Zusätze: 

»Ich  hoffe,  dass  Ew.  Liebden  dadurch  vollkommen  zufrieden  gestellt 
sein  und  Meinen  gerechten,  toleranten  Gesinnungen  keine  Hindernisse 
ferner  in  den  Weg  legen  werden.«  3) 


1)  Cfr.  No.  803. 

2)  Vom  18.  Märsj  1805,  No.  806. 

3)  Cfr.  No.  818. 
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M"^^3         ®^^"   'niniediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.  Magdeburg  1805 
März  23. 

R.  S!).  32.  D.    Ausfertigung. 

Antrag  auf  Zulage  für  die  Dekane  in  Südpreussen  %ur  Haltung  von  Vikaren  und 
XU  den  lieiselcosten  aus  den  Revenuen  des  erledigten  Bisthums  Warschau. 

»Die  Dekane,  welche  in  E.  K.  M.  katholischen  Provinzen  für  den  Staat 
hauptsächlich  eben  die  Geschäfte  zu  besorgen  haben,  welche  in  den  Pro- 
testautischen den  geistlichen  Inspectoren  obliegen,  sind  nicht  nur  in  Hin- 
sicht auf  die  Kirchenzucht  äusserst  wichtige  Personen,  sondern  sie  haben 
auch  auf  die  Moralität  des  Volks  und  dessen  Gesinnungen  gegen  den  Staat 
vorzüglich  Einfluss.  Ihre  Pflichten  bestehen  hauptsächlich  in  der  Aufsicht 
auf  den  moralischen  Lebenswandel  der  ihnen  untergeordneten  Pfarrer,  auf 
deren  Lehrart  und  die  Verwaltung  des  Gottesdienstes.  Auch  müssen  sie 
die  Pfarren  bereisen  und  nachsehen,  ob  auch  die  Kirchenbücher  und  Rech- 
nungen gehörig  geführet,  die  Verordnungen  in  geistlichen  Angelegenheiten 
befolgt,  die  Kh'chen  und  Pfarr-Gebäude  gehörig  erhalten  werden,  und  bei 
vorfallenden  Vakanzen  für  die  einstweilige  Verwaltung  der  Pfarren  sorgen 
und  hiernächst  den  neuen  Pfarrer  einführen.  Dies  verursacht  natürlich 
manche  Reisen  und  macht  dem  Dekan  einen  Gehülfen  nothwendig,  der  bei 
dessen  Abwesenheit  und  Versäumnissen  seine  eigene  Pfarr-Angelegenheiten 
besorgt.  Besonders  in  Südpreussen  sind  die  Geschäfte  eines  Dekans  von 
grossem  Umfange,  indem  dort  zu  einem  Dekanat  mitunter  27  Kirchspiele 
gehören,  im  Durchschnitt  aber  auf  jedes  16  gerechnet  werden  können,  und 
nirgends  sind  dagegen  die  Pfarren  ärmer  dotirt  als  in  Südpreussen.  Sie 
gewähren  grösstentheils  kaum  den  nothdürftigsten  Unterhalt  und  es  lässt 
sich  leicht  erachten,  dass  bei  einer  solchen  Pfarre  der  Dekan,  wenn  auch 
nicht  aus  Mangel  an  gutem  Willen,  doch  durch  seine  beschränkte  Lage 
an  der  gehörigen  Ausübung  seiner  Pflichten  gehindert  wird,  da  es  ihm  an 
Mitteln  fehlt,  die  Amts-Reisen  zu  machen  und  zur  Verwaltung  der  Seel- 
sorge in  seiner  Abwesenheit  einen  Gehülfen  zu  halten.  Auf  der  andern 
Seite  bedürfen  die  ihm  untergebenen  Pfarrer  einer  desto  strengeren  Kon- 
trolle, da  für  schlechte  Einkünfte  meistens  auch  nur  schlechte  Subjecte  zu 
haben  sind. 

Der  Bischof  von  Posen  hat  daher  darauf  angetragen,  denen  Dekanen 
in  Südpreussen  für  ihre  mühsame  und  wichtige  Amtsverwaltung  eine  Re- 
muneration von  Seiten  des  Staats  auszusetzen,  und  ich  selbst  halte  dies 
nicht  nur  zur  mehreren  Verpflichtung  gegen  letzteren  für  dienlich,  sondern 
auch  in  Rücksicht  auf  Bedürfniss  für  nothwendig.  Eine  jährliche  Unter- 
stützung von  41  Thalern  zur  bessern  Subsistenz  und  Haltung  eines  Vikarius 
und  von  3  Rthlr.  auf  jedes  Kirchspiel  zu  den  Reisekosten  wird  hinreichen, 
um  den  Diensteifer  der  Dekane  zu  befördern  und  sie  für  das  allgemeine 
Beste  mehr  zu  gewinnen.     Dies  beträgt  auf  66  Dekanate  oder  Dekane,  als 


Siidpreusaen.    Warschau.    Gnesen.  345 

so  viel  sich  in  Südpreussen  befinden  ä  41  Rthlr 2706  Rtbir.  „l^'^'^^o 

,  März  23 

und  1040  dazu  gehörige  Kirchspiele  i\  3  Rthlr 3120 

zusammen  5826  Rthlr. 
also  im  Durchschnitt  oder  in  runder  Summe  etw;i  90  Rthlr.  auf  den  Dekan. 
In  Neu-Ostpreussen,  so  wie  in  dem  früher  uequirirten  Antheil  des 
ehemaligen  Fohlens  verwalten  zwar  die  Dekane  ihr  Amt  ohne  Gehalt  und 
Emolumente,  indessen  mögen  sie  dort  wohl  so  arm  nicht  sein,  besonders 
aber  die  Fonds  dazu  fehlen.  Für  Südpreussen  dürften  solche  jedoch  in 
den  Revenuen  des  erledigten  Bisthums  zu  Warschau  von  9992  Rthlr.,  welche 
bei  dessen  Kombination  mit  dem  Erzbisthum  Gnesen  erspart  worden,  vor- 
handen sein  xind  diese  zu  keinem  nützlicheren  und  wohlthätigeren  Zwecke, 
der  zugleich  ihrer  bisherigen  Bestimmung  für  das  geistliehe  Wesen  ganz 
entspricht,  verwendet  werden  können.«   .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 
»  Accordirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1805  April  3.  April  3 

R.  89.    Minuten  des  Cabinets. 


811.   Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  den  März  28 
Staats-Minister  v.  Voss.     Berlin  1805  März  28. 

Gen.-Direktorinm  Südprenssen.  LXXII.  2S2.  a.    Eigenhändige  Ausfertigung,  gez.  »Raczynski, 
Nommd  Archeveque  de  Gnesne  et  Eveque  de  Varsovie.« 

Bittet  um  Unterstützung  seines  Immediat- Gesuches  ivegen  Erhöhung  der  Einkünfte 

des  Erzbisthums  Gnesen.^ 

»Bien  que  la  lettre  qu'il  a  plü  ä  V.  E.  de  m'adresser  le  19  mars'^), 
soit  tout-ä-fait  negative  ä  la  demande  que  je  me  suis  pris  [la  libert^]  de 
presenter  ä  V.  E.  au  sujet  de  la  diminution  non  merit^e  de  ma  competence, 
et  bien  que  V.  E.  a  bien  voulu  se  donner  la  peine  de  refuter  les  motifs 
qui  m'ont  engag6  ä  faire  cette  demande,  j'ai  crü  pourtant  entrevoir  dans 
son  contenu  qu'Elle  ne  cedoit  qu'ä  la  decision  deja  priso  et  qu'EUe  me 
refusoit  presque  a  contre  coeur.  Cette  idee,  dans  laquelle  je  me  suis  con- 
firm^  par  le  souvenir  de  ce  qu'il  a  plü  ä  V.  E.  de  me  temoigner,  lorsque 
j'ai  eu  l'honneur  de  l'entretenir  de  mon  aflfaire,  m'a  fait  prendre  le  parti 
de  m'adresser  au  Roi  par  la  lettre,  dont  je  joins  ici  la  copie. 

Comme  selon  toutes  les  probabilites  ma  lettre  sera  remise  au  rapport 
de  V.  E.,  je  ne  puis  que  me  flatter  qu'alors,  ayant  l'occasion  de  m'etre 
utile,  V.  E.  voudra  bien  appuyer  les  motifs  qui  m'engagent  :i  supplier  le 
Bei  de  m'accorder  Taugmentation  de  ma  pension. 

De  tont  temps  et  dans  toutes  les  affaires  je  n'avois  de  confiance  que 
dans  les  bont^s  de  V.  E.,  et  jamais  mon  attente  n'a  pas  et^  frustr^e.    J'ai 

1)  Cfr.  No.  812.  2)  No.  807. 
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}^^ .  donc  tout  Heu  d'esperer  que  dans  cette  affaire  aussi  grave,  oü  l'interet  de 
TEtat  du  Clergö  et  le  mien  sont  amalgamös,  je  n'aurai  qu'ä  ajouter  une 
nouvelle  Obligation  ä  Celles,  dont  je  suis  deja  redevable  a  V.  E.« 


März  28         812.   Immedlat-Gesuch  des  nomlnirten  Erzbischofs  von  Gnesen,  Graf 
Raczynski.     Berlin  1805  März  28. 

Gen.-Direktorium  Südprenssen.  LXXII.  282.  a.    Abschrift. 

Bittet  um  Erhöhung  der  Ei-nkünfie  des  Erxhisthums  OnesenA] 
»Sire!  Ayant  etö  nommö  par  la  bonte  de  V.  M.  ä  l'Archeveche  de  Gnesne 
et  ä  la  fois  ä  l'Evechö  de  Varsovie,  je  n'ai  pas  pii  m'attendre  qu'en  devant 
porter  un  plus  grand  fardeau  que  mon  Predecesseur  feu  Arclieveque  de  Gnesne, 
j'aurais  du  voir  la  competence,  une  fois  attachee  ä  ce  poste  eminent,  pres  d'un 
tiers  diminuee,  le  Ministre  d'Etat  de  Voss  m' ayant  döclare  que  ma  pension 
seroit  seulement  de  30943  Ecus  15  g.  4  p.,  outre  l'expectative  de  la  pension 
de  1200  ecus  sur  les  revenus  de  l'Abbaye  commendataire  de  Lubin,  laquelle 
expectative  pourra  ne  se  röaliser  qu'apres  ma  mort.  —  Je  lui  ai  fait  la 
dessus  des  representations  que  la  somme  qu'il  a  plü  au  Gouvernement  de 
fixer  pour  moi  etant  bien  süffisante  pour  vivre  commodement,  etait  de  beau- 
coup  ti'op  modique  pour  faire  tete  aux  charges,  que  j'aurai  ä  porter.  Mais 
sur  toutes  mes  representations  aiant  re^ü  la  resolution  que  la  somme  qui 
me  resterä,  apres  avoir  payes  les  Officialats,  sera  encore,  en  comparaison 
des  appointemens  attaches  aux  Charges  le  mieux  dot^es  de  l'Etat  Civil  et 
Militaire,  tres  considerable  et  assez  süffisante  pour  maintenir  la  dignite  de 
mon  rang,  il  ne  me  reste  que  de  mettre  tonte  ma  confiance  dans  la  Cl«i- 
mence  et  dans  la  justice  de  V.  M.  et  de  Lui  representer  qu'il  y  a  enti-e 
ma  Charge  et  la  charge  militaire  ou  civile,  de  quelque  rang  qu'elle  soit,  une 
bien  grande  difiference.  —  D'abord  il  n'y  a  aucune  dignitö  militaire  ou 
civile  qui  occasionne  tant  de  depenses  preliminaires  et  inevitables,  comme 
le  seront  pour  moi  les  Bulles  de  Rome,  la  joyeuse  entree  ä  payer  au  Cha- 
pitre  de  Gnesne,  l'^quipement  couvenable  ä  mon  nouveau  rang,  l'ameuble- 
ment  et  l'entretien  des  deux  maisons  aussi  vastes  que  Celles  de  Varsovie  et 
de  Skierniewice.  Tout  cela  va  absorber  en  entidr  les  revenus  d'une  annee, 
je  dois  donc  m'attendre  ä  cette  triste  alternative,  ou  de  m'abimer  dans  les 
dettes,  ou  de  vivre  fort  retire  pendant  un  an  pour  cacher  ma  pauvret^  aux 
yeux  du  public.  —  En  second  lieu  aucune  dignite  civile  ou  mUitaire  n'a  point 
tant  de  charges  ä  porter  comme  moi,  Celles  de  salarier  quatre  Officialats,  savoir 
de  Gnesne,  de  Kalisz,  de  Lowitz  et  de  Varsovie,  outre  l'Officialat  de  Kamin 
dans  la  Prusse  Occidentale  et  les  fraix  de  la  Chancellerie  priv^e  qui  formera 
auprts  de  la  personne  de  l'Archevcque  le  bureau  central,  oü  aboutiront  tous 
les  rapports  et  d'oü  ömaneront  les  döcisions  definitives ;  tandis  que  les  autres 

1)  Cfr.  No.  811. 
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dignitaires  militaires  ou  Civila  ont  leur  sousordres  payds  par  l'Etat.  —  Enfin  »jT-  93 
je  dois  mettro  en  ligne  de  compte  les  fiaix  de  la  repreaentation  insdparable 
de  la  qualite  du  Chef  de  Clerge  de  la  Province,  et  cet  article  est  de  la  plus 
giando  importance,  oii  l'lionneur  du  Gouvernement  et  le  mien  est  interessö,  le 
public  (5tant  accoutume  :i  exigev  des  Arcbeveques  de  Gnesne  de  soutenir  la 
dignite  de  leur  rang  avec  un  certain  eclat  et  splendcur.  Sil  n'avait  pas  plü 
au  Gouvernement  de  fixer  la  r^sidence  des  Arcbeveques  k  Varsovie,  la  neces- 
site  d'une  certaine  representation  plus  grande  ne  serait  pas  la  meme.  — 
Le  Ministre  d'Etat  de  Voss  et  toute  la  Province  me  rendra  justice  qu'etant 
Eveque  de  Posen,  j'ai  sil  faire  un  bon  usage  de  mes  revenus  bien  que 
modiques.  J'ai  retabli  ii  grauds  fraix  le  Palais  f^piscopal  ä  Posen,  j'ai 
cröe  le  jardin,  j'ai  acheve  la  batisse  de  l'Eglise  Catbedrale,  j'ai  tird  de  la 
derni^re  ruine  le  Palais  dans  les  Domaines  de  V.  M.  ä  Ciazen,  et  les  am6- 
liorations  que  j'ai  faites  dans  ce  Domaine,  me  content  de  mon  propre  argent 
des  sommes  tres  considerables;  ce  n'est  donc,  Sire,  ni  l'amour  de  l'argent 
ni  l'avarice  qui  m'engagent  k  supplier  tres  bumblement  V.  M.  pour  l'aug- 
mentation  de  ma  competence,  mais  uniquement  le  d^sir  que  j'ai  de  repondi-e 
dignement  aux  obligatious  et  convenances  de  mon  rang  et  de  remplir  les 
vues  bienfesantes  de  V.  M. 

Sire!     C'est  au  pied  du  Trone  de  V.  M.  que  j'ose  chercher  l'amelio- 
ration  de  mon  sort  et  le  soulagement  dans  mes  peines.« 

Die  Cabinets-Ordre  an  Raczynski,    Potsdam   1805  April  4,    findet  April  4 
die  Einkünfte  des  Bischofs   »tres  considerable  et  en  proportion  ä  la  dignite 
de  voti'e   rang«.      Die   Ersparnisse   sind   nur   gemacht  worden    »pour   aug- 
menter les  fonds  d'6coles,  egalement  que  la  pension  des  Doyens«. 

R.  S9.    Minuten  des  Cabinets.   120. 


813.  Immediat-Bericht  des  Staats- Ministers  v.  Voss.    Dom  Havelberg  April  l 
1805  AprU  1. 

R.  SD.  32.  D.    Ausfertigung. 

Die  vollxogenc  Wahl  bei  den  Dom-Kapiteln  xu  Gnesen  und  Posen.    Fürsten-Titel 
und  Würde  auch  für  den  neuen  Erxbischof  von  OnesenA) 

»E.  K.  M.  zeige  ich  in  Verfolg  meines  .  .  .  Berichts  vom  26.  Januar 
d.  J.  2]  ...  an,  dass,  nach  den  von  Allerhöchst  Deroselben  Kommissarien  zu 
Veranlassung  und  Leitung  der  kapitularischen  Scheinwahlen  wegen  der 
anderweit  vergebenen  erzbischöflichen  und  bischöflichen  Würde  zu  Gnesen 
und  Posen  nunmehr  eingegangenen  Nachrichten  und  Protokollen,  gedachte 
Wahlen  von  den  Dom-Kapiteln  zu  Gnesen  und  Posen  mit  schuldiger  Folg- 
samkeit für  E.  K.  M.  Allerhöchste  Intentionen  und  Befehle  einstimmig  auf 
die  von  iUlerhöchst  Denenselben  nominirte  Subjecte,  den  bisherigen  Bischof 

1)  Cfr.  No.  814.  2;  No.  787. 
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1805  ^Qjj  poggQ  Grafen  von  Raczynskii)  und  den  zeitherigen  Dom-Propst  und 
^  General  -  Administrator  von  Malczewski  gerichtet  worden  sind.  Zugleich 
überreiche  E.  K.  M.  ich  auch  ein  zu  AUerhöchstdero  Eröfnung  bestimmtes, 
an  mich  von  dem  Gnesenschen  Wahl-Commissar,  Domherrn  und  Kanzler 
von  Bardzinski,  mit  eingesandtes  Schreiben,  worin  ohne  Zweifel  jener  Er- 
folg des  ihm  aufgetragen  gewesenen  Geschäfts  E.  K.  M.  besonders  aller- 
unterthänigst  angezeigt  wii'd. 

In  Hinsicht  auf  das  Erzbisthum  Gnesen  bleibt  mir  noch  nachträglich 
submissest  zu  bemerken,  dass  in  dem  dessen  letzten  Inhaber,  Grafen  von 
Krasicki,  unterm  23ten  April  1795  landesherrlich  ertheilten  Confirmations- 
Patente  demselben  und  dem  Erzbisthume  zu  ewigen  Zeiten  der  fürstliche 
Titel  und  Würde  versichert  worden,  und  dieses  in  der  nach  Absterben  des 
vorherigen  Erzbischofes  und  Primas  regni,  Fürsten  von  Poniatowski,  ge- 
schehenen Ausmittelung  seinen  Grund  gehabt  hat,  wornach  die  Fürsten- 
Würde  ursprünglich  das  Agregat  des  erzbischöflichen  Amtes,  nicht  aber  der 
Primatie  gewesen  ist.  Unter  diesen  Umständen  wird  es,  wie  ich  voraus- 
setzen darf,  E.  K.  M,  Allerhöchsten  Absicht  entsprechen,  dass  es  bei  dieser 
Bestimmung  bleibe  und  auch  bei  Ausfertigung  des  Confirmations-Patents 
für  den  Grafen  von  Raczynski  demselben  Fürsten-Titel  und  Würde  bei- 
gelegt werde.«   .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 
» Approbirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordres  an  Voss  und  au  Reck  und  Hardenberg 
wegen  des  Fürsten-Titels  für  Gnesen  und  der  Päpstlichen  Bestätigung, 
Potsdam  1805  April  9. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  2S2.  a.  Ausfertigung  au  Voss,  und  R.  b9.  Minuten  des 
Cabinets,  an  Reck  und  Hardenberg. 


April  2         814.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck. 
Dom  Havelberg  1805  April  2. 

R.  7.  C.  25.  B.  B.    Ausfertigung. 

Die  vollzogene  Bischofs- Wahl  in  Gnesen  und  Posen.    Für  das  Bisthum  Warschau 

bedürfe  es  nur  der  Königlichen  Nomination.    Ausfertigting  der  Konfirmation  und 

Nomination.  Schickt  die  verschlossene  Anzeige  der  Wahl,  die  der  Domherr  v.  Bardxinsld 

an  den  Papst  gerichtet  hat.-) 

»E.  E.  habe  ich  die  Ehre  zu  benachrichtigen,  dass  bei  den  verfassungs- 
mässig eingeleiteten  Schein-Wahlen  zur  anderweiten  Besetzung  des  Erzbis- 
thums  Gnesen  und  des  Bisthums  Posen  die  Stimmen  der  dortigen  Capitul 
ohne  Ausnahme  auf  die  von  des  Königs  Maj.  zu  diesen  Würden  nominirte 
Subjecte,   den  bisherigen  Bischof  von  Posen  Grafen  v.  Raczynski  und   den 


1;  Vorlage  hier  und  unten:  »Radcynski«.  2)  Cfr.  No.  813  und  815. 
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zeitherigen  Dom-Propst  und  General-Adminisü-ator  des  Erzbisthums  Gnesen    .     .p« 
1 .     n    ^  April  2 

V.  Malczewski  pnichtmässig  gerichtet  worden  sind,  wie  solches  die  abschrift- 
lich anliegende  Wahl-ProtocoUe  vom  14.  und  18.  d.  M.  bezeugen.  In  A))- 
sicht  des  erledigten  Bisthums  Warschau,  wozu  des  Königs  Maj.  den  p. 
Grafen  v.  Raczynski  gleichfalls  Inhalts  Höchster  Cabinots- Ordre  vom  22. 
Januar  d.  J.  zu  nominiren  geruhet  haben,  ist  es  auf  eine  capitularische 
Wahl  nicht  angekommen,  weil  das  Bisthum  neu  und  bei  seiner  Errichtung 
dem  dortigen  Dom-Capitul  kein  Wahlrecht  eingeräumt  worden  ist.  Das  Capitul 
hat  folglich  nicht  wie  die  Capitul  zu  Gnesen  und  Posen  Verfassung  und 
Observanz  für  seine  Wahlbefuguiss  anzuführen  und  muss  sich  ohne  weiteres 
die  landesherrliche  Nomination  zum  bischöflichen  Sitze  gefallen  lassen. 

Hiernach  wird  es  nunmehr  auch  in  Hinsicht  auf  das  Bisthum  Warschau 
nur  eines  Nominations  -  Patents  bedürfen,  wohingegen  in  Hinsicht  auf  das 
Erzbisthum  Gnesen  und  das  Bisthum  Posen  Confirmations-Patente  erforder- 
lich sind,  nach  deren  Allerhöchster  Vollziehung  die  päpstliche  Bestätigungs- 
und Consecrations-BuUen  auszuwirken  sein  werden. 

Da  die  diesfällige  Besorgung  sich  zwischen  dem  .  .  .  Landeshoheits- 
Departement  und  dem  Departement  der  auswärtigen  Angelegenheiten  theilt, 
so  habe  ich  bei  des  Königs  Maj.  auf  dei-en  desfällige  respective  Beauf- 
tragung heute  angeti'agen.  E.  E.  aber  habe  ich  hievon  vorläufig  ...  zu 
benachrichtigen  nicht  unterlassen,  zugleich  aber  Denenselben  eine  von  dem 
Gnesenschen  Wahl-Commissar,  Domherrn  und  Kanzler  v.  Bardzinski,  ein- 
gegangene verschlossene  Eingabe  an  das  Oberhaupt  der  römisch-katholischen 
Kirche,  welche  zur  Anzeige  von  dem  Erfolge  des  durch  ihn  eingeleiteten 
Wahlgeschäfts  bestimmt  zu  sein  scheint,  mit  dem  Ersuchen  übersenden 
wollen,  solche  dem  .  .  .  Cabinets-Ministerium  zur  .  .  .  Insinuation  durch  den 
Königl.  Residenten  zu  Rom  mit  zukommen  zu  lassen,  wenn  Dieselben  solches 
nach  erfolgter  Ausfertigung  und  Vollziehung  der  resp.  Confirmations-  und 
Nominations-Patente  gefällig  veranlassen  werden,  wegen  deren  Bestätig;ung 
die  erforderliche  Demarchen  am  römischen  Hofe  machen  zu  lassen. 

Uebrigens  bemerke  ich  nur  noch  in  Absicht  dieses  Beischlusses,  dass, 
da  der  p.  v.  Bardzinski  von  solchem  keine  Abschrift  eingereicht  hat,  er 
dazu  annoch  aufgefordert  worden,  damit  man  dadurch  die  erforderliche 
Kenntniss  erhalte,  ob  nicht  etwa  die  dem  päpstlichen  Stuhl  gemachte  An- 
zeige mit  einer  den  Verhältnissen  unangemessenen  Postulation  in  Verbindung 
gesetzt  und  deshalb  zu  unterdrükken  sey,  und  werde  ich  nicht  ermangeln, 
E.  E.  diese  Abschrift'),  sobald  ich  sie  erhalte,  annoch  .  .  .  mitzuteilen.« 


1)  Cfr.  No.  804. 
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i^^f.,         815.     Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,   Ignaz  Graf  Raczynski 
^"  "  (an  das  Hoheits-Departement).    Berlin  1805  April  2. 

R.  7.  C.  25.  B.  B.     Ausfertigung. 

Bittet  um  Verwendung  in  Rom  tvegen  seine»'  Konfirmation,  um  deren  Kosten  möglichst 

einxuschränken.  ^) 

...  »Es  wird  also  nunmehro  erfordert,  dass  von  Seiten  des  Päpstlichen 
Stuhles  ein  Commissarius  ad  conficiendum  processum,  hiernächt  aber,  nach 
Beendigung  dieses  Prozesses,  die  Confirmation  des  Päpstlichen  Stuhles  und 
die  Ausfertigung  der  nöthigen  Bullen  erfolge. 

Zum  Commissarius  ad  conficiendum  processum,  wie  auch  zum  Apostho- 
lischen  Commissario  zur  Vollziehung  der  Päpstlichen  Bullen,  bringe  ich  den 
Weihbischoflf  von  Gnesen  von  Lubienski  in  Vorschlag. 

Da  nun  aber  die  Kosten  der  Ausfertigung  dieser  Bullen  sehr  ansehnlich 
sind  und  E.  K.  M.  ...  geruhet  haben,  die  mir  zustehende  Competenz  sehi* 
ansehnlich  herunterzusetzen,  so  wage  ich  es,  Allerhöchstdieselben  ...  zu 
bitten : 

a)  Allerhöchstdero  Residenten  zu  Rom  .  .  .  aufzugeben,  die  Ernennung 
eines  Commissarii  ad  conficiendum  processum  in  der  Person  des  Weih- 
bischoffs  von  Gnesen  von  Lubienski  nachzusuchen. 

b)  demselben  gleichfalls  aufzugeben,  eben  diesen  Weihbischoff  von  Lu- 
bienski als  Apostholischen  Commissarium  zur  Vollziehung  der  Päpstlichen 
Bulle  in  Vorschlag  zu  bringen. 

c)  endlich  demselben  aufzutragen,  bei  der  Ausfertigung  der  Päpstlichen 
Bullen  auf  die  möglichste  Vermeidung  der  Kosten  bei  der  Apostholischen 
Canzlei  zu  di'ingen. « 

April  3  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  23.  März  1805,  No.  810. 


April  4  Cabinets-Ordre  an  Raczynski  s.  unter  dem  28.  März  1805,  No.  812. 


April  6  816.     Immedlat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1805 

April  6. 

R.  89.  30.  D.    Ausfertigung. 

Bittet,  die  Vericaltung  der  katholisch-geistlichen  und  Scliul-Angelegenlieiten  auch  ferner 
dem  Siklpreussischen  Provinxial-Bepartemcnt  Titi  belassen. 

.  .  .  »Dem  Chef  des  lutherisch-geistlichen  Departements  die  katholischen 
Angelegenheiten  zu  übergeben,  ist  insofern  gar  kein  Grund  vorhanden,  als 
die  Prinzipien  der  Verwaltung  völlig  verschieden  sind,  in  protestantischen 
der  Landesherr  zugleich  Bischof  ist,  in  katholischen  aber  der  Bischof  sowol 
dem  Staat  als  dem  Papst  angehört  und  die  Grenzen  zwischen  diesen  drei 
Behörden  sehr  scharf  gezogen  und  bewacht  werden  müssen. 


1)  Cfr.  No.  808  und  829. 
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Vielmehr  wüi-de  die  katholische  Geistlichkeit  ihre  Angelegenheiten  nicht  .  •?/• 
ohne  Mistrauen  in  den  Händen  eines  Chefs  vom  protestantisch  geistlichen 
Departement  sehen.  Dagegen  kann  der  Provinzial-Chef,  nicht  so  wie  jener 
durch  dessen  eigene  Bestimmung  au  die  einseitige  Rücksicht  des  geistlichen 
und  Schulstandes  erinnert,  bei  seinen  steten  Berührungen  mit  allen  Ständen 
den  Geistlichen  und  Schulmann  darau  gewöhnen,  sich  nicht  als  eine  eigene 
Kaste,  als  angehörig  einem  besondern  geistlichen  Staat,  sondern  als  Diener 
und  Mitglieder  des  weltlichen  Staats  zu  betrachten,  in  welchem  er  lebt. 
Und  um  ihn  hierzu  mehr  und  mehr  zu  machen,  stehen  dem  Provinzial- 
Chef  die  Uebersicht  aller  Polizei-Maasregeln  im  Zusammenhange,  die  Polizei- 
gewalt selbst  und  die  Finanzquellen  sogleich  zu  Gebot,  weswegen  ein  blosser 
Chef  des  geistlichen  Departements  erst  requiriren  und  durch  Schreiberei  die 
beste  Zeit  zur  Ausfühi'ung  verlieren  müste. 
E.  K.  M.  bitte  ich  daher  .  .  . 

dem  südpreussischen  Provinzial-Departement  die  fernere  Verwaltung 
der  Katholisch-geistlichen  und  Schul-Sachen  in  Südpreussen  .  .  .  ferner 
zu  belassen, 
so  wie  solche  bereits  in  Neuostpreussen  dem  Staats-Minister  Frhrn.  v.  Schrötter 
.  .  .  bewilligt  ist. « ^j  .  .  . 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  April  13 

»13.  April  1805. 
Unter  Bezeugung  des  Allerhöchsten  Beyfalls  zu  approbiren.« 


817.    Immediat-Bericht  des   Staats-Ministers   v.  Voss.    Berlin  1805  April  7 

April  7. 

R.  89.  32.  D.     Ausfertigung. 

AuPiebung  der  PhHippiner-Kongregatimi  xur  üeiligen  Margareihe  in  Posen,  die  der 
Biscliof  von  Posen  beantragt  hat. 

»Die  Philippiner  Congregation  zur  heiligen  Margaretha  in  Posen,  welche 
nach  der  Stiftung  aus  drey  Prälaten,  zwey  Canonicis  und  vier  Mansionarien 
bestehen  soll,  ist  schon  seit  einiger  Zeit  auf  zwey  Mitglieder  vermindert, 
ohne  Disciplin,  zur  Erfüllung  ihrer  fundationsmässigen  Obliegenheiten  un- 
fähig und  ihres  unzulänglichen  Numerus  wegen  selbst  nach  päpstlichen 
Grnndsäzzen  zur  Aufhebung  angethan.  Diese  hat  daher  der  Bischof  unter 
Einstimmung  des  Capitels  als  Fundator  jener  Congregation  in  Antrag 
gebracht.  Die  Seelsorge,  welche  die  Congregation  bisher  verwaltet,  würde 
der  Kathedral- Kirche  mit  beigelegt,  ihre  Kirche  subsidarisch  für  Taufen 
und  ausserordentliche  Fälle  conservirt,  die  Einkünfte  derselben,  welche 
jährlich  1002  Thaler  beti-agen,  würden  aber  halb  zur  Besoldung  und  Ver- 
besserung des  Untern  Clerus  bey  der  Kathedral-Kirche  und  halb  zur  Ver- 


1)  Cfr.  No.  783. 
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}^  „  stüi-kun?  des  Hospital-Fonds  für  abgelebte  Pfarrer,  einer  nützlichen,  für  das 
Bedttrfniss  der  bischöflichen  Diöces  aber  nicht  genungsam  dotu'ten  Stiftung, 
verwendet  werden  können.«   .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 
»Approbirt.« 

April  13  Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1805  April  13. 

K.  b!).    Minuten  des  Cabiuets;  Abschrift  in  K.  89.  32.  D. 


April  7         818.   Eingabe  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs  von  Breslau 
(an  das  Cabinets-Mlnisterium).    Berlin  1805  April  7. 

R.  16.  B.  165.  a.    AusfertigTing,  gez.  Joseph  Fürst-Bischof  von  Breslau. 

Die  Zuziehung  des   Oeneral-Vikariat- Amtes  bei  Einräumung  katholischer  Kirchen 
an  protestantische  OemeindenA) 

Dankt  für  die  Cabinets-Ordre  vom  23.  März  1805  2):  .  .  .  »Für  diese 
Allergnädigste  Resolution,  die  mir-  neues  Leben  einflösst,  statte  ich  den 
AUerunterthänigsten  Dank  ab.  Indessen,  da  schon  so  viele  Commissionen 
in  dieser  Angelegenheit  ohne  Zuziehung  eines  Commissarii  von  meiner  Seite 
sind  abgehalten  worden,  ausser  dass  die  Pfarrer  die  Verzeichnüsse  des 
Kirchenvermögens  und  ihi'er  Einkünfte  den  Königlichen  Commissariis  vor- 
legen mussten,  und  die  diessfälligen  Untersuchungs-Acten  E.  K.  M.  zur  Aller- 
höchsten Decision  bereits  werden  vorgelegt  worden  seyn:  so  bitte  ich  .  .  . 
verfügen  zu  lassen,  damit,  ehe  eine  solche  Kirche  mit  ihren  Realitäten  den 
Protestanten  zur  freien  Disposition  eingeräumt  wird,  mir  davon  Nachricht 
gegeben  würde,  um  nach  der  mir  .  .  .  ertheilten  Erlaubnüss  mich  an  E.  K. 
M.  .  .  .  wenden  zu  können. 

Meine  Amtspflicht  und  meine  ungeheuchelte  Treue  an  E.  K.  M.  ver- 
bindet mich  .  .  .  anzuzeigen,  dass  diese  Kirchen,  welche  von  den  Prote- 
stanten in  Anspruch  genommen  werden  und  von  welchen  es  heisst,  dass 
sie  vormals  katholisch  gewesen,  ursprünglich  katholisch  und  seit  1654  bis  auf 
heute  noch  in  katholischen  Händen  sind;  und  dass  nach  einer  mir  gemachten 
Anzeige  noch  mehrere  protestantische  Gemeinden  in  den  Wirthshäusern 
zusammenkommen  und  bei'athschlagen,  auf  was  für  Art  und  Weise  sie  die 
katholischen  Kirchen  mit  ihren  Realitäten  erhalten  und  dieses  Eigenthum 
der  Katholicken  an  sich  ziehen  könnten. 

Auf  E.  K.  M.  ...  Befehl  vom  14.  Februar  d.  J.^)  und  nach  meiner 
beständige  Fürsorge  und  Denkungsart  habe  ich  bereits  mein  General-Vicariat- 
Amt  angewiesen,  den  Pfarrern  in  den  Gebürgsgegenden  nachdrücklichst 
einzuschärfen,  damit  sie  ihre  Gemeinden  zui*  Duldsamkeit  gegen  ihre  prote- 


1)  Cfr.  No.  822.  2)  No.  809. 

3j  No.  794. 
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stantischen  Brüder,  zur  Kühe  und  zui*  heiligsten  Erfüllung  der  Allerhöchsten    J^^f^ 
Verfügungen  ermahnen  uiul  sich  selbst  darnach  verhalten. 
Ich  ersterbe  in  unverbrüchlichster  Treue«   etc. 


Cabinets-Ordres    an  Voss   und   an   Keck   und  Hardenberg   s.  unter  April  9 
dem  1.  April  1805,  No.  813. 


819.   Immediat-Berlcht  der  Staats-Minister  Graf  Hoym  und  v.  Massow.    April 
Berliu  und  Breslau  1805  April  10  und  14. 

K.  S9.  30.  G.  Ausfertigung. 

lieber  »das  Gesuch  der  Oemeinden  Eabischau  und  Haine  im  Loeiccnbergschcn  Kreise 
Schlesiens  vom  11.  Xovembris  1804  tcegcn  Zurückgabe  der  katholischen  Kirche  und 

Wicdemuth.*  *) 

»Euer  Majestät  haben  .  .  .  geruhet,  uns  das  anbei  zurückgehende 
Original-Gesuch  der  Gemeinden  zu  Rabischau  und  Ilaine  vom  11.  Novembris 
1804  um  Zurückgabe  der  katholischen  Kirche  nebst  Zubehör  in  Gnaden 
zuzufertigen  und  unsern  Bericht  darüber  zu  erfordern. 

Nachdem  wir  durch  das  Breslausche  Ober-Consistorium  diese  Sache  mit 
Zuziehung  sämtlicher  Interessenten  haben  näher  untersuchen  lassen  und  der 
vollständige  Bericht  dieses  Collegii  an  uns  eingegangen,  so  verfehlen  wir 
nunmehro  nicht,  E.  M.  folgendes  .  .  .  anzuzeigen: 

Die  Zeit  der  Erbauung  der  katholischen  Kirche,  deren  Zurückgabe  die 
Gemeinden  gegenwärtig  verlangen,  fällt  in  das  graue  Alterthum  und  es  hat 
nicht  ausgemittelt  werden  können,  ob  sie  von  der  evangelischen  Gemeinde 
oder  dem  katholischen  Patron  gebauet  worden.  An  der  Decke  der  Kirche 
stehet  der  Vermerk:  '1568  gebaut'.  Hieraus  schliesst  die  Gemeinde,  welche 
damals  schon  notorisch  der  evangelischen  Religion  zugethau  gewesen,  dass 
ihre  Vorfahren  solche  erbauet  haben  müssten.  Dagegen  behauptet  der 
Patron,  dass,  nach  der  Aehnlichkeit  der  Geschichte  aller  Patronat-Kirchen 
in  Schlesien  zu  schliessen,  diese  Kirche  lediglich  aus  den  alleinigen  Ver- 
mögenskräften der  Patronen  gebauet  und  nebst  den  Unterhaltungs- Quellen 
für  Pfarrer  und  Glöckner  gestiftet  worden.  So  viel  ist  unstreitig,  dass  diese 
Kirche  im  Jahre  1654  der  evangelisch -protestantischen  Gemeinde  gehört 
und  dass  sie  den  25.  Febniarii  1654  der  evangelischeu  Gemeinde  weg- 
genommen und  dem  katholischen  Ordens-Geistlichen  Joachim  Kils  von  der 
Reductions-Commission  übergeben  worden.  Hierauf  hielte  sich  die  evan- 
gelische Gemeinde  in  Ansehung  ihres  Gottesdienstes  zu  den  evangelischen 
Kirchen  in  den  Grenzdörfern  von  Sachsen. 

Wie  aber  Schlesien  in  der  Folge  der  Zeit  unter  Preussischen  Scepter 
kam,  erhielten  diese  Gemeinden  die  Erlaubniss,  sich  ein  eigenes  Bethhaus 
erbauen  zu  dürfen,  auch  einen  eigenen  Prediger  zu  halten. 


1)  Cfr.  No.  822. 

Granier,  Preussen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  23 
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l^^.  Der  Bau  dieses  Bethhauses,  die  Unterhaltung  des  Predigers  und  Schul- 

10  14  lialters,  auch  der  Bau  einer  Wohnung  für  erstem  geschähe  aus  den  alleinigen 
Kräften  beider  Gemeinden ;  Auch  kauften  sie  einige  Jahre  nachher  ein  Privat- 
haus zum  Schulhause,  wovon  sie  vermöge  eines  Abkommens  mit  der  Herr- 
schaft alle  20  Jahre  von  200  Rthlr.,  als  dem  damaligen  Kaufgelde,  10  Procent 
Laudemium  an  die  Herrschaft  entrichten.  Uebrigens  hat  die  Herrschaft  bei 
diesen  Bauten  die  Bau -Materialien  hergegeben,  auch  sonst  die  Gemeinden 
untersttizt.  Das  anfänglich  blos  hölzerne  Bethhaus  ist  schon  vor  einigen 
Jahren  baufällig  geworden  und,  da  sich  die  Gemeinden  seit  1740  um  100 
Feuerstellen  vermehrt,  das  Bethhaus  daher  füi-  diese  Gemeinden  zu  klein 
war,  so  wünschten  sie  sich,  eine  neue  massive  Barche  nebst  Thurm  erbauen 
zu  dürfen. 

Nach  vorgängiger  Untersuchung  erhielten  sie  dazu  die  Erlaubniss. 
Diese  neue  Kirche  stehet  bereits  erbauet  da  und  wird  darin  schon  evan- 
gelischer Gottesdienst  gehalten. 

Die  Baukosten  haben  8442  Rthlr.  18  Sgr.  7  Pfg.  betragen  und  inclusive 
der  hiezu  gemachten  Schulden  und  der  noch  erforderlichen  Einrichtungs- 
kosten ist  noch  ein  Deficit  von  5797  Rthlr.  vorhanden.  Das  Kirchen- Ver- 
mögen beträgt  zwar  nur  825  Rthlr  1  Sgr.  7Y2  Pfg-)  allein  die  Gemeinde, 
welche  in  Rabischau  aus  17  Bauern,  40  Gärtnern,  298  Häuslern,  26  In- 
liegern,  in  Haine  aus  58  Häuslern,  3  Inliegern  bestehet,  hat  sich  bey  Nach- 
suchung der  Erlaubniss  um  Erbauung  dieser  neuen  massiven  Kirche  ver- 
bindlich gemacht,  in  4  Jahren  die  Baukosten  zu  entrichten  und  abzuführen; 
sie  soll  auch  nach  der  Versicherung  der  Herrschaft  im  Wohlstande  seyn 
und  durch  Verkauf  der  Kirchen -Stände  sehr  leicht  in  den  Stand  gesezt 
werden  können,  die  rückständigen  Schulden  zu  berichtigen. 

Bey  Nachschlagung  des  Hypothequenbuchs  hat  sich  ergeben,  dass  etwa 
der  20.  Theil  der  Grundstücke  mit  hypothecarischen  Schulden  belastet  ist. 

Die  katholische  Kirche  hat  nach  dem  Abschluss  der  Kirchen-Rechnung 
am  31.  Decembris  pr.  2811  Rthlr.  21  Sgr.  1  Pfg.  Capital,  152  Rthlr.  1  Sgr. 
9  [Pfg.]  baaren  Bestand  gehabt. 

Die  Pfarr-Wiedemuth  hat  116  Scheffel  Aussaat.  Der  Acker  ist  ver- 
pachtet und  der  zeitige  katholische  Pfarrer,  welcher  in  Friedberg  wohnt, 
hat  hiervon  eine  jährliche  Einnahme  von  172  Rthlr.  24  Sgr.  Der  Glöckner 
daselbst  16  Rthlr.   12  Sgr,  und  1  Scheffel  2  Hetzen  Korn  als  Decem. 

Uebrigens  ist  gegenwärtig  kein  katholischer  Wirth  weder  in  Rabischau 
uoch  Haine  vorhanden,  sondern  nur  7  Familien,  welche  sich  zur  katho- 
lischen Religion  bekennen,  aber  nicht  eigentlich  als  Kirchen- Mitglieder  zu 
betrachten. 

Die  Kirche  wird  nur  alle  Jahr  einmal  am  Kirchweih -Fest  gebraucht. 
Die  evangelischen  Gemeinden  wünschen  nun  hauptsächlicli  die  Rückgabe 
dieser  Kirche  aus  dem  Grunde,  weil  sie  das  vorhandene  Vermögen  derselben 
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zur  Abtragung  ihrer  Schulden,  so  wie  die  Pfarr-Wiedemuth  zur  Verbesserung    ^     .. 
der  Einkünfte  ihrer  Kirche  verwenden  wollen.  10/14 

Wir  sind  aber  der  allerunterthänigsten  Meinung, 

das3  beide  Gemeinden  mit  diesem  ihrem  Gesuch  abzuweisen. 
Denn 

1.  Gebrauchen  sie  diese  Kirche  nicht,  da  sie  sich  ganz  kürzlich  erst 
eine  ganz  neue  Kirche  erbauet. 

2.  Wenn  sie  auch  hierauf  noch  Schulden  haben,  so  sind  sie  doch  im 
Stande,  solche  nach  und  nach  zu  berichtigen,  und  haben  sich  dazu  aus- 
drücklich bei  Ertheylung  der  Erlaubniss  zur  Erbauung  dieser  Kirche  ver- 
bindlich gemacht. 

3.  Die  Katholickeu  brauchen  zwar  diese  Kirche  jetzt  nicht  nothwendig, 
allein  der  katholische  Patron  protestirt  durchaus  gegen  deren  Ueberlassung, 
teils  weil  in  der  Folge  die  Nachkommen  sich  in  Greifenstein  niederlassen 
und  alsdenn  diese  Kirche  nothwendig  für  sich  gebrauchen  werden,  teils 
weil  auch  mehi-ere  Katholicken  sich  in  künftigen  Zeiten  dorten  ansässig 
machen  könnten. 

4.  Der  zeitige  Pfarrer  zu  Friedeberg  ist  unterm  7.  März  1800  von  der 
Glogauschen  p.  Cammer  ausdrücklich  auf  diese  Pfarrthey  angesetzet  und 
können  ihm  die  Einkünfte  der  Pfarr-W^iedemuth  nicht  entzogen  werden. 

5.  Eben  dieses  tritt  bei  dem  Glöckner  ein. 

6.  Werden  bei  den  vielen  eingekommenen  Gesuchen  dringendere  Fälle 
eintreten,  wo  die  Abtretung  der  Kirchen  an  die  Evangelischen  nothwendig 
seyn  dürfte,  dahero  es  zur  Beruhigung  der  katholischen  Religions- Parthey 
erforderlich,  da,  wo  der  Fall  nicht  dringend  ist,  dergleichen  Gesuche  von 
der  Hand  zu  weisen. 

E.  M.  ...  Entscheidung  stellen  wir  solches  indessen  .  .  .  anheim.« 


Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  7.  April  1805,  No.  817.         April  13 


820.  Das  Südpreussische  Departement  an  die  Kriegs-  und  Domainen- April  14 
Kammer  zu  Posen.    Berlin  1805  April  14. 

Gen.-Direktorinm  Südprenssen.  LXXII.  1108.    Concept,  gez.  Voss. 

Die  Unterbringung  der  in  dem  aufgehobenen  Beformaten- Kloster  xu  Posen  xurik-k- 

gehliebenen  3  Octsflichcn. 

»Die  Maasregeln,  welche  Ihr  nach  Euerm  Berichte  vom  19.  v.  M.  zur 
Unterbringung  der  zum  Dienste  der  dasigen  Cathedi'al-Kirche  aus  dem  auf- 
gehobenen Reformaten- Kloster  zurückgebliebenen  3  Geistlichen  in  schon 
vorhandenen  Wohnungen  in  der  Nähe  ihrer  Kirche  genommen  habt,  sind 
ganz  zweckmässig,  und  es  wäre  nur  zu  wünschen,  dass  sie  bessern  Erfolg 
gehabt  hätten. 

23* 
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1805  DQy  ^ubau    einer   eigenen   Wohnung   für    diese    3    Geistliche   bei   der 

Anril  l*! 

Kirche    des   eingezogenen  Klosters  ist  .  .  .  unzulässig,    und   eben  so  wenig 

kann  die  von  dem  Bischof  Grafen  von  Raczynski  vorgeschlagene  Unter- 
bringung derselben  in  dem  ehemaligen  Keformaten-Kloster,  jetzigen  Semi- 
nario,  gestattet  werden. 

Wenn  daher  der  Orden  die  ihm  vorgeschlagenen  Gelegenheiten  zur 
Unterbringung  der  gedachten  Geistlichen  durchaus  nicht  benutzen  will,  als 
weshalb  Ihr  eine  nochmalige  Rücksprache  zu  veranlassen  habt,  so  wird 
freilich  nichts  anders  übrig  bleiben,  als  ihm  nach  Euerm  Vorschlage  zu 
überlassen,  selbige  selbst  irgendwo  einzumiethen,  doch  habt  Ihr  auch  auf 
diesen  Fall  nach  Möglichkeit  behülflich  zu  sein. 

Wir  tragen  Euch  auf,  hiernach  das  Nötige  zu  verfügen,  auch  vom  Er- 
folge Bericht  zu  erstatten,  und  bemerken  übrigens,  dass  Wir  dem  Bischof 
von  Posen,  Gr.  v.  Raczynski,  von  diesem  Beschluss  Nachricht  gegeben  haben. « 

Der  Reformaten- Orden  hatte  sich  unterm  2.  März  1805  beschwert: 
»wegen  nicht  erfolgter  Anweisung  von  Wohnungen«. 

Die  drei  Geistlichen  wurden  schliesslich  doch  noch  »in  ihrem  zum 
Schullehrer- Seminario  eingeräumten  ehemaligen  Kloster«  untergebracht. 

Rescript  an  die  Posensche  Kammer  d.  d.  1805  September  17. 

a.  a.  0. 

April  16        821.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1805 
April  16. 

R.  S9.  32.  D.    Ausfertigung. 

Die  Besetxwig  der  Dompropstei  xu  Onesen  durch  den  Domherrn  v.  Wolicki. 

»E.  K.  M.  beabsichten  nach  .  .  .  Cabinets-Ordi'e  vom  8.  d.  M.  dem  von 
dem  Erzbischof  von  Gnesen,  Grafen  v.  Raczynski  i),  empfohlenen  DomheiTu 
V.  Wolicki  von  den  erledigten  Dom-Propsteien  zu  Posen  und  Gnesen  die- 
jenige zu  verleihen,  welche  ihm  am  meisten  conveniren  wird. 

Ich  Avar  eben  im  Begrif,  wegen  dieser  Vakanzen  und  wegen  der  durch 
Tod  erledigten  Propstei  des  Kollegiat- Stifts  in  Lenczyc  meine  Vorschläge 
.  .  .  vorzulegen,  und  glaubte  dabei  den  p.  von  Wolicki  zu  keiner  dieser 
Propsteien  proponiren,  sondern  nur  auf  andre  Weise  berücksichtigen  zu  dürfen. 

In  den  protestantischen  Provinzen  haben  Domstifter  und  ihre  Vor- 
steher nur  mit  der  Verwaltung  ihrer  eigenen  Privatangelegenheiten  zu  thun 
und  berühren  insofern  den  Staat  nicht.  Allein  in  den  katliolischeu  Provinzen 
sind  sie  die  Kollegien  und  Rathgeber  der  Bischöfe  und  diese  gehören  nicht 
blos  dem  weltlichen,  sondern  auch  einem  auswärtigen  geistlichen  Arm  an; 
sie  nehmen  an  der  öffentlichen  Verwaltung  Anteil  und  können  bei  hierarchi- 


Ij  In  der  Cabinets-Ordre  vom  gleichen  Datum  (8./IV.)  an  den  Erzbischof  heisst 
es:  »Die  iu  Ihrem  Schreiben  vom  4.  d.  M.  geäusserten  guten  Gesinnungen  sind 
Mir  besonders  angenehm  gewesen,  und  verdienen  Meinen  Beyfall.«  etc. 
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sehen  Gesinnungen  damit  in  Kollision  treten.  Sehr  wesentlich  und  rathsam  .  ^^P'^ 
ist  es  daher,  an  die  Spitze  dieser  Stifter  solche  Pröpste  zu  stellen,  die 
ausser  allem  Zweifel  der  Landesregierung  ergeben  sind,  zu  ihren  Zwecken 
treu  mitwirken  und  hierunter  mit  einem  aufgeklärten  Bischof  übereinstimmen. 
Mit  Ueberzeugung  kann  ich  dies  von  dem  p.  v.  Wolicki  keineswegs 
versprechen.  Er  war  seither  Official  des  Grafen  Raczynski  als  Bischofs 
von  Posen  und  hat  sich  dabei  zwar  als  ein  geschickter,  thätiger  Mann, 
zugleich  aber  oft  so  störrisch  als  katholischer  Geistlicher  gegen  die  Kammer 
gezeigt,  dass  er  nicht  blos  von  ihr,  sondern  selbst  von  mir  zurechtgewiesen 
werden  muste.  Am  wenigsten  würde  er  mit  diesen  Gesinnungen  und  mit 
seinem  Feuer  zum  Propst  des  Posenschen  Kapitels  sich  eignen,  wo  er  mit 
dem  Domherrn  v.  Miaskowski,  welcher  als  verdächtig  einer  Teilnahme  an 
der  Insurrection  sich  den  erlittenen  Arrest  in  Ctisti-in  und  Glogau  zur  Strafe 
anrechnen  lassen  muste,  zusammentrift  und  mit  dem  künftigen,  sehr  auf- 
geklärten Bischof  V.  Malczewski  nicht  harmoniren  würde ;  daher  auch  dieser 
ihn  nicht  zum  Propst  zu  erhalten  wünscht.  Eher  würde  er  für  das  Gnesen- 
sche  Domkapitul  passen,  welches  durch  seinen  bisherigen  Dompropst,  Bischof 
V.  Malczewski,  sowohl,  als  durch  seine  Mitglieder  ganz  der  Landesregierung 
angehört.«   .  .  . 

Die  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1805  April  25,  überträgt  die  April  25 
Dom-Propstei  zu  Gnesen  dem  Wolicki,  weil  »die  von  ihm  bisher  in  Geist- 
lichen Dingen  bewiesene  Störrigkeit  gegen  die  Verfügungen  der  Cammern 
und  des  Departements  am  besten  durch  Beweise  des  Vertrauens  gemildert 
und  derselbe  dadurch  ganz  für  die  Absichten  der  Regierung  gewonnen 
werden  kann.« 

R.  89.    Minuten  des  Cabinets. 


822.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Mlnister  Graf  Hoym  und  v.  Massow.  April  18 
Potsdam  1805  April  18. 

B.  4(i.  B.  165.  a.    Ausfertigung. 

Wegeil  der  Katholischen  Kirche  xu  Rabischau;  allgemeine  Orundsätxe  über  die  Ueber- 
lassung  katholischer  Kirchen  an  rein  evangelische  Gemeinden  in  SchlesienJ) 

»Da  die  Gemeinden  zu  Rabischau  und  Haine  im  LöAvenbergischen  Kreise, 
über  deren  Gesuch  um  Zurückgabe  der  katholischen  Kirche  nebst  Wiede- 
muth  Ihr  unterm  10*  und  14*"  d.  Mt.  berichtet  habt,  eine  eigene  neugebaute 
protestantische  Kirche  besitzen,  folglich  der  katholischen  Kirche  nicht  be- 
dürfen, so  ist  es  nicht  nöthig,  dieselbe  Ihnen  einzuräumen.  Da  aber  Letzere 
auch  füi'  die  Katholischen  nicht  nöthig  ist,  weil  kein  einziger  katholischer 
Wirth  in  beyden  Dörfern  sich  befindet  und  die  Möglichkeit,  dass  künftig 
ein   katholischer   Guths-Besitzer   dort   wohnen    könne,    die    Fortdauer   eines 


1)  Cfr.  No.  819  und  823. 
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^^^     katholischen,    im   Grunde   durch   sich   selbst   aufgelöseten  Kirchen- Systems 
^^'       nicht  rechtfertigen  kann :  so  muss  dieses  System  sogleich  aufgelöset  werden. 
Dem  zufolge 

1.  kann  die  katholische  Kirche  geschlossen  und  das  Vermögen  der- 
selben nebst  der  Pfarr-Wiedemuth 

2.  dem  Protestantischen  Kiixhen-Systeme,  jedoch  dergestallt  bey- 
gelegt  werden,  dass  der  zeitige  Pfarrer  und  Glöckner  die  bisher  davon 
gehabte  Einnahme  auf  ihre  Lebenszeit  behalten. 

3.  Alle  Abgaben  und  Pflichten  der  Protestantischen  Gemeinde-Mitglieder 
in  Rücksicht  der  katholischen  Kirche,  Pfarr-  und  Schulgebäude,  müssen 
cessiren  und  in  so  weit,  als  sie  nicht  bisher  schon  doppelt  an  die  Prote- 
stantische und  katholische  Kirche  entrichtet  wurden,  an  die  Protestantische 
Kirche  und  Schule  übertragen  werden. 

4.  Was  an  solchen  Gaben  und  Pflichten  dem  Pfarrer  und  Kirchen- 
dienern als  Gehalt  oder  Emolumente  gebührte,  soll  denselben  noch  auf  Ihre 
Lebenszeit  enti'ichtet  werden,  nach  ihrem  Abgange  aber  dem  protestantischen 
Pfarrer  und  Kirchendienern  zufallen  oder  dem  Befinden  der  Umstände  nach 
cessiren. 

5.  Endlich,  wenn  der  zeitige  katholische  Pfarrer  und  Kirchendiener  mit 
Tode  abgehen,  müssen  ihre  Stelleu  nicht  wieder  besezt  und  ihre  Einkünfte 
entweder  zum  Kirchen-  und  Schul-Vermögen  geschlagen,  oder  zu  Verbesserung 
der  Protestantischen  Kirchen-  und  Schuldiener  bestimmt  werden. 

Ich  gebe  Euch  auf,  hiernach  das  weiter  Erforderliche  zu  veranlassen 
und  in  allen  ähnlichen  Fällen,  wenn  sich  Gemeinden  mit  solchen  Gesuchen 
an  Euch  oder  an  Mich  wenden  und  Ich  Euch  die  Vorstellungen  remittiren 
lasse,  nach  vorgängiger  Untersuchung,  wobey  das  General- Vicariat-Amt  zu- 
zuziehen ist,  zu  verfahren.  Wegen  des  in  allen  ähnlichen  Fällen  zu  be- 
obachtenden Verfahrens  will  Ich  hierdurch  annoch  generaliter  zu  Eurer 
Richtschnui-  festsetzen : 

a)  dass,  wenn  Patron  und  Gemeinde  über  die  Auflösung  des  katholi- 
schen Ku'chen-Systems  einig  sind,  dieselbe  unbedenklich  zu  bewilligen. 

b)  Wenn  aber  der  Patron  widerspricht  und  derselbe  in  dem  Orte 
wohnet,  so  soll  dem  einseitigen  Antrage  der  protestantischen  Gemeinde  auf 
Einräumung  der  katholischen  Kirche  und  ihres  Vermögens,  wenn  auch  kein 
einziger  Wirth  in  der  Gemeinde  katholisch  seyn  sollte,  niemals  nachgegeben, 
vielmehr  so  lange,  bis  der  Patron  einwilliget,  alles  beym  Alten  gelassen 
und  die  Gemeinde  nur  von  den  Gaben  und  Pflichten  zur  Unterhaltung  des 
katholischen  Kirchen-Systems,  jedoch  dergestallt  dispensirt  werden,  dass  die 
Geistlichen  und  Schuldiencr  ihr  Einkommen  auf  Lebenszeit  behalten  und 
solches  nach  ihrem  Tode  erst  den  Protestantischen  Geistlichen  und  Schul- 
lehrern zufalle. 

Von  diesen  Grundsätzen,  welche  als  Regel  dienen  sollen,  werde  Ich  nur 
aus  ganz  überwiegenden  Gründen,  die  das  General-Vicariat-Amt  etwa  nach- 
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weisen  mögte,   Ausnahmen  gestatten,   mache  es  Euch  aber  zur  Pfllclit,  bey  .  ^^^,„ 
T  l        ,,  April  18 

Anwendung  derselben   mit   der   grössten   Sorgfalt,   Mässigung  und  Klugheit 

zu  Werke  zu  gehen,  damit  Meine  auf  ächte  Christliche  Toleranz  gerichteten 
Absichten  nicht  in  ein  gehässiges  Licht  gestellt  werden  können.  Wenn  Ihr 
es  zu  dem  Ende,  wie  Ich  immer  geneigter  werde  dafür  zu  halten,  für  ge- 
rathener  achten  solltet,  diese  Grundsätze  zur  allgemeinen  Richtschnur  öffent- 
lich bekannt  zu  machen,  so  habe  Ich  nichts  dagegen,  dass  Ihr  solche  in 
ein  Regulativ  zusammenfasset  und  Älir  dasselbe  zur  Vollziehung  einreichet. 
Bis  dahin  aber  muss  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  beendigter  Untersuchung 
Meine  Genehmigung  eingeholt  werden,  ehe  zur  Ausführung  geschritten 
werden  darf.« 

823.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Graf  Hoym  und  v.  Massow.  April  20 
Potsdam  1805  April  20. 

R.  4t;.  B.  1G5.  a.    Ausfertigung. 

Orundsätxc  hei  der  Uebeiiassung  katholischer  Kirchen  an  protestantische  Gemeinden 

in  Schlesien. 

»Mit  Bezug  auf  Meine  ordre  vom  18.  d.  M.i),  worin  Ich  die  Grundsätze 
aufgestellt  habe,  welche  bei  Prüfung  der  vielen  einkommenden  Gesuche 
Protest.antischer  Gemeinden  in  Schlesien  um  Einräumung  katolischer  Kirchen 
beobachtet  werden  sollen,  übersende  Ich  Euch  die  anliegenden  Vorstellungen 

1.  der  Gemeinde  zu  Ober-  und  Nieder- Woitsdorff^j^ 

2.  des  Grafen  v.  Reedern  und  der  Gemeinde  Kroischwitz'^), 

3.  der  Gemeinde  zu  Bärsdorff, 

4.  der  Gemeinde  zu  Peterwitz,  und 

5.  des  Dominii  und  der  Gemeinden  zu  Goglau,  Käntschen,  Weiskirsch- 
dorff  und  Bergthal, 

um  hierauf  in  Gemässheit  jenes  Befehls  die  nähere  Untersuchung  einzuleiten 
und  die  Supplicanten  vorläufig  darüber  zu  bescheiden.  Da  Ich  aber  aus 
der  Vorstellung  ad  5  ersehen  habe,  dass  die  Dominia  nicht  immer  das 
Patronatrecht  haben,  so  will  Ich  Euch  zur  Vermeidung  alles  Missverstandes 
eröfnen,  dass,  was  Ich  in  der  ordre  vom  18.  d.  M.  von  den  Patronen  ge- 
sagt habe,  eigentlich  die  Dominia  betreffen  soll.« 


824.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.     Berlin  1805  April  23 
April  23. 

R.  89.  5S.  L.    Ausfertigung. 

Das  Kollegiat- Stift  St.  Moritx  vor  Hildesheim  und  seine  Aufhebung.*] 
»Ohnweit  von  dem  Dammthore  vor  Hildesheim  ist  auf  dem  sogenannten 
Moritz-Berge    das   Collegiat- Stift    St.  Moritz    belegen.     Nachdem    von    der 

1'  No.  822.  2;  Bei  Gels. 

3)  Bei  Schweidnitz,  ebenso  die  im  folgenden  genannten  Dörfer. 

4)  Cfr.  No.  879. 
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1805  Kammer  zu  Ilalberstadt  die  Verhandlungen  über  den  Vermögensbestand 
und  die  Ijisherige  kapitnllariscbe  Verfassung  desselben  eingesandt  worden, 
so  nehme  ich  keinen  Anstand,  E.  K.  M.  jezt  darüber  .  .  .  Vortrag  zu  thun. 

Es  ist  dieses  Stift  in  dem  Jahre  1068  von  dem  Bischof  Hezillo  ge- 
stiftet worden  und  besteht  gegenwärtig,  einschliesslich  eines  Dechanten, 
Scholasters  und  Kantors,  aus  14  Kapitularen,  von  welchen  zum  Behuf  der 
Qualification  nichts  weiter  als  der  Beweis  der  rechtmässigen  Geburt  bis 
zum  vierten  Grad,  des  erreichten  21jährigen  Alters  und  des  erhaltenen 
Diakonats  erfordert  werden. 

Der  jährliche  Revenuen-Erti'ag  des  Stiftes 

ist  auf 17100  Rthlr.  22  Mg.  —  Pf. 

veranschlagt,  und  die  Ausgaben  davon  auf.    .      2611      »      12     »       3    » 
ausgemittelt  worden,  so  dass  ein  Ueberschuss  von  14489  Rthlr.    9  Mg.     5  Pf. 
verbleibt,  wobei  in  Ansehung  der  Getreidepächte  ein  30jähriger  Fraktions- 
Preis,  in  Ansehung  der  Nutzung  von  liegenden  Gründen  und   Zehnten  die 
Icztere  Nutzung  nach  sechsjährigen  Durchschnitten  angenommen  worden. 

Es  ist  kein  Grund  vorhanden  dieses  Collegiat-Stift  bestehen  zu  lassen, 
jedoch  aber  auch  für  jezt  nicht  anräthlich,  solches  aufzuheben,  weil  Fiskus 
sodann  die  Administration  würde  übernehmen,  die  Kosten  derselben  tragen 
und  den  einzelnen  Canonicis  ihre  ^lo  des  vollen  bisherigen  Einkommens 
nach  dem  §  64  des  Reichs-Deputations-Beschlusses  vom  25.  Februar  1803 
berechnen  müssen.  Es  scheint  daher  für  den  Fiskus  vorteilhafter  zu  sein, 
das  Collegiat-Stift  zum  successiven  Aussterben  unter  der  gehörigen  Bestim- 
mung der  wirklichen  Einnahme  eines  jeden  Mitgliedes,  und  unter  der  sich 
von  selbst  verstehenden  Bedingung,  dass  alle  vakant  werdende  Präbenden 
dem  Fisco  anheim  fallen  und  dieser,  wenn  er  gleich  die  unterste  Präbende 
erhält,  doch  sogleich  nach  Ablauf  des  Deservit-Jahres  für  einen  die  Resi- 
denz wirklich  angetretenen  Kanonikus  gehalten  werde,  mithin  zum  völligen 
Genuss  der  Präbende  gelange,  bis  zu  jenem  Zeitpunkt  bestehen  zu  lassen, 
wo  es  Fiskus  vorteilhafter  erachtet,  die  Administration  des  Stiftischen  Ver- 
mögens selbst  zu  übernehmen  und  den  alsdann  noch  vorhandenen  Kapitu- 
laren ihre  '^/jo  zu  verabreichen,  bis  dahin  aber  die  bisherige  Stifts- Verfassung 
unter  denjenigen  Modifikationen  fortdauern  zu  lassen,  welche  ich  jezt  näher 
.  .  .  vortragen  werde.  Um  dabei  einen  Leitfaden  zu  haben,  füge  ich  Ab- 
schrift des  Protokolles  vom  5.  October  vorigen  Jahres  .  .  .  bei,  worin  die 
bisherige  Verfassung  dieses  Stiftes  vollständig  auseinander  gesezt  worden  ist.  ^) 

1.  Nach  dem  §  13  dieses  Protokolls  ist  dieses  Stift  ein  aus  14  Prä- 
benden bestehendes  Capitulum  clausum,  das  heisst  ein  solches,  wo  alle 
Präbenden  gleich  besezt  werden  und  deren  Anzahl  nie  überschritten  werden 
darf,  und  Domiccllaren  bei  demselben  sind  nur  diejenigen,  die  nicht  wegen 
ihrer  sonstigen  Qualification,  sondern  wegen  der  in  den  Statuten  liegenden 


1)  Das  Protokoll  umfaset  23  Folio-Seiten. 
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temporellon  Impedimento  die  Residenz  noch  nicht  haben  antreten  und  zum  a  m^oo 
Genuss  der  Präbende  gelangen  können.  Von  diesen  sogenandten  Domicel- 
laren  sind  nur  zwei  bei  dem  Stifte  vorhanden.  ...  Da  selbige  bereits  vor 
der  Besiznahme  ein  wohlerworbenes  Recht  auf  den  vollständigen  Genuss 
ihrer  Präbende  erhalten  haben,  so  leidet  es  hiernach  sowohl,  als  nach  den 
von  E.  K.  M.  bereits  bei  dem  Dom-Kapitul  genehmigten  Bestimmungen  kein 
Bedenken, 

dass  die  beiden  Domicellaren  .  .  .  nach  cessirenden  statutenmässigen 
Impedimenten  ihre  Residenz  wirklich  antreten  und  so  mit  zum  wirk- 
lichen völligen  Genuss  ihrer  Präbenden  gelangen  können. 
2.  Hat  das  Stift  nach  dem  §  4  ausser  dem  Recht  der  Landstandschaft, 
welches  jezt  von  selbst  wegfällt,  folgende  Vorzüge  und  Freiheiten  gehabt,  als 

1.  Die  Immunität  für  sich  und  seine  Hintersassen,  nemlich  die  Be- 
wohner des  Berg-Flekkens,  von  aUen  Abgaben  des  onerablen  Standes  und 
von  den  Accise-Abgaben  zur  Landes-Kasse. 

2.  Die  Civil-Gerichtsbarkeit  über  diese  Hintersassen,  welche  bei  jedes- 
maliger Besetzung  der  Dechanei  den  Eid  der  Treue  leisten  müssen. 

3.  Das  Recht  Krug-,  Krämer-  und  Handwerks-Concessionen  und  den 
Juden  Beiwohnungsrechte  zu  ertheilen,  dessen  Ausübung  jedoch  dem  Stifte 
seit  der  Besiznahme  untersagt  worden. 

4.  Das  Recht  von  seinen  Hintersassen  Schutzgeld,  Accise  vom  Bier, 
Wein  und  Brandwein,  Concessions-  und  Juden-Beiwohuungsgelder  zu  erheben, 
auch  diejenigen  Steuern,  wozu  das  Stift  selbst  als  exemtes  Corpus  ver- 
pflichtet gewesen,  auf  seine  Hintersassen  zur  Halbscheid  anzulegen. 

5.  Das  Recht  der  Brauerei  zur  eignen  Consumtion  unbestritten,  zum 
feilen  Verkauf  aber  besti-itten,  oder  wenigstens  nicht  ausgeübt,  und 

6.  Das  Recht  der  Brandweinbrennerei:  welche  auch  von  den  Einwoh- 
nern des  Berg-Flekkens  beti-ieben  werden  kann. 

Ursprünglich  hat  dieser  Bergflecken  zu  dem  platten  Lande  und  beson- 
ders zu  dem  Amte  Steuerwald  gehört,  welches  auch  die  Criminal-.Turisdiction 
darinn  ausgeübt  hat.  In  der  Zeitfolge  haben  sich  darin  einige  Krämer  und 
Professionisten,  obwohl  mit  Widerspruch  der  Stadt  Hildesheim  angesezt,  und 
weil  leztere  sich  gegen  ihren  vorigen  geistlichen  Fürsten  immer  als  eine 
freie  Kreisstadt  angesehen  und  sich  darnach  gegen  das  übrige  Land  benom- 
men hat,  so  hat  man  dieselbe  ihre  sich  angemasste  Exemtion  vorzüglich 
dadurch  empfinden  lassen,  dass  man  die  Vermehrung  des  Städtischen  Ge- 
werbes in  diesem  Flecken  durch  Ansetzung  von  Kaufleuten,  Krämern,  Pro- 
fessionisten lind  Handwerkern  beförderte  und  es  dadurch  so  weit  gebracht 
hat,  dass  die  Bewohner  des  Bergfleckens  einen  sehr  grossen  Teil  der  städti- 
schen Nahrung  und  des  bürgerlichen  Gewerbes  zum  Nachteil  der  Stadt 
an  sich  gezogen  haben,  so  dass  dieser  Bergflecken  als  eine  Vorstadt  von 
Hildesheim  anzusehen  ist.  Dies  hat  daher  die  Veranlassung  gegeben,  dass 
mit  dem  1.  July  v.  J.  die  Accise  in  diesem  Flecken  in  ihrem  ganzen  Umfange 


362 


Urkunde  No.  824. 


1805  eingeführt  und  darin  ein  Accise-Amt  etablirt  worden  ist.  Da  die  Be- 
wohner dieses  Flckkens  also  der  öflentlichen  Besteuerung  unterworfen  sind, 
so  ist  es  Sclbstfolge,  dass  nunmehr  die  Abgaben,  welche  sie  von  ihrer 
Nahrung  und  ihrem  Gewerbe  an  das  Stift  bisher  entiichtet  haben,  als : 
Schutzgeld,  die  Accise  vom  Bier,  Wein  und  Brandwein,  aufhören,  die  Con- 
cessions-  und  Juden -Bei wohnungsgelder  zu  der  Landesherrlichen  Kasse 
übergehen,  auch  das  Recht  des  Stiftes,  diejenigen  Abgaben,  wozu  dasselbe 
als  exemtes  Corpus  selbst  verpflichtet  gewesen,  auf  diese  Hintersassen  zu 
repartiren,  wegfallen  müssen.  Indem  nun  die  Bewohner  des  Bergfleckens 
in  Ansehung  ihrer  Nahrung  und  Gewerbe  gleich  den  Einwohnern  der  Stadt 
Hildesheim  besteuert  werden,  so  folgt  daraus,  dass  sie  auch  mit  diesen 
gleiche  bürgerliche  Rechte  geniessen  müssen.  Daher  ist  es  nothwendig, 
dass  die  Kaufleute,  Ki'ämer,  Handwerker  und  Professionisten  den  Städtischen 
Gilden  und  Innungen  inkorporirt  werden.  Und  eben  diese  Incorporation 
macht  es  durchaus  nothwendig,  dass  der  Bergflecken  sowohl  in  Polizeilicher 
Hinsicht,  als  in  Ansehung  der  Rechtspflege  des  nicht  exemten  Standes,  der 
Jurisdiction  des  Magistrats  untergeordnet  werde,  mithin  von  nun  an  das 
Recht  des  Stiftes  wegfalle,  Krug-,  Krämer-  und  Handwerks-Concessionen 
zu  ertheilen.  Bei  diesen  Verhältnissen  muss  ich  daher  .  .  .  darauf  antra- 
gen, dass 

1.  der  Bergflecken  für  eine  Vorstadt  von  Hildesheim  erklärt,  den  Bür- 
gerliche Nahrung  und  Gewerbe  treibenden  Einwohnern  mit  den  Bürgern 
der  Stadt  gleiche  Rechte  und  Vorteile  eingeräumt  und  sie  zu  dem  Ende 
den  Gilden,  Zünften  und  Innungen  inkorporirt,  auch  der  ganze  Berg-Flecken 
mit  allen  seinen  Einwohnern  nach  den  Bestimmungen  des  Theil  1  Tit.  2 
der  Allgemeinen  Gerichts-Ordnung  vom  Gerichtsstande  in  Ansehung  der 
Gerichtsbarkeit  resp.  dem  Magistrat  und  der  Hildesheimschen  Regierunga- 
Deputation  untergeordnet  und  daher  alle  Civil-Gerichtsbarkeit  des  Stiftes 
aufgehoben  werde; 

2.  die  Befreiung  desselben  von  der  Accise-Abgabe  wegfalle; 

3.  das  Recht,  Krug-,  Krämer-  und  Handwerks-Concessionen,  so  wie  den 
Juden  Beiwohnungsrechte  zu  erteilen,  aufhöre; 

4.  das  Recht,  von  seinen  vormaligen  Hintersassen  Schutzgeld,  Accise 
vom  Bier,  Wein  und  Brandwein  zu  erheben,  so  wie  die  Steuern,  wozu  das 
Stift  als  exemtes  Corpus  selbst  verpflichtet  gewesen,  auf  seine  Hintersassen 
einzulegen,  wegfalle; 

5.  demselben  das  Recht  der  Brauerei  zur  eigenen  Consumtion  gegen 
Entrichtung  der  Accise-Abgaben  zu  belassen,  zum  feilen  Verkauf  aber,  so  wie 

6.  das  Recht  der  Brandweinbrennerei  nach  Befinden  der  Umstände 
gänzlich  aufzuheben. 

Wegen  der  bisher  ausgeübten  Gerichtsbarkeit  werde  ich  in  der  Folge 
das  Nähere  berühren. 


' 
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3.  Sind  bei  dem  Stifte  bisher  fünf  Difirnitarien,  worunter  zwei  Präliiten,  .  ^  .,  -,„ 

"  '  '  April  23 

nemlich  der  Propst  und  Dechant,  gewesen. 

a)  mit  der  ersten  Dignität  des  Propstes  hat  es  die  Bewandnis  gehabt, 
dass  die  Propstei  bis  1585  in  jedem  Monat  von  dem  Riimischen  Hofe  ver- 
geben worden  ist,  der  damalige  Propst,  Kurfürst  Ernst  zu  Colin  und  Bischof 
zu  Hildesheim,  aber  die  Propstlichen  Gilther  den  sich  in  der  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts  zu  Hildesheim  etablirten  Jesuiten  überlassen,  die  Pröpst- 
lichen Gerechtsamen   hingegen  für  sich  und  seine  Nachfolger  reservirt  hat. 

Durch  die  Bulle  des  Papstes  Paul  V.  vom  11.  Januar  17G2  sind  darauf 
dem  Jesuiter-Collegio  die  Einkünfte  der  Propstei,  mit  Ausnahme  der  Juris- 
dictions-Früchte,  unter  der  Bedingung  beigelegt,  alle  den  Pröpsten  obliegende 
Lasten  und  Ausgaben  davon  zu  leisten,  dabei  auch  festgesezt,  dass  die 
kanonisch  erwählten  Bischöfe  zu  Hildesheim  fernerhin  beständig  Pröpste 
des  Moriz-Stiftes  sein  sollen,  und  es  beschränken  sich  daher  die  Rechte  des 
Propstes : 

1.  auf  die  Bestätigung  des  ihm  von  dem  Stifte  präsentirten  Gerichts- 
Vogts, 

2.  auf  die  CoUation  der  Scholasterey,  Thesaurie,  Kantorei  und  6  Oble- 
gien  an  Stifts-Mitglieder, 

3.  auf  die  Collation  der  Pfarre  zu  Bierbergen  und 

4.  auf  die  Bestätigung  des  ihm  von  dem  Stiftsgerichtsvogt  präsentirten 
Vicarii  praepositi. 

Da  nach  dem  §  35  des  Haupt-Reichs-Deputations-Beschlusses  dieses 
Stift  mit  allen  seinen  Gütern  E.  K.  M.  freien  und  vollen  Disposition  unter- 
worfen worden,  so  ist  solches  schon  jezt  füi"  sekularisirt  zu  achten,  wenn 
es  gleich  einstweilen  bis  zum  Aussterben  noch  fortdauern  sollte,  und  es 
gehört  daher  der  abgetretene  Fürstbischof  wegen  seiner  bisherigen  Qualität 
als  Stiftspropst  in  die  Kathegorie  der  säkularisirten  Pröpste,  woraus  folgt, 
dass  alle  seine  bisher  als  Propst  ausgeübte  Rechte  extinguirt  worden  und, 
wenn  sie  ferner  fortdauern  sollen,  auf  E.  K.  M.  übergegangen  sind.  Ueb- 
rigens  befindet  sich  gegenwärtig  das  Gymnasium  Josephinum,  worin  das 
vormalige  Jesuiter-Kollegium  verwandelt  ist,  in  dem  Besiz  und  Genuss  der 
ehemaligen  Propsteilichen  Güter. 

b)  Die  zweite  Prälatur  und  Dignität  ist  die  des  Dechanten,  welche 
bisher  in  den  reservirten  Monaten  vom  Papst,  in  den  übrigen  sechs  Monaten 
hingegen  von  dem  Kapitul  durch  kanonische  Wahl  besezt  worden.  Die 
besonderen  Revenuen  der  Dechaney  sind  nach  Abzug  der  davon  zu  prästi- 
renden  Abgaben  auf  732  Rthlr.  veransclilagt.  Wenn  gleich  das  Stift  einst- 
weilen bis  zum  Aussterben  noch  fortdauern  sollte,  so  ist  doch  in  keinem 
Fall  die  Wiederbesetzung  der  Dechaney  nothwendig,  da  dessen  Fimctioncn 
von  dem  ältesten  Kapitularen  um  so  mehr  wahrgenommen  werden  können, 
als  der  Dechant  nie  eine  entscheidende  Stimme  in  dem  Kapitul  gehabt  hat. 

c)  Eben  so  unbedenklich  ist  es,  dass  die  übrigen   drei  Dignitäten.  als 
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^^  die  des  Scholaster,  des  Thesauravü  und  Kantors,  womit  ebenfalls  beson- 
dere Revenuen  verbunden,  und  die  resp.  zu  124  Rthlr.,  225  Rthlr.  und 
283  Rthlr.  veranschlagt  sind,  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Dignitarien 
eingezogen  werden  können,  da  keiner  der  Kapitularen  ein  bestimmtes  Recht 
hat  darin  aufzurücken,  weil  es  lediglich  von  der  Willkühr  des  Propstes 
abgehangen,  au  wen  er  diese  Dignitäten  vergeben  wollen. 

4.  Ausser  diesen  Dignitäten  ist  noch  ein  besonderes  Officium,  und  zwar 
das  des  Kellners,  welches  bisher  unter  den  Kapitularen  vom  ältesten  bis 
zum  jüngsten  mit  Ausschluss  des  Dechanten  alternirt  hat  und  von  jedem 
immer  ein  Jahr  verwaltet  worden.  Sein  Amt  besteht  in  der  Administration 
der  zum  Kellnerei-Register  gehörigen  Güther  und  in  der  Fühi'ung  des 
Kellnerei-Registers.  Da  es  für  den  Fiskus  anräthlich  ist,  die  Vermögens- 
Administration  in  der  bisherigen  Art,  jedoch  unter  Oberaufsicht  der  Kammer 
und  unter  eben  derjenigen  Kontrolle,  als  bei  dem  Dom-Kapitul  festgesezt 
worden,  noch  bestehen  zu  lassen,  so  kann  das  Amt  des  Kellners  vorerst 
nicht  füglich  eingehen.  Es  muss  aber  dem  Gntfiuden  der  Kammer  überlassen 
werdeu;,  ob  sie  das  Amt  des  Kellners  fernerhin  unter  den  Kapitularen  alter- 
niren  lassen,  oder  wem  sie  solches  mit  Genehmigung  des  provincial-Departe- 
ments  überlassen  will. 

5.  Das  besondere  Officium  des  Fabrikatoris ,  welches  nach  neuereu 
Festsetzungen  von  dem  Stifte  per  majora  vergeben  worden,  besteht  in  der 
Führung  des  Fabrik-Registers  und  der  Aufsicht  und  Besorgung  der  von 
dem  Kapitul  beliebten  Bauten  und  Reparatui-en.  Auch  dieses  Officium  kann 
vorerst,  jedoch  mit  der  Einschränkung  beibehalten  werden,  dass  das  Stift 
ohne  Genehmigung  der  Kammer  und  nach  Befinden  des  provincial-Departe- 
ments  keine  Bauten  und  Reparaturen  von  einigem  Belang  ausführen   darf. 

6.  Das  Stift  ist  gegenwärtig  mit  den  im  §  13  des  inliegenden  Proto- 
kolls nahmentlich  aufgeführten  Mitgliedern  besezt,  von  denen  aber  der  Ka- 
nonikus Schiller  am  6.  Februar  1803  verstorben  ist  und  von  dessen  vakanten 
Präbende  die  Revenuen  pro  1804  für  den  Fiskus  disponible  geworden  sind. 

7.  Zu  den  Präbende-Einkünften  eines  Canonici  qua  talis  gehören: 

1.  das  Corpus  praebendae,  welches  diejenigen  Einkünfte  enthält,  welche 
durch  den  Besiz  der  Pfründe  an  und  für  sich  selbst  verdient  werden.  Dieses 
ist  jedoch  nicht  für  alle  Kapitularen  gleich,  sondern  darin  verschieden,  dass 

a)  die  sechs  Senioren  die  Aufkünfte  des  Registers  Espenden, 

b)  die  vier  Senioren  des  Testament!  Breiens, 

c)  die  beiden  Senioren  die  Emolumente  des  Hospitals  Alten, 

d)  jährlich  vier  Kapitularen  von  den  vier  ältesten  an  bis  zu  den  so- 
genanten  Domicellaren  herunter  den  Kleinen  Gieser  Korn-Zehnten  geniessen. 

e)  jeder  der  sechs  ältesten  Kapitularen  einen  sogenandten  inoptablen 
Garten  oder  Werder  benutzt. 

f)  jeder  einzelne  Kapitular  in  die  noch  vorhandenen  20  Gärten  oder 
Werder  einzeln  succedirt,  so  dass,  wenn  ein  Kapitular  stirbt,  der  z.  E.  vier 
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solcher  Gärten  besessen,  alsdann  diese  denjenigen  vier  Kapitularen,  welche  ,,     -J^no 
nach  dem  Antritt  der  Präbenden  dem  Kapitularen  folgen,  der  bei  der  lezten 
Vacanz  den  lezten  Garten  erhalten,  anheim  fallen,  und  der  ältere  von  diesen 
sich  immer  den  Besten  wählen  kann;  und  endlich 

g)  dass  jeder  der  vier  Aeltesten  Priester  einen  Ochtemund  besizt. 

So  wie  nun  durch  den  Tod  eines  älteren  Kapitularen  in  den  Emolu- 
menten  ad  a,  b  und  c  eine  Vacanz  entsteht,  so  rückt  derjenige  Kapitular, 
der  bis  dahin  nach  dem  Alter  der  Aufschwörung  respective  der  3*®,  5***  und 
7te  gewesen,  per  se  in  die  höhere,  ihm  lebenslänglich  bleibende  Nutzung, 
ad  e  und  f  aber  derjenige  Kapitular,  der  demjenigen  in  senio  folgt,  der  zu- 
lezt  einen  Garten  erhalten,  dagegen  in  der  Benutzung  ad  a.  jährlich  vier 
Kapitularen  unter  der  Bedingung  alteruiren,  dass  der  oder  diejenigen,  welche 
z.  E.  die  Erndte  1805  geniessen  wollen,  vigiliam  Jacobi  erlebt  haben  müssen. 

Zu  einem  solchen  vorbeschriebenen  Aufrücken  hat  es  nach  der  bis- 
herigen Verfassung  keiner  besondern  Verfügung  als  der  bedurft,  dass  sich 
der  Einrückende  als  nunmehriger  Besitzer  in  dem  Protokoll  notiren  lassen, 
weil  jeder  Kapitular  mit  der  Präbende  zugleich  ein  jus  quaesitum  auf  die 
vollständigste  Nutzung  erhalten  hat. 

Ausser  jenen  ad  corpus  praebendae  gehörigen  Revenuen,  welche  durch 
die  Kelluerei-Rechnung  laufen,  haben  die  Kapitularen  noch  besondere  prä- 
bcndal-Einkünfte,  welche  durch  keine  Rechnung  laufen,  nemlich: 

a)  die  Kanonikathufe,  einer  gewissen  zur  Präbende  gehörigen  Länderei, 

b)  die  Fasten-Fladen, 

c)  das  wöchentliche  oder  Residenz-weiss-Brod. 

d)  die  Zungen  von  dem  auf  dem  Moritzberge  geschlachteten  Rindvieh, 
und  die  Benutzung  der  oben  sub  a  bis  g  erwehnten  Parcelen. 

Es  kömmt  also  wegen  der  ad  corpus  praebendae  gehörenden  Einkünften 
darauf  an,  ob  darinn  den  Kapitularen  das  Aufrücken  in  der  bisherigen  Art 
ferner  zu  gestatten  sei?  Bei  dem  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  hat  in  An- 
>'hung  der  Präbendal-Einkünfte  ein  ähnliches  Ascensions-Recht  statt  gefun- 
den und  E.  K.  M.  haben  aus  den  von  mir  in  dem  Berieht  vom  2.  März  c. 
darüber  ausgeführten  Gründen  den  Dom-Kapitularen  das  bisherige  Ascen- 
sions-Recht belassen.  Da  bei  diesem  Collegiat-Stifte  eben  die  Gründe  des 
Hechts  und  der  Billigkeit  eintreten,  so  trage  ich  .  .  .   darauf  an: 

den  Kapitularen  dieses  Stiftes  auch  das  Aufrücken  in  der  bisherigen 
Art  ferner,  jedoch  mit  der  von  sich  selbst  verstehenden  Bestimmung 
...  zu  gestatten,  dass  der  Fiskus  wegen  der  ihm  anfallenden  Prä- 
bende in  der  ihn  treffenden  Ordnung  mit  aufrücke,    und    [ihm]   von 
jeder  ihm  zufallenden  Präbende  die  besondere,  durch  keine  Rechnung 
laufende  Revenue  überwiesen  werde. 
2.  Die   zweite  Gattung   von   Einkünften    der  Kapitularen   sind    die 
Präsenzen,  welche  sich  in  die  Kapituls-Präsenzeu  und  in  Chor-  und  Kirchen- 
Präsenzen  theilen; 
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.  ^^^^o  3.  und  die  dritte  Art  der  Einkünfte  bestellt  in  den  Memorien. 
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Da  nach   den    bei   dem    Dom-Kapitul    festgestellten   Grundsätzen   dem 

fisco  wegen  der  ihm  anfallenden  Präbenden  sämtliche  Präsenzen  und  Me- 
morien berechnet  werden  müssen,  so  Avird  dies  auch  wegen  der  bei  diesem 
Stifte  zu  deservirenden  Präsenzen  und  Hemorien  nicht  nur  statt  finden, 
sondern  auch  die  von  den  einzelnen  Kapitularen  zu  beziehenden  Präsenzen 
und  Memorien  bezehntet  werden  müssen. 

8.  Was  in  dem  §  15  und  17  des  obigen  Protokolls  von  der  Residenz 
enthalten  ist,  welche  die  Kapitularen  bisher  und  ferner  beobachten  müssen, 
dies  Alles  findet  auf  den  Fiskus  wegen  der  ihm  anfallenden  Präbenden 
keine  Anwendung,  vielmehr  muss  derselbe  deshalb  sofort  als  residirend  an- 
gesehen werden  und  solchemnach  nach  Ablauf  des  Deservit-Jahres  sogleich 
in  den  Genuss  der  Präbende  gesezt  werden,  daher  auch  bei  demselben  die 
bei  einem  Neo-proviso  statt  gefundenen  vier  Carenz- Jahre  wegfallen  müssen. 

9.  Nach  dem  §  22  des  mehr  allegirten  Protokolls  sind  bei  diesem  Stifte 
die  nahmentlich  bestimmten  15  Obedienzen  vorhanden,  welche  in  der  da- 
selbst beschriebenen  Ordnung  von  den  Kapitularen  bisher  optiret  worden. 
Das  Kapitul  hat  um  die  Beibehaltung  dieses  Options-Rechtes  gebeten.  Den 
Hildesheimschen  Dom-Kapitularen  haben  E.  K.  M.  solches  belassen,  und  für 
die  Mitglieder  dieses  Stiftes  sind  eben  die  Gründe  der  Billigkeit  und  des  Rechts 
vorhanden,  ihnen  solches  nicht  zu  entziehen.  Da  aber  der  Fiskus  wegen 
der  ihm  anfallenden  Präbenden  mit  in  die  Options-Ordnung  eintreten  müsste, 
so  wtti'de  er  bei  der  Option  sehr  verkürzt  werden,  wenn  er  stets  in  ordine 
subdiaconatus,  da  er  keine  Weihen  erhalten  kann,  verbleiben  und  nur  als 
solcher  in  die  Options-Ordnung  eintreten  würde,  dagegen  die  Kapitularen 
durch  Acceptirung  höherer  Weihen  sich  die  Ordnung  aussuchen  könnten,  in 
welcher  sie  die  Obedienzen  optiren  wollten. 

Bei  dem  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  hat  die  Beibehaltung  des  Options- 
rechtes deshalb  keine  Schwierigkeit  gefunden,  einesteils  weil  die  Option  der 
Obedienzen  nicht  von  der  Weihe  der  Kapitularen  abhängig,  und  andernteils 
weil  durch  das  Statut  vom  21.  Juny  1800  eine  Administration  aller  vakant 
werdenden  Obedienzen  eingeleitet  und  darinu  die  Grundsätze  bestimmt  sind, 
wie  die  Revenuen  unter  den  auf  dem   Options-Stab   stehenden  Kapitularen 
zu  vertheilen,  wobei  der  Fiskus  auf  keine  Weise   gefährdet   werden   kann. 
Es  ist  daher  nothwendig,   dass   wegen   der   vakant   werdenden    Obedienzen 
ein  neues  Regulativ  und  Verhältnis   festgesezt  werde,    in   welcher  Ordnung 
Fiskus  die  vakant  werdenden  Obedienzen  optiren  soll.     Hierüber  Vorschläge 
zu  thun,  fehlt  es  mir  an  den  erforderlichen  Datis.    Ich  kann  daher  wegen 
der  Obedienzen  meinen  .  .  .  Antrag  vorerst  im  Allgemeinen  nur  dahin  richten, 
dass   den  Kapitularen   das  bisherige    Optionsrecht   mit   dem   Fiskus 
wegen  der  ihm  ansterbenden  Präbenden,  jedoch  unter   den   darüber 
noch  näher  festzusetzenden  Modalitäten  belassen  werden  soll. 
Wenn  E.  K.  M.  dies  genehmigen,  so  werde   ich   darüber    die   gutacht- 
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liehen   Vorschläge   der   p.  KaniDier   einziehen    und    domnilchst   den    Moduin  .^"'-.o 

April  23 
optionis  nach  dem  AUerlu'ichst  festzusetzenden  Grundsatz  reguliren,  oder  im 

Fall  obwaltender  Bedenken   darüber    meinen   nähern  Bericht    .  .  .    erstatten. 

10.  Sind  nach  der  §  23  des  Darstellungs-Protokolls  bei  dem  Stifte 
sechs  respective  Oblegien  und  Archidiaconate  vorlianden,  welche  bisher  von 
dem  Fürstbischof  in  der  Eigenschaft  als  Propst  vergeben  worden.  Es  ist 
schon  oben  bei  Gelegenheit  der  Propsteiliclien  Rechte  angeführt  worden, 
dass  solche  durch  die  eingetretene  Säcularisation  extinguirt  sind,  und  daher 
ist  es  unbedenklich,  diese  Oblegien  und  Archidiaconate  nach  dem  Ableben 
der  jetzigen  Besitzer  sofort  einzuziehen.  Die  mit  diesen  Archidiaconaten 
verbundenen  Patronatrechte  werden  aber  zum  Landesherrlichen  Patronat- 
rechte  übergehen  müssen. 

11.  Gehören  zu  dem  Stifte  11  Kanonikat-Curien.  In  wie  fern  die 
jetzigen  Besitzer  davon  ein  solches  privat -Eigenthum  hergebracht  haben, 
dass  sie  darüber  pro  Inbitu  disponiren  können,  oder  dass  ihnen  daran  nur 
ein  Nutzniessungsrecht  oder  dominium  utile  zusteht,  dass  sie  nach  ihrem 
Ableben  das  Eigenthum  dem  fisco  nach  dem  §  52  des  Reichs-Deputations- 
Schlusses  überlassen  müssen  und  nur  die  auf  den  Ankauf  oder  Optirung 
derselben  gehabten  Auslagen  vergütiget  verlangen  können  ?  darüber  ist 
die  Sache  in  facto  noch  nicht  ganz  aufgeklärt  und  muss  darüber  noch 
erst  eine  nähere  Untersuchung  vorausgehen,  bevor  deshalb  etwas  definitiv 
festgesetzt  werden  kann. 

12.  Das  Vermögen  des  Stiftes  zerfallt  in  drei  Haupt- Abteilungen : 

1.  in  dasjenige,  welches  ganz  eigentlich  nur  primario  zum  Genuss  für 
die  Kapitulareu  bestimmt  ist,  und  wovon  die  Revenuen  teils  das  Corpus 
praebendae  bilden,  teils  zum  besondern  Genuss  unter  die  Kapitulareu  ver- 
teilt sind.     Das  erstere  wird  in  folgenden  Registern  veiTechnet  als 

a)  das  Kellnerei-Register, 

b)  Registrum  espendae, 

c)  Registrum  AUodii  Bierbergen, 

d)  Registrum  Allodii  lleynde  und 

e)  Registrum  Wallorura; 

und  zu  dem  zweiten  gehören  die  Obedienzen,  Oblegien,  Canonicat-Hufen, 
Gärten  u.  s.  w. 

2)  in  dasjenige  Vermögen,  welches  teils  für  die  Canonicos,  teils  für 
die  übrige  Stiftsgeistlichkeit,  jedoch  in  Beziehung  auf  Gottesdienstliche  Hand- 
lungen bestimmt  ist  und  in  dem  Bursariat-Register  berechnet  wird. 

3.  in  dasjenige  Vermögen,  welches  teils  für  die  Kirche  und  gottes- 
dienstliche Handlungen,  teils  zum  Besten  der  Allgemeinen  Administrations- 
Abgaben,  der  Reparaturen  an  den  Stiftsgebäuden,  der  real-Steuern  von  dem 
Stifts-Vermögen  und  der  Besoldung  der  Officianten  bestimmt  ist  und  in  dem 
Fabrik-  und  Choralen-Register  verrechnet  wird. 

Aus  den  gleich  anfänglich    angeführten   Gründen  halte  ich   es  vorteil- 
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.  ^^K..  haft  für  den  Fiskus,  dass  dem  Stift  noch  zur  Zeit  die  Yermögens-Admini- 
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stration  belassen  und  auch  die  jetzige  Register-Einteilung  beibehalten  werde, 

jedoch  mit  folgenden  Bestimmungen,  dass 

(1.)  die  Officianten  des  Kapituls  und  Rendanten  der  einzelnen  Register 
für  den  Staat  verpflichtet, 

(2.)  die  einzelnen  Register  jährlich  von  einem  Kammer-Commissario 
unter  Zuziehung  eines  Kalkulators  abgenommen, 

(3.)  ohne  Vorwissen  der  p.  Kammer  und  ohne  Genehmigung  des  pro- 
vincial-Departements  keine  Verpachtungen  und  Neubauten  oder  Reparaturen 
vorgenommen,  und 

(4.)  jedem  einzelnen  Kapitularen  die  Verpflichtung  auferlegt  werde,  von 
denjenigen  Revenuen,  welche  seiner  besondern  Hebung  und  Administration 
überlassen  sind  und  nicht  durch  die  Register  laufen,  eine  getreue  Rechnung 
zu  führen,  und  dass  auch  diese  Rechnungen  jährlich  von  dem  Kammer- 
Commissario  abgenommen  werden,  ingleichen  über  die  besonderen  Nutzungen 
und  Hebungen  der  einzelnen  Kapitularen  ohne  VorAivissen  der  p.  Kammer 
und  Genehmigung  des  Provincial-Departements  keine  Verpachtungen  vor- 
genommen werden,  und  endlich 

(5.)  dem  zum  Kontrolleur  der  Dom-Kapitularischen  Vermögens-Admini- 
stration angestellten  Administrator  frei  stehen  muss,  zu  jeder  Zeit  die 
Kapitulsregister  und  die  Rechnungen  der  Kapitularen  einzusehen. 

Unter  diesen  Bestimmungen  glaube  ich  nicht,  dass  Fiskus  gefährdet 
werden  könne,  wenn  dem  Stifte  vor  der  Hand  die  Vermögens-Administra- 
tion belassen  wird. 

Ausserdem  hat  das  Stift  zum  Teil  in  Verbindung  mit  diitten  Personen 
die  Ober-Aufsicht  und  Direktion  über  folgendes  Vermögen,  als 

a.  des  Registers  der  Mädchenschule, 

b.  des  Hospitalä  St.  Barbara 

c.  des  Kirchen-Registers  der  Moriz-Berger  Pfarre  und 

d.  der  Ochtersumschen  Pfarre,  endlich 

e.  des  Registers  des  Kapituls  Alten  in  Hildesheim. 
Ob  dem   Stifte   diese   Oberaufsicht   und   Directionsrechte  über  die  hier 

genandten  Fundationen  schon  jezt  zu  entziehen  und  wem  solche  zu  über- 
ti-agen,  darüber  lässt  sich  jezt  noch  nichts  definitives  bestimmen,  weil  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Fundationen  noch  nicht  genug  aufgeklärt  sind. 
Ich  werde  solche  näher  durch  die  Kammer  untersuchen  lassen  und  behalte 
mir  die  anderweite  Berichtserstattung  darüber  .  .  .  vor. 

13.  Das  Stift  hat,  wie  schon  oben  angeführt  worden,  die  Jurisdiktion 
über  den  Bergflecken  Morizberg  ausgeübt  und  sind  die  Appellationen,  wenn 
der  Verklagte  ein  weltlicher  gewesen,  an  die  Regierung,  wenn  er  aber  ein 
Geistlicher  gewesen,  an  das  Officialat-Gericht  gegangen.  Da  ich  schon  ad  2 
dieses  Berichtes  .  .  .  darauf  angetragen,  dass  die  Civil-Gerichtsbarkeit  respec- 
tive  zum  Magistrat  und  der  Regierungs-Deputation  übergehen  solle,  so  kommt 
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es  nur  noch  auf  die  Beibehaltung  der  Geistlichen  Gerichtsbarkeit  an,  welche  .  ^-^o 
in  erster  Instanz  dem  Officialat-Gericht  unter  den  wegen  Einschränkung  der 
Geistlichen  Gerichtsbarkeit  zu  trefteuden  nähern  Bestimmungen  ganz  füglich 
übertragen  werden  kann.  Ausserdem  hat  das  Kapitul  noch  die  Hegerdings- 
Gerichtsbarkeit  über  seine  Meyerdingsgüter  ausgeübt,  welche  demselben  vor 
der  Hand  noch  und  bis  überhaupt  wegen  dieser  Gerichtsverfassung  ein 
definitives  Arrangement  getroffen  worden,  zu  belassen  sein  wird. 

14.  Bei  dem  Stifte  befinden  sich  nach  dem  §  29  des  allegirten  Pro- 
tokolls acht  Vicarien,  welche  mit  den  nahmentlich  genannten  Personen  besezt 
sind.  Die  sechs  ersten  sind  in  den  reservirten  Monaten  vom  Papst  und  in 
*den  übrigen  6  Monaten  von  dem  Capitul  per  turnarium  bisher  vergeben 
worden.  Die  sub  No.  7  hat  der  jedesmalige  Gerichtsvogt  des  Stiftes  und 
die  sub  No.  8  der  Kantor  des  Stiftes  vergeben.  Bei  der  eingeti-etenen 
Säcularisation  hören  alle  diese  Collations- Rechte  auf  und  die  Vicarien 
fallen,  so  wie  selbige  erlediget  werden,  E.  K.  M.  Disposition  anheim.  Zu  den 
Vicarien  sub  no.  1,  2,  3,  4  uud  6  gehören  eigene  Curien,  welche  die  neuen 
Besitzer  von  den  Erben  des  Verstorbenen  kaufen  müssen.  Nach  der  Ana- 
logie §.  52  des  Reichs-Deputations-Beschlusses  Avird  es  kein  Bedenken  haben, 
dass,  wenn  Fiskus  diese  Curien  nach  Abgang  der  jetzigen  Besitzer  an  sich 
nehmen  will,  er  denselben  die  auf  den  Ankauf  derselben  gemachten  Anlagen 
wird  erstatten  müssen.  Ob  dem  Fiskus  im  eintretenden  Fall  mit  der  Adqui- 
sition  einer  solchen  Curie  gedient  sei,  das  lässt  sich  a  priori  nicht  beur- 
teilen, und  scheint  es  daher  angemessen  zu  sein,  diesem  Punkt  die  Bestim- 
mung dahin  zu  geben,  dass  es  von  der  Wahl  des  Fiskus  abhängen  soll, 
ob  er  die  Curie  an  sich  nehmen  uud  den  Erben  des  lezten  Besitzers  die 
erweislichen  Ankaufskosten  erstatten,  oder  denselben  das  Eigenthum  der 
Curie  zur  beliebigen  Disposition  überlassen  will.  Das  zur  Vicarie  ^)  sub 
No.  8  gehörige  Haus  ist  ein  Eigenthum  des  Kapituls  und  fällt  daher  nach 
dem  Ableben  des  jetzigen  Besitzers  E.  K.  M.  Disposition  anheim. 

15.  Ausser  diesen  Vicarien  gehören  zu  dem  Stifte  noch  zwei  sogenandte 
Commissariate,  als 

1)  sub  titulo  Beatae  Mariae  Virginis,  und 

2)  sub  titulo  Stae  Gerti-udis. 

Das  erstere  ist  seit  einer  Reihe  von  Jahren  mit  der  Pfarre  bei  der 
Margarethen-Kirche  auf  dem  Moritz-Berge  zu  Lutzingerode  und  Ochtersum 
verbunden,  ohne  jedoch  derselben  förmlich  einverleibt  zu  sein.  Die  Reve- 
nuen dieses  Beneficii  beti'agen  ohngeßihr  200  Rthlr.  Wann  die  übrige 
Dotation  der  Pfan-e  von  der  Art  sein  sollte,  dass  der  Pfan-er  ohne  dieses 
Beneficium  nicht  subsistiren  kann,  so  halte  ich  dafür,  dass  solches  in  per- 
petuum  damit  kombinirt  bleibe,  sonst  aber  nach  dem  Ableben  des  jetzigen 
Besitzers  eingezogen  werde. 


1)  Vorlage:    »zu  Vicarien«. 

Granier,  Preussea  nnd  die  kath.  Kirche.    IX.  24 
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1^^  Das  zweite  Commissariat  ist  bisher  von  dem  Stifte  per  Majora  gewöhn- 

lich dem  ältesten  Chorälen,  wenn  gegen  dessen  Aufführung  nichts  zu  erinnern 
gewesen,  konferirt  worden.  Die  jährlichen  Aufkünfte  davon  betragen  200Rthlr. 
und  ausserdem  hat  der  Beneficiat  freie  Wohnung  in  einem  auf  Kosten  des 
Fabrikregisters  zu  unterhaltenden  Hause.  Da  das  Stift  zum  Aussterben  be- 
stimmt ist,  so  liegt  darinn  schon  die  Bestimmung,  dass  dieses  Beneficium 
nebst  dem  dazu  gehörigen  Hause  nach  dem  Tode  des  jetzigen  Beneficiaten 
einzuziehen  ist.  Die  übrigen  beiden  Sänger  oder  Chorale  haben  keine  geist- 
liehe Weihe  und  ihre  Bestimmung  ist,  im  Chor  zur  Vervollständigung  des 
Gesanges  zu  singen.  Sie  geniessen  Kostgeld  aus  dem  Choralen-Register, 
Präsenzen  und  verschiedene  andere  Emolumente,  ausserdem  freie  Wohnung, 
Bette  und  freies  Chorzeug.  Da  das  Stift  aussterben  soll,  so  können  auch 
diese  beiden  Stellen  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Innhaber  eingehen,  um 
dem  Choralenregister  die  Ausgaben  für  sie  zu  ersparen. 

Das  tibrige  Kirchen-Personale  besteht  aus  dem  Organisten,  Opfermann, 
Balgentreter  und  drei  Glockenziehern;  sie  sind  blosse  Kirchen-Oflicianten, 
welche  beibehalten  werden  müssen,  da  die  Kirche  eine  Pfari-kirehe  gewesen 
ist  und  als  solche  bleiben  muss. 

Anlangend  den  terminum  a  quo,  von  welchem  die  Stifts-Mitglieder  das 
Yio  Theil  abzugeben  haben  werden,  so  ist  es  unbedenklich,  dass  deshalb, 
wie  bei  dem  Dom-Kapitul,  der  25.  July  1803  anzunehmen,  wenn  gleich  dem 
Stifte  E.  K.  M.  .  .  .  Willens-Erklärung  hierüber  noch  nicht  zugekommen  ist, 
indem  die  Verbindlichkeit  dazu  schon  früher  in  dem  Reichs-Deputations- 
Beschluss  vom  25.  Februar  1803  festgesezt  ist. 

Indem  ich  nun  die  bisherigen  Verhältnisse  und  die  Verfassung  dieses 
Stiftes  vollständig  auseinander  gesezt  habe,  reassumire  ich  zur  geschwinderen 
Uebersicht  meine  gemachten  einzelnen  Anträge  .  .  .  dahin, 

das  Stift  unter  der  gehörigen  Bezehntung  der  wirklichen  Einnahme 
und  unter  der  sich  von  selbst  verstehenden  Bestimmung,  dass  alle 
vakant  werdende  Präbenden  dem  fisco  anheimfallen  und  dieser  so- 
gleich nach  Ablauf  des  deservit-Jahres  für  einen  wirklich  residirenden 
Kanonikus  gehalten  werde,  zum  successiven  Einsterben  bis  zu  jenem 
Zeitpunkt  bestehen  zu  lassen,  wo  Fiskus  es  für  vortheilhafter  achtet, 
die  Administration  des  Stiftischen  Vermögens  selbst  zu  übernehmen 
und  den  alsdann  noch  vorhandenen  Kapitularen  ihr  7io  Theil  zu 
verabreichen,  bis  dahin  aber  die  bisherige  Verfassung  fortdauern  zu 
lassen,  dass 

1.  die  beiden  sogenandten  Domicellaren  Zeppenfeld  und  Abel,  nach 
aufhörenden  statutenmässigen  Impedimenten,  die  Residenz  wirklich  antreten 
und  so  mit  zum  wirklichen  völligen  Genuss  ihrer  Präbenden  gelangen  können. 

2.  Das  Recht  der  Landstandschaft  des  Stifts  aufhöre. 

3.  Der  Bergflecken  Moritz-Berg  für  eine  Vorstadt  von  Hildesheim  er- 
klärt,   den   bürgerliche  Nahrung   und  Gewerbe   treibenden  Einwohnern    mit 
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den  Bürgern  der  Stadt  gleiche  Rechte  und  Vorteile  eingeräumt  und  [sie]  zu  .  '^^^oo 
dem  Ende  den  Gilden,  Zünfteu  und  Innungen  inkorporirt,  auch  der  ganze 
Bergflecken  mit  allen  seinen  Einwohnern  nach  den  Bestimmungen  des  Theil  1. 
Tit.  2  der  Allgemeinen  Gerichts-Ordnung  in  Ansehung  der  Gerichtsbarkeit 
resp.  dem  Magistrat  und  der  Regierungs-Deputation  untergeordnet  und  daher 
alle  Civil-Gerichtsbarkeit  des  Stiftes  aufgehoben  werde. 

4.  Die  Befreiung  desselben  von  den  Accise-Abgaben  wegfalle, 

5.  das  Recht,  Krug-,  Krämer-  und  Ilaudwerks-Concessionen,  so  wie 
den  Juden  Beiwohnungsrechte  zu  ertheilen,  aufhöre, 

6.  das  Recht,  von  den  vormaligen  Hintersassen  Schutzgeld,  Accise  vom 
Bier,  Wein  und  Brandwein  zu  erheben,  so  wie  die  Steuern,  wozu  das  Stift 
als  exemtes  Corpus  selbst  verpflichtet  gewesen,  auf  die  Hintersassen  einzu- 
legen, wegfalle, 

7.  dem  Stifte  das  Recht  zur  Brauerei  zur  eigenen  Consumtion  gegen 
Enti-ichtung  der  Accise-Abgaben  zu  belassen,  zum  feilen  Verkauf  aber,  so 
wie  das  Recht  der  Brandweinbrennerei  nach  Befinden  der  Umstände  gänzlich 
aufzuheben. 

8.  Die  von  dem  Fürstbischof  in  der  Eigenschaft  als  Propst  des  Stiftes 
bisher  ausgeübten  Rechte  aufzuheben, 

9.  die  Dignität  des  Dechanten  und  die  damit  verbundenen  besonderen 
Revenuen  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Dignitarii  einzuziehen,  und  dessen 
etwa  noch  nötig  seienden  Functionen  auf  den  ältesten  Kanonikus  zu  über- 
tragen, 

10.  die  Dignitäten  des  Scholasters,  des  Thesaurarii  und  Kantors  nach 
dem  Ableben  der  jetzigen  Dignitarien  einzuziehen, 

11.  es  der  Beurteilung  der  p.  Kammer  zu  überlassen,  ob  sie  das  Amt 
des  Kellners  fernerhin  unter  den  Kapitularen  alterniren  lassen,  oder  wem 
sie  solches   mit  Genehmigung   des  provincial-Departements  übertragen  will. 

12.  Das  besondere  Officium  des  Fabrikatoris  vorerst  beizubehalten, 
jedoch  das  Stift  ohne  Genehmigung  der  Kammer  und  nach  Befinden  des 
Provincial-Departements  keine  Bauten  und  Reparaturen  von  einigem  Belange 
ausführen  könne. 

13.  Den  Kapitularen  das  Aufrücken  in  die  höheren  Präbendal-Nutz- 
Niessungen  in  der  bisherigen  Art,  jedoch  mit  der  sich  von  selbst  verstehenden 
Bestimmung  zu  gestatten,  dass  Fiskus  wegen  der  ihm  angefallenen  Präbenden 
in  der  ihn  trefl'enden  Ordnung  mit  aufrückt  uud  ihm  von  jeder  zusterbeuden 
Präbende  die  besonderen,  durch  keine  Rechnung  laufenden  Revenuen  über- 
wiesen werden,  dass 

14.  dem  fisco  wegen  der  vakanten  Präbenden  die  Kapituls-,  Chor- 
nnd  Kirchen-Präsenzen  und  Memorien  berechnet  und  die  von  den  einzelnen 
Kapitularen   zu   deservirenden  Präsenzen  und  Memorien    bezehntet   werden, 

15.  den  Kapitularen  die  Option  der  Obedieuzen  mit  dem  Fiskus,  nach 

24* 
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I8O0     ^gjjj  yQ^  ^QY  ivammer  zu  entwerfendea  und  Allerhöchst  zu  genehmigenden 
April  23  ,    ,  ^  ,, 

nähern  Regulativ  zu  gestatten, 

16.  die  Oblegien  und  Archidiakonate,  so  wie  sie  vacant  werden,  ein- 
zuziehen und  die  damit  verbundenen  Patronatrechte  den  Landesherrlichen 
Patron atr echten  einzuverleiben. 

17.  über  das  Eigenthum  der  vorhandenen  11  Canonicat-Curien  noch 
erst  eine  nähere  Untersuchung  anzustellen  und  dann  darüber  anderweit 
berichten  zu  dürfen. 

IS.  Dem  Stifte  die  Vermögens- Administration  vor  der  Hand  zu  be- 
lassen, auch  die  jetzige  Register-Eintheilung  beizubehalten,  und  zwar  unter 
folgenden  Bestimmungen : 

a.  die  Officianten  des  Kapituls  und  Kendanten  der  einzelnen  Register 
für  den  Staat  zu  verpflichten, 

b.  die  einzelnen  Register  jährlich  von  einem  Kammer-Commissario  unter 
Zuziehung  eines  Kalkulators  abzunehmen, 

c.  ohne  Vorwissen  der  Kammer  und  Genehmigung  des  provincial-De- 
partements  keine  Verpachtungen  vorzunehmen, 

d.  jedem  einzelnen  Kapitularen  die  Verpflichtung  aufzulegen,  von  den- 
jenigen Revenuen,  welche  seiner  besonderen  Hebung  und  Administration 
überlassen  sind,  eine  getreue  Rechnung  zu  führen,  auch  diese  Rechnung 
vor  dem  Kammer-Commissario  abzulegen,  imgleichen  über  die  besonderen 
Nutzungen  und  Hebungen  von  den  einzelnen  Kapitularen  ohne  Vorwissen 
der  p.  Kammer  und  Genehmigung  des  provincial-Departements  keine  Pacht- 
Kontrakte  abzuschliessen,  und  endlich 

e.  dem  zum  Kontrolleur  der  Dom-Kapitularischen  Vermögens- Admini- 
stration angestellten  Administrator  Reiche,  der  auch  für  dieses  Stift  mit 
angestellt  werde,  frei  bleiben  müsse,  die  Kapitulsregister  und  Rechnungen 
der  einzelnen  Kapitularen  zu  jeder  Zeit  einzusehen. 

19.  Die  Verwandniss  der  einzelnen  Fundationen,  worüber  das  Stift  zum 
Teil  in  Verbindung  mit  dritten  Personen  die  Oberaufsicht  und  Direction 
führt,  näher  zu  untersuchen  und  darüber  anderweit  zu  berichten. 

20.  Die  Geistliche  Gerichtsbarkeit,  welche  das  Stift  bisher  ausgeübt, 
aufzuheben  und  solche  dem  Officialat-Gericht,  unter  den  wegen  Einschränkung 
der  Geistlichen  Gerichtsbarkeit  zu  treffenden  näheren  Bestimmungen,  in  erster 
Instanz  zu  übertragen,  dagegen  demselben  die  Meierdings-Gerichtsbarkeit  über 
seine  Meierdingsgüter  vorerst  zu  belassen, 

21.  die  bei  dem  Stifte  vorhandenen  acht  Vicarien,  so  wie  sie  erlediget 
werden,  einzuziehen  und  dem  fisco  die  Wahl  zu  überlassen,  ob  er  die  den 
Vicarien  sub  No.  1,  2,  3,  4  und  6  gehörigen  Curien  künftig  an  sich  nehmen 
und  den  Erben  der  Besitzer  die  auf  den  Ankauf  derselben  gemachten  Aus- 
lagen erstatten,  oder  ihnen  das  Eigenthum  daran  zur  beliebigen  Disposition 
überlassen  will,  dagegen  das  zur  Vicarie  sub  No.  8  gehörige,  dem  Stift  zu- 
stehende llaus  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Besitzers  einzuziehen. 
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22.  Das  Commissariat  sub  Titulo  Beatae  Mariae  Viiginis  nur  dann  ein-  .^^P.^no 
zuziehen,  wenn  die  Pfarre  bei  der  Margaretben-Kirche  auf  dem  Moritzberge, 
womit  solches  bisher  verbunden  gewesen^  so  dotirt,  dass  der  Pfan-er  ohne 
dieses  Beneficium    subsistiren  kann,    sonst   aber  solches  mit  der  Pfarre  auf 
immer  zu  vereinigen. 

23.  Das  Commissariat  sub  Titulo  Stao  Gertrudis  und  die  damit  ver- 
bundene Wohnung  nach  dem  Tode  des  jetzigen  Beneficiaten  einzuziehen. 

24.  Die  Stellen  der  beiden  Chorälen  nicht  wieder  zu  besetzen  und  das 
übrige  Unter-Kirchen-Personale,  als  Organist,  Opfermann,  Balgentreter  und 
Glockenzieher,  beizubehalten,  und 

25.  das  'lo  Theil  von  den  Kapitularen,  in  so  weit  sie  über  800  Gulden 
beziehen,  vom  25.  July  1803  an  zu  erheben.«   .  .  . 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Mai  4 

»4.  Mai  1S05. 
Approbirt. « 

Die  hiernach  erfolgende  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Potsdam  1805 
Mai  4,  die  das  »successive  Einsterben«  approbirt,  befiehlt  aber  zugleich  noch 
einige  weitere  Aufklärungen,  worüber  Angern  am  30.  Oktober  1805')  be- 
richtet. 

825.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  April  25 
April  23. 

E.  89.  5s.  L.    Ausfertigung. 

Das  KoUcgiat-Stift  ad  St.  Johannem  in  Hildesheim  und  seine  Aupiebung. 

»Zu  Hildesheim  befindet  sich  das  CoUegiat- Stift  ad  Sanct  Johannem. 
Es  ist  solches  von  Reinoldus  Grafen  von  Dassel  und  Dompropst  zu  Hildes- 
heim gestiftet  und,  als  dasselbe  in  Abwesenheit  des  Stifters  in  Abnahme 
gekommen,  im  Jahr  1205  vom  Bischof  Heribertus  wiederhergestellt  worden. 

Die  bisherige  Verfassung  dieses  Stifts  ist  in  dem  abschriftlich  . ,  .  bei- 
gefügten Darstellungs- Protokoll  vom  17.  September  pr.  vollständig  ausein- 
andergesetzt worden.  2)  Die  Anzahl  der  Capitularen  ist  Anfangs  auf  Acht 
bestimmt  gewesen;  nach  dem  aber  ein  Canonicat  an  das  vormalige  Jesuiter- 
CoUegium  abgegeben  werden  müssen,  sind  davon  niu-  noch  7  geblieben, 
welche  mit  den  im  Darstellungs-Protokoll  namentlich  genannten  Mitgliedern 
besetzt  sind,  wovon  aber  der  Canonikus  Lammers  am  6.  July  1803  ge- 
storben ist  und  dessen  Präbende-Kevenüen  für*  den  Fiscus  seit  dem  20.  Januar 
1805  disponible  geworden. 

Dignitarien   sind   bei   dem   Stifte  nicht  vorhanden,    sondern  der  älteste 


1)  No.  879. 

2)  Das  Protokoll  umfasst  4  Folio-Seiten. 
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1805  Canonikus  versieht  die  Functionen  eines  Dechanten,  wofür  er  einige  unbe- 
^  deutende  praeeipua  geniesst,  die  zu  5  Rthlr.  16  Sgr.  4  Pfg.  bereclinet  sind. 

Auch  befinden  sich  bei  dem  Stifte  weder  Obedienzien  noch  Vikarien. 
Ueber  5  Präbenden  hat  bisher  der  zeitige  Dom-Dechant,  über  die  sechste 
der  Dom-Scholaster  und  über  die  siebente  der  Dom-Cantor  die  CoUation 
ausgeübt,  welche  Collations- Hechte  jedoch  auf  meinen  wegen  des  Dom- 
Capituls  zu  Hildesheim  erstatteten  .  .  .  Bericht  E.  K.  M.  bereits  durch  die 
.  .  .  Cabinets -Ordre  vom  14,  vorigen  Monats')  aufzuheben  geruhet  haben. 
Der  gesamte  Revenuen -Ertrag  des  Vermögens  des  Stifts  ist  nach  Abzug 
der  davon  zu  prästirenden  Ausgaben  auf  1689  Rthlr.  3  Gr.  3  Pfg.  aus- 
gemittelt  worden.  Eine  Bezehntung  der  Capitular-Revenüen  kann  hier  nicht 
eintreten,  da  jeder  Capitular  bei  weitem  keine  800  Gulden  oder  =457  Rtlüi*. 
bezieht. 

Es  ist  übrigens  kein  Grund  vorhanden,  dieses  Stift  füi*  die  Folge  stehen 
zu  lassen,  aber  auch  nicht  anräthlich,  es  schon  jetzt  aufzuheben,  da  Fiskus 
von  der  auf  seine  Kosten  zu  führenden  Administration  keine  Vortheile  be- 
zieht, indem  er  alle  Nutzungen  den  Capitularen  belassen  muss. 

Es  dürfte  daher  zweckmässig  seyn,  das  Stift  zum  Aussterben  zu  be- 
stimmen und  dessen  bisherige  Verfassung  und  Administration  unter  gewissen 
Modificationen  bis  dahin  bestehen  zu  lassen,  dass  Fiskus  sich  in  den  Besitz 
von  4  Praebenden  befindet.  Alsdann  wird  es  aber  füi'  E.  K.  M.  Interesse 
vortheihaft  seyn,  die  Administration  des  Stiftischen  Vermögens  fühi-en  zu 
lassen  und  die  alsdann  noch  vorhandenen  drey  Capitularen  wegen  ihrer  jähr- 
lichen Nutzung  abzufinden.  Ich  trage  demnach  bei  E.  K.  M.  darauf  ...  an: 
das  Stift  bis  dahin,  dass  Fiskus  sich  im  Besitz  von  vier  Präbenden 
befindet,  bestehen  und  immittelst  die  bisherige  Verfassung  und  Admini- 
sti'ation  unter  folgenden  Modifikationen  fortdauern  zu  lassen,  dass 

1.  wie  sich  schon  von  selbst  versteht,  die  vakant  werdenden  Präbenden 
dem  Fisko  anheimfallen; 

2.  die  unbedeutenden  Seniorat-Revenüen  dem  ältesten  Canoniko  belassen; 

3.  Der  Nachgenuss  bloss  auf  das  Deservit-Jahr  beschränkt,  das  Gnaden- 
Jahr  aber  so  wie  das  Fabrik -Jahr,  letzteres  aus  dem  Grunde  aufgehoben 
werden,  weil  das  Stift  keine  Gebäude  zu  unterhalten  hat  und  es  daher  eine 
unerlaubte,  ohnehin  seit  einigen  Jahren  erst  eingeführte  Observanz  gewesen 
ist,  wenn  dasselbe  zum  Nachtheil  der  Neo-Provisorum  ein  Fabrik-Jahr  fingirt 
hat  und  die  Einkünfte  desselben  unter  die  Capitularen  getheilt  sind,  daher 
die  Revenuen  der  vakanten  Lammerschen  Präbende  für  den  Fiskus  seit  dem 
20.  Januar  1805  zu  berechnen  und  einzuziehen  seyn  werden; 

4.  Die  von  dem  Canoniko  Zeppenfeld  junior  zu  führenden  Stifts-Rech- 
nungen von  einem  Cammer-Commissarius  mit  Zuziehung  eines  Calkulators 
abzunehmen  und  das  Stift  anzuweisen,    ohne  Genehmigung   der  p.  Cammer 

1)  Cfr.  No.  800. 
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und   des   Provinzial- Departements    keine  Verpachtungen   von   Grundstticken  .    Vi  pj 
und  Naturalien  vorzunehmen.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  -Mai  4 

»4.  Mai   1805. 
Approbirt. « 

In  entsprechender  Weise  berichtet  Angern  am  gleichen  Tage  tlber  die 
Kollegiat-Stifter  »Beatae  Mariae  Magdalenae  oder  der  Schüsselkorb« 
und  »ad.  St.  Andream«  in  Ilildesheim,  deren  Aufhebung  er  beantragt, 
was  durch  Cabinets-Ordres  vom  4.  Mai  1805  approbirt  wird.  Den  Be- 
richten liegen  Protokolle  über  die  Verfassung  und  den  Vermögensstand 
dieser  Stifter  bei,  die  4  und  8  Folio-Seiten  umfassen. 


826.    Schriftwechsel  des  Staats-Ministers  Frhr.  V.Hardenberg  und  April  23 
Frhr.  v.  d.  Reck.     Berlin  1805. 

E.  S.  145. 

Abweisung  de^  Gesudies  des  Kardinals  Albani^)  um  Exspektanx,  auf  die  Abtei  Para- 
dies., die  der  Preussische   Gesandte  in    Wien,    Qraf  Keller,  am  31,  Januar  1805 

empfohlen  hat.-) 

Hardenberg;  April  23.  April  23 

Concept,  Anweisung  von  Raumer. 

.  .  .  »Ueberhaupt  scheint  es  mir  nicht  räthlich,  dergleichen  Prälaturen 
Ausländern  zuzuwenden.«   .  .  . 

Reck,  August  3.  Aug.  3 

Ausfertigung. 

Bemerkt  »wie  auch  ich  der  Meinung  bin,  dass  es  nicht  räthlich  sey, 
Ausländern  Prälaturen  bey  einländischen  Stiftern  zuzuwenden,  und  stelle 
daher  E.  E.  ganz  ergebenst  anheim,  den  Cardinal  Albani  auf  sein  Gesuch 
um  die  Anwartschaft  auf  die  Commendatur-Abtey  Paradies  mit  einer  ab- 
lehnenden Antwort  zu  versehen. 

Uebrigens  betragen  die  Einkünfte  von  den  Schlesischen  Gütern  der 
Abtey  Paradies  jährlich  1200  Rthlr.,  als  wofür  sie  jetzt  von  dem  Cardipal 
Marquis  d'Antici  3)  an  den  Landrath  des  Schwiebusschen  Greises  von  Sommer- 
feld vei-pachtet  sind;  von  den  Südpreussischen  Gütern  aber  geniesst  derselbe 
eine  jährliche  Competenz  von  395  Rthh-.   18  Gr.   7  Pfg.« 


1)  D.  h.  des  jüngeren;   der  alte  Kardinal  Albani,  sein  Oheim,  war  am  15.  Sep- 
tember 1803  zu  Rom  gestorben.  2)  Cfr.  No.  433. 
3)  Cfr.  No.  746,  am  Schlüsse. 
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.^^^,.         827.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  V.  Angern.    Berlin  1805 

April  24 

April  24. 

K.  S'J.  5S.  L.    Ausfertigung. 

Verfassimg  des  Kollcgia^^ Stiftes  St.  Crucis  in  Hildesheim,  dessen  Beibehaltung 
empfohlen,  aber  nicht  genehmigt  tcird. 

>Es  befindet  sich  in  Hildesheim  das  Kollegiat- Stift  Sanctae  Crucis, 
worüber  ich,  nachdem  die  Aufnahme- Verhandlungen  davon  eingegangen  sind, 
E.  K.  M.  jetzt  .  .  .  Vortrag  zu  thun  mich  im  Stande  sehe. 

Schon  im  Jahre  996  hat  der  Bischof  Bernwardus  an  der  Stelle,  wo 
jetzt  die  Stifts-Kirche  stehet,  eine  Kirche  erbauet  und  eingeweihet.  Diese 
ist  wegen  der  grossen  Frequenz  aus  den  damaligen  benachbarten  Ortschaften 
zu  einer  Pfarr-Kirche  erhoben,  von  dem  17.  Bischof  Hezilo  neu  gebauet, 
erweitert  und  dabei  ein  Collegium  Canonicorum  gestiftet.  Diese  neue 
Kollegiat-Kirche  ist  um  das  Jahr  1079  eingeweiht  und  der  Bischof  Hezilo 
und  dessen  Nachfolger  haben  die  Kirche  und  das  Stift  mit  liegenden  Gründen, 
andern  Einkünften  und  Gerechtsamen  dotirt,  welche  nachher  von  Fürsten, 
Privatpersonen  und  selbst  Mitgliedern  des  Stifts  vermehrt  worden,  wodurch 
das  jetzige  Stifts- Vermögen  entstanden  ist. 

Die  bisherige  Verfassung  des  Stifts  ist  in  dem  abschriftlich  beygefügten 
Darstellungs- Protokolle!)  vom  26.  September  pr.  vollständig  auseinander- 
gesetzt. 

Da  so  viele  nachher  weiter  auseinander  zu  setzende  Gründe  vorhanden 
sind,  die  für  das  Stift  sprechen  und  dessen  Aufhebung  nicht  anräthlich  machen, 
so  finde  ich  mich  veranlasst,  die  bisherige  Verfassung  nach  Anleitung  des 
Darstellungs-Protokolls  durchzugehen  und  die  Modifikationen  .  .  .  vorzutragen, 
unter  welchen  das  Bestehen  des  Stifts  nur  statt  finden  dürfte.  [Geschieht 
auf  7  Folio-Seiten;  dann  folgen:]  die  Gründe,  welche  dafür  sprechen,  das 
Stift  nicht  aufzuheben,  sondern  solches  bestehen  zu  lassen. 

Es  haben  bisher  in  der  Stadt  Hildesheim  folgende  geistliche  männliche 
Korporationen  ausser  dem  Dom-Kapitul  und  den  schon  vorhin  aufgehobenen 
Carthäuser-  und  Jesuiter-Klöstern  bestanden: 

1.  das  Michaelis-Kloster, 

2.  das  Godehardi-Kloster, 

3.  das  Bartholomäi-Kloster  zur  Sülte, 

4.  das  Moritz-Kapitul, 

5.  das  Andreas-Kapitul, 

6.  das  Johannis-Kapitul, 

7.  das  Kapitul  ad  Beatam  Mariam  Magdalenam,  und 

8.  das  heilige  Krentz-Kapitul. 

Alle  diese  Anstalten  haben  die  Honoratioren  vom  Bürger-Stande  und 
die  übrigen  Einwohner  in  Hildesheim   dazu  benutzt,    denjenigen  von  ihren 


1)  Dies  Protokoll  umfasst  19  Folio-Seiten. 
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Söhnen,   welche   durch  Mangel   an  Kräften   und  Geistes- Anlagen   behindert  .  ^^o 
worden,    sich   durch   Studien   oder   Ergreifung   irgend    eines   andern  Metiers 
ihr  Fortkommen  zu  verschaffen,  darin  eine  Versorgung  zu  bewirken. 

Diese  Gelegenheiten  sind  schon  durch  die  Aufhebung  der  di*ey  Klöster 
und  dadurch,  dass  die  vier  Kollegiat- Stifter  Set.  Moritz,  Andrä,  Johannis 
und  Beatae  Mariae  Magdalenae  nach  den  deshalb  in  meinen  besondern  .  .  . 
Berichten  darüber  gethanen  Vorschlägen  zum  Aussterben  zu  bestimmen  sein 
dürften,  gröstenteils  verschwunden  und  würden  durch  die  Aufhebung  des 
Kollegiat-Stifts  zum  heiligen  Kreutz,  welches  sich  durch  Anstand  und  liberale 
Toleranz  ausgezeichnet  hat,  gänzlich  genommen  werden. 

Es  scheint  mir  daher  in  der  grössten  Billigkeit  zu  beruhen,  von  allen 
den  vorhin  genannten  acht  geistlichen  Anstalten,  deren  Vermögen  doch 
eigentlich  aus  Fundationen  von  privatis  entstanden  ist,  eine,  nemlich  die 
des  Stifts  zum  heiligen  Kreutz,  bestehen  zu  lassen,  damit  die  Honoratioren 
in  Hildesheim  ihren  Söhnen,  welche  zur  Ergreifung  eines  andern  Erwerbs- 
Mittels  unfähig  sind,  darin  eine  Versorgung  verschaffen  können. 

Auf  der  andern  Seite  erfordert  es  der  Nahrungs-Zustand  der  Stadt 
Hildesheim,  dass  nicht  alles  Vermögen  der  geistlichen  Korporationen  her- 
ausgezogen werde,  sondern  etwas  davon  der  Cirkulation  unterworfen 
bleibe.  Ausser  der  gewöhnlichen  bürgerlichen  Nahrung  und  dem  unbe- 
deutenden Garnhandel  sind  in  Hildesheim  weder  Fabriken  noch  Manufak- 
turen und  die  Stadt  selbst  hat  nicht  einmal  eine  Feldmark;  mithin  geht  ihr 
auch  der  Ackerbau  ab.  Die  Revenuen  der  aufgehobenen  drey  Klöster  so 
yde  die  der  zum  Aussterben  bestimmten  4  Stifter  sind  gröstentheils  in  der 
Stadt  verzehrt  worden.  Nach  Abgang  der  pensionirten  Kloster-Geistlichen 
und  der  Stifts-Mitglieder  gehen  alle  Revenuen,  welche  diese  Klöster  und 
Stifter  gehabt,  in  die  Staats-Kasse  über. 

Der  jetzt  abgetretene  Fürst-Bischof  und  dessen  Vorgänger  haben  den 
grösten  Theil  des  Jahrs  in  Hildesheim  residirt  und  ihren  Hoffstaat  gehabt, 
mithin  einen  nicht  unbedeutenden  Theil  ihrer  Revenuen  in  Hildesheim  ver- 
zehrt. Mit  dem  Tode  des  erstem  fällt  dessen  Pension  wieder  in  die  Staats- 
Kasse  zurtik  und  wird  der  Cirkulation  entzogen. 

Obgleich  E.  K.  M.  Sich  über  das  Bestehen  eines  Dom-Kapituls  mit  12 
Mitgliedern  noch  nicht  definitive  zu  erklären  geruhet  haben,  so  geht  doch 
auch,  wenn  ein  solches  Dom-Kapitul  verbleibt,  der  grösste  Theil  des  Ver- 
mögens des  jetzigen  Dom-Kapituls  ebenfalls  zu  deu  Staats-Kassen  über. 

Es  scheint  daher  schon  die  Fürsorge  für  den  Nahrungs-Zustand  der 
Stadt  Hildesheim  zu  erfordern,  dass  das  Stift  zum  heiligen  Kreutz  bestehen 
bleibe,  damit  dessen  Einkünfte  in  der  Stadt  verzehrt  und  der  Cirkulation 
unterworfen  werden. 

Ueberdem  ist  mit  diesem  Stifte  von  jeher  eine  Pfarrey  verbunden,  wozu 
auch  die  Kirche  sehr  gelegen  ist,  und  die  Vollständigkeit  des  catholischeu 
Gottesdienstes  bey  feyerlichen  Gelegenheiten,  die  Weihen  und  Ordinationen 
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können. 

Alles  das  jetzt  mit  einem  male  abzuschafifen  und  einzuschränken,  dürfte 
keinen  guten  Eindruck  machen,  zumal  wenn  auch  dieses  Stift,  welches  viel 
äusseres  Ansehen  geniesst,  ganz  eingehen  sollte.«  .  .  .  [Folgen  Vorschläge 
wegen  der  Besteuerung  u.  s.  w.  im  Falle  der  Beibehaltung.] 

Mai  4  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»4.  Mai  1805. 
Die  von  dem  Ref.  für  die  Beybehaltung  dieses  Stifts  angeführten  Gründe 
überzeugen  S.  M.  nicht.  Der  einzige  erhebliche  Grund  ist  der,  welcher  von 
dem  Nahrungszustande  der  Stadt  Hildesheim  hergenommen  wird.  Diesen 
widerlegt  aber  der  jetzige  nichts  weniger  als  blühende  Zustand  der  Gewerb- 
samkeit  dieser  Stadt,  ungeachtet  seyt  einem  Jahrtausend  so  viele  reiche 
Stifter  darin  bestanden.  Dies  beweiset  vielmehr  dort  wie  überall,  dass  reiche 
Stiftungen  vielmehr  die  Industrie  tödten  als  sie  beleben.  Eine  oder  die 
andre  bedeutende  Fabrik -Anlage  würde  dagegen  von  weit  heilsamem  Er- 
folge seyn  und  S.  M.,  welche  es  den  Kammern  in  den  Entschädigungs- 
Provinzen  zur  Pflicht  gemacht  wissen  wollen,  die  Anlagen  von  nützlichen 
Fabriken  und  Manufakturen  an  die  (!)  Stelle  eingezoguer  Stiftungen  zu  be- 
fördern', werden  mit  Vergnügen  die  dazu  erforderlichen  Unterstützungen 
bewilligen.  Dagegen  aber  wollen  Allerhöchstdieselben  dieses  Stift  eben  so 
wie  die  übrigen  zum  Aussterben  bestimmen  und  demgemäss  die  anderweiten 
Anträge  des  Ref.  erwarten.« 

Hiernach  Gab  in  ets- Ordre  an  Angern,  Potsdam  1805  Mai  4. 

R.  8'.).    Minuten  des  Cabinets. 

Auf  diese  Cabinets  -  Ordre   beantragt  Angern  am  11.  Mai  1805  das 

»successive  Aussterben«   dieses  Stiftes  in  analoger  Weise  wie  für  die  übrigen 

Mai  16  Stifter,  was  durch  Cabinets -Ordi-e  vom  16.  Mai  1805  gutgeheissen  wird. 

Einen  Ergänzungs-Bericht  erstattet  Angern  noch  am  4.  November  1805. 

den  die  Cabinets-Ordre  vom  9.  November  1805   »approbirt«. 


April  25  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  16.  April  1805,  No.  821. 


April  27         828.     Das    Kriegs- Konsistorium  an  den  Staats -Minister   v.  Angern. 
Berlin  1805  April  27. 

R.  70.  Münster.  Geistliche  Sachen.  11.    Ausfertigung,  gez.  Böhm. 

Zahl  imd  Befugnisse  der  Katholischen  OarnisonpredigerA) 
Antwortet  auf  das  Schreiben  vom  13.  April:     »Dass  ausser  den  hiesigen 
Praepositum  und  Catholischen  Feldpropst  nur  in  den  Festungen  zu  Magde- 
1;  Cfr.  No.  785. 
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bnrff  und  Stettin  catholische  Garnison-Prediger,    da^reeen    aber  bei   säinint-  .  ^^^„^ 

April  27 
liehen  Regimentern  und  Bataillons  der  Königlichen  Armde  .  .  .  keine  eigene 

catholische  Feldprediger  angestellet  sind.  Nur  zu  Kriegs-Zeiten  werden 
catholische  Feldprediger  zum  Behuf  der  Armöe  und  zur  Haltung  und  Ab- 
wartung  des  catholischen  Gottesdienstes  angenommen.  Sowohl  der  hiesige 
catholische  Praepositus  als  auch  die  vorgedachten  beiden  catholischen  Gar- 
nison-Prediger dürfen  jedoch  nur,  zu  Folge  ihrer  Bestallungen  und  Instruk- 
tionen, bei  denen  Königlichen  Truppen  die  Römisch-catholische  Seelen-Cur 
versehen,  hingegen  keine  actus  parochiales,  als  Taufen,  Proclamiren  und 
Copuliren,  so  wenig  wenn  beiderseits  Eltern  und  neuangehende  Eheleute,  als 
wenn  nur  der  eine  Theil  von  denselben  sich  zur  römisch-catholischen  Re- 
ligion bekennet,  verrichten ;  die  ihnen  zur  geistlichen  Seelen-Cur  in  den  alten 
Königlichen  Provinzen  angewiesenen  Regimenter  müssen  sie  alle  Vierteljahre 
bereisen  und  mit  denen  darunter  befindlichen  catholischen  Soldaten  Com- 
munionen  halten,  wozu  ihnen  die  nöthigen  Fuhren  und  ausserdem  eine  un- 
bestimmte Remuneration  von  den  Compagnie-  und  Esquadrons-Chefs  gegeben 
werden.  Wieviel  die  vorgenannten  catholischen  Militair-Prediger  an  Gehalt 
erhalten  und  aus  welchen  Königlichen  Gassen  sie  dasselbe  beziehen,  ist  dem 
Krieges-Consistorio  nicht  bekannt.  Nach  dem  Militair-Consistorial-Reglement 
vom  15.  July  1750  müssen  die  Taufen  bei  einem  Regiment,  Bataillon  oder 
Garnisons-Gemeine  ohne  Unterschied  von  dem  ordentlichen  Feld-  und  Gar- 
nison-Prediger verrichtet  werden,  die  Eltern  mögen  reformirt,  lutherisch 
oder  catholisch,  das  Kind  ein  Knabe  oder  Mädgen,  in  oder  ausser  der 
Ehe  erzeugt  seyn.  Gleichermassen  darf  kein  Stadt-  und  Landprediger  einen 
Soldaten,  er  sei  von  welcher  Religion  er  wolle,  proclamiren  und  Copulii-en, 
der  nicht  ein  dimissoriale  von  seinem  eigentlichen  Feldprediger  aufweiset, 
wogegen  derselbe  die  bestimmten  jura  stolae  erhält;  indem  sowohl  die  luthe- 
rischen als  reformirten  und  catholischen  Soldaten  von  dem  Feldprediger  des 
Regiments  oder  Bataillons  copuliret  werden  müssen.  Nach  der  Besitznahme 
von  Schlesien,  wo  fast  an  allen  Orten  Catholiquen  sich  befanden,  sind  die 
Taufen  und  Trauungen  durch  die  Regiments-Prediger  verrichtet  und  von 
diesen  die  Kirchenbücher  geführet  worden,  und  in  Ansehung  der  Beichte 
und  des  Abendmahls  haben  die  Catholiquen  sich  zu  den  Civil-Geistlichen 
gehalten.  Im  Jahre  1774  ist  aber  auf  Vorstellung  des  Weih-Bischofs  von 
Breslau  v.  Strachwitz  von  des  Höchstseeligen  Königes  Friedrichs  II.  Maj. 
bewilliget  worden,  dass  das  catholische  Militair  die  Erlaubniss  haben  solle, 
ihre  sacra  sich  von  Geistlichen  seiner  Confession  oder  von  dem  Feldprediger 
ven'ichten  zu  lassen,  doch  so,  dass  sie  im  erstem  Falle  einen  Schein  über 
die  dem  Feldprediger  bezahlten  Stol-Gcbühren  beibringen,  die  catholische 
Geistlichkeit  für  diese  Handlung  nichts  fordern,  ja  selbst  wenn  ihr  eine 
remuneration  angebothen  werde,  sie  solche  nicht  annehmen  und  das  Ver- 
zeichniss  der  verrichteten  geistlichen  Handlungen  vierteljährlich  dem  Feld- 
prediger einsenden  sollen.     Auf  diese  Verordnung  sind  die  Feldprediger  in 
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^^^  _  Sild-  und  Neu-Ostpreussen  verwiesen,  so  dass  sie  keine  Schwierigkeiten  in 
^^^  "  Ansehung  der  dimissorialien  bei  Catholiquen  machen  sollen,  sobald  ihnen 
die  Stolgebühren  bezahlet  werden.  Die  in  Schlesien  garnisonirenden  Husaren- 
Kegimenter,  die  keine  Feldprediger  haben,  imgleichen  die  Füsilier-Bataillons, 
insofern  selbige  nicht  in  Festungen  liegen,  wo  eigene  Garnison-Prediger  oder 
deren  Stelle  vertretende  Feldprediger  befindlich  sind,  so  wie  die  Invaliden- 
Conipagnien,  halten  sich  zu  der  Civil-Gemeine  des  Garnison-Orts  nach  der 
Verschiedenheit  der  Religion.  In  Süd-  und  Neuostpreussen  hingegen  sind 
bei  den  daselbst  garnisonirenden  Husaren-Regimentern  und  Füsilier-Bataillons, 
wegen  der  alldort  mangelnden  protestantischen  Parochien,  diesseits  der 
Weichsel  drei  protestantische  Distrikts-Feldprediger  nnd  eben  so  viel  jenseits 
der  Weichsel  angestellt,  die  monathlich  die  ihnen  angewiesenen  Regimenter 
und  Bataillons  zur  Haltung  des  Gottesdienstes  und  Verrichtung  der  geist- 
lichen Handlungen  bereisen  müssen.  Bei  dem  catholischen  Militair  werden 
aber  so  wenig  in  den  vorgenannten  beiden  Provinzen  als  in  Ober-  und 
Neu-Schlesicu  die  sacra  durch  einen  herum  reisenden  catholischen  Geistlichen 
verrichtet,  weil  dergleichen  in  allen   dortigen  Garnisonen  vorhanden   sind.« 


Mai  3  829.       Confirmations-Patent  für  den  bisherigen  Bischof  von  Posen, 

Ignatius  Graf  von  Raczynski,  als  Erzbischof  von  Gnesen.«^)    Berlin  1805 
Mai  3. 

R.  7.  C.  25.  B.  B.    Concept,  gez.  Reck. 

»Wir  Friedrich  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  (tot. 
tit.)  Thun  kund  und  fügen  hierdurch  jedermänniglich  zu  wissen:  dass  Wir, 
nachdem  dm-ch  das  vor  einigen  Jahren  erfolgte  Ableben  des  Hochwürdigen 
und  Hochgebohrnen  Fürst- Erz -Bischofs  zu  Gnesen  Ignatius  Grafen  von 
Bieberstein-Krasicki  Unsers  besonders  lieben  Freundes  und  lieben  Getreuen 
der  dasige  erzbischöfliche  Stnhl  erledigt  worden,  aus  landesväterlicher,  für 
das  dortige  Metropolitan-Capitul  und  Unsre  getreue  Unterthanen,  wie  nicht 
weniger  für  sämtliche  zur  Gnesenschen  Erzbischöflichen  und  Bischöflichen 
Dioeces  gehörige  Kirchen  nnd  Gemeinen  tragenden  huldreichen  Vorsorge, 
den  ernstlichsten  Bedacht  darauf  gerichtet,  dass  derselbe  zur  Beförderung 
der  Ehre  Gottes  nnd  seines  heiligen  Dienstes  durch  einen  würdigen,  durch 
einen  untadelichen  Lebens- Wandel,  reine  Gottes-Furcht  und  treue  Religions- 
Uebung  ausgezeichneten  und  in  der  Römisch-catholischen  Christenheit,  so 
wie  sonst  überall,  geliebten  und  geehrten  Prälaten  hinwiederum  besetzt  und 
eingenommen  werde;  und  da  Wir  diese  ruhmwürdige  Eigenschaften  in  dem 
Ilochwürdigen  und  Hochwohlgebohrnen  Unserm  besonders  Lieben  und  lieben 
Getreuen  Ignatius  Grafen  von  Raczynski,  zeitherigem  Bischöfe  von  Posen, 
welcher  dieses  Bischöfliche  Amt  seit  mehreren  Jahren  zu  Unsrer  AUergnä- 

1)  Cfr.  No.  815. 
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digsten  Zufriedenheit  und  zu  Unserm  Wohlgefallen,  auch  unter  sichtbarem  ^^9% 
Seegen  Gottes  geführet  und  verwaltet  hat,  vereiniget  gefunden,  Wir  Unser 
gnädigstes  Augenmerk  auf  ihn  gerichtet  und  denselben  vermöge  des  Uns 
als  Landes-Herrn  zustehenden  Juris  Patronatus  und  anderweitiger  Gerecht- 
same zu  dem  Erz-Bisthum  Gnesen  ernannt  und  förmlich  nominirt  liaben; 
welchemnächst  denn  derselbe  durch  einstimmige,  einmüthige,  pHichtmässige 
Wahl  des  Metropolitan-Capituls  zu  Gnesen  zu  dessen  Oberhaupt  und  zum 
Erz-Bischof  zu  Gnesen  rite  et  canonice  und  unter  Beobachtung  der  ge- 
wöhnlichen Feierlichkeiten  und  Gebräuche  gewählet  worden. 

Wenn  es  nun  der  Vollgültigkeit  der  in  Gemäsheit  und  Folge  Unsrer 
Nomination  von  dem  Metropolitan-Capitul  zu  Gnesen  vorgenommenen,  zu 
Unserem  Allerhöchsten  Wohlgefallen  und  Zufriedenheit  ausgefallenen  Wahl 
des  obgedachten  zeitherigen  Bischofs  von  Posen  Ignatius  Grafen  von  Rac- 
zynski  zum  Erzbischof  von  Gnesen  noch  au  Unsrer  Königlichen  Confirmation 
und  Bestätigung  gebricht,  bevor  derselbe  zur  Ablegung  des  Uns  in  dieser 
Eigenschaft  zu  leistenden  Eides  der  Treue  zugelassen  und  in  den  Besitz  der 
mit  dem  Erz-Bisthum  Gnesen  verbundeneu  Competenz  gesetzt  werden  kann: 

So  confirmiren  und  bestätigen  AVir  hierdurch  und  in  Kraft  dieses  aus 
Königlicher  und  Oberlandesherrlicher  Macht- Vollkommenheit  mehrerwähnten 
vormahligen  Bischof  von  Posen  Ignatius  Grafen  vou  Raczynski,  Unsern  be- 
sonders Lieben  und  lieben  Getreuen,  als  würklichen  Fürst-Erz-Bischof  von 
Gnesen;  verleihen  demselben  und  dem  dasigen  Erz-Bisthum  für  Uns  und 
Unsre  Nachfolger  am  Königreich,  wie  solches  von  Unsers  Höchstseeligen 
Herrn  Vaters  Maj.  geschehen  ist,  zu  ewigen  Zeiten  den  Fürstlichen  Titel 
und  Würde,  welcher  Ihm  und  den  jedesmahligen  Erz-Bischöfen  von  Gnesen 
nicht  nur  aus  Unsern  Hof-  und  andern  CanzeUeien,  sondern  auch  von  Un- 
sern sämtlichen  Unterthanen,  geist-  und  weltlichen  Standes  jederzeit  beige- 
leget und  gegeben  werden  soll;  und  wollen,  befehlen  und  verordnen,  dass 
derselbe  nun  sofort  in  den  würklichen  Besitz  der  mit  dem  Erz-Bisthum 
Gnesen  verbundnen  Temporalien  und  Competenz  gesetzt  werde  und  solche 
auf  gleiche  Weise,  wie  solche  von  seinem  Vorfahren  im  Erz-Bisthum  ge- 
nossen und  genutzet  worden,  ebenfalls  zu  gemessen  und  zu  nutzen  haben 
solle. 

Wir  gebieten  und  befehlen  demnach  Unsern  Südpreussischen  Regie- 
rungen, Krieges-  und  Domainen-Cammern  und  allen  andern  von  Uns  Aller- 
höchst angeordneten  Obrigkeiten,  wie  auch  allen  Unsern  Vasallen  und 
Unterthanen,  geist-  und  weltlichen  Standes,  dass  sie  mehr  beregten  den 
Hochwürdigen  und  Hochgebohruen  Unsern  besonders  Lieben  und  lieben 
Getreuen  Ignatius  Grafen  von  Raczynski,  nunmehrigen  Fürst-Erz-Bischof  von 
Gnesen,  als  solchen  anerkennen  und  achten,  auch  denselben  alles  dasjenige, 
was  an  Ehren,  W^ürden,  Nutzung  und  andern  Vortheilen  von  dem  Erz- 
Bisthum  Gnesen  abhängig,  dazu  gehörig  oder  sonst  damit  vereinigt  seyn 
mag,  geriüiig,  vollkommen  und  ungehindert  besitzen,  haben    und   geniessen 
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^^.  lassen,  bei  Vermeidung  Unsrer  Königlichen  Ungnade  und  schwerer  unaus- 
bleiblicher Ahndung ;  jedoch  alles  Uns  und  Unsern  Königlichen  und  Landes- 
herrlichen Gerechtsamen  auf  alle  Weise  unabbriichig. 

Des  zu  Urkund  haben  Wir  gegenwärtiges  Confirmations-Patent  Höchst- 
eigenhändig unterschrieben  und  demselben  Unser  grösseres  Königliches  In- 
Siegel beifügen  lassen.« 

Das  Konfirmations-Patent  für  »Franciscus  Skarbek  von  Malczewski« 
als  Bischof  von  Posen  datirt  ebenfalls  vom  3.  Mai  1805. 

Concept,  gez.  Reck.    R.  7.  C.  25.  E.  E. 


Mai  4            Cabinets-Ordres  an  Angern  s.  unter  dem  23.  und  dem  24.  April  1805, 
No.  824;  825  und  827.  

Mai  13  830.     Immediat- Bericht    der   Staats -Minister   Frhr.   v.  Hardenberg, 

V.  Massow  und  v.  Angern.    Berlin  1805  Mai  13. 

R.  S9.  13S.  N.    Ausfertigung. 

Die  wechselseitigen  Einkünfte  der  durch  den  Rhein  getrennten  geistlichen  Korpora- 
tionen und  die  Verivendimg  der  rechtsrheinischen  Revenuen,  i) 

».  .  .  Es  theilt  sich  diese  ganze  Angelegenheit  in  folgende  drey  Ab- 
schnitte, nemlich: 

I.  betreffend  das  diesseits  Rheins,  in  E.  K.  M.  Provinzen  belegene  Ver- 
mögen der  jenseits  Rheins  befindlichen  aufgehobenen  geistlichen  Kor- 
porationen, und  das,  was  die  diesseits  Rheins  befindlichen  geistlichen 
Korporationen  jenseits  Rheins  besessen  haben; 

II.  betreffend  das  wechselseitige  Vermögen  der  sonstigen  Kirchen-, 
Schul-,  Erziehungs-,  Armen -Anstalten,  Familien-  und  Privat-Fundationen, 
imgleichen  der  Stadt-  und  Dorf-Gemeinheiten; 

lU.  die  Verwendung  der  von  beyden  in  den  diesseitigen  Provinzen 
disponible  bleibenden  Revenuen. 

zu  I.  sind  die  sämmtlichen  Revenuen  von  den  im  Cleve-Märckschen 
vorhandenen  Besitzungen  der  jenseits  Rheins  supprimirten  geistlichen  Kor- 
porationen aufgenommen,  und  es  sind  nur  diejenigen  ausgelassen,  welche 
in  den  Distrikten  von  Huissen  und  Sevenaar  belegen,  weil  es  von  den  Ueber- 
tragungs-Unterhandlungen  mit  der  batavischen  Republik  abhängt,  von  wel- 
chem Zeitpunkt  ab  diese  Revenuen  mit  zu  übertragen  seyn  werden,  daher 
vorerst  solche  besonders  sequestrirt,  die  darauf  ruhenden  Lasten  daraus 
bezalt  werden,  das  übrige  aber  besonders  deponirt  ist.  So  wie  indessen, 
nach  den  mit  der  Batavischen  Republik  bestehenden  Tractaten,  die  Reve- 
nuen dieser  Distrikte  bis  zur  förmlichen  wirklichen  Abtretung  diesseits 
noch  gezogen  werden,  so  ist  es  auch  unbedenklich,  über  diese  geistliche 
Revenuen  bis  dahin  mit  zu  disponiren;   und  so  können  sie  im  Ganzen,  bis 

1)  Cfr.  No.  525  und  834. 
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zu    diesem   Zeitpunkte,    zum    Geistlichen    Sustentations-Fonds   gezogen    und  „^.v^^.j 
demnächst  pro  rata  den  diesseitigen  Pensionaii-s  angewiesen  werden. 

Die  in  dem  übrigen  Cleveschen,  dem  Märckschen  und  Essen-Werden- 
schen  befindlichen  Revenuen  der  jenseits  Rheins  supprimirten  Corporationen 
betragen  nun  zusammen 14525  Rthlr.  14  Stb.  10  Pf. 

Dagegen  aber  haben  die  diesseits  Rheini- 
schen geistlichen  Corporationen,  an  ihren  jen- 
seits gelegenen  Revenuen,  jährlich  verloren, 
zusammen  ....  5682  Rthlr.  4  Stb.  2  Pf. 
Berliner  Courant. 

Davon  werden, 
weil  es  die  Seelsorge 
angeht,  zubonificiren 
seyn 396      »     44    >     6   » 


die  übrigen  .  .  5285  »  19  »  4  » 
werden  nach  dem  Dafürhalten  der  Landes-Col- 
legien,  welchem  wir  beypflichten,  nicht  zu  ent- 
schädigen seyn,  weil  es  nur  Klöster  und  katho- 
lische Stifter  betrift,  welche  selbst  der  Säku- 
larisation unterworfen  sind. 

Solchergestalt  werden  von  den  acquirirten 

Revenuen  zuvörderst  abgehen 396  Rthlr.  44  Stb.    6  Pf, 

und  übrig  bleiben 14128      ~-      3Ö~  -       4~^ 

worüber  disponirt  werden  kann. 

Wenn  der  Reichs-Deputations-Beschluss  vom  25.  Februar  1803  §  34 
— 36  in  Ansehung  der  übrigen  säcularisirten  Geistlichen  Güther  angenommen 
hat,  dass  die  Zubehörungen  derselben,  wo  sie  auch  belegen  sind,  dem  Landes- 
herrn mit  zufallen,  in  dessen  territorio  die  Haupt-Korporation  belegen  ist, 
so  hat  dagegen  der  §  37  den  Grundsatz  in  Ansehung  der  durch  den  Rhein 
getrennten  Besitzungen  aufgestellt,  dass  derselbe  die  bestimmte  Eigenthums- 
Gränze  ausmachen  solle,  sowol  in  Ansehung  der  eigentlichen  geistlichen 
Korporationen,  als  der  den  Spitälern,  frommen  Stiftungen,  Kirchen,  Schul-, 
Erziehungs-Anstalten,  Stadt-  und  Dorf-Gemeinden  zugehörigen  Besitzungen. 
Was  davon  diesseits  Rheins  liegt,  bleibt  der  Disposition  der  LandesheiTn, 
in  deren  Territorien  es  belegen,  überlassen,  jedoch  sollen  daraus  nach  §  76 
die  zu  den  Geistlichen  aufgehobenen  Korporationen  gehörigen  Geistlichen 
und  Diener  zuvörderst  lebenslänglich  sustentirt  und  erst  nach  deren  Tode 
anderweit  darüber  disponirt  werden. 

Zu  II.  Was  daher  insbesondere  die  Revenuen  von  Kirchen,  milden 
Stiftungen,  Armen-Anstalten,  Schul-Anstalten,  Familien-  und  Privat-Funda- 
tionen,  auch  Stadt-  und  Dorf-Gemeinheiten  betrift:  So  ist  es  überall  auf 
genaue  Aufnahmen  in  Ansehung  dessen,  was  wechselseitig  verlohren  geht, 
angekommeu,  wobey  aber  vorzüglich  nur  das  Herzogthum  Cleve  in  Betracht 
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^^^„  zu  ziehen  gewesen  ist,  da  in  den  übrigen  diesseitigen  Provinzen  dergleichen 
Mai  13  ,    , ,.  , 

nur  sehr  uuerheblicn  gewesen.  .  .  . 

Wir  tragen  nun,  aus  Gründen  der  allgemeinen  Billigkeit,  .  .  .  darauf 
an,  dass  E.  K.  M.  zu  genehmigen  geruhen, 

dass  in  der  Regel  die  diesseits  gelegeneu  Anstalten  für  ihren  Verlust 
aus   den   von  jenseits  Rheins  her  zu  E.  K.  M.   ...  Disposition  fal- 
lenden Reveuüen  dortiger  gleichartiger  Communitäten,  so  weit  diese 
hinreichen,  entschädiget  werden,  dagegen  aber  das,  was  von  letztern 
übrig  bleibt,  zum  Ersatz  des  noch  bleibenden  Verlusts  der  nicht  in 
dieselbe  Cathegorie  gehörigen  Anstalten  verwendet,  wegen  des  dann 
aber    noch    fehlenden   Ausfalls    zur   Deckung    aus    den   Geistlichen 
Revenüen-Fonds  sub  Num.  I  bey  E.  K.  M.  Antrag  gethan  werden  darf. 
Denn  es  wird  sich  bey  veranlasster  näherer  Untersuchung  .  .  .  wegen 
der   öffentlichen   und  Privat-Fuudationen  und  des  Verlustes  der  Stadt-  und 
Dorf-Gemeinheiten    demnächst    erst    ergeben,    in    wiefern    dieselben    einer 
partiellen    Entschädigung   bedürfen,   auch    in   wiefern   sich  die  Fundationen 
dazu,  oder  aber  nach  den  Grundsätzen,  die  bey  den  Säkularisationen  in  den 
Entschädigungs-Provinzen  in  Ansehung  der  Vicarien  und  der  simplen  Bene- 
ficien   unter  E.  K.   M.   ...  Genehmigung  angewandt  werden,  gar  zur  Auf- 
hebung   und   zur  Bestimmung  für  Kirchen  und  Schul-Anstalten  qualificiren, 
daher   wir   auch   bis    dahin  über  dergleichen    nur  in  einzelnen  Fällen  nach 
den  Umständen  gemeinschaftliche  Verfügungen  erlassen  haben. 

Alle  diese  Revenüen-Ausgleichungen  werden  übrigens  von  dem  Tage 
anfangen,  wo  die  Sequestration  der  wechselseitigen  Revenuen  geschehen  ist; 
und  wenn  nur  E.  K,  M.  jene  allgemeinen  Grundsätze  zu  genehmigen  ge- 
ruhen, so  werden  wir  das  weitere  demnächst  ausmitteln  zu  lassen  nicht 
verfehlen. 

Zu  III.  Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich  so  viel,  dass  von  den  sub 
No.  I  aufgeführten  diesseitigen  disponiblen  Revenuen  der  jenseits  Rheins 
aufgehobenen  geistlichen  Korporationen  zu  dem  Bedürfniss  ad  LI  nur  wenig 
abgeht,  und  dass  daher  für  jetzt  um  so  weniger  Rücksicht  darauf  genommen 
werden  darf,  als  diese  Revenuen  durch  bessere  Verwaltung  noch  beträcht- 
liche Zuwächse  erhalten  werden.  Sie  können  daher  als  völlig  disponible 
angesehen  werden;  und  nach  den  oben  prämittirten  Grundsätzen  des  Reichs- 
Deputations-Beschlusses  haben  darauf  die  unglücklichen  Individuen  der  jen- 
seits Rheins  aufgehobenen  geistlichen  Korporationen  den  ersten  Anspruch  zu 
machen,  den  E.  K.  M.  ihnen  auch  durch  mehrere  .  .  .  Cabinets-Ordres  zu 
zusichern  geruhet  haben. 

Dieserhalb  sind  nun  durch  Kommissarien  der  Cleve-Märekschen  Laudes- 
CoUegien,  mit  Zuziehung  des  Cleveschen  Dechants  Ruys,  als  Deputirten  der 
gesammten  Clevischen  Geistlichkeit,  die  genauesten  Untersuchungen  ver- 
anlasst,   die   bey  dieser  Sustentation   anzunehmenden  Grundsätze  weitläufig 
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disciitirt  und  ein  Sustentationa-Etat  entworfen  worden.    Alles  dieses  ist  von    J^q 
nns  sorgfältig  geprüft,  und  das  Resultat  davon  ist  folgendes: 

1.  In  dem  französischen  Beschluss  vom  4.  Messidor  Jahr  10  (23.  Juny 
1802),  wodurch  die  geistlichen  Corporationen  in  den  vier  neuen  deutschen 
Departements  aufgehoben  und  ihre  Güter  zu  Domainen  erklärt  wurden,  sind 
den  jenseits  Rheins  gebürtigen  Geistlichen,  wenn  sie  unter  60  Jahr  alt, 
jährlich  =  500  Livi-es  ausgesetzt,  welche  ä  6^/3  Ggr.  pro  Livre  ausmachen 
131  Rthlr.  222/3  Ggi-. 

Die  60  Jahr  und  darüber  alten  Geistlichen  aber  haben  600  Livres 
oder  158  Rthlr.  S  Ggr.  bekommen;  dagegen  die  diesseits  Rheins  gebohrnen 
Geistlichen  nur  mit  einem  Viatico  von  150  Livres  überhaupt  entlassen 
sind.  Nachher  wurden  sämmtliche  Geistliche,  ohne  Rücksicht  des  Geburts- 
Orts,  auf  jene  Pensionen  gesetzt.  lu  der  ersten  Zeit  sind  solche  auch 
bezalt;  seitdem  aber  die  geistliche  Güter  theils  verkauft,  theils  den  Sena- 
toren und  der  Ehren-Legion  zugewiesen  worden,  erfolgt  die  Zalung,  dem 
Vernehmen  nach,  nicht  mehr  und  es  ist  auch  in  der  Zukunft  wenig  mehr 
davon  zu  erwarten. 

2.  Dagegen  haben  die  Holländer  den  aus  ihren  Provinzen  gebürtigen 
Geistlichen  solcher  jenseits  Rheins  aufgehobenen  Korporationen  aus  den 
in  dem  Batavischen  Gebiethe  gelegenen  Revenuen  derselben  ausgesetzt 
=  500  FI.  Holländisch  oder  ä  13 '/o  Ggr.  pro  Gulden  =  277  Rthlr. 
18^/3  Ggr,  Der  letzte  Maasstab  ist  nun  von  den  Commissarien  der  Clevi- 
schen  Landes-Collegien  in  Ansehung  der  E.  K.  M.  ganz  oder  zum  Theil 
zur  Last  bleibenden  Individuen  für  die  Canonici  in  den  Capituln  zu  Cleve, 
Xanten  und  Cranenburg  als  billig  zum  Grunde  gelegt  und  also  das  Quantum 
von  277  Rthlr.  18 2  3  Ggr.  zur  Norm  angenommen,  worauf  ihnen  erst  das- 
jenige, was  die  Franzosen  bezalen,  computirt  und  das  Supplements-Quantum 
alsdann  zugelegt  wird.  Weil  aber  die  französischen  Pensionen  nicht  voll- 
ständig mehr  bezalt  werden,  so  halten  wir  es  für  billig,  dass  einem  jeden 
von  ihnen  überhaupt  noch  62  Rthlr.  5^/3  Ggr.  zugelegt  werden,  damit  sie 
30  in  runder  Summe  340  Rthlr.  erhalten.  Den  60  Jahr  und  darüber  alten 
Personen,  welche  nach  dem  Vorschlag  gedachter  Commissarien  zu  dem  fran- 
zösischen Quanto  von 158  Rthlr.   S  Ggr. 

nur  hinzuerhalten  müssen 119      »      10^  3  > 

um  zu  bekommen 277      »      18  2/3  » 

würde  man  aber  ausserdem  noch  24  Rthlr.,  mithin  über- 
haupt      86      >        5  >,  3  . 

zulegen  können,  so  dass  sie  incl.  der  fi'anzösischen  Pension    364     »         —    > 
erhalten. 

In  gleicher  Art  sind  für  die  Canonici  des  Capitels  zu  Wissel,  wobey 
wegen  der  geringen  Revenuen  der  französische  Normal-Satz  von  131  Rthlr. 
22  2^3  Ggr.  zuerst  angenommen  worden,  resp.  160  Rthlr.  und  170  Rthlr.  als 
Norm  angesetzt. 

Granier,  Preassen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  2Ö 
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1805  4    'Sa.ch  diesem  letztem  Satze  sind  billig  auch   die  Vicarien  angesetzt, 

die   sonst   von   den  Franzosen    den  Canonicis   gleich   gestellt   worden,   aber 
viel  weniger  vorhin  an  Revenuen  gehabt  haben. 

5.  Auf  diese  Pensionen  können  aber  nur  diejenigen  Beneficiirten  recht- 
lichen Anspruch  machen,  deren  jenseits  Rheinische  Corporation  in  den 
diesseitigen  Provinzen  Revenuen  gehabt  hat,  insoweit  diese  Revenuen  dazu 
ausreichen. 

6.  Zwar  keinen  Rechts-begründeten ,  aber  doch  billigen  Anspruch  auf 
einige  Unterstützung  haben:  diejenigen  hülfsbedürftigen  Beneficiaten,  deren 
Corporation  zwar  in  E.  K.  M.  Provinzen  diesseits  Rheins  nichts  besessen, 
die  aber  doch  wegen  der  ehemaligen  Verhältnisse  mit  den  Cleveschen  und 
Jülichschen  Stiftern  von  E.  K.  M.  ihre  Präbenden  titulo  oneroso  acquirirt 
haben.  Wir  haben  daher  mit  den  Clevischen  Landes-CoUegien  und  Com- 
missarien  für  billig  gehalten,  für  die  Canonici  der  Cleveschen  Kapital,  die 
schon  nach  No.  3  Pensionen  erhalten,  drey  Procent,  und  für  die  auswärtigen, 
wo  dieses  nicht  der  Fall  ist,  6  p.  Cent  von  ihrem  bezalten  Kapital  auszu- 
setzen. 

7.  Wo  dieses  nicht  der  Fall  ist,  haben  solche  Geistliche  eigentlich  gar 
keinen  Anspruch  auf  Sustentation  aus  den  diesseits  Rheinischen  Geistlichen 
Revenuen;  Es  finden  sich  aber  doch  mehrere  Hülfs-Be dürftige,  die  als  dies- 
seitige Eingebohrne  ohne  Entschädigung  auf  das  diesseitige  Rheinufer  ge- 
wiesen sind  und  für  welche  sehr  dringende  Gründe  des  Mitleids  sprechen. 
Darum  haben  wir  es  für  gut  gehalten,  ein  generelles  Quantum  von  2500  Rthlr. 
dieserhalb  zum  Etat  zu  bringen  und  werden  wir  gemeinschaftlich  jedesmal 
genau  prüfen  und  bestimmen,  was  an  Unterstützung  einem  oder  dem  andern 
Individuo  daraus  gegeben  werden  kann. 

8.  Die  im  §  3  und  4  bestimten  Pensionen  setzen  immer  noch  voraus, 
dass  das  französische  Gouvernement  den  Geistlichen  die  ausgesetzten  Pen- 
sionen ferner  bezalen  wird,  und  es  ist  nur  auf  die  Zweifelhaftigkeit  der 
Zalung  bey  Bestimmung  der  diesseitigen  Supplements-Quanta  billige  Rück- 
sicht genommen  worden.    Man  wird  auch  vorerst  sich  daran  halten  müssen. 

Wenn  aber  demnächst  mit  Gewissheit  sich  ergeben  möchte,  dass  die 
armen  Individuen  nichts  mehr  davon  erhalten,  so  erfordert  die  Billigkeit, 
sie  successive,  als  Pensionen  vacant  werden  und  der  Fonds  reicht,  nach 
dem  Alter  soweit  zur  Verbesserung  aufrücken  zu  lassen,  bis  die  oben  be- 
stimmten Normal-Quanta  erreicht  werden. 

9.  Die  Zalungen  werden  ihren  Anfang  mit  der  Zeit  nehmen,  wo  die 
Revenuen  diesseits  sequestrirt  worden,  von  wo  an  auch  der  Bestand  dazu 
in  der  Casse  vorhanden  ist.  In  sofern  aber  solcher  nicht  hinreichen  möchte, 
kann  von  Trinitatis  1804/5  au  die  Zalung  nur  erfolgen. 

10.  Von  allen  Supplements-Pensioneu  sind  die  gebohrnen  Holländer 
ausgeschlossen,  weil  diese  von  der  batavischen  Republik  aus  den  wichtigen 
dort  gelegenen  Revenuen   der  jenseitigen  Corporationen   ihre  Sustentations- 
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gelder  erhalten.  Wo  aber  von  Eiugcbohrnen  der  sonstigen  diesseits  Rheini-  J  •  ^o 
sehen,  andern  deutschen  Fürsten  gehörigen  Territorien  die  Rede  ist,  in 
deren  Gebiethe  sich  solche  Revenuen  belinden,  z.  B.  im  Veste  Recklinghausen, 
wo  das  Capitul  zu  Xanten  3796  Rthlr.  jährliche  Reventlen  zu  erheben  gehabt 
hat,  fernerhin  dem  Salmschen  Gebiethe  des  Münsterlandes  p.  p.,  da  wird 
ihnen  solches  pro  rata  angewiesen.  Dieses  wird  demnächst  auch  in  An- 
sehung der  Revenuen  geschehen,  die  sich  in  den  Huissen-  und  Sevenaer- 
schen  Districten  befinden,  und  die  vorerst  zu  dem  generellen  diesseitigen 
Fonds  gezogen  werden. 

11.  Diejenigen,  welche  ganze  Pensionen  erhalten,  werden  anzuhalten 
seyn,  solche  in  E.  K.  M.  Provinzen  zu  verzehren;  wo  aber  dieselben  den 
gi'östen  Theil  vom  Auslande  ziehen  und  nur  diesseits  Supplements-Pensionen 
zu  erheben  haben,  wird  darauf  nicht  strenge  bestanden  werden  können. 

12.  Den  Erben  der  inmittelst  verstorbenen  Geistlichen  wird  in  der  Regel, 
da  nur  von  Sustentations-Geldern  die  Rede  ist,  nichts  zu  vergüten  seyn; 
einzelne  Ausnahmen  müssen  durch  besonders  dringende  Umstände  begründet 
werden.  Nachjahi'e  können  aber  aus  demselben  Grunde  gar  nicht  statt 
finden;  vielmehr  wird  mit  dem  Sterbe-Quartal  die  ganze  diesseitige  Susten- 
tation  aufhören. 

Nach  diesen  Grundsätzen  haben  wir  den  .  .  .  hierbeigefügten  Normal- 
Etat  entwerfen  lassen,  dessen  .  .  .  Vollziehung,  im  Fall  E.  K.  M.  denselben 
zu  genehmigen  geruhen,  wir  .  .  .  erbitten.  Es  sind  darin  sowol  die  dis- 
poniblen Einnahmen  als  die  Ausgaben,  in  der  beygefügten  Pensions-Liste 
aber  die  zu  pensionirenden  Geistlichen  angesetzt;  und  es  ist  blos  in  Ansehung 
des  Dechants  Ruys  und  des  Canonici  Jorissen  eine  Ausnahme  gemacht 
worden.  Beyde  haben  sich  während  des  Unglücks,  so  die  jenseitigen,  vor- 
mals E.  K.  M.  zugehörigen  Provinzen  betroffen,  mit  ausgezeichneter  Thätig- 
keit  und  Eifer  für  die  Eingesessenen,  so  wie  auch  für  die  geistlichen  Kor- 
porationen und  ihre  Mitglieder  verwandt,  und  E,  K.  M.  haben  daher  in 
mehrern  .  .  .  Cabinets-Ordres  sie  AUerhöchst-Ihrer  besondern  Gnade  ver- 
sichert. .  .  . 

E.  K.  M.  ...  Bestimmung  stellen  wir  noch  schliesslich  .  .  .  anheim: 
ob  das  westphälische  Provinzial-Departement ,  nach  den  obigen  und  nach 
den  vorstehenden  Grundsätzen,  diese  ganze  Sustentations -Angelegenheit 
durch  die  Cleve-Märcksche  Krieges-  und  Domainen-Kammer  behandlen,  in 
zweifelhaften  Fällen  mit  den  concernirenden  mit  unterzeichneten  Departe- 
ments-Chefs Rücksprache  nehmen  und,  nachdem  durch  Abgang  der  sämmt- 
lichen  Pensionairs  diese  Fonds  völlig  disponible  geworden,  nach  Vorschrift 
der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  7.  April  17991)  deshalb  weitere  gemeinschaft- 
liche .  .  .  Vorschläge  abgeben  soll  ? « 


1)  Cfr.  No.  525.  S.  727,  Anm.  1. 
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1805  83^     Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  1805  Mai  15. 

Mai  15  .    ,  .. 

R.  7.  A.  25.  D.  D.    Ausfertigung. 

Verfahren  bei  dem  kanonischen  Proxesse  und  der  Konsekration  des   Bisehofs  von 

Wigry,  v.  OolaczeivskiA) 

*Ich  wage  es  aber  hierbei  ...  zu  bemerken,  dass  es  auf  keine 
Weise  nöthig  ist,  dass  der  Römische  Hof  von  der  von  E.  K.  M.  zu  treffen- 
den Wahl  des  zur  Consecration  zu  bestimmenden  Bischofs  Kenntniss  erhalte. 
Der  Gang  dieser  Sache  ist  vielmehr  der,  dass  ich  nach  erhaltener  Bulle 
lediglich  im  Namen  des  Bischofs  ein  Gesuch  eingebe,  statt  von  drei  Bischöfen 
nur  von  einem  und  zwei  Dignitarienc  onsecrirt  zu  werden,  und  dass  die 
hiesige  Behörde  hierüber  ein  eignes  Beeret  ausfertigt,  in  welchem  die  Wahl 
des  Bischofs,  welcher  die  Consecration  verrichten  soll,  ohne  dessen  nament- 
liche Erwähnung  lediglich  dem  zu  consecrirenden,  welchem  E.  K.  M.  alsdann 
,  .  .  Befehle  deshalb  ertheilen  können,  überlassen  bleibt.  Auf  gleiche  Weise 
ist  es  auch  neulich  bei  der  Consecration  des  Bischofs  von  Suprasl  geschehen, 
nur  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass  da,  wo  die  Expedition,  wie  in  jenem 
Falle,  per  viam  Curiae  geschieht,  dieser  Zusatz  nicht  in  einem  besonderen 
Decret,  sondern  in  der  Bulle  selbst  gemacht  wird. 

Da  es  aus  diesem  Grunde  schlechterdings  unnütz  seyn  würde,  die  Aus- 
fertigung der  Bestätigungs-Bullen  des  p.  von  Golaszewski  ferner  aufzuhalten, 
so  glaube  ich,  wenn  ich  mich  auch  von  den  Buchstaben  des  erhaltenen 
Befehles  entferne,  doch  E.  K.  M.  ...  Absicht  entsprechend  zu  handeln, 
wenn  ich  diese  |^r]  Angelegenheit  sogleich  Cours  gebe,  und  das  um  so  mehr, 
als  unstreitig  gleich  nach  der  morgen  festgesetzten  Ankunft  des  Papstes  2) 
ein  Consistorium  gehalten  werden  wird,  nachher  aber  mehrere  Monate  bis 
zur  Haltung  eines  zweiten  verstreichen  könnten.«   .  .  . 

Reck  giebt  dem  Verfahren  Humboldt's  am  14.  Juni  1805  >vollen  Bei- 
fall«. Die  Proklamation  Golaczewski's  erfolgte  im  Consistorio  secreto  am 
26.  Juni  1805.  

Mai  16  Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  24.  April  1805,  No.  827. 


Mai  20  832.   Rescript  des  Hoheits-  und  des  Niedersächsischen  Departements 

an  die  Kammer  zu  Heiligenstadt.     Berlin  1805  Mai  20. 

J{.  47.  lU.     Concept,  gez.  Reck  und  Schroetter  (für  Angern);    Anweisung  von  Räumer. 

Die  Adressirung  römischer  Expeditionen  an  den  Mainxer  Ofßeial  sei  ungehörig,  da 
dn'  Nexus  mit  Mainz  aufgehört  habe. 

.  .  .   »Wir  übersenden  Euch  hierbei  die  iu  Rom  gratis  ausgewirkte  Ehe- 
Dispensation    .  .  .    mit   dem   .  .  .  Befehl,    solche    an    das    dortige    Geistliche 


1)  Cfr.  No.  748. 

2)  Von  der  Reise  nach  Frankreich. 
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Commissariat  gelangen  zu  lassen,  damit  lezteres  den  Partlieien  diese  Dispen-  J  -^ 
sation  notificire.  Zugleich  habt  Ihr  gegen  das  Commissariat  dabei  zu  äussern, 
dass,  da  diese  Ehe  nach  den  Landes-Gesetzen  erlaubt  sey'),  Wir  mit  Ver- 
gnügen zur  Gewissens -Beruhigung  Unserer  geliebten  cafholischen  Unter- 
thanen  durch  Römische  Negotiation  gewirkt  und  der  obgedachten  Römischen 
Expedition,  jedoch  blos  ad  effectum  dieser  Gewissens-Beruhigung,  Cours  ge- 
geben hätten.  Ferner  habt  Ihr  hinzuzufügen,  dass  diese  Expedition  irrig  an 
den  Officialen  Curiae  Moguntinae  gerichtet  sey,  indem  alle  Maynzische  Geist- 
liche Jurisdiction  und  Authoritaet  in  Preussischen  Landen,  wie  bekannt, 
gänzlich  cessire. «   .  .  . 

Eine  Vorstellung  des  »Königl.  Preuss.  Commissariats  des  Eichsfeldes«, 
d.  d.  Heiligenstadt  1805  September  2,  die  darlegt,  der  Nexus  mit  Mainz  Sept.  2 
bestehe  in  jure  et  facto  solange,  bis  eine  andere  Dioecesan-Eintheilung  ge- 
troflen  sei,  wird  am  22.  April  1806  vom  Niedersächsischen  dem  Hoheits- 
Departement  übersendet  und  von  Raumer  am  26.  Oktober  1806  unerledigt 
»ad  acta«   geschrieben. 

833.     Immediat- Bericht  des  Staats -Ministers  v.  Voss.    Berlin   1805  Mal  22 
Mai  22. 

E.  St).  32.  D.    Ausfertigung. 

Das  Paulincr- Kloster  in  Warschau  soll  von  Bexahhtng  der  %ur  russischen  Quartier- 
gelderkasse rückständigen  Beiträge  entbunden  werden. 

»Der  Prior  des  Pauliner-Klosters  in  Warschau,  von  Trompczynski,  bittet 
in  der  .  .  .  von  E.  K.  M.  mir  zur  Berichts-Erstattung  zugefertigten  Vorstellung 
vom  25.  März  d.  J.,  das  Kloster  von  Bezahlung  der  durch  das  Policey- 
Directorium  geforderten,  für  das  Jahi-  1795  noch  rückständigen  Abgaben 
auf  den  Grund  der  demselben  von  dem  damaligen  Gouverneur  von  Bux- 
hewden  zugesicherten  diesfälligen  Befreyung  zu  entbinden. 

Nach  dem  Berichte  der  Warschauer  Kammer  werden  von  dem  Pauliner- 
Convent  nicht  aus  dem  Jahre  1795  rückständige  landeshen-liche  und  städ- 
tische Abgaben,  sondern  die  auf  seine  in  Warschau  befindliche  Grund-Stücke 
repartirte,  für  den  Zeitraum  vom  8*«"^  November  1794  bis  zum  8**"  Juny  1796 
noch  restirende  Beiträge  zu  den  russischen  Einquartirungs-Kosten,  von  779 
Floren  pohlnisch  oder  129  Thalern  20  Groschen  brandenburgisch,  gefordert. 
Von  deren  Bezahlung  hat  aber  der  von  Buxhewden  den  gedachten  Conveut 
so  wenig  befreyen,  als  diese  Reste  nach  dem  Antrage  des  Priors  jetzt 
niedergeschlagen  werden  können,  da  sie,  so  wie  alle  übrigen  auf  die  nicht 
mit  der  russischen  Natural-Einquartirung  betroflene  Bürger  vertheilten  Bei- 
träge, theils  zur  Entschädigung  der  bequartirt  gewesenen  Individuen,  theils 
zur  Bezahlung  derjenigen,  welche  Behufs  dieser  russischen  Einquartirung 
Holz   und  andere  Bedürfnisse   geliefert  haben   und   die  jetzt   auf  ihre  Be- 


ll Mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau. 
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1805  fiiediguDg  dringen,  bestimmt  sind.  Aus  diesen  Ursachen  haben  auch  E.  K. 
M.  auf  den  wegen  der  rückständigen  Abgaben  der  Stadt  Warschau  unterm 
20'*t«n  May  1S02  von  mir  erstatteten  ausführlichen  Bericht  durch  die  .  .  . 
Cabinets-Order  vom  23^'^"  desselben  Monats  zu  befehlen  geruhet,  dass  alle 
zur  russischen  Servis-Casse  rückständige  Beyträge  eingezogen  werden  sollen; 
ich  kann  also  um  so  weniger  für  die  Niederschlagung  dieser  Rückstände 
sentiren,  als  dieser  Fonds  überdiess  zur  Befriedigung  sämmtlicher  Creditoren 
insufficient  ist  und  ihm  daher  nichts  abgezogen  werden  kann.  Wenn  indessen 
der  Pauliner -Convent  auch  Ansprüche  an  die  ehemalige,  im  Jahre  1795 
aufgelüsete  pohlnische  Servis-Commission  wegen  rückständiger  Miethe  für 
das  ehemals  dem  pohlnischen  Policey-Corps  eingeräumte  Gelass  macht  und 
solche  durch  das  Anerkenntniss  des  Generals  v.  Buxhewden  verificirt,  so  ist 
es  billig,  selbige  bei  der  dem  Convente  obliegenden  Zahlung  der  oben  ge- 
dachten Rückstände  zu  berücksichtigen.  Zwar  würde  die  erwähnte  Mie"the 
für  das  Gelass  des  Policey-Corps  von  der  ganzen  Bürgerschaft  aufgebracht 
werden  müssen,  es  würde  jedoch  die  Repartition,  wenn  solche  auf  alle 
Individuen  der  Bürgerschaft  angelegt  werden  sollte,  in  zu  viele  kleine  Par- 
celen  zerfallen,  deren  Einziehung  und  Beitreibung  um  so  mehr  mit  sehr 
grossen  Schwierigkeiten  verbunden  seyn  würde,  als  viele  der  damals  zum 
Mitbeitrag  verpflichtete  Büi'ger  nicht  mehr  vorhanden  sind.  Es  hat  daher 
die  Kammer  vorgeschlagen,  das  Pauliner-Kloster  zui*  Entschädigung  für  seine 
Ansprüche  wegen  der  Miethe  von  der  Bezahlung  der  zur  russischen  Quartier- 
Gelder-Casse  rückständigen  Beiträge  zu  entbinden  und  dagegen  den  Betrag 
der  letztern  mit  129  Thalern  20  Groschen  zur  Befriedigung  der  erwähnten 
Gasse  aus  der  Warschauer  Cämmerey-Casse,  die  aus  ihren  Beständen  diese 
Ausgabe  fourniren  kann,  zu  bewilligen. 

ich  finde  dieses  billig  und  muss  daher  E.  K.  M.  den  diessfälligen  Vor- 
schlag zur  .  .  .  Genehmigung  .  .  .  submittii-en. « 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 
»Accordirt. « 

Mai  28  Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Körbelitz  1805  Mai  28. 

R.  sti.    Minuten  des  Cabinets.  120. 


Mai  23  834.     Cabinets-Ordre  an  die  Staats -Minister  Frhr.  v.  Hardenberg, 

V.  Massow  und  v.  Angern.     Berlin  1805  Mai  23. 

R.  34.  67.     AnsfertigTing. 

Die   Verwendung  der  Einkünfte   der  jenseits    des   Rheins  aufgehobenen   geistlichen 
Korporatvinen,  die  in  diesseitigen  Provinzen  fundirt  sindA) 

Genehmigt  die  im  Berichte  vom  13.  Mai  2)  gemachten  Vorschläge  ad  I. 
und  II.:   >Wa8  dagegen  die  ad  UI.  gemachten  Vorschläge  wegen  Bestimmung 
1)  Cfr.  No.  857.  2]  No.  830. 
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und  Verwendung  der  in  Meinen  diesseitigen  Provinzen  belegenen  und  Mir  1805 
zur  Disposition  anheim  gefallenen  Einkünfte  von  den  jenseits  Rheins  suppri- 
mirten  Geistlichen  Corporationen,  deren  Betrag  Ihr  zu  14128  llthlr.  30  Stb. 
4  Pfg.  ausgemittelt  habt,  betrift,  so  scheinen  Mir  die  deswegen  aufgestellten 
Grundsätze  zu  gekünstelt.  Nach  dem  Keichs-Deputations-Iieschluss  haben 
nur  diejenigen  Geistlichen,  deren  jenseits  Rheins  aufgehobene  Corporationen 
diesseits  Rheins  in  Meinen  Staaten  Einkünfte  gehabt  haben,  die  nun  zu 
Meiner  Disposition  anheim  gefallen  sind,  rechtlichen  Anspruch  auf  Pensionen 
aus  diesen  Einkünften,  soweit  solche  dazu  hinreichen,  und  nächstdem  kann 
Ich  nur  solchen  hülfsbedürftigen  Geistlichen,  die  als  diesseitig  Eingebohrne 
ohne  Entschädigung  auf  das  diesseitige  Ufer  angewiesen  sind  und  für  welche 
dringende  Gründe  des  Mitleids  sprechen,  einen  Billigkeits-Anspruch  in  der 
Maasse  einräumen,  dass  diejenigen,  welche  ihre  jenseits  supprimirten  Pfründen 
von  Mir  oder  Meinen  Vorfahren  titulo  oneroso  adquiriert  haben,  vor  andern 
gleich  hülfsbedürftigen  Geistlichen  den  Vorzug  verdienen.  Für  die  erste 
Classe  derjenigen,  die  einen  gerechten  Anspruch  auf  Pensionen  haben,  halte 
Ich  den  Holländischen  Pensions- Satz  von  500  Fl.  mit  einem  Zusatz  von 
24  Rthlr.  für  die  Greise  von  60  Jahren  und  drüber,  wie  Ihr  solches  vor- 
schlaget, ganz  angemessen,  so  dass  dasjenige,  was  sie  anders  woher  als 
Pension  beziehen,  darauf  in  Abzug  gebracht  werden  muss.  Es  würde  auch 
an  sich  unbedenklich  seyn,  wegen  der  Ungewissheit  der  französischen  Pen- 
sions-Zahlungen noch  den  vorgeschlagenen  Zusatz  anzunehmen,  wenn  dies 
nur  nicht,  wie  es  bey  Berechnung  der  Pension  des  Dechanten  Ruys  ge- 
schehen, dahin  führte,  für  diejenigen  Individuen,  welche  bloss  von  Mir 
pensionirt  werden,  wo  es  also  dieses  Zusatzes  nicht  bedarf,  solchen  den- 
noch ebenfalls  anzunehmen  und  so  auf  einem  Umwege  den  Pensions-Satz 
zu  Begünstigung  Einzelner  zu  erhöhen. 

Für  die  zweyte  Classe  derjenigen  Beneficiirten,  sowie  sie  oben  näher 
bestimmt  ist,  können  in  der  Regel  niedrigere  Pensions -Sätze  statt  finden, 
jedoch  können  auch  besondere  Umstände,  als  vorzügliches  Verdienst,  Grösse 
des  Verlusts  und  dringendes  Bedürfniss,  Ausnahmen  motiviren,  die  aber  eine 
sorgfältige  Untersuchung  aller  Verhältnisse  der  Individuen  erfordern,  damit 
über  Ungleichheit  der  Behandlung  keine  gerechten  Beschwerden  entstehen 
können.  Zu  solchen  Beschwerden  würde  es  unstreitig  Veranlassung  geben, 
wenn  nach  Eurem,  auch  in  sich  selbst  nicht  consequenten  Vorschlage  die- 
jenigen Geistlichen,  welche  ihre  Stellen  von  Mir  oder  Meinen  Vorfahren 
titulo  oneroso  erworben  haben,  ohne  auf  die  oben  von  Mir  bestimmten  Be- 
dingnisse Rücksicht  zu  nehmen,  resp.  6  und  3  pro  Cent  des  bezahlten 
Kaufgeldes  erhalten  sollten,  da  doch  die  Käufer  der  jenseits  ebenfalls 
supprimirten  Zehnten,  die  noch  mehr  Recht  als  jene  haben,  gar  keine  Ent- 
schädigung bekommen.  Die  Berechnung  der  Pension  des  Dechanten  Ruys 
dient  zum  Belag,  zu  welchen  Willkührlichkeiten  es  führet,  wenn  man  sich 
von  der  einfachen  Natur  der  Sache   entfernet.     Ihr  berechnet  die  Pension, 
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^^.  welche  er  nach  den  von  Euch  aufgestellten  Grundsätzen  zu  erhalten  haben 
würde,  auf  1100  oder  eigentlich  1200  Rthh-.  und  schlaget  vor,  solche  seiner 
Verdienste  wegen  bis  auf  1400  Rthlr.  zu  erhöhen.  Zu  dem  Ende  gebet  Ihr 
ihm  als  Dechant  und  Canonicus  eine  doppelte  Portion,  wie  es  ausser  ihm 
bey  keinem  Individuo  geschiehet,  und  leget  ihm  ebenfalls  wieder  ganz  einzig 
für  die  Vicarie  zu  Weetz  ^)  noch  eine  dritte  Pension  bey.  Ihr  setzet  sogar 
bey  einer  jeden  Pension  noch  den  Zusatz  an,  der  bloss  für  die  Individuen 
angenommen  worden,  die  eine  französische  Pension  erhalten,  ungeachtet  er 
sich  nicht  in  diesem  Falle  befindet,  und  gebet  ihm  endlich  noch  3  pro  Cent 
nicht  bloss  von  dem  Kaufgelde  der  beyden  Präbenden,  die  er  von  Mir 
titulo  oneroso  erhalten,  sondern  auch  noch  von  den  darin  verwendeten  Bau- 
kosten. Den  Canonikus  Jorrissen  dagegen,  dem  Ihr  gleiches  Verdienst 
beyleget,  bringet  Ihr  nur  mit  einer  Pension  von  500  Rthlr.  in  Ansatz, 
welches,  wenn  es  gleich  an  und  für  sich  angemessen  zu  seyn  scheint,  den- 
noch mit  dem  reichlichen  Antrag  für  den  Ruys  in  gar  keinem  Verhält- 
nisse steht  und  durch  die  tiberwiegende  Grösse  des  Verlusts,  den  Letzterer 
erlitten,  um  deswillen  nicht  gerechtfertiget  werden  kann,  Aveil  sonst,  den 
niedrigeren  Ansatz  für  die  Canonici  des  Kapittels  zu  WisseP)  und  für  die 
Vicarien  ausgenommen,  auf  die  Grösse  des  Verlusts  nirgends  Rücksicht 
genommen  worden.  Ich  will  um  deswillen  hiermit  noch  nicht  sagen,  dass 
der  Ruys  und  Jorris  (!)  nicht  einen  Vorzug  verdient  haben,  aber  es  muss  erst 
richtig  ausgemittelt  werden,  was  ihnen  nach  obigen  von  Mir  bestimmten 
Grundsätzen  gleich  andern  zukömt,  und  dann  müssen  ihre  Verdienste,  um 
derentwillen  sie  vorzüglicher  zu  behandeln,  näher  entwikkelt  und  ausführlich 
angezeigt  werden.  Ueberhaupt  aber  kann  Ich  die  auf  irrige  Grundsätze  und 
fehlerhafte  Anwendung  derselben  gebauten  Etats  nicht  vollziehen,  sondern 
befehle  Euch,  solche  den  obigen  Bestimmungen  gemäss  nach  den  darin  ent- 
haltenen zwey  Classen  umarbeiten  zu  lassen,  dergestalt,  dass  Ich  auch 
übersehen  kann,  was  eine  jede  jenseits  supprimirte  Corporation,  deren  Mit- 
glieder disseits  Pensionen  erhalten  sollen,  diesseits  für  Revenues  hat,  und 
solche  mit  Euerm  auderweiten  Gutachten  über  die  zu  machenden  Ausnahmen, 
besonders  in  Ansehung  des  Ruys  und  Jorrissen,  einzureichen.« 


Mai  24  835.    Note  des  Cabinets-Ministeriums  an  den  Kaiserlich  Oesterreichi- 

schen  Ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister,   Graf 
Metternich-Winneburg.     Berlin  1805  Mai  24. 

R.  (i7.  B.  I.  C.  21.    Concept,  geschrieben  von  Küster,  gez.  Hardenberg. 

Antioort  auf  das  Rescript  des  K.  K.  Ministeriums,  Wien  1805  Januar  10,  *be(r.  die 

allge7neinen  Reichs- Angelegenheiten*,   i.  e.  die  Reichsritter schap,  di^  Viril- Stimmen 

im  Fürstenraihe  tmd  das  deutsche  Konkordat. 

...    »Da   ein   solcher   Verein    [das  Konkordat],    wenn   er    für   andere 
katholische  deutsche  Länder  noch  zu  Stande  kommen  sollte,  in  keinem  Fall 
1,  Weeze,  Kr.  Geldern.  2;  Kr.  Kleve. 


Mai  24 
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die  hiesigen  Königlichen  Staaten  bei  deren  eigenen  Verhältnissen  und  Rechten  ^,f^  9^ 
irgend  mit  angehen  kann,  so  hat  auch  der  Königliche  Hof  nur  das  ent- 
ferntere Interesse  dabei,  als  Reichsstand  raitzuwürken,  auf  dass  nicht  andern 
Mitständen  von  dem  Römischen  Hofe  solche  Verbindlichkeiten  zugewendet 
werden,  die  den  Warnungen  der  Geschichte  von  der  Päpstlichen  Hierarchie, 
den  geläuterten  Begriffen  und  Grundsätzen,  welche  in  neuern  Zeiten  schon 
von  dem  katholischen  Deutschland  selber  aufgestellt  worden  sind,  und  den 
wohlbegründeten  Rechten  der  Landesherrn  und  dem  wahren  Interesse  ihrer 
Staaten  widerstreiten  möchten.  Der  Königliche  Hof  wird  indess  den  wei- 
tern vertraulichen  Eröffnungen,  welche  ihm  der  K.  K.  Hof  auch  über  diese 
vor  der  Hand  ruhende  Angelegenheit  im  Voraus  zugesagt  hat,  jederzeit  mit 
Vergnügen  entgegen  sehen.«   .  .  . 

Diese  »Note«  wird  unter  gleichem  Datum  mitgetheilt  anGoertz,  und 
an  die  >  Geheimen  Räthe«  zu  Dresden,  München,  Kassel,  Stuttgart,  Karls- 
ruhe, Darmstadt,  Weimar,  Gotha,  Braunschweig,  Schwerin,  Strelitz,  Olden- 
burg, Dillenburg  (für  Oranien-Nassau)  und  Fulda. 


836.   Das  Fränkische  Departement  an  den  Staats-Minister  v.  Massow.  Mai  2ö 
Berlin  1805  Mai  25. 

R.  44.  C.  20.    Abschrift,  gez.  Hardenberg;   Anweisung  von  Nagler. 

Den  KathoUken  xu  Kulmbach  kann  bei  ihrem  Si?mdfan- Oottesdienste  in  der  Hospital- 
kirche der  Gebrauch  der  Glocken  vorläufig  nicht  gestattet  werden. 

.  .  .  »E.  p.  statte  nun  zuförderst  den  verbindlichsten  Dank  für  die 
Bereitwilligkeit  ab,  mit  welcher  Dieselben  die  Aufnahme  des  katholischen 
Gottesdienstes  in  die  Hospital-Kirche  zu  Culmbach  bewilligt  haben.  Ich 
habe  die  Verfügung  getroffen,  dass  wegen  des  den  Katholiken  zugestande- 
nen Mitgebrauchs  der  Kirche  zu  den  Baulichkeiten  derselben  aus  den  vor- 
mals Kloster-Langheimischen  Revenuen  ein  jährlicher  Zuschuss  von  25  FI. 
rhein.  geleistet  wird.  Was  aber  den  hierbei  nachgesuchten  Gebrauch  der 
Glocken  betrift,  so  kann  ich,  da  die  Katholiken  in  den  am  meisten  be- 
günstigten Städten  Ansbach  und  Baireuth  bei  ihrem  Gottesdienste  sich  keines 
Geläutes  bedienen  dürfen,  nicht  für  räthlich  halten,  bei  Culmbach,  wo  nur 
ein  ganz  precaires  Privat-Religions-Exercitium  der  Katholiken  existirt,  eine 
Ausnahme  zu  machen,  zumal  diese  Bewilligung  bei  der  Regulirung  der 
katholischen  Diöcesan-Verhältnisse  in  den  fränkischen  Provinzen,  welche 
dermalen  im  Werk  ist,  neue  Verwickelungen  herbeiführen  würde.  Ich  .  .  . 
halte  für  das  Beste,  die  Sache  bis  zu  beendigter  Regulirung  der  Dioecesan- 
Verhältnisse  beruhen  zu  lassen.«   .  .  . 


Cabinets-Ordre  an  Voss  3.  unter  dem  22.  Mai  1805,  No.  833.  Mai  28 
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^^  837.   Das  Bischöfliche  General-Vikariat-Amt  zu  Breslau  an  den  Staats- 

Minister  Graf  Hoym.     Breslau  1805  Mai  30. 

Staats-Arcliiv  Breslau.  M.  K.  XIII.  10.  d.    Ausfertigung,   gez.  E.  v.  Schimonsky;   v.  Hochberg; 
V.  Wostrowsky. 

VorstcUintg  gegen  »die  Abtretung  der  Kirche  xzi  JRabischau  an  die  Protestanten.'^ 
.  .  »Diese  .  .  .  Verfügung  [die  Cabinets-Ordre  vom  18.  April  1805^)] 
hat  uns  um  so  empfindlicher  gebeugt,  als  durch  Einziehung  des  Kirchen- 
aerariuras  und  der  Wiedmuth  zu  Kabischau  die  Katholiken  in  dem  Friede- 
berger  Parochie-Bezirk  unendlich  leiden,  da  nach  Abgang  oder  Absterben 
des  gegenwärtigen  Pfarrers  kein  Seelsorger  katholischer  Religion  aus  Mangel 
der  Subsistenz  in  Friedeberg  wird  bestehen  können. 

Der  Gutsbesitzer  von  Rabischau  ist  der  Graf  Schaffgotsch,  der  sich  zur 
katholischen  Religion  bekennt,  und  als  solcher  ist  er  ein  katholischer  Wirth 
am  Orte.  Kebst  diesem  befinden  sich  noch  in  Rabischau  und  Hayne 
13  Communicanten  katholischer  Religion.  Wenn  auch  diese  keine  katho- 
lische Wirthe  sind,  so  bleiben  sie  doch  so  lange  dem  Corpori  Catholicorum 
einverleibt,  als  sie  sich  in  dem  gedachten  Orte  befinden.  Daher  ist  das 
katholische  Kirchen-System  in  Rabischau  noch  nicht  aufgelöset. 

Haben  aber  E.  K.  M.  die  Einziehung  der  Wiedmuth  und  des  Kirchen- 
Aerariums  zu  Rabischau  definitive  beschlossen,  so  bitten  wir  .  .  . ,  die  Unter- 
haltung des  katholischen  Pfarrers  zu  Friedeberg  so  wohl  für  jezt  als  für 
immer  ...  zu  fixiren  und  zu  sichern,  denn  es  würde  den  Katholicken  in 
dem  Friedeberger  Parochie-Bezirk,  der  194  Communicanten  enthält,  darunter 
sich  22  possessionirte  Wirthe  befinden,  um  so  schmerzlicher  fallen,  ohne 
Seelsorger  zu  seyn,  als  diese  Parochie  mit  den  adjungirten  Kii'chen  von 
Katholicken  fundirt  und  dotirt  ist.  Dieses  traurige  Loos  erwartet  sie,  wenn 
Allerhöchst  Dieselben  die  Wiedmuth  und  das  Kii'chen-Aerarium  zu  Rabi- 
schau den  Protestanten  zu  übergeben  und  nicht  die  Unterhaltung  des  katho- 
lischen Seelsorgers  in  dem  Friedeberger  Parochie-Bezirk  für  immer  zu 
sichern  .  .  .  geruhen  wollten. 

Im  Fall  es  bei  der  Allerhöchsten  Verfügung  in  Betref  der  Kirche  zu 
Rabischau  sein  unabänderliches  Bewenden  haben  soll,  so  bitten  wir  .  .  ., 
uns  .  .  .  informiren  zu  lassen,  was  der  Commissarius  von  unsrer  Seite  dabei 
thun  soll.«   .  .  . 

Juni  11  Hoym  weist  am  11.  Juni  1805  diese  Vorstellung,  was  Rabischau  be- 

triflFt,  ab:  indem  Unsre  Allerhöchste  Person  die  Schliessung  der  katholischen 
Kirche  .  .  .  Allerhöchst  Selbst  unmittelbar  zu  resolviren  befunden  haben. 
Uebrigens  ist  es  Sache  Eures  Commissarii,  bei  den  diesfälligen  commissa- 
rischen  Verhandlungen  die  Rechte  des  katholischen  Pfarrers  zu  Friedeborg, 
wenn  Ihr  solche  für  beeinträchtigt  erachtet,  bestens  wahrzunehmen,  Eure 
diesfälligen    Gründe   zum  Protocoll  zu  geben   und   wegen  Sicherung   seiner 

1)  No.  822. 
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Einkünfte  die  Euch  nöthig  scheinenden  Anträge  zu  machen.  Hiernach  muss  j,,^;  , 
es  Euch  ja  von  selbst  einleuchten,  dass  die  Wahrnehmung  der  Gerechtsame 
der  katholischen  Kirche  zu  Friedeherg  die  eigentliche  Bestimmung  des  von 
Euch  zu  ernennenden  Commissarii  ist,  und  bleibt  es  lediglich  Eure  Sache, 
denselben  zur  gründlichen  Darstellung  dieser  vermeintlichen  Gerechtsame 
und  Formirung  zweckdienlicher  Anträge  mit  vollständiger  Information  zu 
versehen«. 

a.  a.  0.  C'oncept,  gez.  Hoym. 


838.    Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  den  Juni  15 
Staats-Minister  v.  Voss.     Ciazen  1805  Juni  15. 

Gen.-DLrektorium  Sädpreussen  LXXLI.  2S2.  a.    Eigenhändige  Ausfertigung. 

Memoire  über  mehrere  Wünsche  für  seine  neue  Stellung  als  Erxbischof  ton  Gnesen 
und  Bischof  von  Warschaus, 

»L'Archeveque  de  Gnesne  a  l'honneur  de  presenter  ä  S.  E.  Monseigneur 
le  Ministre  d'Etät  Baron  de  Voss  les  objets  ci  dessous,  et  espere  des  bon- 
t^s  de  S.  E.  une  decision  favorable. 

1™°.  La  competence  de  l'Archeveque  provenant  des  trois  Chambres, 
Celles  de  Varsovie,  de  Kaiisch  et  de  Posen,  sa  perception  est  sujette  ä 
beaucoup  d'incommoditö ;  l'Archeveque  supplie  S.  E.  de  vouloir  bien  donner 
ses  ordres,  pour  que  cette  competence  put  etre  payee  en  entier  ou  par  la 
Chambre  de  Posen,  ou  par  celle  de  Kaiisch. 

2^''.  L'etat  du  bois  ä  bruler  fixe  pour  l'Ai'cheveque  est,  d'apres  les 
renseignemens  que  l'Archeveque  a  regu,  de  70  cordes  pour  Skierniewice  et 
de  30  pour  Gnesne.  Cet  etat  est  trop  modique  et,  puisque  l'Archeveque 
est  dans  l'intention  de  passer  un  certain  tems  ä  Varsovie,  oü  cet  article 
est  d'une  grande  importance,  il  supplie  S.  E.  de  vouloir  bien  donner  ses 
ordres  ä  la  Chambre  de  Varsovie  de  fixer  les  besoins  de  l'Archeveque  d'une 
maniere  plus  convenable  et  de  les  assigner  sur  les  forets  situ^es  pres  de 
Varsovie. 

3°.  Comme  l'Archeveque  n'a  rien  tant  en  vue  que  de  repondre  ä  l'at- 
tente  du  Gouvernement,  et  ä  cette  fin  il  a  l'intention  de  resider  chaque 
annöe  quattre  mois  ä  Varsovie,  il  supplie  S.  E.  de  vouloir  bien  lui  accorder 
une  petite  ferme  convenable  situ^e  entre  Varsovie  et  Skierniewice,  d'oü  il 
puisse  tirer  les  denr^es  necessaires  pour  entretenir  sa  maison  et  etre  dispense 
de  la  necessit^  couteuse  d'avoir  des  magasins  ä  Varsovie  et  ä  Skierniewice. 

4^^.  La  Chambre  de  Posen  a  donne  plusieurs  fois  I'assurance  ä  l'Ar- 
cheveque comme  Bailli  de  Ciazen  de  lui  faire  batir  les  etables  pour  le  be- 
tau, la  [ho-]2)tellerie  qui  n'existe  plus  depuis  deux  aus,  la  [b  rasserie  qui 
tombe  en  ruine,  et  un  Grenier  ä  bled.     On   pourroit   faire    tr^s    commode- 


1)  Cfr.  No.  840. 

2   Die  Vorlage  ist  an  den  eingeklammerten  Stellen  zerstürt. 
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^^^     ment  un  grrenier  [ä  blled  du  Pavillon  du  Chateau  de  Ciazen  qui  [n'elst  pas 
Jnni  lo  "  .    ,,  -,  .         -  j.  .       :i  .        .  .  , 

achevt^,  et  ou  pourroit  1  arranger  de  maniere  a  laire  des  souterrams  existans 

des  caves,  dont  le  Chateau  manque  absolument.     L'Archeveque   supplie  S. 

E.  de  vouloir  bien  se  faire  rendre  compte  de  ces   objets  Economiques   par 

le  Conseiller  du  Departement,  et  de  donner  les  ordres    qu'EUe  jugera   ne- 

cessaires. 

5°.  L'Archevechö  de  Gnesne,  etant  iufiniment  [^tjendu,  auroit  besoin 
des  trois  Suffragans,  comme  [des]  trois  Officialats.  Celui  de  Gnesne  en  a 
un;  pour  [l'Eve^ch^  de  Varsovie  et  Lowicz  sera  le  Suflfra[gant]  de  Lowicz, 
mais  pom-  le  Departement  de  [Kalisch]  il  n'y  a  personne;  justement  il  se 
presente  un  sujet  qui  veut  faii'e  les  fonctions  de  Suflfragant  de  Kalisch  sans 
etre  ä  charge  ä  l'Archeveque.  Cet  Ecclesiastique  l'est  Mi*,  de  Kaczynski, 
Abbö  de  Lende,  qui,  etant  poiu-vü  de  l'Abbaye  de  Lende,  est  en  etat  de 
faire  tete  aux  depenses  de  la  Dignite  de  Suffragant  sans  demander  une 
pension.  II  ne  s'agit  seulement  que  d'obtenir  pour  [lui  du^  St.  Siege 
l'Evechö  in  partibus.  L'Arche[veque  esjpere  des  bont(5s  de  S.  E.  qu'Elle 
[voudra]  bien  agreer  ce  projet  qui,  n'etant  prejudiciable  [ni  ä  l'Ejtat,  ni 
aux  Archeveques  futurs,  n'offre  qu'un  [Suflfragant]  de  plus  sans  aucune  charge. 

6*^.  L'Ai'cheveque  est  persuade  que  S.  E.  rend  justice  au  merite  emi- 
nent et  aux  plus  aimables  qualit^s  de  Mr.  l'Abb^  Prazmowski,  Grand  Pre- 
vot  [de  V]arsovie,  et  ce  sont  surement  des  considerations  [particuljieres  qui 
n'ont  pas  permis  qu'il  füt  pourvü  de  la  Prevote  de  la  Collegiale  de  Len- 
czyca.  Mais  il  est  toujoiirs  au  pouvoir  de  S.  E.  de  le  dedommager,  et 
l'Archeveque  croit  eti"e  de  son  devoii*  de  le  recommander  ä  la  protection 
de  S.  E.,  en  cas  que  l'Ecolatrie  de  la  Collegiale  de  Lenczyca  qui  est  de 
lu  CoUation  Royale,  venait  ä  vaqner.« 


Juni  18         839.  Immediat-Bericht  des  Staats -MI  nisters  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin 
1805  Juni  18. 

R.  Sa.  32.  C.    Ausfertigung. 

Den  barmherxigen  Schwestern-Instituten  xic  Plock  und  Pultusk  7n'öge  eine  jährlielie 
Beihilfe  von  200  tmd  300  Thalern  aus  den  Domäncn-Revenüen  von  Neuostpreussen 

bewilligt  werden. 

»Unter  den  geistlichen  Gesellschaften  in  Neuostpreussen  zeichnen  sich 
vor  allen  die  Convente  der  barmherzigen  Schwestern  durch  einen  entschei- 
dend wohlthätigen  Einfluss  auf  das  gemeine  Beste  aus. 

Der  Hauptzweck  dieser  religiösen  Verbindungen,  deren  Mitglieder  nicht 
eigentliche  Nonnen  und  daher  nicht  dem  Beruf  einer  ewigen  Armuth,  Ehe- 
losigkeit und  Obedienz  unterworfen  sind,  bestehet  in  der  Pflege,  Wartung 
und  Heilung  der  Kranken  ohne  Unterschied  ihres  Glaubensbekentnisses; 
der  Nebenzwek  in  dem  UnteiTichte  der  weiblichen  Jugend  und  in  Beleh- 
rung der  Unwissenden.     Beide   Bestimmungen,   und  besonders   die   erstere, 
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erfüllen  sie  aus  reiner  Relisriosität   und  Liebe    zur  Sache    mit   einer  höchst  t     •  lo 
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seltenen  Uneigennützigkeit,  Aufopferung,  Gewissenhaftigkeit  und  Beharrlich- 
keit; ihre  Kranken-Verpflegungs-Anstalteu  können  als  Muster  für  alle  übrige 
ähnliche  Anstalten  aufgestellt  werden  und  über  ihre  Nutzbarkeit  ist  durch- 
aus nur  eine  Stimme  vorhanden. 

Von  diesen  barmherzigen  Schwester-Instituten  haben  jedoch  die  beiden, 
w-elche  zu  Plock  und  Pultusk  vorhanden  sind,  durch  die  lezte  Theilung 
Polens  und  durch  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse  in  ihren 
Einkünften  sehr  viel  verlohren.  Das  Institut  zu  Pultusk  hat  in  dem  Ban- 
quier  Tepperschen  Concurs  ein  Capital  von  6000  Rthlr.,  durch  die  Abgren- 
zung mit  Oestereich  ein  jenseits  hypothecirtes  Capital  von  3000  Rthlr.,  und 
durch  die  Einziehung  der  Bischöflichen  Tafel-Güther  die  ihnen  von  dem 
Bischöfe  anf  diese  Güter  ausgesetzte  Competenz  von  100  Rthlr.  baar  und 
mehrere  Naturalien  eingebüsst.  —  Das  Institut  zu  Plock  hat  in  dem  vor- 
gedachten und  einem  andern  Concurse  2  Capitalien  von  resp.  11000  und 
2000  Rthlr.  bis  auf  geringfügige  Procente  verlohren.  Ueberdies  ist  die 
Nation  gegen  dergleiche  fromme  Institute  nicht  mehr  so  freigebig  als  ehe- 
mals; sie  sind  deshalb  sowohl,  als  bey  der  steigenden  Theuerung  aller 
Lebensmittel,  die  mit  ihren  Einkünften  nicht  in  Verhältniss  stehet,  genötigt, 
die  Zahl  der  etablirten  Kranken -Lagerstellen  allmählig  immer  mehr  und 
mehr  einzuschränken.  Um  diesem  Nachth^Ue  vorzubeugen  hat  die  Plockscbe 
Kammer  auf  eine  fortlaufende  jährliche  Unterstützung  für  beide  Institute 
aus  E.  K.  M.  Landes-Revenüen  angetragen. 

Da  die  grosse  Nutzbarkeit  beyder  Convente   durchaus   keinem  Zweifel 
unterworfen  ist,  da  sie  mit  beyspielloser  Resignation  Pflichten  erfüllen,  deren 
Fürsorge,  wenn  jene  Institute  nicht  vorhanden  wären,  der  öffentlichen  Be- 
hörde obliegen  wiü'de,  da  der  glückliche  Erfolg  ihrer  Bemühungen  unmittel- 
bar die  Erhaltung  von  Menschenwohl    und   Menschenleben    betrift,   und   da 
sie  bisjetzt  ftii*  die  Cur  und  Verpflegung    der   unvermögenden   Unterthanen 
aus  E.  K.  M.  Domainen  gar  keine  Vergütung  erhalten,  so  erdreuste  ich  mich, 
diese  Institute  E.  K.  M.  Gnade  zu   empfehlen  und  .  .  .  darauf   anzutragen: 
dass  von  Trinitatis  k.  J.  ab  aus   den  zu   erwartenden   mehrern  Do- 
maiuen-Revenuen  von  Neuostpreussen  dem  Institute  zu  Pultusk  eine 
fortlaufende  jährliche  Beihülfe  von  300  Thaler,   und   dem   Institute 
zu  Plock  eine  jährliche  Beihülfe  von  200  Thaler  huldreichst  bewil- 
ligt und  mir  erlaubt  werden  möge,  solche  auf  den  Etat  der  Plocker 
Landes-RevenuenA^asse  in  Ausgabe  zu  bringen. 
So  wie  die  barmherzigen  Schwestern-Klöster  schon  jetzt  bey  jeder  Gelegen- 
heit den  Vorschlägen    der  Behörde   zur  Verbesserung  ihrer  Krankon-   und 
Schul-Anstalten  gern  und  willig  Gehör  gegeben  und  sich  unter  andern  ver- 
pflichtet haben,  ihre  Rechnungen  und  Register  zu  jeder  Zeit  der  •ifi'entlichen 
Behörde  und  deren  Commissario  vorzulegen,  so  zweifle  ich   auch   nicht    im 
Mindesten,  dass  sie  jene  Beihülfe  ganz  dem  Zweck  gemäss  verwenden  werden. 
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^^°  r,  ich  schmeichle  mir  um  so  mehr  mit  einer  huldreichen  Gewährung  meines 

.  .  .  Antrages,  da  eines  Theils  zur  Zeit  in  der  Provinz  Neuostpreussen  noch 
keine  einzige  öflfentliche  Krankenanstalt  vorhanden  ist,  und  da  die  Erfah- 
rung in  Betref  der  von  des  Königs  Friedrich  U.  Maj.  bald  nach  der  Wieder- 
eroberung Schlesiens  gestifteten,  mit  den  barmherzigen  Schwestern-Instituten 
ganz  ähnlichen  barmherzigen  Brüder-EUöster  erwiesen  hat,  dass  ein  gewisser 
Grad  von  religiöser  Begeisterung  das  wirksamste  Mittel  zur  Vervollkomm- 
nung dergleichen  Anstalten  ist.« 

Juli  1  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme; 

»1.  Juli  1805. 
Accordirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter,  Alexanderbad  1805  Juli  1. 

K.  S9.    Minuten  des  Cabinets.   120. 


Juni  19         840.   Staats-Minister  v.  Voss  >an  des  Fürsten  Erzbischofs  von  Gnesen, 
Herrn  Grafen  v.  Raczynski  Fürstliche  Gnaden.«     Posen  1805  Juni  19. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  2S2.  a.    Concept,  gez.  Voss;  Anweisung  von  Klewiz. 

Zustimmende  Erklärung  wegen  der  vom  Brxbischofe  geäusserten  WünscheA) 
.  .  .  »Was  den  ersten  Gegenstand  der  [Zuschrift],  nehmlich  das  Ver- 
langen, die  von  allen  3  südpreussischen  p.  Kammern  zu  zahlende  Compe- 
tenz  künftig  nur  durch  eine  derselben,  und  zwar  entweder  durch  die  hiesige 
oder  die  zu  Kaiisch  an  E.  p.  abliefern  zu  lassen,  betrift,  so  lassen  sich 
zwar  die  Competenz-Etats  der  p.  Kammern  nicht  füglich  ändern,  wohl  aber 
die  Zahlungen  nach  Dero  Wunsche  durch  die  resp.  Gassen  unter  sich  regu- 
liren,  und,  hierin  den  letztern  nach  Möglichkeit  zu  Hülfe  zu  kommen,  wer- 
den die  gedachten  Kammern  heute  ausdrücklich  instruirt.  Es  wird  daher 
nur  darauf  ankommen,  dass  E.  p.  vor  Eintritt  des  jedesmaligen  Hebungs- 
Termins  diejenige  Kammer,  deren  Etatsmässige  Kompetenz -Zahlung  Die- 
selben auf  die  Kassen  einer  anderen  Kammer  angewiesen  zu  erhalten 
wünschen,  davon  zeitig  genug  benachrichtigen. 

Ueber  die  zu  2.,  3.  und  4.  in  Anregung  gebrachten  Punkte,  wegen 
Vermehrung  des  Brennholz-Deputats,  wegen  der  Pacht  eines  kleinen  Küchen- 
Guts  in  der  Nähe  von  Warschau  und  wegen  Erbauung  der  nötigen  Ciaciner 
Amts-Gebäude,  muss  ich  mir  bis  nach  Eingang  der  deshalb  von  den  betref- 
fenden Kammern  erforderten  Berichte,  so  wie  auch  zu  5.  bis  zu  meiner 
erfolgten  Rückkehr  nach  Berlin  eine  nähere  Erklärung  ganz  ergebenst  vor- 
behalten. 

Wenn  hieraächst  E.  p.  zu  6.  noch  den  Wunsch  zu  äussern  belieben, 
dass   dem   Herrn    Abt    v.  Prazmowski   die    Scholasterie   beim   Collegiate   zu 


1)  Cfr.  No.  838  und  847. 
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Lenczycz   im   Erledigungs-Falle   verliehen   werden  möerte,  so  bitte  ich,  ver-   ,     .^^ 
•^  .  .  J»ni  19 

sichert  zu   seyn,    dass    ich   hierzu   bei    der    Verdienstlichkeit  des   Herrn  p. 

V.  Prazmowski  sehr  gern  mitwirken  und  bei  eintretender  Vacanz  E.  p.  An- 
trag deshalb  mit  Vergnügen  entgegensehen  werde.« 

Nach  mehrfachem  Schriftwechsel  mit  der  Warschauer  Kammer  kann  Okt.  29 
Voss  am  29.  Oktober  1805  dem  Erzbischofe  mittheilen,  dass  das  »Deputat- 
Brennholz-Quantum  auf  das  Duplum  erhöhet  werden  soll«,  und  zwar  zur 
Hälfte  aus  der  Skierniewicer  Forst,  und  zur  Hälfte  aus  den  Piaren-Forsten; 
für  den  Transport  aus  den  letzteren  müsse  dem  Erzbischofe  allerdings  »das 
zu  treffende  Arrangement«   selbst  überlassen  werden. 

Concept,  gez.  Voss,  a.  a.  0. 


841.     Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  V.Schroetter  und  Juni  21 
V.  Massow.     Berlin  1805  Juni  21. 

R.  89.  30.  G.    Ausfertigung. 

Die  katholische  Gemeinde  xu  Marie7iiverder  ist  xu  arm  zur  Errichtung  und  Unter- 
haltung eines  eigenen  Bethauses. 

»Bey  Zurück- üeberreichung  der  von  E.K.M.  uns  zur  Berichts-Erstattung 
zugefertigten  Eingaben  der  Deputirten  der  katholischen  Gemeine  zu  Marien- 
werder Jacob  Glodt  und  Consorten  vom  9.  November  1801  und  1.  März  1803 
und  auf  den  Grund  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  24.  November  1801  ^)  ver- 
fehlen wir  nicht,  über  das  Gesuch  der  Supplicanten  um  Errichtung  eines 
eigenen  Bethauses  daselbst  E.  K  M.  befohlnermassen  folgendes  .  .  .  anzu- 
zeigen : 

Es  sind  in  und  um  Marienwerder  Einhundert  Fünf  und  Vierzig  Familien 
katholischer  Glaubens-Genossen.  Darunter  befinden  sich  Einhundert  und 
Zwanzig  Käthner  und  Einlieger-Familien.  Die  Westpreussischen  Landes- 
KoUegia  haben  untersucht:  ob  ein  Theil  der  dortigen  lutherischen  Kirche, 
oder  der  Theil  derselben,  welcher  zum  Gottesdienst  der  Reformirten  benutzt 
wird,  etwa  den  Katholiken  eingeräumt  werden  könne.  Es  hat  sich  aber 
ergeben,  dass  die  lutherische  Kirche,  ungeachtet  sie  sehr  gross. ist,  doch 
von  der  lutherischen  Gemeine,  insbesondere  bei  Festtagen  gefüllt  wird,  und 
die  sogenannte  reformirte  Kirche  nur  alsdann  zum  Gottesdienst  benutzt 
werden  kann,  wenn  in  der  daran  stossenden  lutherischen  Kirche  keine  kirch- 
liche Handlungen  vorgehen.  Dies  hindert  zwar  nicht  den  reformirten  Gottes- 
dienst, weil  solcher  nur  selten  verrichtet  wird;  allein  dem  katholischen,  der 


1)  Diese  Ordre  an  Schroetter  und  Massow  befahl:  >die  Znlii?8igkeit  dieses 
Antrages  zu  untersuchen«;  die  gleichzeiti^fe  Ordre  an  .Tacob  Glodt  enthält  noch 
den  Satz:  »Da  ich  nun,  wenn  es  die  Umstände  zulassen,  den  Katholischen  eben 
Bo  gern  den  Gebrauch  einer  protestantischen  Kirche  einräumen  und  ihren  Gottes- 
dienst befördern  will,  als  ich  es  umgekehrt  von  den  Katholischen  erwarte«  .  .  . 
R.  89.  Minuten  des  Cabinets.  109. 
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,^^,.  täglich  und  insbesondere  an  Sonntagen  gehalten  wird,  würde  solches  durch- 
aus hinderlich  sein.  Die  Westpreussische  Kammer  und  Regierung  haben 
deshalb  einen  Plan  zur  Errichtung  einer  besondern  katholischen  Kapelle 
aufgestellt,  wornach  die  Kosten  dazu  und  zu  Erbauung  eines  Predigerhauses 
Siebentausend  Einhundert  Neun  und  Fünfzig  Thaler  betragen,  mit  Ausschluss 
des  Grund-Zinses  für  den  Bau-Platz  und  der  Erhaltung  des  bei  dieser  Kapelle 
anzustellenden  Priesters. 

Die  Gemeine  ist  zu  arm,  wie  schon  aus  der  Menge  Käthner-  und  Ein- 
lieger-Farailien  hervorgeht,  um  etwas  zum  Etablissement  der  Kapelle  oder 
zur  Erhaltung  des  Geistlichen  beitragen  zu  können,  und  hat  deshalb  auf 
E.  K.  M.  Gnade  provocirt. 

Die  nächste  katholische  Kirche  ist  zu  Tiefenau,  welches  nicht  eine 
Meile  von  Marieuwerder  entfernt  liegt,  und  die  gedachte  Landes-Collegia 
sind  des  unmaassgeblichen  Dafürhaltens: 

dass,  wenn  E.  K.  M.  den  katholischen  Glaubens-Genossen  zu  Marien- 
werder  nicht   als   eine   blosse  Gnade  die  Kosten  des  Etablissements 
zu  schenken  geruhen  sollten,  sie  nach  wie  vor  ihren  Gottesdienst  in 
Tiefenau  verrichten  könnten. 
Wir  stimmen  ihnen  darin  bey,  als  bey  der  Kleinheit  der  Gemeinde  ihr 
selbst  die  Unterhaltung  der  Kirche  wahrscheinlich  sehr  lästig  fallen  würde. 
Wir  können  es  deshalb  nur  E.  K.  M.  Gnade  .  .  .  anheim  stellen: 

ob  Allerhöchstdieselben  den  katholischen  Glaubens-Genossen  zu  und 
um   Marienwerder  die  vorbemerkte   Summe  von  Siebentausend  Ein- 
hundert Neun  und  Fünfzig  Thaler  zu  bewilligen  und  extraordinair 
anzuweisen  geruhen  wollen. 
Die  Erhaltung  des  dabei  anzustellenden  Priesters  wird,  nach  der  Meynung 
der  Westpreussischen  Regierung,  dadurch  geschehen  können,  dass  man  ihm 
ein    mit   keiner   cui-a   animarum  verbundenes   Beneficium   bey   entstehender 
Vacanz  zuweiset.« 

Juli  3  Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»3.  July  1805. 
Da    hiernach    die    Errichtung    eines    eignen    Bethauses    weder   nöthig, 
noch  die  arme  Gemeinde  im  Stande  ist,  die  Unterhaltungskosten  eines  eignen 
Kirchen-Systems  zu  tragen,  so  muss  letztere  nach  wie  vor  ihren  besondern 
Gottesdienst  in  Tieffenau  halten.«  | 

Hiernach  Cabinets -Ordre  an  die  katholische  Gemeinde  zu  Marien- 
werder, die  an  Schroetter  und  Massow  mitgetheilt  wird,  Alexanderbad  1805 
Juli  3. 

R.  Sit.    Minaten  des  Cabinets. 
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842.  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.Reck  an  den  Staats-Minister  v.  Massow.  .^^o- 

.)uui  da 
Berlin  1805  Juui  25. 

R.  'M.  20:).  a.     Coiicopt,  gez.  Reck;  Anwoisiing  von  Raumor, 

Die  Neti-Mnrichtung  des  Kollegial- Stißcs  ad  St.  Patrodiim  zu  Soest. 

»E.  E.  .  .  .  Zuschrift  vom  27.  v.  M.  in  Betreff  des  Collegiatstifts  ad 
Sanctnm  Patrocium  zu  Soest  habe  ich  erhalten  und  ermauf^cle  nicht  .  .  . 
den  .  .  .  Bericht  der  Clev-Märckschen  Kammer  zu  Hamm  vom  30.  April  c.  *) 
...  zu  remittiren. 

Was  die  Vorschläge  der  lezteren  wegen  künftiger  besseren  Einrichtung 
des  gedachten  Capituli  betrift,  so  bin  ich  der  Meinung,  dass  für  izt  nach 
Inhalt  des  Königlichen  Befehls  2)  zu  verfahren  und  allgemeinen  Einrich- 
tungen so  lange  Anstand  zu  geben  ist,  bis  bei  der  mit  den  Capituln  und 
Stiftern  in  den  alten  Königlichen  Landen  vorzunehmenden  Veränderung  und 
neuen  Einrichtung  die  Reihe  auch  dieses  Stift  treffen  -wird;  dass  man  aber 
alsdann  vermeiden  muss,  irgend  einen  catholischen  Geistlichen  zuzuziehen, 
indem  es  sehr  wohl  angehen  wird,  auch  ohne  einen  solchen  die  Vorschläge 
des  Stifts  zu  prüfen  und  darüber  nach  Maassgabe  der  von  Sr.  K.  M.  all- 
gemein vorgeschriebenen  Normal-Principien  Entscheidung  zu  treffen.  Die 
Zuziehung  catholischer  Geistlichen  hiebei  würde  der  landesherrlichen  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit  Schaden  thun,  welche  im  Clevischen  Sr.  M.  auch  über 
Catholicos  salva  eorum  conscientia  zustehet,  und  es  könnte  jene  Zuziehung 
die  catholische  Geistlichkeit  sogar  veranlassen,  dass  sie  die  hierarchischen 
Grundsätze  dahin  zu  benutzen  versuchen  mögte,  um  in  Rom  selbst  durch 
allerhand  Umwege  und  Intriguen  Sensation  zu  erregen,  welches  nothwendig 
zu  vermeiden  ist.«   .  .  . 

Reck  erklärt  sich  am  25.  Juni  1805  gegen  ein  Regulativ. 

Die  Vergebung  der  Stiftsstellen  war  bis  zum  Reichsdeputationshaupt- 
schlusse  z.  Th.  im  Pfälzischen  Mitbesitze,  woran  u.  a.  die  vom  Stifte  selbst 
beantragte  Einziehung  von  17  Pfründen,  z.  Th.  zum  Besten  der  Schulen, 
scheiterte. 

Umfangreiche  Verhandlungen  darüber  zwischen  dem  Auswärtigen,  Geist- 
lichen und  Hoheits-Departement  und  mit  dem  Münchener  Hofe  vom  Januar 
1800  bis  zum  Februar  1802  in  R.  34.  203.  a. 

Später  cessirte  das  »Pfälzische  Compatronat«  in  Folge  der  stillschwei- 
genden  Aufhebung    des    preussischen   in    Düsseldorf  und    Kaiserswerth. 


1)  Dieser  Bericht,  24  Folioseiten  umfassend,  betrifft  die  Einrichtung  des 
Stiftes  für  Katholiken  nnd  Protestanten. 

2;  Cabini-'ts-Ordre  an  Massow,  d.  d.  Berlin  ISO.t  Januar  31,  dir  bei  einer  er- 
ledigten Praebende  des  Stifts  verfü>?te:  »dass  die  Resignation  auch  an  einen  sonst 
qualificirten  Protestanten  soll  geschehen  können.« 

Granier,  Preussen  und  die  kath.  Kircbe.     IX.  26 
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^^^.  Rescripte  an  die  Münstersche  Regierung  vom  19.  September  1804,  das 

aus  Korrespondenzen  zwischen  Reck,  Haugwitz  und  Massow  hervorging,  und 
an  die  Regierung  zu  Minden  und  die  Kammer  zu  Hamm  vom  12.  Mai  1806. 


Jnni  26         843.    Entwurf  zu  einem  Immediat-Berichte  der  Staats-Minister  Frhrn. 
V.  d.  Reck   und  v.  Hardenberg  (und  v.  Angern).    Berlin  1805  (Juni  26). 

R.  33.  93.  a.    Concept,  von  Räumer,  und  Ausfertigung,  beide  gez.  Reck;  Hardenberg;  nicht 
abgegangen,  s.  u.    Abschriften  auch  in  R.  34.  69;   R.  41.  C.  20;   R.  70.  Haupt-Kommission.  II.  VI.  1. 

Antrag,  die  Organisation  der  Dioecesan-Verhältnisse  in  den  Entschädigungslanden 
jetxt  vorxune!n7ien ,  in  der  Weise,  dass  in  Münster  und  in  Erfurt  vorläufig  für  je 
einen  Oeisilichen  die  Fakultäten  in  Rom  ausgcrcirkf,  später  dort  je  ein  Bisthum  er- 
richtet werden  solle A) 

»E.  K.  M.  erlauben,  .  .  .  dass  wir  .  .  .  über  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten in  den  Entschädigungs-Landen  und  in  den  durch  den  Vertrag  mit 
Pfalzbaiern  zu  den  Fränckischen  Fürstenthümern  acquirirten  Stücken  den 
gegenwärtigen  Bericht  .  .  .  erstatten  dürfen. 

Der  Zeitpunkt  ist  ganz  vorzüglich  dazu  geeignet.  Einestheils  ist  durch 
die  von  E.  K.  M.  genehmigten,  von  mir,  .  .  .  Hardenberg,  geti-ofifenen  Vor- 
kehrungen jeder  etwanige  Versuch,  das  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und 
dem  Papst  zu  schliessende  Concordat  auf  E.  K.  M.  Staaten  auszudehnen 
und  wircksam  zu  machen,  gänzlich  abgewendet,  da  der  Papst  selbst  in 
seiner  von  Paris  den  1.  Febr.  d.  J.  dadirten  Bulle  die  Österreichischen  und 
Preussischen  Kirchen  von  der  Metropolitau-Autoritaet  des  Churfflrsten  Erz- 
Kanzlers, jetzigen  Erz-Bischofs  von  Regensburg,  nach  erfolgter  Translation 
der  Metropole  von  Mainz  nach  Regensburg,  ausnimmt.  So  wenig  auch  das 
Gegentheil  und  irgend  eine  päpstliche  Anmassung  hierunter  E.  K.  M.  Rechten 
etwas  entziehen  konnte,  so  ist  es  doch  angenehm,  solche  von  dem  Römi- 
schen Stuhle  anerkannt  zu  sehen. 

Die  inländischen  Verhältnisse  stimmen  zusammen ,  um  ebenfalls  den 
jetzigen  Zeitpunckt  als  günstig  zu  einem  etwas  nähern  Schritte  zu  einer 
zweckmässigen  Einrichtung  darzustellen. 

Hildesheim  und  Paderborn  haben  ihren  landsässigen ,  dem  juri  circa 
Sacra  E.  K.  M.  unterworffenen  Bischof. 

Aber  in  Münster,  Essen,  Elten,  Werden,  Eichsfeld  und  Erfurt,  so  wie 
in  den  durch  den  Tausch  mit  Pfalzbaiern  erworbenen  beträchtlichen  Stücken 
der  Fränckischen  Fürstenthümer  fehlt  es  daran. 

Durch  die  Cabinets-Ordre  vom  13.  Septbr.  18032)  haben  E.  K.  M.  be- 
fohlen, in  denjenigen  Entschädigungslanden,  welche  jetzo  keinen  Bischof 
haben,  die  Ernennung  eines  solchen,  bis  zum  Abgang  des  Fürst-Bischofs 
von  Uildesheim   und  Paderborn,   auf  sich   beruhen   zu  lassen  und  sich  mit 


1)  Cfr.  No.  634  und  869.  2)  No.  642. 
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den  Weihbischöfen ,  Vicarien   und  Ofticialen,    die   mau  vorfiudet,  so  gut  es   ,^^^/.> 
angehen  will,  zu  behclfen. 

Diese  bisher  schuldigst  befolgte  Maassregel  war  solange  die  zweck- 
mässigste,  als  die  noch  nicht  entwickelten  Umstände  es  nothwendig  machten, 
ihre  Entwicklung  zu  beobachten  und  zu  leiten. 

Itzo,  nachdem  solche  vorgedachtermassen  günstig  entwickelt  sind,  scheinet 
der  Zeitpunckt  zu  einem  thätigen  Schritte  einzutreten.  Zögerung  unter 
diesen  Umständen  könnte  neue  nachtheilige  Versuche  von  Seiten  derer,  die 
das  Concordat  wünschen ,  herbeyführen. 

Ferner  zeigt  auch  der  innere  Gang  der  geistlichen  Angelegenheiten  im 
Münsterschen,  Essen,  Elten,  Werden,  Eichsfeld  und  Erfurt,  dass  mit  jenen 
Weihbischöfen,  Vicarien  und  Ofticialen  nichts  vollständiges  auszurichten  ist. 

Denn  1)  ist  ihi-e  Autoritaet  immer  nur  eine  von  ihren  ehemaligen  Obern 
entlehnte  und  läuft  also  schon  daher  dem  Grundsatz  zuwider,  keine  fremde 
Metropolitan-  und  Dioecesan-Autoritaet  anzuerkennen  noch  zu  gestatten; 
2)  bey  dem  Abgange  eines  solchen  Subjects  entstehet  Verlegenheit;  3)  selbst 
bey  dem  Verbleiben  desselben  ist  man  niemals  sicher,  dass  er  nicht  bey 
seinem  ehemaligen  Obern  oder  zu  Rom  anfrage  und  Befehle  einziehe  und 
befolge,  die  dem  hiesigen  Staats-Interesse  zuwiderlaufen;  und  4)  die  heil- 
same Einrichtung,  dass  niemand  sich  nach  Rom  wende,  als  mittelst  E.  K.  M, 
Cabinets-Ministerii  und  Hoheits-Departements,  ist,  wie  die  Erfahrung  zeigt, 
in  vollem  Umfange  nicht  durchzusetzen,  solange  jene  fremde  Autoritaet  ihre 
heimliche  Einwirckung  äussert.  5)  Endlich  in  E.  K.  M.  Fränckischen  Fürsten- 
thümeru  ist  in  Ansehung  der  von  Pfalzbaiern  erworbenen  Stücke,  aus  Pfalz- 
bairischer Zeit  her,  fremde  Dioecesan-Autoritaet,  die  Bambergische,  Wüi'z- 
burgische,  Augsburgische  und  besonders  die  Eichstädtische,  zwar  hergebracht, 
und  der  Bischof  von  Eichstaedt  macht  immer  erneuerte  Versuche,  solche 
bey  zubehalten.  Dies  kann  aber  nach  E.  K.  M.  Regiemngs-Grundsätzen  gar 
nicht  gestattet  werden,  und  ich,  .  .  .  Hardenberg,  werde  daher  vorläufige 
Schritte  thun  und  diese  Versuche  abzuhalten  suchen. 

Die  allgemeinen  zu  nehmenden  Maassregeln  aber  submittiren  wir  alle 
gemeinschaftlich  E.  K.  M.,  da  solche  in  vielen  Beziehungen  mit  einander  in 
genauer  Verbindung  stehen. 

Es  sind,  wie  wir  glauben,  zween  Plane  von  einander  zu  unterscheiden: 
der  eine  entfernte,  künftige,  wie  es  nach  Abgang  des  jetzigen  Fürstbischofs 
von  Hildesheim  und  Paderborn  werden  soll,  zur  Consolidation  der 
besten  Einrichtung,  der  andere  nahe,  wie  es  gleich  jetzo  werden  kann; 
wobey  denn  nur  dahin  zu  sehen  ist,  dass  dieser  jenem  keinen  Abbruch 
thue,  vielmehi-  solchen  vorbereite.  '^ 

Künftig,  nemlich  nach  Abgang  des  Bischofs  von  Hildesheim  und  Pade'f- 
boru,  scheint  es  am  besten  zu  seyn :  dass  der  neue,  von  Mctropolitun-Autori- 
taet,  wie  der  jetzige,  exemte  Bischof  von  Hildesheim  und  Paderborn  nicht 
nur  diese  zwey  Dioecesen  erhalte,    sondern   auch  das  Preussische  Fürsten- 
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1805  tiium  Münster  nebst  Essen ,  Elten  und  Werden  seiner  Dioecesan-Autoritaet 
unterworffen  und  ihm  eine  schickliebe  Residenz  angewiesen  werde;  hingegen 
ein  zweiter  neuer,  von  aller  Metropolitan-Autoritaet  exemter  Bischof  ernannt 
werde,  der  zu  Erfurt  residire  und  zu  seiner  Dioeces  Erfurt,  Eichsfeld  und 
jene  von  Pfalzbaiern  neu  aequirirte  Stücke  erhalte,  dagegen  aber  in  Gemäs- 
heit  E.  K.  M.  Cabinets-Ordre  vom  13.  Septbr.  1803^)  in  dem  alten  Bezirck 
der  Fränckischen  Fürstenthümer,  exclusive  jener  Stücke,  gar  keine  Dioecesan- 
Autoritaet  anerkannt,  vielmehr  die  landesherrliche  geistliche  Jurisdiction  auch 
über  Catholicken  salva  conscientia  aufrecht  erhalten  und  nur  in  eigentlichen 
Gewissens-Sachen  und  bey  Actibus  ordinis  mit  Requisition  au  ihn  verfahren 
werde. 

Damit  nun  dieser  Plan,  welcher  nach  des  Bischofs  von  Hildesheim 
Tode  durch  die  dadurch  zu  erhaltende  Fonds  begünstigt  wird,  jetzo  aber 
bey  Lebzeiten  des  jetzigen  Fürstbischofs  von  Hildesheim  und  Paderborn  noch 
nicht  realisiret  werden  kann,  dennoch  sofort  vorbereitet  und  der  jetzige,  aus 
den  oben  angeführten  Gründen  sehr  missliche  Zustand  verbessert  werde, 
könnten  (als  vorläufiger  Plan)  I.)  auf  einen  zu  Münster  residirenden  Geist- 
lichen, wozu  wir  den  .  .  .-)  vorschlagen,  facultates  spirituales  zur  spirituali 
cura  von  Münster,  Essen,  Elten  und  Werden,  H.)  auf  einen  zu  Erfurt  resi- 
direnden Geistlichen,  wozu  wir  den  .  .  .^)  vorschlagen,  gleiche  Facultates  zu 
gleicher  cura  für  Erfurt,  Eichsfeld  und  für  jene  bestimmte  neue  Stücke  der 
Fränckischen  Fürstenthümer,  zu  Rom  negociiret  und  IH.)  diese  Negociation 
zugleich  dahin  gerichtet  werden,  dass  diese  Subjecte,  unter  landesherrlichem 
Placet,  qualificirte  Personen  zu  geistlichen  Gerichten  in  zwey  Instanzen  be- 
stimmen, wogegen  für  die  dritte  Instanz  für  beide  Bezircke  (I.  et  IL),  mithin 
respective  zu  Münster  und  Erfurt,  Prosynodal-Richter  dritter  Instanz  von 
den  genannten  Subjecten  in  Antrag  zu  bringen  und  nach  erfolgter  Landes- 
herrlicher Genehmigung  mit  Römischen  Facultaeten,  wie  gewöhnlich,  zu  ver- 
sehen seyn  würden.  IV.)  Für  Hildesheim  und  Paderborn  wäre  nur  das 
letzte,  nämlich  die  Einrichtung  des  Prosynodal-Gerichts  dritter  Instanz,  nötig, 
da  die  zwey  ersten  Instanzen  für  diesen,  durch  die  neuesten  Einrichtungen 
von  aller  Metropolitan-Autoritaet  exemten  Bischof  sich  unter  Landesherr- 
licher Genehmigung  von  selbst  verstehen.«   .  .  . 

Aug.  10  Dieser  Bericht  wurde  am  26.  Juni  von  Reck  und  Hardenberg  an  Angern, 

der  die  Sache  am  29.  November  1804  selbst  wieder  angeregt  hatte,  gesandt, 
der  aber  die  Mitzeichnung  am  10.  August  1805  beanstandete:  nachdem  er 
mit  Spiegel  in  Münster  persönlich  verhandelt,  schiene  ihm  ein  Erzbischof 
zwischen  Elbe  und  Rhein  wiinschenswerther,  welche  Stelle  zu  übernehmen 
Spiegel  bereit  sei;  auch  müsse  für  die  alten  Niedersächsischen  und  West- 
fälischen Provinzen   mit  gesorgt  werden;   würden   doch   zwei  Bischöfe  be- 


ll No.  642.  2;  In  der  Vorlage  offen  gelassen. 
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vorziigt,    so  sei  für  Münster  Spiegel,    für  Erfurt  der  bisherige  Fürstbischof  .       |q 
von  Korvey,  Baron  v.  Lüning,   »ein  guter,  sanfter  Mann«,  geeignet.    Angern 
schlägt  eine  mündliche  Konferenz  vor,  wozu  auch  Spiegel  und  Schmedding 
nach  Berlin  kommen  sollten.') 

a.  a.  0.  Ausfertigung;  Coneept,  Anweisung  von  Sack,  R.  70.  Haupt-Korainission.  II.  VI.  t. 


844.     Staats-Minister    Frhr.  v.  Hardenberg    an    den    Staats-Minister  Juui  28 
V.  Angern.     Berlin  1805  Juni  28. 

R.  31.  ti'J.  Coneept,  oline  Unterschrift,  geschrieten  von  Küster. 

Die  ehemaligen  Jcsuiten-Oütcr  im  Münster  sehen  bleiben  ad  pios  usus  bestimmt  nnd 
gehören  dem  Latidesherrn  des  Hauptsitxes. 

»In  dem  von  E.  E.  mir  unter  dem  29.  April  d.  J.  .  .  .  raitgetheilten  .  .  . 
Bericht  der  Münsterschen  p.  Kammer  [vom  9.  April  1805]  ist  über  die  ganze 
Angelegenheit  wegen  der  Jesniten-Güter  im  Münsterschen  ein  vollständiges 
Licht  verbreitet  und  insbesondere  die  Frage : 

ob  die  den  .  .  .  Ex-Jesuiten-Collegien  zu  Münster  (incl.  Geist)  und 
Coesfeld  und  die  der  Residenz  zu  Meppen  gehörigen  Güter  und 
Dependenzen,  welche  in  einem  andern  Münsterschen  Landestheil 
liegen,  jenen  ihren  Hauptsitzen  folgen  oder  aber  dem  Landesherrn 
des  Gebiets,  worin  sie  liegen,  anheimfallen  sollen? 
von  neuem  mit  vieler  Gründlichkeit  erörtert  worden. 

Das  wesentliche  dieser  Erörterung  kömmt  darauf  zurück,  dass  die 
genannten  Jesuiten-Institute  bei  der  Aufhebung  des  Ordens  von  dem  Münster- 
schen Landesherrn  allerdings  zu  permanenten  Endzwecken  —  nämlich  ausser 
der  Pensionirung  der  Ex-Jesuiten  und  Abtragung  der  vorgefundenen  Corpo- 
rationsschulden  —  würklich  zur  Unterhaltung  von  Lehr-  und  Bildungs-An- 
stalten  in  Münster,  Coesfeld  und  Meppen,  Bestreitung  der  gottesdienstlichen 
Bedürfnisse  und  überhaupt  ad  pios  usus  —  gewidmet  nnd  verwandt,  zu  dem 
Behuf  die  Revenuen  der  Fonds  für  jedes  dieser  Ex-Jesuiten-Institute  abge- 
sondert verrechnet  und  letztere  in  solcher  modificirten  Art  die  ganze  Zeit 
hindurch  bis  zu  dem  Eintritt  des  Entschädigungswerkes  fortgeführt  worden  sind. 
Da  sich  dieses  factisch  so  verhält,  so  gehe  ich  gern  von  der  in  meinem 
Schreiben  vom  2'^"  October  v.  J.  geäusserten  Meinung  wieder  ab  2)  und  trete 
der  besser  begründeten  bei,  dass  die  genannten  Institute  Avohl  als  seither 
beibehaltene  und  jedes  für  sich  bestandene  fromme  Stiftungen  betrachtet 
werden  können,  dass  mithin  die  Disposition  des  Deputationsrecesses  §  65 
'Fromme  und  milde  Stiftungen  sind,  Avie  jedes  Privateigenthum,  zu 
conserviren,' 


1)  Cfr.  No.  869. 

2)  Küster  schreibt  hierüber  an  Raumer.  am  15.  Juni:  »Nach  meiner  eigenen 
Denkungsart  darf  auch  das  Departement  es  nicht  scheuen,  einer  besseren  Ueber- 
zeugung  Raum  zu  geben,  noch  fürchten,  sich  damit  ein  dementi  zu  geben«: 
Raumer  »accedirt  nach  genauer  Prüfung«,    a.  a.  0. 
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1805  fjjj.  ^gQ  vorliegenden  Fall  angewendet  werden  dürfe  und  dass  hiernach  der 
Grundsatz  behauptet  werden  möge,  dass  die  in  fremden  Landestheilen  liegen- 
den Güter  und  Dcpendenzen  dem  Jesuiter-Collegio  oder  der  Residenz,  wozu 
sie  zuletzt  gehört  haben,  als  Hauptsitz  folgen  und  dessen  Landesherrn  zum 
Eigenthum  anheimfallen.«   .  .  . 

Weitere  Akten  hierüber  in  R.  70.  Münster  U.  XXXI.  35. 


Juni  28         845.     Rescript  des  Hoheits-   und  des  Geistlichen  Departements  an 
den  Fürst-Bischof  von  Hildesheim.    Berlin  1805  Juni  28. 

K.  (H.  Lingen.  Eccles.    Concept,  gez.  Beck;  Massow. 

Einspruch  gegen  direkte  Verfügungen  an  den  Lingcnschen  Erzpriester  mit  Umgehung 
der  Kriegs-  und  Domänen- Kammer. 

...  »Es  ist  uns  von  der  Kammer  zu  Münster  angezeigt  worden,  dass 
Ew.  Lbd.  Dero  Verordnungen  in  geistlichen  Sachen  dem  Erzpriester  Grauert  zu 
Plantlüune^)  immediate  zufertigen  lassen,  ohne  solche  ante  publicationem 
zur  Kenntniss  besagter  Kammer  zu  bringen.  Da  dieses  den  Pr.  Gesezen 
und  der  Lingenschen  geistlichen  Verfassung  zuwider  ist,  deren  Beobachtung 
Ew.  p.  in  unserm  Rescript  vom  20.  December  pr.^),  womit  wir  Denenselben 
die  für  Sie  in  Rom  ausgewirkte  Facultaeten  communicirt  haben,  zur  Pflicht 
gemacht  worden,  so  können  Wir  nicht  umhin,  E.  p.  bei  dieser  Veranlassung 
auf  jene  Verpflichtung  zu  verweisen  und  gesinnen  an  Dieselben  hiemit,  künftig 
nicht  unmittelbar,  sondern  jedesmal  mit  Vorwissen  uud  Genehmigung  der 
Münsterischen  Kammer  Dero  in  geistlichen  Angelegenheiten  zu  treffende 
Verfügungen  zu  erlassen.«   .  .  . 

Sept.  30  Auf  des  Fürstbischofs  Gegenbeschwerde  bemerkt  Reck  am  30.  September 

1805:  »Wie  es  scheint,  gehet  der  Bischof  quoad  principia  zu  weit;  im  ein- 
zelnen aber  scheint  die  Cammer  allerdings  hin  und  wieder  Anlass  zu  Be- 
schwerden gegeben  zu  haben.« 

Juni  28         846.   Rescript  des  Hoheits-  und  des  Westfälischen  Departements  an 
die  Kammer  zu  Münster.    Berlin  1805  Juni  28. 

K.  34.  Oll.    ('oncei»t,  gez.  Reck  und  Schroetter,  für  Angern;  Anweisung  von  Eaumer. 

Dem  Oeneral-Vikar  %u  Münster  steht  eine  Synodal- Bekanntmachung  ohne  vorherige 
Anfrage  bei  der  Kammer  nicht  %u. 

»Euren  Bericht  vom  21.  Maertz  d.  J.3)  in  BetreflF  des  von  dem  General- 
Vicarius  von  Fürstenberg  an   die  gesammte  Geistlichkeit   der  Münsterschen 

1)  Der  Erzpriester  wurde  bald,  wie  sein  Vorgänger,  nach  der  Stadt  Lingen 
versetzt. 

2)  Worin  dem  Fürstbischöfe  die  facultates  spirituales  et  sacri  ordines  für 
Lingen  übertragen  wurde;  cfr.  No.  167,  Anm.  3. 

3j  Von  Augern  am  8.  April  an  Reck  mit  ähnlichen  Bemerkungen  übersandt. 
Weitere  Akten  hierüber  auch  in  R.  70.  Münster  IL  VI.  1. 
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Diöces   erlassenen   Synodal -Decretä   haben  Wir   erhalten  und  müssen  Euch   r     .  y,. 
•^  _  Juni  isö 

über  diesen  gründlichen,  auf  richtige  Grundsätze  gebauten  Bericht  Unseren 
besondern  Beifall  hiemit  bezeigen. 

Was  die  speciellen  Gegenstände  desselben  betrift,  so  tragen  Wir  Euch  auf: 

1.  Nomine  Regis  in  sehr  gnädigen,  doch  bestimmten  Ausdrücken  dem 
General- Vicar  anzubefehlen,  ohne  Anfrage  bei  Euch  und  ohne  Eure  Erlaub- 
niss  keine  Synodal-Versammlungen  auszuschreiben,  mit  dem  Hinzufügen,  dass, 
sobald  keine  Gründe  des  Gegentheils  eintreten,  diese  Erlaubniss  immer  gern 
werde  ertheilt  werden. 

2.  Habt  Ihr  den  Synodal -Beschluss  vom  15'*"  Maertz  1805,  der  die 
vorigen  Examinatoren  und  die  alten  Synodal-Decrete  bestätigt,  keinesweges 
zu  approbiren,  auch  nicht  einmal  mit  der  Clausul:  in  so  fern  die  besagten 
Beschlüsse  den  Landes-Gesetzen  und  der  Verfassung  nicht  zuwider  laufen; 
sondern  Ihr  habt 

3.  vom  General-Vicar  die  Namen  der  Examinatoren  zu  begehren,  und  dann 

4.  diesen  nach  Maassgabe  ihrer  Eigenschaften  das  erforderliche  Pla- 
cetum  regium  zu  dieser  ihrer  Bestimmung  zu  ertheilen  oder  zu  versagen,  und 

5.  diejenigen,  welchen  Ihr  das  Placet  ertheilet,  den  Eid  der  Treue  und 
Unterthänigkeit  an  Unsre  Höchste  Person  schwören  zu  lassen.  Endlich 
habt  Ihi' 

6.  die  alten  Synodal-Decrete,  welche  durch  jenen  neuern  vermeintlichen 
Schluss  bestätigt  worden,  ingleichen  die  älteren  geistlichen  Verordnungen 
vom  General-Vicar  abzuverlangen  und  solche  demnächst  mit  Eurem  gut- 
achtlichen Bericht  über  deren  respective  Beibehaltung  oder  Verwerfung 
Unserm  Hoheits-  und  Provincial-Finanz-Departement  einzureichen. 

Alles  vorstehende  müsset  Ihr  in  einer  ganz  bestimmten  Vorschrift 
fassen,  ratione  modi  aber,  besonders  in  introitu  auf  die  glimpflichste  Weise 
dahin  einkleiden,  dass  gegenwärtige  Verordnungen  Ausflüsse  des  landesherr- 
lichen Hoheitsrechtes  cii'a  sacra  seyen  und,  weit  entfernt,  dem  Wohl  der 
Kirche  zuwider  zu  laufen,  dasselbe  beförderten,  als  welche  Beförderung 
Ihr  Euch,  da  Wir  Euch  dazu  angeordnet  hätten,  um  die  Zweige  des  landes- 
herrlichen Hoheitsrechts  circa  sacra  zu  bearbeiten  und  die  Ausflüsse  des- 
selben in  Ausübung  und  Anwendung  zu  bringen,  angelegen  seyn  lassen, 
dabei  aber  die  qu.  landesherrlichen  Rechte  stets  wahrnehmen  und  handhaben 
würdet.«  .  .  . 

Cabinets-Ordre  an  Schroetter  s.  unter  dem  18.  Juni  1805,  No.  839.    JuH  1 
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isftö  847    Qer  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Bischof  von  Posen,  Graf 

Raczynski,  an  den  Staats-Mlnister  v.  Voss.     Ciazen  1805  Juli  2. 

Gen.  Direktorium   Südprenssen.  LXXII.  2s2.  a.     Eigenhändige  Ausfertigung,  gez.  »Eveque  de 
Posen.  N.  A.  de  G.< 

Bittet  um  histandsdxiing  des  Büchöflichen  Palais  in  Warsclmu  auf  Staatskosten.^) 
»Monseigneur!  Dans  ces  heureux  momens,  oü  V.  E.  a  bien  voulu 
m'honorer  de  Sa  presence  ä  Ciazen,  j'etais  si  plein  du  plaisir  de  La  pos- 
seder  chez  moi  que  je  n'ai  pas  voulu  entreteuir  V.  E.  sur  plusieurs  affaires, 
dont  la  decision  depend  uniquement  d'ElIe.  Maintenant  que  j'espere  que 
V.  E.  est  de  retour  ä  Berlin,  et  que,  s'etant  convaincue,  combien  tous  les 
habitans  de  la  Province  L'honorent,  La  respectent  et  concourent  de  toutes 
leurs  forces  ä  seconder  les  vues  bienfaisantes  de  V.  E.  pour  la  prosperite 
du  pays,  Elle  se  trouve  raffermie  par  lä  dans  les  sentimens  de  la  bien- 
veillance  et  de  l'affection  qu'EUe  veut  bien  Nous  porter,  je  me  flatte  que 
j'en  aurai  aussi  ma  part,  et  motiv6  par  cette  idee,  je  m'adresse  ä  V.  E. 
avec  confiance  au  sujet  du  Palais  Archiepiscopal  ä  Varsovie.  J'ai  deja  eu 
l'honneur  de  representer  ä  V.  E.,  combien  l'Etat  ruineux  oü  se  trouve  ce 
Palais,  serait  ä  Charge  ä  moi  et  a  mes  Successeurs,  si  le  Gouvernement 
ne  voulait  pas  venir  ä  mon  secours.  V.  E.  a  bien  voulu  m'assm-er  ä 
Ciazen  qu'EUe  a  assign6  la  somme  de  dix  mille  Ecus  pour  les  fraix  de 
la  reparation  de  ce  Palais,  d'apr^s  le  devis  qui  en  a  €i€  fait.  Je  reconnois 
dans  cette  decision  de  V.  E.  les  seutiments  liberaux  qui  La  caracterisent, 
et  la  justice  qui  est  le  seul  guido  de  son  administi-ation,  et  je  ne  doute 
nuUement  que  V.  E.  voudra  bien  agreer  la  demande  que  j'ai  l'honneur  de 
Lui  presenter,  de  me  charger  du  soin  de  cette  reparation  et  de  me  faire 
delivi-er  la  somme  ci  dessus  mentionnöe.  Ce  n'est  pas,  Mgr.,  que  je  doute 
de  l'exactitude  de  ceux  qui  pourraient  etre  charg^s  du  soin  de  cette  affaire, 
mais  je  puis  observer  ä  V.  E.  qu'il  y  a  une  grande  difference  entre  la 
maniere  de  batir  de  celui  qui  bätit  pour  lui  meme,  et  de  celui  qui  bätit 
par  entreprise.  V.  E.  n'ignore  pas  que  dans  toutes  les  batisses,  dont  j'ai 
^t^  charg^,  j'ai  tach^  de  remplir  mon  engagemeut  avec  la  plus  scrupuleuse 
exactitude,  et  il  doit  etre  un  prejug^  en  ma  faveur  qu'en  fesant  la  repa- 
ration du  Palais  que  je  dois  habiter,  je  saurais  combiner  les  obligations 
du  devis  avec  ma  commodite  et  mon  interet  personel,  d'autant  plus  que  la 
reparation  de  cette  nature  aura  la  plus  grande  iiifluence  ä  l'avenir  sur  les 
fraix  annuels  de  l'entretien.  J'ai  tout  lieu  d'esperer  que  V.  E.  ne  me  refu- 
sera  pas  cette  grace  qui  ne  devrait  point  trouver  de  difficult^  aupres  de 
la  Chambre  Iloyale  de  Varsovie,  laquelle  n'a  pas  encore  pass^  le  contrat 
ä  ce  sujet. 

II  y  a  encore  un  grand  sujet  dinquietude  pour  moi,  et  c'est  l'ameuble- 
ment  du  Palais  en  question.    D'apres  les  rapports  que  j'en  ai  re9us,  il  est 

1]  Cfr.  No.  840. 
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tout  ä  fait  Sans  meubles,  et  on  m'assure  quo,  pour  le  mettre  dans  un  etat  }^^„ 
convenablement  logeable,  il  faudra  depenser  du  dela  de  dix  millo  Ecus. 
Peut-etre  y  a-t-il  des  fonds,  dont  V.  E.  pourroit  disposer  sana  cbarger 
l'Etat,  et  dans  ce  cas  lä,  je  supplie  V.  E.  de  vouloir  bien  m'honorer  de 
Sa  protection  et  de  m'accorder  qnelque  secours  sur  ces  fonds  suppos^s. 
Je  m'obligerais  ä  rendre  im  compte  exact  de  la  depense  que  j'en  ferais, 
et  cet  ameublement  sera  un  grand  bienfait  pour  nioi,  et  plus  encore  pour 
mes  Successeurs,  dont  la  condition  sera  surement  plus  penible  que  la  mienne, 
et  c'est  ä  V.  E.  qu'Us  seront  redevables,  s'ils  trouvent  un  jour  leur  Palais 
tant  seit  peut  meublö. 

Pardonnez,  Mgr.,  que  j'ose  Vous  entretenir  aussi  long  tems  et  aussi 
souvent  au  sujet  des  aflaires  presque  personelles;  mais  la  bienveillance  de 
V.  E.  pour  moi  etant  inepuisable,  ma  confiance  dans  Ses  bont^s  etant  sans 
bornes,  c'est  Vous  meme,  Mgi*.,  qui  etes  la  cause  que  je  l'importune. 

Daignez,  Mgr.,  ne  le  pas  prendre  ä  mal,  daignez  me  continuer  Votre 
protection,  et  agreez  les  assurances  de  la  plus  respectueuse  consideration. «  .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Klewiz:  juli  g 

»Französisch  und  verbindlich  zu  antworten,  dass  von  Instandsetzung 
des  bischöflichen  Palais  in  Warschau  der  dortigen  Kammer  ein  Anschlag 
abgefordert  sei  und  nach  dessen  Eingang  S.  E.  sich  bemühen  würden,  den 
Kosten-Beitrag  ganz  oder  zum  Teil  von  des  Königs  M.  zu  bewirken.  Nach 
erfolgter  Bewilligung  würden  S.  E.  die  Ausführung  des  Anschlags  sehr  gern 
dem  H.  Fürst-Erzbischof  überlassen.  Dagegen  sei  wenig  oder  keine  Hofnung 
vorhanden,  dass  S.  K.  M.  auch  zum  Ameublement  etwas  bewilligen  würden, 
da  solches  auch  bei  andern  Dienstwohnungen  nicht  statt  finde.  B.  8.  Juli 
1805.« 

Das  Antwortschreiben  wii-d  adressirt :  » A  Son  Altesse  Monsieur  le  Comte 
de  Raczynski  Eveque  de  Posnanie  et  nomme  Prince  Archeveque  de  Gnesen. « 


848.   Bericht  des  Minister-Residenten  *)  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  1805  juii  3 

Juli  3. 

R.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chiffrirte  Ausfertigung;    nacli  der  Dechiffrirung. 

Vrrxögcrung  der  Sendung  della  Genga's  nach  Rcgenshurg  trotx  der  durch  Dalberg 
veranlassten  Mahnungen  des  Kardinals  Fesch,   wegen  der  Abgencigtheit  des  Wiener 

Hofes. 

.  .  .  >La  Cour  de  Rome  persiste  toujours  dans  son  sisteme  de  ne  traiter 
de  ces  objets  qu'ä  Ratisbonne  par  un  Nonce  qu'elle  se  propose  d'y  envoyer, 
en  renon9ant  au  moins  tacitement  ä  l'espoir  d'engager  V.  M.  d'entrer  egale- 


1)  Wegen  dieses  Titels  cfr.  die  Anmerkung  l.zn  No.  473. 
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}^^  ment  daus  cette  n^erociation.  S.  A.  S.  TElecteur  de  Baviere  desireroit  de 
s"en  exempter  ^galement,  mais  il  prend  point  de  mesures  assez  vigoureuses 
pour  y  parvenir.  Les  filecteurs  de  Bade  et  de  Wurtemberg  ne  temoignent 
aucun  interet  d'arranger  les  aflfaü'es  ecclesiastiques  de  leurs  sujets  Catho- 
liques,  et  les  demarches  des  auties  Princes  dEmpire  moins  puissants  n'ont 
point  assez  de  poids  pour  exercer  une  influence  reelle.  Dans  ces  circon- 
stances  il  ne  s'agit  douc  plus  que  de  fixer  l'epoque  du  depart  de  Monsignor 
della  Genga.  Le  Cardinal  Seerötaire  d'Etat  m'a  assur6  que  le  Prelat  seroit 
tout  au  plus  tard  le  1"'  de  Septbr.  ä  Ratisbonne;  mais  comme  le  Cardinal 
Fesch  qui,  sur  la  priere  de  l'Electeur  Archi-Chancelier,  regoit  de  tems  en 
tems  ordre  de  l'Empereur  Napoleon  de  presser  cette  aflfaire,  m'a  dit  lui 
meme  que  dans  la  derniere  note  qu'il  avoit  remise  a  la  Cour  de  Rome 
pour  cet  effet,  il  avoit  iusiste  seulement  que  le  Nonce  papal  y  fut  le  premier 
de  Novembre,  j'ai  lieu  de  douter  que  cette  assertion  se  realisera.  II  est  ä 
croire  que  les  Princes  qui  auront  le  plus  ä  craindre  de  l'influence  de  la 
Cour  de  Rome,  ne  mettront  pas  plus  d'empressement  que  la  Diete  s'occupe 
de  la  fixation  des  limites  diocesaines,  ou  qu'ils  trouvent  des  obstacles  ä  y 
parvenir;  car  il  est  tres  certain  que,  ce  point  arrange,  il  ne  restera  presque 
plus  d'objet  pour  le  Concor dat  et  que  la  Cour  de  Rome  seroit  bientot  obligee 
d'accöder  ä  ce  que  la  Diete  auroit  conclue.  A  präsent  j'apprends  d'une 
maniere  trea  positive  que  l'Electeur  Ai*chi-Chancelier  consent  ä  faire  entrer 
dans  le  Concordat  tout  ce  qui  regarde  les  droits  Episcopaux,  Arcbiepiscopaux 
et  Papals  meme  et,  si  cela  s'execute  en  effet,  il  est  certain  que  la  Cour  de 
Rome  y  gagnera  considörablement  pour  le  present  et  se  menagera  encore 
une  ample  occasion  ä  elever  des  discussions  et  ä  etendre  ses  droits  dans 
la  suite.  Ce  qui  est  entierement  clair  dans  tout  ceci,  cest  que  la  Cour  de 
Vienne  exerce  une  influence  tres  grande  sur  toute  la  marche  de  cette  affaire, 
et  la  grande  röserve  et  la  pröcaution  extreme  avec  laquelle  le  Pape  agit 
en  cette  occasion,  vient  meme  en  grande  partie  de  la  crainte  qu'il  a  de 
deplaire  ä  cette  Cour,  ä  laquelle  il  croit  utile  dans  ce  moment  de  s'allier 
et  avec  laquelle  cependant  il  ne  peut  point  s'accorder  encore  sur  plusieurs 
points.  Dans  cette  Situation  des  choses,  il  ne  sera  gueres  facile  de  fixer 
les  rapports  des  Princes  de  l'Empire  et  du  Clerge  Catholique  en  AUemagne 
en  gönöral  avec  le  St.  Siege,  avant  que  les  premiers  ne  seront  convenus 
avec  l'Empereur  d' Antriebe  de  la  manifere  de  laquelle  ils  voudront  arranger 
cette  affaire.«   .  .  . 

Sept.  28  Ueber  die  Abreise  della  Genga's  berichtet  Humboldt  am  28.  Sep- 

tember 1805:  »il  vient  de  faire  ses  visites  de  congö« ;  am  5.  Oktober:  »Le 
Prelat  della  Genga  a  6t6  obligö  par  une  Indisposition  qui  cependant  n'aura 
pas  d'autres  suites,  ä  ce  qu'il  paroit,  de  differer  encore  son  depart« ;  und 
am  13.  November  1805:  »Le  Prelat  della  Genga  qui  avoit  remis  d'un  joui" 
a  l'autrc  son  döpart  d'ici,    a  eü  Ordi'e  de  suspendre  encore  son  voyage  et 


Nuntius.    Posen.  411 

d'attendre  un  mouient  plus  trauquille  et  plus  favorable  ä  la  nt'gotiatiou  de  ^^      %^ 
laquelle  il  est  chargö.«') 


Cabinets-Ordre   an   Schroetter  und  Massow  s.  unter  dem  21.  Juni    Juli  3 
1805,  No.  841.  

849.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck.  Juli  ß 
Berlin  1805  Juli  6. 

K.  7.  C.  25.  a.    Ausfertigung. 

Die  öebühren  für  die  Ausfertigung  der  römischen  Fakultäten  für  die  Posenschcn 
Prosynodalrichter  sind  atts  öffentlichen  Fonds  xu  bexahlen. 

»Aus  E.  E.  ...  Schreiben  vom  29.  v.  Mts.  und  dem  .  .  .  Originalbe- 
richt der  Posenschen  Kammer  vom  4.  dess.  M.  habe  ich  ersehen,  dass  so- 
wohl der  bisherige  Bischof  von  Posen  und  jetzige  Fürst-Erzbischof  von 
Gnesen,  Graf  von  Raczynski,  als  die  für  die  Posener  Dioeces  bestätigten 
Prosynodal- Richter  sich  weigern,  die  Gebühren  für  römische  Facultaeten 
zu  entrichten.  Soviel  aus  den  Akten  des  südpreussischen  Departement  kon- 
stiret,  ist  bey  der  ersten  Einrichtung  der  Prosynodal-Gerichte  in  Absicht 
dieser  Gebühren  nichts  bestimmt  worden,  auch  von  Bezahlung  derselben  bei 
Aushändigung  der  ersten  apostolischen  Breve  für  den  verstorbenen  Dom- 
Dechanten  von  Rogalinski  und  die  Domherren  von  Zarnowiecki  und  Cudnie- 
wicz  nicht  die  Rede  gewesen.  Indessen  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen, 
dass  die  Weigerung  von  beiden  Seiten  Grund  hat,  da  der  Bischof  nie, 
sondern  nur  das  Oberhaupt  der  Kirche  Jurisdiktionarius  des  Gerichts  dritter 
Instanz  gewesen  imd  die  Prosynodal-Richter  lediglich  auf  Verlangen  des 
Staats,  um  der  Avokazion  der  Prozesssachen  nach  Rom  vorzubeugen,  an- 
geordnet sind,  die  Prosynodal-Richter  selbst  aber  von  ihrem  Amte  keine 
Einkünfte  geniessen. 

Bei  diesen  Umständen  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  die  Gebühren  für 
Ausfertigung  der  römischen  Fakultäten  für  die  Posensche  Prosynodal-Richter, 
den  verstorbenen  von  Rokossowski,  den  Domdechant  von  Przyluski  und  den 
Archidiaconus  von  Golecki,  aus  öffentlichen  fonds  zu  bezahlen.  Ich  habe 
daher  die  Geheime  südpreussische  Kauzley-Gebühren-Kasse  angewiesen,  den 
Beti-ag  derselben  von  26  Scudi,  in  Courant  ä  1  Rthlr.  13  Ggr.,  mit  40  Rthlr. 
2  Ggr.  an  die  Banquiers  Friedlaender  &  Compagnie  zu  berichtigen,  und  stelle 
E.  E.  ...  anheim,  sowohl  letztere  zur  Einziehung  anderweit  instruiren,  als 
auch  die  Posensche  Kammer  hiernach  auf  den  vorliegenden  Bericht  be- 
scheiden zu  lassen.« 


1)  Cfr.  No.  917. 
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J.^  850.     Immediat-Bericht  der  Staats-Mi nister  Graf  Hoym  und  v.  Voss. 

Berlin  und  Breslau  1805  Juli  6  und  13. 

R.  S!).  32.  D.    Ausfertigung. 

Aufhehing  des  Schankrcchts  der  katholischen  Pfarrer  und  Klöster  in  Südpreussischen 
und  Netischlesischen  Domänen,  gegen  billige  Entschädigung A) 

»In  den  Domänen-Gütern  E.  K.  M.  vormals  polnischer  Provinzen  üben 
die  katholische  Pfarrer  und  Klöster  zum  Teile  noch  das  Schankrecht  aus, 
welches  ihnen  als  ein  Teil  ihres  Einkommens,  so  wie  nach  den  Kirchen- 
Erekzionen  zustehet.  So  unstreitig  diese  Propinazions-Berechtigung  ist,  so 
widerrechtlich,  unanständig  und  schädlich  aber  ist  es  auch,  dass  die  katho- 
lische Geistlichkeit  davon  direkten  Gebrauch  macht.  Schon  das  kanonische 
Recht  verbietet  den  Pfarrern  und  Klöstern  die  eigene  Ausübung  des  Schank- 
rcchts; auch  ist  es  mit  dem  geistlichen  Stande  an  sich  incompatible,  und 
zwar  um  so  mehr,  wenn  dieser  aus  eigennützigen  Absichten  und  um  seine 
Krugnahrungen  einträglicher  zu  machen,  statt  den  verderblichen  Hang  des 
gemeinen  Mannes  zum  Trünke  zu  unterdrücken,  solchen  weckt,  unterhält 
und  begünstigt.  Dass  dieser  Misbrauch  wirklich  stattfindet,  lehrt  die  Er- 
fahrung ;  die  Klagen,  dass  die  Krüge  der  Geistlichkeit  in  den  Domänen  sich 
als  ein  ITaupt-Beförderungsmittel  der  Völlerei  bewähren,  sind  allgemein  und 
gegründet,  vorzüglich  in  Südpreussen  und  in  Neuschlesien,  wo  nicht,  wie  in 
Neuostpreussen,  gleich  anfänglich  die  Einziehung  der  Krüge  und  Schank- 
häuser  der  Geistlichkeit  berücksichtigt  worden  ist. 

Der  Wunsch,  diesem  üebel  vollständig  zu  steuern,  dabei  aber  E.  K.  M. 
höchste,  mehrmals  geäusserte  Intenzion  wegen  Einführung  möglichst  gleicher 
Administrazions-Principien  in  den  vormals  polnischen  Provinzen  zu  erfüllen, 
hat  uns  veranlasst,  uns  zu  einem  gemeinschaftlichen  .  .  .  Antrage  wegen 
gänzlicher  Abstellung  der  Propinazions -Ausübung  der  katholischen  Geist- 
lichkeit in  den  Domänen  dieser  Provinzen,  so  wie  zu  Ausmittelung  und 
Proposizion  der  Prinzipien  zu  vereinigen,  nach  welchen  der  Geistlichkeit  dafür 
die  billige  vollständige  Entschädigung  zu  gewähren  seyn  wird. 

Nach  unserm  .  .  .  Erachten  wird 

1.  Die  Einziehung  sämmtlicher  Propinazionsstätten  der  katholischen 
Geistlichkeit  und  Klöster  in  den  Domänen  mehrgenannter  Provinzen  zu 
verfügen, 

2.  deren  gegenwärtiger  effektiver  Ertrag  nach  Kammer-Prinzipien  zu 
veranschlagen,  und  dieser  den  Geistlichen  zu  ihrer  vollständigen  Schadlos- 
haltung ohne  Abzug  zu  bewilligen  seyn. 

3.  Insofern  die  geistliche  Brau-  und  Brennerey-Gebäude  nach  der  Ein- 
ziehung überflüssig  sind  und  zu  keinem  andern  wirthschaftlichen  Gebrauche 
der  bisherigen  Eigenthümer  eingerichtet  und  genutzt  werden  können,  werden 


1)  Cfr.  No.  856. 
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solche  durch  Lizitazion  zu  veräussern,   die   daraus   gelösete  Summen  gegen  ,  ywi-iii 
Zinsen  unterzubringen  und  diese  den  Geistlichen  zu  überlassen  seyn. 

4.  Die  Krüge  aber  werden  nach  und  nach,  gleich  den  Krügen  in  den 
Domänen,  am  besten  in  Erbpacht  ansgethan  werden,  so  dass  der  Kanon 
davon  den  bisherigen  Eigenthümern  zu  gut  kommt. 

E.  K.  M.  ...  Ermessen  submittireu  wir  diese  Grundsätze,  so  wie  die 
höchste  Entscheidung  .  .  .,  ob  nach  solchen  in  den  Provinzen  Südpreussen 
und  Neuschlesien  verfahren  werden  soll,  da  in  Neuostpreussen,  nach  der 
uns  durch  den  Etatsminister  Freiherrn  von  Schrötter  gewordenen  Nachricht, 
alles  in  dieser  Hinsicht  bereits  regulirt  ist,  daher  derselbe  auch  an  diesem 
Bericht  keinen  Teil  genommen  hat.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Juli  23 

»23.  July  1805. 
Approbirt.  < 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Hoym  und  Voss,  Charlottenburg  1805 
Juli  23. 

R.  S'.i.    Minuten  des  Cabinets.  120. 


Rescript  an  den  Bischof  Raczynski  s.  unter  dem  2.  Juli  1805,  No.  847.    Juli  8 


851.   Bericht  des  Minister-Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  1805  Juli  13 
Juli  13. 

R.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chiiFrirte  Ausfertigung;  nach  der  Dechiffrirung. 

TJebersendet  die  Protokolle  der  Pariser  Konferenxen  wegen  des  deutsehen  Konkordats, 
dessen  Unannehmbarkeit  er  ausführlich  darlegtA] 

»Je  viens  de  recevoü'  dans  ce  moment  Copie  de  deux  Conferences  te- 
nues  [k  Paris]  entre  S.  A.  S.  Msgr.  l'Electeur  et  les  Cardinaux  Antonelli, 
de  Pietro  et  Caselli.  .  .  .  Ces  pieces^)  sont  d'un  contenu  si  interessant  que 
j'ai  cru  devoir  les  transmettre  ä  V.  M.,  meme  au  risque  qu'Elle  les  ait  ddjä 
reines  d'antre  part.  Car  je  dois  commencer  par  avouer  que  cela  me  par- 
oit  d'autant  plus  k  verifier  que  ce  n'est  pas  d'ici  que  je  me  les  suis  pro- 
cur^es,  mais  que  de  Ratisbonne  meme  un  heureux  hazard  les  a  fait  tomber 
entre  mes  mains.  Ici  on  n'enveloppe  non  seulement  du  plus  grand  mist^re 
tont  ce  qui  est  relatif  k  l'affaire  du  Concordat  d'AUemagne,  mais  ce  qui 
est  incroyable  et  nöanmoins  positif,  c'est  qu'on  n'a  pas  meme  ici  dans  ce 
moment  aucune  des  pieces  ecrites   sur  cette    affaii*e   ä   Paris;    car  tous   les 


1)  Cfr.  No.  767. 

2)  Die  Protokolle  dieser  beiden  Pariser  Konferenzen  vom  30.  December  1804 
und  vom  2.  Januar  1805  sind  gedruckt  bei  Sicherer,  Staat  und  Kirche  in  Bayern. 
München  1874,  Urkunden  No.  6,  nach  einer  Abschrift  aus  dem  Cabinet  des  Kur- 
fürsten Erzkanzlers,  ganz  übereinstimmend  mit  der  hier  vorliegenden  Abschrift. 


414  Urkunde  No.  851. 

^^  papiers  qui  y  etoient  relatifs,  furent  mis  par  erreur  dans  les  Caisses  qui 
devoient  premiferement  suivre  le  Pape  et  qui  ne  sont  pas  encore  arriv^es, 
et  cela  est  si  vrai  que  Monsiguor  della  Genga  a  deinandö  et  obtenu  copie 
des  memes  pieces  que  j'ai  riionneur  d'envoyer  ci-joiutes  ä  V.  M,,  et  qu'il 
n'avoit  pas  vues  jusqu'ici,  aussi  peu  que  la  Carte  Dioc^saine,  dont  il  y  est 
question.  V.  M.  daignera  voir  en  parcourant  l'mcluse  qu'elles  renferment  les 
observations  des  Cardinaux  qui  avoient  accompagnö  le  Pape  ä  Paris,  sur 
le  projet  d'un  Concordat  presentö  par  l'Electeur  ArcM-Chancelier  a  la  Cour 
de  Rome.  Quelque  peine  que  je  me  suis  donne  pour  me  procurer  ce  projet 
lui  meme,  je  n'y  ai  pas  röussi.  Peut-etre  serai-je  plus  heureux  ä  present 
que  j'en  connois  une  partie,  surtout  lorsque  les  papiers  seront  arriv^s  de 
Paris.  En  attendant  on  peut  en  quelque  fagon  se  passer  de  cette  piece, 
puisque  les  Conferences  ci-jointes  montrent  clairement  et  jusqu'ä  deux  ou 
trois  articles  pres,  les  dispositious  qu'elle  renferme.  II  me  paroitroit  en- 
tierement  inutile  d'accompagner  ces  deux  pieces  d'un  Commentaire  d^taille. 
Presque  chaque  Article  montre  clairement  dans  quel  esprit  est  cougu  le 
projet  de  ce  Concordat,  et  j'ose  me  flatter  que  V.  M.  y  trouvera  plus  que 
confirm^  tout  ce  que  j'eus  Ihonneur  de  Lui  dire  dans  mes  th.  rapports  du 
11.  F^vrier  et  du  17.  Novembre')  de  l'annöe  passee,  concernant  les  inten- 
tions  de  l'Electeur  Arcbi-Chaucelier;  qu'Elle  me  fasse  seulement  la  gräce 
de  me  permettre  encore  les  observations  suivantes : 

Les  points  les  plus  frappans  dans  ce  projet  annex^  et  ceux  qui  por- 
tent  principalement  atteiute  aux  droits  de  Souverainetö  des  Princes,  me 
paroissent  etre  les  dispositious  sur  les  Dotations  Clericales;  sur  les 
Communications  libres  avec  le  St.  Siege;  sur  le  maintien  des 
Concordats  de  Nicolas  V.  et  sur  une  certaine  iufluence  que  les 
Eveques  devroient  exereer  sur  l'instruction  publique.  Le  principe 
que  toutes  les  Dotations  Clericales  seront  faites  en  bien-fonds  et  que  ces 
biens  seront  abandonnes  ä  Tadministration  des  Eveques  etablis  —  Art.  IV 
de  ce  projet  —  rendroit  ceux-ci  en  quelque  fagon  ind^pendans  de  leurs 
Souverains,  surtout  quand  ils  savent  que  ces  derniers  n'osent  pas  d'apres 
l'Article  X  commuer  cette  dotation  dans  une  pension  annuelle  et  qu'ils 
n'ont  qu'ä  s'addresser  au  Nonce  du  Pape  pour  demander  le  maintien  du 
Concordat  dans  ce  point.  On  accorde  par  lä  ä  la  Cour  de  Rome  un  droit 
qu'elle  ne  devroit  jamais  avoir,  de  s'immiscer  dans  le  temporel  du  Clerge,  et 
l'on  devra  s'y  opposer  doublement  plutöt  que  de  voir  que  les  biens  du  Clergö 
soyent  mal  administr^s,  ou  que  celui-ci  par  son  Industrie  ou  par  l'augmentation 
du  prix  des  denröes  devienne  beaucoup  plus  riebe  et  plus  puissant  qu'on 
avoit  eu  l'iutention  de  le  faire.  Et  quand  meme  les  Princes  ne  se  prive- 
roient  pas  entierement,  en  accödant  ä  ces  dispositious,  du  principal  moyen 
de  s'assurer  de  l'oböissance  du  haut  clergö,  je  veux  dire  la  suppression  de 

1)  No.  767. 
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363  revenu3,  il  est  Evident  qu'ib  s'en  reudrout  infiniment  plus  difficile  l'exö-   j„|f^i-: 
cutioD. 

La  libre  communicatiou  avec  la  Cour  de  Kome,  dont  parle 
l'Article  XVII,  ne  semble  avoir  6t6  accord6  dans  le  projet  de  l'l^lectcur 
Arcbi-Chancelier  qu'aux  Eveques  seuls.  Les  Cardinaux  en  ont  ddsir«^  l'ex- 
tension  ä  tou3  les  Catholiques  sans  exceptiou  et  l'Eleeteur  Arfbi-Cbancelier 
s'est  einpresse  d'y  conaentir.  Une  pareille  libertö  öte  a  l'autorite  civile 
toute  possibilite  de  surveiller  les  demarcbes  de  la  Cour  de  Kome,  et  meme 
la  loi  quo  uul  uferet  Romain  ne  devroit  etre  public  saus  lo  placet  du 
Gouvernement,  deviendroit  nuUe  par  eile  meme ;  puisque,  si  ces  D^crets  peu- 
vent  entrer  de  par  toutes  les  voyos  quelconques  dans  lo  pays,  il  ne  peut 
gueres  plus  empecher  qu'un  grand  nombre  ne  s'en  ecbappe  meme  a  sa  vi- 
gilance.  Le  Ministre  de  V.  M.  a  toujours  regardö  avec  raison  la  defense 
de  toute  communicatiou  directe  avec  la  Cour  de  Rome  comrac  la  veritable 
base  du  Systeme  qu'EUe  a  si  sagement  adopte  pour  les  rapports  de  Ses 
Sujets  Catholiques  avec  la  Cour  de  Rome,  et  certainemeut  ne  peut-on  sans 
de  grands  inconveniens  suivre  qu'un  des  deux  systemes,  ou  de  ne  point  se 
meler  de  tous  les  rapports  avec  Rome,  ainsi  que  le  fönt  le  Dannemarc  et 
la  Suede,  la  Saxe  et  d'autre  pays,  ou  de  les  soumettre  entierement  et  sans 
aucune  restriction  ä  l'inspection  du  Gouvernement.  Nul  autre  poiut  ne  me 
semble  aussi  important  que  celui-ci. 

La  politique  de  la  Cour  de  Rome,  se  servant  de  prötextes,  en  appa- 
rence  innocents,  pour  venir  ä  son  but,  se  montre  pleinement  dans  l'obser- 
vation  des  Cardinaux  ä  l'Article  XIV.  En  parlant  des  nominatious  des 
diflf^rentes  places  dans  les  Chapitres,  ils  proposent  de  substituer  aux  paroles 
gönerales:  d' apres  l'usage  stabil  jusqu'ici,  —  la  mention  expresse 
du  Concordat  de  Nicolas  V.  comme  l'orgine  de  ces  droits,  et  l'Eleeteur  Archi- 
Chancelier  y  consent  sans  aucune  difficulte.  Ils  proposent  encore  de  ne  pas 
parier  du  Droit  des  premieres  prieres,  exercö  jusqu'ici  par  l'Empereur, 
parce  qu'il  ne  falloit  pas  reveiller  l'ancienne  dispute  sur  l'obligation  de  la 
demande  de  l'Indulte  Papale  pour  l'exercice,  extorquö  des  foiblesses 
de  l'Empereur  Frederic  III.  Si  le  Concordat  de  Nicolas  V.  6toit,  comme 
on  le  propose  ici,  formellement  sanctionn^  actuellemeut,  il  commenceroit 
premierement  ä  present  ä  devenir  veritablement  pernicieux  ä  rAllemague; 
car  jusqu'ici  sa  validite  ötoit  misc  en  doute  ä  tont  moment  par  les  Princes 
et  memes  par  les  Eveques,  et  il  y  avoit  des  Provinces  entieres  en  AUemagne 
oü  il  n'avoit  jamais  6t6  reconuu. 

Les  dispositions  de  l'Article  XVI  no  sont  pas  assez  clairemeut  indi- 
quees,  pour  qu'on  puisse  en  juger  assez  complettement;  mais  l'observation 
([ue  l'Eleeteur  Arcbi-Cbancelier  fait  ä  cet  article,  laisse  supposer  qu'il  y 
accorde  aux  EvOques  une  certaine  inspection  sur  les  Universites.  üne 
pareille  influence  opposeroit  sans  doute  les  plus  grands  obstacles  aux  pro- 
gres  des  lumieres;  de  meme  que  le  droit  que  leur  assigne  l'Art.  VI,  d't'loi- 
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docti-ine,  devi-oit  au  morna  etre  assujetti  au  consentement  prealable  du  Gou- 
vernement. D'ailleurs  celui-ci  remeth'oit  entre  les  maina  des  seula  Evequea 
l'c^duction  et  linstruction  de  toua  lea  ecclesiastiques,  et  par  l'mstruction  la 
morale  et  lea  lumieies  du  peuple  lui-meme.  L'Electeur  Archi-Chancelier 
n'a  pas  ose  couteater  aux  Princes  le  droit  de  nommer  leurs  Eveques ;  mala 
lea  obaervationa  a  TArticle  XII  prouvent  aasez,  combien  on  auroit  desire  de 
le  faire.  Lexpression:  que  les  Princes  doivent  par  leur  lib^ralitd  envera 
TEglise  meriter  ce  droit,  qui  decouvre  tout  le  naturel  de  leur  Souverain, 
eat  ai  attentoire  ä  Tautoritö  legitime  dea  Princes,  qu'il  faut  esperer  que  c'est 
des  Cardinaux  et  non  pas  de  la  part  de  TElecteiu-  Archichancelier  qu'elle 
est  venue.  Au  aui'plus  il  est  ä  remarquer  que  lea  Cardinaux  ne  veulent 
point  dans  cet  Article  l'expression :  que  la  Russie  et  la  Prusse  nom- 
ment  elles  memes  leurs  Eveques.  Malgre  que  la  Cour  de  Rome  n'en  ose 
certainement  pas  meme  se  flatter  d'empecher  jamais  V.  M.  d'exercer  cette 
prerogative,  eile  ne  veut  pourtant  paa  qu'il  existe  une  aeule  ligne,  signee 
par  le  Pape,  dana  laquelle  on  en  fasse  mention.  C'est  lä  la  veri table  poli- 
tique  romaine.  Les  tems  pouvroient  changer,  c'est  alors  qu'il  faut  avoir  les 
mains  librea. 

Si  aprea  tant  de  choses  nuiaiblea  aux  intcrets  des  Princes,  on  se  de- 
mande  en  quel  point  la  Cour  de  Rome  a  c6d6  de  son  cote,  on  n'en  trou- 
vera  absolument  aucun.  Tout  eat  ä  son  seul  avantage.  La  moderation  des 
taxea  de  la  Datarie  qu'il  est  tout  auaai  aise  d'obtenir  sana  iin  Concordat, 
est  la  aeule  choae  que  permettent  les  Cardinaux.  De  reste  la  Cour  de 
Rome  ne  devie  pas  un  moment  de  sea  principes ;  eile  ne  veut  paa  souffrir 
la  moindre  petite  expreaaion,  par  laquelle  on  pourroit  croire  un  moment 
qu'elle  conaentiroit  aux  dernieres  innovations  en  Allemagne;  eile  veut  traiter 
le  reces  de  la  Deputation  de  l'Empire  de  la  meme  maniere  qu'elle  traite 
encore  ä  present  le  Traite  de  paix  de  Westphalie.  Les  Cardinaux  s'oppo- 
sent  meme  ä  ce  que  l'Electeur  Archi-Chancelier  dit,  comme  il  semble 
l'avoir  fait  au  premier  Article,  que  lea  differentes  religiona  doivent  rester 
dans  les  limites  qui  leur  sont  assignees  par  les  loix  de  l'Empire ;  ila  disent 
que  le  Pape  ne  peut  reconnoitre  ä  aucun  pays,  quel  qu'il  soit,  pour  norme 
la  röligion  qui  y  est  librement  exercee  et  ä  laquelle  nul  humain  ne  doit 
mettre  des  bornes  ou  des  obstacles. 

Le  Concordat  Italien  est  certainement  et  saus  aucune  comparaison  plus 
avantageux  pour  le  Pape  que  celui  fait  avec  la  France.  II  a  servi  evi- 
demmont  de  modele  au  projet  de  l'Electeur  Archichancelier,  mais  plusieurs 
diapositious  favorablea  ii  l'autorite  civile,  p.  ex.  celle  relative  au  serment 
que  doit  preter  le  Clerge ;  celle  pour  l'adminiatratiou  dea  fondations  pieuses, 
ä  laquelles  doivent  intervenir  les  Commissaires  du  Gouvernement  etc.,  eni 
ont  et6  omiaea.  Tout  mürement  conaidcre,  il  est  non  seulement  certain  que  I 
la  Cour  de  Rome,  si  ce  projet  de  Concordat  s'ex^cutoit,  jouissoit  parfaite- 
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inent  eo  Allemagne   des  memes   droits   nu'autrcfois,  mais  il  est  evident  eu-    ,^^^,  . 
.  ,  Juli  l.i 

core  que  ces  droits,  n  etant  plus  coiume  autretbis  contestös,  mais  fondö  sur 

iiiie  loi  recente  et  recouuue  par  tont  l'Empire  germanique,  ils  deviendroieut 
mainteiiant  seulement  bieii  avantageux  pour  Home  et  vraiiueut  dangcreux  ä 
l'autorite  des  Princes  et  au  progrcs  des  luniieres.  Ce  danger  est  bien  plus 
grand  encore  pour  l'Allemagne,  dont  la  Constitution  est  si  compliquec,  qu'il 
ne  seroit  dans  un  Etat  qui  ne  döpendroit  que  de  la  volonte  d'un  scnl,  et 
il  deviendroit  pressant  en  eflet,  si  le  second  projet  que  V.  M.  daigucra  trou- 
ver  dans  ces  pieces  et  r^tablissemeut  d'un  Nonce  ])erpetucl  :i  Katisbonne 
etoit  ex^cute.  Un  pareil  Nonce  seroit  un  Censeur  perpötuel  de  la  conduite 
des  Princes,  il  alluineroit  la  discorde  entr'eux  et  leiirs  peuples  et  se  ser- 
viroit  de  l'autorite  Imperiale,  pour  laquelle  il  seroit  ä  son  tour  un  Instru- 
ment tres  utile,  —  pour  leur  faire  la  loi. 

Les  personues  zelees  pour  le  bien  de  leur  patrie  ont  desapprouv<';  des 
le  commencement  l'idöe  d'un  Concordat  germanique,  puis  qu'ils  ne  vouloient 
point  que  les  Princes  reconnussent  par  un  pacte  l'influence  (lu'ils  ne  per- 
mettent  a  la  Cour  de  Korae  que  par  condescendance  envers  leurs  snjets 
Catholiques ;  mais  on  auroit  pu  oublier  cet  inconveuient,  si  par  le  Concor- 
dat meme  on  dtoit  parvenu  ä  röformer  les  abus  ou  d'acqu6rir  une  libertö 
plus  grande  au  Clerge  national,  et  certes  auroit-on  pu  esp^rer  qu'on  force- 
roit  ä  cette  occasion  la  Cour  de  Rome  ä  introduire  une  autre  formule  de 
serment  pour  les  Eveques;  changer  les  principes  pour  les  mariages  mixtes 
ou  sur  les  dissolutions  des  voeux,  si  uon  des  meines,  an  moius  des  Cha- 
noines;  r^duire  le  nombre  des  Couvens  par  un  concert;  mis  ime  plus  ample 
facnlte  aux  ]£veques  etc.  Que  dire  ä  present  d'un  Concordat  qui  ajoute 
au  contraire  a  l'autorite  du  Pape  au  detriment  de  celle  des  Princes! 

II  faut  esperer  qu'un   pareil  Concordat,  auquel  l'Electeur  Archi-Chan- 

celier  lui  meme  ne  peut  preter  les  mains  que  dans   l'idee   de   se   prevaloir 

de  l'autorite  de  Rome  et  de  l'influence  de  la  Cour  de  Vienne,  pour  sauver 

les  pretendus  droits  de  son  Siege  Archiöpiscopal  vis-ä-vis  des  Princes  moins 

puissans,  —  sera  rejette  ä  la  Diette  de  l'Empire.     Si   cependant  Y.  M.  se 

borne   ä   en   exempter   simplement   Ses   fitats,   ce   qui  Lui    sera    infiniment 

ais6,  et   qu'EUe   ne   s'y   oppose    pas    directement   et   en   g(5n(iral,  je   crains 

n^anmoins   que  la  Cour   de   Rome   ne   parvienne   a  son    but;   car  tous   les 

autres  Etats,  meme  y  compris  la  Baviere,  sont  trop  foibles  pour  s'y  opposer 

!   avec  succes.     Dans  cette  supposition,  les  Princes  qui  auront  sigu^  ce  Cou- 

I   cordat,  ne  seront  plus  les  Maitres  dans  leur  Clerge  qu'avec  les  plus  grands 

i   efforts  et  d'^ternelles  disputes.    L'Electeur  Archichancelier  sentira  lui  meme 

I  bientöt  le  jong   qu'il  s'est  impos^,  et  meme  les  Princes   qui  n'auront  i)oint 

!  pns  part  ä  cette  Convention,  soufl'riront;  car  la  Cour  de  Rome,  enorgueillie 

1  par  ce  nouveau  succes,  deviendra  plus  que  jamais  obstinee  dans  ses  entre- 

prises  invdtdr^es  et  hardies  dans  son  Systeme  usurpatoire,  et  d6jä  ä  present 

les  Princes  les  plus  puissauts    ont  trop  peu   de    moyens   en    main   pour   l.i 

(.iranier,  Preussen  und  die  katb.  Kirche.    IX.  27 
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180Ö  (jiriger  Selon  leurs  intentions,  sans  heurter  de  front  les  prejuges  de  leurs 
Sujets  Catholiques.  Le  moyeu  le  plus  efficace  de  parer  a  tous  ces  incou- 
vöniens  seroit  sans  doute  de  couper  tout  court  ä  tonte  ndgociation  avec  le 
Pape  ä  la  Diete  de  l'Empire,  en  döclarant  fermement  qu'il  n'a  Jamals 
existd  de  rapport  entre  le  Pape  et  l'Empire,  mais  seulement  entre  lui  et  les 
Prinees  Catholiques  de  TAllemagne;  que  la  Cour  de  Rome  ne  peut  par 
cousöqneut  pretendre  ä  aueun  droit  sur  le  Corps  germanique  comme  tel,  et 
qu'elle  doit  se  borner  k  faire  des  Conventions  [avec  ceux]  qui  veulent  bien 
s'y  soumettre.  Cette  declaration  reposeroit,  ce  me  serable,  sur  les  droits 
incontestables  du  droit  public  de  l'AUemagne.  Si  cependant  il  etoit  impos- 
sible  d'^loigner  entierement  la  uegociatiou  avec  le  Pape,  il  seroit  prudent 
peut  etre  d'insister  sur  ce  que  la  fixation  des  limites  diocesaines  et  l'etab- 
lisseraent  des  nouveaux  Eveches  fut  separe  du  Concordat  et  arrange  pröfe- 
rablement  ä  tout  autre  objet.  Ce  point  essentiel  une  fois  termine,  on  pour- 
roit  trainer  en  longueur  les  negociations  sur  le  Concordat,  et  le  moyen  en 
seroit  aisement  trouve,  si  avant  que  d'accorder  ä  la  Cour  de  Rome  les 
avantages  qu'elle  demandera,  on  l'inviteroit  ä  remödier  aux  nombreux  griefs 
que  l'Eglise  germanique  porta  de  tout  tems  contr'elle. «   .  .  . 

Juli  16         852.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Massow.    Berlin  1805 
Juli  16. 

R.  89.  32.  D.     Ausfertigung. 

Bei  Verleihung  geistlicher  Würden  soll  sich   die  Befreiung  von  Gebühren  nur  auf 
die  Chargen-  und  Stempel- Gebühren,  nicht  auf  die  der  Geheimen  Kanxlei  beziehen. 

>Der  Staatsminister  v.  Voss  hat  mir  die  Kabinets-Ordre  vom  22.  No- 
vember pr.  mitgeteilt,  nach  welcher  E.  M.  dem  Rector  v.  Gorczyczewski 
die  Wüi'de  eines  Commendatur -Abtes  von  Sulejewo  mit  einer  damit  ver- 
knüpften Einnahme  von  152  Rthlr.  35  Gr.  7  Pfg.  zu  conferiren  und  zu- 
gleich die  Befreiung  von  allen  damit  verbundenen  Gebühren  zu  bewilligen 
geruhet.  Dieser  .  .  .  Ordre  gemäss  ist  auch  das  Patent  für  den  v.  Gorczyczewski 
ausgefertiget  und  von  E.  K.  M.  vollzogen  worden.  Der  bisherigen  Verfassung 
gemäss  sind  bey  Dispensationen  von  Chargen-  und  Stempel-Gebühren  jeder- 
zeit Geheime  Kanzelley-Gebühren  genommen  worden.  Meine  Geheime  Kan- 
zelley  kann,  bey  der  Beschränktheit  ihrer  Einnahme,  diese  Gebtihren,  wenn 
die  darauf  angewiesenen  Besoldungen  gedeckt  werden  sollen ,  nicht  wohl 
entbehren;  daher  ich  E.  M.  ...  bitten  muss,  in  diesen  und  ähnlichen  Dis- 
pensations- Fällen  die  gnädigst  bewilligte  Dispensation  blos  auf  Chargen- 
und  Stempel-Gebühren  einzuschränken.  Die  Stelle  des  Rectors  v.  Gorczyczewski 
trägt  mit  der  verliehenen  Würde,  wie  oben  gedacht,  152  Rthlr.  35  Gr.  7  Pfg., 
daher  würde,  wie  ich  glaube,  der  schon  mit  Rücksicht  hierauf  gemässigte 
Satz  von  28  Rthlr.  20  Gr.  gegen  die  bei  weiten  höhern  Sätze  der  Geheimen 
Kanzelley-Taxe  pag.  18  und  19  in  gegenwärtigen  Fall  von  dem  Impetrauten 
zu  nehmen  suyu.* 
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Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Boyine :  i  r  23 

»23.  July   1805. 
Für  jezt  und  für  die  Zukunft  zu  approbiren. " 

Hiernach  Cabinets-Ordre  au  Voss,  Charlottcuburg   18Uö  Juli  23.        Juli  23 

B.  yj.    Minuten  des  Cabineta. 


853.   Bericht  der  Magdeburgschen  Kriegs-  und  Domainen-Kammer  an   TuH  it 
das  Niedersächsische  Departement.    Magdeburg  i«u.")  Juli  17. 

Gen.-Direktorium  Magdeburg.  CLIII.  23.    Ausfertigung,    gez.    v,  Bftlow;    äcliönwald ;  Qossler; 
linmerinann;  Voigtol,  Spengler. 

Die  xuvi   Wiederaufbau  des  Katholischen  Prediger- Hauses  in  Halle  xu  bcivilliyenile 

Kollekte. 

Der  Magistrat  zu  Halle  hat  berichtet :  »dass  ein  sich  dort  ehemals  auf- 
gehaltener isic!)  poUuischer  Graf  Ignaz  Ogiusky  das  jetzt  abgebrannte  i) 
Predigerhaus  im  Jahre  1774  für  die  dortigen  katholischen  Geistlichen  erkauft, 
es  denselben  eigentümlich  zur  Wohnung  geschenkt  hat,  und  dasselbe  seit 
jener  Zeit  von  den  katholischen  Geistlichen  teils  aus  eigenen  Mitteln,  teils 
durch  die  erhaltenen  Unterstützungen  im  baulichen  Stande  erhalten  ist.«  .  .  . 

Die  Kollecte  »in  den  Städten  hiesiger  Provinz  und  von  den 
katholischen  Klöstern«  hatte  die  Kammer  bereits  am  1.  März  1805 
beantragt,  da  das  Gebäude  nur  zu  400  Rthb-.  in  der  Feuerkasse  versichert 
sei  und  dessen  Wiederaufbau  wenigstens  1500  Rthlr.  koste. 

Angern  ersuchte  hierauf  am  9.  April  1805  Massow:  »Da  die  ... 
Kollekte  in  solcher  Art,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  nur  wenig  aufbringen 
würde,  gleichwohl  aber  dem  Bedürfniss  dieser  Gemeinde  abgeholfen  werden 
muös,  .  .  .  nach  dem  Circulare  vom  7.  Januar  d.  J.  in  sämmtlichen  Provinzen, 
excl.  Süd-Preussen,  Schlesien,  Franken  und  den  Entschädigungs-Provinzen, 
eine  Kirchen-Collecte  ausschreiben  zu  lassen,  in  welchem  Falle  ein  gleiches 
in  Rücksicht  der  katholischen  Kirchen  in  den  Entschädiguugs-Provinzen  von 
mir  verfügt  und  wegen  der  Haus-Collecte,  die  bey  den  katholischen  Glaubens- 
Genossen  durch  die  Unterbehörden  zu  halten  ist,  das  nöthige  von  mir  ver- 
anlasst werden  soU. « 

Auch  das  Magdeburgische  Konsistorium  empfahl  am  18.  April  1805 
die  Kollekte  bei  der  Armuth  der  katholischen  Gemeinde  zu  Halle  angelegent- 
lichst, uud  am  9.  und  26.  August  1805  wurde  sie  von  Massow  und  von 
Angern  ausgeschrieben.  Der  Erfolg  war  so  gering,  dass  sie  Angern  und 
Massow  am  25.  März  und  4.  April  1806  nochmals  in  Erinnerung  brachten. 
Doch  ergab  auch  dann  die  Haus-Kollecte  in  der  Kurmark  nur  7  Kthlr. 
6  Gr.     (Bericht  vom  19.  Juni   1806.) 


1)  Am  6.  Januar  1806. 
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,^^''  854.    Entwurf  eines  Schreibens  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck 

und  V.  Massow  an  den  Staats-Minister  Graf  Hoym.     Berlin  1805  Juli  18. 

K.  -lii.  B.  lt)5.  a.    Ausfertigung;    C'oncept,  gez.  Reck,  geschrieben  von  Raumer.    Nicht  abge- 
gangen, wegen  der  inzwischen  an  Hoym  und  Massow  erlassenen  Cabinets-Ordre  vom  18.  April  1805,  No.S22. 

Die  beabsichtigte  gemeinschaftliche  Kommission  für  die    Uebcrlassung   JcathoHscI/er 
Kirchen  an  protestantische  Gemeinden.^) 

Uebersenden  die  Cabinets-Ordre  vom  23.  März  18052): 
.  .  .    ^Wir  haben  .  .  .   wegen   aller   früheren  Vorgänge,    Avelche   hierin 
einschlagen,  im  Archive  nachsehen  .  .  .  lassen  und  sind  nunmehro  im  Stande, 
E.  E.  hierüber  ein  vollständiges  Resultat  mitzuteilen. 

Dagegen  erbitten  wir,  was  für  den  vorliegenden  Fall  bei  weitem  das 
wichtigste  bleibt,  diejenigen  auf  Local-Kenntnis  gegründeten  Data,  welche 
am  besten  dazu  geeignet  sind,  zweckmässige  Beschlüsse  bei  Sr.  M.  gemein- 
schaftlich in  Antrag  zu  bringen. 

Um  hierzu  zu  gelangen,  erlauben  wir  in  dieser  Sache  uns  folgendes 
Detail. 

In  der  Cunauer  Sache  sind  Sr.  M.  die  vom  Schlesisehen  Friedensschluss- 
mässigen  statu  quo  hergenommenen  Gründe  wider  die  Einräumung  schlesischer 
katholischen  Kirchen  und  besonders  des  Vermögens  derselben  an  Protestanten 
vorgetragen,  indess  von  Sr.  M.  nicht  genehmigt  worden. 

p]s  kömmt  also  bloss,  und  da  S.  M.  noch  in  der  jetzigen  Cabinets- 
Ordre  die  Beschwerden  des  Fürstbischofs,  dass  katholische  Kirchen  in  Dörfern, 
worin  kein  einziger  katholischer  Wirth  mehr  ist,  an  Protestanten  gelangen, 
für  uugegründet  erklären,  darauf  an: 

ob   etwann ,    nach   dem  was  der  Fürstbischof  von  intoleranten  Auf- 
tritten  einmischt,    eine    Stimmung    existire   und   wohl   gar  von    der 
katholischen  Geistlichkeit  befördert  und  unterhalten  werde,  Vorgänge 
der   Art   dazu    anzuwenden,    Misvergnügen   zwischen   den  Einsassen 
beiderlei    Religion    hervorzubringen,     oder    auch    vermeintliche    Be- 
schwerden  in   das  Ausland  zu  bringen   und    sey  es  im  Lande  oder 
Auslande  Sensation  zu  erregen. 
Wäre    das  der  Fall,    so  würde  Grund  seyn,    einstweilen  entweder  gar 
nicht  oder  doch  sehr  sparsam  und  vorsichtig  mit  dergleichen  Veränderungen 
zu  Werke  zu  gehen,  und  daher  Sr.  M.  diesen  Stand  der  Sache  anzuzeigen. 
Hierüber  also  erbitten  wir  besonders  E.  E.  erleuchtetes,  auf  den  eigent- 
lichen temporellen  und  Local-Stand  der  Sache  gegründetes  Sentiment. 

Was  demnächst  den  obenerwähnten,  nach  Sr.  M.  allergnädigsten  Aeuese- 
rung  zulässigen  Antrag  des  Bischofs  sub  A.  beti'ifft,  so  ist  in  einzelnen 
Fällen  das  Wesentliche  davon  schon  beobachtet  worden  und  würde  aller- 
dings der  Bischof  als  part  zu  hören  seyn.  Wir  beziehen  uns  auf  einzelne 
Specialöchrciben.  die  wir  zu  den  einzelnen  Sachen  abfassen,  wegen  der  An- 

1)  Cfr.  No.  822  und  858.  2)  No.  809. 


Schlesien.  12  [ 

Wendung,  welche  von  jenem  Grundsätze  auf  die  gedachten  einzelnen  Fülle 
zu  maclien  seyn  möchte. 

Da  iudess  auf  alle  Fälle  ein  Bericht  an  S.  M.  nötig  seyn  wird,  so  wird 
dabei  ein  sehr  bedenklicher  und  verfänglicher  Ausdruciv  in  der  bisch()flichen 
Vorstellung  zu  releviren  seyn.  Es  ist  der,  wo  der  Bisciiof  von  einem  geist- 
lichen Commissario  spricht,  den  er  einer  jeden  Commission  wegen  einer  al)- 
zunehmenden  Kirche  beifügen  wolle. 

Dieser  lauft  wider  alle  Verhältnisse  des  Fürst-Bischofs  als  Unterthan 
zu  dem  Könige  als  Landesherrn.  Commissarien  ordnet  nur  der  Landesherr 
an.  Wollte  man  dergleichen  dem  Bischof  gestatten,  so  träte  er  mit  einem- 
male  anstatt  als  subordinirte  geistliche  Behörde,  als  coordinirte  geistliche 
Macht  auf. 

Die  Commission  und  die  Commissarien  sind  königlich  und  müssen 
königlich  seyn.  Einen  Bevollmächtigten  mag  der  Bischof  zur  Commission 
senden.  Dieser  aber  ist  alsdann  Partey,  und  Commissio  iustruirt,  Ijerichtet 
und  regulirt. 

Die  Ausdrücke  sind  gar  nicht  gleichgültig.  Sie  sind  von  Einfluss  auf 
die  Sache.  Die  Form  dient  zur  Erhaltung  des  Materiellen  und  in  Sachen 
rechtmässiger  landesherrlicher  Rechte  circa  sacra  kann  ohne  Schade  und 
Consequenz  nicht  um  einen  Schritt  nachgegeben  werden. 

Wir  gehen  zur  Alternative  b  über,  welches  gerade  diejenige  ist,  über 
welche  S.  M.  Bericht  erfordert  haben. 

Hier  ist  es  nun  von  Seiten  des  Fürstbischofs  geradehin  auf  nichts  ge- 
ringeres angesehen,  als  auf  eine  gemeinschaftliche  Commission  zur  Unter- 
suchung der  Religionsbeschwerden. 

Hier  ist  also  geradezu  das  ausgedrückt,  was  vorhin  nur  angedeutet 
wurde.     Und  hier  ist  die  Form  und  die  Materie  gleich  bedenklich. 

1.  Die  Form.  Wir  haben  so  eben  das  unschickliche,  unpassende  einer 
zwischen  dem  Könige  und  dem  Fürstbischof  gemeinschaftlichen  Commission 
erwähnt  und  bemerken  liier  nur,  dass  sich  der  Fürstbischof  ganz  vergelbich 
auf  ein  vermeintlich  oder  nicht  wirklich  ähnliches  Beispiel  von  1750  bezieht. 

Allerdings  hat  1750  eine  Commission  wiegen  gegenseitiger  Religions- 
Beschwerden  der  Protestanten  und  Katholiken  Statt  gehabt.  Aber  nicht 
eine  gemeinschaftliche,  sondern  eine  blos  Königliche,  welche,  wie  recht, 
billig  und  natürlich,  beide  Theile  hörete  und  zu  conciliiren  suchte,  nicht 
aber  selbst  als  transignirender ')  und  mit  der  katholischen  Geistlichkeit 
paciscirender  Theil  auftrat. 

Die  beiden  Minister  von  Cocceji  und  Graf  Münchow  berichteten  viel- 
mehr an  den  König  und  der  König  entschied. 

Es  ist  aber  auch  ferner  gar  nicht  abzusehen,  warum  in  materialibus 
itzo  eine  solche,  wann  auch  wie  damals  in  der  Form  richtig  organisirte 
Commission  angeordnet  werden  sollte. 

1   siel  wolil  »transisrirender«. 
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1805  Damals  waren  noch  alle  Verhältnisse  neu.     Die  klaresten,  leichtesten, 

billigsten  Dinge  fanden  nicht  selten  annoch  Schwierigkeiten  bei  den  Schlesi- 
schen  Katholiken.     Jene  Maassregel  war  also  angemessen. 

Itzo  unter  ganz  veränderten  Umständen,  nach  einer  mehr  als  sechszig- 
J ährigen  Ruhe  und  Toleranz,  nach  überall  in  Thätigkeit  gesetzten  richtigen 
Grundsätzen  des  Majestätsrechts  circa  sacra,  würde  eine  solche,  wenn  auch 
richtig  organisirte  Commission  ganz  zweckwidrig  wirken. 

Im  Lande,  wie  im  Auslande  würde  Sensation  und  die  Idee  entstehen, 
dass  doch  wohl  grosse  Diflferenzien  vorhanden  seyn  müssen,  wenn  man  sogar 
eine  eigne  Commission  zu  ihrer  Beseitigung  niedersetzen  müsse.  Ja  die 
Commission,  welche  den  Zweck  haben  soll,  die  vermeintlichen  Differenzien 
zu  beseitigen ,  würde  selbst  dergleichen  herbeiführen ,  so  wie  in  manchen 
Ländern  die  Zahl  der  Advocaten  der  Prozesssucht  Nahrungsstoff  giebt. 

Man  wird  also  wohl  nicht  anders  als  dieser  Idee  sehr  entgegen  sej'n 
können.  Dagegen  aber  wird  man  versichern  können,  dass,  fernerhin  wie 
bisher,  jede  etwanige  Religionsbeschwerde  von  den  Behörden  gern,  willig, 
gründlich  und  unparteyisch ,  nach  vorgängiger  Vernehmung  des  Bischofs, 
untersucht  und  bei  befundenem  Grunde  abgestellt  Averden  solle. 

So  erscheinet  wenigstens  uns  die  Sache  nach  unseru  Datis.  Wir  werden 
aber  E.  E.  ganz  besonders  verbunden  seyn,  wenn  dieselben  unsere  Ansicht 
durch  das,  was  sich  Ihnen  aus  Ihren  eben  so  tiefen  als  ausgebreiteten  Local- 
Kenntnissen  darbietet,  zu  vervollständigen  geruhen  wollen. 

Gerade  um  dieses  letztere  ersuchen  wir  auch  E.  E.  in  Ansehung  der 
einem  blossen  Wink  ähnlich  sehenden ,  vagueu ,  aber  nichts  desto  weniger 
höchstinteressanten  Angabe  von  den  angeblichen  intoleranten  Auftritten, 
deren  der  Fürstbischof  erwähnt. 

Diese  Materie  coincidirt  wiederum  mit  der  gleich  Anfangs  erwähnten. 
Sind  dergleichen  Auftritte  vorgefallen  oder  auch  nur  zu  besorgen,  ist  irgend 
ein  Grund  da,  dass  die  Vorgänge  mit  katholischen  Kirchen,  die  den  Protestanten 
eingeräumt  worden  sind,  entweder  von  selbst  nachteilige  Sensationen  er- 
regen, oder  auch  zu  einer  solchen  Erregung  gemissbraucht  werden,  so  scheint 
uns  Grund  genug  vorhanden  zu  seyn,  für  itzo  von  dergleichen  Veränderungen 
zu  abstrahiren  oder  sie  nur  sehr  einzeln  und  auf  sehr  zuverlässige,  un- 
nachteilige individuelle  Grundlagen  zu  gestatten  und  darnach  Bericht  und 
Antrag  au  S.  M.  zu  erstatten  und  zu  formiren,  zumal  wenn,  -svas  nicht  un- 
möglich ist,  die  jetzige  Calamität  der  Theurung  von  unruhigen  Köpfen  mit 
jenen  Differenzien  in  Verbindung  gesetzt  würde,  da  es  dem  Listigen  nur 
zu  leicht  ist,  bei  Unwissenden  heterogene  Dinge  zusammen  zu  bringen  und 
zu  Gährungsstoffen  zu  machen. 

E.  E.  ersuchen  wir  demnach  um  baldige  Mittheilung  von  Datis  und 
von  Dero  erleuchteten  Meinung,  worauf  wir  den  Bericht  zu  Dero  gefälliger 
Mitzeichnung  abfassen  werden.« 
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855.     Immediat-Bericht   des   Staats-Ministers  v,  Voss.     Beillu   I8O0  j,|,^|2 
Juli  22. 

Qen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  'IS'Z.    Concept,  gez.   Voss. 

Ätts  dem  Ucbcrschussc  des  Amortisationsfonds  der  Schutdcnmasse  des  veistorhenen 
Erxbischofs  von  Gnesen  sollen  die  ScIdUsser  xu  Warscliau  und  Skiernicwice  für 
dessen  Nachfolger  hergestellt  und  die   Mitglieder  der  Schulden-Iiegulintngs-Kommis- 

sion  remunerirt  iverden^) 

»Die  Kegulirung  des  Schuldenwesens  des  verstorbenen  Fürsten-Erz- 
bischofs von  Gnesen,  Grafen  v.  Krasicki,  ist  nach  dem  von  dem  Regierungs- 
Präsidenten  V.  Meyer  zu  Warschau,  als  Direktor  der  deshalb  niedergesetzten 
Kommission,  eingegangenen  Bericht  nunmehro  so  weit  gediehen,  dass  man 
die  Zulänglichkeit  des  vorhandenen  Amortisations-Fonds  hn  voraus  berechnen 
kann.  Wie  E.  K.  M.  aus  der  .  .  .  angebogenen  Uebersicht  A  zu  erselien  ge- 
ruhen werden,  ist  nach  den  Angaben  des  p.  v.  Meyer  auf  einen  Ueberschuss 

von 40503  Rthlr.  5  Ggr.  3  Pfg. 

zu  rechnen,  jedoch  davon  der  in  der  Uebersicht 
angeführten  Umstände  wegen  vor  der  Hand  noch 

die  Summe  von 21729      -       3     -    11    - 

abgesetzt  worden,  und  also  der  Ueberschuss  für 

jetzt  wenigstens  auf 18774      -       1     -      -    4 

anzunehtnen,  wegen  dessen  vorläufigen  Verwendung  ich  mich  erdreiste,  E.  K.  M. 
folgendes  .  .  .  anheim  zu  geben: 

Es  sind  nehmlich  bisher  sowohl  das  bischöfliche  Palais  in  Warschau, 
wo  der  Erzbischof  künftig  zum  Teil  wohnen  soll,  als  das  erzbischöfliche  in 
Skiernicwice  aus  der'  Hand  des  einen  Bischofs  in  die  des  andern  über- 
gegangen, ohne  dass  dabey  auf  deren  gehörige  Erhaltung  Rücksicht  genommen 
worden ,  mithin  in  schlechte  Verfassung  gerathen ,  und  es  lässt  sich  mit 
Grunde  besorgen,  dass  bey  einem  solchen  ferneren  Verfahren  die  Gebäude 
am  Ende  ganz  unbrauchbar  werden.  Um  diesem  vorzubeugen,  scheint  mir 
die  Uebergabe  an  den  neuen  Fnrst-Erzbischof  von  Gnesen,  Grafen  v.  Raczynski, 
nach  einem  Inventario,  mit  der  Bedingung  der  Unterhaltung  und  künftigen 
Rückgabe  in  eben  dem  Zustande,  am  zweckmässigsten.  Damit  letzterer  nun 
gut  sey  und  bleibe,  wird  eine  Herstellung  vorangehen  müssen,  weil  die 
jetzige  Beschatfenheit  sich  zu  einer  solchen  Ueberlieferung  nicht  eignet.  Die 
Kosten  dazu  werden  sich  auf  12  bis  höchstens  15000  Rthlr.  belaufen,  und 
um  so  mehr  aus  den  vorhandenen  Ueberschüssen  des  Schulden-Tilgungs- 
Fonds  erfolgen  können,  als  solchergestalt  ein  Teil  dieser  Gelder  dem  Erz- 
bisthum  auf  eine  zweckmässige  Ai't  zu  gut  kömmt.  In  so  fern  E.  K.  M. 
diesen  pflichtmässigen  Vorschlag  zu  genehmigen  geruhen  sollten,  werde  ich 
die  erforderliche  Kosten  gehörig  veranschlagen  lassen,  und  bey  Allerhöchst- 
denenselben  hiernächst  den  weiteren  Antrag  .  .  .  machen.  Nach  Abzug  der 
vorerwähnten  15000  Rthlr.  würden  nun  gegenwärtig  noch  3774  Rthlr.  1  Ggr. 

1;  Cfr.  No.  8U7. 
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1805  4  pfg  disponible  und  woraus ,  da  E.  K.  M.  durch  die  nur  zur  Schulden- 
tilt^uu"  bestandene  Vakanz  des  erzbischöflichen  Stuhls  nicht  gewinnen  wollen, 
diejenigen  Persohnen  remunerirt  werden  können,  welche  mit  der  Regulirung 
des  erzbischöflichen  Schuldenwesens  beschäftiget  gewesen  sind. «...  Folgen 
die  Vorschläge  zur  Renumeration. 

Juli  29  Die   Cabinets-Ordre   an  Voss,   Charlottenburg  1805  Juli  29,   findet 

diese  Vorschläge  »ganz  zweckmässig«,  bestimmt  aber,  dass:  »das  gänzliche 
Ende  dieser  Schulden-Regulierung  abgewartet,  und  eher  keine  Remuneration 
angewiesen  werden«  muss. 

Ansfertignog  a.  a.  0. 

Juli  23  Cabinets-Ordres  an  Hoym  und  Voss  und  an  Voss  s.  unter  dem  6. 

und  dem  16.  Juli  1805.  No.  850  und  852. 

Jiüi  29  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  22.  Juli  1805,   No.  855. 


Juli  29         856.     Rescript  des  Südpreussischen   Departements   »an  sämmtliche 
3  südpreussische  Kammern«.    Berlin  1805  Juli  29. 

Gen.-Direktorinm  Südpreussen.  LXXIII.  17.  (General -Verordnungen).  Abschrift,   gez.  Voss. 

Abstellung  der  Propinations- Ausübung  der  katholischen   Geistlichkeit  und  Klöster  in 
den  Südpreussischen  und  Neuschlesischen  Domänen. 

»Da  es  eben  so  unanständig  als  schädlich  ist,  dass  die  katholische 
Geistlichkeit  direkten  Gebrauch  von  der  Schankgerechtigkeit  macht;  so  haben 
Wir  Allerhöchstselbst  mittelst .  .  .  Cabinetsordre  vom  23.  d.  M.^)  zu  genehmigen 
geruhet,  dass  die  Ausübung  dieser  Propinationsberechtigung  auch  in  den 
Doraainen  von  Südpreussen  überall  abgestellt  und  zu  dem  Ende 

1.  die  Einziehung  sämmtlicher  Propinationsstätteu  der  katholischen 
Geistlichkeit  und  Klöster  in  den  Südpreussischen  Domainen  verfügt; 

2.  deren  gegenwärtiger  effektiver  Ertrag  nach  Kammer-Prinzipien  ver- 
anschlagt und  dieser  den  Geistlichen  zu  ihrer  vollständigen  Schadloshaltung 
ohne  Abzug  bewilligt  werde;  hiernächst 

3.  in  so  fern  die  geistlichen  Brau-  und  Brenuereigebäude  nach  der 
Einziehung  überflüssig  sind  und  zu  keinen  andern  wirthschaftlichen  Ge- 
brauche der  bisherigen  Eigenthümer  eingerichtet  und  genuzt  werden  können, 
solche  durch  Lizitation  veräussert,  die  daraus  gelösten  Summen  gegen  Zinsen 
untergebracht  und  diese  den  Geistlichen  überlassen,  und 

4.  die  Krüge  selbst  nach  und  nach  in  p]rbpacht  ausgethan  Averden;  so 
dass  der  Kanon  davon  den  bisherigen  Eigeuthümern  zu  Gute  kommen  soll.« 


1)  Vir.  No.  8Ö0. 
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857.     Immediat- Bericht    der    Staats -Minister    Frhr.   v.  Hardenberg,    }^'\. 
V.  Massow  und  v.  Angern.    Berliu  I8uö  Auguöt  :3.  "^''  ' 

R.  S9.  138.  N.  Ausfertigung,  gez.   Hardenberg;  Schroetter   'Naiueiis  dos  Staats-Ministers 
V.  Angern«  und  Massow;  das  Concept  entstand  in  Angern's  Departement,  I{.  3t.  (17. 

Die    Vei-irendimg   der  Revenuen    der  jenseits  des   Rheines  aufgehobeticn  geisllirhru 
Korporationen,  xum  Behuf  der  damnifKirten  Geistlichen.^) 

Bemerken  zn  der  Cabiuets-Ordre  vom  23.  INfni  18052':  »Bey  der  sehr 
sorgsamen  und  gründlichen  Verhandlung  dieser  Angelegenheit  durcli  Com- 
missarien  ans  der  ehemaligen  Clevesehen  Regierung  und  der  Cleve-Milrck- 
schen  p.  Kammer  ist  über  die  Grundsätze  weitläuftig  gehandelt,  wornaeh 
die  Sustentation  der  Geistlichen  von  den  jenseits  Rheins  aufgehobenen  Cor- 
porationen  aus  den  diesseits  befindlichen  Revenuen  bestimmt  werden  solle. 
Die  Regierung  hat  aus  der  .  .  .  Allerhöchsten  Versicherung  vom  20.  Milrz 
1801 -^^  so  wie  aus  dem  Allgemeinen  Landrecht,  Einleitung  §  75  und  76, 
ein  Recht  für  sämmtliche  Damnificirte  Geistliche  auf  eine  billige  Entschädi- 
gung hergeleitet.  Allein,  wenn  gleich  dieses  nicht  anerkannt  werden  kann, 
da  vielmehr  nach  dem  §  76  des  Reichs-Depntations-Beschlusses  nur  die- 
jenigen ein  jus  quaesitum  auf  angemessene  Sustentation  gehabt  haben,  deren 
Corporationen  diesseit  Rheins  in  E.  K.  M.  Provinzen  Revenuen  bezogen 
haben,  die  in  diesseitigen  Provinzen  geboren  sind  oder  darin  schon  während 
des  Krieges  ihre  Wohnungen  genommen,  auch  schon  bisher  diese  Revenuen 
genossen  haben :  so  hat  man  doch,  da  sonst  zufällig  einige  viel,  die  mehrsten 
gar  nichts  bekommen  hätten,  es  allerseits  für  billig  gehalten,  sich  auf  das 
Ganze  zu  erstrecken,  die  Revenuen  sämmtlicher  jenseits  Rheins  aufgehobenen 
geistlichen  Corporationen,  welche  sich  in  den  diesseitigen  Provinzen  E.  K. 
M.  befinden,  zusammen  zu  werfen  und  nun  auf  die  Sustentation  sämmtlicher 
durch  die  Commissarien  zum  Etat  aufgenommenen  Geistlichen  in  der  Maasse 
Rücksicht  zu  nehmen,  dass 

a)  für  diese  sämmtliche  Geistliche  gleichmässige  Sustentations- Sätze 
angenommen  würden,  zumal  ex  post  nach  dem  Reichs-Depntations-Beschluss 
französischer  Seits  solche  ohne  Rücksiclit  des  Geburts-Orts  ebenfalls  gleicli 
behandelt  worden; 

b)  denjenigen,  welche  titulo  oneroso  von  E.  K.  M.  ihre  Präbenden  er- 
worben haben,  ein  Gewisses  darauf  zu  Gute  gethan ; 

c)  extraordinarie  auf  sonstige  Hülfsbedürftigkeit  oder  sonstige  dringende 
Umstände  besondere  Rücksicht  genommen  werde. 

Nach  diesen  Grundsätzen  sind  von  den  Commissarien 

sub  a)  in  der  Regel  bey  den  Mitgliedern  der  Capitel  zn  Xanten,  Cleve 

und  Cranenburg   der   holländische  Pensions-Satz   ad  277  Rthlr.   18^  3  Sgr., 

bey  dem  Capitel  zu  Wissel  der  französische  Satz  ad  131  Rthlr.   222.,  Sgr. 

angenommen,    darnach   Supplements-Pensionen   vorgeschlagen,    die   Vicarien 

aber  bey  dem  französischen  Satze  belassen  worden. 

1]  Cfr.  Nr.  861.  2    No.  834.  3)  No.  293. 
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1805  gyij  ijj  gjmj  yQu  ileii  bezalten  Honorarien  bey  den  Cleveschen  Capitelu 

3  p.Cent  vorgeachlagen,  weil  diese  schon  sub  a)  Pensionen  erhalten,  bey  den 
ausländischen  aber  6  p.Cent,  weil  diese  davon  ausgeschlossen  sind. 

sub  c)  sind  nach  den  besondern  Umständen  angemessene  Pensions- 
Quanta  in  Anti'ag  gebracht. 

Diese  Grundsätze  sind  von  uns  sub  b  und  c  als  billig  anerkannt;  aber 
der  sub  a  hat  eine  nothwendige  Abänderung  dadurch  erleiden  müssen,  dass 
das  französische  Gouvernement  nachher  mit  der  Zalung  der  den  sämmtlichen 
Geistlichen  ausgesetzten  Pensionen  iune  gehalten  hat,  ohne  jedoch  zu  er- 
klären, ob  es  in  der  Folge  wieder  zu  zalen  fortfahren  würde.  Dadurch 
sind  wir  genötigt  gewesen,  ein  anderes  Princip  anzunehmen,  was  aber  bey 
der  Uugewissheit  der  Verhältnisse  nichts  weniger  als  bestimmt  hat  seyn, 
sondern  sich  nur  nach  den  vorräthigen  Revenuen  und  darnach  einiger- 
maassen  hat  richten  können,  dass  die  Geistlichen  unterdessen  doch  einige 
Sustentation  diesseits  erhalten  möchten.  Darum  haben  wir  die  Normal-Sätze 
in  unserm  Berichte  vom  13.  May  a.  c.  respective  bis  auf  340  und  360  Rthr., 
160  und  170  Rthlr.  erhöhet.  Wir  haben  dabey  nicht  verkannt,  vielmehr 
ausdrücklich  angeführt,  dass  nach  dem  Reichs-Deputations-Beschlusse  nur 
diejenigen  Geistlichen  einen  rechtlichen  Anspruch  auf  die  diesseitigen 
Revenuen  hätten,  deren  Corporationen  dergleichen  besessen  hätten;  wir 
haben  aber  auch  die  Billigkeits-Gründe  in  Betracht  ziehen  zu  müssen  ge- 
glaubt, welche  für  die  übrigen  Geistlichen  sprechen,  indem  sie  ehemals 
bona  fide  für  ihre  Stellen  an  das  diesseitige  Aerarium  oder  an  andere 
Officien,  denen  die  Präbenden  von  E.  K.  M.  geschenkt  waren,  ansehnliche 
Summen,  oft  ihr  ganzes  Vermögen  oder  was  sie  sich  als  Kirchen-  und 
Schulbediente  sauer  verdient  hatten,  hingegeben  haben,  um  auf  immer  da- 
durch ihres  Unterhalts  versichert  zu  seyn.  Besonders  haben  Avir  geglaubt, 
dabey  die  ehemaligen  xUlerhöchsten  Versicherungen,  sich  derselben  nach 
Möglichkeit  anzunehmen,  berücksichtigen  zu  müssen ;  und  da  hier  dazu  ein 
passender  Fonds  vorhanden  gewesen  ist,  so  haben  wir  hier  nicht  so  strenge 
rechtlich  zu  Werke  gehen  mögen,  als  z.  E.  bey  den  Zehndtbesitzern  jenseits 
Rheins  der  Fall  ist,  wo  es  an  einem  solchen  Fonds  gefehlt  hat,  und  deren 
Unterstützung  aus  E.  K.  M.  Länder-Entschädigung  zu  vielen,  nicht  zu  über- 
sehenden Folgerungen  geführt  haben  würde. 

Wenn  E.  K.  M.  befehlen  sollten,  dass  diese  Grundsätze  verlassen  wer- 
den und  dass  man  sich  bloss  an  das  strenge  Recht  halten  solle,  so  wür- 
den sehr  wenige  eine  nur  irgend  auskömmliche  Sustentation  bekommen. 
Denn  es  besitzen  bloss : 

Das  Xantensche  Capitel  in  diesseitigen  Provinzen  ^' 

au  Revenuen 4562  Rthh-.  --  Ggr- 

und  das  Karthäuser  -  Kloster  nach  dem  unterm 
13.  May  c.  vorgelegten  Sustentations-Etat  praeter 
propter 5000      -       —     - 
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da  das  Capitel  zu  Cleve  nur 190  Rthlr.  —  Ggr.    ^^^. 

das  Capitel  zu  Cranenburg  gar  nichts, 

das  Capitel  zu  Wissel  nur 377       -        12 

und  das  Kloster  Fürstenberg  nur 337       -       14      - 

an  Revenuen  in  E.  K.  M.  Provinzen  zu  erheben  gehabt  haben. 

Die  wostseits  Rheinischen  ausländischen  Capitel  zu  Jülich,  Ilinsberg, 
Münster-Eyflfel,  Sittart,  Wassenberg  und  Kerpen,  imgleichen  das  diesseits 
Rheins  im  Bergischen  gelegene  Capitel  zu  Kayserswerth,  sowie  die  Fri  iiloin- 
Stifter  und  übrigen  Klöster,  auf  die  in  dem  Sustentations-Etat  Rücksicht 
genommen  worden,  haben  in  diesseitigen  Provinzen  nichts  besessen,  und 
deshalb  haben  also  die  Revenuen  von  sonstigen  geistlichen  Corporationcn, 
welche  jenseits  Rheins  aufgehoben  worden  und  in  diesseitigen  Provinzen 
Revenuen  besessen  haben,  zu  Hülfe  genommen  werden  müssen. 

Was  die  Hülfsbedürftigkeit  der  Geistlichen  betrift,  so  ist  von  den 
Commissarien  solche  allgemein  behauptet,  und  es  lässt  sich  solche  um  so 
mehr  jetzt  annehmen,  da  diese  Personen  in  so  geraumer  Zeit  von  dem 
französischen  Gouvernement  nichts  erhalten  und  sie  in  der  Regel  ihr  Ver- 
mögen auf  Acquisitiou  ihrer  Präbendeu  verwendet  haben.  Bei  Einzelnen 
sind  besondere  Gründe  des  Mitleids  oder  der  Armuth  angeführt,  wie  solches 
die  Bemerkungen  zu  dem  diesseitigen  Substentations-Etat  enthalten. 

Wir  verkennen  übrigens  uicht,  dass  die  diesseits  angenommenen  Grund- 
sätze immer  etwas  Willkürliches  haben;  Allein  bey  der  Ungewissheit  der 
Verhältnisse  ist  dieses  nothwendig  gewesen:  da  wir  auf  der  einen  Seite 
durch  bestimmte  Nachfragen  bey  den  französischen  Behörden  nicht  haben 
veranlassen  mögen,  dass  die  dortigen  Pensionen  den  Percipienten  ganz  und 
für  immer  inne  behalten  würden,  wenn  sie  etwa  dergleichen  sonst  noch  er- 
hielteu,  auf  der  andern  Seite  aber  auch  die  Noth  dieser  Leute,  die  uns  in 
einzelnen  Fällen  zur  Wissenschaft  gekommen,  uns  bedenklich  gemacht  hat, 
den  generellen  Etat,  mithin  auch  die  Unterstützungen  so  lange  aufzuschieben, 
bis  sich  solches  von  selbst  entwickelt  haben  würde.  Unter  diesen  Um- 
ständen halten  wir  noch  jetzt  für  das  angemessenste,  die  unterm  13.  May 
a.  c.  ...  vorgetragenen  Grundsätze  vorerst  anzunehmen  und  allenfalls  nur 
allgemein  die  Bestimmungen  hinzuzufügen: 

1.  dass  bey  der  Pensionirung  nach  den  vorgeschlagenen  Normal-Sätzen 
diejenigen  den  Vorzug  haben  sollten,  die  zu  den  jenseits  Rheinschen  Cleve- 
sehen  Corporationcn  gehörten,  welche  in  diesseitigen  Provinzen  Revenuen 
gehabt  haben,  dann  erst  die  wirklich  Hülfsbedürftigen  andern  Geistlichen, 
und  endlich  die  mit  Pro  Centen  abzufindenden  aus  fremden  Stiftern  folgen 
zu  lassen ; 

2.  dass  ihnen  auf  die  Normal-Quanta  alles  angerechnet  würde,  was 
sie  vom  Auslande  erhielten; 

3.  dass,  wenn  die  französischen  Pensionen  ganz  cessiren  mögten,  nur 
der  Satz    von   resp.   277  Rthlr.   18*7^  Ggr.   iiiul    181  Rthlr.   22^3  Ggr.,   nicht 
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1805  j^ijei-  jie  you  uns  unterm  13.  Ma}^  c.  vorgeschlagenen  erhölieten  Sätze  als 
"' '  höchster  Satz  verbliebe,  womit  demnächst  die  ganze  Sustentation  ausstürbe. 
Mögten  E.  K.  M.  dieses  nicht  zu  genehmigen  geruhigen,  so  bitten  wir 
solches  wenigstens  interimistisch  für  die  Hülfsbedürftigsten  festzusetzen,  in- 
dem demnächst  nur  die  wenigen,  die  diesseits  Rheins  in  der  Provinz,  worin 
die  Revenuen  liegen,  gebohreu  sind,  ein  jus  quaesitnm  auf  Pension  haben, 
und  dann  die  Hülfsbedürftigkeit  der  sonst  sich  meldenden  Geistlichen  von 
neuem  im  Einzelnen  genau  Avird  untersucht  werden  müssen. 

Was  die  besonders  in  Vorschlag  gebrachten  Pensionen  des  Dechanten 
Kuys  und  Canonici  Jorissen  betrift,  so  können  wir  nach  unsern  Akten  be- 
zeugen, dass  beyde  sich  nicht  bloss  für  die  Geistlichkeit,  sondern  auch  für 
das  Land  und  sämmtliche  Eingesessene  in  der  ganzen  Zeit  der  unglück- 
lichen Krieges-Jahre  bestens  verwendet  und  mit  Aufopferung  eines  Theils 
ihres  Vermögens  ihnen  Linderung  und  die  Conservation  des  öffentlichen  und 
privat- Vermögens  zu  bewirken  gesucht  haben.  Insbesondere  haben  sie  durch 
Negociationen  mit  den  französischen  Commissairs  die  Impositionen  und  Re- 
quisitionen aller  Art  bey  mehrern  Gelegenheiten  gemildert.  Im  Jahr  1796 
haben  sie  durch  eine  auf  ihre  Kosten  nach  Paris  unternommene  Reise  die 
Devastation  der  Holzungen  der  Domainen-  und  Geistlichen  Güter  abgewendet, 
und  im  Jahre  1798  ist  der  Ruys  mit  Vorwissen  des  Cabinets-Ministerii 
nach  Rastadt  gegangen,  um  bey  dem  damals  Allerhöchst  gut  gefundenen 
separaten  Cessions-Tractat  wegen  der  Jenseits  Rheinschen  Provinzen  zu 
concui'riren,  der  freilich  durch  die  Eröfnung  der  zweiten  Campagne  zwi- 
schen Oesterreich  und  Frankreich  unterbrochen  worden  und  nachher  nicht 
zu  Stande  gekommen  ist.  Dieses  hat  die  damalige  Landes-Depntation,  unter 
deren  Augen  alles  geschehen  ist,  ihnen  .  .  .  unterm  14.  April  1800  rühm- 
lichst bezeugt,  die  frühere  Verdienstlichkeit  derselben  ist  auch  durch  die 
.  .  .  Cabinets-Ordre  vom  1.  December  1797  Allerhöchst  Selbst  anerkannt, 
und  auf  alle  diese  Umstände  haben  wir  bey  Bestimmung  der  Pensionen  für 
dieselben  Rücksicht  nehmen  zu  müssen  geglaubt.  Wir  sind  aber  weit  ent- 
fernt gewesen,  solche  denselben  über  die  Gebühr  zu  erhöhen. 

Die  Commissarien  der  Cleveschen  Landes-CoUegien  haben  für  den 
p.  Ruys  wegen  seines  mannichfachen  Verlustes  und  in  Rücksicht  der  ob- 
gedachten  besondern  Umstände  überhaupt  eine  Pension  von  1800  Rthlr.  in 
Vorschlag  gebracht,  und  diese  hat  er  sich  selbst,  so  wie  für  den  Canonicus 
Jorissen  die  Belassung  der  vollen  Präbende- Einkünfte  ad  600  Rthlr.  als 
Pension  erbeten.  Allein  wir  haben  für  erstem  nur  1400  Rthlr.  und  für 
letztern  nur  500  Rthlr.  in  Antrag  gebracht.  Dabey  müssen  wir  bemerken, 
dass  nach  der  Verfassung  des  Cleveschen  Capitels  der  Dechant  eine  dop- 
pelte Präbende-Portion  gehabt  hat,  welches  bey  den  übrigen  Capiteln  nicht 
eingetreten  ist;  daher  ist  er  mit  den  Normal-Sätzen  von  2  Präbende-Por- 
tionen  und  von  der  Vicarie  zu  Wetze  angesetzt,  die  ihm  nicht  wol  ver- 
weigert werden    k(»nncn,    und    da    er    die    Clevesche    und    Kayserswerthsche 


Rheimil'er.     Sclilosicn.  42U 

Präbende  von  E.  K.  M.  titulo  oneroso  acquirirt  hat,  so  haben  nach  den-  .^^*_.*^.j 
selben  C4rundsätzcn  ihm  3  pro  Cent  competirt,  da  er  nachgewiesener- 
maasseu  dafür  8000  Rthh-.  bezalt  und  an  Baukosten  auf  die  verfallene  Curie 
4000  Rthlr.  verwandt  hat,  dergleichen  von  andern  nicht  nachgewiesen  ist. 
Hierdurch  kommen  freylich  immer  nur  1200  lithlr.  heraus,  die  übrigen 
200  Kthlr.  haben  wir  aber  als  eine  Gnaden-Bezeugung  und  zur  Erfülluug 
der  in  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  1.  December  1797  enthaltenen  .  .  .  Zu- 
siclierung  einer  Präbende,  welche  ihm  nicht  zu  Theil  geworden  ist,  so  wie 
in  Verhältniss  gegen  den  Verlust,  der  oline  das,  was  er  von  den  Kayscrs- 
werthschen  Revenuen  diesseits  Rheins  noch  zu  liolfen  hat,  1925  Rthlr.  be- 
trägt, in  Vorschlag  gebracht,  und  in  gleichem  Verhältniss  haben  wir  für 
den  p.  Jorissen,  der  nur  600  Rthlr.  au  Revenuen  verloren  hat,  eine  Pension 
von  500  Rthh-.  für  angemessen  gehalten.«  .  .  . 

Schreiben  Reck's  an  Hardenberg  s.  unter  dem  23.  April  1805,  Nr.  826.    Aug.  3 


858.     Die  Staats -Minister   Frhr.  v.  d.  Reck  und  v.  Massow  an  den  Aug.  8 
Staats-Minister  Graf  Hoym.     Berlin  1805  August  8. 

K.  4G.  B.  U>5.  ;i.    Concept,  gez.  Keck;  Massow.    Anweisung  von  Baumer. 

^/>/c  Ueberlassung  der  catholischen  Kirchen  an  protestantische  Gemeinden  in  Schle- 
sien.*    Die  gemeinschaftliehc  Kommission    ivegcn   der  Religionsbeschwerden  mii^sr 
immer  eine  Königliche  seinA) 

Uebersenden  die  Cabinets-Ordre  vom  23.  März  1805:2)  »Es  ist  nun 
zwar  seitdem  die  neuere  Cabinets-Ordre  vom  18.  April  c."')  ergangen,  welche 
eine  allgemeine  Norm  für  dergleichen  Angelegenheiten  giebt:  indessen  sind 
doch  noch  folgende  Gegenstände  aus  der  früheren  Cabinets-Ordre  vom 
23.  Mart.  c.  zu  erledigen,  nehmlich: 

1.  der  Bericht,  welchen  S.  K.  M.  über  die  letztere  Alternative  des 
fürstbischöflichen  Vorschlages  verlangen,  und  zwar  über  den  Vorschlag  einer 
gemeinschaftlichen  Commission  zu  Untersuchung  der  Religions-Beschwerden. 

In  Rüksicht  dieses  Punets  sind  wir  Seitens  des  Hoheits-  nnd  Geist- 
lichen Departements  der  Meinung,  dass  quoad  formam  von  einer  gemein- 
schaftlichen Commission  nicht  die  Rede  seyn  könne,  indem  diese  Commission 
eine  Königliche  seyn  würde,  zu  welcher  der  Fürst-Bischof  und  das  (Jeneral- 
Vicariat-Amt  keine  Commissarien  senden  dürfen,  vielmehr  dabei  blos  als 
Parthei  entweder  selbst  oder  durch  Bevollmächtigte  erscheinen  müssen. 
Eben  dieses  würde  auch  in  einzelnen  Fällen  zu  beobachten  seyn,  wenn 
einzelne  Commissionen  in  Sachen  einzelner  Kirchen  und  Gemeinen  ange- 
ordnet werden. 

Quoad  materialia  aber  würde  nnsers  Erachtens  eine  allgemeiue  Com- 
mission wegen  Religions-Beschwerden  sehr  nachtheilig,  also  höchst  bedenk- 


1)  Cfr.  No.  854  und  868.  2j  No.  809.  3)  No.  822. 
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1805  ii(.]j  seyn,  indem  dadurch  grade  erst  Beschwerden  herbeigeführt  werden 
dürften,  so  wie  in  manchen  Ländern  die  grössere  Zahl  der  Advocaten  die 
l'rocesse  vermehrt. 

Kurtze  Zeit  nach  der  Eroberung  der  Provinz  Schlesien  hat  zwar  eine 
dergleichen  allgemeine,  jedoch  blos  Königliche,  nicht  gemeinschaftliche  Com- 
inission  Statt  gehabt,  welche  beide  Theile  hörte  und  dann  decidirte;  da- 
mahls  aber  haben  manche  noch  schwankende  Verhältnisse  eine  solche  Com- 
mission  motivirt,  welche  jetzo  nach  fixirten  Verhältnissen  und  nach  65  Jahren 
der  wohlthätigeu  Preussischen  Regierung  uunöthig,  ja  schädlich  ist. 

2.  Fragt  es  sich:  ob  intolerante  Auftritte  Statt  gehabt  haben  oder 
zu  besorgen  sind,  auch  welche,  und  wie  eventualiter  ihnen  entgegen  zu 
würken  sey? 

üeber  vorstehende  Gegenstände  erbitten  wir  uns  demnach  E.  E.  ... 
Sentiment.«  .  .  . 

Aug.  12         859.   Immediat-Bericht  des  Staats-Minlsters  Frhr.  V.Schroetter.  Berlin 
1805  August  12. 

E.  89.  32.  C.  Ausfertigung.    Concept,  kcrrigirt  und  gezeichnet    von  Schroetter,  Gen.-Direk- 
torium  Neuostpreussen.  CXCVII.  5. 

Dem  Bischöfe  von  Wigry  solle  die  %ur  Be%uhlung  der  römischen  Datarie  und  der 

heimischen  Charffcnkasse  etc.   nöthigc  Summe  aus  dem  bis  zu  seiner  Konsekration 

vakanten  bisehöflichen  Gehalte  vm'geschossen  tverden. 

»Der  von  E.  K.  M.  mittelst  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  24*®"  März  v.  J. 
zum  Bischof  von  Wygry  in  Neuostpreussen  nominirte  Official  von  Gola- 
czewski  muss  für  die  Ausfertigung  des  päpstlichen  Consecrations-Breve,  das 
mit  jedem  Tage  erwartet  wird,  975  RtliLr.  zur  Gasse  der  römischen  Datarie 
einzalen,  er  wird  überdies  für  die  Ausfertigung  des  Nominations-Patents, 
sobald  nur  erst  seine  Consecration  erfolgt  ist,  eine  bedeutende  Summe  von 
mehreren  Tausend  Thalern  an  Chargen-,  Stempel-  und  Geheimen  Canzley- 
Gebühren  entrichten  müssen. 

Verfassungsmässig  muss  er  jene  vorschiesseu,  und  eben  so  kann  er 
nicht  eher  zum  Genuss  des  bischöflichen  Gehalts  gelangen,  bevor  er  diese 
nicht  berichtigt  hat.  Der  v.  Golaszewski  besizt  indessen  kein  eigenes  Ver- 
mögen; zur  Bestreitung  dieser  Gebühren  würde  er  dahero,  wenn  er  seinem 
Stande  nur  irgend  gemäss  leben  sollte,  ein  Capital  gegen  Zinsen  aufnehmen 
müssen,  hiodurch  aber  sein  Gewissen  mit  dem  Vorwurfe  belasten,  dass  er, 
wenn  er  vor  der  Berichtigung  dieses  bedeutenden  Anlehns  verstürbe,  seiner 
Eitelkeit  auf  Kosten  seiner  Rechtschaflenheit  ein  Opfer  gebracht  habe.  Der 
von  Golaszewski  ist  sonst  ein  moralisch  gut  gesinnter,  exemplarischer  Geist- 
licher, und  der  bey  den  dortigen  Einsassen  in  sehr  grosser  Achtung  steht, 
mithin  eines  Soulagements  in  jeder  Rüksicht  werth;  ich  erdreuste  mich 
daher,  E.  K.  M.  um  die  Erlaubniss  ...  zu  bitten: 

dass  sowohl  jent^r  ömische  Canzley-,  als  die  Chargen-Cassen-,  Stempel- 
uud  Geheime  Canzley-Gebühren,  aus  dem  vacanten  bischöflichen  Ge- 
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halt  der  4000  Rthlr.   jährlich    vorereschossen   und    hieruilchst,    wenn   J      ,,. 
•^  ^  '  Aug.  12 

der  von  Golaszewski  cousecrirt  ist  und  zum  Gehalte  gelangt,  durch 

vierteljährige  Abzüge  von  500  Kthü*.  wieder  ersezt  werden  mögen. 
Gegen  die  Besorgniss,  dass  der  von  Golaszewski  vor  endlicher  Berichtigung 
dieses  Vorschusses  versterben  könnte,  glaube  ich  nur  anführen  zu  dürfen, 
dass  E.  K.  M.  sonst  den  neuen  Bischöfen  das  mit  der  Würde  verknüpfte 
Gehalt  vom  Tage  der  Nominatiou  zu  bewilligen  geruhet  haben,  der  von 
Golaszewski  solches  aber  erst  von  demjenigen  Viertel  Jahr  ab,  in  welches 
seine  Consecration  fällt,  beziehen  wird.  Wäre  der  p.  v.  Golaszewski  hierinn 
gleich  andern  Nominaten  begünstigt  worden,  so  würde  er,  da  die  huldreiche 
Nomination  schon  mittelst  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  24''*"  März  d.  .1.  erfolgt 
ist,  durch  das  unterdessen  bezogene  Gehalt  fast  eben  so  viel,  als  die  sämt- 
lichen Gebühren  betragen,  bezogen  haben,  dagegen  aber  auch  nur  eine 
vierteljährige  Gehalts-Rate,  als  vacant,  zu  E.  K.  M.  Gasse  geflossen    seyn.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Aug.  24 

»24.  August  1805. 

S.  M.  finden  es  natürlicher,  auch  in  diesem  Falle  dem  neuen  Bischöfe 
das  mit  der  Würde  verknüpfte  Gehalt  von  Zeit  der  Nomination  an,  es  ver- 
steht sich  nach  Abzug  der  Administrations -Kosten,  die  daraus  bestritten 
werden  müssen,  zu  bewilligen,  als  diesen  Vorschlag  anzunehmen.  Ref.  soll 
daher  das  Erstere  veranlassen,  wogegen  der  neue  Bischof  die  Roemischen 
Sportein  sammt  den  Chargen-  und  Stempel-Gebühren,  auch  Kanzley-Gebühren 
vorschriftsmässig  bezahlen  muss. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter,  Charlottenburg  1805  Au- 
gust 24. 

Ausfertigung  ».  a.  0.  des  Conceptes. 

860.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.     Berlin  1805  Aug.  20 
August  20. 

R.  SO.  5^.  M.    Ausfertigung. 

Die  Einrichtung  der  Kloster-A))its-Oe1conoinie  von  Marienmünster A] 
:>Das  Vermögen  des  säcularisirten  Klosters  Marienniünster  im  Fürsten- 
thum  Paderborn  und  insbesondere  die  dazu  gehörige  Kloster- Amts-Oeconomie 
ist  bisher  administrirt  worden;  jezt  ist  indessen  die  Vermessung  der  dazu 
gehörigen  Pertinenzien  und  die  darauf  gegründete  Veranschlagung  des  Er- 
trags derselben  beendiget.  Der  Anschlag  von  dem  Amts- Vorwerke,  welchen 
der  Kammer-Präsident  von  Vincke  selbst  an  Ort  und  Stelle  revidirt  hat, 
schliesst  nach  dem  darüber  aufgenommenen  Revisions-Protokolle,  wogegen 
ich   überall    nichts    zu    erinnern    gefunden    habe,    mit    einem    Ertrage    von 

1,  Cfr.  Mo.  ÖÖ7. 
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1805  1960  Rthlr.  7  Ggr.  10  Pf.,  dagegen  der  bisherige  Etatsmässige  Ertrag  von 
1354  Rthlr.  8  Gr.  10  Pf.  gewesen  ist.  Wenn  dieses  0 economic- Amt  also 
auf  den  Grund  des  neuen  Ausclilages  gegen  die  üblichen,  im  Paderborn- 
.-«ehen  eingeführten  Bedingungen  in  eine  .General-Pacht  gegeben  wird,  so 
gewinnt  E.  K.  M.  Kasse  gegen  den  jetzigen  Etat  605  Rthlr.  23  Gr.  und 
die  Provinz  erhält  eine  ihr  sehr  nötige  grössere  Oeconomie,  woran  sie  ein 
Beispiel  besserer  Kultur  und  grösserer  Industrie  bekommt,  welches  ihr  noch 
sehr  fehlt,  und  wovon  nach  dem  Beispiel  E.  K.  M.  älterer  Provinzen  für 
die  steigende  Landes-Kultur  sehr  viel  zu  hofien  ist. 

Jezt  ist  die  Oeconomie  zwar  noch  von  geringem  Umfange,  da  ihr  nur 
494  Morgen  34  D  Rutheu  Acker,  270  Morgen  92  D  Ruthen  Wiesen  und 
15  Morgen  133  D  Ruthen  Gartenland  beigelegt  werden  können,  die  priva- 
tiven Hüthungs-Reviere  sind  aber  zum  Teil  einer  besseren  Benutzung  als 
Ackerland  fähig;  und  ausserdem  sind  sowohl  bei  diesem  Amte,  als  bei 
einigen  andern  benachbarten  säcularisirteu  Klöstern  noch  einzelne  Grund- 
stücke vorhanden,  worüber  noch  auf  einige  Zeit  schon  pachtweise  disponirt 
ist,  die  aber  wegen  ihrer  passenden  Lage  vorteilhafter  bei  Marienmünster 
benuzt  werden  können.  Die  Absicht  geht  nun  dahin,  durch  diese  die  leztere 
Amts-Oeconomie  nach  und  nach  zu  verstärken,  dadurch  den  Ertrag  des 
Amts  zu  erhöhen  und  der  Landes-Kultur  im  Allgemeinen,  welche  im  Pader- 
bornschen  noch  sehr  zurück  ist,  fortzuhelfen.«   .  .  . 

Aug.  29  Randverfügung,  geschrieben  von  Beyme; 

»29.  August  1805. 
Approbirt,   doch   muss    bey   der   Einziehung   der   noch   auf  Zeit-Pacht 
ausgethanenen  Aekker  sorgfältig  dahin  gesehen  werden,  dass  nicht  der  Nah- 
ruugs-Stand  der  Unterthanen,  die   solche  Aekker  bisher  etwa  in   Zeitpacht 
gehabt,  darunter  leide.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Charlottenburg  1805  August  29. 

R.  89.    Minuten  des  Cabinets. 


.\ug.  24  C a b i  n  e  t  s  -  0  r  d  r  e  an  Schroetter  s.  unter  dem  17.  August  1805,  No.  859. 


.\ng.  2f;         861.    Cabinets-Ordre   an    die   Staats-Minister   Frhr.  v.  Hardenberg, 
V.  Massow  und  V.  Angern.     Charlottenburg  1805  August  26. 

R.  89.    Minuten  des  Cabinets. 

Der  Sustentationsdat  für  die  Oeütlichcn  aus  den  jenseits  des  EJieins  aufgehobetien 

Korporationen,  i) 

»Euer  Bericht  vom  3.  d.  M.2]   enthält   so   wenig   etwas,   wodurch   die, 
bey  Entwerfung  des  Sustentations-Etats  für  die  Geistlichen  aus  den  jenseits 


1)  Cfr.  No.  910.  2;  No.  857. 
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Rheins  aufgehobenen  Corpoiationen  willkühilich  nnfgcstellten  und  eben  so  ^^^ 
Avillkührlich  in  der  Anwendiiug  niotlilicirton  i'iiucipieu  gerechtfertigt  werden  " 
können,  dass  Icli  vielmehr  darin  neuen  Anlass  finde,  Euch  auf  die  üefol- 
guug  Meines  so  deutlich  abgefassten  ISefehls  vom  23.  May  d.  .1.  ^),  dass  es 
deswegen  keiner  neuen  Anfrage  bedurfte,  bestimmt  /urilckzuweisen.  Die 
ganze  Angelegenheit  ist  so  ehifach,  dass  Ich  es  kaum  begreife,  wie  Ihr  habt 
zugeben  können,  dass  dieselbe  so  verwikkelt  und  entstellt  werden  konnte. 
Der  Keidis-Dcputations-Schluss  bestimmt  die  Gwstlichen,  welche  aus  den 
dissseitigen  Revenuen  jenseits  aufgehobener  Corporationen  sustentirt  werden 
sollen.  Alle  übrigen  haben  darauf  keinen  Anspruch  und  es  kann  in  Rück- 
sicht ihrer  nur  drauf  ankommen,  einzelne  solcher  Individuen,  die  vorhin 
Mitglieder  in  solchen  Corporationen  waren,  die  in  Meinen  abgetretenen  jen- 
seitigen Provinzen  belegen  waren,  jetzt  sich  in  Meinen  diesseitigen  Staaten 
niedergelassen  haben  und  sich  in  dürftigen  Umständen  befinden,  nothdürftigc 
Pensionen  auszusetzen.  Diese  müsset  Ihr  nach  den  Umständen,  welche 
jetzt  schon  hinlänglich  bekannt  seyn  sollten,  erbitten.  Es  gehört  wenig 
dazu,  um  einzusehen,  dass  Geistliche  aus  Corporationen  in  solchen  Landen, 
die  vorliiu  nie  meine  Landesherrschaft  anerkannt  haben,  auch  in  Meinen 
disseitigen  Staaten  keine  Einkünfte  besassen,  nur  von  dem  Staate,  der  die 
Corporation  aufgehoben  oder  deren  Vermögen  eingezogen  hat,  Unterhalt 
verlangen  können,  wenn  sie  gleich  ihre  Beneficien  vorhin  titulo  oneroso  von 
Mir  erhalten  haben.  Wenn  einzelne  Hülfsbedürftige  unter  ihnen  einen  Zu- 
fluchtsort in  Meinen  disseitigen  Staaten  genommen  haben,  so  kann  für  diese 
nur  ebenfalls  eine  nothdürftige  Pension  besonders  erbeten  werden.  Der 
Zufall  aber,  dass  in  Meinen  disseitigen  Staaten  ihnen  ganz  fremde  vormals 
Geistliche  Revenues  vacant  geworden,  kann  denselben  keinen  Anspruch,  am 
wenigsten  einen  vorzüglichem  darauf  geben,  als  denen,  die  ihre  verlohrnen 
Zehntrechte  von  Mir  erkauft  haben,  deren  Entschädigungs-Reclamationen 
Ihr  mit  Recht  nicht  beachtet.  Denn  sehr  viele  von  diesen  dienen  noch 
heute  dem  Staate  in  der  Armee  und  in  Civil-Aemteru,  während  jene  dem 
Staate  nie  genutzt,  sondern  sich  grösstentheils  nur  dem  Müssiggange  ergeben 
haben.  Ich  befehle  Euch  daher  wiederholentlich ,  den  Sustentations-Etat 
nach  diesen  einfachen,  sowohl  gerechten  als  billigen  Grundsätzen  einzurichten 
und  bey  jedem,  sowohl  von  Rechtswegen  als  aus  Billigkeit  zur  Pension 
vorzuschlagenden  Subjecte  die  Umstände,  welche  das  Recht  begründen  oder 
nach  dem  obigen  eine  billige  Rücksicht  verdienen,  speciel  anzuführen.  Da 
die  vorgängigen  Recherchen  Eurem  Anführen  nach  mit  so  grosser  Sorgfalt 
angestellt  sind,  so  kann  es  deswegen  keiner  weitem  Rückfrage  oder  vor- 
läufigen Authorisation  zur  interimistischen  Auszahlung  nach  den  jetzigen 
Normal-Sätzen  bedürfen.  Sollte  dies  aber  wider  Erwartung  dennoch  nöthig 
seyn,  so  genehmige  Ich   diese    einstweilige    Auszahlung  nach   den  Normal- 


1;  No.  834. 
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^^^  .  Sätzeu  an  diejenigen  Geistlichen,  denen  der  Reichs-Deputations-Schluss  ein 
""'  '  vollkommenes  Recht  beylegt,  und  erwarte  in  Ansehung  der  Uebrigeu,  die 
nur  der  Billigkeit  nach  mit  nothdtirftigeu  Pensionen  zu  bedenken  sind,  allen- 
falls nähern  vorläufigen  Bericht,  weil  es  sonst  der  Fall  werden  könnte,  dass 
einem  Geistlichen  die  vorläufig  ausgezahlte  Pension  nicht  zugestanden  würde. 
Was  übrigens  die  Pensionen  für  den  Dechant  Kuis  und  Canonikus  Jorrissen 
betrift,  so  muss  Ich  dem  Zeugnisse  von  ihrer  besonderen  Verdienstlichkeit 
jetzt  Glauben  beymessen  -und  will  daher  dem  Erstem  eine  Pension  von 
800  Rthlr.  und  dem  Letztern  eine  dergleichen  von  300  Rthlr.  exclusi\e 
dessen,  was  ihnen  auf  fremdherrische  Gassen  angewiesen  wird,  hierdurch 
zugestehen.  Da  von  den  Corporationeu,  wozu  der  Ruis  gehörte,  nur  das 
Capittel  zu  Cleve  190  Rthlr.  jährliche  Revenuen  disseits  besessen  hat,  so 
hat  derselbe  von  Rechtswegen  gar  nichts  zu  fordern  und  Eure  wieder  auf- 
genommene Liquidation  von  1400  Rthlr.  ist  ganz  unbegründet,  ja  mit  den 
selbst  aufgestellten  verwickelten  und  willkührlichen  Principien  in  Wider- 
spruch. Die  auf  800  Rthb'.  bestimmte  Pension  ist  also  eine  sehr  ansehn- 
liche Belohnung.  Der  Jorissen  hingegen,  für  den  Ihr  aus  Meinen  Gassen 
nur  einen  Zuschuss  zu  der  Französischen  und  Ahrenb ergischen  Pension  er- 
bittet, würde  dadurch  um  so  weniger  eine  angemessene  Belohnung  erhalten, 
als  das  Capittel  zu  Xanten,  wozu  er  gehörte,  sogar  überschiessende  Reve- 
nuen diesseits  hat.« 

Aug.  26  862.     Schriftwechsel   zwischen  den   Departements   der  Lutherischen 

und  der  Reformirten  Geistlichen  Sachen  und  dem  Grosskanzler  v.  Gold- 
beck.    Berlin  1805  und  1806. 

R.  47.  5.  a.  1. 

Dir  Volhiehnng  von  Ministerial-Handlnngen  durch  katholische  Geistliehe  bei 

Protestanten. 

Thulemeier   und   Massow  an  Goldbeck,   Berlin   1805   August  26. 

Concept,  eigenhändig  von  Hassow. 

»In  den  Orten  und  Provintzen,  wo  gar  keine  oder  nur  wenige  prote- 
stantische Parochien  sich  befinden,  welches  vorzüglich  in  Neuost-,  Süd-  und 
Westpreussen  und  im  Münster-Paderbornschen  der  Fall  ist,  lassen  die  vom 
Pfarrzwange  eximirten  oder  da,  wo  gar  keine  geschlossne  Parochien  sind, 
auch  andre  Protestanten  zuweilen  ihre  Taufen  und  Trauungen  von  katho- 
lischen Geistlichen  verrichten,  wenn  gleich  ein  protestantischer  Feld-  oder 
andrer  lutherischer  oder  reformirter  Prediger  an  dem  Ort  oder  in  dessen 
Nähe  gegenwärtig  ist. 

Dieses  Benehmen  bestärkt  bei  den  Katholiken  die  durch  das  Beispiel 
so  vieler  Officianten  erzeugte  Meinung,  dass  den  Protestanten  ihre  Religion 
nicht  so  wichtig  und  heilig  sei,  als  dem  Katoliken  die  Seinige,  und  kann 
auch  demnächst  den  katolischen  Geistlichen  leicht  Veranlassung  geben,  Pro- 
seliten   zu    machen.      Ob    nun    gleich   der   protestantische   Feldprediger   zu 
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Bialistok,  der  ad  intcrim,  so  wie  andre  Militairprediger  in  Neuostprcuasen,  .^^^^z. 
die  interimistische  Seelen-Cliur  ol)wolil  ohne  rtarrzwanp:  hei  den  Protestanten 
hesorgt,  sicli  hierüber  hei  dem  lutht-risch  (jeistl.  Departement  schon  anno 
1802  beschwerte,  so  fand  man  doch  damals  bedenklich,  dieserhalb  eine 
algemeine  Inhibition  zn  erlassen,  und  besehied  denselben  den  29.  April  1802, 
dass  er  durch  Ermahnungen  denen  sich  in  solchem  Fall  bclindenden  Pro- 
testanten das  unschickliche  und  nachtheilige  der  Sache  vorhalten  und  sie 
ermahnen  möchte,  sich  eines  protestantischen  statt  des  katholischen  Geist- 
lichen zu  bedienen. 

Indessen  macht  ein  Vorfall  neuerer  Zeit  in  der  Stadt  Paderborn  es 
nothwendig,  der  Sache  näher  zu  treten.  Dort,  wo,  so  wie  im  gantzeu 
Fürstenthum  Paderborn,  keine  protestantische  geschlosne  Parochien  und  keine 
Civil-Geistliche  dieser  Confessionen  sind,  respicirt  der  Feldprediger  interi- 
mistisch die  Seelen-Chur  der  sich  an  ihn  wendenden  Civil-Protestanten.  Ein 
aus  Minden  nach  Paderborn  gekommenes  lutherisches  Mädchen  lies  ihr  in 
Paderborn  auserehelich  gebornes  Kind  bei  einem  katolischen  Geistlichen 
taufen,  und  als  der  Feldprediger  von  demselben  die  nötige  Anzeige  von 
dieser  Handlung  erforderte,  um  selbige  in  seinem  Kirchenbuche  einzutragen, 
weil  er  behauptete,  die  Handlung  habe  ihm  gebüret,  so  verweigerte  der 
katolische  Geistliche  solches,  weil  er  sich  zu  dieser  Taufe  und  deren  Ein- 
tragung in  seinem  Kirchenbuch  berechtigt  hielt.  Die  Kammer  zu  Münster 
berichtete  dieserhalb  an  das  lutherische  Geistiche  Departement,  war  aber 
in  den  Meinungen  geteilt. 

Der  eine  Theil  des  CoUegii  nahm  an,  die  Taufe  eines  unehelichen 
Kindes  gebtire  zwar  nach  dem  alg.  L.-R.  Th.  2  tit.  11  §  448  dem  Pfarrer 
der  Mutter,  allein  da  die  Mutter  im  vorliegenden  Fall  zu  Paderborn  eine 
fremde  gewesen,  so  könne  der  evangelische  Feldprediger  als  interimistischer 
Seelsorger  nicht  hindern,  dass  sie  ihr  Kind  bei  einem  katolischen  Geist- 
lichen taufen  lasen,  weil  nach  dem  L.-K.  1.  c.  §  260  —  262  zur  Begründung 
des  Pfarrzwangs  ausdrücklich  ein  Wohnsitz  im  Pfarrdistrict  erfordert  werde; 
es  könne  also  nach  §  450  ein  solches  uneheliches  Kind  ohne  weitre  Kück- 
frage  von  jedem  Pfarrer  des  Niederkunftorts  getauft  werden,  da  diese  Sanc- 
tion  wahrscheinlich  zur  Absicht  habe,  das  Geheimnis  solcher  gefallenen 
Mädchen  möglichst  zu  schonen. 

Dagegen  aber  beliauptet  der  andre  Theil  der  Kammer  mit  Recht,  die 
allgemeine  Vorschrift  des  §  450  verstehe  unter  dem  Ausdruck  Pfarrer 
des  Orts  der  Niederkunft  nur  einen  solchen  Geistlichen,  der  mit  der 
Mutter  von  der  nemlichen  Confession  sei.  Diese  Kestriction  liege  zwar 
nicht  wörtlich  im  Gesetz,  scheine  aber  auch  besonders  den  §  431  für  sich 
zn  haben,  wornach  ohne  Erlaubnis  des  Staats  keine  Amtshandlung  von 
einem  Geistlichen  einer  verschiedenen  Keligions-Parthei  vorgenommen  wer- 
den solle. 

Das  lutherische  Geistliche  Departement  hat  .luf  den  Vortrag  im  Juatitz- 
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1805     Ministerio    unterm  16.  April  1805    über   diesen   Paderbornscheu    Fall  zwar 
All?.  2(5 

geausert,  dass 

der  Feldprediger  diesen  und  ähnliche  Fälle,  wo  Protestanten  bei 
katolischen  Geistlichen  Actus  Älinisteriales  verrichten  lassen,  in  sein 
Kirchenbuch  einzutragen  befugt  und  der  katolische  schuldig  sei,  ihm 
dergleichen  Handlungen  zu  diesem  Behuf  anzuzeigen, 
liehielt  sich  aber  vor,  bei  der  Gesetzgebungs-Behörde  und  bei  Sr.  M.  dahin 
anzutragen,  dass  gesetzlich  allgemein  bestimmt  werde: 

dass  Protestanten,  wenn  sie  gleich  nicht  parochialpflichtig   zu   einer 
evangelischen   Pfarre   sind,   dennoch   ihre   Religions-IIandluugen   bei 
Taufen,  Aufgeboten  und  Trauungen  in  dem  P'all   von  einem    prote- 
stantischen Prediger  verrichten  und  in  dessen  Kirchenbuch  eintragen 
zu  lassen  verbunden,   wenn   ein   solcher   Prediger   an   dem    Ort  der 
Handlung  zur  Volziehung  derselben  zu  haben  ist,  und  übrigens  die 
Handlung  für  den  protestantischen  Geistlichen  gehören  würde,  wenn 
die  selbige  Verlangenden  parochialpflichtig  wären. 
Die  Gründe  zu  diesem  Gesetz-Antrag  sind  im  Eingänge  dieses  Schrei- 
bens oben  bemerkt  und  wir  erbitten  uns  daher  E.  E.  ...  Meinung  hierüber, 
da  wir  dann  nötigenfals  zu  einem  gemeinschaftlichen  Bericht  an  des  Königs 
Maj.  bereit  sind. 

Das  eintzige  der  Sache  obstirende  Bedenken  möchte  darin  liegen,  dass 
beim  Militair  und  nach  der  Verfassung  der  katolischen  Gemeinden  in  einigen 
alten  Provintzen  die  Katoliken  ihre  Taufen  und  Trauungen  nicht  von  ihren, 
sondern  von  protestantischen  Geistlichen  volzieheu  lassen  müssen,  mithin  da, 
wo  dies  der  Fall  ist,  eine  Art  von  Intolerantz  gegen  die  Katoliken  in  medio 
zu  sein  scheint,  wenn  man  die  Willkühr  der  nicht  parochialpflichtigen  Pro- 
testanten zum  reciproco  einschränken  wollte.  Allein  dies  obmotum  scheint 
uns  doch  überall  nicht  erheblich  genug  und  am  wenigsten  in  den  ehemals 
polnischen  und  in  den  Indemuitäts-Provintzen,  wo  vorher  die  katolische  Reli- 
gion dominirte  und  jene  Verfassung  einiger  alten  Provintzen  nicht  existiret.« 


18()6 
Febr.  H 


Goldbeck  an  Thulemeier  und  Massow.     Berlin  1806  Februar  8. 

Abschrift. 

Erwiedert:  »wie  ich  völlig  mit  Denenselben  dahin  einverstanden  bin, 
dass  in  der  Allgemeinen  Vorschrift  des  Theils  2  Tit.  11  §  450  des  Allge- 
meinen Landrechts  unter  der  Bezeichnung:  des  Pfan'ers  des  Orts  der 
Niederkunft,  nur  ein  solcher  Geistlicher,  der  mit  der  Mutter  von  der  näm- 
lichen Confession  ist,  verstanden  wird.  Ungezweifelt  ist  daher  der  erwähnte 
Fall,  welcher  zu  der  bemerkten  Differenz  der  JMitglieder  der  Münsterschen 
Kammer  Veranlassung  gegeben  hat,  von  den  Membris  dieses  CoUegii,  welche 
der  entgegengesetzten  Meinung  zugethan  gewesen,  unrichtig  beurteilt  worden. 

Ich  halte  ferner  dafür,  dass  es  in  Betref  der  von  E.  E.  in  Vorschlag 
gebrachten   allgemeinen   Bestimmung,    um   deshalb    oder   aus    dem   Grunde, 
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weil  beym  Militair  die  Catliolischcn  ihre  Tauten  und  Trauunsrcn  nicht  von  ,},^ 
ihren,  sondern  von  protestantischen  Geistlichen  vollziehen  lassen  müssen, 
nicht  einmal  des  vorgeschlagenen  Berichts  an  Sr.  K.  M.  bedtlrfen  wird,  weil 
der  letztere  Umstand  allein  in  der  besonderu  Militair- Verfassung  seinen 
Grund  hat.  Das  eigentliche  Bedenkon  liegt  aber  in  der,  in  dem  geehrten 
Sehreiben  übergangenen  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts  Th.  2  Tit.  1 1 
§  288  und  der  im  §  128  des  ersten  Anhanges  zum  Landrecht  enthaltenen 
Erläuterung  desselben,  indem  zufolge  dessen  [die]  Bestimmung  gesetzlich 
feststehet,  dass  alle  vom  Ffarr-Zwaug  Eximirte  die  geistlichen  llandluiigcii 
aucii  von  einem  Geistlichen  einer  andern  Religion s-Partey  verrichten  lassen 
können.«   .  .  , 

Thulemeier  an  Massow.     Berlin  1806  Februar  23.  Febr.  23 

Ausfertigung. 

Uebersendet  obige  Antwort  Goldbeck's: 

»Da  die  in  diesem  Schreiben  angeführton  Gesetze  des  Allgemeinen 
Laudrechts  Unserm  Antrage  entgegen  sind,  so  würde  es  nur  die  Frage  sein : 
ob  Gründe  genug  vorhanden  sind,  bey  des  Königs  Maj.  auf  eine  Abände- 
rung des  Gesetzes  anzutragen  ?  Da  der  Fall  nur  selten  vorkömmt  und  die 
Taufe  die  Confessiou  des  Täuflings  an  und  für  sich  nicht  bestimmt,  ein 
Zwang  in  diesem  Stücke  aber  doch  immer  einigen  Schein  von  Partheilich- 
keit  bei  sich  führt,  so  würde  ich  der  Meinung  seyn,  dass  es  bey  der  Er- 
laubniss,  die  das  Gesetz  verstattet,  bleiben  könne.  Nur  müste  der  catho- 
lische  Priester,  der  das  Kind  protestantischer  Eltern  tauft  oder  eine  Trauung 
verrichtet,  es  auch  jedesmal  dem  nächsten  protestantischen  Civil-  oder 
Militair-Prediger  anzeigen.«   .  .  . 

Massow  an  Thulemeier.     Berlin   1806  April  9.  April,  f» 

Concept,  gez.  Massow. 

Antwortet:  »dass,  da  die  Vorschrift  des  Allgem.  L.-R.  Thl.  II  Tit.  XI 
§  288,  besonders  aber  der  §  128  des  ersten  Anhangs  ganz  bestimmt  ist, 
es  bei  dieser  gesezlichen  Vorschrift  sein  Bewenden  haben  und  es  wohl  nicht 
nötig  seyn  wird,  deshalb  noch  an  des  Herrn  Gross-Kanzlers  E.  eine  Ant- 
wort zu  erlassen.  Jedoch  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  allegirte  Stelle 
des  L.-R.  nicht  auf  den  Erfolg  Rücksicht  genommen  hat,  welchen  diese 
Willkühr  zum  Nachtheil  der  äussern  Achtimg  der  Protestanten  für  ihre  Re- 
ligion nach  sich  zieht.  Dieser  ist  besonders  in  den  polnischen  und  deutschen 
neuen  Provintzen  sehr  bedenklich  und  ich  behalte  mir  daher  vor:  dieserhalb 
möglichste  Remedur  zu  seiner  Zeit  in  Anregung  zu  bringen. 

Was  aber  den  Antrag  betrift,  dass  der  katholische  Prediger,  der  ein 
Kind  protestantischer  Aeltern  tauft  oder  eine  solche  Trauung  verrichtet, 
solches  dem  nächsten  protestantischen  Civil-  oder  Militair-Prediger  zur  Ein- 
ti'agung  in  das  Kirchen-Buch  anzeigen  muss,  so  glaube  ich,  dass,  wenn 
der   katholische  Prediger   durch    das   Gesetz   das    Recht    zu    (aufen    und    zu 
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.  ^^r.  trauen  hat,  ihm  auch  das  Recht  zur  Eintragnng  in  das  Kirchenbuch  gebüret, 

April    a  <-'  / 

und  wiMin  man  auf  diese  Anzeige  bestehet,  solches  sehr  leicht  Irrungen  in 
dem  Kirchenbuche  veranlassen  kann.  Es  wird  daher  wohl  bei  der  Ver- 
fahrungs-Art,  so  wie  es  hier  in  Berlin  bei  Eximirten  gehalten  wird,  zu  be- 
lassen sein,  nach  welcher  derjenige  Prediger,  Avelcher  die  Handlung  ver- 
richtet, auch,  dass  solche  geschehen,  in  sein  Kirchen-Buch  einträgt.« 


1^5  Cabinets-Ordre   an  Angern  s.  nnter  dem  20.  August  1805,  No.  860. 

Aus:.  29 


Aug.  30         863.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Massow.    Berlin  1805 
August  30. 

R.  89.  32.  F.   Ausfertigung. 

»  Wegen  der  Schule  bei  der  katholischen  Oemeine<  in  Berlin. 

»Der  General-Lieutenant  Fürst  von  Hatzfeld,  welcher  gegenwärtig 
Curator  der  hiesigen  St.  Hedwigs-Kirche  und  der  damit  verbundenen  katho- 
lischen Freischule  ist,  interessirt  sich  mit  so  viel  patriotischer  Wärme  und 
Eifer  für  den  Unterricht  der  Jugend  bei  der  hiesigen  katholischen  Gemeine 
und  deren  Schule,  dass  ich  mit  Vergnügen  diese  Veranlassung  benutzt  habe, 
um  meinen  schon  längst  genährten  Wunsch  für  die  Verbesserung  dieser  An- 
stalt zur  Erfüllung  zu  bringen. 

Die  sehr  richtigen  Bemerkungen  des  Fürsten  über  den  Zustand  der 
Schule  und  die  von  mir  durch  den  Ober-Consistorial-Rath  Nolte  verfügte 
Visitation  derselben  und  demnächst  über  die  sehr  zweckmässigen  Vorschlüge 
des  sich  diesem  Geschäfte  mit  der  ihm  eignen  Gründlichkeit  und  Sach- 
kenntnis unterzogenen  p.  Rath  Nolte  mit  dem  Fürsten  gehaltene  Rücksprache 
geben  folgende  Resultate: 

1.  Es  hat  sich  in  Ansehung  des  jetzigen  Zustandes  ergeben:  dass  un- 
gefähr 180  Kinder  beiderlei  Geschlechts  in  zweien  Klassen  von  zweien 
Lehrern  in  verschiedenen  Elementarkenntnissen,  und  von  den  beiden  Kaplänen 
der  Kirche  auch  in  der  Religion  unterwiesen  werden;  dass  der  Unterricht 
der  Lehrer  zwar  im  Ganzen  ziemlich  gut  ist,  die  Wirksamkeit  derselben 
aber  dadurch  ausserordentlich  behindert  wird,  dass  jeder  von  ihnen  gegen 
90  Kinder  in  seiner  Klasse  unterrichten  müsse  und  dass  deshalb,  und  um 
zugleich  die  Schüler  mehr  nach  ihren  Kenntnissen  ordnen  zu  können,  die 
Anstellung  eines  dritten  Lehrers  und  die  dann  mögliche  Organisirung  einer 
dritten  Klasse,  hiernächst  aber  die  bessere  Salarirung  der  bereits  angestellten 
Lehrer  erforderlich  ist. 

Das  Schulhaus,  in  welchem  die  drei  Geistlichen  und  die  Schullehrer 
gegen  Erlegung  eines  massigen  Miethszinses  wohnen,  belindet  sich  annoch 
in  einem  guten  Zustande  und  kann  auch  das  zu  einer  Amts-Wohnung  für 
den  dritten  Lehrer  und  zu  dem  di'itten  Lehrzimmer  benöthigte  Lokal  mit 
geringen  Kosten  dadurcli  beschaft  werden,  wenn  einige  der  in  dem  Schul- 
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hause   anderweitig'   veriuietlieten  Wolinzimiiier    zu    dem   obigen  Zwecke  vor-   .   ^'i 

Aui(.  30 
wandt  werden,  wofür  aber  alsdann  das  nicht  solmldenfreie  Kirchen-Acrarium, 

dem  diese  Miethszinsen  bisher  zugefallen,  entschädigt  werden  mliste. 

2.  Hierzu,  so  wie  7ax  einer  zweckmässigen  Einrichtung  der  katholi- 
schen Schule  überhaupt  ist  aber  eine  jährliche  Summe  von  500  Rthlr.  er- 
forderlich. 

Der  Fürst  von  Hatzfeld,  welchem  ich  das  Resultat  dieser  Untersuchung 
mittheilte,  überzeugte  sich,  dass  der  Schule,  auf  die  von  dem  Commissario 
vorgeschlagene  Art,  wesentlich  geholfen  werden  würde,  zumal,  wenn  bei 
dem  Abgange  des  jetzigen  Propstes  und  der  etwanigen  Versetzung  derzeitigen 
Kapläne,  mehr  als  bisher  der  Fall  gewesen  ist,  auf  die  Wahl  von  Geist- 
lichen gesehen  würde,  welche  mit  den  erforderlichen  pädagogisclien  Ein- 
sichten auch  die  Geneigtheit  verbänden,  auf  die  heranwachsende  Generation 
wohlthätig  zu  wirken,  Er  glaubt  übrigens  sich  mit  der  Gewilhruiig  seiner 
Bitte  um  so  mehr  schmeicheln  zu  dürfen,  da  E.  K.  M.  unter  dem  28.  Februar 
1798  den  damaligen  Vorstehern  der  St.  Hedwigs-Kirche  die  nachgesuchte 
Erweiterung  des  Schul-Gebäudes  zu  versprechen  geruhet  hätten,  diese  aber, 
wie  sich  nunmehro  bei  näherer  Erwägung  des  gesammten  Bedarfs  der  Schule 
gefunden  hat,  kein  so  dringendes  Bedürfnis,  als  die  pekuniäre  Unterstützung 
derselben  wäre. 

3.  Ich  stelle  E.  K.  ]M.  ...  anheira:  ob  Allerhöchstdieselben  durch  Be- 
willigung der  gedachten  jährlichen  Summe  von  ~  500  Rthlr.  der  hiesigen 
katholischen  Gemeinde  einen  Beweiss  von  Allerhöchstdero  Huld,  den  gewiss 
auch  sämmtliche  übrige  katholische  Einwohner  in  Allerhöchstdero  Staaten 
dankbar  verehren  würden,  ertheilen  wollen,  und  glaube,  dass  allenfalls  die 
Fonds  der  in  den  Deutschen  Provinzen  aufzuhebenden  katholischen  Klöster 
eine  der  angemessensten  Verwendung  derselben  zu  diesem  Behuf  erhielten, 
wenn  in  der  Folge  die  gnädigst  vom  1*^®"  Junii  c.  an  aus  einem  andern 
Fonds  vorläufig  anzuweisenden  jährlichen  500  Rthlr.  aus  den  aufkommenden 
Kloster-Revenüen  gedeckt  würden. 

4.  Folgende  Umstände  scheinen  mir  für  das  Gesuch  des  Fürsten  von 
Hatzfeld  zu  sprechen.  Die  Eltern  derjenigen  Kinder  nämlich,  welche  die 
hiesige  katholische  Schule  besuchen,  gehören,  der  bei  weitem  grössern  Zahl 
nach,  zu  der  ärmern  Volksklasse ;  zum  grösten  Theil  dienen  ihre  Väter  in 
den  hier  garnisonirenden  Regimentern.  Sie  ziehen  die  katholische  Schule 
den  übrigen  Elementarschulen  theils  aus  Anhänglichkeit  an  ihre  Religion, 
theils  auch  deshalb  vor,  weil  ihre  Kinder  in  derselben  die  Wohlthat  des 
unentgeldlichen  Unterrichts  geniessen,  ja  sogar  mit  den  nöthigen  Lehrl)üchern 
versorgt  werden.  Der  Unterricht,  welcher  von  den  protestantischen  Elemen- 
tarschullehrern in  den  positiven  Religions-Grundsätzen  ihrer  Confession  er- 
theilet  wird,  und,  wie  E.  K.  M.  Sich  Allerhöchstselbst  bei  Gelegenheit  der 
Einrichtung  des  Schulwesens  in  Neu-Ostprenssen  erklärt  haben,  ertheilt 
worden  iiiuss,  wenn  nicht  der  Geist  des  IndifFerentismns  die  Oberhand  ge- 
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18Ü5  winueu  soll,  hält  sie  ab,  ihre  Kinder  in  die  ihnen  oft  näher  belegenen 
luthiMisc-hen  und  reformirteu  Schulen  zu  schicken ,  wo  ihnen  überdies  das 
Schulgeld  nicht  erlassen  werden  dürfte.  liiernächst  ist  zu  hoffen,  dass,  falls 
E.  K.  M.  die  Unterstützungs-Summe  der  500  Rthlr.  anweisen  zu  lassen  ge- 
ruhen sollten,  die  katholische  Schule  eine  der  bessern  Bürgerschulen  Berlins 
werden  würde,  iudem  sich  theils  der  Fürst  von  Hatzfeld  mit  einem  ihm 
sehr  zur  Ehre  gereichenden  Eifer  dieser  Unterweisungs-Anstalt  annimmt, 
theils  die  bei  derselben  angestellten  Lehrer,  wenn  ihnen,  wie  dies  geschehen 
soll,  ein  guter  Lehrplan  eingehändigt  wird,  zur  zweckmässigen  Erfüllung 
ihrer  Pflichten  geschickt  genug  sind,  theils  endlich  bei  der  Wahl  des  neuen 
Lehrers  und  den  künftig  anzustellenden  Geistlichen  mit  derjenigen  Sorgfalt 
verfahren  werden  soll,  Avelche  nur  irgend  die  Umstände  gestatten.« 

Sept.  5  Rand-Verfügung  geschrieben  von  Beyme: 

»5.  September  1805. 
Approbirt,    jedoch   muss    die   wirkliche   Anweisung   so   lange  Austand 
haben,   bis   solche   auf  den  ad  3.    vorgeschlagenen   Fonds    ertheilt   werden 
kann.« 

Hiernach   Cabinets-Ordre    an   Massow,    Charlottenburg  1805,    Sep- 
tember 5. 

E.  89.    Minuten  des  C'abinets. 


Aug.  31         864.    Immediat- Bericht  des  Staats -Ministers  v.  Voss.    Berlin  1805 
August  31. 

R.  89.  32.  D.    Ausfertigung. 

Einziehtmg  einiger  Nutxwigen  der  Dompropstei  %u  Pudewitx,  xur  Domänen- Admini- 
stration des  Vorwerks  Polskmcies. 

»Bei  Wiederbesetzung  der  durch  Beförderung  des  General- Administrators 
und  Dompropstes  von  Malczewski  zum  Bischof  von  Posen  vacant  gewordenen 
Propstei  zu  Pudewitz  ist  die  Einziehung  nachstehender  propsteilicher  Nutzungen 
zur  Domainen-Administratiou,  namentlich  zum  Pudewitzer  Domainen-Amts- 
Vorwerk  Polskawies  zur  Sprache  gekommen: 

1.  eiues  Vorwerks  vou 

375  Magdeb.  Morgen  Acker, 
10         -  -         Wiesen  und 

66         -  -         Bruchland. 

2.  Der  Propination  in  einem  in  der  Stadt  Pudewitz  belegenen 
Kruge,  und 

3.  verschiedener  Bauer-Nahrungen,  wovon 

a.  eine  in  dem  Königlichen  üorfe  Gieseyn  auf  Zins  ausgethan  ist, 

b.  sechs  in  dem  Königlichen  Dorfe  Koccanowo  von  eben  so  viel  Acker- 
wirthen  pachtweise  benutzt  werden,  und 
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c.  zwei  in  dem  adeliolion  Dorto  Poniorzjvnowioe  dem  propsteilichen  Vor-    .^^'^,. 

Aug.  .51 
werlie  Naturaldieiiste  gewüliren. 

Durch  die  Einziehung  des  propsteilichen  Vorwerks  würde  das  Amts- 
Vorwerk  zu  einer  der  bedeutendsten  Wirthsciiaften,  woran  es  in  den  Süd- 
preussischen  Domaineu  so  sehr  fehlt,  besonders  nach  zu  bewirkender  Sepa- 
ration der  Dominial-  und  Bürger -Aecker  erhoben  werden,  der  fUr  die 
Wirthschaft  so  uachtheilige  Umstand,  dass  in  der  Mitte  der  Amts-Aecker 
geistliche  Grundstücke  belegen  sind,  wegfallen,  das  Land  auch,  da  die 
Pröpste  solches  nie  selbst  bewirthschaftet,  sondern  an  einen  Bürger  in 
Pudewitz  verpachtet  und  mit  den  Pächtern  oft  gewechselt  haben,  in  bessere 
Cultur  gesetzt,  und  namentlich  das  Bruch  von  66  Morgen,  welches  jetzt  nur 
als  schlechte  Hütuug  benutzt  wird,  entweder  nach  einem  geringen  Kosten- 
Aufwande  in  Wiesen  verwandelt,  oder  mit  Ersparung  dieser  Kosten  eben 
so  vortheilhaft  zum  Torfstich  benutzt  werden  können,  indem  es  dem  Vor- 
werke eben  so  sehr  an  Wiesen,  als  an  Holz  fehlt. 

Die  Einziehung  der  Propination  muss  schon  auf  den  Grund  E.  K.  M.  .  .  . 
Cabiuetsordre  vom  23tcn  v.  MA]  geschehen,  und  gewährt  ausser  den  all- 
gemeinen Zwecken  noch  den  Nutzen,  dass  die  der  Amtspropiuation  schäd- 
liche Concurrenz  aufhört. 

Durch  Einziehung  der  Bauer-Nahrungen  in  den  Dörfern  Gieseyu  und 
Koccanowo  entsteht  der  Vortheil,  dass  die  Einwohner  eines  und  desselben 
Dorfes  nicht  mehr  zu  verschiedenen  Dominien  und  unter  verschiedene 
Jurisdictionen  gehören,  mithin  auf  Befolgung  der  policeilichen  Anordnungen 
mit  mehrerm  Nachdruck  gehalten  werden  kann.  Ueberdies  fehlt  es  dem 
Vorwerk  Polskawies  auch  au  hinlänglichen  Natural-Diensten ,  und  diesem 
Mangel  könnte  theils  durch  die  beiden  Dienstbauern  in  Pomorzanowice,  theils 
dadurch  abgeholfen  werden,  dass  die  in  Koccanowo  befindlichen 
6  propsteilicheu  Bauern  auf  Dienste  gesetzt  werden. 

Der  Grund,  warum  das  in  Kede  stehende  propsteiliche  Vorwerk  nebst 
Attinenzien  nicht  schon  bei  der  allgemeinen  Einziehung  der  gei.stlichen  Güter 
eingezogen  worden,  liegt  wahrscheinlich  in  der  allgemeinen  Bestimmung: 
dass  einzelne  Pfarr-  und  Kirchen -Güter,  die  blos  zur  Unterhaltung  des 
Pfarrers  oder  zur  Bestreitung  der  nothwendigen  Ausgaben  des  Kircheu- 
Aerarii  dienen,  nicht  eingezogen  werden  sollen. 

Diese  Bestimmung  kann  jedoch  nach  meinem  Dafürhalten  in  vorliegen- 
dem Falle  deshalb  nicht  Anwendung  finden,  weil  ausser  dem  Ertrage  von 
dem  propsteilicheu  Vorwerke,  ausser  den  Zinsen  von  den  Bauer-Nahrungen 
und  ausser  der  Propination  die  propsteilichen  Reventien  an  Messalien,  Decem- 
Compositen,  an  Grab-  und  Glocken-Gelde  und  an  Tauf-,  Trau-  auch  Be- 
gräbniss- Gebühren  nach  der  Detaxation  jährlich  noch  528  Rthlr.  7  Gr. 
1^5  Pf.  betragen,  und  hiervon  sämtliche   propsteiliche   Bedürfnisse,    welche 


1)  Cfr.  No.  850. 
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1805  j^jj^-  ^(^,9  Rtiiii-.  16  Gr.  5^3  Pf.  berechnet  worden,  mit  einem  Ueberschuss 
"  von  118  Ktlilr.  14  Gr.  8  Pf.  für  den  Propst  bestritten  werden  können,  diesem 
Ueberschuss  uucli  noch  die  Competenz  von  dem  eingezogenen  Vorwerk  Wagrow 
mit  jährlich  S3  Rthlr.  8  Gr.  6  Pf.  nnd  die  künftige  Entschädigung  für  mehr- 
gedachte einzuziehende  Nutzungen  zutritt,  und  die  Messalien  dem  Propst  jähr- 
lich ungefähr  300  Schflfl.  Roggen  und  Hafer  gewähren,  ilim  also  den  Natural- 
Besitz   des  propsteilichen  Vorwerks   wenigstens  entbehrlich  machen. 

Zur  Entschädigung  für  oben  specificirte  einzuziehende  Nutzungen  würde 
der  neue  Propst  und  zwar  für  das  Vorwerk  und  die  Bauer-Nahrungen  die 
principienmässige  Competenz,  für  die  Propination  aber  nach  obalegirter  aller- 
höchster Cabinetsordre  vom  23.  v.  M.  den  gegenwärtigen  effectiven  Ertrag, 
nach  Kammer-Principien  veranschlagt,  ohne  allen  Abzug  erhalten. 

Erstere  beträgt 131  Rthlr.   3  Gr.  6  Pf. 

letztere  aber 61     -      10    -    —  - 

der  Propst  würde  also  zusammen  mit 192     -      13    -     6    - 

jährlich  zu  entschädigen  seyn,  und  incl.  des  obgedachten  Ueberschusses  von 
118  Rthlr.  14  Gr.  8  Pfg.,  so  wie  der  Competenz  von  Wagrow  von  83  Rthlr. 
S  Gr.  6  Pf.  jährlich  eine  reine  Revenue  von  394  Rthlr.  12  Gr.  8  Pf. 
gemessen.«   .  .  . 

Sept.  5  Rand-Verfügung  geschrieben  von  Beyme: 

»5.  September  1805. 
Approbirt,  jedoch  da  diese  Güther  nicht  nach  dem  allgemeinen  Ein- 
ziehungs-Gesetz eingezogen  werden,  so  soll  dem  Propste  davon  nicht  bloss 
die  Competenz,  sondern  der  effective  Ertrag  nach  Kammer-Principien  zur 
Entschädigung  gegeben  werden.  Uebrigens  können  S.  M.  es  nicht  ge- 
nehmigen, dass  Bauern,  die  bisher  keine  Dienste  geleistet 
haben,  künftig  auf  Dienste  gesezt  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Charlottenburg  1805  September  5. 

R.  SO.    Minuten  des  Cabinets. 


Sept.  2  865.   Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  v.  Massow  und  v.  Angern. 

Berlin  1805  September  2. 

K.  feO.  34.  S.     Ausfertigung. 

Die  Einsprache  des  Oeistlichen  Kommissariats  in  Heiligenstadt  gegen  die  Besetzung 
einiger  Lehrstellen  am  dortigen  Gymnasium  mit  protestantischen  Lehrern  ist  unbe- 
gründet. 

»In  Heiligenstadt  befindet  sich  ein  katholisches  Gymnasium,  welches 
aus  den  Fonds  des  ehemaligen  Jesuiter- Collegii  dotirt  und  auf  Sieben  Lehr- 
stellen fiindirt  ist.  Dieses  Gymnasium  bedarf  einer  Reform,  da  dasselbe  in 
Hin.sicht  auf  Lehr-Objecte  und  Lehr-Methode  dem  Geiste  des  Zeit-Alters  und 
der   durch    ilm    uotlnvendig  gewordenen  mehrseitigen  Bildung  junger  Leute 
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so  wenig  angemessen  ist  und  die  (Tcbrcchen  der  inneieu  Einrichtung  so  .^^^.^ 
gross  sind,  dass  einem  Vater,  welcher  seinem  Sohne  eine  zweckmässige  und 
den  Bedürfnissen  des  jetzigen  Zeit-Alters  angemessene  Bildung  zu  geben 
wünscht,  nicht  anzumutheii  ist,  ihn  in  diese  Lehr-Aiistalt  zu  thun.  Dalier 
haben  nacji  der  Versicherung  der  p.  Kammer  zu  Heiligenstadt  die  mehrcsteu 
der  bei  diesem  Gymuasio  angestellten  Lehrer  schon  seit  Jahren  eine  Ver- 
besserung desselben  gewünscht.  Diese  ist  auch  wegen  der  in  Heiligenstadt 
angestellten  protestantischen  Ofiiciantcn  um  so  nothwendiger,  da  mehrere 
derselben  weder  so  vermögend  sind,  ihre  Kinder  in  eine  auswärtige  Er- 
ziehungs-Anstalt zu  schikken,  noch  ihnen  einen  Hauslehrer  zu  halten. 

Zu  dieser  Reform  bietet  sich  jetzt  die  schicklichste  Gelegenheit  dar, 
indem  durch  den  Tod  des  Professor  Frohne  und  die  Beförderung  dreyer 
anderer  Lehrer  zu  Pfarrern  vier  Lehr-Stellen  erlediget  sind.  Die  p.  Kammer 
hat  daher  den  Vorschlag  gethan,  von  diesen  Lehrstellen  eine,  welche  ganz 
füglich  entbehrt  werden  kann,  eingehen  zu  lassen  und  das  erledigte  Amt 
des  Directors  und  die  übrigen  drei  Lehrstellen  in  der  Art  wieder  zu  l>e- 
setzen,  dass 

1.  der  bisherige  2*®  Lehrer  Professor  Lingemann,  katholischer  Religion, 
der  sich  als  ein  sehr  brauchbarer  Mathematiker  und  auch  sonst  als  ein 
guter  Schulmann  ausgezeichnet,  zum  Director  ascendire  und  ihm  neben 
seinem  bisherigen  Gehalte  von  330  Rthlr.  eine  Zulage  von  170  Rthlr.  ge- 
geben und  er  also  auf  500  Rthlr.  gesetzt  werde. 

2.  zum  zweiten  und  dritten  Lehrer  die  bisher  bei  der  Dom-Schule  zu 
Halberstadt  gestandenen,  völlig  qualiücirten  CoUaboratoren  Marx  und  Sachs, 
evangelischer  Religion,  und  zum  vierten  Lehrer  der  bisher  bei  der  Universität 
zu  Erfurth  gestandene  ausserordentliche  Professor  der  Philosophie  Jurin, 
Ersterer  mit  einem  Gehalte  von  450  Rthlr.  und  beide  Letztern  jeder  mit 
350  Rthlr.  Gehalt  angestellt  und 

3.  dem  fünften  und  sechsten  Lehi'er  Professor  Schneider  und  Ludolph, 
katholischer  Religion,  wovon  Ersterer  bisher  150  Rthlr.  und  Letzterer 
127  Rthlr.  Gehalt  gehabt,  jedem  eine  Zulage  von  50  Rthlr.  gegeben  werde. 

Gegen  diese  Vorschläge  und  die  in  Antrag  gebrachten  Gehälter  und 
Zulagen  finden  wir  nichts  zu  erinnern,  da  die  Fonds  dazu  in  dem  dote 
dieses  Gymnasii  vorhanden  sind. 

Ausserdem  aber  hat  die  p.  Kammer  noch  in  Antrag  gebracht,  eine 
Erziehungs-Anstalt  für  Kinder  weiblichen  Geschlechts  zu  errichten  und  als 
Vorsteherin  derselben  eine  gewisse  Sophie  Frommichen,  die  dazu  vollkommen 
qualificirt  ist,  mit  einem  jährlichen  Gehalt  von  300  Rthlr.  vorgeschlagen, 
welches  ebenfalls  aus  dem  dote  dieser  Anstalt  erfolgen  kann.  Zum  Locale 
sollen  der  letztern  Anstalt  die  beiden  geräumigen  Zimmer  in  der  zweiten 
j  Etage  des  Gymnasii  angewiesen  werden,  welche  einen  eigenen  Ausgang 
haben,  so  dass  die  Mädchen  und  Knaben,  deren  Schul-Stuben  in  der  untern 
Etage  sind,  gar  nicht  zusammen  kommen. 


\A\  Urkunden  No.  8(iö— 866. 

180Ö  ^  Indem  Mir  nun  E.  K.  M.  diese  Vorschläge  zur  .  .  .  Geuehmigung  vor- 

trao-on.  k<'iuneu  wir  nicht  unbemerkt  lassen,  dass  das  Geistliche  Commissariat 
zu  Ileiligenstadt,  ■svelchem  diese  Abänderungen  durch  das  Gerücht  bekannt 
o-eworden  seyn  müssen ,  dagegen  proprio  et  Catholicorum  nomine  bei  der 
p.  Kammer  eine  Protestation  eingelegt  und  gestützt  auf  den  §  63  des  Haupt- 
Keichstags-Deputations-Beschlusses  gewissermassen  gefordert  hat,  dass  die 
Stellen  bei  dem  Gymnasio  nur  mit  katholischen  Glaubensgenossen  besetzt 
werden  sollen.  Diese  Anmassung  ist  aber  unbegründet.  Denn  wenn  gleich 
der  §  63  des  Haupt-Reichstags-Deputations-Beschlusscs  in  Beziehung  auf 
den  Westphälischen  Frieden  festsetzt,  dass  jeder  Religion  der  Besitz  und 
Genuss  des  eigenthümlichen  Kirchen-Guts  und  Schulfonds  verbleiben  soll, 
so  ist  doch  diese  Bestimmung  nach  einer  vernünftigen  Erklärung  nur  von 
den  Fonds  solcher  Schul-Anstalten  zu  verstehen,  die  einzig  und  allein  für 
den  Religions-Unterricht  bestimmt  und  daher  als  annexa  exercitii  religionis 
zu  beti'achten  sind.  Dahingegen  sind  die  höheren  gelehrten  Schul-Anstalten, 
als  Gymnasia  und  Universitäten,  solche  Veranstaltungen  des  Staats,  in  welchen 
nicht  blos  der  kii'chliche  Religions-Unterricht,  sondern  alle  zur  Ausbildung 
der  Menschen  und  Bürger  erforderliche  scientivische  Kenntnis  gelehrt  wird. 
Selbige  gehören  daher  weder  der  einen  noch  der  andern  Religions-Parthey 
an.  Es  kann  eine  jede  Religions-Parthey  im  Staate  nur  fordern,  dass  der 
Religions-Unterricht  nach  ihren  Grundsätzen  unter  Leitung  der  obern  Geist- 
lichen Behörde  ertheilt  werde,  und  bey  dem  Gymnasio  zu  Heiligenstadt  ist 
dafür  gesorgt,  dass  der  religiöse  Unterricht  nur  von  letztern  katholischer 
Religion  gegeben  wird.  Bei  allem  übrigen  scientivischen  Unterricht  kömmt 
es  weder  auf  die  Religion  des  Lehrers  noch  die  des  Schülers,  sondern  in 
Ansehung  des  Erstem  blos  auf  dessen  Qualification  ohne  Rücksicht  auf 
sein  Glaubensbekenntnis  an.  Der  Staat  ist  daher  bei  Anstellung  der  Lehrer 
an  deren  Religion  durchaus  nicht  gebunden,  wenn  die  Wissenschaften,  welche 
sie  vortragen  sollen,  gar  keine  Beziehung  auf  Religion  haben.  Von  gleichen 
Grundsätzen  sind  E.  K.  M.  in  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  12.  Aprill  vorigen 
Jahres')  ausgegangen,  Avodurch  Allerhöchstdiesclben  die  Vereinigung  der 
Universitäten  Duisburg  und  Münster  zu  befehlen  geruhet.  Wir  sind  daher 
aus  diesen  Gründen  der  .  .  .  Meinung,  dass  die  Protestation  des  Geistlichen 
Commissariats  keine  Rücksicht  verdiene  und  daher  nach  den  Anträgen  der 
p.  Kammer  mit  der  Reform  des  Gymnasii  vorzuschreiten  sey. »  .  .  . 

Sept.  lü  Rand-Verfügung  geschrieben  von  Beyme: 

»10.  September  1805. 
Approbirt. « 

Hiernach    Cabinets-Ordre    an  Massow  und  Angern,    Charlottenburg 
1805  September  10. 

R.  70,  HeiligenstaiU  11.  LXV.  2.    Auefertigung. 
t,   No.  703. 


Iloiligenstadt.     Ilildcblieiiu.  445 

Vorstellung  des  »K.  Preiiss.  Kommissariats  des  Eichsfeldes«  s.  tuitcr    J^^^ ,^ 
°  bent.  2 

dem  20.  Mai  1805,  No.  832. 

866.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.     Berlin  180ö  Sept4. 
September  4. 

R.  8Ü.  5S.  L.  Ausfertigung. 
Dcoi  Domkapitel  zu  Hildcshciin  und  die  Abändcrumj  seiner  Verfansun//. 
»E.  K.  M.  haben  auf  meinen  unterm  2.  März  d.  J. ')  über  die  Verfassung 
des  Hildesheimschen  Dom-Kapituls  erstatteten  Bericht  durch  die  .  .  .  Cabinets- 
Ordre  vom  14.^)  desselben  Monats  die  Modilicationen  fest/.usetzen  geruhet, 
unter  welchen  die  bisherige  Kapituls- Verfassung  hat  fortdauern  sollen.  Das 
Dom-Kapitul  hat  hierauf  in  der  Eingabe  vom  7.  May  d.  J.  gebeten,  dass 
diese  Festsetzungen  in  vier  Punkten  eine  allerhöchste  Abänderung  erleiden 
mögten,  womit  es  jedoch  durch  die  Kabineta-Verfügung  vom  16.  May  d.  J. 
bis  auf  den  Punkt  wegen  der  Option  der  Obedienzen  zurück  gewiesen  ist. 
Dasselbe  hat  indess  wegen  der  übrigen  drei  Punkte  am  9.  August  d.  J. 
eine  abermalige  Bittschrift  bei  mir  eingereicht,  und  da  wegen  eines  Punkts 
wärend  der  Zeit  von  der  p.  Kammer  zu  Halberstadt  das  eigentliche  Sach- 
verhältniss  vollständiger  als  vorher  aufgeklärt  worden,  so  nehme  ich  Ver- 
anlassung, E.  K.  M.  darüber  anderweit  .  .  .  Vortrag  zu  thun. 

[1,]  Der  erste  Punkt  ist,  [1] 

dass  fiscus  für  die  erledigten  Präbenden  die  Stadt-,  Chor-  und  Kirchen- 
Präsenzen  mit   beziehen,   zu   dem  Ende   auf  die  Punctations-TabcUe 
gebracht,  und  danach  demselben  diese  Präsenzen  mit  berechnet  wer- 
den sollen. 
In  Ansehung   der   sogenannten  Stadt-Präsenzen   muss   es   nun    bei  der 
Allerhöchsten  Bestimmung   verbleiben,    weil   zu    deren  Beziehung  keine  be- 
sondere   Gottesdienstliche   Handlung   erfordert  wird.      Was   aber   die    Chor- 
und    Kirchen -Präsenzen    betrift,     welche    in    bestimmten    Geld-Einnahmen 
bestehen,  so  machen  zwar  solche  einen  integrirenden  Theil  des  Dom-Kapi- 
tularischen  Vermögens   aus,   auf  welches   alle   Kapitularen  an   und  für  sich 
ein  ganz  gleiches  Genuss-Recht  haben,  das  jedoch  nur  von  denjenigen  Ka- 
pitularen bezogen  werden  kann,  welche  diejenigen  Gottesdienstlicheu  Hand- 
lungen abwarten,  für  welche  solche  fundirt  worden  und  mit  welchen  sie  in 
der  Art  connex  sind,  dass  derjenige,    so   die  Handlung  nicht  abwartet,  da- 
von  auch    nicht   participireu    kann.      Denn    aber   auch   werden   diese    Prä- 
senzen von  den  anwesenden  Kapitularen   nicht  allein,   sondern    in   Gemein- 
schaft mit  den  Vicurien,  Chorälen,  Lectoren  und  Commendataricu  descrvirt, 
welche  daran  ihren  bestimmten  Anteil  haben  und  worin  gewissermassen  ihr 
Haupt-Einkommen  besteht. 

Nach  dem  §  53    des    Haupt-Keichs-Deputations-Beschlusses    sullon   die 

1)  No.  800.  2,  Cfr.  No.  WO. 


446 


Urkunde  No.  866. 


1805     Vicarien    ihr    ganzes    bisheriges    Einkomiuen    behalten    inul    zugleich    ihren 
.Sept.      ivirehendienst  einstweilen  fortsetzen.     Denenselben  würde  aber  ihr  bisheriges 
Einkommen    offenbar   geschmälert   werden,  wenn  fiscns   wegen   aller   vacant 
werdenden  Präbenden  in  omnibus  boris  für  gegenwärtig  geachtet  wird.    Um 
nun  auf  der  einen  Seite  den  Fiscus   von    dem    Genuss   der  Chor-  und  Kir- 
chen-Präsenzen nicht  ganz  auszuschliessen,    und   auf  der  andern  Seite  auch 
den  Yicarien,  Lectoren,  Chorälen  und  Commendatarien  nichts  an  ihrem  bis- 
herigen Einkommen  zu  kürzen,  hat  das  Dom-Kapitul  den  Vorschlag  gethan, 
dass  von   dem  Präsenzen-Verdienst   der   des    übrigen  Dom-Personals 
gänzlich  abgesondert,   und  solcher  diesen  ohne  Abkürzung  belassen, 
die  danach  bleibende  Quote  der  Domkapitularen  aber  auf  das  ganze 
gremium  von  42  Personen   verteilt,   und   dem   Fisco    von  jeder   er- 
ledigt werdenden  Präbende  ^'42  berechnet  werden  mögte. 
Dieser  Antrag  des  Domkapituls  ist  in  Ansehung  der  Vicarien,  Lectoren^ 
Chorälen  und  Commendatarien  durch  den  §  53  des  Haupt-Reichs-Deputations- 
Beschlusses  begründet;   und   in   Ansehung   der  Kapitularen   beruhet   er   auf 
der  grössten  Billigkeit.     Ich  glaube   daher   den  Vorschlag  des  Domkapituls 
dahin  unterstützen  zu  müssen, 

dass  provisorisch  und  bis  dahin,  dass  nach  Vernehmung  des  Bischofs 
ein  anderer  Cultus  in  der  Domkirche  eingeführt  wird,  den  Vicarien, 
Chorälen,  Lectoren  und  Commendatarien  ihr  Anteil  an  dem  Chor- 
und  Kirchen-Präsenzen-Verdienst  unverkürzt  belassen,  und  die  da- 
nach übrig  bleibende  Quota  der  Domkapitularen  auf  das  ganze  gi-e- 
mium  von  42  Personen  verteilt,  und  dem  Fisco  von  jeder  erledigt 
werdenden  Präbende  1/42  berechnet  werde. 
'2]  [2.]  Indem  ich  aber  deshalb  auf  allergnädigste  Entscheidung  submittire, 

muss  ich  bei  dieser  Gelegenheit  noch  einen  Punkt  zur  Sprache  bringen, 
welchen  die  Kammer  zu  Halberstadt  in  Antrag  gebracht  hat,  und  darin 
bestehet, 

in  wie  fern  von  den  erledigt  werdenden  Dom-Vikarien  für  den  Fiskus 
die  Chor-  und  Kirchen-Präsenzen  mit  einzuziehen  sind. 
Es  sind  neralich  jetzt  zwey  Vikarien  bei  der  Dom-Kirche,  die  sub 
titulo  Trium  Regum  und  sub  titulo  Scti  Thomae  erledigt,  wovon  die  Re- 
venuen zur  Einziehung  disponible  sind.  Es  kommt  also  darauf  an,  ob  von 
diesen  Vicarien  auch  die  Präsenzen,  welche  die  verstorbenen  Nutzniesser 
gehabt  haben,  mit  eingezogen  werden  sollen.  Diese  Präsenzen  sind  von 
zweierlei  Art,  nemlich  sogenannte  Communitäts-  und  Chor-  und  Kirchen- 
l'räsenzen.  Die  ersteren  bestehen  in  dem  Ueberschuss  des  gemeinschaft- 
lichen Registers  der  Vicarien,  welche  unter  die  in  der  Stadt  anwesend 
gewesenen  verteilt  werden,  und  die  letztern  werden  blos,  so  wie  bei  den 
Kapitularen,  durch  Kirchliche  Handlungen  verdient. 

Ich    bin   der  Meinung,   dass   die    Communitäts-Präsenzeu   dem   fisco   zu 
berechnen  sind,    weil  selbige   durch   keine  Gottesdieustliche  Handlung,  son- 
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(lern  blos  durch  die  Gegenwart   in   der   .Stadt  verdient    werden,  dahiiieeeren    J    /' , 
,  .00        Sept.  4 

auf  die  Chor-  und  Klrclieu-Präsenzeu  vor  der  Hand,  und  bis  ein  anderer 
Cultus  in  der  Domkirche  eingeführt  ist,  von  Seiten  des  Fiskus  zu  verzichten 
seyn  wird. 

[3.]  Wenn  E.  K.  M.  diese  gedoppelte  AntrJtge  zu  genehmigen  geruhen  '3, 
und  es  sich  ergiebt,  dass  bei  dem  KoUegiat-Stift  zum  heiligen  Kreuz  und 
Set.  Moriz  wegen  der  Chor-  und  Kirchen-Präsenzen  in  Ansehnng  der  Vi- 
carien  gleiche  Verhältnisse  obwalten,  so  bitte  ich  .  .  .  um  eventuelle  Ent- 
scheidung, solche  auch  bei  diesen  beiden  Stiftern  in  Anwendung  bringen 
zu  dürfen. 

[4.]  Der  zweite  Punkt  bestehet  darin,  *  [4] 

dass   die   bei   dem   Kapitul   vorhandenen    Curien   nach  Ableben    der 
jezzigen  Besitzer    dem   lisco   anheim   fallen,  jedoch   ihren  Erben  die 
auf  den  Ankauf  verwandten  Kosten  erstattet  werden  sollen. 
Das  Dom-Kapitul  hat  gebeten,  in  diesem  Punkt  das  Statut  vom  17.  .Inny 
1791    aufrecht   zu   erhalten,    nach   welchem   den    luliabern   der   Curien   das 
dominium  utile  davon  eingeräumt  und  ihnen  die  Befugniss  gestattet  worden, 
solches  jedoch  nur  an  einen  wirklichen  Kapitular  verkaufen  oder  sonst  ver- 
äussern  zu   dürfen,   eines  teils,  weil  die  Kapituls-Verfassung  vor  der  Hand 
1    noch  fortdauert  und  mehrere  der  anwesenden  Kapitularen  sonst  gezwungen 
seyn  würden,  ihre  Wohnungen  in  entfernten  Gegenden  der  Stadt  zu  suchen, 
j    und  andern  Teils,   weil    mehrere   der  jungem  Kapitularen   bereits   mit   den 
I    altern   Besitzern  wegen  Ueberlassung   der   Curien  bestimmte  Verabredungen 
und  Verträge   geschlossen   hätten,    und    dass,    wenn   es   demohnerachtet  bei 
der  Einziehung  der  quaest.  Curien  verbleiben  sollte,  den  Erben  der  jetzigen 
j    Inhaber  ausser  den  Ankaufs-Kosten  auch  noch  die  auf  den  Anbau  und  die 
5  Melioration  derselben  verwandten  Kosten  erstattet  werden  müsten. 

Bevor  ich  mich  über  diese  Anträge  gutachtlich  äussern  kann,  muss  ich 
aus  dem  Bericht  vom  2.  März  d.  J.  in  Absicht  der  Curien- Verfassung  wieder- 
holen, dass  in  altern  Zeiten  sowohl  das  Grund-Eigenthum  als  auch  das 
dominium  utile  dem  ganzen  Kapitul  gehört,  und  dasselbe  die  Curien  in  der 
Art  genutzt  hat,  dass  selbige  entweder  auf  Lebtage  gegen  einen  gewissen 
Zins  verliehen  oder  auch  auf  Zeitpacht  überlassen  gewesen  sind,  ohne  dass 
jedoch  der  Besitzer  eben  ein  Kapitular  seyn  müsse,  dass  jedoch  schon  da- 
mals auf  diese  Curien  gewisse  Abgaben  und  Zalungen  unter  der  Benennung 
von  Ministrationen  gelegt  worden,  welche  entweder  in  Gemässhcit  alter 
•  Stiftungen  oder  auch  als  Zinsen  von  Kapitalien  haben  bezahlt  worden 
iiiiissen,  die  von  dem  Kapitul  zum  Neubau  oder  zur  Reparatur  der  Curien 
Iiergeliehen  worden,  weil  aber  bei  dieser  Verfassung  die  Curien  immer  mehr 
in  Verfall  gerathen  sind,  den  Inhabern  derselben  das  dominium  utile  davon 
'ingeräumt  worden,  mit  der  Bedingung: 

(1)    die   Curien   nach    den    nähern   Bestimmungen   des   Statuts   in   bau- 
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I8O0    licijen  Zustande  zu  erhalten  und  sich  deshalb  der  jährhch  vorzunehmenden 
5?ept.  4  ^  - 

Revision  zu  unterwerien; 

(2)  mit  der  Befugniss,  solche  jedoch  nur  an  einem  Kapitularen  ver- 
änssern  zu  dürfen. 

Wenn  ich  nun  in  meinem  Bericht  den  Allerhöchst  genehmigten  Antrag 
gemacht  habe,  dass  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Besitzer  die  Curien  für 
den  Fiskus  eingezogen  und  den  Erben  derselben  die  auf  die  Acquisition 
derselben  verwandten  Kosten  erstattet  werden  sollten,  so  bin  ich  dabei  von 
dem  rechtlichen  Gesichtspunkt  ausgegangen,  dass  durch  die  eingetretene 
Säcularisation  des  Dom-Kapituls  mit  Uebertraguug  dessen  Vermögens  an  die 
Landesherrlichen  Domaiuen  das  dominium  utile  der  Kapitularen  an  ihren 
Curien  mit  dem  Staats-Vermögen  consolidirt,  solchemnach  das  dominium 
utile  derselben,  so  wie  das  dominium  directum  des  Dom-Kapituls  an  diesen 
Curien  gänzlich  aufgelöset  worden,  und  die  jetzigen  Inhaber  nichts  weiter 
als  das  Benutzungs-Recht  auf  ihre  Lebenszeit  behalten  haben. 

Diese  rechtliche  Ansicht  bleibt  noch  immer  dieselbe,  und  daher  bin 
ich  der  Meinung, 

dass  es  bei  der  allgemeinen  Bestimmung  verbleiben  müsse,  dass  die 
Curien  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Inhaber  dem  fisco  anheim 
fallen. 

Wenn  aber  bereits  wegen  Ueberlassung  der  Curien  von  den  jetzigen 
Inhabern  derselben  vor  dem  24.  August  1802  gültige  und  bestimmte  Ver- 
abredungen und  Verträge  abgeschlossen  worden,  welche  eine  rechtliche  Ent- 
schädigung gegen  die  Erben  begründen,  wenn  sie  nicht  erfüllt  werden,  so 
würden  diese  Verträge  in  der  Art  zu  bestätigen  seyn,  dass  den  einzelnen 
Kapitularen,  welche  auf  solche  Art  ein  dominium  utile  im  Voraus  adquirirt 
haben,  solches  auf  Lebenszeit  mit  der  Bestimmung  belassen  werde,  dass 
sie  die  Curien  Statutenmässig  in  baulichen  Stande  erhalten  müssen. 

Ich  bin  daher  der  Meinung,    dass  von   der   Allerhöchsten  Bestimmung 
nur  diese   einzige  Ausnahme   stattfinden  könne,   im   tibrigen   aber   es   dabeij 
verbleiben  müsse. 

Ueberhaupt  dürfte  aber  bei  dieser  Gelegenheit  noch  Allerhöchst  fest- 
zusezzen  sejm,  dass 

(1)  bei  der  nach  dem  Statut  vom  17.  Juny  1791  jährlich  vorzunehmenden 
Revision  der  Curien  entweder  der  Administrator  Reiche,  oder  nach  Befinden 
der  Umstände  ein  Baubedienter  mit  zugezogen  werden  müsse,  der  beson- 
ders darauf  sehe,  dass  nach  den  Statutenmässigen  Bestimmungen  die  Curien 
in  baulichen  Staude  erhalten  werden,  und 

(2)  ohne  Vorwissen  der  Kammer  und  Genehmigung  des  Provincial- 
Departements  keine  wesentliche  Veränderung  an  und  in  den  Curien  vor- 
genommen werden  dürfe. 

Wenn  übrigens  das  Dom-Kapitul,  auf  den  Fall  dass  es  bei  der  Aller- 
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höchst  verordueten  Einziehung  der  Gurion  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Be-  c  ^  4 
sitzer  verbleibt,  auf  die  Allerhöchste  Interpretation  dahin  angetragen  hat, 
dass  ausser  den  auf  die  Acquisition  der  Curien  verwandten  Kosten  auch 
noch  diejenigen  ersetzt  werden  sollen,  wclclie  auf  den  Anbau  der  Curien  und 
die  Melioration  derselben  verwandt  sind,  so  ist  das  Dom-Kapitul  (jua  tale  gar 
nicht  ad  causam  legitimirt,  auf  eine  solche  Interpretation  anzutragen,  weil 
dabei  blos  die  Curien-Besitzer  und  deren  Erben  interessirt  sind  und  den 
erstereu  der  Besitz  davon  auf  Lebenszeit  zugesichert  worden.  Welche  Aus- 
lagen dieselben  deshalb  gehabt,  und  welche  davon  ihren  Erben  mit  An- 
wendung der  in  dem  §  52  des  Haupt-Reichs-Deputations-Beschlusses  auf- 
gestellten Bestimmungen  und  der  bisherigen  Statutenmässigen  Verhältnisse 
zu  vergüten  sind,  das  gehört  in  jedem  einzelnen  eintretenden  Falle,  weil 
die  Verhcältnisse  sich  durchaus  nicht  gleich  sind,  zur  besondern  Liquidation 
zwischen  dem  Fiskus  und  den  Erben  des  Curien-Besitzers,  Avobei  auf  alles 
Recht  und  Billigkeit  Rücksicht  genommen  werden  wird.  In  der  Art  die 
Interpretation  zu  erteilen,  halte  ich  für  den  Fiskus  ganz  unschädlich,  weil 
dadurch  demselben  alle  Rechte  vorbehalten  sind.  Wenn  endlich  das  Dom- 
kapitul  sich  darüber  beklagt,  dass  durch  die  Einziehung  der  Curien  die 
anwesenden  Kapitularen  in  die  Nothwendigkeit  gesetzt  sein  würden,  sich 
mit  der  Zeit  in  den  entfernten  Theilen  der  Stadt  ihre  Wohnungen  zu 
suchen,  so  muss  das  Dom-Kapitul  hierbei  erwogen,  dass  vor  Einführung  des 
Statuts  vom  17.  Juny  1791  kein  Kapitular  gerechten  Anspruch  auf  eine 
Curie  gehabt  hat,  indem  es  dem  Dom-Capitul  frey  gestanden,  solche  auch 
anderen,  welche  keine  Kapitularen  gewesen,  miethsweise  zu  überlassen. 
Sollten  in  der  Folge  dem  Fisco  Curien  anheimfallen,  welche  der  fiscus 
nicht  selbst  gebrauchen  wollte,  und  einzelne  Kapitularen  wünschen,  solche 
auf  eine  oder  die  andere  Art  zu  adquiriren,  so  wird  man  sich  mit  ihnen 
darüber  in  nähere  Unterhandlungen  einlassen  können,  und  demnächst  darüber 
näherer  .  .  .  Vortrag  geschehen.     Ich  bin  daher  der  Meinung,  dass  es 

(1)  bei  der  Allerhöchsten  Bestimmung  zu  belassen,  dass  die  Curien 
nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Besitzer  für  den  Fiskus  eingezogen,  und 

(2)  davon  nur  dann  eine  Ausnahme  gemacht  werde,  wenn  bereits  von 
den  jetzigen  Inhabern  derselben  vor  dem  24.  August  1802  mit  jüngeren 
Kapitularen  wegen  Ueberlassung  der  Curien  solche  gültige  Verträge  abge- 
schlossen worden,  welche  eine  rechtliche  Entschädigung  gegen  die  Erben 
begründen;  wenn  sie  nicht  erfüllt  werden,  als  in  welchem  Falle  diese  Ver- 
träge in  der  Art  zu  bestätigen  sind,  dass  den  einzelnen  Kapitularen,  welche 
auf  solche  Art  eine  Curie  adquirirt  haben,  solche  auf  Lebenszeit  mit  der 
Bestimmung  belassen  werde,  dass  sie  selbige  nacli  den  statutenmässigen 
Festsetzungen  in  baulichen  Stande  zu  erhalten  schuldig  sind. 

(3)  Der  Punkt,  Avelche  Auslagen  den  Erl)en  der  Curien-Besitzer  mit 
Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  52  des  Haupt-Reichs-Deputations-Be- 
schlusses  und  der  übrigen  etwanigen  Verhältnisse  zu  ersetzen  sind,  in  jedem 

Granior,  rrcusscn  und  die  kath.  Kircho.    IX.  29 
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1805     eintretenden  einzelnen  Falle,   zur  nähern  Discussion  zwischen  dem    Fiskus 
Sept.  4  ' 

und  den  Erben  zu  ziehen. 

(4)  Bei  der  nach  dem  Statut  vom  17.  Juny  1791  jährlich  vorzunehmen- 
den Revision  der  Curien  entweder  der  Administrator  Reiche  oder  nach  Be- 
finden der  Umstände  ein  Baubedienter  zuzuziehen. 

(5)  Ohne  Vorwissen  der  Kammer  und  Genehmigung  des  Provincial- 
Departements  keine  wesentlichen  Veränderungen  an  und  in  den  Curien 
vorzunehmen. 

(6)  "Wenn  die  Kapitularen  in  der  Folge  erledigte  Curien  zu  adquiriren 
Willens  sind,  deshalb  mit  ihnen  besonders  zu  unterhandeln  und  darüber  zu 
berichten. 

[6J  [5.J  Der  dritte  Punkt  ist   der,    dass   nach   der   Allerhöchsten   Be- 

stimmung den  Erben  der  von  jetzt  an  verstorbenen  Kapitularen  blos 
das  Deservit-Jahr  belassen,  das  Gnaden-Jahr  aber  aufgehoben  wor- 
den. .  .  . 

Das  Domkapitul  hat  gebeten,  ihnen  auch  das  Gnaden-Jahi*  zu  belassen, 
und  zu  dem  Ende  angeführt,  dass  solches  als  ein  eigentliches  Gnaden-Jahr 
im  rechtlichen  Sinne  nicht  angenommen  werden  könne.  Denn  nach  der 
bisherigen  Kapitels-Verfassung  habe  der  Kapitular,  wenn  er  seine  Residenz 
wirklich  angetreten,  im  ersten  Jahre  nichts  verdienen  können,  sondern  die 
Revenuen  von  der  Präbende  den  Erben  seines  Vorgängers  belassen  müssen. 
Das  bisher  statt  gefundene  Gnaden-  oder  Nachjahr  sei  daher  blos  Ersatz 
desjenigen  gewesen,  was  er  im  ersten  Residenz- Jahre  habe  entbehren  müssen, 
und,  weil  jeder  Kapitular  eigentlich  mit  dem  Antritt  der  Residenz  auch  in 
den  Genuss  der  Präbende  treten  solle,  so  würde  es  billig  seyn,  dass  er  für 
so  viele  Jahre,  als  er  die  Residenz  gemacht,  die  Präbende-Revenüen  ge- 
messen müsse. 

In  facto  ist  es  richtig,  dass  die  Kapitularen  im  ersten  Residenz-Jahre 
die  Carenz  machen  müssen,  allein  die  daraus  hergeleitete  Folge,  dass  ihnen 
diese  Carenz  vergütet  werden  müsse,  ist  nicht  rechtlich.  Durch  die  einge- 
tretene Säcularisation  und  durch  die  Bestimmung  des  §  34  des  Haupt- 
Reichs-Deputations-Beschlusses,  wodurch  alle  Güter  des  Domkapituls  den 
Domainen  incorporirt  worden,  ist  das  Kapitel  selbst  und  damit  dessen  bis- 
herige Verfassung  aufgelöst  worden,  und  es  sind  nach  dem  §  53  den  Kapi- 
tularen blos  9/io  ihres  bisherigen  Einkommens  belassen  worden.  Es  ist 
daher  einleuchtend,  dass  von  der  Ausübung  solcher  mit  der  Präbende  ad- 
quirirten  Rechtsbefugnisse,  die  auf  die  bisherige  aber  aufgelösete  Kapitels- 
Verfassung  beruhet  haben,  nicht  ferner  und  nur  in  so  weit  die  Rede  seyn 
kann,  als  selbige  ex  gratia  bewilligt  werden. 

Dahin  gehört  denn  offenbar  die  Forderung,  dass  ihnen  die  Carenz  des 
ersten  Residenz-Jahres  durch  die  Bewilligung  des  Nachjahres  vergütet  werden 
solle.  Diese  Forderung  ist  den  Grundsätzen  des  §  53  zuwider,  welcher  den 
fernem  Genuss  der  Kapitularen  blos  auf  ^lo  il^'^s  bisherigen  Einkommens 
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beschränkt  hat.     Was    ihnen    überdem  durch  die   in   der  Allerhrichsten  Ca-  o^^^, 
binets-Resolutiou    vom   14.  März  a.  c.    enthaltenen    Bestimmungen    bewilligt 
worden,  ist  blos  Gnaden-Sache  gewesen,  und  deshalb  halte  ich  dafür, 

dass  das  Dom-Kapitul  auf  die  Bewilligung  des  Nachjahra   rechtlich 
keinen  Anspruch  macheu  könne; 
indessen  stelle  ich  es  zu  E.  K.  M.  Allerhöchsten  Entscheidung, 

ob  dem  Gesuch  des  Domkapituls  im  Wege  der  Gnade  zu  deferiren  sey. 

Würden  E.  K.  M.  sich  .  .  .  dazu  entschlicssen,  so  würde  diese  (Jnade 
auch  den  übrigen  Kollegiat-Stiftern,  zum  heiligen  Kreuz,  St.  Moriz,  Johannis, 
Andree  und  St,  Magdaleuen  zu  Theil  werden,  bei  welchen  gleiche  Carenz- 
Jahre,  und  besonders  bei  dem  Andreas-Stifte  zwei  dergleichen  Statt  gefun- 
den haben. 

[5*.]  Soll  es  aber  bei  der  Allerhöchsten  Festsetzung,  dass  kein  Nach-  [5"] 
oder  Gnaden-Jahr  zu  bewilligen,  verbleiben,  so  würden  doch,  wegen  der  bei 
dem  Andreas-Stift  seit  dem  3.  November  1802  vacanten  ÄfüUeschen  Prä- 
bende,  die  beiden  Nachjahre,  welche  schon  gehoben  worden,  zu  bcA^alligen 
seyn,  da  wegen  der  drei  beim  Dom-Kapitul  vacanten  von  Kettlerschen,  von 
Hoensbroeckschen ')  und  von  AVendtschen  Präbenden  die  Nachjahre  nach- 
gegeben Avorden. 

[6.]  Viertens,  Ist  in  Ansehung  der  dem  Domkapitul  auf  der  Domfrei-  ,6] 
heit  zugestandenen  Jurisdiction  festgesetzt  Avordeu,  dass  sich  solche  blos  auf 
den  clerum  primarium  und  secundarium  beschränken,  in  Ansehung  aller 
übrigen,  in  diese  Cathegorie  nicht  gehörenden  weltlichen  Personen  aber 
aufhören,  und  diese,  je  nachdem  sie  zu  dem  eximirten  oder  Bürgerstande 
gehören,  dem  foro  der  Regierungs-Deputation  oder  des  Stadtgerichts  unter- 
geordnet werden  sollen.  Es  wohnen  aber  auf  dieser  Domfreiheit  noch  die 
Domkapitularischen  Offizianten  und  Rechnungsführer,  iugleichen  andere  Unter- 
Kirchen-Bediente, nemlich  die  Choräle,  Opferleute,  Kiöckner  und  dergleichen, 
welche  zu  dem  Clerus  nicht  gehören. 

Das  Domkapitul  hat  daher  bei  der  Kammer  darauf  angetragen,  dass 
demselben  die  Jurisdiction  über  diese  Offizianten  und  Unter-Kirchen-Be- 
diente wie  bisher  in  erster  Instanz  belassen  werden  mögte.  Die  Kammer 
hat  dieses  Gesuch  unterstützt,  weil  es  in  mancher  Hinsicht  für  das  Dom- 
kapitul und  die  Administration  desselben,  auch  per  indirectum  für  den  liscus 
nachteilig  aeya  könnte,  wenn  diese  Offizianten  bei  andern  Gerichten  belangt 
werden  sollten. 

Aus  diesen  Gründen  finde  ich  mich  daher  veranlasst,  .  .  .  auf  die 
Declaration  der  .  .  .  Festsetzungen  in  der  Cabinets-Ordre  vom  14.  März  c. 
sub  No.  15  dahin  anzutragen: 

dass  dem  Domkapitul  die  Jurisdiction  in  erster  Instanz  über  die  auf 
der   Domfreiheit   wohnenden   Offizianten    und   Rechnungsführer,   im- 


1)  Vorlage:  »Uoersbroeck«. 
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1805  gleichen    über   die  geringern   Unter-Kirchen-Officianten,  uemlicli  die 

■  Choräle,  Opferleute,  Klöckner  und  dergleichen  belassen  werde. 

[7J  [7.]  Fünftens,  Hat  die  Kammer  angezeigt,    dass  das  Kollegiat-Stift  ad 

Sctam  Mariam  Magdalenam  gebeten,  dass  wegen  der  vacant  werdenden 
Präbenden  dem  fisco  die  Präsenzen  nicht  berechnet  werden  dürften.  Nach 
der  Allerhüchsten  Cabinets-Resolution  vom  4.  May  d.  J.  ist  die  Fortdauer  dieses 
Stifts  und  dessen  bisherige  Verfassung  bis  dahin  genehmigt  worden,  dass 
dem  Fisco  vier  Präbenden  anheim  gefallen  sind.  Die  Kammer  hat  das 
Gesuch  des  Stifts  unterstützt,  und  da  nach  meinem  Bericht  vom  23.  Aprill 
d.  J.  die  Einnahme  eines  jeden  Kapitularen  mit  Einschluss  der  Präsenzen 
nur  auf  =  175  Rthlr.  zu  stehen  kommt,  die  Präsenz-Einkünfte  des  Fisci 
von  jeder  ihm  anfallenden  Präbende  nur  =17  Rthr.  4  Gr.  betragen  würden, 
so  trage  ich  .  .  .  darauf  an : 

dass  bei  der  geringen  Einnahme  der  Kapitularen  von  den  dem  Fisco 
anheim  fallenden  Präbenden  die  Präsenzen  nicht  berechnet  werden 
dürfen. « 

Sept  10  Rand  Verfügungen,    geschrieben   von   Beyme,   die   sich   auf  die   am 

Rande  in  Klammern  gesetzten  Ziffern  beziehen: 

»10.  September  1805. 
Ad  1,   approbirt;   ad  2,    zu  approbiren;    ad  3,    desgleichen;    ad  4,   zu 
approbiren;  ad  5,  wegen  des  Nachjahres  soll  es  bey  der  Festsetzung,  dass 
solches  wegfällt,  verbleiben;   [ad  5a,]  approbirt;  ad  6,  zu  approbii-en;  ad  7, 
desgleichen. « 

Hiernach  Cabinets- Ordre  an  Angern,  1805  September  10. 

K.  ^9.    Minuten  des  Catinets. 


Sept.  5  Cabinets-Ordres  an  Massow  und  an  Voss  s.  unter  dem  30.  und  dem 

31.  August  1805,  No.  863  und  864. 


Sept.  10  Cabinets-Ordres   an  Massow   und  Angern  und  an  Angern  s.  unter 

dem  2.  und  dem  4.  September  1805,  No.  865  und  866. 


Sept.  24         867.   Das  Südpreussische  Departement  an  den   *  Fürsten  Erzbischof 
von  Gnesen,  Grafen  Raczynsky«.    Magdeburg  1805  September  24. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXSJI.  2^2.  a.    Concept,  gez.  Klewiz. 

Die  Bestellu/ng  eines  direkten  Erxbischöflichen  Suffragans  für  das  Kaliseher  Kammer- 
Departement  kann  xicar  statthaben.,  vorläufig  aber  kann  der  Abt  v.  Racxynslii  dazu 

nicht  ernannt  wcrdenA] 

...  »Es  wurde  über  jene  Angelegenheit  der  Bericht  der  Königl.  Kammer 
zu  Kaiisch  gefordert,  und  dieser  ist  jetzt  eingegangen.    Hiernach  findet  nun 

1)  Cfr.  No.  87.3. 
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die  Königl.  Kammer  es  zwar  zweckmässig,  wenn  jedes  der  3  südpreussi-  „^^^'^. 
sehen  Kammer-Departemeus  seinen  eigenen  erzbischöflichen  General-Offizial  '' 
hat,  äussert  zugleich  aber  auch  das  Bedenken,  dass  sie  alsdann  den  Herrn 
von  Zachariaszewski,  welcher  ihr  wegen  seiner  ausgebreiteten  Kenntnisse 
in  allen  Teilen  der  Kirchen-Verfassung  und  wegen  seiner  Bekanntschaft 
mit  dem  Lokale  so  äusserst  nützlich  sei,  verlieren  würde,  auch  dass  es  als- 
dann nothwendig  seyu  werde,  dem  Herrn  Abt  von  Kaczynski  nicht  nur 
sämmtliche  in  den  Konsistorial-Archiven  zu  Gnesen  und  Lowlcz  vorhandene, 
das  Kalischer  Departement  betreffende  Verhandlungen,  sowie  alle  in  Geist- 
lichen Sachen  an  die  Konsistorien  erlassene  General-Verordnungen  zufertigen, 
sondern  auch  eiuen  der  deutschen  Spraclie  kundigen  Sekretair,  sowie  einen 
weltlichen  Richter  an  die  Seite  setzen  zu  lassen,  da  er  als  Kloster-Geist- 
licher schwerlich  mit  der  Kirchen -Verfassung  vollkommen  bekannt  seyn 
dürfte,  und  gründet  hierauf  den  Antrag,  die  Sache  für  jetzt  noch  in  ihrer 
gegenwärtigen  Lage  zu  lassen,  dereinst  nach  Abgang  des  II.  von  Zacharias- 
zewski aber  einen  Geistlichen  au  dem  Kalischer  Kollegiat-Stift  zum  Offizial 
für  ihr  Departement  zu  ernennen,  um  in  nötigen  und  dringenden  Angelegen- 
heiten sogleich  mündlich  mit  ihm  konferiren  zu  können. 

Ich  finde  jene  Bedenken  wichtig  und  diesen  Antrag  zweckmässig, 
schmeichele  mir,  dass  auch  E.  p.  damit  einverstanden  seyn  werden,  erbitte 
mir  aber  doch  noch  .  .  .  Dero  .  .  .  Erklärung  darüber.«   .  .  . 


Bericht  von  Humboldt  s.  unter  dem  3.  Juli  1805,  No.  848.  Sept.  28 


868.  Staats-Minister  Graf  Hoym  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck  Sept.  29 
und  V.  Massow.     Breslau  1805  September  29. 

R.  4ö.  B.  105.  a.    Ausfertigung. 

Die  gemeinschaftliche  Kommission  ivecjcn  der  Religionsbeschiverden  ist  unxtccclcmässig. 
Grosse  Vorsicht  bei  Ucberlassung  hcdholischer  Kirchen  an  i^rotestantischc  Gemeinden! 

Antwortet  auf  das  Schi'eiben  vom  8.  August  1805^):  »wie  der  erste 
Antrag  .  .  .  ohne  Bedencken  zu  genehmigen  ist,  auch  bereits  durch  die 
speciellen  Notificatoria ,  welche  ich  au  das  Vicariat-Amt  in  der  Folge  er- 
lassen, seit  mehrern  Monathen  in  Erfüllung  gegangen  ist,  wie  ich  denn  auch 
die  schlesischen  p.  Caramern  häufig  angewiesen  habe,  die  mit  den  Ober- 
Amts-Regierungen  gemeinschaftlich  abzuhaltenden  Local- Recherchen  unter 
Zuziehung  des  Vicariat-Amtes  vorzunehmen.  Wenn  solches  in  einigen  frühern 
Fällen  nicht  geschehen  seyn  sollte,  so  werden  die  Landes-Collcgia  nur  pro 
informatione  Nachrichten  eingezogen  haben,  und  es  bleibt  dem  Fürstbischof 
und  dessen  Vicariat-Amte  unbenommen,  casus  speciales  anzuzeigen,  wenn 
er  dabei  zu  Wahrnehmung  seiner  Jurium  noch  besonders  gehört  seyn  will. 
Es  ist  aber  vorauszusehen,  dass  er,  da  er  bey  diesen  commissarischen  Er- 

1)  No.  858. 
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1805     örterungen  nicht  im  mindesten   in  seinen  bischöflichen  Gerechtsamen  lädirt 
"    Avordeu      nur  Wiederhohlungeu    seiner   bisherigen  Behauptungen  vorbringen 
kann.     Denn    die  Grundsätze,    von   denen  er  bei  diesem  Geschäft  ausgeht, 
sind  ''änzlich  verschieden  von  denjenigen  Principiis,  welche  durch  die  aller- 
höchsten Cabinets-Ordres  festgestellt  worden.     Sein  zweiter  Antrag: 

eine  gemeinschaftliche  Commission  zu  Untersuchung  der  Religions- 
Beschwerden  niederzusetzen, 
würde  daher  auch  ohne  Zweifel  nur  dahin  führen,  diese  festgestellten  Prin- 
cipia  aufs  neue  durch  Widerspruch  anzufechten,  und  ich  bin  mit  E.  E.  voll- 
kommen einverstanden ,  dass  eine  solche  allgemeine  Commission  eben  so 
wenig  rathsam  als  nöthig  ist. 

Die  Gravamina  in  geistlichen  Sachen,  welche  durch  das  Reglement  vom 
8.  August  1750^)  für  Schlesien  entschieden  und  vorher  commissarisch  erörtert 
worden,  betrafen  vielfache  Gegenstände,  um  die  katholische  und  evangelische 
Geistlichkeit,  so  wie  die  Gerichtshöfe,  in  Absicht  eines  billigen  Reciproci 
unter  beyden  Religions-Verwandten  in  kirchlichen  und  gerichtlichen  Ange- 
legenheiten zu  vereinigen  und  zu  belehren.  Die  Menge  der  zur  Sprache 
gebrachten  Puncte ,  der  damals  herrschende  Verfolgungs  -  Geist  zwischen 
der  Geistlichkeit  beider  Religionen,  und  der  Mangel  an  bestimmten  Ge- 
setzen konnten  zu  jener  Zeit  eine  commissarische  Erörterung  vor  Emani- 
rung  des  gedachten  Reglements  nothwendig  und  nützlich  machen;  jezt 
aber  würde  solche,  da  jene  Veranlassungen  hier  fehlen,  überflüssig  und 
schädlich  werden. 

Alles  dreht  sich  bei  der  gegenwärtigen  Materie  der  Uebergabe  katholi- 
scher Kirchen  und  ihres  Vermögens  an  Protestanten  um  den  einzigen  Puuct : 
ob  diese  Kirchen  nebst  Zubehör  dem  Corpori  Catholicorum  oder  den  ein- 
zelnen Gemeinen  anheim  fallen  müssen. 

E.  E.  erinnern  Sich  aus  den  in  dergleichen  Angelegenheiten  haupt- 
sächlich wegen  der  Kirchen  zu  Cunau,  Giesmansdorif  und  Muschten  er- 
statteten Berichten,  wie  wir  gemeinschaftlich  dahin  sentirt  haben,  den  Katho- 
licken  das  Vermögen  dieser  Kirchen  zu  belassen,  und  wie  sogar  dabey 
geäussert  worden,  dass  die  Abtretung  der  katholischen  Kirchen  zum  evan- 
gelischen Gottesdienst  eine  Verletzung  des  Status  quo  involvire.  Da  aber 
S.  M.  mittelst  der  Cabinets-Ordres  vom  6.  May  und  21.  Octbr.  1800, 
3.  April  1802,  17.  Febr.  1803  und  27.  Mart.  und  18.  Juny  1804  ganz  be- 
stimmt zu  declarireu  geruht:  dass  hier  eine  solche  Verletzung  des  friedens- 
schlussmässigen  Status  quo  nicht  existire;  dass  der  Grundsatz  der  katholi- 
schen Kirche,  dass  alles,  was  ehemals  ein  Eigenthum  der  katholischen 
Gemeine  gewesen,  der  ganzen  katholischen  Christenheit  zugehöre,  eine  Er- 
findung der  Hierarchie  sei  und  in  protestantischen  Staaten  nicht  anerkannt 
werden  müsse;  und  dass  dergleichen  Vermögen  den  zu  einer  Kirche  ge- 
schlagenen  Gemeinen    eigenthümlich   verbleibe,    wenn   auch   ihre   Religions- 

1)  Band  III,  No.  322. 
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Grundsätze    eine   Veränderung    erlitten;    so    ist   bereits   ullcd    hindcsberrlich  g    ^  og 
entschieden,  was  das  Objcct  einer  diesfälligen  allgemeinen  Commission,  die 
allerdings  nicht  gemeinschaftlich  seyn  kann,  ausmachen  dflrfte. 

Auch  zeigen  die  Immediat- Vorstellungen  des  Fürst- Bischofs  vom 
31.  Januar  und  18.  Mart.  c.  ganz  deutlich,  dass  alle  Argumente  aus  den 
canonischen  Begriffen  der  einen  und  uutheilbaren  Kirche  geleitet  und  damit 
die  Begriffe  des  allgemeinen  Landrechts  von  Kirchen-üescllsohaften  ver- 
wechselt worden.  Wenn  nun  S.  M.  überdies  Sich  mehrmals  zu  äussern 
geruht,  gleiche  Grundsätze  bei  Einräumung  evangelischer  Kirchen  an  Ivatho- 
licken  stattfinden  zu  lassen,  so  ist  auch  in  Absicht  des  Keciproci  vorgedacht, 
und  ich  muss  daher  in  rechtlicher  Hinsicht  dahin  sentircn,  den  Fürstbischof 
mit  diesem  zweiten  Antrage  abzuweisen,  so  sehr  ich  auch  wiederholt  meine 
dringende  Aeusserung  nicht  bergen  kann,  dass  die  Uebergabe  der  katholi- 
schen Kirchen  und  ihres  Vermögens  an  evangelische  Gemeinen  den  katholi- 
schen Glaubensgenossen  äusserst  gehässig  bleibt  und  ihre  Unzufriedenheit 
vermehrt,  je  häufiger  dergleichen  Gesuche  erfüllt  Averden. 

Natürlich  erbittert  dieses  die  verschiedenen  Glaubens- Verwandten  wegen 
ihi-es  verschiedenen  Interesse  gegen  einander,  und  es  sind  allerdings  in- 
tolerante Auftritte  zu  besorgen,  die  nur  durch  ein  kluges  Benehmen  der 
einzelnen  Commissionen  zu  coupiren  und  im  Fall  ihrer  Entstehung  durch 
polizeiliche  Maasregeln  und  gesetzliche  Ahndung  zu  beheben  seyn  dürften. 
E.  E.  stelle  .  .  .  anheim,  in  wiefern  dieselben  hiernach  den  Bericht  an  S.  M. 
zu  erstatten  belieben  wollen,  und  erwarte  ich  dessen  geneigte  Communication 
zur  Mitvollziehung. « 

869.  Memoire  des  Geheimen  Legatjonsraths  v.  Raumer  (für  den  Staats-  Sopt.  30 
Minister  v.  Angern).     Berlin  1805  September  30. 

R.  33.  93.  a.  Eigenhändiges  Concept,  für  Keck;  das  Begleitschreiben  vom  30.  September  1805 
an  Angern  ging  znr  Mitzeichnung  an  Hardenberg. 

»lieber  die  Diöcesayieinrichtungen  in  den  Entschädigungslanden  und  in  den  durch 
den    Vertrag    mit  Pfalxbayern    %u   den  Fränkischen   Fürsienthü?}iern   erworbenen 

Stücken.*^] 

»Erste  Frage:  Ob  eine  Metropolitauautorität  zu  errichten  sey? 

Alle  Gründe  stimmen  zusammen,  um  diese  Frage  zu  verneinen. 

Die  Bestimmung  des  25.  §  des  Reichsdeputationsschlusses,  dass  die 
Metropolitangerichtsbarkeit  des  Churfürsten  -  Erzkanzlers  als  Metropolitan- 
Erzbischofs  und  Primas  von  Deutschland  sich  durchaus  auf  die  K.  Preussi- 
schen  Staaten  nicht  erstrecken  soll,  ist  nicht  nur  ein  glückliches  Eräugnis, 
sondern  auch  ein  durch  die  richtigste  Politik  geleiteter  vorthcilhafter  Erfolg, 
und  es  hiesse  ein  beträchtliches  Theil  dieses  Vortheiles  aufopfern,  wenn 
man  an  die  Stelle  dieser  glücklich  entfernten  Autorität  eine  neue  ähnliche 
errichten  wollte. 


1)  Cfr.  No.  843. 


456  Urkunde  No.  869. 

1805  ijjjj  diesen  plan  zubefördern,  müssten  die  Vortheile    desselben  die  Nach- 

theile  tiberwiegen.  Er  stellt  aber  bloss  nachtlieilige  Seiten  und  gar  keine 
Vortheile  dar. 

Man  kann  die  durch  das  Landesherrliche  jus  circa  sacra  zu  control- 
lirende  und  in  Ordnung  zu  haltende  geistliche  Autorität  in  der  katholischen 
Kirche  in  drey  verschiedene  Zweige  abtheilen: 

I.)  Diöcesanrecht,  geistliche  Gerichtbarkeit.  Diese  hat  der  Bischof  so 
wie  der  Erzbischof.  In  den  Diöcesen  der  von  Metropolitanautorität  freyen 
Bischöfe  sind  zwo  Instanzen  eingerichtet:  Das  Officialat  für  die  erste,  ein 
Appellationsgericht  für  die  2te  Instanz.  Die  Prosynodalrichter  für  die  dritte 
Instanz  müssen  bey  den  Metropolen  sowohl  als  in  den  Diöcesen  römische 
Facultäten  haben.  Der  Bischof  oder  Erzbischof  schlügt  die  Subjecte  vor, 
der  Landesherr  verwirft  oder  genehmigt  sie  und  negociirt  für  sie  die  römi- 
schen Facultates. 

Ermeland  und  Bresslau  geben  Beyspiele  von  Bischöfen,  welche  frey 
von  Metropolitanautorität  sind.  Die  drei  Instanzen  sind  darin  angeführter- 
maasßen  eingerichtet.  Ebenso  Warschau,  Wygry  und  Suprasl.  Bloss  zu 
Gnesen  fand  man  einen  Erzbischof.  Der  einzige  Vortheil,  den  er  gewähret, 
ist  die  2te  Instanz  für  die  von  Alters  her  ihm  subordinirten  Diöecesen. 
Aber  diesen  Vortheil  gewähret  das  Appellationsgericht  in  Ermeland,  Bresslau, 
Warschau,  Wygry  und  Suprasl  auch,  und  so  ist  also  von  Seiten  der  Ge- 
richtbarkeit und  des  juris  dioecesani  von  einem  Erzbischofe  gar  kein  Vor- 
theil zu  erwarten. 

n.)  Dass  ein  Bischof  so  gut  als  ein  Erzbischof  actus  ordinis  episcopalis 
ausübt,  bedarf  keines  Beweises,  und  es  gewährt  also  der  Erzbischof  auch 
von  dieser  Seite  keinen  Vortheil. 

III.)  Wirkliche  oder  anmaassliche  reservata  papalia  gestattet  der  Papst 
dem  Erzbischofe  so  wenig  als  dem  Bischöfe.  Der  König  gestattet  dem 
Papst  keine  Einmischungen  in  Temporalien.  Aber  in  blossen  Internis,  auf 
das  Seelenheil,  die  Gewissensberuhignng  sich  beziehenden  Fällen  befördert 
man  die  Gesuche  der  Erz-  und  Bischöfe  um  römische  Facultates,  und  da 
ist  noch  kein  Exempel  vorhanden,  dass  der  Papst  einem  Erzbischofe  auch 
nur  eine  einzige  Facultaet  mehr  oder  ausgedehntere  facultates  verliehe,  als 
einem  Bischöfe. 

Alle  drey  obige  Hauptzweige  zeigen  also  den  Metropolitan  als  völlig 
überflüssig. 

Erwägt  man  nun  1.)  dass  sogar  seine  Ernennung  ein  Feld  von  Con- 
flicten  zwischen  ihm  und  den  Bischöfen  eröffnet,  um  so  mehr,  da  er  gewiss 
geneigt  seyn  wird,  blosse  honorifica  zu  wirklichem  anmasslichen  Einfluss 
auszudehnen;  und  wenigstens  2.)  dass  er  an  Rang,  Ausehen,  Ehrgeiz,  wahren 
oder  vermeintlichen  Praerogativen  es  diesen  noch  zuvorthun  will;  3.)  dass 
seine  Einkünfte  auf  30/M  Thaler  in  Anschlag  gebracht  werden  (also  auf 
einige  male  mehr  als  ein  gut  belohnter  Bischof  kostet),  so  zeigt  sich  dieser 
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Plan  wobl  als  äusserst  nachtheilis:  und  es  würde  also  für  Bischöfe,  die  von  „        ..^^ 

'^  '  Sept.  30 

aller  Metropolitau-Autoritaet  exemt  sind,  zu  sentiren  seyu. 

2te  Frage:  Ob  ein  päpstlicher  Vicarius  apostolicus  oder 
Commissarius  delcgatus  anzustellen  soy? 

Ebenso  nachtheilig  würde  die  Anstellung  eines  Vicarii  apostolici  oder 
(im  vollen  Sinne  des  letzten  Ausdrucks:)  Coniuiissarii  delegati  des  riimischcn 
Hofes  seyn.  Diesen  Plan  hat  der  römische  Hof  und  die  Catholische  (Jeist- 
lichkeit  bey  jeder  ihr  schicklich  scheinenden  Gelegenheit  zum  Vorschein 
gebracht.  Hierbey  liegt  aber  das  Nunciatur-System  zum  Grunde  und  es 
läuft  wider  die  im  Preussischen  Staate  stets  beobachteten  Maximen,  Nuncien, 
Apostolische  Vicarien  und  dergleichen  zu  gestatten. 

Facultates,  welche  der  Papst  in  exprimirten  Classeu  von  Fällen  den 
Erz-  und  Bischöfen  ertheilt,  gewisse  bestimmte,  wahre  oder  vermeintliche 
interna  betreffende  reservata  papalia  auszuüben,  ferner  Ernennung  zu  Pro- 
synodalrichtern in  Causis  Contentiosae  jurisdictionis  ecclesiasticac  und  Auf- 
träge, Spiritualem  Curam  zu  üben,  hat  man  gestattet.  Aber  ganz  etwas 
andres  ist  dieser  bestimmte,  vom  Landesherrn  controUirte  und  nach  Befinden 
restringirte  Ausfluss  geistlicher  Autorität  und  ganz  etwas  andres  die  Autorität 
eines  Nuncii  oder  eines  Vicarii  apostolici  oder  Commissarii  delegati,  sensu 
latiori.  Wie  auch  irgend  ein  solches  Subject  sich  nennen  mag,  immer  wird 
durch  seine  Gestattuug  eine  Grundmaxime  der  preussischen  Regierung: 
nemlich  alle  Communication  mit  Rom  durch  den  Gesandten  oder  residirenden 
Minister  zu  Rom  zu  führen,  intervertirt.  Die  Erz-  und  Bischöfe  wenden 
sich  durch  das  Hoheits-Departement  an  das  Cabinets-Ministerium  und  dieses 
befiehlt  dem  Gesandten.  Nur  so  kann  man  den  römischen  Einfluss  auf 
wahi-e  Interna  und  Gewissens-Sachen  und  auf  das  Seelenheil  beschränken. 
So  wie  sich  Nebenwege  öffnen,  nimmt  der  Papst  Kenntnis  von  Gegen- 
ständen, die  ihm  nicht  zukommen.  Closter-Secularisationen,  Suppression  uu- 
nöthiger  Beneficien  sind  Gegenstände,  worüber  weder  der  Papst  noch  der 
Erzbischof  noch  der  Bischof  zu  cognosciren  hat,  sondern  über  die  der  Landes- 
herr verfügt.  Ist  aber  ein  Nuncius  oder  irgend  etwas  ähnliches  da,  so  ist 
den  ungebührlichen  Einmischungen  der  Weg  gebahnet. 

Dritte  Frage:  Ob  die  alten  Provinzen  mit  in  die  neue  geist- 
liche Einrichtung  zu  ziehen  seyen? 

Diese  Frage  ist  unbedenklich  zu  verneinen.  Die  Sache  ist  auch  schon 
vom  Könige  entschieden,  als  dem  Bischof  von  Ilildesheira  der  Plan,  Dioe- 
cesanbischof  von  Magdeburg  zu  werden,  vereitelt  wurde.'] 

Der  westphälische  Friede  legt  in  den  alten  Königl.  Landen,  als  Magde- 
bui-g,  Halberstadt,  Cleve,  Mark,  Minden,  Ravensberg,  Mark  Brandenburg, 
Pommern,  dem  Landesherrn  selbst  die  geistliche  Gerichtbarkcit  über  catho- 
lische Unterthanen   salva  Conscientia   derselben   bey   und,  wo  actus  ordinis 


1)  Cfr.  No.  642. 
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^^  episcopalis  nöthig  sind,  hilft  man  sich  durch  Requisition  eines  inländischen 
Bischofes,  ohne  sich  una  einen  Schritt  von  den  Rechten  zu  entfernen,  die 
der  Westphälische  Friede  dem  protestantischen  Landesherrn  in  diesen  Landen 
beylegt. 

Im  Lingenschen  hatten  vollends  Catholici  gar  keine  Religionsübung  und 
die  ihnen  bewilligte  Toleranz  ist  ebenfalls  salva  jurisdictione  Ecclesiastica 
des  Landesherrn  accordirt  worden,  und  Cura  spiritualis  von  Lingen,  die  itzo 
dem  Hildesheimischen  Bischof  committirt  ist,  lässt  jenes  landesherrliche  Recht 
ungekränkt.  Alles,  was  die  Bischöfe  von  Hildesheim  und  Paderborn,  der 
Erzbischof  von  Colin  und  überhaupt  fremde  Bischöfe  sich  in  Königlichen 
Landen  angemaasst  haben,  beruhet  auf  nicht  zu  gestattenden  Misbräuchen. 

Es  ist  demnach  rathsam,  in  den  alten  Provinzen  alles  bey  dem  Alten 
zu  lassen,  wornach  resp.  die  Regierungen  und  Cammern  die  geistliche  Ge- 
richtbarkeit  und  das  jus  circa  sacra  respiciren,  hingegen  actus  ordinis  epis- 
copalis,  Ordinirung  der  Geistlichen  und  Firmelung  per  Requisitionem  von 
Bischöfen,  itzo  von  inländischen  Bischöfen  besorgt  werden,  so  wie  auch  die 
angestellten  Geistlichen  die  zur  römischen  Cognition  geeigneten  Gewissens- 
fälle   zu   des  Hoheitsdepartements  Kenntnis   und  Prüfung  bringen  können.« 

Eine  Antwort  Angern' s  liegt  nicht  vor;  ein  grade  auch  vom 
30.  September  1805  datirtes  Schreiben  Angern's  an  Reck  und  Hardenberg 
mahnt  an  die  Antwort  auf  sein  Schreiben  vom  10.  August ^j:  »indem  es 
sich  täglich  mehr  zeigt,  wie  nothwendig  es  ist,  die  katholischen  Eingeses- 
senen in  den  Westphälischen  Provinzen  mit  einem  zuverlässigen  und  auf- 
geklärten Oberhaupt,  es  sey  ein  Erz-Bischof  oder  Bischof,  zu  versehen,  da 
der  Einfluss.  des  Gegentheils  besonders  bei  den  jezigen  Militairischen  Ver- 
anstaltungen sichtbar  ist.« 

a.  a.  0.  Ausfertigung. 

Raumer  schreibt  diese  Stücke  »ad  Acta  26.  August  1806.« 


Okt.  7  870.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym.  Breslau  1805 

Oktober  7. 

K.  SO.  30.  G.    Ausfertigung. 

»Wegen  Uebc7-gabe  der  katholischen  Kh-chen  an  Protestanten.*-) 
»E.  M.  haben  mir  auf  anliegende  Vorstellung  des  Grafen  Schaffgotsch 
auf  Warmbrunn  wegen  der  von   den  protestantischen  Gemeinden  der  Herr- 
schaft Greiflenstein  in  Anspruch  genommenen  katholischen  Kirchen  Berichts- 
Erstattung  anbefohlen. 

Es  fällt  mir  sehr  schwer,   nach  demjenigen,   was  E.  M.  in  dergleichen 
Kirchen-Angelegenheiten  teils  an  den  Fürst-Bischof  zu  Breslau,  teils  an  die 


1)  Cfr.  No.  843.  2,  Cfr.  No.  875. 
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Etats-Ministers  Freibervn  v.  d.  Reck,  v.  Massow   und   an   micli   zu   erlnsscu    ,\r:  „ 

(mt  7. 
geruht,  noch  irgend  eine  Bedenklichkeit  aufzustellen,  welche  die  pliuktliche 

Ausführung  Allerhöchstdero  Befehle  auch  nur  im  mindesten  zu  behindern 
scheint;  meine  vieljiihrigeu  Erfahrungen  über  die  Denkungs-Art  der  Schlesier 
Hessen  in  mir  Besorgnisse  erwachen,  und  mein  tägliclier  Umgang  mit  den 
Katholiken  überzeugt  mich  immer  mehr,  -welchen  tiefen  Schmerz  ihnen  die 
Uebergabe  der  Katholischen  Kirchen  und  des  Kirchenvermogens  an  die 
Lutheraner  verursacht.  Bis  jetzt  ist  dies  der  Fall  nur  bei  Koesnitz,  Cunau, 
Giesmannsdorß"  und  Rabischau  gewesen;  allein  es  schweben  ü))er  50  ähn- 
liche Gesuche  in  commissarischer  Recherche,  und  da  dergleichen  Ansprüche 
der  Protestanten  fortwährend  geschehen  und  die  Zahl  der  Kirchen,  welche 
nach  dem  westphälischen  Frieden  den  Lutheranern  ab  und  von  den  Ka- 
tholiken zurückgenommen  worden,  sich  in  den  Fürstenthümern  Schweidnitz 
und  Juuer  auf  248  und  im  Glogauschen  auf  111  beläuft,  so  befürcliten  die 
katholischen  Glaubensgenossen,  dass  noch  die  meisten  dieser  Kirchen,  und 
wenigstens  deren  Vermögen,  in  protestantische  Hände  kommen  möchte. 

Deshalb  sind  die  Klagen,  welche  der  Graf  Schaffgotsch  jetzt  vor  E.  M. 
Thron  erneuert,  und  deren  motive  er  durch  anliegende  Darstellung  zu  recht- 
fertigen sucht,  nicht  nur  unter  der  Geistlichkeit,  sondern  auch  unter  den 
Herrschaften  und  den  Untertanen  katholischer  Religion  so  allgemein,  dass 
ich  mit  inniger  Wehmuth  bemerke,  wie  sehr  die  weisen  und  gerechten  Ver- 
fügungen des  allgemein  geliebten  Monarchen  bei  diesem  Gegenstande  ver- 
kannt werden,  da  man  in  ihnen,  ganz  ihrer  Absicht  zuwider,  Unterdrückung 
der  Katholiken  auffindet,  und  sie  dem  bisherigen  Geiste  der  Duldung  unter 
Preussischer  Regierung  entgegen  stellt. 

Wenn  ich  mich  daher  unterstehe,  diese  Angelegenheit  als  sehr  wichtig 
nochmals  zu  Allerhöchstdero  Prüfung  submissest  vorzutragen,  so  hoffe  auf 
E.  M.  Verzeihung,  da  mich  der  hohe  Bewegungs-Gruud,  die  Liebe  der  ka- 
tholischen Untertanen  für  ihren  Souverain  nicht  vermindert  zu  sehen,  einzig 
dazu  leitet. 

Weit  entfernt,  die  Grundsätze  zu  bestreiten,  welche  in  dem  Allgemeinen 
Landrecht  über  das  Vermögen  der  Kirchen-Gesellschaften  festgestellt  wor- 
den, muss  ich  dennoch  anführen,  dass  die  Katholiken,  da  diese  Grundsätze 
von  dem  Gross-Canzler  v.  Carmer  ohne  besondere  Rücksicht  auf  Schlesiens 
Verhältnisse  in  Betref  des  Geistlichen  Wesens  zur  Allerhöchsten  Bestätigung 
vorgelegt  worden,  solche  nicht  vollständig  anwendbar  finden,  und  dass  sie 
sogar  den  Stellen  des  Landrechts,  welche  hauptsächlich  in  der  Immediat- 
Eingabe  des  Fürstbischofs  vom  31.  Jan.  d.  J.  allegirt  sind,  eine  andre, 
ihren  Wünschen  angemessene  Deutung  geben. 

E.  M.  haben  zwar  den  Fürstbischof  darüber  unterm  14.  Febr.  c.  recti- 
ficirt,  er  ist  aber  dennoch  unterm  18.  Mart.  dagegen  wieder  eingekommen, 
und  alles  beruht  auf  dem  Punkte : 

'ob    die  Kirchen   nebst  Gebäuden  und  Vermögen  den  Gemeinen  des 
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1805_  Qj-tg  zngehören,   wenn   auch   die   gegenwärtigen   Mitglieder    der  Ge- 

meinen einer  andern  lieligion  zugethan  sind?' 

Alierhöchstdieselben  haben  zu  declariren  geruht,  dass  nicht  der  Religion, 
sondern  den  Gemeinen  solche  gehörten,  und  dass  also  auch  den  Gemeinen, 
die  ihre  Religions-Bekenntnisse  geändert  hätten,  verstattet  werden  müsse, 
sich  der  Kirchen  u.  s.  w.  nach  ihrer  Confession  zu  bedienen. 

Allein  die  Katholiken  behaupten,  dass  die  Lutheraner  in  den  Städten 
und  Dörfern,  woselbst  sie  jetzt  die  katholischen  Kirchen  in  Anspruch  nehmen, 
gar  keine  Kirchengesellschaft  mit  ihnen  ausgemacht  hätten,  sondern  als  be- 
sondere Glaubensgenossen  auch  ihr  besonderes  Lutherisches  Kirchen-System 
gehabt,  dass  zeither  die  Beiträge,  so  wie  der  nexus  parochialis  unter  diversen 
Religionsverwandteu  vöUig  aufgehoben  gewesen,  folglich  die  Protestanten 
keinesweges,  sondern  nur  die  katholischen  Patroni,  Pfarrer,  EingepfaiTte  und 
Kirchgäste  das  Kirchenvermögen  zusammen  gebracht  hätten,  dass  mithin  die 
Protestanten  [durch]  die  Uebergabe  der  katholischen  Kirchen  und  ihres  Ver- 
mögens fremdes  Eigenthum  zugeeignet  erhielten,  indem  ursprünglich  diese 
Kirchen  katholisch  gewesen  und  auch  nur  von  Katholiken  dotirt  und  unter- 
halten worden  wären.  Hiezu  gesellt  sich  noch  der  Begrif  vom  statu  quo, 
den  sie  auch  auf  die  Zahl  der  Kirchen  beziehen,  und  dies  nicht  undeutlich 
aus  den  Kaiserlichen  Verhandlungen  nach  dem  Westphälischen  Frieden  und 
der  Altranstaedter  Convention,  so  wie  aus  den  Zusicherungen  von  des  Königs 
Friedrichs  IP^"  Majestät  und  aus  der  unter  vorigen  Regierungen  unvermindert 
beibehaltenen  Menge  katholischer  Kirchen  folgern  wollen. 

KeinesAveges  will  ich  die  Richtigkeit  dieser  Gründe  vertheidigen ;  allein 
soviel  ist  gewis,  dass  den  Katholicken  AUerhöchstdero  Aeusseruugen  über 
den  statum  quo  und  das  Eigenthum  des  Kirchenvermögens,  so  sehr  sie 
auch  den  Begriffen  einer  ächten  Toleranz  angemessen,  ganz  etwas  neues 
sind,  und  dass  ihr  Mismuth  immer  mehr  steigt,  jemehr  sie  dergleichen 
Kirchen  in  Anspruch  genommen  sehen;  der  Bischof  fürchtet  Schmälerung 
seiner  Dioecesanrechte  durch  Einziehung  der  Kirchen ;  die  Geistlichen  fürchten 
Abbruch  an  dem  zum  Unterhalt  der  katholischen  Seelsorger  nothwendigen 
Kirchenvermögen,  die  katholischen  Patroni  finden  Schmälerung  ihrer  Rechte 
auf  Gelegenheit  zum  katholischen  Gottesdienst  und  auf  das  grösstenteils 
von  ihnen  dotirte  Kirchen-Peculium,  und  behaupten,  selbst  die  jetzt  leer 
stehenden  Kirchen  für  ihre  Nachfolger  zu  deren  Gebrauch,  besonders  wenn 
bei  einer  starken  Nachkommenschaft  mehrere  einzelne  Gutsbesitzer  ent- 
stünden, oder  auch  zum  jetzigen  eignen  Bedarf,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz 
dorthin  verlegen  weiten,  beibehalten  zu  müssen;  die  katholischen  Untertanen 
halten  die  Abtretung  ihrer  Kii'chen  für  Zurücksetzung  ihrer  Religion,  zumal 
kein  Beispiel  dermalen  aufgestellt  werden  kann,  dass  ein  gleiches  von  den 
Protestanten  au  Katholiken  geschehen. 

Bisher  fanden  sich  die  Katholiken  in  ihrer  Meynung  bestärkt,  dass 
jede  katholische  Kirche  nebst  deren  Vermögen   ein  ausschliessendes  Eigen- 
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thum  der  katholischen  Glaubensgenossen  in  jeder  Dioeces  sei.  Es  füllt  ßV^  ^ 
dem  Clero  zu  hart,  diesen  mit  dem  System  der  Hierarchie  verwebten  Grund- 
satz sogleich  aufgeben  zu  sollen.  Fest  bin  ich  überzeugt,  dass  die  schlesi- 
schen,  jetzigen  sehr  toleranten  Katholiken  eher  sich  in  ihren  ersten  Glaubens- 
lehren Abänderungen  gefallen  lassen,  als  in  die  Abtretung  der  Kirchen 
willigen  dürften.  Sei  es  auch  ein  irriger  Wahn,  in  dem  sie  sich  befinden, 
so  lehrt  doch  die  Geschichte  eines  jeden  Volks,  dass  der  Kampf  gegen 
Meynungen,  die  man  mit  Glaubenslehren  vermengt  hat,  stets  der  hart- 
näckigste gewesen  und  selten  durch  Gründe  der  reinen  Vernunft  beigelegt 
worden  ist.  Nun  ist  zwar  kein  Bedenken,  dass  die  Katholiken  hiesiger 
Provinz  den  landesherrlichen  Befehlen  alle  Folge  leisten  müssen,  allein  im 
stillen  werden  sie  diese  Befehle  doch  als  Unterdrückung  genossener  Rechte 
beseufzen,  die  Stimmung  der  Gemüther  verfällt  in  Trübsinn,  das  Lob  ver- 
gangener Zeiten  bleibt  nicht  aus,  und  so  wird  ein  sehr  nachteiliger  Einfluss 
auf  die  bürgerlichen  und  gesellschaftlichen  Verhältnisse  erzeugt,  die  zeither 
zwischen  Katholiken  und  Protestanten  in  der  besten  Eintracht  existirten; 
es  sind  die  Folgen  nicht  zu  berechnen,  die  durch  falschen  Religions-Eifer 
herbeigeführt  werden  können. 

Hätte  der  Staat  einen  überwiegenden  Vorteil,  verschiedene  Kirchen  der 
Katholiken  in  den  Händen  der  Protestanten  zu  wissen,  so  würde  ich  weniger 
auf  die  Stimmung  der  hiesigen  Katholiken  reflectiren  und  E.  M.  Geduld 
nicht  mit  diesen  details  ermüden.  Alleiii  das  Ganze  läuft  dahin  aus,  dass 
die  protestantischen  Gemeinen,  welche  zeither  ihre  Kirchen  und  Geistlichen 
aus  ihren  Mitteln  errichteten  und  unterhielten,  jetzt  durch  die  katholischen 
Kirchen  und  deren  Vermögen  bei  ihren  Bauen  und  Ausgaben  soulagirt 
werden. 

Es  entgeht  den  Bemerkungen  der  Katholiken  keineswegs,  dass  die 
lutherischen  Geistlichen  nach  den  katholischen  PfaiTwidmuthen  geizen,  sich 
zu  Parochis  erheben  und  den  Decem  gemessen  wollen;  daher  auch  dieser 
Gesuche  um  Abtretung  katholischer  Kirchen  immer  mehrere  werden,  indem 
es  an  gewinnsüchtigen  lutherischen  Predigern  nicht  fehlt,  die  ihre  Gemeinen 
zu  dergleichen  Anti'ägen  aufhetzen. 

Der  Gewinn  der  Protestanten  auf  der  einen  und  der  Verlust  der  Ka- 
tholiken auf  der  andern  Seite  macht  Factionen  unter  den  verschiedenen 
Glaubensgenossen,  und  in  der  Stadt  Striegau  zeigen  sich  schon  Spuren  von 
gegenseitiger  Animosität  unter  den  Bürgern,  da  die  Lutheraner  die  katho- 
lische dortige  Pfarrkirche  in  Anspruch  nehmen,  wozu  tritt,  dass  diese  Kirche 
eine  Maltheser-Kirche  ist,  mithin  auch  deshalb  mit  dem  Maltheser-Orden 
neue  Contestationen  entstehen  würden. 

Es  hat  Zeit  und  Mühe  erfordert,  den  Schlesischen  Catholicismum  mit 
dem  in  den  Preussischen  Staaten  herrschenden  Geist  der  Aufklärung  ver- 
traut zu  machen,  und  ich  habe  durch  36  Jahr  darauf  nicht  ohne  Erfolg 
gearbeitet.     Er  schritt  bereits   zur   ächten  Duldung   gegen   die  Protestanten 
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1805  friedsam  fort,  allein  die  für  den  Staat  so  nützliche  Harmonie  der  verscliie- 
dcuen  Glaubensverwandten  wird  jetzt  ohnfehlbar  unterbrochen,  auch  der 
Geist  des  Catholicismus  wieder  belebt,  wenn  sich  diese  Religions-Parthie  in 
Verlust  gesetzt  glaubt  und  als  ecclesia  pressa  beti'achtet. 

Ganz  entfernt  bin  ich  zu  behaupten,  dass  sie  hierzu  hinreichenden 
Grund  habe;  dergleichen  Volksmeinungen  lassen  sich  aber  durch  theore- 
tische Wahrheiten  nicht  schnell  besiegen,  sondern  diese  wirken  nur  lang- 
sam, wenn  mit  der  Zeit  eigne  Ueberzeugung  entsteht  und  dadurch  die  Ge- 
wissens-Sache beruhigt  wird.  Sei  es  auch  nur  ein  blosser  Wahn,  in  dem 
hiebei  die  schlesischen  Katholiken  stecken,  so  bleibt  er  dennoch  sehr  wichtig, 
weil  beinahe  eine  Million  Menschen,  als  so  hoch  sich  die  Zahl  der  in 
Schlesien  wohnenden  Katholiken  beläuft,  diesen  Wahn  hegt  und  ihn  mit 
allen  übrigen  katholischen  Christen  gemein  hat. 

Schon  ist  der  Geist  der  Duldung  in  Schlesien  so  weit  vorgerückt,  dass 
die  Katholiken  in  ihren  Kirchen  den  Protestanten  einen  simultanen  Gottes- 
dienst gern  nachgeben.  Wird  den  Protestanten  solcher  in  Nothfällen  ein- 
geräumt, jedoch  die  Kirche  nebst  Vermögen  und  Zubehör  den  Katholiken 
belassen,  und  letzteres  unter  Leitung  des  Staats  auf  den  Fall,  wenn  es  zu 
einem  einzelnen  katholischen  Kirchen-System  nicht  mehr  nötig  ist,  zu  andern 
Kirchen-  oder  Schul- Anstalten  für  Katholiken  verwendet,  so  ist  bei  der 
katholischen  Geistlichkeit  und  den  katholischen  Grundherrschaften  und  Unter- 
tanen jeder  Trübsinn  gehoben,  und  das  Band  mit  dem  Landesherrn  jetzt 
sodann  noch  fester  geknüpft. 

Hiernach  beurteile  ich  das  Gesuch  des  Grafen  v.  Schaffgotsch,  so  wie 
aller  übrigen. 

E.  M.  geruhen  der  Freimüthigkeit  zu  vergeben,  mit  der  ich  meine  Be- 
denklichkeiten als  ein  ehrlicher  und  wahrheitliebender  Mann  geäussert  habe ; 
sie  entsteht  lediglich  aus  der  häufigen  Wahrnehmung,  dass  in  dieser  Sache 
die  weisen  Absichten  des  allgemein  geliebten  Monarchen  verkannt  werden. 
Allerhöchstdieselben  bitte  .  .  .,  wenigstens  auf  einen  günstigem  Zeitpunkt 
die  schwebenden  Untersuchungen  suspendiren  zu  lassen,  im  Falle  es  bei 
den  festgesetzten  Bestimmungen  verbleiben  solte.  Ich  erwarte  Allerhöchst- 
dero  weitere  Befehle  und  werde  nicht  verfehlen,  sie  ferner  in  gewohntem 
Pflichtgefühl  treu  und  redlich  ...  zu  vollziehen.« 


Okt.  11  871.     Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  und 

V.  Angern.     Berlin  1805  Oktober  11. 

E.  S9.  .^S.  T.    Ausfertigung. 

Das  Stift  Elton  ist  vorlaufig  nicht  einxuxieheii ,   wegen  seiner  in  der  Batavischcn 
Bepublik  belegenen  Besitzungen.     Wiederbesetximg  der  erledigten  Äebtissin- Stelle. 

»Die  Frau   Fürstin-Aebtissin  zu  Elten  hat  in  der  .  .  .  Immediat-Ein- 
gabe  vom  21.  August  1802  gebeten,    das   Stift   Elten  bestehen  zu  lassen, 
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weil  bei  weitem  der  gvösste  Theil  der  Stifts-Güther  in  der  balavisclien  He-  ^^l^^^^ 
publik,  so  wie  im  Amt  Lymers  belegen  sey,  und  daselbst  zum  Vortheil  die- 
ser Republik  eingezogen  werden  würde,  wenn  die  Aufhebung  des  Stifts  er- 
folgen sollte.  E.  K.  M.  haben  unterm  4.  September  ej.  diese  Eingabe  den 
Staats-Ministern  General  der  Kavallerie  Grafen  von  der  Schulenburg  und 
Grafen  von  Haugwitz  zur  Berichts-Erstattung  zufertigen  zu  lassen  geruhet. 
Weil  damals  aber  die  Nachrichten  über  die  Verfassung  des  Stifts  Elten  und 
dessen  Revenuen  noch  nicht  beysammen  gewesen,  und  die  letztern  voll- 
ständigsten Nachrichten  von  der  vormaligen  Special-Organisations-Kommis- 
sion zu  Essen  erst  unterm  29.  Oetober  1803  eingesandt  worden,  so  hat 
dieser  Bericht  der  Zeit  noch  nicht  erstattet  werden  können.  Nachdem  nun 
diese  Nachrichten  ergeben  haben,  dass  von  den  Stifts-Revennen,  und  zwar 

1.  der  Aebtissin 2851  Rthlr.   14  Gr.   2  Pf. 

2.  des  Gräflichen  Damens-Kapituls  ...      1712      -       20    -  —    - 

und 

3.  desCanonichen-KapitulsundderVicarien     1842      -       — 

järlich  aus  der  batavischen  Republik  erhoben  werden  müssen,  und  dass  hey 
der  Aufhebung  des  Stifts  zu  besorgen  sey,  dass  die  batavische  Republik 
alsdann  die  in  ihrem  Gebiet  belegenen  nutzbaren  Besitzungen  einziehen  würde, 
80  ist  von  bej'den  vorhin  gedachten  Staatsministern  es  für  angemessen  ge- 
halten worden,  das  Stift  noch  nicht  aufzuheben,  sondern  bey  der  wirklichen 
Abtretung  der  Lymers  an  die  batavische  Republik  es  zur  Bedingung  zu 
machen,  dass  die  in  dem  Territorio  derselben  belegenen  Besitzungen  des  Stifts 
Elten  ausdrücklich  vorbehalten  würden,  weil  in  dem  Traktat  mit  Frankreich 
vom  23.  May  1802  art.  3  die  Abteyen  Essen,  Werden  nnd  Elten  avec  leurs 
d^pendances  abgetreten  worden,  mithin  die  batavische  Republik  anf  jene 
Besitzungen  im  Fall  der  Aufhebung  des  Stifts  keinen  Anspruch  machen 
könnte.  Weil  nun  in  der  Folge  diese  Abtretung  der  Lymers  noch  erheb- 
liche Anstände  gefunden,  so  hat  darin  der  Grund  gelegen,  dass  das  Stift 
Elten  bisher  in  statu  quo  belassen  worden  ist.  Gegenwärtig  aber,  da  die 
Frau  Fürstin-Aebtissin  Maximiliane  Franciska  von  Salm-Reifferscheid  ver- 
storben ist  und  das  Stift  zu  Elten  eine  neue,  jedoch  demselben  untersagte 
Wahl  einer  Aebtissin  hat  vornehmen  wollen,  verfehlen  wir  nicht,  E.  K.  M. 
tiber  die  Verfassung  dieses  Stifts  und  dessen  Vermögens  hierdurch  .  .  .  Vor- 
trag zu  thun. 

Das  Stift  Elten  besteht 

1.  aus  der  Abtey  und  dem  damit  verbundenen  Gräflichen  Damens- 
Kapitul,  welches  inclusive  der  Abtey  auf  6  Präbenden  fundirt  ist,  worunter 
sich  eine  von  dem  Grafen  von  Salm-Reifferscheid  gestiftete  Bluts-Präbende 
befindet,  und 

2.  aus  dem  Kanonichen-Kapitul,  deren  4  sind,  und  4  Vicarien  excl.  der 
bey  der  Pfarr-Kirche  noch  vorhandenen  3  Vicarien. 

Die  Abtey   und    das    damit    verbundene    Gräfliche  Damen-Kapitul    hat 
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^^^  seinen  Sitz  auf  dem  sogenannten  Eltenberg,  einer  unfern  des  Rheins  und 
nahe  bey  dem  Flecken  Eltern  sehr  anmuthig  gelegenen  Höhe.  Wichmann, 
ehemaliger  Zutphenscher  Graf  und  derzeitiger  Eltenscher  Landesherr,  hat 
bej'des  Ausgangs  des  9.  Jahrhunderts  gestiftet  und  seine  Tochter  Ludgardis 
ist  die  erste  Aebtissin  gewesen.  Die  vielen  Güther  und  Besitzungen,  welche 
in  der  batavischen  Republik  und  besonders  in  dem  nahe  belegenen  Zutphen- 
schen  gelegen  sind,  nehmen  daher  ihren  Ursprung,  so  wie  dagegen  alle  die 
Rechte,  Avelche  die  ehemaligen  Grafen,  nachherigen  Herzoge  von  Geldern 
und  die  Grafen  von  Zutphen  im  Eltenschen  besessen,  wohin  auch  das  St.  Viti 
Markt- Gericht  gehört,  auf  die  Herzöge  von  Cleve  gekommen  sind.  Seit 
1573  sind  die  Aebtissinnen  aus  den  Häusern  Manderscheid-Blanckenheim 
und  Salm-Reifferscheid  abwechselnd  gewählt  worden,  und  seit  dem  Jahre 
1674  bis  1784  haben  aus  ersterm  Hause  fünf  Aebtissinnen  hinter  einander 
und  aus  letzterm  seit  1790  bis  jetzt  zwey  Aebtissinnen  fungirt.  Die  nun 
verstorbene  Fürstin  Maximiliane  Gräfin  von  Salm-Reiflferscheid  war  die  26. 
Aebtissin  seit  der  Fundation.  Die  Fundations-Urkunde  selbst  hat  sich  in 
dem  verwilderten  Archiv  noch  nicht  auffinden  lassen  wollen.  E.  K.  M.  Ge- 
rechtsame bey  den  vorigen  Aebtissinnen- Wahlen  sind  durch  einen  Vergleich 
vom  21.  Juny  1679  festgestellt  worden,  dem  zufolge  die  Clevesche  Regie- 
rung immer  2  Räthe  auf  vorherige  Bekanntmachung  des  Wahl-Termins  dazu 
deputirt  hat,  deren  Geschäfte  in  Ermahnungen  bestauden  haben,  eine  fähige 
Person  zu  wählen,  auch  zuweilen  in  Empfehlung  gewisser  Personen.  Eine 
nähere  Direction  dieser  Wahlen  haben  die  Kommissarien  nach  den  Wahl- 
Protokollen  nie  exercirt,  sind  vielmehr  immer  in  dem  Versammlungs-Zimmer 
zurückgeblieben  und  haben  daselbst  erwartet,  dass  ihnen  die  Wählenden 
von  der  Kirche  aus  das  gewählte  Subject  per  deputatum  bekannt  gemacht 
haben.  Die  Wahl  selbst  ist  bisher  gemeinschaftlich  durch  das  Gräfliche 
Kapitul  und  durch  die  vier  Canonichen  geschehen,  und  ausser  der  Päpst- 
lichen Konfirmation  und  einigen  geringen  Feierlichkeiten  ist  sodann  nichts 
weiter  erforderlich  gewesen. 

Die  Aebtissin  hat  bisher  alle  Damen-Präbeuden  mit  Einschluss  der 
Dechaney  und  Küsterey,  mit  welcher  letztern  unbedeutende  Revenuen  ver- 
bunden sind,  vergeben,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Salmschen  Blut-  oder 
Familien-Präbende,  worüber  dem  regierenden  Grafen  von  Salm-Reifferscheid 
das  jus  praesentaudi  zusteht.  Diese  Präbende  besitzt  gegenwärtig  die  Gräfin 
Charlotte  von  Salm-Reifferscheid. 

Die  Kanonikat-  und  Vikariats-Präbenden  beym  Canonichen-Kapitul  hat 
die  Aebtissin  abwechselnd  einen  Monat  um  den  andern  mit  dem  Papst  ver- 
geben, 30  dass  dieser  mit  dem  Januar  angefangen  hat.  Die  Vikariate  bey 
der  Pfarr-Kirche  zu  Elten,  deren  drey  sind,  hat  die  Aebtissin,  mit  Aus- 
schluss der  Vikarie  des  Wienenbrugge ,  worüber  dem  p.  v.  Tennagel  im 
Münsterschen  die  Collation  zusteht,  allein  vergeben. 

Die  Aebtissin  hat  ausser  den  Abteylichen  Revenuen   auch  einen  Prä- 
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bende-Antheil   bey   dem   Gräflicheu   Damen-Kapitui,    welches,   so  wie   dan^^'^'^ 
Canonicheu -Kapital,    mit   keinen    Statuten    verschen    ist;    wenigstens   haben 
dergleichen  in  dem  unordentlichen  Archive  nicht  aufgefunden  werden  können. 

Die  Chanoinessen  raustcn,  nach  bisheriger  Verfassung,  der  Römisch- 
Katholischen  Religion  zugethan  seyn  und  vor  der  Possessiou  sowol  das 
Glaubens-Bekenntniss  ablegen,  als  den  Reichsgrätlichen  Stand  und  die  VoU- 
bürtigkeit  durch  Stamm-Proben,  welche  von  zwey  regierenden  ReichsfUrstcu 
und  zwey  Grafen  attestirt  werden  müssen,  beweisen.  .  .  . 

So  viel  nun  die  Revenuen  des  Stifts  Elten  betritt,  so  ist  dabey  vorab 
zu  bemerken,  dass  die  Fürstin-Aebtissin  als  Landes-Fiirstin  gar  keine  Lan- 
des- oder  Territorial-Reveniien  zu  erheben  gehabt  hat.  Die  von  der  Landes- 
Receptur  und  den  Gemeinheits- Kassen  durch  Ausschläge  aufgebrachten 
Gelder  sind  zur  Berichtigung  der  zur  Cleveschen  Kriegskasse  geflossenen 
Schutzgelder  ad  479  Rthlr.  12  Stbr.  verwandt  und  die  von  den  Nahnmg- 
ti'eibendeu  aufgebrachte  Kessel-Accise  von  Wein,  Bier,  Brandtwein  und 
Essig  ist  bisher  zu  E.  K.  M.  Renthey-Kasse  des  Amts  Lymers  zusammen 
mit  144  Rthlr.  6  Stbr.  geflossen,  sind  aber  bey  der  bevorgestandenen  Ab- 
tretung der  Lymers  au  die  batavische  Republik  bereits  der  benachbarten 
Rentey  Emmerich  zugewiesen,  so  wie  die  obigen  Schutzgelder,  obgleich 
nicht  in  dieser  alten  Qualität,  sondern  als  Territorial- Abgaben  zur  Cleve- 
Märckscheu  Kriegskasse  fliessen. 

Diejenigen  Revenuen,  welche  das  Stift  als  geistliche  Corporation  be- 
zogen hat,  sind  nach  6jährigen  Durchschnitten  ausgemittelt  worden  und 
betragen  nach  Abzug  der  davon  zu  prästirenden  Abgaben: 

1.  in  Ansehung  der  Abtey  3864  Rthlr.  2  Ggr.  8  Pf.,  wovon  aus  den 
Besitzungen  in  der  batavischen  Republik  2851  Rthb'.   14  Ggr.  2  Pf.  erfolgen. 

2.  in  Ansehung  des  Gräflichen  Damen-Kapituls  54S6  Rthr.  16  Ggr., 
wovon  aus  der  batavischen  Republik  1712  Rthlr.  20  Ggr.  erhoben  wer- 
den, und 

3.  in  Ansehung  des  Capituli  Canonicorum  und  der  4  Vicariate,  im- 
gleichen  der  3  Vicariate  bey  der  Pfarr-Kirche  3531  Rthlr.,  wovon  1842  Rthlr. 
ebenfalls  aus  dem  Batavischen  erfolgen. 

Ausser  diesen  nutzbaren  Realitäten  gehören  zur  Abtey  noch  folgende 
Wohnungen,  als 

a.  das  alte  Abteyliche  Gebäude,  welches  zwar  geräumig  genug  ist  und 
mehr  Platz  enthält,  als  die  Aebtissinnen  bey  ihrem  eingeschränkten  Haus- 
halt nötig  zu  haben  scheinen,  wovon  jedoch  mehrere  Theile  durcli  die  Zeit 
abgenutzt  sind. 

b.  die  sogenannte  Bronckhorster  State,  welche  zur  Dienstwohnung  des 
Abteylichen  Rentmeisters,  Raths  de  Neren,  bestimmt  ist. 

Das  Gräfliche  Damen -Kapitul,  dessen  Versammlungs-Zimmer  in  der 
Stifts-Kirche  ist,  hat  ausser  einem  alten  und  verfallenen  verpachteten  Korn- 
hause  und    dem    Diensthause    des   Rentmeisters ,    Richter    Terwerde,    keine 

Granier,  Preusseu  und  die  kath.  Kirche.    IX.  30 
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1805  weitere  Gebäude  als  zwey  Familienhäuser,  wovon  das  Blanckenheimer  Haus 
für  die  sonst  anwesenden  Damen  von  der  Manderscheid- Blanckenheimer 
Familie  bestimmt  gewesen  und  jetzt  dem  Vicarius  Sparmakering  vermiethet 
ist.  Das  zweite  Familienhaus  gehört  zur  Salmschen  Blut-Präbende  und  wird 
jetzt  von  der  Gräfin  Charlotte  von  Salm-Reiflferscheid  benutzt. 

Bey  dem  Capitulo  Canonicorum  haben  nur  die  beyden  Pastoren  Ten- 
back  und  Courtois,  ferner  der  Canonicus  Lensing  und  Vicarius  Mancker 
freye  Wohnung. 

In  Ansehung  des  Nachgenusses  der  Präbende-Revenüen  hat  bey  dem 
Gräflichen  Damen-Kapitul  das  Verhältniss  statt  gefunden,  dass  der  Reve- 
nuen-Genuss  mit  dem  Sterbe-Tage  der  Chanoinessin  aufhört,  und  jede  neu 
Präbendirte  zwey  Carenz-Jahre  gehabt,  während  welcher  die  Aebtissin  die 
Revenuen  bezogen  hat. 

Indem  wir  nun  solchergestalt  die  bisherige  Verfassung  des  Stifts  zu 
Elten  und  dessen  Vermögens-Zustand  .  .  .  auseinandergesetzt  haben,  be- 
merken wir  dabey  ehrfurchtsvoll,  dass  der  bey  weitem  gröste  Theil  der 
Besitzungen  desselben  in  der  batavischen  Republik,  ein  Theil  in  der  an  die 
Bataver  abzutretenden  Lymers,  und  der  geringere  Theil  in  E.  K.  M.  Staaten 
belegen  ist,  und  dass  die  aus  dem  Batavischen  erfolgenden  Revenuen  jär- 
lich  6305  Rthlr.  betragen.  Es  wird  daher  eine  Aufhebung  des  Stifts,  ver- 
bunden mit  der  völlig  sichern  Einziehung  der  Revenuen,  nicht  eher  erfolgen 
können,  als  bis  mit  dem  Batavischen  Gouvernement  über  die  Abtretung 
der  Lymers  ein  definitives  Arrangement  zu  Stande  gekommen  und  dabey 
als  eine  unerlässige  Bedingung  stipulirt  seyn  wird,  dass  säramtliche  dem 
Stifte  Elten  zugehörige,  in  der  batavischen  Republik  so  wie  in  der  Lymers 
belegenen  Besitzungen,  in  sofern  die  Abtretung  der  Lymers  noch  geschehen 
mögte,  als  E.  K.  M.  Privat-Eigenthum  in  Gemässheit  des  mit  Frankreich 
abgeschlossenen  Traktats  vom  23.  May  1802  reservirt  blieben. 

Daher  dörfte  es  nothwendig  oder  doch  wenigstens  anräthlich  seyn, 
das  Stift  Elten  vor  der  Hand  und  bis  dahin,  dass  wegen  der  Lymers  ein 
finales  Abkommen  getroffen  worden,  als  eine  nunmehi'o  E.  K.  M.  Landes- 
Hoheit  untergeordnete  geistliche  Corporation  mit  der  allgemeinen  Modifica- 
tion  bestehen  zu  lassen,  dass  sämmtliche  Präbenden,  mit  Ausschluss  der 
V.  Salmschen  Blutpräbende,  sowol  beim  Gräflichen  als  Canonichen-Kapitul, 
imgleichen  sämmtliche  Vicarien  von  E.  K.  M.  künftig  nur  allein  vergeben 
werden  sollten,  im  übrigen  aber  die  bisherige  Stifts-Verfassuug  und  Ver- 
mögens-Administration fortgehen  zu  lassen.  Durch  dieses  Bestehenbleiben 
des  Stifts  wird  dem  batavischen  Gouvernement  alle  und  jede  Veranlassung 
zur  Einziehung  der  in  seinem  Territorio  belegenen  Stifts -Revenuen  be- 
nommen, und  E.  K.  M.  behalten  zugleich  wegen  Vergebung  der  Präbenden 
und  Vicarien  immer  freye  Hände. 

Wenn  E.  K.  M.  diesen  .  .  .  Antrag  zu  genehmigen  geruhen  sollten,  so 
!'Hnn  auch  die  erledigte  Stelle  der  Aebtissin  nicht  unbesetzt  bleiben,  eines- 
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theils  weil  das  Stift  einen  Vorstand  haben  niugs,  anderntheils  um  dem  ^^^ 
batavischeu  Gouvernement  alle  Veranlassung  zur  clwanigeu  Einziehung  der 
im  dortigen  Territorio  belegenen  Abteylichen  Kevenüeu  aus  einer  bleiben- 
den Erledigung  zu  benehmen.  Damit  aber  auch  durch  die  Wiederbesetzung 
dieser  Stelle  E.  K.  M.  Domainen-Intcresse  einiger  Vortheil  erwachsen  möge, 
so  bringen  wir  zur  Aebtissin  die  im  Stifte  Essen  präbendirte  Gräfin  Auguste 
von  Salm-Reifferscheid  hierdurch  ehrerbietigst  unter  der  Bodingniss  in  Vor- 
schlag, dass  diese  dagegen  ihre  Präbcnde  in  Essen  aufgel)en  müsse,  wo- 
durch E.  K.  M.  Gasse  eine  P^rsparuiss  von  mehr  als  400  Kthlr.  järlich 
verschaft  wird. 

Es  hat  sich  zwar  der  regierende  Herr  Fürst  von  Salm-Keiflferscheid- 
Krautheim  in  dem  Schreiben  vom  29.  April  c.  von  E.  K.  M.  erbeten,  bey 
Wiederbesetzung  der  Aebtissin-Stelle  auf  seine  im  Stifte  Elten  aufgeschworne 
Schwester  Gräfin  Charlotte  .  .  .  Rücksicht  zu  nehmen,  welche  die  von  dem 
Gräflichen  Hause  Salm-Reift'erscheid  gestiftete  Blut-Präbende  besitzt,  walir- 
scheinlich  in  der  Absicht,  um  alsdann  Gelegenheit  zu  haben,  wegen  der 
dadurch  erledigten  Präbende  wieder  das  Präsentations-Recht  ausüben  zu 
können,  welchem  Gesuche  jedoch  aus  obigen  für  E.  K.  M.  Domainen-Intcr- 
esse sprechenden  Gründen  nicht  zu  deferiren  seyn  dörfte.  Wir  submittiren 
demnach  auf  E.  K.  M.   ...  Entscheidung: 

ob  Allerhöchstdieselben  geruhen  wollen,  die  erledigte  Stelle  der 
Aebtissin  zu  Elten  mit  der  Gräfin  Auguste  von  Salm-Reifferscheid 
wieder  zu  besetzen.« 

Die    Cabinets-Ordre    an  Hardenberg    und    Angern,    Potsdam    1805  Okt.  22 
Oktober   22,    stimmt   dem   vorläufigen    Bestehenbleiben   des   Stiftes   zu    und 
fordert  wegen  der  Neubesetzung  der  Aebtissin-Stelle  ein  Gutachten: 

»ob  und  welche  Hindernisse  es  finden  würde,  wenn  ich  die  erledigte 
Stelle  mit  einer  Protestantischen  l'rincessin,  die  durch  Jugend  und  andere 
Umstände  abgehalten  wird,  zu  residiren  und  dessen  Geschäfte  selbst  zu  ver- 
walten, besetzen  wollte.« 

R.  Sil.    Minuten  des  Cabinets. 

1  872.     Entwurf  eines   Immediat-Berichtes   der   Staats-Minister   Frhr.  ukt.  12 

!   V.  d.  Reck  und  v.  Thulemeier  (für  Massow).     Berlin  1805  Oktober  12. 

t  R.  4(i.  B.  105.  a.  Ausfertigung,  nicht  abgegangen,  weil  Hoym  die  Mitzeichnong  beanstandete: 

i     dessen  Schreiben  vom  25.  Oktober  ISO."),  No.  *<77. 

Die  Anträge  des  Bisehofs  ro7i  Breslau  in  Bexug  auf  die  Uebcrlassung  kathoUschn- 
Kirchen  an  protestantische  Gemeinden.^) 
Berichten  auf  die  Kabinets-Ordre  vom  23.  März  1805  2): 
.  .  .   »Was  nun  zuvörderst  den  Antrag  des  Fürstbischofs  betriff,  so  ist 

demselben  bereits  seit  mehreren  Monathon   dahin   gewillfahrt    worden,    dass 


1    C'fr.  No.  870  und  875.  2)  No.  809. 
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18()ö  ^ie  Schlesischen  p.  Kammern  angewiesen  sind,  die  mit  den  Ober-Amts- 
Keeierungeu  in  Kirclien-Einräumungs-  und  Abtretungs-Fällen  abzuhaltende 
Local-Kcchercben  unter  Zuziehung  des  Bischöflichen  Vicariat-Amts  vorzu- 
nehmen. Wenn  solches  in  einigen  früheren  Fällen  nicht  geschehen  seyn 
sollte,  so  werden  die  Landes-Collegia  nur  pro  informatione  Nachrichten  eiu- 
o-ezogen  haben,  und  es  würde  dem  Fürst-Bischof  und  dessen  Vicariat-Amte 
unbenommen  seyn,  besondere  Fälle  anzuzeigen,  wenn  er  dabei  zu  Wahr- 
nehmung seiner  Rechte  noch  besonders  gehört  seyn  will.  Es  versteht  sich 
jedoch,  dass  bei  jener  Zuziehung  des  Vicariat-Amts  dasselbe  keinesweges, 
wie  gleichwohl  der  Fürst-Bischof  zu  verstehen  giebt,  als  concommissarischer, 
die  Commission  mit  dirigirender  Theil  wird  betrachtet,  sondern  vielmehr  nur 
als  Parthey  zugezogen  werden  können,  und  die  Commission  blos  Landes- 
herrlich seyn  und  bleiben  muss.  Gemeinschaftliche  Commissionen  setzen 
gleiche  Rechte  beider  delegirenden  Behörden  voraus;  es  würde  also  wider 
alle  Verhältnisse  laufen,  dergleichen  zwischen  E.  K.  M.  als  Landes-Herrn 
und  dem  unterthänigen  Fürst-Bischofe  anzuordnen:  auch  ist  dieses  nie  ge- 
schehen.    Wenn  daher  der  Fürst-Bischof  sogar 

zweitens  eine  gemeinschaftliche  Commission  zu  Hebung  aller  vermeint- 
lichen Religions -Beschwerden  in  Vorschlag  bringt,  so  steht  diesem  nicht 
nur  der  so  eben  bemerkte  Grundsatz  entgegen,  sondern  es  ist  auch  in  den 
Materialien  selbst  eine  solche  Id^e  ganz  verwerflich. 

Grade  dadurch  würden  erst  vermeintliche  Religions-Beschwerden  her- 
vorgesucht und  auf  die  Bahn  gebracht  werden,  zumahl  der  Fürst-Bischof  in 
der  Materie  der  Uebertragung  der  Kirchen  protestantisch  gewordner  Ge- 
meinen von  den  Katholiken  an  diese  Gemeinen  von  Grundsätzen  ausgeht, 
welche  der  wahre  Gegensatz  von  denjenigen  Principien  sind,  welche  die 
Allerhöchsten  Cabinets-Ordres  vorschreiben. 

Nicht  lange  nach  der  Eroberung  Schlesiens  hat  zwar  eine  Commission 
zur  Abstellung  von  Religions-Beschwerden  zwischen  Protestanten  und  Ka- 
tholiken Statt  gehabt,  allein  fürs  erste  keine  gemeinschaftliche,  sondern  eine 
blos  Königliche,  wobei  des  Höchstseeligen  Königs  Friedrich  II.  Maj.  beide 
Theile  gehört  und  auf  gründlichen  Bericht  selbst  entschieden  haben;  und 
zweitens  sind  auch  die  damalige)i  Zeiten  von  der  jetzigen  ganz  verschieden 
gewesen.  Sätze  der  gegenseitigen  Toleranz,  welche  bei  der  damaligen  In- 
toleranz der  Katholiken,  ja  beider  Religions- Partheien,  als  zweifelhaft  be- 
stritten wurden,  stehen  jetzt  in  der  Theorie  und  in  der  Praxis  fest. 

Eine  allgemeine  Commission  für  diese  Angelegenheiten  im  jetzigen 
Zcitpunct,  wenn  sie  auch  in  richtige  Form  gebracht,  eine  bloss  Königliche, 
beide  Theile  hörende  Commission  wäre,  würde  dennoch  dahin  führen,  das 
schon  feststehende  Gute  von  neuem  durch  den  katholischen  Theil  in  Zweifel 
gezogen  und  wankend  gemacht  zu  sehen. 

Was  nun  aber 

drittens  die  besondre  Frage  betrift :  ob  Kii-chen  und  besonders  Kirchen- 
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Gnt  protestantisch  fjewordcncr  schlosischer  fJcnioiiu'n  an  diese  Oemeiiuii,  oder,  p.,  °  , 
zwar  keinesweges  au  die  gauze  katholische  Kristenheit,  wohl  aber  an  die 
Schlesischen  katholischen  Kirchen  fallen  sollen,  so  haben  E.  K.  M.  solche 
bereits  auf  uusre  gemeinschaftliche  Boriclite  eutsclneden:  wir  halten  uns 
jedoch  verpliiclitet,  Allerhüchstdenenselben  in  tiefster  Ehrfurcht  und  mit  gänz- 
licher Unterwerfung  auf  Allerhöchstdero  Entscheidung  anzuzeigen:  dass  di«i 
Uebergabe  der  katholischen  Kirchen  und  ihres  Vermögens  au  Evangelische 
Gemeinen  den  katholischen  (Jlaubens-Genossen  äusserst  gehässig  bleibt  und 
ihre  Unzufriedenheit  vermehrt,  je  häuliger  dergleichen  Gesuche  erflUlt  werden. 
Es  ergiebt  die  Erfahrung,  dass  solches  die  Bluts- Verwandten  verschiedenen 
Glaubens  wegen  ihres  verschiedenen  Interesse  gegen  einander  erbittert  und 
es  sind  allerdings  intolerante  Auftritte  zu  besorgen. 

Ob  nun  E.  K.  M.  geruhen  wollen,  zu  befehlen,  solche  Auftritte  durch 
ein  kluges  Benehmen  der  einzelnen  Commissionen,  wenn  es  möglich  ist, 
abzuwenden  und  im  Falle  ihrer  Entstehung  durch  polizeiliche  Masregeln 
und  gesetzliche  Ahndung  zu  beheben,  oder  ob  E.  K.  M.  in  den  bisher  vor- 
geschriebenen Grundsätzen  Modificationen  vorzunehmen  geruhen  wollen,  sol- 
ches können  wir  nicht  anders  als  wäinschenswerth  ehrerbietigst  anheimstellen 
und  zu  Allerhöchstdero  unmittelbaren  Entscheidung  submittiren.« 


873.     Der  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  den   Staats-  okt.  ic 
Minister  v.  Voss.     Ciazen  1805  Oktober  16. 

Gen. -Direktorium  Südpreussen.  LXXJI.  2S2.  a.    Eigenhändige  Ausfertigung. 

r>ittct  nochmals  um  die  Auswirkung  der  Beförderung  des  Abtes  von  RacxynsM  xum 
Bischöfe  in  partibus  durch  den  Minister-Residenten  in  Rom.^) 

...  »Je  ne  peux  pas  trouver  assez  d'expressions  pour  temoigner  ä 
V.  E.  toute  l'etendue  de  ma  gratitude  pour  l'interet  qu'EUe  veut  bien  prendre 
a  la  demande  que  j'ai  eu  l'honneur  de  Lui  presenter  ä  ce  sujet  le  15  Juin. 
-Mais  il  parait,  ou  que  je  me  suis  mal  explique  la  dessüs,  ou  que  la  Chambre 
de  Kaiisch  s'est  meprise  sur  mon  Intention.  II  n'entre  jamais  dans  mon 
plan  ni  de  faire  Mr.  de  Raczynski  Vicaire  (Tcneral  de  Kalisch ,  puisque, 
oiitre  d'autres  motifs,  les  observations  qu'en  a  faite  la  susdite  Chami)re  ne 
sunt  que  trop  bien  fondees,  ni  de  deposseder  Mr.  de  Zacharyaszewicz  de 
>a  Charge.  Mon  intention  n'est  qu'obliger  Mr.  de  Raczynski.  lequel,  outre 
It  s  liens  de  Parente  qui  existent  entre  lui  et  moi,  merite  d'etre  docore  de 
la  dignite  Episcopale,  et  me  donner  en  meme  tems  un  CoUaborateur  dans 
mes  fonctions  pur(5ment  Pontificales.  Car  ayant  k  gouverner  un  Diocese 
uussi  vaste  que  celui  de  Gnesne  Joint  ä  celui  de  Varsovie,  je  sens  surtout 
apr^s  le  deces  de  Mr.  l'Eveque  de  Kosmowski  la  necessite  d'avoir  nn 
auppleant  dans  l'Archidiaconat  de  Kalisz  dans  la  personne  de  mon  Parent 
Mr.   de  Raczynski    qui,    s'obligeant   a   aider   les    Archevcques    saus    aucune 


1)  Cfr.  No.  mi. 
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1805 
Okt.  16 


recompense,  ne  sera  ä  charge  ni  a  moi,  ni  ä  mes  Successeurs.  D'apres 
cet  expo.-c  V.  E.  daignera  se  couvaiucre  que  la  marche  du  Gouvernement 
Ecclesiastique  ne  sera  nullement  entravee,  et  que  la  promotiou  de  Mr.  de 
Raczynski  ä  la  dignitö  d'Eveque  Titulaire  ne  portera  prejudice  ä  personne. 

,]'ose  donc  reiterer  ma  tres  huinble  demande  que  j'ai  eu  l'honneur 
d'adresser  a  V.  E.  le  15  Juin,  et  La  supplier  qu'ElIe  veuille  bien  enjoiudre 
au  Ministi'e  Resident  de  S.  M.  ä  Rome  de  faire  expedier  une  commission 
pour  la  formation  du  Proces  de  Mr.  de  Raczynski,  et  de  faire  des  demarches 
uecessaires,  pour  qu'il  soit  promü  ä  la  dignitc  d'Eveque  in  partibus. 

L'asseutimeut  de  V.  E.  ä  ma  demande  sera  un  nouveau  motif  de  la 
plus  vive  reconnoissance  tant  de  ma  part,  que  de  la  part  de  tous  ceux  qui 
portent  mon  nom.«  .  .  . 

Dec.  9  Die  Randanweisung  von  Klewiz  zum  Coneepte  des  französisch  aus- 

gefertigten Antwortschreibens  von  Voss,  Berlin  1805  December  9,  besagt: 
»dass  bei  dem  besten  Willen  dem  Herrn  Erzbischof  gefällig  zu  seyn,  doch 
die  jetzigen  politischen  Ereignisse,  welche  so  manche  Stockung  in  den  Ge- 
schäften machten,  nicht  wohl  zuliessen,  eine  neue  Unterhandlung  mit  dem 
Päpstlichen  Stuhl  zu  eröffnen.«  .  .  . 


Okt.  19  874.  Immediat-Schreiben  des  Fürstbischofs  zu  Hildesheim  und  Pader- 

born, Franz  Egon  Frhr.  v.  Fürstenberg.     Hildesheim  1805  Oktober  19. 

K.  S9.  32.  K.    Eigenhändig. 

Beschwerde,  dass  die  wider  den  Viearius  Becker  eingeleitete  Untersuchung  von  der 
Bischößichoi  Kommission  vor  die  Begierimg s-Deputatimi  gexogen  werden  solle. 

>Die  Königl.  Regierungs-Deputation  zu  Paderborn  hat  auf  dem  Grunde 
einer  .  .  .  Kabinets-Ordre  vom  8.  May  c.  und  einer  von  dem  Herrn  Gross- 
Kanzler  V.  Goldbeck  untern  9.  ejusd.  erhaltenen  Weisung  dem  Vicariat 
daselbst  aufgegeben,^)  von  der  wieder  den  Viearius  Becker  im  Jahr  1798 
ernannten  Bischöflichen  Commission  die  wegen  dessen  geistlichen  Ver- 
gehungen verhandelten  üntersuchungs- Acten  abzufordern  —  der  Regierungs- 
Deputation  einzuschicken,  und  daselbst  auf  das  Beckersche  Restitutious- 
Gesuch  durch  den  Fiscum  Ecclesiasticum  den  Beantwortungs-Bericht  zum 
weitem  Regieruugs-Erkentnisse  einzureichen. 

E.  K.  M.  werden  aus  den  Anlagen  ...  zu  ersehen  geruhen,  dass  die 
Sache  des  Beckers  eine  blos  geistliche  Sache^)  und  mithin  auch  blos  für 
das  Forum  Ecclesiasticum,  nach  den  darin  angeführten  allgemeinen  Preussi- 
schen  —  so  wohl  als  cauouischeu  Rechten,  gehöre;  wesfals  auch  der  Becker 


li  Am  1.  September  1805. 

2,  Rocker  war  im  Jahre  1798  >i)uncto  criminis  liaoresis«  augeklagt,  aus  dem 
ArrcBt  entHohen  und  in  contumaci<am  verurtheilt  worden. 
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vom  Kayserlichen  Keichskammer-Gerichte')  L.  C,  wie  auch  von  der  Köiiigl.    ^il^  tu 
Paderbörniscbeii    Organisatioiis-Commissiou"^),  Adj.  L.  B.,  dabin  verwiesen 
worden  iat. 

Es  bleibt  daher  iniorklärl)ar,  wie  gemeldeter  Becker,  mit  Beseitigung 
seiner  rechtmässigen  geistliehen  Behörde,  seine  Sache  zur  Untersuchung  einer 
weltlichen  Behörde  zu  bringen  sich  erdreustet  hat,  wohin  sie  so  wenig  ge- 
hört, als  blos  militär-Verbrechen  vor  die  civil-Comniissiou. 

Da  nun  durch  dergleichen  das  Bischöfliche  Ansehen  ganz  geschwächet 
und  die  ihm  3)  untergeordnete  catholische  Geistlichkeit  sich  endlich  ganz 
von  der  Authorität  ihres  Kirchlichen  Oberhirten  auf  die  Art  emancipiret 
glauben  dürfte ,  so  habe  ich  mich  in  den  festen  Vertrauen  auf  E.  K.  M. 
Ordnung-  und  Gerechtigkeits-Liebe  zu  der  festen  Hofnung  berechtiget  ge- 
halten, .  .  .  bitten  zu  dörfen,  dass  Allerhöchstdieselben  durch  diesen  .  .  . 
Vortrag  veranlasset,  die  von  den  Vicario  Becker  wahrscheinlich  blos  durch 
unrichtige  Vorstellungen  der  Sache  erwirkte  .  .  .  Kabinets- Ordre  vom 
8.  May  c.  durch  Verweisung  derselben  an  die  ernannte  Bischöfliche  Unter- 
suchuugs-Commission  abzuändern;  um  dadurch  das,  so  wohl  in  den  canoni- 
scheu  —  als  Reichs-Satzungen  —  Reichsfriedens-Schltissen  —  Reichsgericht- 
lichen Erkentnissen,  ja  selbst  in  den  Königlichen  Preussischen  allgemeinen 
Land-Rechte  so  deutlich  fundierte  gerichtliche  Ansehen  des  catholischen 
Kirchen-Oberhaupts  sicher  zu  stellen  und  zu  bestätigen ;  auch  dieserhalb 
das  Behuefige  an  die  Paderbörnische  Regierungs-Deputation  zu  erlassen  .  .  . 
geruhen  werden.«  .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Okt.  31 

»31.  October  1805. 

Da  die  Verfügung  des  Grosskanzlers  auf  Sr.  M.  unmittelbaren  Befehl, 
der  sich  auf  das  landesherrliche  jus  circa  Sacra  gründet,  erlassen  ist,  so 
muss  derselben  Folge  gegeben  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Sch reiben  an  den  Fürstbischof,  Potsdam  1805 
Oktober  31. 

R.  s'J.    Minuten  des  Cabinets. 


1)  d.  d.  2ß.  Januar  1801. 

2)  d.  d.  lö.  Oktober  1802.  gezeichnet  Silberschlag;  v.  Hiillesheiiu;  v.  Schlecli- 
tendahl.  3)  Vorlage:  »ihr«. 
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i^ö  3-75     Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minisier  Graf  Hoym.    Potsdam 

1805  Oktober  22. 

K.  4«.  B.  lOS.a.    Abschrift. 

Die  befohlenen  Maassregeln  wegen  Ueberlassung  katholischer  Kirchen  an  jxroiestan- 

tischc  Qemeitulen  sollen  xioar  nicht  geändert,  aber  bis  %ur  Befestigung  des  Friedens- 

xustatides  suspendirt  werdenA) 

»Alle  in  Eurem  Berichte  vom  7.  d.  M.2)  gegen  die  Einräumung  vor- 
mals katholischer  Kirchen  an  ihre  uunmehro  blos  aus  Protestanten  beste- 
henden Gemeinden  angeführten  Gründe  beruhen  blos  auf  das  (sie!)  unter 
den  Katholischen  dagegen  herrschende  Vorurtheil,  welches  durch  die  gerechte 
Empfindung  der  eben  so  zahlreichen  Protestanten  völlig  aufgewogen  wird. 
Ich  kann  daher,  und  weil  Ich  Meinen  Protestantischen  Unterthanen  Ge- 
rechtigkeit schuldig  bin,  in  den  befohlnen  Maassregeln  nichts  ändern,  wohl 
aber  will  Ich  Euch  authorisiren,  alle  deswegen  eingeleitete  Untersuchungen, 
welche  noch  nicht  beendigt  sind,  bis  dahin,  dass  der  jezt  bedrohete  Friedens- 
Zustand  meiner  Staaten  wieder  befestiget  seyn  wird,  zu  suspendiren.  Es 
muss  aber  auch  dafür  gesorgt  werden,  dass  in  der  Zwischeu-Zeit  weder 
über  solche  vacante  katholische  Pfarr-Kirchen-  und  Schulstellen,  noch  über 
das  dazu  gehörige  Vermögen  von  dem  katholischen  Religions-Theile  dis- 
ponirt,  vielmehr  alles  in  statu  quo,  wie  es  sich  jetzo  befindet  oder  bis  dahin 
ereignet,  belassen  und  keine  Neuerung  vorgenommen  werde.  Ich  überlasse 
Euch  hiernach,  den  Grafen  von  Schaffgotsch  auf  dessen  wieder  angeschlossene 
Vorstellung  zu  bescheiden  und  beyder  Theile  Religions-Verwandten  einst- 
weilen zur  Geduld  bis  dahin  zu  verweisen,  dass  Ich  Meine  Sorgfalt  wieder 
ganz  ungetheilt  auf  solche  Friedens-Einrichtungen  verwenden  kann.  Das 
Geistliche  Departement  habt  Ihr  ebenfalls  davon  zu  benachrichtigen.« 


Okt.  22           Cabinets-Ordre  an  Hardenberg  und  Angern  s.  unter  dem  11.  Oktober 
1805,  No.  871.  

Okt.  22  876.   Der  Evangelische  Feldpropst  Kletschke  an  den  Staats-Minister 

V.  Massow.     Potsdam  1805  Oktober  22. 

I!.  47.  23.     Ausfertigung. 

Die  Anstellung  und  Vertheihmg  der  katholischen  Feldprediger  bei  der  mobilen 

Armeeß) 

.  .  .  »Nach  dem  Beschlüsse  des  .  .  .  Ober-Kriegs-CoUegii  sind  nun  die 
sämmtlichen  8  katholischen  [Feld] -Prediger,  nach  der  neuen  unterm  13*''" 
dieses  befohlnen  anderweitigen  Vertheilung  der  Corps,  folgendergestalt  an- 
zuweisen : 

Zwey  gehen  zum  Ostpreussischen  Corps. 

Einer  gehet  zum  Südpreussischen  Corps. 

1)  Cfr.  No.  872  und  877.  2)  No.  870. 

Hj  Cfr.  Nu.  9ßl. 
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Einer  zum  Oberschlesischen  Corns   und  hat  sich  hcv  d«'s  Herrn  (iencral-  ,  1^''. , 

'  •  Okt.  22 

Lieut.  von  Grawert  Excellenz  zu  nudden. 

Einer  zum  Corps  des  Fürsten  zu  lloheulohe. 

Einer  zum  Westphälischen  Corps. 

Einer  zum  Nidersiichsischen  Corps  und  incddet  sidi  bey  des  Herzogs 
zu  Brauuschweig  Durclilaucht. 

Einer  ist  für  die  Reserve-Armee  bestimmt  und  Ideibt  bis  auf  weitere 
Anweisung  in  Berlin. 

Da  mir  Ein  hohes  Ober-Krieges-Collegium  aufgetragen  hat,  die  Namen 
sämmtlicher  angestellten  Prediger  sobald  als  möglich  einzusenden:  so  er- 
suche ich  E.  E.  .  .  .  das  Namen-Verzeichniss  der  8  katholischen  Prediger 
an  mich  überschicken  zu  lassen.« 

Zuerst  hatten  nur  zwei  katholische  Feld -Prediger  bei  der  mobilen 
Armee  angesetzt  werden  sollen:  Kletschke  an  Massow,  Potsdam  1805  Sep- 
tember 15. 

Die  Ausmittelung  »tüchtiger  und  moralisch  guter  Subjecte«  hierzu  wurde 
vom  Geistlichen  Departement  dem  katholischen  Feldpropst  und  erstem  Prediger 
bei  der  St.  Hedwigs-Kirche  zu  Berlin  P.  August  Wegerich  übertragen. 
Dieser  kann  am  31.  Oktober  1805  erst  vier  Geistliche  zu  Feldpredigern 
Norschlagen,  bei  dem  »Mangel  an  hierzu  qualificirten  Subjecteu"  und  der 
wegen  deren  Ausmittelung  damit  verbundenen  weitleuftigen  Korrespondenz« ; 
erst  am  2  2.  December  1805  die  übrigen  vier,  »nach  ebenso  weitleuftiger 
als  mühsamer  Correspondenz. « 


877.  Staats-Minister  Graf  Hoym  an  die  Staats-M  in  ister  Frhr.  v.  d.  Reck  okt.  25 
und  V.  Massow.     Breslau   1805  Oktober  25. 

K.  4!).  B.  1(J5.  a.     Ausfertigung. 

i)ie   Suspension   dei-    Verlumdlimgcn  wegen    Ucherlassung   katholüchcr  Kirchen   an 
Protestantische  Gemeinden.^) 

>Des  Königs  Maj.  haben  unterm  30.  v.  M.  auf  eine  wiederholte  Immediat- 
Beschwerde  des  Grafen  Schaffgotsch  auf  Warmbrunn  wegen  der  von  den 
lutherischen  Gemeinen  seiner  Herrschaft  GreiÖ'enstein  in  Anspruch  genom- 
menen katholischen  Kirchen  mir  befohlen,  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Bey  der  grossen  Unzufriedenheit  der  Katholicken  über  diesen  Gegen- 
stand habe  ich  nicht  Umgang  nehmen  können,  Sr.  M.  die  Sache  wahrhaft 
zu  schildern,  wie  E.  E.  aus  anliegender  Abschi'ift  meines  Berichts  vom  7.2) 
dieses  zu  ersehen  belieben  wollen  und  da  ich  darauf  so  eben  .  .  .  mittelst 
Cabinets-Ordre  vom  22.  dieses  authorisirt  worden,  alle  in  dieser  Angelegen- 
heit eingeleitete  Untersuchungen,  welche  noch  nicht  beendigt  sind,  bis  dahin, 


1]  Cfr.  No.  872  und  919.  2)  No.  H70. 
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/vl^^,-  dass   der    jetzt   bedrohte   Friedens-Zustand   der   Königl.  Staaten   wieder  be- 
Okt.  20*'  . 

vestigt    seyn   würde,    zu   suspendiren,  ...  so  weise  ich  hiernach  dato  die 

schlesischen  p.  Cammern  an  und  gebe  dem  Ftirstbischof  von  Breshiu  hier- 
von Nachricht,  indem  E.  E.  .  .  .  anheimstelle,  die  schlesischen  Ober-Con- 
sistoria  in  ähnlicher  Art  ...  zu  instruiren. 

Bei  diesen  jetzigen  Verhältnissen  dürfte  es  daher  am  besten  seyn,  den 
von  E.  E.  mir  unterm  10.  d.  M.  mitgetheilten  Bericht  i)  au  des  Königs  Maj. 
wegen  der  vom  Fürst-Bischof  nachgesuchten  gemeinschaftlichen  Commission 
nicht  erst  abgehen,  sondern  vor  der  Hand  diese  ganze  Angelegenheit  auf 
sich  beruhen  zu  lassen.  Unter  E.  E.  zu  hoffender  Beistimmung  habe  ich 
daher  den  Bericht  nicht  abgesandt,  sondern  lege  ihn  im  Concept  und  Mundo 
hier  ohne  meine  Mitzeichnung  wieder  bei.« 

Nov.  7  Hierauf  bitten  Reck  und  Massow  am  7.  November  1805  Hoym  »ins- 

besondere um  Nachricht,  ob  die  p.  Cammern  nur  generaliter  oder  in  jeder 
Special-Sache  beschieden  worden,  damit  gleiche  Verordnung  an  die  Consistoria 
ergehe. « 

a.  a.  0.  Concept,   Anweisung  von  Raum  er. 

Nov.  26  Hoym   antwortet  am  26.  November  1805,    die  Kommissarien   würden 

in  jeder  speciellen  Sache  zur  Sistirung  ihrer  Untersuchung  angewiesen; 
dringenst  ersuche  er :  »in  ähnlicher  Art  an  die  schlesischen  Ober-Consistoria 
zu  Breslau  und  Glogau,  indem  zu  Brieg  keine  dergleichen  Fälle  jezt  vor- 
kommen, zu  verfügen,  weil  von  diesen  Collegiis  noch  die  Untersuchungen 
fortgesezt  werden,  mithin  die  Katholiken  noch  nicht  beruhigt  worden,  welches 
bei  dem  jetzigen  Zeitpunkt  jedoch  alle  Rücksicht  verdient.« 

Okt.  29  Schreiben    von    Voss    an    den    Erzbischof    von  Gnesen    s.   unter   dem 

19.  Juni  1805,  No.  840. 

Okt.  29  878.   Bericht  der  Posenschen  Kriegs-  und  Domainen-Kammer  an  das 

Südpreussische  Departement.     Posen  1805  Oktober  29. 

Gen.-Direktoriuiü  Südpreussen.  LXXII.   10^2.    Ausfertigung,  gez.  v.  Koller;  Prittwitz;  Witte 
V.  Strachwitz;  Butzer;  Buchholz;  Hahn;  Aschenboru;  v.  Koenen;  y.  Bülow;  Boettger;  Sperling. 

*Die  Eegulirmig  der  Statuten,  des  hiesigen  Domcapitels.<^} 
.  .  .   »Ad  §  28  sub  i'ubro  Capitula  würden  und  zwar  bei  den  Worten 
observandum  censemus  hinzuzufügen  seyn: 

wie  es  sich  von  selbst  verstehet,  dass  die  zu  bewirkenden  Berath- 
schlagungeu  dem  im  allgemeinen  Landrecht  Theil  II  Tit.  XI  vor- 
geschriebenen Rechten  des  Souverain  circa  Sacra  nicht  zuwider  laufen 
und  nichts,  Avas  diesen  Rechten  entgegen,  concludirt  werde.  Bei 
Conferirung  der  Beneficia  a   latere   wird    \ou   Seiten   des   Souverain 

1)  No.  872.  2)  Cfr.  No.  303  und  904. 


Schlesien.    PoBen.  4  7  5 

mit  dem  Bischof  iiiid  dem  Dom-Kapitel  Rückspraehe  gcTiommen  wer-  ,J^ou 
den  mü3seu. 
Ad  §  30  siib  rubro  Capituli  secveta. 

Jedoch  soll  sich  der    abzuleisteude   Eyd   lediglich    auf  die   Angelegen- 
heiten des  Domcapituls  einschränken  und  alles,  was  die  Sicherheit  des  Staats 
und  die  Befolgung  der  Laudesgcsezze  angehet,  davon  ausgeschlossen  seyn. 
Ad  §   18  sub  rubro  Sepultura  in  ecclesia   cathedrali    ist    der  § 
dahin  aljzuändern : 

Insistendo    Decreto   Johannis   Episcopi    cum    suo    Capitulo    praelato 
adque   hucusque    vigenti  consuetudine   uuUi   in    cathedrali   sepultura 
permittatur,  nisi  Praelatus  vel  Canonicus  gremialis  aut  sacerdos  bene- 
ficatus  et  famulus  ejusdem  ecclesiae  fnerit. 
Ad  §§   19  und  57. 

Nach  der  in  Abschrift  beigebrachten  Constitution  vom  Jahre  1768  waren 
die  weltgeistlichen  Stiftungen  berechtiget,  von  dem  Nachlasse  der  ohne 
letztwillige  Disposition  verstorbenen  adelichen  Mitglieder  den  4'*^^"  Theil  des- 
selben in  gratitudinem  loci  et  ecclesiae  zu  erheben,  und  nach  den  Resolu- 
tionen vom  Jahre  1779  und  1780  wird  ausser  dem  Foro  der  Regulirung 
des  Nachlasses  der  bürgerlichen  Mitglieder  bestimmt,  dass  die  bürgerlichen 
Erben  eben  so  wie  die  adelicheu  nach  der  Constitution  von  1768  an  dem 
Nachlasse  Theil  nehmen  sollen. 

Das  allgemeine  Landrecht  billigt  dergleichen  Stiftungen,  in  so  weit  es 
hergebracht,  ein  Erbrecht  zu  und  in  so  fern  würden  diese  bezogenen  §§ 
der  Statuten  um  so  weniger  Abänderung  erleiden  können,  als  dadui'ch  nur 
jura  tertii  der  Erben  bestimmt  werden,  die  ihre  Rechte  in  vorkommenden 
Füllen  wahrnehmen  können  und  daran  selbst  die  bestätigten  Statuten  des 
Dom-Kapitels  keinen  Eintracht  thun  können. 

Ad  §  60.     I.  Vormals  hatte  der  Souverain  zwei  Stellen 

1.  die  des  Dompropstes  und 

2.  eine  Canonicat-Stelle 

II.  der  Bischof 

1.  Vierzehn  Kanonikat-Stellen 

2.  Fünf  Praelaturen 

III.  das  Dom-Kapitel 

1.  Fünf  Kanonikatstellen  und 

2.  Vier  Praelaturen 

IV.  der  Propst 

zwei  Kanonikat-Stellen 
und 

V.  die  adeliche  Familie  v.  Goziemba 
1  Kanonikat-Stelle 

zu  vergeben. 
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1805  j^)gj.  i3igciiof  und  das  Dom-Kapitel  haben  beschlossen,  dass  in  der  Folge 

Okt-  29 

nur  12  Kauouikate  iucl.  der  Propststelle   und  den  Praelaturen    statt  finden 

sollen,  und  schlagen  vor,  dass  von  dieser 

1.  E.  K.  M.  mit  Verzichtleistung  des  Rechts,  das  Kanonikat  zu  vergeben, 
allein  die  Stelle  des  Propstes 

2.  der  Bischof  eine  Prälatur  und  5  Kanonikate 

3.  das  Domkapitel  eine  Prälatur  und  4  Kanonikate,  wovon  2  Doctoreu 
und  2  Paedagogen,  vergeben  und  sowol  die  Befugniss  des  Propstes 
als  die  der  adelichen  Familie  von  Goziemba  zur  Vergebung  der  Kanoni- 
kate für  die  Zukunft  cessiret. 

Das  Dom-Kapitel  und  der  Bischof  sind  auch  darin  einig,  dass  die  Zahl 
der  Exspectanten  bis  auf  6  reducirt  werde  und  dass  hiervon  4  durcli  den 
Bischof  und  2  durch  das  Dom-Kapitul  von  den,  welche  der  Bischof  dazu 
vorschlägt,  gewählt  werden. 

Ad  6  schlägt  der  Bischof  und  das  Dom-Kapitel  vor,  dass  die  Wahl 
des  Propstes  nur  in  der  Hinsicht  restringirt  werde, 

dass  der  jedesmalige  Propst  aus  den  vorhandenen  Gremialen  ernannt 
werde. 

Ad  7  lässt  sich  das  Dom-Capitel  gefallen,  dass  im  §  60  Abschnitt  lU 
diejenige  Stellen,  welche  von  der  Veränderung  und  jezzigeu  Beschaffenheit 
der  Revenuen  und  in  sofern  sie  nicht  auf  die  Vertheilung  der  Revenuen 
unter  die  Mitglieder  Einfluss  haben,  sprechen,  weggelassen  werden. 

Es  würden  daher  die  Worte  des  §  60  vom  Anfange  bis  zu  dem  Worte 
Necessario  consequitur  ganz  wegfallen  und  die  Zahl  der  exspectanten  und 
Benennungen  der  Kanon ikat-Stelleu  nach  den  Bestimmungen  des  Moniti  5 
abzuändern  seyn. 

Ausserdem  stimmt  das  Dom-Kapitel  mit  dem  Bischof  zur  Vermeidung 
aller  Streitigkeiten  für  die  Zukunft  dahin  überein,  dass  in  den  Statuten  des 
Domcapitels  bestimmt  werde,  dass  ein  jeder  neuer  Bischof 

1.  für  die  Bewillkommnung 500  Rthlr. 

2.  fürs  Gnaden-Jahr 500 

3.  für  die  Administration  der  bischöflichen  Jurisdiction  für 
jede  halbjährige  Sedis-Vacanz 500 

an  das  Dom-Kapitel  bezale. 

In  sofern  schon  selbst  nach  dem  Schreiben  des  Bischofs  v.  Raczynski 
dergleichen  Abgaben  unter  dieser  Benennung  vormals  existirten  und  die 
Bestimmung  des  quanti  lediglich  von  der  Vereinigung  des  Domkapitels  und 
des  Bischofs  oder  vielleicht  von  der  Willkühr  des  neuen  Bischofs  abhing, 
würde  eine  feste  Bestimmung  desselben  zur  Vermeidung  des  Streits  um  so 
zweckmässiger  seyn,  als  jeder  neue  Bischof  vor  Annahme  dieser  Stelle  sich 
nach  den  zu  entrichtenden  Summen  zu  erkundigen  verpflichtet  ist;  auch 
!jclicim.'n   tlie.sü  Biiinuicii  den  jezzigeu  Einkünften  ganz  angemessen  zu  seyn. 


Posen.    Hildesheim.  ^-y-j 

In  Rücksicht  des  Vorschlages,  dass  der  Rischof  verpflichtet  werde,  die  ^^^-^^ 
Forst-Kompeteuz  zur  UnterluiltuDg  der  Kathedral-Kirche  zu  verwenden  und 
abzutreten,  so  gehet  die  Meinung  des  Bischofs  und  des  Dom-Kupitcls  dahin, 
dass  der  Bischof  nur  verpflichtet  werde,  denjenigen  Theil  der  Forst-Kom- 
petenz zur  Unterhaltung  der  Cathedral-Kirche  alljährlich  abzutreten,  welchen 
er  nach  dem  Forst-Kompetenz-Etat  alljährlich  ai.s  den  ehemaligen  bischöf- 
lichen Gütern  in  baarem  Gelde  ziehet,  wohingegen  der  Theil  der  Forst-Kom- 
petenz,  welcher  in  natura  gegeben  wird,   dem  Bischof  verbleiben  soll. 

Das  Dom-Kapitel  behauptet  mit  Uebereinstiuunung  des  Bischofs,  dass 
es  zu  polnischen  Zeiten  der  Confirmazion  der  Statuten  von  Seiten  der  Re- 
gierung nicht  bedurfte,  und  trägt,  falls  eine  nähere  Nachweisuug  hierüber 
nötig  werden  sollte,  dahin  an,  dieserhalb  die  Berichte  der  Domkapitel  zu 
Gnesen,  Plock  und  Wraclawek  zu  erfordern. 

Ohne  uns  jedoch  auf  diese  Aeusserung  einzulassen,  glauben  wir  auf 
die  allerhöchste  Approbazion  der  gedachten  Statuten  nach  den  gemachten 
Abänderungen  bei  E.  K.  M.   ...  antragen  zu  dürfen.« 


879.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.     Berlin  1805  Okt.  30 
Oktober  30. 

R.  :sy.  5S.  L.    Ausfertigung. 

Ergänxetide  Untersuchungen  über  das  Kollegiatstift  St.  Moritx  vor  Hildesheim. 

Berichtet  auf  die  Cabinets-Ordre  vom  4.  Mai  1805 :  ^) 

.  .  .   »Was  den  Punkt 

ad  1,  nämlich  den  bisherigen  modum  der  Option  der  Obedienzen  be- 
trift,  so  ist  in  meinem  .  .  .  Bericht  vom  23.  April  a.  c.  vorausgesetzt  worden, 
dass  bey  dessen  Beibehaltung  der  fiscus  verkürzt  werden  würde,  wenn  er 
stets  in  ordine  subdiaconatus,  da  er  keine  Weihen  erhalten  kann,  verbleibt 
und  nur  als  solcher  in  die  Options-Ordnung  eintreten  wüi'de,  dagegen  aber 
die  Kapitularen  durch  Annahme  höherer  Weihen  sich  die  Ordnung  aus- 
suchen könnten,  in  welcher  sie  die  Obedienzen  optiren  wollen.  Bey  der 
von  der  Kammer  angestellten  Untersuchung  hat  sich  aber  ergeben,  dass 
der  Mangel  der  Weihen  dem  fiscus  dieserhalb  nicht  entgegenstehen  kann 
und  der  jetzige  modus  optandi  unter  dieser  Voraussetzung  selbst  für  den 
fiscus  der  vortheilhafteste  bleibt.  Denn  die  Option  der  Obedienzen  hat  an 
und  für  sich  selbst  nicht  von  der  Weihe  abgehangen,  sondern  letztere 
eigentlich  nur  die  Ordnung  bestimmt,  in  welcher  die  Kapitularen  optirten, 
und  es  war  im  Grunde  die  ganze  Option  eigentlich  von  dem  Senio  ab- 
hängig. Wollte  man  die  Weihe  rücksichtlich  des  fisci  als  wesentlich  an- 
sehen, so  würde  dieser  alsdann  überhaupt  keine  Obedienzen  optiren  können, 
da  schon  zur  Option  überhaupt  der  ordo  subdiaconatus  erfordert  wird,  wel- 


l;  Cfr.  No.  824. 


478 


Urkunde  No.  879. 


nl^on  ^^^^'  ^^  S"t  ^vie  dieDiaconat-  oder  Priesterweihe  eine  wirkliche  Weihe  ist, 
wek'hc  vom  lisco  nicht  impetrirt  werden  kann.  Ua  nun  fiscus  von  der 
Option  der  Obedienzen  nicht  ausgeschlossen  werden  kann,  so  ergiebt  sich 
daraus  schon  von  selbst,  dass  in  dieser  Hinsicht  die  Verfassung  'als  ob  für 
ihn  eine  Weihe  erforderlich'  als  aufgehoben  betrachtet  und  er  als  habilis 
angesehen  werden  muss.  Und  da  keine  Canonicat-Stellen  bei  diesem  Stifte 
mehr  besetzt,  sondern  alle  eingezogen  werden,  mithin  fiscus  für  jede  solche 
vacant  werdende  Trabende  jedesmal  in  der  Subdiaconat-Ordnung  angesetzt 
werden  und  Zug  um  Zug  mit  den  Kapitularen  optiren  muss,  so  wird  der- 
selbe bey  dem  bisherigen  modo  optandi  nicht  verkürzt  und  kann  daher 
solcher  um  so  mehr  unbedenklich  beybehalten  werden,  als  diejenigen  Obe- 
dienzen, die  fiscus  einmal  optirt  hat,  nie  wieder  zur  Option  kommen.  Ich 
trage  also  .  .  .  dahin  au, 

dass  der  bisherige  modus  optandi  beybehalten  Averde. 

ad  2.  Mit  den  bey  dem  Stift  vorhandenen  11  Kanonikat-Kurien  liat 
es  folgende  Bewandniss: 

Die  ersten  Kurien  waren  von  den  Kanonicis,  als  diese  sich  am  Ende 
des  12.  Jahrhunderts  dem  klösterlichen  Leben  entzogen,  aus  eigenen  Mitteln 
erbauet  Avorden.  Vermöge  des  dadurch  erlangten  Eigenthums-Rechts  haben 
dieselben  diese  Kurien  nach  Belieben  vertauschen  und  verkaufen  können 
imd  es  hat  nur  die  einzige  Beschränkung  statt  gefunden,  dass  sie  nur  allein 
an  wirkliche  Kanonici  haben  verkauft  werden  können,  wie  dies  der  §  24 
der  älteru  Stifts-Statuten  ausser  allen  Zweifel  setzt.  Bey  den  im  Jahre 
1332,  1626  und  1632  eingetretenen  Verwüstungen  sind  die  Curien  mit 
verwüstet  worden.  Erst  nach  1647  haben  6  Kanonici  aus  eignen  Mitteln 
ihre  Kurien  wieder  aufgebauet,  und  die  übrigeu  fünf  sind  von  dem  Stift 
wieder  hergestellt  und  einzelnen  Kanonicis  überlassen  worden,  welche  für 
den  Besitz  auf  Lebenszeit  eine  gewisse,  dem  Zustand  der  Kurie  angemessene 
Summe  von  circa  100  bis  200  Rthlr.  bezalen  mussten. 

Jeder  solcher  Besitzer  ist  zu  weiter  nichts  verpflichtet  gewesen,  als 
zur  Unterhaltung  in  Dach  und  Fach,  und  dass  er  die  Kurie  in  dem  Zustand 
wieder  abliefern  wolle,  in  welchem  er  sie  erhalten  habe ;  von  welcher  Ein- 
richtung der  immer  grössere  Verfall  der  Kurie  indessen  die  Folge  gewesen 
ist,  so  dass  die  vorgedachten  Options-Gelder  oft  ganz  ei  lassen  werden 
musten,  weil  wegen  des  schlechten  Zustandes  dieser  Kurien  Niemand  die- 
selben annehmen  wollen. 

Von  den  6  vorbemerkten,  von  den  Kanonicis  selbst  wieder  erbaueten 
Kurien  sind  drey  durch  Vermächtnisse  der  Besitzer  dem  Stifte  wieder  an- 
heim  gefallen  und  die  übrigen  3  Kurien  .  .  .  sind  seit  dieser  Zeit  erblich 
geblieben,  indem  sie  von  den  ersten  Erbauern  auf  ihre  Verwandte  vererbet 
und  von  diesen  auf  die  Jetzigen  Inhaber  ferner  entweder  vererbet  oder  ver- 
kauft worden. 

Diese  3  Kurien  stehen  also  in  dem  Privat-Eigenthum  der  jetzigen  Be- 


Hildeshoira.  47<j 

sitzer  und  da  der  §  52  des  Ilanpt-Ilciclistao^s-Dcputations-Beschlnsses  den-  „|     .,,, 

Okt.  oi) 
selben  dieses  Pnvat-Eigcnthum  aiisdrücklicli  vor))clialtcu  hat,  so  folgt  daraus, 

dass  diese  Kurien  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Besitzer  für  den  fiscus 
nicht  eingezogen  werden  können.  In  Ansehung  der  tlbrigen  8  Kurien  sind 
die  Innhaber  derselben  im  engsten  Wort-Verstande  bloss  usufructuarii  ge- 
Avesen;  wohingegen  das  dominium  directum  davon  in  der  weitesten  Aus- 
dehnung dem  Stifte  zugestanden  hat.  In  der  Eigenschaft  als  usufructuarii 
und  da  sie  weiter  keine  Verbindlichkeit  gehabt  haben,  als  die  Gebäude  in 
Dach  und  Fach  zu  erhalten,  haben  mit  ihrem  Tode  alle  Anrechte  an  den 
Kurien  und  jede  etwanige  Meliorations-Forderung  aufgehöret. 

Weil  aber  diese  Einrichtung  den  Verfall  der  Kurien  veranlasste,  so 
hat  das  Stift  am  3.  März  1800  ein  besonderes  Statut  errichtet,  worin  fest- 
gesetzt ist: 

1.  dass  das  dem  Stifte  an  seinen  bisher  optablen  8  Kanonikat-Kurien 
allein  zugestandene  Eigenthums-Recht  den  dermaligen  Nutzuiessern  dersel- 
ben in  der  Maasse  übertragen  seyn  solle,  dass  selbige  von  nun  an  niclit 
mehr  als  blosse  nutzniessende  Innhaber,  sondern  als  domini  utiles  betrachtet 
und  berechtigt  seyn  sollen,  ihr  an  den  Kurien  erlangtes  dominium  utile 
durch  jeden  beliebigen  Rechtstitel,  jedoch  nur  an  ein  Rechtsglied  transfe- 
riren  zu  dürfen,  wobey 

2.  damit  ein  Besitzer  der  Kurie  und  seine  Erben  eines  billigen  Er- 
satzes des  Behufs  der  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Gebäude  gemachten 
Aufwandes  in  dem  Falle  gesichert  seyn  möge,  wenn  mehrere  Domicellaren 
vorhanden  und  keiner  von  ihnen  vielleicht  wegen  Mangel  der  zur  Resi- 
denz erforderlichen  Jahre  oder  aus  sonstigen  Ursachen  eine  Kurie  zu  acqui- 
riren  Neigung  hätte,  bestimmt  worden,   dass  derjenige  von  denen,  die  noch 

!   mit  keiner  Kurie  versehen  sind,  welcher  zuerst  zum  Besitz  einer  Präbende 
gekommen,  er  mag  Kapitular  oder   nur   noch  Domicellar   seyn,    die   vacant 
werdende  Kurie  ohne  Widerrede  anzunehmen  und   sich    eines  Billigen    mit 
I  den  nachgelassenen  Erben  zu  vergleichen  habe  und,  wenn  ein  solcher  Ver- 
gleich binnen  einem  Jahre    von   den    4   Wochen   nach    dem    Sterbetage   an 
gerechnet  nicht  zu   Stande  gebracht  werden   könne,    alsdann    das    Stift    als 
I  ausgewählter  Schieds-Richter  bemächtigt   seyn   solle,   über   die   Redemtions- 
j  oder  Vergütigungs-Summe   nach  Billigkeit   zu   arbitriren   und   das   Quantum 
(  festzusetzen,  wobey  es  als  ein  ludicat  ohne  weitere  Appellation  verbleiben, 
i  es  jedoch  bey  Abfassung   dieses    arbitrii    bloss   auf  die   etwanige   nützliche 
I  Verbesserung  in  und  an  den  Wohn-  und  Neben-Gebäuden,  keinesweges  aber 
!  auf  den  Werth   des  Grunds   und    Bodens   oder   auf  voluptueusen    Aufwand 
Rücksicht  genommen  werden  solle. 

Es  kommt  also  auf  die  Fragen  an: 

a)  ob  das  Stift  zur  Abfassung  dieses  Statuts  überhauj)!  und  zur  Trans- 
ferirung  des  dominii  utilis  an  die  jetzigen  Innhaber  der  Kurie  befugt, 
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18()5  |j)  ob   jie   bischöfliche    Coufirmation  zur   Gültigkeit  dieses   Statuts   er- 

Okt.  30 

forderlich  gewesen,  und 

c)  in  wiefern  fiscus  bey  dem  Ableben  der  jetzigen  Innhaber  verlangen 
könne,  das  dominium  utile  mit  dem  dominio  directo  ohne  Entschädigung 
der  Betheiligten  zu  consolidiren  ? 

Was  die  erste  Frage  betrift,  so  verbietet  das  kanonische  Kecht  den 
Stiftern  und  geistlichen  Korporationen  nur  solche  Alienationen  und  Zersplit- 
terungen des  Stifts-  und  Kirchen-Vermögens,  wodurch  das  Dotal-Vermögen 
geschwächt  oder  vermindert  wird.  Dieser  Fall  ist  aber  hier  nicht  vorhan- 
den, indem  das  Stift  das  völlige  Eigenthum  an  den  Kurien  nicht  weg- 
gegeben, sondern  sich  das  dominum  directum  vorbehalten  und  bey  Ueber- 
tragung  des  domiuii  utilis  an  die  Innhaber  die  Beschränkung  hinzugefügt 
hat,  dass  solches  nur  an  einen  Capitularen  transferirt  werden  dürfe.  Da- 
durch ist  die  Substanz  an  sich  dem  Stifte  conservirt  und  zugleich  dem- 
selben der  Vortheil  verschaft  worden,  dass  das  onus  fabricae  auf  den 
Kurien-Besitzer  übergegangen  ist,  welches  vorhin  das  Stift  hat  tragen  müs- 
sen, wobey  denn  noch  der  Umstand  in  Betrachtung  kommt,  dass  das  Stift 
durch  das  Statut  vom  3.  März  1800  nichts  Neues  eingeführt,  sondern,  wie 
ol)en  bemerkt  worden,  die  vor  der  Verwüstung  der  Kurien  statt  gefundene 
Verfassung  eigentlich  wieder  hergestellt  hat. 

In  Ansehung  der  zweiten  Frage,  ob  die  bischöfliche  Coufirmation  zur 
Gültigkeit  dieses  Statuts  nothwendig  gewesen?  so  ist  im  §  13  des  gedachten 
Statuts  angeführt,  dass  die  bischöfliche  Bestätigung  darüber  nachgesucht 
werden  solle.  Dieses  ist  aber  nicht  geschehen  und  mithin  hat  die  Bestä- 
tigung nicht  erfolgen  können.  Das  Stift  hat  sich  hierüber  dahin  vernehmen 
lassen,  dass  der  passus  wegen  nachzusuchender  Bischöflicher  Confirmation 
aus  der  Ursache  eingerückt  wordeu  sey,  weil  damals,  als  das  Statut  errichtet 
worden,  3  Domicellaren  .  .  .  bey  dem  Stifte  gewesen  wären,  welche  sich 
vielleicht  späterhin  einen  Widerspruch  gegen  dasselbe  hätten  anmaassen 
können,  weil  sie  als  Domicellaren  ihre  Stimmen  nicht  haben  abgeben  kön- 
nen. Da  diese  aber  sämmtlich  erklärt,  dass  sie  damit  wol  zufrieden  wären, 
und  der  Domicellar  Zeppenfeld  im  Jahr  1802  den  ersten  Kauf-Contract 
mit  dem  neu  verstorbenen  Canonico  Schiller  errichtet  habe,  so  sey  die  Nach- 
suchung der  bischöflichen  Confirmation,  welche  bloss  in  Hinsicht  der  Domi- 
cellaren erforderlich,  in  dieser  re  mere  domestica  und  oeconomica  nicht 
weiter   nothwendig  gewesen. 

Nach  dem  kanonischen  Rechte  ist  die  Einwilligung  des  Diöcesan- 
Bischofs  nur  dann  erforderlich,  wenn  ein  Stift  oder  eine  geistliche  Korpo- 
ration eine  Alienation  vornehmen  will.  In  der  Ueberlassung  des  domiuii 
utilis  der  Kurien  an  die  Kapitularen  liegt  aber  keine  dem  Stift  nachtheilige 
Alienation,  indem  eines  Theils  dem  Stifte  das  dominium  directum  verbleiben 
und  andern  Theils  dasselbe  sich  dadurch  einen  grossen  Vortheil  verschaft 
hat,  dass  das  ganztr  onus  fabricae  auf  die  Kurien-Besitzer  übergegangen  ist. 
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Bey  diesen  Verhältnissen  ist   daher   die   I{lsch<'ifliche    Confirmation   zur     ^""'? 
Errichtung  des  qu.  Statuts  an  sicli  nicht  nothwcndig  gewesen. 

In  lietreft'  der  dritten  Frage:  ob  (iscus  nach  dem  Ableben  der  jetzigen 
Besitzer  das  dominium  utile  mit  dem  dominio  directo  ohne  Entschädigung 
des  Betheiligten  consolidiren  kann?  so  lässt  sich  diese  Frage  nicht  anders 
als  negativ  beantworten.  Denn  die  jetzigen  Innhaber  haben  durch  das 
qu.  Statut,  dessen  Gültigkeit  vorhin  gezeigt  worden,  ein  wohl  erworbenes 
Kecht  für  sich  und  solches  zu  einer  Zeit  erlangt,  wo  sie  noch  nicht  be- 
schränkt waren  und  dem  Stifte  das  jus  statuendi  unverkürzt  zustand.  Da 
nun  in  dem  §  12  des  Statuts  den  Kapitularen  der  Ersatz  des  Behufs  Er- 
haltung und  Verbesserung  der  Gebäude  gemachten  Aufwandes  zugesichert 
worden,  so  kann  ihnen  dieses  Recht  mit  Anwendung  des  §  52  des  Ilaupt- 
Reichstags-Deputations-Beschlusses  nicht  genommen  werden. 

Ich  richte  daher  in  Ansehung  des  Punkts  wegen  der  Kurien  meinen 
.  .  .  Antrag  dahin: 

dass  den  3  Kapitularen  .  .  .  das  Privat-Eigenthum  an  ihren  Kurien, 
und  den  übrigen  Kurien-Besitzern  ihre  daran  durch  das  Statut  vom 
3.  März  1800  erlangten  Hechte    vorzubehalten   und   bey   ihrem  der- 
einstigen Ableben    mit  den  Erben  näher   auszumitteln  sey,    welcher 
pjrsatz  ihnen   zu  leisten  seyn  wird,   w^en  fiscus   das    dominium  utile 
mit  dem  dominio  directo  consolidirt. 
ad  3.  Die  Fundationen,  worüber  das  Stift  zum  Theil  allein,  zum  Theil 
in  Verbindung   mit   dritten    Personen  die  Ober-Aufsicht   und   Direction   ge- 
führt hat,  sind  folgende: 

1.  das  Hospital  Alten, 

2.  das  Hospital  Barbara, 

3.  die  Mädchenschule, 

4.  die  Register  von  der  Moritzberger  Pfarre. 

Das  erstere  ist  im  Jahr  1488  von  2  Brüdern  Johann  und  Theodor 
von  Alten  anfänglich  für  erkrankte  Chorälen  und  Bediente  der  Kapitularen 
bey  den  Stiftern  St.  Moritz  und  Heiligen  Kreuz  gestiftet  worden.  Späterhin 
ist  dasselbe,  wahrscheinlich  bey  der  Reformation,  in  ein  Frauen-IIospital 
umgewandelt  worden,  und  solches  das  einzige,  an  welchem  bisher  Religions- 
Verwandte  von  2  verschiedenen  Religionen  Theil  genommen  haben. 

Gegenwärtig  befinden  sich  in  diesem  Hospital  ein  Hofmeister,  10  ka- 
tholische und  11  evangelische  Hospitalinnen.  Das  Kuratorium  über  diese 
Anstalt  haben  bisher  zwey  Älitglieder  des  Magistrats  der  Altstadt,  die  liey- 
den  Senioren  des  Moritz -Stifts  und  die  beyden  Senioren  des  Stifts  zum 
heiligen  Kreuz  geführt;  jetzt  ist  aber  bereits  die  Verfügung  getroffen,  dass 
dieses  Hospital  der  Aufsicht  des  allgemeinen  Armen-Administrations-rollegii 
übergeben  werde. 

Das  zweite  Hospital  Barbara  ist  auf  dem  Moritzberg  etablirt  und 
gleichfalls   für   arme  Personen    weiblichen  Geschlechts,    welche    vom  Moritz- 

üranier    Preussen  und  die  katb.  Kirche.    IX.  ^^1 
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1805     ijgpg  gebüi-tig  sind,  bestimmt.     Das  Jahr   der  Stiftung  dieser  Fundation  ist 
nicht  bekannt.     Das  Vermögen  besteht 

a.  in  einem  Hause  nebst  Garten, 

b.  in  Zinsen  und  Renten  von  Kapitalien,  die  jährlich  74  Rthlr.  20  Ggr. 
betragen, 

c.  in  der  Einnahme  von  dem  Vermiethen  der  Leichentücher  und  der 
Kolleltte,  welche  auf  Barbarä-Tag  auf  dem  Moritzberg  bisher  eingesammlet 
worden,  und 

d.  in  dem  Antritts -Gelde,  welches  jede  Neuantreteude  mit  5  Rthh-. 
bezalen  muss. 

In  dem  Institut  erhalten  die  Hospitaliunen  freye,  warme  und  erleuchtete 
Wohnung,  welche  aus  den  Einkünften  bestritten,  der  Rest  der  Zinsen  aber 
unter  sie  vertheilt  wird.  Zu  den  Pflichten  derselben  gehört:  dass  sie  des 
Morgens,  Mittags  und  Abends  gemeinschaftlich  für  die  Wohlthäter  beten, 
monatlich  zum  heiligen  Abendmahl  gehen  und  den  Anniversarien,  bey  wel- 
chen ihnen  ein  Allmosen  vermacht  worden,  beywohnen  müssen.  Die  Auf- 
sicht über  dieses  Institut  hat  dem  Stifte  zugestanden,  welche  dasselbe  durch 
den  jedesmaligen  Senior,  der  Provisor  gewesen,  führen  lassen.  Zweckmässig 
ist  es  aber,  dass  auch  dieses  Institut  der  Aufsicht  des  allgemeinen  Armen- 
Administrations-Collegii  übergeben  werde,  wohin  mein  .  .  .  Antrag  gerich- 
tet ^vird. 

Die  dritte  Fundation,  die  Mädchenschule,  ist  am  2.  Januar  1692  von 
dem  ehemaligen  Hildesheimschen  Dom-Kapitularen  Nicolaus  Eberhard  von 
Schnetlage  fundirt  und  im  Jahr  1733  hat  diese  Fundation  dadurch  einen 
Zuwachs  erhalten,  dass  die  Wittwe  Anna  Maria  Schmedding  derselben  ihr 
Haus  und  Garten  überlassen  hat.  Die  Aufsicht  über  dieses  Institut  führt 
der  zeitige  Dechant  des  Moritz- Stifts  und  der  Rendant  ist  der  zeitige 
Pfarrer  auf  dem  Moritzberge,  welcher  dem  erstem  Rechnimg  ablegen  muss. 
Es  werden  in  diesem  Institut  7  bis  8  arme  Kinder  in  dem  Christenthum, 
Lesen  und  Stricken  unterrichtet  und  wird  für  jedes  Kind  wöchentlich 
1  Mgr.  Schulgeld,  für  diejenigen  aber,  welche  zugleich  das  Nähen  erlernen, 
^2  Jahr  wöchentlich  1  Ggr.  Schulgeld  bezalt  und  ausserdem  ist  der  Leh- 
rerin verstattet,  auch  Kinder  gegen  Geld  anzunehmen,  insofern  der  Unter- 
richt der  übrigen  Kinder  nicht  leidet.  Es  scheint  angemessen  zu  seyn, 
dieses  Institut  provisorisch  in  seiner  bisherigen  Verfassung  zu  lassen,  bis 
überhaupt  wegen  des  Schul-Unterrichts  in  der  Stadt  Hildesheim  ein  defini- 
tives Arrangement  getroffen  werden  kann,  wozu  die  Plane  nur  dann  erst 
mit  Grunde  augelegt  werden  können,  wenn  ein  neuer  Bischof  bestellt  worden. 

Mit  der  Rechnung  von  dem  Vermögen  der  vierten  Fundation  der  Pfarr- 
Kirche  St.  Margarethae  auf  dem  Moritz-Berge  hat  das  Stift  nichts  zu  thun. 
Der  Patron  von  dieser  Kirche  ist  bisher  der  Archidiaconus,  Kapitular  von 
Büren  gewesen,  welcher  den  Pfarrer,  den  Küster  und  die  Altaristen  ernannt 
hat.     Die  Rechnung  selbst  ist  von  2  Altaristen  aus  der  Gemeinde  geführt 
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worden,  welche  die  Rechnung  bisher  dem  Patron,  Archidiaconus  von  Büren   r,!!'^^ 
abgelegt  haben.     Es  wird  aber  niiniueliro  die  Verfügung  getrotVen  werden, 
das3  die  Rechnungen  durch  das  General-Vicariat  abgenommen  und   an    die 
Kammer  zu  Halberstadt  zur  Superrevision  eingesandt  werden. 

Ausser  den  Eingangs  gedachten  drey  Punkten  kömmt  noch  ein  Punkt 
vor,  worüber  ich  E.  K.  M.  Vorti-ag  zu  thuii  mir  erlaube. 

Die  vorzüglichste  Rechnung  bey  dem  Stifte,  in  welcher  das  corpus 
praebendae  berechnet  wird,  ist  das  Kellnerey-Register,  dessen  Führung  mit 
Ausschluss  des  Dechanten  unter  den  Kanonicis  von  Jahr  zu  Jahr  alternirt 
hat.  Da  dieses  Register  wichtig  und  wegen  der  durch  die  Verfassung 
begründeten  mannigfaltigen  Berechnungen  verwickelt  und  schwierig  ist,  so 
ist  der  Kammer  aufgegeben  worden,  darüber  zu  berichten,  ob  die  Alternation 
des  Kellner-Amts  beyzubehalteu,  oder  solches  einem  vorzüglich  dazu  geeigneten 
Mitgliede  aus  dem  Stift  zu  übertragen  sey.  Das  Gutachten  der  Kammer  ist 
dahin  ausgefallen,  dass  die  Beybehaltung  der  Alternation  auf  der  einen  Seite 
naclitheilig,  auf  der  andern  Seite  aber  ausser  dem  Dechant  Osthauss  kein  Sub- 
ject  im  Stift  vorhanden  ist,  dem  die  Führung  des  Kellnerey-Registers  über- 
tragen werden  kann.  Auf  die  deshalb  an  das  Stift  ergangene  Aufforderung 
hat  dasselbe  dazu  den  Dechant  Osthauss  wirklich  in  Vorschlag  gebracht, 
obgleich  derselbe  nach  bisheriger  Verfassung  davon  ausgeschlossen  gewesen. 

Nach  Maassgabe  dieser  Verfassung  ist  die  Führung  des  Kellnerey-Re- 
gisters für  denjenigen  Canonicus,  welchen  die  Reihe  getroffen,  lucrativ  ge- 
wesen, und  hat  die  Einnahme  davon  nach  öjährigem  Durchschnitte  zu  Gelde 
berechnet  circa  500  Rthlr.  betragen.  Das  Stift  hat  darauf  angetragen,  dass, 
wenn  gleich  die  Rechnungsführung  für  die  Folge  einem  Mitgliede  auf  be- 
ständig übertragen  würde,  dennoch  den  übrigen  Kapitularen,  wenn  sie  die 
Reihe  des  Kellnerey-Jahres  treflfe,  diese  Emolumente  belassen  werden  mögten. 

Der  vorzüglichste  Grund,  wodurch  das  Stift  diesen  Antrag  motivirt, 
ist,  dass  die  Kellnerey  keine  fundirte  Pfründe  sey,  sondern  dass  die  vor- 
züglichsten Posten  der  Einnahme  in  Abzügen  von  den  Divisionen  beständen, 
die  die  übrigen  Kapitularen  von  ihren  Einkünften  entbehren  miisten,  wovon 
sie  sodann,  wenn  sie  das  Kellnerey- Jahr  treffe,  einen  Theil  wieder  erhielten, 
und  dass  sie  ausser  dem  zu  entrichtenden  \\q  noch  bedeutend  verlieren 
würden,  wenn  ihnen  diese  Einnahme  entzogen  würde.  Die  Kammer  hat 
daher  den  Antrag  der  Kapitularen,  als  billig,  in  der  Art  unterstützt,  dass 
fiscus  wegen  der  vacanten  Präbenden,  wenn  ihn  die  Reihe  treffe,  diese 
Revenuen  gleichmässig  beziehe,  welches  wegen  der  vacanten  Schillerschen 
Präbende  nach  4  Jahren  der  Fall  seyn,  und  wenn,  was  bey  dem  Alter 
verschiedener  Canonicorum  beynahe  mit  Gewissheit  anzunehmen  sey,  in 
dieser  Zeit  noch  ein  Todesfall  eintrete,  sogleich  zweimal  nach  einander  der 
Fall  seyn  werde. 

Da  aber  dem  p.  Osthauss,  welcher  bisher  von  der  Führung  des  Kell- 
nerey-Registers   ausgeschlossen    gewesen,    nicht   angemuthet   werden   kann, 
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1805  ^}ege  Reclinung,  so  wie  die  Führung  der  übrigen  6  Rechnungen  unent- 
o-eldlich  zu  übernehmen,  und  daher  eine  Remuneration  höchst  billig  ist,  so 
hat  die  Kammer  vorgeschlagen,  dass  er  für  die  Uebernahme  dieser  bedeu- 
tenden Arbeit  von  der  Bezehntung  seines  jährlichen  Einkommens  resp.  als 
Kapitular  und  Dechant  befreyet  "sverde. 

Nach  der  pro  1803/4  geschehenen  Ausmittelung  beträgt  dieses  Zehntel 
187  Rthlr.  Viel  höher  wird  solches  in  der  Folge  wol  nicht  zu  stehen 
kommen,  und  wenn  man  erwägt,  dass  er  in  der  Eigenschaft  als  Dechant 
nach  Analogie  der  bey  den  Dechanten  der  Dom-Stifter  angenommenen  Grund- 
sätze auf  die  Befreyung  der  Decimatlon  von  den  Decanat-Revenüen,  welche 
über  die  Hälfte  seiner  Einnahme  betragen,  gewissermaassen  einen  Anspruch 
hat,  so  wird  der  Erlass  des  Y^o  von  seiner  übrigen  Einnahme  nur  eine  sehr 
massige  Belohnung  seyn. 

Bei  diesen  Verhältnissen  trage  bei  E.  K.  M.  ich  .  .  .  dahin  an: 

1.  dass  dem  Dechant  Osthauss  die  Führung  des  Kellnerey-  und 
der  übrigen  Kapitels-Register  übertragen  und  er  dagegen  von  Trini- 
tatis  a.  f.  an  von  der  Decimation  seiner  gesammten  Einkünfte  be- 
frej^et,  und 

2.  dass  den  übrigen  Kapitularen  die  Emolumente  des  Kellnerey- 
Registers,  wenn  sie  die  Reihe  trift,  belassen  werden  und  zwar  in 
der  Art,  dass  fiscus  wegen  der  vacanten  Präbendeu,  wenn  ihn  die 
Reihe  trift,  diese  Emolumente  gleichfalls  beziehe.« 

Nov.  9  Rand  Verfügung,  geschrieben  von  Beyme. 

»9.  November  1805. 
Approbirt. « 

Okt.  31  Cabinets-Schreiben    an    den    Fürstbischof  von  Hildesheim    s.  unter 

dem  19.  Oktober  1805,  No.  874. 

Nov.  5  880.    Cabinets-Ordre  an   den  Staats-Minister  v.  Massow.    Potsdam 

1805  November  5. 

R.  89.    Minuten  des  C'abinets.   121. 

Die  Stiftsstellen  sollen  für  den  Kriegsfall  allein  xur  Belohnung  kriegerischer  Verdienste 

vorbehalten  bleiben. 

.  .  .  »Indem  ich  durch  den  unvermeidlichen  Drang  der  Umstände  ge- 
nöthigt  worden  bin,  Meine  Armee  zum  Schuz  Meiner  Völker  auszurüsten, 
muss  ich  auf  den  möglichen  Fall  eines  Krieges  fürs  Vaterland  aucli  alle 
Mittel  zusammen  halten,  um  ausgezeichnete  kriegerische  Verdienste  auf  der 
Stelle  auf  eine  eben  so  ausgezeichnete  Weise  belohnen  zu  können.  Dazu 
gehören  vorzüglich  die  Praebenden  bei  den  Dom-  und  Collegiat-Stiftern. 
Da  aber  die  Disposition  darüber  durch  die  alternirende  CoUation  der  Stifter 
und    durch    frühere    Anwartschaften   beschränkt   ist,    so    müssen,    so    lange 
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die  öflfeutlicLen  Conjunctureu  keine  günstigere  Wendnng  nehmeu,   niclit  nur    J^    ''fr 
alle  Stiftische  CoUationeu  siispentliit  werden,    sondern  es  müssen  auch  alle 
frühere  Anwartschaften  mit  einziger  Ausnahme    solcher,    die    zu  Helohnung 
ausgezeichneter  Verdienste  ertheilt  sind,  zurückstehen. 

Ich  befehle  Euch,  sämmtliche  Stifter  hiervon  zu  benachrichtigen  und 
dieselben  anzuweisen,  Mir  jede  Praebendeu-Vacanz  unverzüglich  unmittelbar 
anzuzeigen  und  damit  zugleich  die  Anzeige  zu  verbinden,  ob  darauf  eine 
neue  Anwartschaft  zu  Belohnung  eines  ausgezeichneten  Verdienstes  ertheilt 
sei.  Sollte  ich  dann  auch  nicht  sogleich  darüber  disponiren,  so  müsst  Ihr 
die  Verfügung  treffen,  dass  bis  zu  Meiner  disposition  nichts  Nachtheiliges 
dabei  vorgehe.  Diese  meine  allgemeine  Entschliessung  soll  auch  schon  bei 
allen  jezt  vacanten  und  noch  nicht  vergebenen  Praebenden  ...  in  Ausübung 
gebracht  werden.«   .  .  . 

Hiernach  ergeht  am  16.  November  1805  ein  »Circulare«  des  Hoheits-  Nov.  lU 
und  Geistlichen  Departements  an  sämmtliche  Dom-  und  Kollegiat-Stifter. 


881.  Staats- Mi  nister  Frhr.  v.  Schroetter  an  das  Hoheits-Departement.  Nov.  7 
Berlin  1805  November  7. 

E.  7.  A.  25.  D.      Ausfertigung. 

Die  umnittelbar  in  Rom  nachgestichte  Säkularisation  eines  Franxislca'ners  ist  niclit 
XU  genehmigen  und  künftige  Fälle  sind  xu  rcrJmidern. 

»Der  Franciskaner  Ordens- Geistliche  Moritz  Przybiszewski  hat  vor- 
schriftswidrig indirecte  dem  Päpstlichen  Stuhl  das  Gesuch  um  seine  Saecu- 
larisation  eingereicht  und  diese  auch  durch  ein  päpstliches  Decret  wiederum 
indirecte  erhalten,  von  dem  eine  Abschrift  hierbey  gefügt  ist. 

Dieser  Ordensgeistliche  ist  zwar  ein  geboruer  Preussischer  ünterthan, 
hat  sich  aber  viele  Jahre  hindurch  im  Oesterreichischen  Gebiet  aufgehalten, 
von  wo  er  erst  im  Jahre  1802  in  das  Kloster  zu  Skompe  in  Neuost])reus3en 
zurückgekehrt  ist.  Hier  hat  er  durch  seine  unruhige  Gemüthsart  und  Sitten- 
losigkeit  sich  dem  ganzen  Kloster  sehr  beschwerlich  gemacht,  ist  eigenmäch- 
tig aus  demselben  gegangen  und  hat  darauf  auch  selbst  die  Einwohner  der 
Stadt  Skompe  zu  mehrern  unnützen  Klagen  aufgereizt.  Sein  Saecularisations- 
Gesuch  hat  um  so  weniger  von  dem  Fürstbischof  zu  Plock  unterstüzt  wer- 
den können,  da  dieser  letzterer  in  einem  Schreiben  an  die  Kammer  zu  Plock 
vom  30*''°  Juny  1804,  worin  er  ganz  vorschriftsmässig  erklärt,  dass  er  die 
beim  Päpstlichen  Stuhl  ausgewürkte  Saecularisation  des  p.  Przybiszewski 
nicht  vor  dem  erhaltenen  Königlichen  Placet  bestätigen  werde,  inständigst 
bittet:  dass  die  Kammer  nicht  darauf  dringen  möge,  dass  er  einen  so  i)e- 
kannt  unsittlichen  Menschen,  als  dieser  Ordensgeistliche  sey,  in  seiner  Dioe- 
ces  als  Weltgeistlichen  anstellen  solle. 

Dieser  Fall  scheint  vorzüglich  geeignet,  den  Kömisclien  Hof  ernstlich  zu 
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1805  erinnern,  die  Geistlichen  Geschäfte  der  Preuss.  Katholischen  Unterthanen  nie 
ohne  Vorwissen  und  Vermittelung  des  Königlichen  Residenten  zu  Rom  zu  be- 
treiben, indem  unausbleiblich  selbst  dem  Päpstlichen  Stuhl  nachtheilige  lucon- 
veuiencien  aus  der  unmittelbaren  Communication  nur  entstehen  können.  E.  E. 
.  .  .  stelle  ich  daher  .  .  .  anheim :  dem  Residenten  zu  Rom  deshalb  den  er- 
forderlichen Auftrag  deshalb  geben  zu  lassen. 

Was  den  Ordensgeistlichen  Przybiszewski  und  seine  Saecularisation 
betrifft,  so  werde  ich  dem  Päpstlichen  üecret  das  Placet  nicht  ertheileu  und 
den  Przybiszewski  dahin  bescheiden  lassen,  entweder  in  ein  Kloster  seines 
Ordens  znrück  zu  kehren,  oder  die  Preussischen  Staaten,  wie  er  selbst  auch 
schon  willens  gewesen  ist,  zu  verlassen.« 

Reck  stimmt  am  18.  November  1805  Schroetter  »völlig  bei«  und 
beantragt  am  5.  December  1805  bei  Hardenberg,  den  Residenten  in  Rom 
v.  Humboldt  aufzutragen:  »dort  dergleichen  auf  unrichtigen  AVegen  ange- 
brachte Gesuche  und  die  incompetente  Römische  Verfügungen  darauf  zu 
coupiren. « 

Concept  a.  a.  0. 

Nov.  7           Schreiben  von  Reck  und  Massow  an  Hoym  s.  unter  dem  25,  Oktober 
1805,  No.  877.  

Nov.  9  Cabiuets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  30.  Oktober  1805,  No.  879. 


Nov.  16         882.    Cabinets-Ordre  an  den  Staats- Mi  nister  von  Massow.    Potsdam 
1805  November  16. 

R.  64.  Lingen.  Eccles.    Ausfertigung,  geschrieteii  von  Beyme. 

Fordert  Bericht  über  lieligions-Bedrückungen  der  Katholiken  in  LingcnA] 
.  .  .  >Der  Kammer-Präsident  v.  Vincke  zu  Münster  erwähnt  gelegent- 
lich in  einem  an  Mich  erstatteten  Berichte  des  religiösen  Drucks,  worunter 
die  Katholischen  in  der  Provinz  Lingen  seufzen.  Da  nun  Religions-Bedrük- 
kungen  ganz  gegen  Meine  Denk-Art  und  die  Maxime  der  Regierung  sind, 
so  befehle  Ich  Euch,  ungesäumt  zu  erforschen,  was  an  dieser  Aeusserung 
wahr  oder  falsch  sey,  und  gutachtlich  darüber  zu  berichten.«  .  .  . 


Nov.  16  Circulare   an   die   Stifter   s.  unter  dem  5.  November  1805,  No.  880. 


1)  Cfr.  No.  889. 


Klostergeistliche.    Lingeii.    Gnesen.  4§7 

883.     Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss,     lierlin   1805  J^^^,. 

Nov.  11) 
November   1(5. 

R.  Sil.  32.  I>.    Ausfertigung. 

Dem  Kanonikm  Martin  Dunin  soll  die  Ex^peläanx  auf  eine  Donilierrn-Prübcndc  xu 

Onesen  übertragen  werden. 

»Bei  dem  Dom-Stifte  in  Gneseu  ist  durch  den  nui  7.  Julius  d.  J.  er- 
folgten Tod  des  Domherrn  Josaphat  v.  Murzynow.ski  eine  zu  E.  K.  M.  Kol- 
lazion  gehörige  Präbende  vakant  geworden.  Zu  selbiger  hat  der  Fürst- 
Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  v.  Raozynski,  den  Kanonikus  Martin  Duiiiu  in 
Wraclawek,  der  zeitherige  General-Administrator  des  Erzbistums  Gnesen  und 
designirte  Bischof  von  Posen  v.  Malczewski  aber  den  Geistlichen  von  Fiial- 
kowski  in  Vorschlag  gebracht. 

Beide  Kandidaten  sind  nach  dem  über  sie  eingezogenen  Berichte  der 
Posenschen  Kammer  in  Küksicht  auf  Kenntnisse  und  moralischen  Wandel 
gleich  qualifizirt,  auch  der  jezzigen  Landes-Regierung  ergeben.  Für  erstem 
spricht  indes  noch  besonders,  dass  er  von  dem  Fürsten-Erzbischof  zum  erz- 
bischöflichen Auditor  in  Gnesen  vorläufig  bestimmt  ist  und  diese  Funkzion 
unentgeldlich  übernehmen  will,  für  leztern  aber,  dass  er  von  dem  Bischof 
V.  Malczewski  bisher  schon  als  Sekretair  des  Dom-Kapitels  auch  zur  Be- 
sorgung mehrerer  geistlichen  Angelegenheiten  gebraucht  worden  und  sich 
dadurch  Verdienste  um  das  Kapitel  erworben  hat. 

Nach  dem  von  E.  K.  M.  mittelst  .  .  .  Kabinets-Ordre  vom  24.  Julius 
1802  genehmigten  Plan  zur  Kedukzion  des  Gnesenschen  Dom-Kapitels  kann 
jedoch  der  neue  Kanonikus  nur  Expektaut  werden,  denn  jener  Plan  bestimmt, 
dass  die  Anzahl  der  Domherren  in  Gnesen  von  30  auf  17  vermindert,  dem 
Dom-Kapitel  aber  frei  bleiben  soll,  einen  18ten  Kanonikus  in  Vorschlag  zu 
bringen,  welcher  Expektaut  sein  und  erst  dann  Picvenüen  und  Stimm-Recht 
erhalten  soll,  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder  sich  auf  16  vermindert  haben 
wird.  Die  Genehmigung  dieses  Domherrn  hängt  überhaupt  und  in  gegen- 
wärtigem Falle  um  so  mehr  von  E.  K.  M.  ab,  als  die  durch  den  Tod  des 
p.  V.  Murzynowski  erledigte  Stelle  AUerhöchstdero  KoUazion  ist.   .  .  . 

Mir  scheint  der  p.  Dunin  deshalb  den  Vorzug  zu  verdienen,  weil  er  für 
die  Funkzion  des  erzbischöflichen  Auditors  bestimmt  und  von  dem  Fürsten- 
Erzbischof  enipfolen  worden,  unter  diesem  künftig  stehen  wird  und  es  wün- 
schenswerth  ist,  dass  Zuneigung  und  VerpHichtung  dies  Verhältnis  angenehm 
mache,  wie  denn  auch  dem  Erzbischof,  der  die  Gehülfen  in  der  Ausübung 
seines  Amtes  hinlänglich  zu  remuneriren  nicht  im  Stande  ist,  jede  Gelegen- 
heit, solches  durch  Aussicht  zu  Beförderungen  zu  thun,  zu  erlciclitern  sein 
dürfte.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»21.  November  1805. 

lUiiiiii  soll  die  Präbende  erhalten.' 


4g§  Urkuuclcn  No.  884—886. 

1805  Hieruacb  Cabiuets-Ordre  an  Voss  und  MassoAV,  Potsdam  1805  No- 

Nov.  21 

vember  21. 

R.  S'J.    Minuten  des  C'abinets. 


Nov.  25         884.     Die  Warschauer  Kriegs-  und  Domainen-Kammer  an  das  Süd- 
preussische    Departement.     Waiscliau   1805  November  25. 

Cien.-Üirfktoriura  Sudpreussen  LXXII.  2S2.  a.    Ausfertigung,   gez.  Hoym ;  Schultz;  Zanthier; 
V.  Colomb;  Dietrich;  Boethke;  v.  Reiswitz;  Scheel. 

Warme  Mnpfehlung  der  Gratifikation  des  Infulaten  v.  Zachariasxeivicx,  für  die  Ver- 
waltung des  Ofßcialats  xu  Lomcx  toährend  der  Erxbischöf liehen  SedisvakanxA) 

>Der  Infulat  v.  Zachariaszewicz  hat  bey  uns  auf  eine  Gratificatiou  für 
die  Verwaltung  der  Geschäfte  angetragen,  welche  ihm  an  der  Spitze  des 
Consistorii  zu  Lowicz  während  der  erzbischöflichen  Sedisvacanz  anvertraut 
worden  sind  und  die,  wie  er  sieh  bewusst  sey,  von  ihm  mit  Gewissenhaftig- 
keit erfüllt  worden.  Sein  Antrag  ist  billig  und  ihm  zu  deferiren  unserem 
Dafürhalten  nach  gerecht,   denn 

1.  liegt  dem  Erzbischofe  ob,  [für]  die,  welche  in  seinen  Namen  die 
Geschäfte  besorgen,  für  die  er  besoldet  wird,  ein  der  Würde  und  Wichtig- 
keit des  Amts,  welches  sie  verwalten,  angemessenes  Gehalt  anzuweisen. 
Folglich  ist  auch  Fiscus  verpflichtet,  Avährend  der  Zeit  dass  er,  sey  es  zu 
welchem  Zwecke  es  wolle,  die  Revenuen  des  Bisthums  zieht,  die  Unter- 
haltung und  Belohnung  derer  Officianten,  die  fortwährend  die  Spiritualieu 
des  Bisthums  verwalten,  zu  übernehmen. 

2.  Vorzüglich  verdient  dieser  achtungswürdige  Greis  diese  Berücksich- 
tigung. Nichts  hat  seinen  Eyfer,  dem  Staate  und  der  Kirche  zu  dienen, 
erkalten  können.  — ■  Selbst  in  der  gefährlichsten  Crisis  seiner  Krankheit, 
die  ihn  zwang  zu  seinem  Arzte  nach  Warschau  zu  gehen,  blieb  er  in  un- 
unterbrochener Erfüllung  seiner  Amtspflicht.  Ueberall  wo  die  Gesezze  seiner 
Kirche  es  nur  erlaubten,  unterstüzte  er  kräftig  die  Absichten  der  Regierung 
und  waren  jene  ihm  entgegen,  so  wusste  er  mit  Klugheit  den  Willen  der 
politischen  Macht  mit  den  Grundsätzen  seines  kirchlichen  Verhältnisses  zu 
einigen.  Vorzüglich  eröfnete  uns  seine  ausgebreitete  Kenntniss  des  canoni- 
schen Rechts  und  der  ehemaligen  Staatsverfassung  oft  eine  belehrende  Quelle 
und  er  scheute  hierbei  keiue  Zeit  und  Kraftaufwand. 

3.  Wenn  der  jezzige  Bischof  von  Posen  auch  als  Administrator  des 
Erzbisthums  Gnesen  remunerirt  worden  ist,  so  hat  dies  keinen  Einfluss  auf 
die  eigentliche  Verwaltung  des  Bisthums  Lowicz  gehabt.  Der  p.  Zacharia- 
szewicz hat  nach  wie  vor  die  Function  als  Official  verwaltet  und  nicht 
allein  keine  Remuneration  erhalten,  sondern  ist  sogar  noch  verpflichtet  wor- 
den, die  übrigen  Officianten  des  Consistorii  zu  besolden. 

Wie   hoch    die   Gralification    anzunehmen   ist,    müssen   wir   der    Gnade 


1)  Cfr.  No.  890. 


Warschau.    Breslau.    WestpreusHen.  4g9 

E.  K.  M.  anheim  geben  und  bemerken  nur,  ilas.s  der  i).  All)ertrundi  für  die  zur  .,,^^^^„ 

Nov.  29 
Zeit  der  ersten  Vacanz  des  hiesigen  Bisthunis  uacii  der  Verfügung  des  .  .  . 

Reskripts  vom  14.  Jul.  1800  von  dem  p.  Miaskowski,  welcher  die  temporalia 
des  Bisthums  gezogen  hatte,  jährlich  500  Kthlr.  für  die  Verwaltung  des  Of(i- 
cialats  und  300  Rthlr.  für  Verwaltung  des  SuiVragenats  (!)  erhalten  hat.  - 

Nach  diesem  Maasstabe  würde  also  der  p.  v.  Zachariaszewicz  ohugefähr 
2000  Kthlr.  aus  dem  Fond  erhalten,  welcher  wälireud  der  Sedisvacauz  vom 
Fisco  verwaltet  worden  ist.  —  Wir  bitten  .  .  .  um  Üeferirung  unseres  An- 
trages, weil  wir  alsdenn  hoflen  können,  dass  dieser  würdige  Geistliche  — 
auch  in  den  jezzigen  Verhältnissen,  wenigstens  durch  seinen  Kath  dem  Staate 
nüzlich  sein  wird.« 

Sclireiben  Iloym's  s.  unter  dem  25.  Oktober  1805,  No.  877.  Nov.  26 


885.  Immediat-Schreiben  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs  Dec.  8 
von  Breslau.     Johannesberg  1805  December  8. 

R.  89.  32.  E.    Eigenhändig. 

Bittet  um  die  Erlauhniss  ztir  Reise  nacli  Berlin. 
Sire!  La  Proximite  du  Theatre  de  la  Guerre  rend  le  Sejour  en  Silesie 
si  penible  que  j'ose  prendre  la  Libertö  de  Supplier  V.  M.  de  m'accorder 
l'aggrement  de  me  reudre  ä  Berlin,  j'irai  alors  porter  au  Pied  du  Throne 
les  Voeux  qiie  la  Saison  authorise,  avec  l'assurance  de  la  parfaite  et  pro- 
fonde  Soumission  avec  la  quelle  je  suis,  Sire,  de  V.  M.  le  plus  humble  et 
le  plus  obeissant  Serviteur  et  Sujet  Joseph  P.  E.  de  Breslau.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Dec.  21 

»21.  December  1805. 
Recht  gern.« 

Rescript  an  den  Bischof  Raczynski  s.  unter  dem   16.  Oktober  1805,   Dec.  9 
No.  873. 

886.  Rescript  des  Geistlichen  Departements  an  die  Westpreussische  Dcc.  ii 
Regierung.     Berlin   1805  December  11. 

E.  7.  B.  24.    Abschrift;    gedruckt    in    »Neues    Allgemeines   Archiv    für   Geschichtslrande  des 
Preussischen  Staates«,  I,  S.  Gö,  Berlin  1836. 

Klostcraufhebungen  xum  Besten  des  Schulfonds  sind  prinzipiell  icünschenswcrth,  aber 
von  besonderer  Autorisation  abhängig. 

>Die  von  Euch  zur  Verbesserung  des  Westpreussischen  Schnlfonds  über- 
haupt und  des  Einkommens  des  combinirten  Westpreussischen  und  Erm- 
ländischen  katholischen  Schulwesens  insonderheit  in  Eurem  Bericht  vom 
27'*^"  Septbr.  d.  J.  vorgeschlagenen  Mittel,  nehmlich  die  Aufhebung  der  in 
dortiger  Provinz  aunoch  bestehenden  Mtinchs-Klöstt'r,  linden  Wir  der  Sache 
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^^^  völlig  angeinesseu  und  wollen  Euch  dahero  hierdurch  autorisiren,  zur  Aufhebung 
jedes  einzelnen  Klosters  und  zur  Pensionirung  oder  anderweitigen  Versorgung 
der  darin  botindlichen  Mönche  specielle  Auti-äge  bei  Unserm  Geistlichen  Depar- 
tement einzureichen.  Jedoch  habt  Ihr  die  Einleitung  hiezu  mit  aller  Behut- 
samkeit zu  treflen,  da  vor  der  Realisirung  die  Genehmigung  Unserer  höchsten 
Person  erforderlich  ist,  und  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dabei  das  Ver- 
mögen jedes  Klosters  und  dessen  Einnahme-  und  Ausgabe-Etat,  desgleichen 
zu  eruiren  ist,  ob  die  Mönche  wegen  der  Cura  animarum  zum  Theil  uöthig 
sind,  und  wie  es  mit  deren  Sustentation  uud  Aufenthalt  und  Pensionirung 
der  übrigen  zu  halten.  Uebrigens  ist  diese  Operation  auf  die  Mönchsklöster 
einzuschränken.«   .  .  . 

1806  Xn  Folge  dieses  Rescriptes   beantragt  die  AVestpreussische   Regie- 

rung am  26.  September  1806  die  Aufhebung  des  Karthäuser-Klosters  zu 
Karthaus  bei  Danzig  mit  Beiftigung  ausführlicher  Vermögeusnachweisungeu 
und  luventaricn,  auch  von  der  Bibliothek.  Eine  Verfügung  hierauf  erfolgt 
nicht  mehr. 


Dec.  13         887.     Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Thulemeier.     Berlin 
1805  December  13. 

R.  04.  Lingen.  Eccles.    Absclirift. 

Beantragt,  den  katholischen  Einwohnern  von  Wcttriip  in  Lingen  den  Gebrauch  der 
protestantischen  Kapelle  und  die  Haltung  eines  Oeistlichen  xu  gestattenJ] 

»Zum  Kirchspiel  Lengerich  im  Lingeuschen  gehört  die  aus  lauter 
katholischen  Einsassen  bestehende  Dorfschaft  Wettrup,  deren  Zahl  sich  auf 
500  Seelen  beläuft.  In  ihrer  Mitte  liegt  eine  Kapelle,  in  welcher  jetzt  seit 
der  Religions-Veränderung  der  vormaligen  Landes-Herrschaft  kein  Gottes- 
dienst gehalten  wird;  gleichwol  ziehet  die  reformirte  geistliche  Kasse  die 
Revenuen  der  Kapelle.  Die  katholische  Gemeine  Wettrup  wünscht  diese 
Kapelle  zu  ihrer  sonn-  imd  fest-täglichen  Andacht  benutzen  zu  dürfen  und 
ist  bereit,  sich  einen  eigenen  Geistlichen  zu  halten.  Sie  will  ferner  dem 
katholischen  und  protestantischen  Prediger  zu  Lengerich  die  jura  stolae 
nach  wie  vor  entrichten,  auch  zum  Unterhalt  der  dasigen  Pfarrgebäude  und 
zu  den  übrigen  Pfarrlasten  concurriren.  Beide  Geistlichen  haben  im  Ganzen 
nichts  dagegen,  wenn  nämlich  ausser  der  Erfüllung  einiger  anderer  Be- 
dingungen die  Revenuen  der  Kapelle  nach  wie  vor  verbleiben  uud  das 
Gebäude  von  den  Wettruppern  in  gutem  Stande  erhalten  wird.  Es  käme 
also  nur  noch  auf  die  Frage  an,  ob  die  im  Jahre  1717  erfolgte  Einschrän- 
kung der  Katholiken  auf  den  Gottesdienst  in  ihren  Privathäusern  beizu- 
behalten räthlicli  wäre.  Das  reformirte  Kirchen-Direktorium  verwendet  sich 
seibat  für  die  Katholiken   und  E.  K.  M.   haben  .  .  .  mehrmals   zu   erklären 


1    C:tr.  No.  889. 


WestpreuBsen.    Lingen.    Südpreussen.  4(j| 

geruhet,    dass,    wenn   in   einem  Dorf  in  Schlesien    eine    lutherische  Kirche,  ,,^^^,. 
aber  keine  Wirthe   dieser  Keligions-Parthey,    sondern   nur    katholische   vor- 
handen wären,   Höchstdieselben    letztern   den  Gebrauch   der  Kirche   zu   be- 
willigen keinen  Anstand  finden  würden.     Bey  solchen  Umständen   darf  ich 
.  .  .  anfragen: 

ob  E.  K.  M.  den  Katholiken  zu  Wettrup  den  Gebrauch  der  dasigen 
reformirten  Kapelle  mit  der  Befugniss,  durch  einen  Geistlichen  darin 
Gottesdienst  halten  zu  lassen,  ...  zu  bewilligen  geruhen  zu  wollen.-  .  .  . 

Der  Antrag  wird  durch  Cabinets-Ordre,  Berlin  1805  December  19,  Dec.  91 
»unbedenklich«   be^nlligt.     Am  12.  Mai  18U6  bestätigt  Thulemeier  das  hier- 
über mit  der  Gemeinde  geschlossene   »Abkommen«. 


Cabinets-Schreiben    au    den    Bischof   von   Breslau    s.    unter    dem  Dec.  21 
8.  December  1805,  No.  885. 


888.    Rescript  des  Südpreussischen  Departements  an  die  Kammer  Dec.  24 
in  Posen.     Berlin   1805  December  24. 

Gen. -Direktorium  Südpreussen.  LXXIII.  17.  (General- Verordnungen.)  Abschrift,  gez.  Voss. 
Die  Anstelluugs-Qehührcn  der  höheren  hatholisclien  Oeistlichkeit  in  Südprenssen . 
»Bey  Besetzung  der  höheren  geistlichen  Stellen  in  Südpreussen  sind 
die  Anstellungsgebühren  bisher  nicht  überall  richtig  angesezt  worden,  und 
diess  hat  Uns  veranlasst,  darüber  mittelst  Rescripts  vom  5.  Aug.  d.  J.  auch 
von  Euch  nähere  Anzeige  zu  erfordern.  Nachdem  Ihr  nun  solche  unterm 
19.  Sept.  d.  J.  gegeben  und  unterm  29.  Octbr.  vervollständiget  habt,  so 
lassen  Wir  Euch  hiermit  eröffnen,  dass  das  Reskript  vom  20.  Januar  1794 
von  Euch  ganz  richtig  verstanden  und  in  Anwendimg  gebracht  ist.  Nach 
diesem  müssen  nehmlich 

1.  die  Parochi^)  oder  Pfarrer  und  Pröpste  bey  ihrer  Anstellung  das 
erste  Quartal  der  Einkünfte  der  ihnen  verliehenen  Pfründen  oder  Pfarren 
zum  Schulfonds; 

2.  Prälaten  und  Canonici,  welche  Pfründen,  nehmlich  andere  als  Pfarren 
haben  und  daraus  ihr  Einkommen  ziehen,  den  vierten  Theil  der  einjährigen 
Einkünfte  als  Chargengebühren; 

3.  Bischöfe  und  wirkliche  den  Stiftern  vorstehende  Prälaten   ebenfalls 

a)  den  vierten  Theil  der  Einkünfte  eines  Jahres  als  Chargenge- 
bühren und 

b)  noch  4  Prct.  einer  einjährigen  Revenue  in  Stelle  der  in  Schlesien 
zu  erlegenden  besondern  Ministerial-Gebühren  zum  Schulfonds  neben 
den  reglementsmässigen  Stempeln  und  geh.  Canzlcy-Gcbühren  ent- 
richten. 


1)  Vorlage:  >Parochie<. 
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1805  ^Yjj.  empfehlen  Euch,   hiernach  ferner   genau  zu  verfahren,   besonders 

aber  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  bey  der  gegenwärtigen  Ansetzung  des 
Fürst-Erzbischofs  von  Gnesen,  Gr.  von  Raczynaki,  von  seiner  aus  Euerm 
Departement  fälligen  Kompetenz, 

des  Bischofs  von  Posen,  von  Malzewski  und 

des  Dompropstes  von  Wolicki  zu  Gnesen  die  verordneten  4  p.  c.  zu 
Euerm  Schulfonds  einzuziehen.« 

Aehnliche  Rescripte  ergehen  unter  gleichem  Datum  an  die  Kammern 
in  Kaiisch  und  in  Warschau. 

a.  a.  0.  

Dec.  30         889.   Staats-Minister  v.  Thulemeier  an  den  Staats-Minister  v.  Massow. 
Berlin  1805  December  30. 

K.  64.  Lingen.  Eccles.    Ausfertigung. 

Die  Verbesserung  der  Lage  der  Katholiken  in  Lingen  ist  xu  wünschen,  hat  auch 
bereits  begonnen,  darf  aber  nicht  zur  Intoleranz  gegen  die  Protestanten  werdenS) 

Beantwortet  eine  Anfrage  vom  11.  December  1805:  »Was  die  Sache 
an  sich  betrift,  so  wäre  es  auch  mein  Wunsch,  dass  die  Lage,  in  welcher 
sich  besagte  Katholiken  der  dortigen  Verfassung  gemäss  befinden,  verbessert 
und  denselben  sowol  der  Gebrauch  der  leer  stehenden  Kapellen  als  auch 
die  Ansetzung  eigener  Schulhalter  verstattet  würde.  Es  ist  auch  schon 
neuerlich  den  Katholiken  zu  Wettrup^)  der  Gebrauch  der  dasigen  reformirten 
Kapelle  und  die  Befugniss,  durch  einen  Geistlichen  ihrer  Confession  darin 
Gottesdienst  zu  halten,  bewilligt  worden.  .  .  .  Damit  jedoch  solche  Begünsti- 
gungen nicht  zur  Aufopferung  der  den  Reformirten  in  jener  Provinz  seit 
dem  Jahre  1717  zustehenden  und  versicherten  Rechte  und  Vorteile  führe 
und  also  aus  einer  zeitigen  Toleranz  gegen  die  Katholiken  eine  oflFenbahre 
Intoleranz  gegen  die  Protestanten  erwachse,  so  würden  zugleich  Entschä- 
digungs-Mittel für  die  reformirten  Prediger  und  Schullehrer  vorzuschlagen 
seyn,  nicht  nur,  wie  sie  ad  dies  vitae  der  jetzo  sich  in  officio  befinden- 
den Personen,  sondern  auch  pro  futuro  für  ihre  Nachfolger  zu  beschaffen 
seyn  dürften.  Unter  ähnlichen  von  des  Königs  Majestät  gebilligten  Be- 
dingungen würde  jene  Begünstigung  auf  mehrere  Kapellen  oder  andere  der- 
gleichen Gebäude  und  auf  die  Anlegung  eigener  Schulen  ausgedehnt  werden 
können.  Hierauf  ersuche  ich  E.  E.  ...  die  Münstersche  p.  Kammer  in 
dem  au  Sie  zu  entwerfenden  Auftrage  besonders  aufmerksam  zu  machen 
und  dem  gemäss  deren  nähere  Vorschläge  ...  zu  erfordern.«   .  .  . 

180f)  Das   Rescript    an    die   Kammer    zu    Münster   erfolgt    demgemäss   am 

•';"'■  l-"^  15.  Januar  1806. 

a.  a.  0.  Concept,  gez.  Thulemeier  und  Massow. 

1,  ('fr.  No.  882.  2)  No.  887. 


Südpreussen.    Lingon.    Gnesen.  493 

890.     Dompropst  v.  Malczewski,   General-Administrator  des  Erzbis-  t}^%. 
thums  Gnesen,  an  den  Staats-Mlnister  v.  Voss,   (iucbcn  ihuö  Deccmhcr  30. 

Gen.-Uirektorium  Südpreussen.  LXXII.  2^•J.  a.    Austerliifunii. 

Befürivortende  Antwort  auf  die  Anfrayc  nrycn  der  Oratifikation  des  In  fühlten  v.Zacha- 
riasxcwicx.     Doch  ist  Lowic\  kein  Bi^tlium,  sondn-n  nur  ein  Oenn-nl-OfficialatA] 

.  .  .  »Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  der  p.  v.  Zachariasze- 
wlcz  zur  Verwaltung  der  geistlichen  Angelegenheiten  Kenntnisse  und  Fähig- 
keit besitzt  und  dass  er  in  arbeitsamer  und  kluger  Filhniug  der  rieschilfte 
beim  General-Kousistorio  zu  Lowicz  durch  einen  anselinlichcu  Zeitraum  nicht 
nur  seine  Geschicklichkeit,  sondern  aucli  seinen  Eifer  für  das  allgemeine 
Beste  und  treue  Anhänglichkeit  zu  der  Staatlichen  Verfassung  bewiesen 
hat.  —  Von  dieser  Seite  betrachtet,  hat  er  sowohl  den  gerechten  Kuhm 
der  Königl.  Kammer,  als  auch  E.  E.  hohe  Gnade  verdienet. 

Aber  ohne  allen  Grund  setzte  die  p.  Kammer  den  3.  Punkt  in  ihrem 
Berichte.  Das  Bisthum  Lowicz  existirte  niemals.  Es  war  nur  immer  dort 
und  ist  bis  heute  ein  general-Officialat,  dem  in  Gnesen  mit  Allem  gleich. 
Eine  besondere  Jurisdiktion  hatte  dasselbe  niemals,  sondern  erfüllte  die  ihm 
vom  Erzbischof  stante  sede,  und  vom  Administrator  sede  vacante  mitge- 
theilte  Gerechtsame,  in  welchem  letztern  die  ganze  Gewalt  der  Archidiözes 
sich  concentrirt.  —  Der  während  der  Sedis-Vakanz  erwählte  general-Ad- 
ministrator  hat  zu  seiner  Hülfe  bei  jedem  general-Konsistorio  zur  Verwal- 
tung der  geistlichen  Geschäfte  einige  Personen,  die  Locum  tenentes  genannt 
sind;  einer  von  dieser  Zahl  ist  der  Herr  v.  Zachariaszewicz  bei  dem  Kon- 
sistorio  zu  Lowicz.  Die  so  genannten  Locum  tenentes  erlassen  alle  von 
Amtswegen  ausgehende  von  ihnen  unterzeichnete  Schriften  unter  dem  Titel 
nnd  Insiegel  des  Administrators  und  sind  verpflichtet  demselben  Berichte 
über  die  Konsistorial-Verhandlungen  monatlich  abzustatten. 

Der  Administrator  wird  von  Rechtswegen  pensionirt,  die  Locum  tenentes 
aber  waren  nie  bei  der  ehemaligen  Verfassung  salarirt;  jedoch  wurde  denen- 
selben  die  Beförderung  und  Versorgung  mit  besserem  Fond  für  ihre  fleissige 
Erfüllung  der  Amtspflichten  vom  nachfolgenden  Erzbischof  zugestanden.  — 
Es  ist  ein  Versehen,  als  hätte  der  p.  v.  Zachariaszewicz  die  tlbrigen  Offi- 
cianten  des  Konsistoriums  besolden  sollen,  vielmehr  einem,  der  unter  seiner 
Hand  arbeitet,  Namens  Jurowski,  ist  eine  Pension  vom  Staat  angewiesen. 

Die  Widerlegung  des  3.  Punkts  widersagt  jedoch  dem  Lobe  nicht, 
welches  die  p.  Kammer  dem  p.  v.  Zachariaszewicz  zuerkennt,  viel  mehr 
lässt  dieselbe  besonders  im  2.  Punkte  seinen  Kenntnissen,  ununterbrocliener 
Arbeit  und  Avahren  Verdiensten  völlige  Gerechtigkeit  widerfahren.  Von 
meiner  Seite  muss  ich  noch  zusetzen,  dass  der  p.  v.  Zachariaszewicz  durch 
Verlust  seiner  phisischen  Kräfte  im  öffentlichen  Dienste  grossen  Schaden 
deshalb  leidet,  weil  seine  schwache  Gesundheit,  die  ihn  veranlasst  bei  seinem 

1)  Cfr.  No.  884. 
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^^%  Arzte  in  W;irschau  beständig  zu  bleiben,  nicht  nur  ansehenliche  Ausgaben 
verursacht,  sondern  ihn  auch  von  einigen  vortheilhafteu  und  mit  seiner 
persönlichen  Residenz  in  Lowicz  verbundenen  Emolumenten  entblösset.« 

Eine  weitere  Verfügung  von  Voss  an  die  Warschauer  Kammer  wegen 
der  Gratifikation  liegt  nicht  vor. 


Dec.  31  Bericht  von  Humboldt  s.  unter  dem  31.  Deccmber  1803,  No.  672. 


Ende  891.     Immediat-Vorstellung  des  Bischofs  von  Posen,  Graf  Ignatius 

'^^''■^   Raczynski.     s.  1.  s.  d.  (Ende  1805?)  i). 

R.  89.  32.  D.    Ausfertigung. 

Bittet,  die  Geistlichkeit  statt  unter  die  Aufsieht  der  Kriegs-  und  Domainen- Kammern, 
unter  die  der  Regierungen  zu  stellen. 

»Sire!  La  Chambre  de  Guerre  et  des  Domaines  a  defendu  au  Clerge 
de  poursuivre  ses  droits  ou  repondre  en  justice,  de  quelque  maniero  que 
ce  soit,  Sans  en  avoir  obtenu  prealablement  la  permissiou.  —  Sire,  le  z61e 
pour  Votre  service  ainsi  que  l'intime  conviction  des  intentions  bienfaisantes 
de  V.  M.  pour  la  felicitö  de  Ses  sujets,  m'enhardissent  ä  Vous  supplier, 
Sire,  au  nom  du  Clergö  dont  Vous  m'avez  fait  chef, 
'qu'il  soit  soumis  en  tout  ä  la  Regence'. 

Sire!  Le  Clerg6  de  Vos  provinces  Vous  adore  et  il  ne  demandc  pour 
prix  de  son  inviolable  attachement  pour  Votre  personno  Sacree  que  ce  seul 
bienfait,  qu'il  ose  esperer  de  la  Clemence  de  V.  M.« 


Jan.  13         892.   Bericht  des  Glogauischen  Ober-Konsistoriums  an  das  Geistliche 
Departement.     Glogau  1806  Januar   13. 

R.  4(;.  B.  1G,5.  a.     Ausfertigung. 

»Fragt  über  einen  Fall  (in  Muschten  im  Sehwiebuser  Kreise)  betreffend  die  suspe?v- 
dirte  Einräumung  cathoUschcr  Kirchen  an  protestantische  Gemeinden  .  .  .  an.*-] 

»E.  K.  M.  haben  mittelst  der  uns  per  Rescriptum  .  .  .  vom  29.  Novbr. 
a.  p.  ...  communicirten  Cabinets-Ordre  vom  22.  Octobr.^j  a.  ejusd.  zu  be- 
fehlen geruhet: 

dass   vor   der   Hand    alle    eingeleitete    Untersuchungen    wegen    Ein- 
räumung vormals  catholischer  Kirchen  an  protestantische  Gemeinden 
in  hiesiger  Provinz  suspendirt  werden  sollen, 
dem  zufolge  wir  auch  diese  Suspension  in  allen  bey  uns  currenten  Fällen 
solcher  Art  verfüget  haben. 

Es  entstehet  aber  die  Frage: 


1)  Die  Eingabe   trägt   kein  Präsentat,   auch   sonst   keine   Bemerkung   der 
Cabiuets-Registratnr;    eine  Resolution  hierauf  liegt  nicht  vor. 
8)  Cfr.  No.  893.  3j  No.  875. 
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ob  solche  :iuch  dann  stattfindtMi  solle,  wenn  dergleichen  Untersuchung  ,^     ,0 
nicht  blos  eingeleitet,  sondern  schon  beendiget,  auch  die  Einräumung 
oder  Uebergabe  bereits   verwilliget  und  verfüget,    aber  von  der  er- 
nannten Commission  noch  nicht  vollzogen   worden. 
Die  hiesige  Krieges-  und  Üomaineu-Cammer,    welche  sicli  darüljer  mit 
uns  in  Correspondenz  gesetzt,  glaubet  nun,  dass,  wenn  auch  die  Worte  jener 
.  .  .  Cabinets- Ordre  nur  von  blos  eingeleiteten  Untersuchungen  reden,  doch 
der  Sinn  und  die  Absicht  derselben  wohl  dahin  gehe: 

dass    überhaupt    alle    noch    unvollzogeuo   Abtretungen    catholischer 
Kirchen  an  Protestanten  aufgeschoben  werden  sollen. 
Dieserhalb  hat  sie  in  Casu  speciali,  welcher  izt  zu  Muschten  Schwiebus- 
schen  Creisses  obwaltet,  ihrem  Concommissario,  dem  Landrathe  des  Creisses 
von  Sommerfeld,  aufgegeben, 

den  ziu"  Tradition  der  dasigen  seit  1758  geschlossenen  catholischen 
Kirche   an  die  protestantische  Gemeinde   anstehenden  Terrain   einst- 
weilen wieder  aufzuheben, 
uns  aber  anheimgestellt,    eine  gleichmässige  Verfügung  an   unsern  Commis- 
sarium,  den  Justitz-liath  des  Creisses  von  Schkopp,  ergehen  zu  lassen. 

Da  wir  uns  indess  zu  jener  extensiven  Erklärung  nicht  für  ermächtigt 
halten,  so  nehmen  wir  Anlass,  E.  K.  M.  hierüber  um  huldreiche  Dcclaration 
nnd  Belehrung  zu  bitten,  haben  indess  wegen  Nähe  des  bemeldten  Termins 
nnserm  Commissario  vorläufig  auch  gesagt,  dass  er  solchen,  weil  er  ohne- 
dies für  sich  allein  darinn  nicht  operh'en  kann,  bis  auf  weitere  Anweisung 
sistiren  möge.« 

Re Script  an  die  Kammer  zu  Münster  s.  unter  dem  30.  Dezember  1805,  Jan.  15 
No.  889. 


893.    Staats-Minister  v.  Massow  an  den  Staats-Minister  Graf  Hoym.  Jau.  2] 
Berlin  1806  Januar  21. 

K.  46.  B.  165.  a.    Concept,  gez.  Massow. 

Die  Miischtensche  Kirchenaiigelerjenheit  sei  gänzlich  beendet  und  könne  daher  unter 
die  Suspension  derartiger  Untersiichungen  nicht  fallrnA 

.  .  .   »Geruhen  E.  E.,  dass  ich  Denenselben  meine  Meinung  deshalb  er- 
öfiien  darf.     In  der  .  .  .  Kabinets-Ordre  an  E.  E.2)  heisst  es  ausdrücklich : 
'wohl  aber  will  ich  Euch  autorisiren,  alle  deswegen  eingeleitete  Unter- 
suchungen, welche  noch  nicht  beendigt  sind,  bis  dahin,  dass  der  jezt 
bedrohte  Friedenszustand  meiner  Staaten  wieder  befestiget  seyn  wird, 
zu  suspendiren.' 
Da   nun   nach   Anzeige   des   Glogauschen  Consistorii    die  Muschteusche 
Sache  gänzlich  beendiget  ist  und  nur  auf  Tradition  beruhet,  so  kann  meines 


1    Cfr.  No.  892.  919  und  9.%.  2;  Voiu  22.  Oktober  imö.  No.  875 
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18(Xi     Erachteiisj  die  Suspension  darauf  nicht  exteudiit  werden,  wie  denn  auch  in 
Jan.  al 

der   Bachwitzeri)    Schulhaus -Angelegenheit   den   Katholiken    das  Schulhans 

vor   kurzem    erst   eingeräumet   ist,    ohne   auf  die    Suspension   Rücksicht   zu 

nehmen.     E.  E.  bitte  ich  daher,  mir  Dero  gefällige  Meinung,  so  wie  die  zu 

erlassende  Verfügung  an  die  Glogausche  Kammer  zugehen  zu  lassen.« 

Febr.  21  Hoym   erklärt   sich,   d.  d.  Breslau  1806  Februar  21,    hiermit   einver- 

standen, und  bescheidet  unter  dem  gleichen  Datum  die  Glogauische  Kammer 
demgemäss. 

a.  a.  0.  Ausfertigung  und  Abschrift. 


Febr.  3  894.  Staats-Miiiister  Frhr.  v.  d.  Reck  an  das  Westfälische  Departement. 

Berlin  1806  Februar  3. 

R.  34.  69.    C'oncept,  gez.  Reck;    Anweisung  von  Raumer. 

Die  Beschränkung  hatholischer  Festtage  ist  nur  durch   Verhandlungen  in  Born  und 
mit  Zustimmung  der  geistlichen  Behörde  durchzuführend) 

»Auf  .  .  .  [das]  Schreiben  vom  17.  v.  M.  in  Betreff  der  aufs  neue  zu 
verbietenden  Feier  der  abgeschafften  Römisch- Catholischen  Festtage  im 
Münster  und  Paderbornschen  erwidere  ich  .  .  . ,  dass  ich  in  Ansehung  des 
heilsamen  Zwecks  einer  zu  bewirkenden  besseren  Beobachtung  der  schon 
in  vorigen  Zeiten^)  geschehenen  Beschränkung  der  Feiertage  E.  E.  .  .  . 
Meinung  zwar  völlig  beistimme. 

In  Ansehung  der  Wahl  der  Mittel  aber,  die  zu  diesem  Zweck  fükren 
sollen,  kann  ich  in  der  doppelten  Hinsicht: 

1.  der  richtigen  Grundsätze  in  dieser  Materie  und  der  ehemaligen  steten 
Anwendung  derselben  in  den  alten  Provinzen  der  Preussischen 
Monarchie ; 

2.  der  in  den  Entschädigungs- Landen  zu  nehmenden  Rücksichten  auf 
Zeit,  Umstände  und  Localitaet, 

den  in  Antrag  gebrachten  Maassregeln  nicht  beipflichten. 

Für  catholische  Glaubens -Genossen  Liturgica  positiv  zu  verordnen, 
gehet  ex  Jure  circa  Sacra  nicht  an.  Allerdings  fliesset  aus  diesem  Jure  das 
Recht,  das  dem  Staat  schädliche  aus  der  Liturgie  zu  verbannen,  wohin  auch 
die  übergrosse  Zahl  der  Festtage  gehört.  Die  Abstellung  aber  ist  in  den 
alten  Provinzen  durch  Negociation  beim  päpstlichen  Stuhl  eingeleitet  und 
von  der  geistlichen  Behörde  unter  Authorisation  der  weltlichen  bekannt 
gemacht  worden. 

Dieser  Weg  ist  auch  im  vorliegenden  Falle  räthlich. 

Am  wenigsten  würde  es  ratlisam  oder  auch  nur  zulässig,  vielmehr 
höchst  bedenklich  seyn,  mit  positiven  Strafen  irgend  einer  Art  vorzuschreiten, 

1)  Bachwitz.  Kr.  Namslau.  2)  Cfr.  No.  768. 

3)  Durcli  Mihistersclie  Edikte  von  1771  und  1784. 


Schlesien.    Westfalen.  ji)"? 

und   eben   so    beclonklicli,    in    das   prononirtc    liturtclsohc    Di'-tail    .•uiflioritatc     ^^'^ 

,     .     .  ,  Febr.  3 

seculan  einzugenen. 

Ich  finde  es  daher  weit  rathsamer,  das.s  durch  die  Kammer  das  General- 
Vicariat  zu  Münster  aufgefordert  werde,  seines  Orts  und  unter  Authorisation 
und  Zulassung  der  weltliclien  Ik>h(")rde  eine  zwecl<mässige  liturgische,  mit 
der  ehemaligen  Abstellung  der  zu  vielen  Festtage  übereinstimmende  Ein- 
richtung zu  treffen.   .  .  . 

Man  kann  in  diesen  neuen  Landen  uiclit  auf  einmal  alles  bezweckte 
Gute  zu  Stande  bringen  und  muss  besonders  in  dieser  Materie  von  der 
künftigen  Dioecesan- Einrichtung  und  vom  Zeitlaufe  selbst  sieh  Gutes  ver- 
sprechen. 

Bei  dem  lebhaftesten  Wunsche,  zu  jeder  guten  Absicht  mitzuwirken, 
scheint  es  mir  doch  nach  dem  ganzen  Zusammenhange,  in  welchem  diese 
Materie  mit  den  empfindlichsten  und  reizbarsten  Theilen  der  catliolisohcn 
Glaubensmeinungeu  ratione  ihres  Cultus  stehet,  nicht  möglich,  den  in  Antrag 
gebrachten  Weg  einzuschreiten.«  .  .  . 

Hiernach  wird  die  Kammer  zu  Münster  am  15.  Juli  1806  durch  das  Juli  25 
Hoheits-  und  Westfälische  Departement  dahin  beschieden,  nur  die  einzelnen 
Fälle  von  Arbeits- Verweigerung  an  aufgehobenen  Feiertagen  gerichtlich  zu 
belangen,  eine  allgemeine  Verfügung  aber  zu  unterlassen. 


895.    Staats- Mi  nister  v.  Massow  an  das  Westfälische   Departement.  Febr.  4 
Berlin  1806  Februar  4. 

R.  32.  116.    Concept,  gez.  Massow;  Anweisung  von  Kudolphi. 

Verpflichtimg  des  Staates,  die  durch  die   Kloster- Aufhebungen  erwachsenen  Mehr- 
kosten für  die  Seelsorge  selbst  xu  tragen. 

.  .  .  Bei  der  Besetzung  der  beiden  katholischen  Domprediger-Stellen  zu 
Minden,  die  bisher  aus  dem  aufgehobenen  Kloster  Huysburg  besetzt  wurden : 
»kann  ich  nicht  umhiu  zu  bemerken,  >vie  es  mir  doch  sehr  hart  scheint, 
dass  das  dem  Dora-Capitel,  welches  bei  der  Fortdauer  des  Klosters  [St. 
Mauritii  et  Simeonis  zu  Minden,  das  einen  Theil  der  Unterhaltimg  trug,] 
die  onera  juris  patronatus  mit  geringem  Besoldungs-Aufwande  der  Prediger 
bestreiten  konnte,  durch  die  zufällige  Staats-Operation  der  Kloster-Autliebung 
leiden  und,  bei  den  mancherley  demselben  durch  die  Zeit-Urastände  auferlegten 
Lasten,  zur  hinreichenden  Besoldung  der  beiden  Prediger  so  ansehnlich  zu- 
schiessen  soll. 

Der  Staat  ist  hauptsächlich  verpflichtet  dasjenige  herzugeben,  was  durch 
seine  Operation  bei  Aufhebung  des  Klosters  zur  gehörigen  Besoldung  der 
zur  cura  animarum  erforderlichen  Geistlichen  nöthig  ist;  ich  halte  es  daher 
für  biUig  und  recht,  dass  dieses  geschehe.«   .  .  . 

Granier,  Prenssen  nnd  die  kath.  Kirche.     IX.  32 
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1806  Angern  verweist  am  21.  April  1806  bis  zu  geschehener  Aufhebung  von 

^  '        St.  Mauritii  et  Simeonis  auf  die  Aushilfe  durch  Franziskaner  aus  Bielefeld. 


Febr.  5  896.  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  die  Staats-Mi nister  Graf 
Hoym,  V.  Voss,  Frhr.  v.  Schroetter  und  v.  Angern;  auch  an  Frhr.  v.  d.  Reck 
mitgetheilt.     Berlin  1806  Februar  5. 

K.  IX.  Z.  litt.  Z.  Concept,  geschriel)en  von  Kaumer,  gez.  Hardenberg. 
Loh  Humboldfs;  Nothwendigheit  der  Oehcdts-Erhölmng  für  ihnA) 
...  »E.  E.  ist  es  bekannt,  mit  welchem  zweckmässigen  Diensteifer  der 
Königliche  residirende  Minister  Cammerherr  von  Humboldt  zu  Rom  die  Ge- 
schäfte seines  Amtes  betreibt.  Er  und  sein  Vorgänger  haben  zuerst  diesem 
Posten  einen  ausgebreiteteren  nützlichen  Wirkungskreis  verschafft  und  durch 
genaue  Befolgung  und  geschickte  Anwendung  der  ihnen  vom  Cabinetsmini- 
sterio,  in  Übereinstimmung  mit  den  inneren  Departements,  vorgeschriebeneu 
Grundsätze  zugleich  den  Königlichen  Majestäts-  und  Hoheits-Rechten  circa 
Sacra  nichts  vergeben  und  die  gute  Harmonie  mit  dem  römischen  Hofe  auf- 
recht erhalten.  Die  Erreichung  dieses  heilsamen  Zweckes  ist  von  beiden, 
dem  V.  Humboldt  und  seinem  Vorgänger,  und  jetzo  ganz  vorzüglich  von  dem 
V.  Humboldt  dadurch  bewirkt  worden,  dass  sie  nicht  mehr,  wie  wohl  vorhin 
von  ihrem  Vorgänger,  dem  Ciofani,  geschehen,  von  den  Bischöfen  und  andern 
Geistlichen  allerhand  Douceurs,  Honorarien,  Emolumente  p.  angenommen 
haben.  Dieses  haben  der  Uhden  und  der  v.  Humboldt  mit  Recht  als  unter 
ihrer  Würde  uud  ihrer  Pflicht  zuwiderlaufend  betrachtet.  Sie  sind  demnach 
im  vollen  Sinne  des  Wortes  Diener  des  Königs  und  des  Staates  und  nicht 
Agenten  der  Bischöfe.  Wenn  sie  nun  ihrem  Posten  durch  diese  pflicht- 
mässige  Uneigennützigkeit  wirklich  Würde,  Selbstständigkeit  und  völlige  Un- 
abhängigkeit von  Privatinteresse  gegeben  haben,  so  ist  auch  nunmehr  der 
V.  Humboldt  desto  mehr  zu  der  Erwartung  berechtigt,  dass  der  Staat  ihn 
hinlänglich  remuneriren  werde.«   .  .  . 

Ueber  die  im  Folgenden  entwickelten  Mittel  für  die  Gehaltsverbesserung 
siehe  den  Immediat-Bericht  vom  8.  April  1806,  No.  905. 


Febr.  8  Schreiben  Goldbeck's  s.  unter  dem  26.  August  1805,  No.  862. 


1)  Cfr.  No.  905. 
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897.  Immediat- Bericht  der  Staats- Minister  Frhrn.  v.  d.  Reck  und 
V.  Schroetter.     Berlin   I8O6  Februar   lu. 

R.  Sil.  30.  J.  Ausfertigung,   t'oncept,  Anweiäung  von  Uhden,  Gen. -Direktorium  NeuostpreuHsen. 
CXCVI.  2. 

Die  Besetxung  des  griechisch-katholischen   Bisthuiiis  Sitprusl  mit  ei/irm  (jriechisch- 
oder  7nit  einem  römisch-katholischen  Beicerber. 

»E.  K.  M.  habe  ich,  .  .  .  Schroetter,  das  am  21.  Juny  v.  .1.  erfolffte  Ab- 
leben des  Bischofs  des  griechisch-katholischen  Misthums  zu  Suprasl  iu  Neu- 
Ostpreussen,  Nicolaus  v.  Duchnowski,i)  .  .  .  angezeigt. 

Zu  dem  hierdurch  erledigten  Bisthum  haben  sich  zwei  Mitbewerber  ge- 
meldet, 1.  der  Abt  des  Klosters  zu  Suprasl,  Leo  Jaworowski,  2.  der  gegen- 
wärtige Regent  des  bischöflichen  Seminarii  zu  Suprasl,  Michael  Danilowicz. 

Der  Erste  ist  in  der  römisch-katholischen  Kirche  geboren  und  erzogen, 
darauf  zur  griechisch-katholischen  übergetreten,  ein  Ordensgeistlicher  ohne 
vorzügliches  Talent,  ohne  weitere  Kenntnisse  als  diejenigen,  welche  in 
seinem  Stande  gewöhnlich  sind,  dabey  ohne  Tadel  in  Ansehung  seines 
politischen  und  moralischen  Betragens. 

Der  Andere  ist  aus  der  griechisch-katholischen  Kirche,  zu  welcher  seine 
Vorfahren,  auch  seine  Eltern  sich  bekannten,  zur  römisch-katholischen  über- 
getreten, hat  gegen  20  Jahre  hindurch  der  öffentlichen  Erziehung  und  dem 
Unterrichte  der  Jugend  mit  uuermüdetem  Fleisse  und  dem  glücklichsten  Er- 
folge als  Rector  des  Piaren-Instituts  zu  Lomza  vorgestanden,  ist  ein  Geist- 
licher von  ausgezeichneten  Talenten,  von  untadelhafter  moralischer  Führung, 
dem  Willen  der  Regierung  jederzeit  ergeben,  besitzt  vorzügliche  Gelehrsam- 
keit, auch  alle  die  Sprachkenntnisse,  welche  zur  Führung  des  griechisch- 
katholischen bischöflichen  Amtes  erforderlich  sind. 

Da  nun  bey  der  grossen  Unwissenheit  und  Rohheit  der  griechisch- 
katholischen Geistlichkeit  in  Süd-  und  Neu-Ostpreussen  sehr  zu  wünschen 
ist,  dass  ein  Mann  zu  ihrem  Aufseher  und  Führer  gewählt  werde,  der  durch 
eigene  Geistesbildung  mit  regem  Eifer  belebt  wird,  die  Rohheit  durch  Ver- 
breitung einer  angemessenen,  zweckmässigen  Kultur  zu  entfernen,  auch  der 
Umstand,  dass  der  Danilowicz  sich  jezt  zur  römisch-katholischen  Kirche 
hält,  kein  Bedenken  gegen  seine  Wahl  erregen  kann,  weil  der  Unterschied 
zwischen  dieser  und  der  griechisch-katholischen  Kirche  so  gering  ist,  dass 
man  keine  Eifersucht  zwischen  beiden  bemerkt,  selbst  die  Geistlichen  beider 
Kirchen  sich  in  ihren  Amtsverrichtungen  unterstüzzen,  der  verstorbene  Bischof 
V.  Dnchnowski  auch  selbst  den  Danilowicz  sich  iu  einer  Vorstellung  bey  der 
Kammer  zu  Bialystock  zu  seinem  Coadjutor  erbeten  hat,  ein  grosser  Theil 
des  griechisch-katholischen  Clerus  ihn  zum  Bischof  erhoben  wünscht  und 
die  deswegen  erforderliche  päpstliche  Dispensation  sehr  leicht  zu  erhalten 
I  sein    wird,    wodurch    und    durch    die    feyerliche    Weihe    völlig  jedes   noch 

1;  Cfr.  No.  687. 
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,  1^^  etwanige  Bedenken  bey  den  an  Gehorsam  gegen  ilu-e  Obern  gewohnten 
Priestern  niedergeschlagen  Averden  wird,  so  tragen  wir  .  .  .  dahin  an:  dass 
E.  K.  M.  das  erledigte  Bisthum  Suprasl  dem  Michael  DaniloAvicz  mit  dem 
damit  verknüpften  etatsmässigen  Gehalte  von  Vier  Tausend  Thaler  ...  zu 
verleihen  geruhen,  dergestalt ^  dass  nach  dem  Eingange  der  oberwähnten 
erforderlichen  päpstlichen  Dispensation,  welche  allem  Vermuthen  nach  wie 
in  ähnlichen  Fällen,  so  auch  hier,  nicht  verweigert  werden  dürfte,  das 
Nominations-Patönt  für  ihn  ausgefertigt  und  zur  höchsten  Vollziehung  ein- 
gereicht, auch  alsdann  ihm  das  etatsmässige  Gehalt  vom  1.  Juuius  d.  J.  ab 
ausgezahlt  werden  darf.« 

Febr.  17  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»17.  Februar  1806. 
S.  M.  finden  es  doch  sonderbar,  dass  ein  Katholischer  ein  Griechisches 
Bisthum  erhalten  soll,  und  wollen  daher  den  Ref.  auftragen,  einen  anderen 
qualificirten  Geistlichen  derselben  Religion  in  Vorschlag  zu  bringen.« 

März  8  Auch  auf  einen  zweiten  Immediat-Bericht,  vom  8.  März  1806,  der  den 

Unterschied  der  griecbisch-unirten  und  griechisch-schismatischen  Kirche  her- 

März  18  vorhebt,  entscheidet  der  König  am  18.  März  für  Jaworowski.  Namentlich 
Uhden  war  seit  Juli  1805  aus  persönlicher  Kenntniss  für  Danilowicz  ein- 
getreten. 

Bereits  nach  Wislocki's  Tode^)  war  ein  Römisch-katholischer  Be- 
werber für  Suprasl,  der  zum  griechischen  Ritus  erst  übertreten  AvoUte,  auf 
Einspruch  des  Officials  von  Suprasl  und  auf  Bedenken  von  Alvensleben, 
namentlich  wegen  der  dann  nöthigen  besonderen  Verhandlung  mit  Rom, 
nicht  angenommen  worden. 

1801  Oktober— 1802  März. 

Gen.-Direktorium  Neuostprenssen.  CXCVI.  2. 


Febr.  10  898.  Immediat-Vorstellung  des  Ignatius  v.  Kozietulski,  des  Stanislaus 
V.  Lipski  und  des  Kanonikus  Josephus  v.  Januszkiewiez.  Stropieszyn  bei 
Kaiisch  1806  Februar  10. 

R.  y.).  32.  D.    Ausfertigung. 

Bis  xur  Befriedigung  der   Oläubiger  des  verstorbenen  Bisehofs  von  Kiijavien  ?oid 
Pomerellen,  Oraf  Rybinski,  möge  die  Neubesetxnng  des  Bisthums  aufgeschoben  -werden. 

>E.  K.  M.  wird  bereits  bekannt  geworden  sein,  dass  der  bisherige 
Bischof  von  Coiavien  und  Pomorellen  (!)  Joseph  v.  Rybinski  am  4ten  Januar 
dieses  Jahi'es  mit  Tode  abgegangen. 

Beim  Antritt  dieser  Bisthümer  hat  er  seinem  Vorgänger,  dem  längst 
verstorbenen    Primas   und  Erz-Bischof  v.  Ostrowski,  sowohl  für  die  in  den 

Ij  Cfr.  No.  687.  Anm.  1. 
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bischöflichen    Güteru   zurückorelasaenen  Inventarien-Stükc,    als  auch   für  das  ,J,^^'^\,. 

r  i'br.  10 
Ammeublement    des  Bischöflichen    Pallais   zu  Wolbois,'     unter  Approbation 

des  Staats  und  der  päpstlichen  Kaiizelley,  eine  Summe  von  2()0C)<)  Dukaten 
bezahlen  müssen;  diese  hatte  er  indessen  nicht,  weil  er  vom  Hause  au» 
zu   arm  gewesen,  er  musste  sie  also,  wo  er  konnte,  aufborgen. 

Nicht  genung  aber,  er  hat  auch  so  gar  das  zur  Anschauung  des  Bischöf- 
lichen Apparats  und  Bestreitung  der  Nominations-  und  Consecrations-Kosten 
erforderliche,  sehr  beträchtliche  Geld,  wo  er  nur  konnte,  aufleihen  müssen, 
und  daher  kam  es  denn,  dass  er  gleich  beim  Antritt  des  Bisthums  in  eine 
enorme  Schulden-Last  verwickelt  wurde,  die  für  ihn  um  so  drückender  war, 
als  er  durch  einige  ihm  zugestossenen  Unglücks-Fällc  so  gar  die  Zinsen 
davon  aus  seinen  Einkünften  zu  bezahlen  mehrere  Jahre  hindurch  behindert 
und  daher  zu  deren  Bezahlung  neue  Capitals-Schulden  zu  machen  genöthiget 
wurde,  wodurch  seine  ursprünglich  grossen  Schulden  noch  mehr  vergrössert 
wurden.  In  dieser  Lage  ergrif  er  das  äusserste,  suchte  bei  E.  K.  M  ver- 
ordneten Regierung  zu  Warschau,  unter  deren  Gerichtsbarkeit  er  wohnte, 
im  Jahre  1800  das  Beneficium  Cessionis  Bonorum  et  Competentiae  nach, 
wozu  er  auch  zugelassen  wurde.  Auf  diesem  Wege  wurden  jährlich  von 
seiner  Competenz  zur  Distribution  au  die  Gläubiger  von  1801  an  14700  Kthlr. 
zmUck  behalten;  seine  Schulden  betrugen  aber  im  Jahre  1800  an  Capital 
184200  Rthr.  und  an  verlegenen  Zinsen  33000,  so  dass  durch  die  jähr- 
liche Distribution  jener  14  700  Rthlr.  seine  Gläubiger  nur  eine  sehr  geringe 
Abschlags-Zahlnng  auf  ihre  Capitalien  erhalten  haben  und  ihnen,  nach  dem 
jezt  der  Schuldner  und  mit  ihm  seine  Competenz  gestorben,  nichts  weiter 
übrig  bleibt,  als  E.  K.  M.  .  .  .  Gnade  und  Barmherzigkeit  anzuflehen  und  .  .  . 
zu  bitten: 

dass  Allerhöchst  dieselben  geruhen  mögen,    die  Verleihung  des  Bis- 
thums  Caiavien  (!)  und    Pomorelleu    annoch   aufzuschieben    und   die 
Competenz    dieser    Bisthümer    zur  Befriedigung    der   Gläubiger    des 
V.  Rybinski,   so  lange  bis  sie  ganz  befriedigt  werden,  verwenden  zu 
lassen. 
Geruhen  E.  K.  M.  diese  unsere  .  .  .  Bitte  zu  erhören  und  uns,  so  wie 
mehrere  unserer  Mitgläubiger,  die  ihr  ganzes  Vermögen  dem  Schuldner  an- 
vertraut, vom  gänzlichen  Verfall  zu  retten  und  die  deshalbige  .  .  .  Resolution 
nach  Stropieszyn  bei  Kaiisch  an  den  Mitunterschi-iebenen  Ignatz  v.  Kozietulski  p. 
1  Posen  und  Stawiszyn^  ergehen  zu  lassen.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Febr.  28 

»28.  Februar  1806. 
Abzuschlagen,  da  dem  Verschulden  der  Bisthümer  endlich  Grentzeu  gesezt 
werden  müssen.« 


1    Städtchen  in  der  Woywodscbaft  Sieradz. 
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^^^^„  Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Kozietulski,   Berlin  1805  Februar  28. 

Febr.  28 

li.  s9.    Minuten  des  Cabinets. 


Febr.  14         899.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhrn.  v.  d.Reck,  v.  Massow 
und  V.  Angern.     Berlin  1806  Februar  14. 

E.  33.  93.    Ausfertigung. 

Die  Ton  der  Halbcrstädter  Kammer  beabsichtigte  landständische  Vertretung  für  die 
atifgehobe'nen  Klöster  soll  unterbleiben. 

>Ich  habe  aus  Euerm  Berichte  vom  10.  d.  M.  ersehen,  dass  die  Land- 
stände des  Fürstenthums  Halberstadt  gegen  die  von  der  dortigen  Krieges- 
und Domain en-Kammer,  vermöge  des  den  aufgehobenen  und  in  Königlichen 
Domainen  verwandelten  Klöstern  Huysburg,  Hamersleben  und  St.  Johann 
zugestandenen  Landschaftsrechts,  beabsichtigte  künftige  Beywohnung  der 
landständischen  Versamluugen  und  Theilnahme  an  deren  Deliberationen 
durch  ein  Mitglied  ihres  Collegii,  Vorstellung^)  gemacht  und  gebeten  haben, 
es  bey  der  bisherigen  landständischen  Verfassung  überall  zu  belassen,  und 
da  Ich  es  für  unbedenklich  halte,  dem  Wunsche  der  Landstände  hierunter 
zu  willfahren,  so  will  Ich,  dass  in  Rüksicht  der  genannten  säcularisirten 
Klöster  der  Landsherr  nicht  als  Landstand  auftreten,  sondern  solches  an- 
getragenermassen  unterbleiben  soll,  und  authorisire  Euch  daher  dem  gemäss 
zur  weiteren  Verfügung.« 

Febr.  17  Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter  s.  unter  dem  10.  Februar  1806, 

No.  897. 


Febr.  20        900.     Immediat-Bericht  der  Staats- Mi  nister  Frhr.  v.  d.  Reck,  Frhr. 
V.  Schroetter  und  v.  Massow.     Berlin  1806  Februar  20. 

R.  89.  32.  B.    Ausfertigung. 

Zair  Unterstütxu/ng  des  barmherzigen  Schivestern- Klosters  xu  Ktdm  solle  das  Franzis- 
kaner-Kloster  daselbst  aufgehoben  tverden. 

»E.  K.  M.  haben  in  der  an  mich,  .  .  .  Schrötter,  unterm  16.  Februar 
vorigen  Jahres  erlassenen  .  .  .  Cabinets-Ordre  zu  genehmigen  geruhet,  dass 
zur  bessern  Unterstützung  des  für  das  gemeine  Wesen  wohlthätigen  und 
nützlichen,  der  Hülfe  höchst  bedürftigen  Barmherzigen  Schwestern-Instituts 
zu  Culm  in  Westpreussen  ein  oder  zwej^  andere  in  dortiger  Provinz  noch 
vorhandene,  mit  beti-ächtlichen  Grundstücken  oder  einer  bedeutenden  Compe- 
tenz  versehene  Klöster  aufgehoben  und  deren  Fonds  zur  Verbesserung  des 
Klosters  der  Barmherzigen  Schwestern  verwandt  werden  könnten. 

Von  allen  Westpreussischen  Khistern  scheint  sich,  nach  geschehener 
Untersuchung,  das  -Franziskaner-Kloster  zu  Culm  zur  Aufhebung  vorzüglich  zu 
qualificiren.    Dasselbe  ist  nicht  nur  mit  geräumigen,  zum  Theil  massiven  Ge- 

\)  Diese  Vorstellung  datirt  vom  11.  November  1805. 
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bäuden  versehen,  die  nach  erfolgter  Aufhebung  dem  Barmherzigen  Schwesteru-  ,..  i  k,/» 
Institut  desselben  Orts,  das  nur  ein  beschränktes  Lucalc  hat,  zur  Erweite- 
rung seiner  wohlthätigen  Kranken-  und  Mädchen-Erziehungs-Anstalten  au- 
gewiesen werden  könnten.  Es  besitzt  dasselbe  hiernächst  auch,  theils  an 
Grundstücken,  theils  an  Kapitalien,  ein  Vermögen  von  ühngefähr4OÜ0OThalern, 
dessen  Ertrag  also  dem  Barmherzigen  Schwestern- Kloster  die  bedeutende 
Mehr-Einnahme  von  2000  Thalern,  ohne  weitere  Belästigung  E.  K.  M.  öflfent- 
lichen  Fonds,  gewähren  würde.  Das  Franziskaner-Kloster  besteht  nur  aus 
11  eigentlichen  Geistlichen,  die  sehr  füglich  in  andere  Westpreussische  Klöster 
derselben  Ordens-Regel  versetzt  werden  können  und  die  sich,  nach  den  Ge- 
setzen ihres  Ordens,  schon  ohnehin  eine  periodische  Versetzung  aus  einem 
Kloster  in  das  andere  gefallen  lassen  müssen.  Die  Franziskaner  gehören 
überdies  zu  den  Bettel-Orden,  und  es  ist  also  in  anderer  Rücksicht  ein 
Gewinn  mehr  für  den  Staat,  wenn  die  Zahl  dieser  Kongregationen  von  Bettel- 
mönchen um  eine  vermindert  wird.  Eine  nachtheilige  Sensation  lässt  sich 
von  der  Aufhebung  dieses  Klosters  durchaus  nicht  erwarten,  da  die  Er- 
fahrung bei  vielen  anderen  Kloster-Aufhebungen  nun  schon  genugsam  gelehrt 
hat,  dass  der  gemeine  Mann  in  West-  und  Neu-Ostpreusseu  durchaus  keine 
Vorliebe  für  die  Klöster  äussert  und  sich  vielmehr  an  die  Meinung  des  Welt- 
Geistlichen  Cleri  anschliesst,  der  Klöster-Corporationen  für  entbehrlich  und 
gemeinschädlich  anerkennt. 

In  der  Stadt  Culm  existirt  überdies  noch  ein  Dominikaner-,  ein  Bene- 
diktiner- und  ein  Missionarien-Kloster;  für  den  Religions-Cultus  und  für  die 
Seelsorge  der  katholischen  Bewohner  der  Stadt  und  umliegenden  Gegend 
ist  also  durch  die  in  diesen  Klöstern  vorhandenen  und  bei  der  Pfarrkirche 
angestellten  Geistlichen  hinlänglich  gesorgt,  und  wenn  die  Franziskaner- 
Kloster-Kirche  vorläufig  noch  als  solche  beibehalten  und  der  Gottesdienst 
in  derselben  nach  der  Anordnung  des  Bischofs  der  Diöces  durch  andere 
Geistliche  versehen  wird,  so  dürfte  jeder  Anlass  zu  einer  etwanigen  Sensation, 
die  aus  der  Verwendung  der  Kirche  zu  andern  Zwecken  entstehen  könnte, 
vermieden  werden. 

Die  jetzigen  Mitglieder  des  Convents,  die  nach  der  Ordens- Verfassung 
alle  di'ey  Jahre  gewechselt  werden  müssen,  haben  sowohl  deshalb,  als  weil 
sie  als  Bettelmönche  nichts  eigenes  besitzen  dürfen,  kein  Recht,  nach  er- 
folgter Aufhebung  des  qu.  Klosters  eine  Competenz  aus  dem  Kloster-Ver- 
mögen zu  verlangen.  Um  sie  indessen  möglichst  zufrieden  zu  stellen,  dürfte 
nach  Billigkeit  denjenigen,  die  noch  nicht  volle  drey  Jahre  im  Konvent  sind, 
bis  zum  Ablauf  derselben  eine  massige  Unterstützung  von  etwa  30  bis 
50  Thalern  jährlich  für  jeden  zu  bewilligen  seyn. 

Zu  dem  Vermögen  des  Franziskaner-Gonvents  gehört,  ausser  einigen 
kleinen  Grundstücken,  ein  mit  Bauern  besetztes  adeliches  Guth  Swierkoczin 
bey  Graudenz.  Die  Erfahrung  zeigt  zur  Genüge,  dass  eine  Administration 
von    Grundstücken    durch   Geistliche  Corporationen    der  Landcs-Cultur  eben 
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1806  iii(,ht  zum  Vortheil  gereicht.  Wenn  duhero  auch  das  ganze  Vermögen  des 
Franziskaner- Klosters  dem  Barmherzigen  Schwestern -Institute  zugewendet 
werden  sollte,  so  würde  sich  das  letztere  doch,  nach  unserm  unvorgreif- 
lichen  Dafürhalten,  gefallen  lassen  müssen,  dass  dieses  Gnth  und  die  ü])rigen 
kleinen  Grundstücke  nach  Befinden  auf  Erbpacht  ausgethan  oder  sonst  auf 
eine  iiir  das  Kloster  vortheilhafte  Art  veräussert  werden. 
E.  K.  M.  stellen  wir  daher  Ehrfurchtsvoll  anheim: 

ob  Allerhöchstdieselben  zu  genehmigen  geruhen  wollen,  dass  das 
Franziskaner-Kloster  zu  Culm  aufgehoben  und  das  Vermögen  des- 
selben dem  Barmherzigen  Schwestern-Institute  zu  Culm  zur  Erweite- 
rung und  Verbessemng  seiner  Kranken-  und  Verpflegungs- Anstalten 
mit  der  Maassgabe  zugewandt  werde: 

1.  dass  denjenigen  Franziskaner-Ordens-Geistlichen,  die  noch  nicht 
volle  drey  Jahre  in  dem  Convent  gewesen  sind,  bis  zum  Ablauf 
derselben  eine  massige  Unterstützung  von  etwa  30  bis  50  Thalern 
jährlich  zu  Theil  werde,  und 

2.  dass  sich  der  Convent  der  Barmherzigen  Schwestern  die  nähere 
Dispositionen  der  Behörden  über  die  künftige  Bewirthschaftungs- 
Ai't  dieses  Vermögens  und  über  die  Veräusserung  der  Grundstücke 
ohne  Widerrede  gefallen  lassen  müsse.« 

Febr.  25  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»25.  Februar  1806. 
Approbirt. « 

Die  diesen  Immediat-Bericht  begleitenden  Korrespondenzen  der  Minister 
unter  einander  in  R.  7.   B.  24. 


Febr.  20         901.     Bericht   der   Kleve-Märkischen    Kammer   (an    das    Geistliche 
Departement).     Hamm  1806  Februar  20. 

Gen.-Direktorium  Grafschaft  Mark.  CCXIII.  IG.    Abschrift. 

Unterstütxung  für  den  katholischen  Pastor  Oocckcl  %u  Alten^a. 
.  .  .  Dem  Departement  ist  bekannt'):  »wie  aeusserst  schlecht  die  katho- 
lische Pfarre  zu  Altena  dotirt  ist,  indem  das  ganze  Einkommen  ...  im 
Ganzen  aus  118  Rthlr.  20  Sgr.  besteht,  wovon  besonders  an  einem  sehr 
theuren  Fabriquen-Ort  wie  Altena  der  Seelsorger  unmöglich  leben  kann.« 
Der  Pastor  Schunk  hat  daher  »eine  anderweitige  Patron at-Pfarre  ange- 
nommen. Wir  haben  uns  alle  Mühe  gegeben,  diese  Stelle  wieder  mit  einem 
würdigen  Geistlichen  zu  besetzen,  und  haben  solchen  auch  in  der  Person 
des  jetzigen  Pastor  Gockel  gefunden ;  er  besitzt  das  Zutrauen  der  Gemeine, 
wirkt  mit  glücklichem  Erfolge  auf  die  Moralität  der  Pfarr-Eingesessenen  und 

1,  Aus  einer  Vorstellung  des  Pastors  Schunk  vom  17.  August  1803. 
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besitzt  diiher  die  allgemeine  Achtung;  allein  Mangel  eines,  wenn  auch  dürf-  ,..|!^^,,,, 
tigeu  Einkommens  werden  ihn  unbedenklich  zwingen,  die  Pfarre  wieder  zu 
verlassen,  ...  da  er  jetzt  in  wirklichem  Sinne  Hunger  leidet.«  ...  Da  zu 
dauernder  Verbesserung  keine  Mittel  da  sind,  wird  eine  augenblickliche 
Unterstützung  von  100  Rthlr.  aus  »den  ansehnlichen  Beständen  der  geist- 
lichen Sequestrations-Kasse«   beantragt. 

Diese  Unterstützung  wird  auf  Befürwortung  iMassow's  von  dem  West-  Miirz  27 
fäli sehen  Departement  am  27.  März  1806  bewilligt. 

a.  a.  0.     Concept,  gez.  Angern. 

Rescript  Hoym's  s.   unter  dem  21.Januar  1806,  No.  893.  Febr.  21 

Schreiben  Thulemeier's  s.  unter  dem  26.  August  1805,  No.  862.       Febr.  23 


Gab inets- Ordre  an  Reck,  Schroetter,  Massow  s.  unter  dem  20. Februar  Febr.  25 
1806,  No.  900. 

Cabinets-Ordre   an   Kozietulski    s.    unter    dem    10.  Februar  1806,  Febr.  28 
No.  898. 


902.   Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  das  März  3 
Hoheits-Departement.     Ciazen  bei  Slupce  1806  März  3. 

E.  7.  C.  25.  B.  B.  Ausfertigung. 
Wiederholt  seine  Bitte  um  Auswirkung  seine)'  Konfirmation  in  Rom.^, 
»Als  es  E.  K.  M.  gefiel,  mich  im  Anfange  des  vorigen  Jahres  zum 
Fürst-Erzbischof  zu  Gnesen  und  Bischof  zu  Warschau  zu  ernennen,  habe 
ich  mir  vorgenommen,  mich  der  Erfüllung  der  meiner  neuen  Würde  an- 
klebenden Pflichten  zu  unterziehen;  zu  diesem  Behuf  habe  ich  im  Monath 
Maertz  bey  E.  K.  M.  in  Unterthänigkeit  vorgetragen: 

Allerhöchstdieselben  möchten  geruhen,  dem  Residenten  zu  Rom  auf- 
zugeben,   die  Administration  in  Spiritualibus    der  beyden   Dioecesen 
bey  dem  heiligen  Stuhle  nachzusuchen  und  zu  bewirken. 
Zu    diesem    meinem  .  .  .  Antrage    werde   ich   um   so  mehr  veranlasst, 
weil  ich  vorausgesehen  habe,  dass  meine  ConfirniMtion  von  Seiten  des  hei- 
ligen Römischen  Stuhls,  der  mehrere  Solennitäten  vorangehen  müssen,  noth- 
wendig  verzögert  werden  dürfte. 

Unterm  3.  May  v.  J.  geruheten  E.  K.  M.  an  mich  zu  rescribiren,  dass 
der  von  mir  in  Vorschlag  gebrachte  Aufti'ag  dem  Residenten  zu  Rom  wirk- 
lich gegeben  Avorden  ist;  da  ich  aber  seit  jener  Zeit  der  Ankunft  dieser  von 
mir  gewünschten  Expedition  immer  entgegensehe,  und  in  Ermanglung  nöthiger 
Authorisation    in    dem   mir   anvertrauten  Wirkungs-Creisse    noch    immer   in 

1    Cfr.  No.  914. 


506 


Urkunden  No.  902—903. 


^?^o  Unthätigkeit  bleiben  muss,  so  sehe  ich  mich  in  die  Nothwendigkeit  gesetzt, 
bey  E.  K.  M.  in  Unterthänigkeit  einzukommen  und  darauf  anzuti'agen: 

Allerhöchstdieselben  möchten  geruhen,  den  Minister-Residenten  zu 
Rom  an  die  Erfüllung  der  ihm  gegebenen  Allerhöchsten  Befehle  .  .  . 
zu  erinnern.« 

März  19  Die  Antwort  des  Hoheits-Departements  vom  19.  März  1806  sagt 

dem  Bischöfe   zu,    dass    die   bereits  in  Rom  in  Anregung  gebrachte  Ange- 
legenheit »ganz  besonders  urgirt«   werden  solle. 

a.  a.  0.  Concept,  von  Raumer,  gez.  v.  d.  Reck. 


März  4         903.    Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  den 
Staats- Mi  nister  V.  Voss.     Ciazen  bey  Slupce  1806  März  4. 

Gen.-Direktorium  Südpreassen.  LXXU.  282.  a.    Anefertigung. 

Vorstellung  tvegen   seiner  Einkünfte^   tvegen  des  Widerspruchs  xwisehen  dem  Kon- 
firmatioti^-Paietite  und  der  thatsächlichen  Anweisung^] 

.  .  .  »Als  ich  im  vorigen  Jahre  mich  an  E.  E.  gewandt  habe,  um  Hoch- 
dieselben auf  die  zu  meinem  Nachtheile  geschehene  Abzüge  von  meiner 
Erz-Bischöflichen  und  Bischöflichen  Competenz  aufmerksam  zu  [machen] 
und  um  E.  E.  hierüber  meine  Besorgnisse  mitzutheilen,  haben  mir  Hoch- 
dieselbeu  zur  Resolution  ertheilt,  dass  von  den  einmal  geti-offenen  Maass- 
regeln nicht  füglich  abzugehen  wäre.  Ich  bin  desfalls  bei  des  Königs  M. 
eingekommen,  allein  Höchst  Sie  gaben  mir  unterm  4.  Aprill  v.  J.2)  zum  Be- 
scheide, dass  Höchstdieselben  in  rücksicht  meiner  Revenuen  mit  E.  E.  voll- 
kommen einverstanden  wären,  und  gaben  mir  zu  verstehen,  dass  ich  mich 
umsomehr  bey  den  desfalls  genommenen  Beschlüssen  beruhigen  werde,  als 
die  beschlossene  Abzüge  nicht  zum  Vortheil  des  Fisci,  allein  zur  Ver- 
mehrung des  Süd-Preussischen  Schul-Fonds  und  zur  Salarirung  der  Decane*) 
angewandt  werden  würden.  Ich  musste  mich  nothwendig  bey  den  er- 
haltenen Bescheiden  beruhigen,  besonders,  weil  ich  schon  aus  der  .  .  . 
Cabinets-Ordre  entnommen  hatte,  dass  keine  andere  Abzüge  als  die  zwey, 
uehmlich  zehn  tausend  Reichsthaler  füi-  das  Schul-Fonds  und  5826  zur 
Salarirung  der  Decane,  erfolgen  werden.  Diese  meine  Muthmassung  wurde 
aber  später  zur  vollkommenen  Gewisheit,  als  ich  in  den  Allerhöchst  Selbst 
vollzogenen  Coufirmations-Patenten^)  von  des  Königs  Maj.  die  feyerlichste 
Landesherrliche  Versicherung  erhalten,  dass  ich  alle  diejenige  Nutzungen 
und  Revenuen,  die  zum  Erz-Bisthum  Gnesen  und  Bisthum  Warschau  ge- 
hören, künftig  hin  zu  benutzen  haben  werde.  Ich  kann  mich  nicht  ent- 
halten E.  E.  aufrichtig  zu  gestehen,  dass  ich  bey  dieser  feyerlichen  Zu- 
sicherung aller    und   sämmtlicher  Erz-Bischöflichen    und  Bischöflichen  War- 


1)  Cfr.  No.  807  und  916.  2,  Cfr.  No.  S12.  3j  Cfr.  No.  810. 

4i  No.  82*J. 
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schauer  Revenuen,   die   doch    die    mir   von    E.  E.   unterm   19.  März  als  nur    .?.^  . 

März  4 
32  143  Rthrl.  15  Gr.  4  Pf.  betragen  sollende  totale  Competenz  so  ansehn- 
lich und  unwiederruilich  vergrössert  hat,  den  neuen  Beweis  Ilochdero  gütigen 
Wohlwollens  nicht  verkannt  habe.  Zwar  wurde  diese  Gewisheit  später 
geschwächt,  als  ich  in  dem  .  .  .  Schreiben  E.  E.  vom  7.  Julius  v.  .1.  gesehen 
habe,  dass  ich  nur  von  der  Posenschen  Kammer  943  Rthlr.  15  Gr.  4  Pf., 
von  der  Kalischer  8  223  Rthlr.  18  Gr.  6  Pf.  und  von  der  Warschauer 
21776  Rthlr  5  Gr.  6  Pf.,  zusammen  30943  Rthlr.  15  Gr.  4  Pf.  zu  er- 
heben haben  werde.  Ich  habe  aber  zu  jener  Zeit  nicht  für  rathsam  ge- 
halten, E.  E.  über  den  Unterschied  zwischen  der  mir  .  .  .  mitgetheilten  Be- 
rechnung und  zwischen  der  Bestimmung  und  Versicherung  der  Confirmations- 
Patente  aufmerksam  zu  machen,  weil  ich  gehoft  habe,  dass  das  dabey  vor- 
gefallene Versehen  später  berichtiget  seyn  wird,  um  so  mehr,  da  ich  in 
jener  Berechnung  keine  Erwähnung  der  mir  zukommenden  Westpreussi- 
schen  Competenz,  des  Naturalzehnten  und  der  Erz-BischöHichen  Forst- 
Competenz  gefunden  habe.  Dieser  Ursache  halber  habe  ich  keine  Aus- 
stellungen gegen  die  Salariruug  des  Warschauer  Administrators,  welche 
auf  125  Rthlr.  mouathlich  fixirt  und  mehr  betragen  würde  als  die  angeb- 
liche Bischöfliche  dortige  Competenz,  gemacht.  Allein  da  ich  in  dem  .  .  . 
Schreiben  E.  E.  vom  19.  Februar  d.  J.  eine  neue  Berechnung  finde, 
worinn  nicht  nur  die  West-Preussische  Competenz,  sondern  auch  die 
Naturalzehnten  als  integrirende  Theile  meiner  Revenuen  angegeben  siud 
und  dieselbe  nur  auf  30000  Rthlr.  bestimmt  seyn  sollen,  so  glaube  ich 
sowohl  meiner  Pflicht,  als  auch  demjenigen  ungeheuchelteu  Verti-auen, 
welches  ich  zu  E.  E.  Gerechtigkeit  hege,  gemäss  zu  seyn,  Hochdeneuselbeu 
...  zu  bemerken,  dass  gesetzmässig  und  der  strengsten  Billigkeit  nach  zur 
Berechnung  meiner  sämmtlichen  Erz-Bischöflichen  und  Bischöflich-War- 
schauer  Revenuen  blos  und  allein  die  Nominations-Patente  und  die  ... 
Cabinets-Ordre  vom  4.  Aprill  v.  J.  zur  Grundlage  genommen  seyn  sollten. 
Wenn  nun  diese  .  .  .  Cabinets-Ordre,  die  ich  durch  das  später  erlassene 
Nominations-Patent  als  abgeändert  nicht  mit  unrecht  ansehen  konnte,  aus- 
drücklich besagt,  dass  die  Verminderung  meiner  Revenuen  blos  zum  Behuf 
des  Süd-Preussischen  Schulfonds  und  Salarirung  der  Decane  geschehen, 
wenn  die  Nominations-Patente  mir  feyerlichst  den  Genuss  aller  und  sämmt- 
lichen Revenuen,  die  meine  Vorgänger  auf  dem  Erz-Bisthum  und  Bisthum 
Warschau  genossen  haben,  gewährt  und  zusichert,  so  glaube  ich,  dass 
E.  E.  es  mir  .  .  .  nicht  verargen  werden,  wenn  ich  Ilochdiesclben  bitte: 

die  Berechnung  meiner  Revenuen  und  aller  aus  verschiedenen  Kammem 
mir  auszuzahlenden  Competenz-Geldern  nach  der  Höhe  der  von  meinen 
Vorgängern  genossenen  Nutzungen,  blos  nach  Abzug  der  respectiven 
10000  Rthlr.  von  der  Erz-Bischöflichen  Competenz  für  das  Süd-Preussische 
Schulfonds  und  5826  Rthlr.  von  der  Bischöflichen  Warschauer  Competenz 
Bur  Salarirung  der  üecaue,   .  .  .  anfertigen   zu    las.sen  und  wegen  der  Aus- 
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1806  Zahlung  derselben  an  die  respective  Behörden  die  uöthige  Befehle  zu  erlassen. 
Zu  dieser  meiner  Bitte,  deren  Gerechtigkeit,  ohne  mich  durch  meinen 
eigenen  Vortheil  verblenden  zu  lassen,  ganz  klar  sich  darstellt,  glaube  ich 
um  so  mehr  berechtiget  zu  seyn,  als  einerseits  vor  Emanirung  meiner  Con- 
firmations-Patente  und  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  keine  andere  Abzüge  als 
die  zwey  oben  erwähnte  beschlossen  worden,  anderseits  ich  eine  neue  Ver- 
minderung meiner  Revenuen  nicht  verwü'kt  habe  und  es  nie  glauben  noch 
muthmassen  kann,  dass  des  Königs  Maj.  die  mir  vermittelst  der  Confir- 
mations-Patente  zugesicherte  Gnade  zu  schmälern  für  gut  befunden  hätten. 
E.  E.  gerechte  Gesinnungen  sind  mir  aus  so  vieljähi'iger  Erfahrung 
zur  Genüge  bekannt,  als  dass  ich  nicht  der  zuversichtlichen  Hofnung  leben 
sollte,  dass  Hochdieselben  sich  von  der  begründeten  Billigkeit  meiner  Bitte, 
die  allen  meinen  Besorgnissen  zu  begegnen  zum  Zwecke  hat,  gütigst  zu 
tiberzeugen  geruhen  werden.«  .  .  . 


März  8  Immediat-Bericht  von  Reck  und  Schroetter  s.  imter  dem    10.  Fe- 

bruar 1806,  No.  897. 


März  18  Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter  s.  unter  dem  10.  Februar 

1806,  No.  897. 


März  19  Rescript  an  den  Bischof  Raczynski    s.  unter   dem   3.  März  1806, 

No.  902. 

.März  20         904.   Der  nominirte  Bischof  v.  Posen,  v.  Malczewski,  an  den  Staats- 
Minister  V.  Voss,     Berlin  1806  März  20. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXII.  10S2.    Eigenhändig. 

Die  durch  die  netien  Statuten  bewiveckte  Reduktio?i  des  Domkapitels  xu  Posen  möge 
bis  zur  kanonischen  Besetzung  des  Bisthmns  ausgesetzt  bleiben.'^) 

»E.  E.  überreiche  ich  die  mir  unterm  13*®"  December  v.  J.  gütigst 
mitgetheilten  Verhandlungen  wegen  der  künftigen  Reduktion  des  Dom-Ka- 
pitels zu  Posen  .  .  .  und  bin  E.  E.  dafür,  dass  mich  Hochdieselben  damit 
bekannt  zn  machen  geruhet  haben,  auf  das  Innigste  verpflichtet. 

In  der  Sache  selbst  kann  ich  mir  um  so  Aveuiger  irgend  ein  Urtheil 
erlauben,  als  die  ganzen  Verhandlungen  nur  gegenseitige  Ausstellungen 
zwischen  der  Königlichen  Kammer  und  dem  Dom-Kapitel  enthalten  und  die 
eigentliche  Vereinigung,  wie  der  künftige  Reduktionsplan  seyn  soll,  fehlt. 
—  Soviel  ist  aber  gewiss,  dass  nach  den  bisherigen  Einleitungen  und  so 
wie  die  Sache  jetzt  liegt,  dem  neuen  Bischof  jede  Gelegenheit  genommen 
werden  würde,  irgend  eine  Beförderung  in  dem  Dom-Kapitel  selbst  oder  in 
dasselbe  zu  machen  und  dadurch  auch  die  Möglichkeit,  das  Verdienst  zu 
belohnen  uud  aufzumuntern;  denn  nicht  allein,   dass  in  Posen  der  Fall,  der 

l)  Cr.  No.  878  wud  907. 


Gnesen.    Posen.    Humboldt.  5()9 

bei  Gnesen,    Wroclawek   und   in  mehreren  Colleoriatstiftern  Statt  fand,  dass  „l^^„^ 

März  2() 
nehmlich    die   Bischöfe    gleich    nach    Einziehung   der   geistlichen    Güter   die 

eintretenden  Vakanzen    unbesetzt   Hessen,   nicht   eintrifft,    sondern  in  Posen 

sind  sogar  Stellen,  die  während  der  rnterhandhingen  wegen    der  künftigen 

Reduktion  offen  wurden,  vergeben  worden,  so  dass  der  ganze  Status  Capi- 

tnlaris  jetzt  als  res  integra  betrachtet  werden  kann. 

Ausser  dem  wird  in  den  Rednktions- Verhandlungen  von  Abtretung  der 

bischöflichen    Forstcompetenz    für    die    Unterhaltung    der  Kathedral-Kirche, 

auch  von  den  von  dem  Bischof  dem  Dom-Kapitel  bei  seinem  Antrit   unter 

dem  Titel:    der  Bewillkommnung,    des  Gnaden-Jahres  pp.   zu  entrichtenden 

haaren  Summen  gesprochen.     Dies  sind  aber  Gegenstände,  in  Absicht  deren 

der  jetzige  Bischof  eigentlich  Verträge  mit  dem  Dom-Kapitel  abzuschliessen 

nicht  berechtigt   seyn   dürfte,    da   demselben  nach   seiner  Beförderung  zum 

Fürst-Erzbisthum    die  Disposition   in  Absicht    der  Temporalien   nicht   im'hv 

competirt  und  zu  einem  rechtlich  gültigen  Abschlüsse  von  lästigen  Verträgen 

bei  Pfründen  ausser  dem  Kollator,  der  die  Zweckmässigkeit  des  Vergleichs 

untersucht   und    durch    seine  Genehmigung  auch  die  Nachfolger  bindet,    es 

nöthig  ist,  dass  der  Vergleich  durch  den  Besitzer,  dem  das  Dominium  utile 

der  Pfrtinde  zusteht,  geschähe. 

Aus   diesen    Gründen    stelle   ich   E.  E.  anheim,    die    beabsichtigte  Re- 

,  duktion   des  Posenschen  Dom-Kapitels   bis   zur   canoniscben   Besetzung  des 

Bisthums   durch   den  Nachfolger  des   bisherigen  Bischofs  auszusetzen.«  .  .  . 

Dies  Schreiben  wird  am  24.  März  1806  von  Klewiz   »Zu  den  Akten 
für  jetzt«   geschrieben. 

Rescript  des  Westfälischen  Departements  s.  unter  dem  20.  Fe-  März  27 
bmar  1806,  No.  901. 

905.     Immediat- Bericht  des   Staats- Ministers   Frhr.   v.  Hardenberg.  April  s 
Beriin  1806  April  8. 

R.  IX.  Z.  litt.  Z.     Concept;   nicht  ausgefertigt,   nach   der  eigenhändigen  Randnotiz  Harden- 
berg's:   »Da  ich  den  Inhalt  dieses  Berichts  S.  K.  M.  mündlich  vorgetragen  habe,  so  bedurfte   es  keiner    • 
Reinschrift.    Dieses  Concept  ist  aber  zu  den  Acten  zu  nehmen.« 

Oehaltserhöhung  für  Humboldt  in  Rom  aus  den  Einhünftni  rakanter  DisthihnerA] 
»E.  K.  M.  residii-ender  Minister  zu  Rom,  der  Cammerherr  von  Humboldt, 
zeichnet  sich  rühmlich  aus  durch  eine  zweckmässige  und  musterhafte  Ge- 
schäftsführung. Er  vereinigt  einen  richtigen  Blick  zur  Auffassung  seiner 
Geschäftsverhältuisse  im  Ganzen  mit  grossem  Fleiss  im  Detail,  und  verbindet 
Wachsamkeit  auf  E.  K.  M.  Würde  und  Rechte  mit  einem  gefälligen  Be- 
nehmen, welches  ihm  das  (ielingen  der  einzelneu  Angelegenheiten  erleichtert. 
Seine  Dieusteiukünftc   bestehen   in   dem   unter  ganz  andern  Umständen  be- 


1)  Cfr.  No.  896. 
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lyO^     stimmteu  kleiuem  Gehalte  seiuer  Vorgänger,  der  Residenten,  von    1100  RtLlr., 
"  ^^^     in  dem  ihm  beygelegten  Gehalt  des  letzten   am  Turiner  Hofe 

angestellten  Geschäftsträgers  ^)  von 1800 

und  in  denjenigen 500 

welche  E.  K.  M.  darum  ihm  beyzulegen  geruhet  haben,  weil 
sein  Vorgänger  p.  Uhden  die  aus  dem  Erzstift  Gnesen  dem 
jedesmaligen  Residenten  bewilligte  Zulage  auf  seine  Lebenszeit 
nach  E.  K.  M.  Intention  behalten  soll. 

Diese 3400  Rthlr. 

Avürden  in  ehemaligen  Zeiten  kaum  hinreichend  gewesen  seyn.  Itzo,  bey 
ganz  veränderten  Zeiten,  und  besonders  bey  der  übermässigen  Theuerung 
der  meisten  Artikel  zu  Rom  und  der  Nothweudigkeit,  Anstand  und  Würde 
zu  beobachten,  die  zum  Gelingen  der  Geschäfte  unentbehrlich  sind,  ist  jene 
Summe  oflenbar  unzulänglich.  Die  Aufträge,  welche  der  von  Humboldt  unter 
E.  K.  M.  Genehmigung  von  einigen  Deutschen  Fürsten  zu  Rom  zu  erfüllen 
hat,  sind  nur  eine  pr^caire  und  eine  zu  jenem  nothwendigen  Aufwände  doch 
nicht  hinlängliche  Hülfsquelle.  Er  befindet  sich  daher  wirklich  in  der  Lage, 
von  seinem  Capital  zusetzen  zu  müssen,  welches  ihm,  da  er  Familie  hat, 
desto  schwerer  wird.  Ich  bin  demnach  auf  einen  Plan  bedacht,  der  den 
Dienst  E.  K.  M.  befördert,  indem  er  dem  von  Humboldt  eine  seinen  Ver- 
diensten und  jener  Lage  einigermaassen  angemessene  jährliche  Zulage  ver- 
schafft und  doch  auf  die  Kassen  E.  K.  M.  theils  gar  nicht,  theils  nur  einst- 
weilen fällt.  Wenn  man  nemlich,  wie  von  mir  im  vorläufigen  Einverständnis 
mit  den  Finanzministern  der  Provinzialdepartements  geschehen  ist,  nach  dem 
oben  erwähnten  Beyspiel  von  Gnesen  die  Bisthümer  in  E.  K.  M.  Staaten  im 
Verhältnis  zu  ihren  Einkünften  zu  einem  massigen  Beytrage  ziehet,  und 
dabey  ausnimmt:  1.  das  itzo  in  der  Person  des  neuen  Erzbischofs  mit  Gnesen 
vereinigte  und  daher  an  Einkünften  äusserst  reducirte  Bisthum  Warschau, 
und  2.  und  3.  die  ursprünglich  dotirten  Bisthümer  Wygi-y  und  Suprasl,  so 
erhält  man  einen  Fonds  zu  einer  angemessenen  Zulage  für  den  von  Humboldt. 
Weil  indess  gegenwärtig  nur  das  Bisthum  Ermeland  und  das  Bisthum  Cujavien 
und  Pomerellen  erledigt  sind,  so  kann  nur  bey  diesen  der  Beytrag  sofort 
aus  den  bischöflichen  Competenzen  erfolgen.  Bey  den  andern  wäre  derselbe 
bis  zur  nächsten  Vacanz  eines  jeden  Bisthums  aus  E.  K.  M.  Provinzialfonds  zu 
entnehmen;  welches  bey  E.  K.  M.  in  Autrag  zu  bringen  die  Minister  von  Voss, 
von  Schrötter  und  von  Angern  mit  mir  bereit  sind.  Von  dem  Grafen  von  Hoym 
sehe  ich  einer  günstigen  Antwort  annoch  entgegen.  Da  indess  der  Umstand, 
dass  der  von  Humboldt  schon  seit  geraumer  Zeit  vom  Seinigen  zusetzet,  die 
Angelegenheit  eilig  macht,  so  lege  E.  K.  M.  ich  den  anliegenden  Plan  .  .  . 
vor,  welchen  ich  mit  den  zuerst  genannten  drey  Ministern  vorläufig  con- 
certirt  habe,  und  trage  darnach  an: 


1)  Cfr.  No.  429.  S.  572,  Anm.  3. 
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I.  dass  E.  K.  M.   .  .  .  zu  gonehmigen  geruhen,  dass  jährlich  a.  aus  der    »ms 
Ermländischen  bischöflichen  Competeuz  200  Rthlr. ;  b.  aus  der  Cujavischen 

und  Pomerellischen  Competenz  300  Rthlr.,  und  zwar  von  der  letzteren  Summe 
^3  in  perpetuum  und  '  A,  bis  dahin,  dass  solches  boy  kflnftiger  Vacanz  von 
Posen  auf  dieses  Bisthuu»  radicirt  werden  kann;  c.  die  übrigen  600  Kthlr. 
nach  Inhalt  des  Planes  auf  E.  K.  M.  Proviuzialfonds  bis  dahin,  dass  sie 
auf  die  verschiedenen  Diöcesen  bey  entstehenden  Vacanzen  radicirt  werden 
können,  dem  von  Humboldt  als  Zulage  bewilliget  werden. 

II.  Was  Bresslau  betrifft,  so  sind  im  Verhältnis  zu  den  Bisthums- 
einkünften  500  Rthlr.  jährlich  ein  massiger  Beytrag.  Nur  sind  bekanntlich 
jene  Einkünfte  auf  viele  Jahre  hinaus  zur-  Tilgung  der  Schulden  des  Bischofes 
und  zu  einer  geringen  Competenz  für  ihn  bestimmt;  daher  ich  eben  hierin 
den  Grund  finde,  E.  K.  M.  ...  anheimzustellen,  bis  zur  Vacanz  des  Bis- 
thums  und  Tilgung  der  Schulden  aus  E.  K.  M.  schlesischen  oder  anderen 
Fonds  die  gedachten  jährlichen  500  Rthli*.  dem  v.  Humboldt  als  Zulage  zu 
bewilligen,  welchemnächst  und  mit  Ablauf  jeuer  Jahre,  so  wie  der  Lebens- 
zeit des  Bischofs,  sie  auf  das  Bisthum  radicirt  werden  können. 

Auf  diese  Weise  würde  der  von  Humboldt  zu  seinen  bis- 
herigen     3400  Rthlr. 

eine  Vermehrung  von 1600 

also  in  allem '.     .    5000lUhii\ 

jährlich  erhalten  und  dadurch  in  den  Stand  kommen,  seinen  für  das  Interesse 
E.  K.  M.  und  des  Staates  und  besonders  der  zahlreichen  katholischen  Unter- 
thanen  E.  K.  M.  Avichtigen  Dienst  ohne  häusliche  Sorgen  zu  verwalten.« 

Die   Anträge   werden    durch    eine   Cabinets-Ordre    an   Hardenberg,  April  10 
d.  d.  Berlin  1806  April  10,  genehmigt,   die  Humboldt  zugleich  den   »Cha- 
rakter  als   Ministre   plenipotentiaire«    beilegt.').     Der   deutsche  Aus- 
druck »Bevollmächtigter  Minister«   wird  in  den  Akten  nicht  gebraucht. 

a.  a.  0.  Ausfertigung;. 

Schreiben  Massow's  s.  unter  dem  26.  August   1805,  No.  862.  April  9 


906.   Das  Auswärtige  Departement  an  den  >>Ministre  plenipotentiaire  April  ll 
den  Cammerherrn  von  Humboldt  zu  Rom«.    Berlin  1806  April  11. 

R.  IX.  Z.  litt.  Z.     Coneept,  geschrieben  von  Raumer,  gez.  Hardenberg. 

Ernennung  xum  »Ministre  plhn'potentiarc  am  Bömiscitrn  Ilofe*.^) 

»Unsere  freundschaftlichen  Verhältnisse  mit  dem  Römischen  Hofe  und 

Unser  gutes  Vernehmen  mit  demselben  haben  für  Uns  einen  grossen  Werth 

und  Wir  haben  demnach  aus  Euren  in  der  Eigenschaft  Unsers  residirenden 

Ministers  am  gedachten  Hofe  erstatteten  Berichten  mit  besonderem  Vergnügen 


1)  Cfr.  No.  906.  2)  Cfr.  No.  905  und  921. 
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IHOT.  alles  dasjenige  erseheu,  was  sich  auf  die  Cultiviruug  dieser  Verhältnisse 
beziehet.  Ihr  werdet  daher  fernerhin,  wie  bisher,  bey  vorkommenden  Ge- 
legenheiten dem  dortigen  Hofe  Unsere  euch  bekannten  Gesinnungen  an  den 
Tag  legen  und  zu  erkennen  geben.  Und  da  Wir  dafür  halten,  dass  es  zur 
Heförderung  jener  freundschaftlichen  Verhältnisse  und  jenes  guten  Ver- 
nehmens gereichen  wird,  wenn  Wir  Euch  einen  höheren  Charakter  beylegen 
und  Euch  dadurch  zugleich  ein  neues  Merkmal  Unserer  Königlichen  Huld 
und  Gnade  und  Unserer  Zufriedenheit  mit  euren  treuen  und  rühmlichen 
Diensten  ertheilen,  so  haben  Wir  euch  mittelst  Cabinets-Ordre  vom  gestrigen 
Tage  zu  Unserm  Ministre  plenipotentiaire  am  Römischen  Hofe  ernannt, 
ernennen  Euch  auch  dazu  hiermit  und  Kraft  dieses  und  wollen,  dass,  indem 
Ihr  solches  dem  dortigen  Hofe  eröffnet,  Ihr  auch  bey  dieser  Gelegenheit 
Unsere  obenerwähnten  Gesinnungen  ausdrücket  und  an  den  Tag  leget.« 

Durch  Rescript  vom  gleichen  Datum  wird  Humboldt  ein   >  Ostensibles 
Notificatorium«  1)  an  Stelle  eines  neuen  Creditives  übersandt. 


.\prii  11         907.     Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1806 
April  11. 

E.  S9.  32.  D.    Ausfertigung. 

Für  das  erledigte  Bisthum  Kujavien  wird  der  xum  Bischof  von  Posen  ernannte 

V.  Malcxeivski,^]   an   dessen   Stelle   aber   der  frühere   Bischof  von   Srnolensk,    Graf 

Gorxeiiski,^]  vorgeschlagen.    Aus  den  Einkünften  beider  Bisthümer  ist  dem  Residenten 

von  Humboldt  in  Rom  eine  Oehaltsxulage  xu  gewähren. 

.  .  .    »Das   erledigte   Bistum    [Kujavien]   begreift    die    beiden   Diöcesen 
Kujavien  und  Pomerellen,    die   aber  wenigstens   schon   seit  dem  Jahre  996 
kombinirt  sind  und  deren  Verbindung  den  jetzt  bei  Gnesen  und  Warschau 
beobachteten  Grundsätzen   gemäs  ist.     Die  Kompetenz  beträgt  gegenwärtig 
11314  Rthlr.   17  Gr.  4  Pfg.  aus  Süd-Preussen, 
2711       -       16     -     4     -      aus  dem  Plocker, 
7022      -         9     -     6     -     aus  dem  Marienwerder, 
1659       -         6-2      -      aus  dem  Bromb  erger  Departement, 
22708  Rthlr.     1  Gr.  4  Pfg.  überhaupt,  wovon  aber  zur  Pensionirung 
invalider  Stabs-Officiere  176  Rthlr.   15  Gr.  abgehen. 

Während  der  Vacanz  des  Bistums  und  bis  zum  wirklichen  Eintritt  des 
Nachfolgers  müssen  von  der  Kompetenz  die  Administrations-Kosten  bestritten 
werden,  und  ich  schlage  .  .  .  vor: 

diese  Kosten  wie  bei  dem  Bistum  Warschau  auf  125  Rthh'.  monat- 
lich zu  bestimmen, 
da  sie  hiermit  bestritten  werden  können  und  eine  Verfassung  hierunter  nicht 
vorhanden  ist.    Der  Ueberrest  der  Kompetenz  fällt  sodann  nach  verfassungs- 
—  J 

1;  Cfr.  No.  920.  2)  Cfr.  No.  904.  3)  Cfr.  No.  909. 


Humboldt.    Kujavien.    Posen.  5i;^ 

massigen  Anteilen  vom  Sterbequartal  dem  Doni-Kapitul  und  den  Erl)en  (oder  ^  .^ 
Gläubigern)    des    verstorbenen,    von    der   übrigen    liiledigungszcit   aber   dem 
Kapital  und  dem  künftigen  Bischof  besonders  zum  Kirchbau  anjieim. 

Zur  Wiederbesetzung  der  Stelle  steht  deui  Dom-Kajjitul  in  Wi-adawck 
zwar  die  Wahl  zu:  sie  muss  aber  auf  dasjenige  Subjekt  gerichtet  werden^ 
welches  E.  K.  M.  vorher  zu  ernennen  geruhen.  Hierzu  fühle  ich  mich  nun 
verpflichtet : 

den  ernannten  Bischof  von  Posen  von  Malczcwski  allcrunterthänigst 
in  Vorschlag  zu  bringen, 
üas  erledigte  Bistum  ist  nichts  weniger  als  in  guter  Ordnung  und  be- 
darf also  zur  bessern  Einrichtung  und  Vorwaltung  eines  vorzüglichen  Vor- 
stehers. Als  ein  solcher  hat  sich  der  von  Malczewski  durch  seine  nunmehr 
5jährige  Administration  des  Erzbistums  Gnesen  bewährt  und  ich  habe  ihn 
daher  schon  bei  dessen  Wiederbesetzung  im  vergangenen  Jahre  als  einen 
selbst  der  erzbischöttichen  Würde  werten  Geistlichen  genannt.  Das  Bistum 
Posen  erleidet  dadurch  keinen  Wechsel,  weil  er  es  der  fehlenden  päpst- 
lichen Ausfertigungen  wegen  noch  nicht  hat  antreten  können ;  und  er  dürfte 
sogar  früher  zur  Verwaltung  des  Bistums  Kujavien  gelangen,  weil  aus  Posen 
der  Graf  von  Kaczynski  in  das  Erzbistum  Gnesen  nebst  Bistum  Warschau  ein- 
rücken soll,  deren  Kombination  aber  beim  päpstlichen  Hofe  Verzögerungen  zu 
erfahren  scheint.  Da  übrigens  die  Kompetenz  des  Bistums  Posen  12747  Kthlr. 
17  Gr.  11  Pfg.  beträgt,  so  werden  die  höhern  Einkünfte  des  Bistums  Kujavien 
zugleich  zur  Belohnung  und  Aufmunterung  des  v.  Malczewski  dienen. 

Insofern  nun  E.  K.  M.  ihn  zum  Bischof  von  Kujavien  und  Pomerellen 
zu  befördern  geruhen  sollten,  erlaube  ich  mir: 

zum  Bischof  von  Posen  den  Bischof  Grafen  v.  Gorzenski  .  .  .  vor- 
zuschlagen. 
Er  verlor  sein  Bistum  Smolenski)  bei  der  russischen  Besitznahme  durch 
Einverleibung  dieser  Diöces  in  das  Bistum  Mohilow,  und  seine  nachher  be- 
absichtete  Pensionirung  wurde  diu'ch  die  Auflösung  Polens,  namentlich  durch 
die  Zerstückelung  des  Bistums  Krakau  zwischen  Preussen  und  Oestreich 
vereitelt.  Er  ist  von  musterhaftem  Wandel,  war  vormals  schon  Domherr  in 
Posen  und  gehört  zu  einer  der  angesehensten  Familien  in  Grospolen,  so 
dass  durch  seine  Beförderung  diese  und  namentlich  sein  Bruder,  der  von 
der  Nation  so  geschätzte  General  Graf  Gorzenski,  verpflichtet  wird. 

Insofern  E.  K.  M.  beide  Beförderungen  zu  beschliessen  geruhen,  werde 
ich  den  Anfangstermin  ihrer  Temporalien  besonders  in  Vorschlag  zu  bringen 
mir  erlauben,  da  hierzu  noch  einige  Kassen -Nacb'ichten  ans  der  Provinz 
erforderlich  sind. 

Dagegen  glaube  ich  E.  K.  M.  schon  jetzt  .  .  .  anzeigen  zu  müssen,  dass 
der  Staats-Minister  Freiherr  von  Hardenberg  für  den  Residenten  von  Ilum- 


1)  Cfr.  No.  909. 
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1806     ijqIj   in   Rom  eine  Gehaltszulage  von   1600  Rthli-.    aus    den   verschiedenen 
^  Bistümern   wünscht,    deshalb  jetzt  mit   den  Provinzial- Departements  unter- 

handelt und  nächstens  E.  M.  seine  Vorschläge  vorzulegen  beabsichtetf:.  Da 
hierbei  mit  200  Rthlr.  auf  das  Bistum  Kujavien  nnd  100  Rthlr.  auf  das 
Bistum  Posen  gerechnet  wird,  so  stelle  ich  .  .  .  anheim: 

diese  Summen  von  den  Kompetenzen   der  beiden  Bistümer  vorläufig 
zu  AUerhöchstdero  Disposition  zu  reserviren.«   .  .  . 

Rand-Verftigung,  geschrieben  von  Beyme: 

»17.  April  1806. 
Sämtliche  Vorschläge  sind  zu  approbiren.« 

April  17  Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1806  April  17. 

R.  89.    Minuten  des  Cabinets. 

April  29  Voss  übersendet  am  26.  April  1806    die  Nominationspatente,   die 

am  29.  April  vollzogen  worden,  und  meldet  am  4.  August  1806  die  statt- 
gefundene Wahl.  Das  Konfirmations-Patent  für  Gorz^nski  datirt  vom 
7.  Oktober  1806,  wurde  aber  nicht  mehr  unterschrieben.  Die  Ausfertigung 
auf  Pergament  in  R.  7.  C.  No.  25.  E.  E. 

R.  Sy.  32.  D.  

April  15         908.     Immediat- Bericht  der  Staats -Minister  Frhrn.  v.  d.  Reck  und 
V.  Schroetter.    Berlin  1806  April  15. 

R.  89.  32.  C.    Ausfertignng. 

Den  barnüici'xigen  Schiccstern  xu  Plock  solle  das  Reformaten-Mönchskloster  vor  Plock 
eingeräumt,  dessen  Insassen  in  das  Kapuxiner- Kloster  xu  Zakrocxyn^)  versetxt,  und 
die  dortigen  4  Priester  und  2  Laienbrüder  in  Südpreussische  Klöster  gesandt  werden. 

» Das  so  sehr  wohlthätige  Institut  der  Barmherzigen  Schwestern  zu  Plock, 
dem  in  Rücksicht  auf  seine  Gemeinnützigkeit  E.  K.  M.  höchst  Selbst  eine 
jährliche  Unterstützung  .  .  .  bewilligt  haben 3),  bedarf  eines  bequemern,  ge- 
räumigem Gebäudes,  um  die  ihm  obliegenden  Pflichten  noch  vollkomner 
erfüllen  und  noch  nützlicher  werden  zu  können.  Die  Kammer  zu  Plock 
hat  zu  dem  Ende  vorgeschlagen :  aus  dem  vor  den  Thoren  der  Stadt  Plock 
in  einer  gesunden  Gegend  belegenen  Kloster,  welches  gegenwärtig  von  17 
Reformaten-Ordens-Geistlichen  bewohnt  wird,  diese  zu  translociren  und  die 
Gebäude  desselben  für  die  zum  Bessten  der  Provinz  zu  erweiternde  Bedürf- 
nisse der  Barmherzigen  Schwestern,  im  Bezug  auf  ihre  Lazarethe,  Erziehungs- 
anstalt u.  8.  w.,  einzurichten,  jene  17  Reformaten  aber  nach  dem  nur  8  Meilen 
von  der  Stadt  Plock  entfernten  Capuciner-Kloster  in  Zakroczyn  zu  versetzen, 


1)  Cfr.  No.  905. 

2)  Stadt  an  der  Weichsel,  nordweBtlich  von  Warschau. 
3j  Cfr.  No.  839. 
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welches  leztere  nur  von  -4  Capucinoi-Ordenseeistlichen  und  2  Layenbrüderu  .     .... 

*^  "  •'  April  10 

bewohnt  wird,  die  ohne  Schwierigkeit  in  Klöster  ihres  Ordens  in  Südpreussen 

mit  einem  angemessenen  Abfindungs-Quanto  gesandt  werden  können;  wir 
haben  aus  billiger  Schonung  gegen  die  Barmherzigen  Schwestern  und  die 
Katholischen  Eiusasseu,  bei  denen  die  Reformaten  in  grosser  Achtung  stehen, 
statt  der  gänzlichen  Aufhebung  ihres  Klosters  und  der  Versendung  der 
Mönche  ausserhalb  der  Provinz  die  Translocation  desselben  nach  einen  der 
Stadt  Plock  nicht  fern  gelegenen  Ort  gewählt  und  bitten  daher  E.  K.  M. 
...  zu  genehmigen: 

dass  das  Capuciner-Kloster  zu  Zakroczyn  aufgehoben  wird,  die  in 
demselben  vorhandenen  4  Capuciuer-Priester  und  2  Layeubriider, 
mit  einem  ein  ftir  allemahl  ihnen,  die  in  Ermangelung  eines  gemein- 
schaftlichen Vermögens  auf  keine  weitere  Unterstützung  ansprechen 
dürfen,  zu  reichendem  Abfindungs-Quanto  von  60  Taler  für  jeden 
Priester  und  25  für  jeden  Layen- Bruder,  in  Klöster  ihres  Ordens 
gesandt,  die  Reformaten  aber  aus  dem  Kloster  zu  Plock  nach  dem 
aufgehobenen  Kloster  zu  Zakrocz3'n  translocirt,  ihnen  zum  Transport 
ihrer  Mobilien  ein  Aversum  von  200  Thaler  gegeben  und  dem  Institut 
der  Barmherzigen  Schwestern  zu  Plock  die  Gebäude  und  Gärten  des 
dortigen  Reformaten-Klosters  eingeräumt  werden. 
Da  aber  beide  Klöster,  das  Capuciner-Kloster  sowohl  als  auch  das  der 
Reformaten,  als  zum  Bettelorden  gehörig  keine  Capitalien  besitzen,  aus 
welchen  jene  und  andere  hiebey  vorkommende  Ausgaben  bestritten  werden 
können:  so  bitte  ich,  der  Staats-Minister  Freiherr  von  Schrötter,  ehrerbietigst: 
jene  zur  Abfindung  der  Capuciner  und  zum  Transport  der  Refor- 
maten erforderliche  490  Thaler  zusammen  auf  die  Mehreinkünfte  der 
Provinz  Neu-Ostpreussen  .  .  .  anzuweisen  und  ...  zu  erlauben,  die 
anderweitigen  Anträge  sowohl  wegen  der  Kosten  der  Einrichtung 
der  Reformaten  in  dem  Kloster  zu  Zakroczyn,  als  auch  wegen  der 
Kosten  der  Einrichtung  der  ebenfalls  sehr  dürftigen  Barmherzigen 
Schwestern  in  dem  Reformaten-Kloster  zu  Plock,  wenn  die  Anschläge 
von  beiden  eingegangen  seyn  werden,  .  .  .  vorlegen  zu  dürfen.* 

Rand- Verfügung,  geschi'ieben  von  Beyme:  April  22 

»22.  April   1806. 

S.  M.  haben  zwar  nichts  gegen  die  Vorschläge,  wollen  solche  vielmehr 
genehmigen,  da  aber  die  neue  Einrichtungen  bedeutende  Kosten  verursachen 
dürften,  deren  Anweisung  unter  den  jetzigen  Umständen  nicht  erfolgen  kann, 
so  müssen  Ref.  die  Ausführung  so  lange  aussetzen,  bis  S.  M.  sich  über  den 
anzuzeigenden  Kostenbetrag  erklärt  haben  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter  und  Massow(!),  Berlin  1806 
April  22. 

R.  S9.    Minftten  des  Cabinets.     

33» 
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is(h;  9Q9    Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Geheimen  Cabinets-Ratli  Beyme. 

''"      '  Berün  1806  April  16. 

R.  sy.  32.  D.     Ausfertigung. 

Nochmalige  Empfehlung  des  Grafen  Oorxenski  xum  Bischöfe  von  Posen.  *) 

>Da33  nach  Sr.  K.  M.  Allerhöchster  Bemerkung  Smolensk  schon  früher- 
hin  znm  russischen  Reiche  gehörte,  ist  in  Absicht  des  grösten  Teils  der 
Woiwodschaft  völlig  richtig.  Allein  ein  kleiner  Teil  gehörte  noch  bis  1793 
zu  Polen ;  dies  nannte  sich  deshalb  Herzog  von  Smolensk  und  bestellte  den 
Bischof  sowol,  als  die  Senatoren,  den  Woiwoden  und  den  Kastellan  von 
Smolensk. 

Der  Graf  Gorzenski  war  daher  Diöcesan- Bischof  mit  Jurisdiction  und 
konnte  nur  als  solcher  Sitz  und  Stimme  im  Senat  haben.  Wegen  Ein- 
verleibung der  Diöces  Smolensk  in  das  Erzbistum  Mohilow  sollte  er  einen 
Teil  der  grossen  Diöces  von  Wilna  mit  100  000  Fl.  poln.  Pension  aus  den 
Einkünften  des  Bistums  Krakau  erhalten,  wovon  bei  der  Auflösung  Polens 
ein  Teil  nach  Süd-Preussen  und  Neu-Schlesien  abgeschnitten  ist. 

E.  Wohlgeb.  habe  ich  die  Ehre  dies  auf  Dero  geehrtestes  gestriges 
Schreiben  mit  dem  Wunsche  zu  melden,  dass  des  Königs  Maj.  bei  einer 
Promotion  des  v.  Malczewski  den  Grafen  Gorzenski  zum  Bischof  von  Posen 
zu  ernennen  geruhen  mögten,  da  seine  Wahl  in  Gros-Polen  vorzüglich  ge- 
fallen wird,  wogegen  der  nächste  Competeut  nach  ihm,  Weihbischof  von  Le- 
winski,  von  unbekannter  Familie  ist,  nicht  französisch  spricht  und  die  Gabe 
der  feineren  Repräsentation  nicht  besitzt,  weshalb  er  eher  für  das  kleine 
Bistum  Culm  passen  würde,  falls  bei  dessen  Vakanz  in  der  Folge  nicht 
andere  Rücksichten  eintreten  sollten.« 


April  17  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  11.  April  1806,  No.  907. 


April  21  Rescript  Angern's  s.  unter  dem  4.  Februar  1806,  No.  895. 


April  22          Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Massow  s.  unter  dem  15.  April  1806, 
No.  908.  

April  22         910.    tmmediat- Bericht   der   Staats- Minister   Frhr.  v.  Hardenberg, 
V.  Massow  und  v.  Angern.     Berlin  1806  April  22. 

K.  so.  i:j8.  N.  Ausfertigung.    Das  Concept  entstand  in  Angern's  Departement,  R.  34.  67. 

Der  Sustentations-Etat  für  die  OeistUchen  aus  den  jenseits  des  Rheins  aufgehobenen 
geistlichen   Korporationen.    Äenderung   der  Verpflichtung  durch   die  Abtretung  von 

Kleve. 

Legen  einen  nach  der  Cabinets-Ordre  vom  26.  August  1805  2)  re- 
vidirten   »Sustentations-Etat«  vor: 

.  .  .   »Die  Summe  der  darin  ausgeworfenen  Pensionen  hat  sich  darnach 


1]  Cfr.  No.  907.  2)  No.  861. 
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so   sehr   vermindert,    dass    die   sich   gleich  gebliebene  Einnahme  nun  einen  a  ^^oo 
Ueberschuss  von  5500  Kthlr.  gewähret. 

Nach  dem  Reichsfriedensschlusse  und  den  ergangenen  .  .  .  Cabinets- 
befehlen  haben  die  Mitglieder  der  in  Rede  stehenden  4  Corporationen  ^) 
nur  dann  ein  Recht  auf  diese  Revenuen,  wann  sie  Eingebohrne  und  als 
solche  auf  das  diesseitige  Rheinufer  verwiesen  sind.  Nun  sind  in  der  Liste 
sub  A2)  nur  6  Einländer  eingetragen,  bey  Xanten  [4],  bey  Cleve  [einer], 
und  bey  Wissel  [einer\  Sowohl  diese,  als  alle  die  tlbrigen,  müssen  sich 
nach  der  Versicherung  der  p.  Cammer  in  den  Ten'itorien  aufhalten,  wo  sie 
die  Hauptpensionen  beziehen,  wenn  sie  solche  nicht  verlieren  wollen.  Sie 
wohnen  daher  auch  sämtlich  nach  den  Listen,  die  sich  darüber  in  den 
Acten  befinden,  im  Auslande.  Wenn  nun  alle  diese  nach  der  Strenge  des 
Rechtes  an  den  durch  Aufhebung  ihrer  Corporationen  dem  Preussischen 
Staate  zugefallenen  Vermögen  nicht  Theil  nehmen  sollen,  so  bleibt  niemand 
übrig  als,  solange  wenigstens  der  diesseits  des  Rheins  belegene  Theil  von 
Cleve  als  Einland  zu  betrachten  gewesen  ist,  der  Canonicus  v.  Eisbergen-*) 
zu  Rees,  der  Einländer  ist,  keine  fremdherrische  Pension  bezieht  und  itzt 
wirklich  in  Rees  wohnhaft  ist,  als  ehemaliger  Canonicus  zu  Wissel  aber 
die  ihm  in  der  Pensions-Liste  ausgesetzten  58  Rthlr.  wird  beziehen  müssen. 
Auf  ihn  und  auf  diese  Summe  würde  sich  also  die  ganze  Pensionirung 
derer  beschränken,  die  nach  strengem  Rechte  etwas  zu  fordern  hätten,  und 
selbst  der  Propst  Ruys  und  der  Canonicus  Jorissen  können  als  geborne 
Ausländer  nur  als  Pensionairs,  die  aus  Gnade  etwas  zu  fordern  haben,  an- 
gesehen werden,  mithin  nicht  aus  ihren  vorigen  Verhältnissen,  sondern  aus 
der  Kabinets-Ordre  vom  26.  August  v.  J.-*)  ein  Recht  auf  800  und  respective 
300  Rthlr.  erhalten.  Da  indessen  E.  K.  M.  in  dieser  Cabinets-Ordre  zu  er- 
klären geruhet  haben,  dass  Höchstdieselben  den  Geistlichen  aus  Corpo- 
rationen solcher  Länder,  welche  nie  der  Preussischen  Landeshoheit  unter- 
worfen gewesen  wären,  keine  Pension  bewilligen  wollten,  und  dies  anzudeuten 
scheint,  dass  den  Mitgliedern  solcher  Corporationen,  die  unter  Preussischer 
Landeshoheit  ehemals  gestanden  haben,  wohl  eine  Unterstützung  aus  dem 
ihnen  vormals  zugehörig  gewesenen  Vermögen  belassen  werden  solle,  so 
haben  wir  die  sämtlichen  Mitglieder,  soweit  sie  nicht  aus  .  .  .  besondern 
Gründen  haben  übergangen  werden  müssen,  als  berechtiget  zu  ihrem  An- 
theile  an  den  diesseitig  noch  vorhandenen  Einkünften  ihrer  ehemaligen 
Corporationen  angesehen.  .  .  .  Wollen  aber  E.  K.  M.  nach  oben  erAvähnten 
Strengesten  Rechte  verfahren  wissen :  so  wird  es  auf  diese  Tabelle  A,  den 
einzigen  Canonicus  von  Eisbergen  und  dessen  Pensions-quantum  von  58  Rthlr. 
ausgenommen,    weiter  gar  nicht  ankommen  und  sie  wird  blos  dazu  dienen. 


1)  Die  Kapitel  zu  Xanten.  Kleve.  Kranenburg  und  Wissel. 

2)  »Pensious-Liste  für  die  damuificirten  Mitglieder  der  jenseits  Rheins  auf- 
gehobenen geistlichen  Corporationen.«  3;  Cfr.  No.  625. 

4    No.  861. 
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.  ^^^«r>  die  Ansprüche   der   ehemaligen  Mitglieder   der  in  Rede  stehenden  Corpora- 
Anril  22 

"  tionen  und  das  diesseitig  gebliebene  Vermögen  der  letztern  einzeln  zu  über- 
sehen,   welche  Uebersicht   zu  geben  E.  K.  M.   ausdrücklich  befohlen  haben. 

In  die  Tabelle  B')  ist  historisch  alles  aufgenommen,  was  die  Uuter- 
behörden  für  die  einzelne  bedürftige  Mitglieder  jener  Corporationen  angeführt 
haben;  indess  auch  hierbey  ist  auf  die  gegebenen  strengeren  Vorschriften 
Rücksicht  genommen  und  es  sind  nur  die  allerdtirftigsteu  und  Mitleid 
würdigsten  mit  einer  sehr  geringen  Unterstützungs-Summe  angesetzt. 

Wir  würden  nun  lediglich  E.  K.  M.  die  Vollziehung  dieses  Etats  und 
die  Genehmigung  der  damals  angenommenen  Grundsätze  anheimstellen,  wenn 
sich  nicht  jetzt  die  Umstände  durchaus  verändert  hätten.  Da  nehmlich 
E.  K.  M.  über  die  hieher  gezogene  Cleveschen  Revenuen  nicht  weiter  dis- 
poniren,  so  muss  wohl  in  Ansehung  derselben  die  finale  Bestimmung  dem 
neuen  Landesherren  überlassen  werden  und  Alles,  was  diesseits  vielleicht 
geschehen  kann,  ist,  dass  bei  einem  etwa  noch  zu  unterhandelnden  besondern 
Cessions-Tractat  diese  armen  Menschen  zur  Beneficirung  aus  solchen  Reve- 
nuen demselben  empfohlen  werden.  Bis  dahin  würde  am  fttglichsten  die 
ganze  Sache  noch  auf  sich  beruhen  bleiben,  und  nur  dem  itzt  in  diesseitigen 
Landen  zu  Münster  wohnenden  Propst  und  Dechant  Ruys  und  dem  Cano- 
nicus  Jorissen  die  jedem  von  E.  K.  M.  zugesicherte  Pension  von  800  und 
respective  300  Rthlr.,  auf  die  aus  der  Grafschaft  Marck  und  den  neu 
acquirirten  westphälischen  Provinzen  aufkommenden  hieher  gehörigen  Reve- 
nuen, die  noch  1326  Rthlr.  37  Stbr.  7  dt.  ausmachen,  gezahlet  werden. 
Wenn  demnächst  die  Abtretung  des  Cleveschen  überall  vollendet  seyn  wird 
und  sich  dann  die  deshalb  eingetretenen  neuen  Verhältnisse  vollständig  über- 
sehen lassen,  würde  von  E.  K.  M.  zu  bestimmen  seyn:  ob  aus  dem  nach 
Hamm  zurückgebrachten  Bestände  dieser  Revenuen  den  sonst  für  qualificirt 
zu  einer  Pension  erachteten  Geistlichen  pro  praeterito  etwas  zu  zahlen,  oder 
wozu  sonst  dieser  Bestand  zu  bestimmen  sein  mögte.« 

April  28  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»28.  April  1806. 
Allerdings  muss  jezt  die  Disposition  über  diese  Revenues  dem  Herzoge 
von  Cleve  und  Berg  überlassen,  zugleich  aber  demselben  durch  das  Aus- 
wärtige Departement  die  Sorge  für  die  Hülfsbedürftigen  Geistlichen  empfohlen 
werden.  Eben  dies  muss  auch  mit  dem  Ruys  und  Jorrissen  eigentlich  ge- 
schehen. Da  ersterer  inzwischen  in  Münster  sich  niedergelassen  hat,  so 
können  ihm  interimistisch,  bis  diese  Angelegenheit  regulirt  seyn  wird,  die 
ihm  bestimmten  800  Rthlr.  aus  den  diesseitigen  fonds  angewiesen  und  eben 
so  kann  es  mit  der  Pension  von  300  Rthlr.  des  Jorrissen  gehalten  werden, 

1  »rensions-Lißte  der  aus  Allerhöchster  Gnade  zn  unterstützenden  Mitglieder 
der  jenaoitB  Rheins  aufgehobenen  geistlichen  Corporationen.* 
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wenn  er  ebenfalls  sich  diesseits  niederlassen  sollte.     Was  den  nach  Hamm   .  T^  oy 
znrtickgebrachten  Bestand  dieser  Revenues  betrift:  so  soll  derselbe,  da  jezt 
keine  Veranlassung  mehr  existirt,  Anweisungen  pro  praeterito  darauf  zu  er- 
theilen,  zu  Sr.  M.  disposition  asservirt  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Hardenberg,  Massow,  Angern,  Potsdam 
1806  April  28. 

R.  S9.    Hinfiten  des  Cabinets. 


Bericht  Humboldt's  s.  unter  dem  10.  Mai  1806,  No.  917.  April  26 


911.   Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.     Borlin  1806  April  27 
April  21. 

B.  S9.  32.  K.    Ausfertigung. 

Die  katholischen  geistlichen  Sachen  in  den   Entschädigwigs-Landen  soüen  an  das 
Geistliche  Departement  übcriciesen  werden^,  dem  aber  ein  der  katholischen  Verhält- 
nisse kundiger  Roth   xugetheilt  icerden   müsse,   tcoxu  der  Kriegs-  und  Domünenrafh 
Schmedding'-;  xu  Münster  ganx  besonders  geeignet  sei. 

.  .  .  »Bey  der  Bearbeitung  der  Organisations-Geschäfte  der  Entschädi- 
gungs- Provinzen,  sowohl  in  denselben  als  nachher,  habe  ich  die  völlige 
üeberzeugting  entnommen,  dass  die  wegen  der  vielen  Katholischen  Unter- 
thanen  darinn  häufig  vorkommenden  Katholischen  Geistlichen,  Kirchen- 
und  Schul-Sachen  zu  ihrer  zweckmässigen  Bearbeitung  durchaus  einen  Mann 
erfordern,  der  mit  dem  Katholischen  Geistlichen  Rechte  und  mit  solchen  In- 
stituten aus  der  Nähe  derselben  practisch  bekannt  ist,  weil  sonst  Miss- 
verständnisse, Irrthümer  und  Abwendung  der  Katholischen  Glaubens-Genossen 
von  dem  Staate  zu  besorgen  sind.  Dieses  ist  besonders  bey  der  ersten 
Einrichtung  und  Umschaffung  dieser  Sachen  nach  den  übrigen  Grundsätzen 
unserer  Staats -Verwaltung  erforderlich,  wenn  die  Gewissen  beruhiget  und 
die  Diöcesen-,  Universitäts-,  Schul-  und  Pfar-Einrichtungen  zwekmässig  ge- 
troffen werden  sollen. 

Zu  einem  solchen  Manne  hat  sich  der  verstorbene  Geheime  Ober- 
Finanz-Rath  von  Voss  bey  der  Mindenschen  Regierung  und  in  seinen  ver- 
schiedenen Verhältnissen  in  der  Nähe  Katholischer  Länder  gebildet  und 
sich  bey  der  Haupt-Organisations-Commission  als  völlig  qualificirt  ausge- 
wiesen, daher  ich  ihn  Inhalts  des  .  .  .  Berichts  vom  21.  März  1804  vor- 
züglich in  solcher  Hinsicht  und  zu  diesen  sowie  zu  den  öffentlichen,  Re- 
galitäts-  und  Armen-Sachen  in  Vorschlag  gebracht  habe.  Hier  ist  mir  zur 
Besetzung  seiner  Stelle  ein  solcher  Mann  nicht  bekannt  gewesen  und  die 
tägliche  Erfahrung  belehret  mich,  dass  die  hiesigen  Juristen  die  erforderlichen 


1)  Cfir.  No.  789. 

2   Cfr.  No.  674.    Schmedding   war  durch   Cabinets-Ordre   vom   23.  Mai  1805 
zum  Kriegs-  und  Domainenrathe  ernannt  worden. 
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^^97  practischen  Kenntnisse  und  richtige  Ansicht  von  den  Katholischen  Kirchen- 
Sachen  nicht  haben.  Ich  hatte  daher  den  Vorsatz  genommen,  auf  die  Wieder- 
besetzung  der  vacanteu  Geheimen  Finanz-Raths-Stelle  jetzt  nicht  anzutragen, 
sondern  den  Krieges-  und  Domainen-Rath  Maassen  aus  der  Krieges-  und 
Domainen-Karamer  zu  Hamm  gegen  Diäten  zum  Vorti'ag  dieser  Sachen  hieher 
kommen  zu  lassen,  weil  dieser  vorher  bey  der  Cleveschen  Regierung  als  Archi- 
varius  und  nachher  bey  der  Kammer  zu  Hamm  als  Departements-Rath  alle 
lloheits-Sachen  bearbeitet,  mit  Katholischen  Sachen  ebenfals  genau  bekannt 
ist  und  die  so  abweichenden  Westphälischen  Verfassungen  kennt,  deren  Uu- 
bekanntschaft  in  vorigen  Zeiten  oft  eine  unrichtige  Beurtheilung  der  Sachen 
zur  Folge  gehabt  hat.  Ich  hatte  dabey  noch  erwogen,  dass  die  gedachte 
Kammer  wegen  des  abgetretenen  Herzogthums  Cleve  einen  Arbeiter  füglich 
abgeben  könne  und  ich  habe  demnächst  den  Krieges-  und  Domainen-Rath 
Maassen  an  das  Geistliche  Departement  mit  den  Kirchen-,  Schul-  und  Stifter- 
Sachen  selbst  abgeben  wollen.  Da  dieser  mein  Plan  jetzt  nicht  auszuführen 
ist,  so  halte  ich  eine  Beschleunigung  der  Abgebung  dieser  Geistlichen  Sachen 
für  nötig,  weil  der  Geheime  Ober-Finanz-Rath  v.  Winter  fei  dt  selbst  gegen 
mich  erklärt,  dass  er  die  dazu  erforderlichen  Kenntnisse  von  dem  Katholi- 
schen Kirchen-Rechte  und  Verfassungen  nicht  besitze. 

In  Ansehung  aller  dieser  Gegenstände  haben  E.  K.  M.  auf  den  Bericht 
des  Generals  der  Cavallerie  und  Staats-Ministers  Grafen  v.  d.  Schulenburg 
vom  14.  November  1803  ^)  durch  die  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  19.  ej.  2)  zu 
verordnen  geruhet,  dass  solche  von  mir  einstweilen  noch  fortgeführet  und, 
so  wie  die  einzelnen  Geistlichen  und  Schul-Anstalten  so  weit  eingerichtet 
worden,  dass  sie  in  den  gewöhnlichen  Geschäftsgang  treten  könnten,  als- 
dann an  das  Geistliche  Departement  abgegeben  werden  sollten. 

Obgleich  dieses  nun  noch  nicht  von  allen  Geistlichen,  Kirchen-,  Schul- 
und  Stifter-Sachen  der  Fall  ist,  so  halte  ich  in  den  jetzigen  Umständen  doch 
pflichtmässig  für  das  beste: 

dass    alle   solche   Gegenstände   gleich   dem   Geistlichen  Departement 
übertragen    werden   und    mir    als  Provincial-Minister  bloss  die  Con- 
cuiTenz    bey   Regulirung   der   noch  übrigen  Stifter  und  Klöster  und 
bey    der    davon    abhängenden    Organisation    des   Pfarr-  und   Schul- 
wesens vorbehalten  bleibe. 
Im  Fall  E.  K.  M.   dieses  zu  genehmigen  geruhen,  halte  ich  aber  auch 
für  nötig,  dass  bey  dem  Geistlichen  Departement  ein  des  Katholischen  Kirchen- 
Rechts  und  der  Katholischen  Kirchen-Verfassungen  völlig  kundiger  Rath  an- 
gestellt werde,  welcher  diese  Kenntnisse  mit  Aufklärung  und  einem  liberalen 
Sinn    verbinde    und   welches   zur  richtigen   Ansicht    und    Beurtheilung   der 
Römisch-Katholischen   Sachen    in   den   übrigen    Provinzen    E.  K.  M.   Staats 
ebenfals    wünschenswerth    ist.     Ein    solches   Subject    ist   zum   Beispiel    der 

Ij  No.  666.  2)  No.  657. 
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Krieges-  und  Üomaineu-Rath  Schniedding,  der  bey  der  Krieges-  und  .  ^^^^ 
Domainen-Kammer  zu  Münster  diese  Geschäfte  bearbeitet.  Wegen  der  Noth- 
wendiglteit  und  Nüzlichkeit  eines  solchen  Mannes  beziehe  ich  mich  auf  das 
Zeugniss  eines  jeden  Unbefangenen,  der  das  Katholische  Kirchen-  und  Schul- 
wesen in  der  Nähe  zu  betrachten  Gelegenheit  gehabt,  wozu  besonders  auch 
der  Staats-Minister  Frey  her  r  vom  Stein  gehört,  der  solches  in  Münster 
und  den  übrigen  Westphälischen  Provinzen  kennen  gelernt  hat  und  auch 
den  Krieges-  und  Domainen-Kath  Schmedding  näher  kennt.«  .  .  . 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyiuc:  Mai  2 

>Zu  genehmigen,  und  da  alsdenn  allerdings  die  Anstellung  eines  des 
katholischen  Kirchenrechts  und  der  katholischen  Kirchenverfassung  kundigen 
Raths  bey  dem  Geistlichen  Departement  nothwendig  ist,  so  soll  Ref.  mit 
dem  Staats-Minister  v.  Massow  über  die  Auswahl  des  p.  Schmedding  oder  eines 
andern  dazu  qualificirten  Subjects  Protestantischer  Confession  sich  berathen 
und  darüber  sowie  über  das  demselben  auszusetzende  Gehalt  anderweit  ge- 
meinschaftlich mit  dem  v.  Massow  gutachtlich  berichten.« 

Hiernach  Cabinets-Ordres  an  Angern  und  an  Massow,  Potsdam  1806 
Mai  2. 

R.  Sy.    Minuten  des  Cabinets. 

Cabinets-Ordre    an    Hardenberg,    Massow,    Angern    s.    unter    dem  April  28 
22.  AprU  1806,  No.  910.  

Nominations-Patente    für    die    Bisthümer   Kujavien   und   Posen    s.  April  29 
unter  dem  11.  April  1806,  No.  907. 


912,    Immediat-Bericht  des  Staats- MI  In  isters  v.  Voss.    Berliu   1806  April  30 
April  30. 

R.  bü.  32.  D.    Ausfertigung. 

Dem  Fürst-Erxhischofe  von  Onesen,  Oraf  liacxynski,  sollen  die  Einkünfte  der  Abtei 

Lubin  ganx  überlassen,  der  Leutnant  Oraf  von  Ilohenxollern  dafür  ans  den  ersparten 

Fonds  entsehädigt  werdenA) 

»Der  nominirte  Fürst-Frzbischof  von  Gnesen  und  Bischof  von  Warschau, 
Graf  Raczynski,  hat  nach  E.  K.  M.  .  .  .  Bestimmung  bei  lezterer  Würde 
keine  andre  Einkünfte,  als  welche  ihm  die  Kompetenz  der  Lubiner  Kom- 
mendatur-Abtei  mit  2143  Rthlr.  15  Gr.  4  Pf.  gewährt,  wovon  aber  einst- 
weilen und  bis  zur  Erledigung  der  Kommendatur-Abtei  Paradies  diejenige 
1200  Rthlr.  abgehen,  welche  E.  K.  M.  dem  jungen  Grafen  von  HohenzoUern 
als  Jahrgeld  zu  bewilligen  geruhet  haben.  2)  Dagegen  hat  er  bis  zu  seiner 
päpstlichen   Bestätigung     die    auf    12.5  Rthlr.    monatlich    l)e3timmto    Kosten 


1)  Cfr.  No.  903  und  yUi.  2,  Cfr.  No.  916. 
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^^**!  der  Administrazion  des  Bistums  Warschau  zu  tragen  und  hierdurch  kann 
er  da  die  päpstliche  Koufirmazion  sich  in  die  Länge  ziehet,  schon  fast  ein 
Jahr  hingehalten  ist  und  vieleicht  noch  nicht  nahe  bevorstehet,  in  den 
Fall  kommen,  für  geraume  Zeit  zu  Bestreitung  jener  järlich  1500  Rthlr. 
ausmachenden  Administrazions-Kosten  nicht  nur  die  jezzige,  nur  943  Rthlr. 
15  Gr.  beti'agende  Revenuen  vom  Bistume  Warschau  aufwenden,  sondern 
auch  noch  265  Rthlr.  9  Gr.  järlich  aus  der  erzbischöflichen  Kompetenz  der 
30  m  Rthlr.  zuschiessen  zu  müssen. 

In    dieser  Hinsicht  zum  Teil,    vorzüglich    aber  auf  den  Grund  der  für 
ihn    ausgefertigten  Nominazions-Patente,    welche   bei   dem  Hoheits-Departe- 
ment   nach    der    gewöhnlichen    Form    ausgefertigt    worden   und    daher    bei 
Gnesen  die  Zusicherung  der  mit  dem  Erzbistume  verbundenen  Temporalien 
und  Kompetenz,    so    wie    solche    von    den  Vorfahren  in    diesen   geistlichen 
Würden    genossen    worden,    enthalten,    glaubt  der   p.  Graf  von  Raczynski 
einen   giltigen  Anspruch   auf  die    bisherige  Revenuen   des   gedachten   Erz 
bistums   und   des  Bistums  Warschau   zu   haben,    insofern  davon  nicht,    wie 
bei    ersteren    geschehen,    Abzüge    zu    bestimmten   Zwekken    gemacht   sind 
Diese  Meinung  ist  jedoch    ungegründet,    denn   E.  K.  M.  Höchste  Kabinets- 
Ordi'e  V.  22.  Januar  v.  J.']   ist  und  bleibt  die  einzige  Norm  für  das  künf- 
tige,   mit  beiden  in  Rede  stehenden  Würden   verbundene  Einkommen,    auf 
welche   die  Fassung   der  Nominazions-Patente  keine    abändernde    und    er- 
weiternde Wirkung  haben  kann. 

Dagegen  scheint  es  nicht  unbillig  zu  sein,  von  dem  p.  Grafen  v 
Raczynski  die  temporelle  Aufopferung  seines  ganzen  Einkommens  als  Bischof 
von  Warschau  nebst  einem  Zuschüsse  aus  den  erzbischöflichen  Revenuen 
Behufs  der  eingangsgedachten  Administrazion  abzuwenden  und  überhaupt 
denselben  gleich  in  den  unverkürzten  Genuss  der  Kompetenz  von  der 
Kommendatur-Abtei  Lubin  zu  sezzen,  da  mit  dem  Bistume  Warschau  keine 
andre  Revenue  als  diese  verbunden  ist. 

Um  dieses  zu  bewh-ken  käme  es  auf  Ersaz  der  gedachten,  auf  dies 
Kompetenz  einstweilen  angewiesenen  Pension  des  jungen  Grafen  von  Hohen- 
zoUern  zu  1200  Rthlr.  an  und  dazu  fehlt  es  nicht  an  Fonds.  Denn  teils 
sind  von  den  Südpreussischen  erzbischöflichen  Kompetenzgeldern,  welche 
mein  .  .  .  Bericht  vom  18ten  Januar  v.  J.  erwähnt,  nach  Abzug  der  dem 
Erzbischofe  ausgesezten  30000  Rthlr.  und  der  den  Südpreussischen  Schul 
fonds  .  .  .  be-ndlligten  10000  Rthlr.  noch  1289  Rthlr.  zur  Disposizion  übrig 
geblieben,  teils .  gehören  zu  den  Einkünften  des  Erzbistums  noch  2592  Rthlr 
12  Gr.  9  Pf.,  welche  aus  Westpreussen  herzufliesscn,  und  432  Rthlr.  16  Gr 
7  Pf.  durch  Natural-Zehend  aus  einigen  Dörfern  des  Warschauer  und 
Kalischer  Kammer-Departements,  welche  zur  Zeit  jenes  Berichts  bei  Süd 
preussen  nicht  etatsmässig  waren,  jezt  aber  auf  die  erzbischöfliche  Kompe- 

1    Cir.  No.  7K2. 
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tenz   der  30/iu  Rthlr.    in  Anrechnung  gebrarlit  worden  sind,    30  dass,    alle     ^^]*L 
diese  Posten  zusammengenommen,  ein  Quantum  vou  4314  Rthlr.  5  Gr.  4  Pf. 
als  Ersparung  vorhanden  ist. 

E.  K.  M.  schlage  ich  daher  .  .  .  vor,  dem  Erzbischof  Grafen  v.  Raczynski 
bei  der  Lubiner  Kompetenz  die  Abgabe  der  1200  Rthlr.  an  den  Grafen 
von  HohenzoUern  zu  erlassen  und  diese  Pension  der  1200  Rthlr.  dem 
Grafen  HohenzoUern  aus  jener  Ersparung  bis  dahin  ...  zu  bewilligen, 
dass  nach  Absterben  des  jezzigen  sehr  bejahrten  Kommendatur-Abtos  von 
Paradies,  Kardinals  Albani,  diese  Pension  auf  die  Revenuen  der  dortigen 
Abtei  E.  K.  M.  erster  Intenzion  gemäss  übertragen  werden  kann.  Mit  E.  K.  M. 
Genehmigung  wird  sich  die  Sache  sogleich  rückwärts  vom  Iten  Juuius  vori- 
gen Jahres  an  reguliren  lassen. 

Ich  kann  dem  nominirten  Erzbischof  Grafen  v.  Raczynski  nicht  anders 
als  das  Zeugnis  geben,  dass  er  sich  die  seinem  hohen  geistlichen  Stande 
und  Posten  gemässe  Repräsentazion  angelegen  sein  lässt,  dabei  keine  Kosten 
scheuet,  und  E.  K.  M.  ihm  durch  Erlassung  jener  1200  Rthlr.  Pension 
einen  Beweis  Allerhöchster  Billigung  geben  werden.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Mai  4 

»4.  Mai  1806. 
Approbirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1806  Mai  4. 

Gen.-Direktorium  Südprenssen  LXXU.  2S2.  a.    Ausfertigung. 


913.    Rescript  des  Auswärtigen  und   des  Hoheits-Departements  an    MhI  1 
den  Bevollmächtigten   Minister  Frhr.  v.  Humboldt  in   Rom.    Berlin  1806 
Mai  1. 

K.  7.  C.  25.    Concept;  Anweisung  von  Eaumor  in  E.  XI.  Rom. 

Beschleunigung  des  Geschäftsganges  mit  dem  Cabinets-Ministerium  und  dem  Hoheits- 

departcmpnt. 

»Bei  der  von  Uns  stets  mit  Wohlgefallen  bemerkten  zweckmässigen  und 
musterhaften  Führung  der  euch  anvertrauten  Geschäfte  ist  Unsere  Absicht 
nur  annoch  dahin  gerichtet,  dass  dem  hiesigen  Gange  dieser  Angelegen- 
heiten und  der  dabey  Statt  findenden  Concurrenz  Unseres  Cabinetsministerii 
und  Unseres  Hoheits-Departements  eine  solche  Richtung  und  ein  solches 
Verhältnis  gegeben  werde,  welche  Einfachheit,  Leichtigkeit  und  Beschleu- 
nigung verbinden. 

Dieser  vereinigte  Zweck  wurde  bisher  nicht  vollkommen  erreicht,  wenn 
die  innere  Behörde  au  das  Hoheits-Departement,  dieses  an  das  Cabinets- 
ministerium,  und  dieses  wiederum  an  euch  schrieb,  und  wenn  auch  demnächst 
diese  Sachen  eben  den  weitläuftigen  Weg  wieder  zurückgingen. 
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l8(Ki  ^yij.  f^njen  daher  gut,    dass  in  bloss  inneren  Staats-  und  Privatange- 

legenheiten, von  denen  Wir  beyspielsweise  die  Ehedispensationen,  Seculari- 
sationen,  Habilitationen,  Ablassbrevien,  Dispensationen  ab  aetate  Canonica 
anführen,  von  Unserm  Staatsminister  Fhrn.  von  der  Reck,  als  Chef  des 
Hoheits-Departements,  allein,  ad  mandatum,  an  euch  rescribirt  werde  und 
ihr  die  Berichte  darauf  an  ihn  allein  titulo  Regis  zu  seiner  Eröffnung  unter 
Adposition  der  römischen  Ausfertigungen  adressiret. 

Sobald  aber  neben  und  bey  jenen  inneren  Staats-  und  Privatverhält- 
nissen irgend  ein  politisches  Interesse  versiret,  werdet  ihi'  Rescripte  ad 
mandatum  vom  Cabinets-Ministerio  und  vom  Hoheits-Departement  gemein- 
schaftlich unterzeichnet  erhalten  und  darauf  Berichte  in  simplo  und  nicht 
mittelst  Duplicate  titulo  Regis  zur  Eröffnung  beider  Departements  erstatten 
und  den  Depechen  an  das  Cabinets-Ministerium  beyschliessen. 

Endlich  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  blosse  politica  nach  wie  vor 
der  Gegenstand  von  Rescripten  sind,  welche  das  Cabinets-Ministerium  allein 
erlässt  und  auf  welche  ihr  allein  an  dieses  berichtet. 

Wir  erwarten  demnach  die  Befolgung  dieses  Geschäftsganges  und  ver- 
sprechen Uns  davon  eine  gute  Wirkung  ftir  das  Wohl  der  Angelegenheiten.« 


Mai  2            Cabinets-Ordres  an  Angern  und  an  Massow  s.  unter  dem  27.  April 
1806,  No.  911.  

Mai  4  Cabinets-Ordre   an    Voss  s.  unter   dem   30.  April  1806,   No.  912. 


Mai  5  914.    Staats-Mjnister   Graf   Haugwitz  an  den  Staats-Minister  Frhr. 

V.  d.  Reck.     Berlin  1806  Mai  5. 

R.  7.  C.  25.  B.  B.    Ausfertigung. 

Die  von  Humboldt  gemeldete  Antwort  des  Papstes  auf  das  Konfirmations-Oesueh  für 
die  Wahl  in  Onesen  und  Warschau.    Die  Kosten  dieser  KonfinnationA) 

.  .  .  »Dass  das  Bisthum  Warschau  bei  der  Vereinigung  mit  Gnesen  in 
einer  Person  nach  der  angeführten  Observanz  nicht  mit  dem  Bischofstitel, 
sondern  nur  titulo  administrationis  ad  dies  vitae  gegeben  werde,  dagegen 
wird  wohl  kein  Bedenken  statt  finden.  Auch  wird  man  abwarten  müssen, 
ob  ftir  den  Grafen  v.  Raczynski  als  Erzbischof  von  Gnesen  die  Formirung 
eines  neuen  canonischen  Processes  zu  umgehen  sein  werde.  Was  auch  ferner 
das  erzbischöfliche  pallium  betrift,  dessen  Nichtannahme  der  p.  v.  Humboldt 
gleichfalls  für  schwierig  hält,  so  sind  wenigstens  die  Kosten,  nach  der  Be- 
merkung desselben,  von  keiner  Bedeutung  ;  und  es  wird  mehr  darauf  an- 
kommen, ob  die  Annahme  des  pallii  vielleicht  in  Rücksicht  eines  dabei  zu 
leistenden  besondern  Eides  oder  des  modi  traditionis  oder  auch  sonstiger 
Eflecte  bedenklich    und   ob  dasselbe  im  letzten  Gneseuschen  Falle  wirklich 


1    Cfr.  No.  9<J2  und  922. 
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ertheilt  und  einsrelösst  ist:  als  worüber  die  Arcliiv-Acten  nichts  ergeben  und    .1  •  - 

^  Mai  0 

ich  von  dem  p.  von  Humboldt  nähere  Auskunft  einziehe. 

Was    die  Kosten  in   Rücksicht  der  Bistliümer    an   sich  betrift,  ...  so 

wird  es  am  besten  sein,  dass  der  Erzbiachof  uud  Bischof  an  die  M.  Fried- 

laender  &  Comp,  zahlen,    was    der  p.  v.  Humboldt   auf   dieses  Haus  zieht; 

und  werde  ich  zu  seiner  Zeit  von  letzterem  die  genauere  Angabe  einfordern.«  .  . . 


915.  Das  Siidpreussische  Departement  »an  die  Siidpreussische  Kammer    Mal  7 
zu   Posen«.     Berlin   1806  Mai  7. 

Gen.-Direktorinm  Südprenssen.  LXill.  1110.    Concept,  gez.  Voss. 

»Die  ÄJiordnimgen  in  Bexiehimg  auf  die  fernere  Erfüllung  der  aus  besondern  Stif- 
tungen herrührenden  geistlicJien  Verpfliclitwigcn  des  aufgehobenen  dortigen  Josephiner- 

Klosters.* 

»Der  nominirte  Fürst-Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  von  Raozynski,  hat 
Uns  in  der  .  .  .  Eingabe  vom  7.  v.  Mts.  angezeigt,  welche  Anordnungen  er 
als  Bischof  von  Posen  in  Beziehung  auf  die  fernere  Erfüllung  der  aus  be- 
besondern Stiftungen  herrührenden  geistlichen  Verpflichtungen  des  aufge- 
hobenen Josephiner-Carmeliter-Klosters  zu  Posen  getroffen  hat  und  welche 
Hindernisse  bei  ihrer  Ausführung  durch  Eure  Dispositionen  in  Absicht  der 
Zinsen  von  den  Fundations-Kapitalien  besagten  Klosters  und  durch  Eure 
Weigerung,  diese  nach  seinem  Antrage  abzuändern,  entstehen. 

Dies  giebt  uns  Veranlassung,  Euch  zu  eröfnen,  dass  das  Vermögen 
eines  eingezogenen  Klosters  sich  natürlich  nicht  anders  als  nach  Abzug  der 
darauf  haftenden  Verbindlichkeiten  und  der  zu  ihrer  Erfüllung  erforderlichen 
Kosten  verstehet.  Auch  bei  dem  eingezogenen  Josephiner-Kloster  müssen 
daher  die  geistliche  Verpflichtungen  und  die  dazu  ausgesetzte  Fonds  sorg- 
fältig ausgemittelt  werden  und,  so  wie  der  Bischof  für  die  Erfüllung  jener 
geistlichen  Obliegenheiten  zu  sorgen  hat,  so  müsst  Ihr  zur  Gewährung  der 
deshalb  fundirten  Fonds  gehörig  beitragen. 

Mit  Unrecht  habt  Ihr  daher  die  hiehin  gerichtete  Anti-äge  des  Bischofs 
abgelehnt;  Ihr  müsst  vielmehr  die  Sache  nach  den  vorgedachten  Grund- 
sätzen behandeln.«  .  .  . 

916.  Staats -Minister  v.  Voss  »an  den  Fürst-Erzbischof  von  Gnesen   Mai  8 
und  Bischof  von  Warschau,  Grafen  Raczynski«.    Berlin  1806  Mai  8. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXJI.  282.  a.    Concept,  gez.  Voss. 

Die  Einkünfte  des  Erxbisthums.     AuPiebung  des  Abxuges  für  den  Orafcn 
von  Hohenxoller7iA) 

.  .  .  »Ueber  Ihre  Einkünfte  entscheidet  nur  die  Königliche  Kabinets- 
Order  vom  22.  Januar  v.  J.  In  dieser  sind  selbige  aufs  deutlichste,  auch 
nur  allein  in  Zahlen  ausgedruckt  —  und  E.  F.  G.  ganz  bestimmt  als  Erz- 


1)  Cfr.  No.  903  und  912. 


520 


Urkunden  No.  916—918. 


^*^^,  bischof  von  Gnesen  und  Bischof  von  Warschau  =  30 000  Thaler  in  runder 
Summe  nebst  der  Kompetenz  von  der  Lubiner  Kommendatur- Abtei  beigelegt, 
letztere  jedoch  mit  dem  temporellen  Abzug  von  1200  Thalern  für  den 
Lieutenant  Grafen  von  Hohenzollern. 

Diesen  Abzug  haben  inzwischen  des  Königes  Maj.  zum  Beweise  Ilii-es 
Wohlwollens  E.  F.  G.  auf  meinen  Vortrag  mittelst  Kabinets-Ilesolution  vom 
4.  d".  M.  und  zwar  schon  vom  1.  Junius  v.  J.  ab  zu  erlassen  und  die  Pension 
des  Grafen  von  Hohenzollern  Selbst  auf  die  Warschauer  Krieges-  und 
Domänen-Kasse  zu  übernehmen  geruhet. 

Indem  es  mir  zum  wahren  Vergnügen  gereicht,  E.  F.  G.  von  dieser 
Königlichen  Huld  gegenwärtig  ganz  ergebenst  zu  benachrichtigen,  bemerke 
ich  zugleich  ebenmässig:  dass  Ihnen  die  Warschauer  Kammer  die  aus  der 
Lubiner  Kompetenz  pro  1805/6  an  den  Grafen  von  Hohenzollern  entrich- 
teten 1200  Thaler  erstatten  —  die  Posener  Kammer  aber  vom  1.  k.  M. 
an  statt  der  jetzigen  943  Rthk.  15  Gr.  4  Pf.  die  ganze  Kompetenz  von 
Lubin  mit  2143  Thalern  15  Gr.  4  Pf.  in  Quartal-Raten  zahlen  lassen  wird.« 


Mai  10  917.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  V.  Humboldt.    Rom 

1806  Mai  10. 

R.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chiffrirte  Ausfertigung;   nach  der  Dechiffrirung. 

Die  Sendung  della  Genga's  nach  RegensbtirgSj    Absicht,  dort  unabliängig  vom  Reichs- 
tage mit  Preussen  gesondert  %u  unterhandeln, 

...  »Le  Prelat  della  Genga  partira  la  .semaine  prochaine  poiu-  Ratis- 
bonne,  si  sa  sante  qui  n'est  gueres  entierement  retablie  encore,  ne  s'y  oppose 
point.2)  Le  plan  de  la  Cour  de  Rome  est  qu'il  traite  actuellement  avec  les 
plus  grands  d'entre  les  Princes  d'Allemagne  et  nommement  avec  ceux  que 
la  paix  de  Presbourg  declare  en  quelque  fa^on  indöpendans  de  l'Empire, 
mais  que  les  affaires  des  autres  s'arraugeut  ä  la  Diete.  II  se  rendra  donc 
au  premier  lieu  auprfes  de  l'Electeur  Archi-Chancelier  et  aupres  du  Roi  de 
Bavi^re.  Je  sais  qu'il  essayera  aussi  d'entamer  une  negociation  pour  leE 
Provinces  nouvellement  acquises  par  V.  M.  avec  son  Ministre  ä  Ratisbonne; 
mais  j'ai  repötö  ä  cette  occasion  au  Cardinal  Consalvi  que,  comme  V.  M. 
en  ddclarant  fermement  qu'EUe  ne  traiteroit  point  ä  la  Diete  sur  ces  objets, 
avoit  toujours  ajoutö  qu'EUe  ne  vouloit  rdgler  ces  objets  qu'ä  Rome,  et  que 
je  doutois  par  cette  raison  qu'Elle  condescendit  ä  une  negociation  ä  Ratis- 
bonne, quoiqu'inddpendante  de  la  Diete.«   .  .  . 


1)  Cfr.  No.  848. 

2)  Am  26.  April  1806  hatte  Humboldt  berichtet:  >Le  Prälat  della  Gengs 
dcvoit  partir  bous  peu  de  jonrs  pour  PAllemagne  et  nomm6ment  pour  Mnnic 
Mais  une  maladic  fjrave  et  imjirövue  le  force  a  differer  son  depart  encore  dt 
'inelqnea  Bemainea.« 
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918.    Schreiben  des  Papstes  Pius  VII.  an  den  König.    Rom  1806  ^^^^^ 
Mai  17. 

R.  (i7.  B.  I.  C.  22.    Abschrift,  der  auch  eiue  französische  üeborsetzung  beigefügt  ist;  Beilage 
zu  dem  Berichte  von  Goertz  vom  30.  Juni  ISUti.') 

Wünscht  durch  den  Ntintitis   della  Oenga   direkt  mit  dem  Kim  ige  xu  verhandeln.^] 
»Serenissimo  ac  Potentissimo  Friderico  Wilhelmo  Borussiae  Regi  lllustri. 
Pius  P.  P.  VU. 

Serenissime  ac  Potentissime  Rex.  Non  sine  summo  animi  moerore  cogitare 
possumus,  quem  in  locum  adductae  •')  nunc  fuerint  in  Germania  res  Catholicac 
religionis  propter  ea,  quae  uovissime  in  bis  regionibus  evenerunt.   Post  effusas 
inter  vestibulum  et  Altare  lacrymas  missasque  ad  ipsum  Ecclesiae  Auctorem 
Deum  preces,   ut  Nobis  Divinam  opem  impertiat,    postulat  Nostri  Ministerii 
ratio,  ut  serio  animum  adjiciamus  ad  ea  praestanda  remedia,  quae  a  Nobis 
adbiberi  possunt  quaeque  utiliora  et  opportuniora  judicamus.     Ea  de  causa 
in   Germaniam   mittere    coustituimus    extra   Ordinem   Apostolicum    Nuntium, 
qui  cuncta  praesens  noscat  atque  eos,  qui  Summo  potiuntur  Imperio,  vehe- 
menter   roget,    ut   non   solum   catbolicam    religionem    iis   muniri  permittant 
I   auxiliis,    quae    ad  eam  retinendam    et   conservandam   sunt  necessaria,    sed 
[   etiam  ut  omnem  opem  couferant  in  restituendum  Catholicum  cultum,  Eccle- 
siasticam    disciplinam,    Ecclesiae   libertatem.     Et  quoniam  non  solum  multa 
'   sunt  curanda   et  providenda,    ut  existat  et  conservetur  Catholica  religio  in 
iis  regionibus,    quae  potentissimo  Regno  Altitudinis  Tuae   novissime  acces- 
serunt,  sed  etiam  Tibi  exploratum  esse  oportet,  quod  antiqui  subditi  catholici, 
qui  in  Tua  ditione  commorantur,  pleue  ac  libere  catbolicam  religionem  exer- 
!  cere  probibentur,  quod  sane  alienum  esse  scimus  a  voluntate  Tua,  boc  est 
i  justissimi  Principis,    qui  pari  modo  Subditos  omnes  tamquam  diligit,  idcirco 
i  Apostolicum  Nuntium   speciatim  dirigimus  ad  Regiam  Majestatem  Tuam,  ut 
I  Tibi  vel  per  sese  praesens,  si  opus  fuerit,  te  conveniens,  vel  per  Ministros 
!  tuos  commorautes  Ratisbouae,  quo  Eum  directe  mittimus,  intimes  animi  Nostri 
I  sensus  aperiat  atque  osteudat,  quautum  quamque  vehemens  atque  ardens  sit 
I  desiderium  Nostrnm   pro   bono  Ecclesiae  Tuorumque  Snbditorum  Catholico- 
rum    et  quae  Nostra  sint  vota,    ut  ea  removeantur,  quae  impedimento  sunt 
quominus  Catbolica   religio  libere  exerceatur.     Hoc  autem  munus  commissi- 
mus  Venerabili    Fratri   Hannibali   Archi-Episcopo    Tyri,    cujus    perspectam 
habemus  fidem,  solertiam,  prudentiam,  integritatem  rerumque  Germanicarum 
usum   atque  peritiam.     Is    a  Nobis  jussus   est  omnem  dare  operam,  ut  re- 
medium  aliquod,  quantum  in  Nobis  est,  adhibeatur  damnis  gravissimis,  quae 
hactenus  pertulit  quaeque  in  dies  perfert  Catholica  Religio,  cumque  ipse  ex- 
ploratum  habeat   et  qualia  sint  haec  damna  et  quäle  Nos  remedium  afferri 
cupiamus,   Nobis    aptissimus  visus    est  ad  implendas  commissi  sibi  muneris 
iiartes. 


1    No.  9.38.  2i  Cfr.  No.  764. 

3,  Vorlage  »adductu«! 
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1800  Haec   causa   est  propter  quam  Regiae  Altitudini  Tuae  Catholicae  reli- 

gionis  negocia,  quae  Tibi  subjectos  Popnlos  attinguut,  Tibi  exponi  et  pate- 
fieri  volumus.  Tute  intelligis,  quae  Nostra  in  hac  re  cura  et  solicitudo 
esse  debeat,  Nosque  pro  Summa  humanitate  Tua  animique  magnitudine  certo 
speramus  fore,  ut  Apostolicum  Nuncium  Tuo  patrocinio  digneris  Eumque  ita 
adjuves  Auctoritate  et  potestate  Tua,  ut  Nos  optata  consequamur ;  ita  aliqua 
ex  parte  sollicitudines  allevabis  Nostras  tristitiamque  qua  premimur  miti- 
gabis,  et  Nos  in  ea  re  praeclarum  pignus  habebimus  Tuae  in  Nos  amicitiae, 
per  quam  respondebis  Nostrae  Estimationi  et  amicitiae  in  Te  pari,  quam 
toto  corde  profitentes  Deum  0.  M.  exoramus,  ut  Tibi  diutissimam  coucedat 
vitam  felicissimumque  regnum  in  Tui  ipsius  gloriam  Tuorumque  populorum 
utilitatem.  Datum  Romae  die  17.  Maji  1806. 
Pontificatus  Nostri  Anno  VII.« 

Dieses  Schreiben  wurde  als  förmliche  Beglaubigung  für  della  Genga 
erkannt  und  daher  seine  Annahme  abgelehnt:  cfr.  No.  950. 


Mai  20  919.     Staats-Minister  v.  Massow  an  den  Staats-Minister  Graf  Hoym. 

BerUn  1806  Mai  20. 

R.  4G.  B.  1G5.  a.    Concept,  gez.  Massow. 

Ob  die  sistirten  Untersuchungen  wegen  Ueberlassung  katholischer  Kirchen  an  pro- 
testantische Gemeinden  jetxt  ivieder  aufxunehmen  seien? ^) 

»E.  E.  gebe  ich  mir  die  Ehre,  eine  immediat-Eingabe  der  evangelisch- 
lutherischen  Gemeinen  zu  Nilbau, 2)  Simbsen^j  und  Schabenau**)  vom  7.  d., 
welche  des  Königs  Maj.  an  Uns  remittirt  haben,  worin  sie  um  Rückgabe 
der  ihren  Vorfahren  von  den  Katholiken  entrissenen  Kirchen  gebeten  haben, 
...  zu  communiciren,  zugleich  aber  um  Dero  .  .  .  Sentiment  zu  bitten: 

ob  nicht  allgemein  diese  Angelegenheit  bei  des  Königs  Maj.  in  An- 
regung zu  bringen  und  auf  Aufhebung  der  durch  die  Kabinets-Ordre 
vom  22.  October  1805^)  allgemein  sistirten  Untersuchungen  wegen 
Zurückgabe  katholischer  Kirchen  anzutragen?« 

Hoym's  Antwort  vom  31.  Mai  1806  s.  in  Massow's  Schreiben  an  Reck 
vom  24.  Juni  1806,  No.  936. 


1)  Cfr.  No.  877,  893  und  936. 

2)  Kr.  Glogau.  3)  Kr.  Guhrau. 
4;  No.  87Ö. 
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920.  Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.  Uom     '^''i 
1806  Mai  24.  " 

K.  X.  "U.    EigeuliäiuUge  chiffrirto  Ausfertigung;   n:ith  dor  Dcchillrirung. 

Dclla  Oenrja's  Reise  nach  Daitscliland  und  seine  Zwecke.  Unterredung  mit  dem 
Kardinal  Consalvi;  die  Sendung  eines  Nuntius  oder  doch  eines  Ayeiitcn  nach  Berlin 
weist  Hu mbohlt  naclidrik-ldicJi  Mirikk;  mit  dem  Papste  srlljst  hierüber  \u  lerliamlrhi 
lehnt  er  ah.  Die  Absicht  della  Genga's  nach  Berlin  ,\u  lammen,  auch  um.  Bruch ncrdrii 
rorxuhringcn,  bekämpft  er;  della  Oemja  wenle  uohl  mit  den  preussisehen  Gesandten 
in  München  und  Regensburg  xunächst  verhandeln.  Günstiger  Eindruck  der  Ernennunr/ 
Uuinboldfs  %um  Ministrc  plenipotentiaire  in  Rom.^) 

Der  Prelat  della  Geuga  ist  am  18.  Mai  von  Rom  abgereist:  .  .  .  >on 
traitait  avec  un  mistere  extreme  tout  ce  qui  avoit  trait  a  sa  mission  et  ses 
instructions.  Je  remarquois  cepeiulant  qu'on  na  point  encore  abandonne 
ici  l'idee  de  traiter  sur  les  arrangeraens  eclesiastiques  k  prendre  pour  les 
uouvelles  provinees  de  V.  M.,  uon  pas  ä  la  verite  a  la  Diete,  mais  ccpen- 
dant  eu  Allemagne,  et  je  pressai  le  Cardinal  Secr^taire  d'Etat  de  s'ouvrir 
davantage  sur  ses  plans  ä  cet  (5gard ;  et  corame  en  meme  tems  je  reeus  la 
nouvelle  que  V.  M.  m'avoit  fait  la  grace  de  me  conferer  le  caract&re  de 
Ministre  plenipotentiaire,  tont  cela  eusemble  donna  occasion  ä  In  Conr  de 
Rome  de  dtJvelopper  une  idee  qu'elle  avoit  eu  autretbis,  mais  dont  pcudant 
tout  le  tems  de  mon  sejour  ici  il  n'avoit  pas  encore  ete  fait  mention. 

Aussitöt  que  j'eus  seulemeut  prevenu  et  d'une  maniere  purement  coii- 
fideutielle  le  Cardiual  Secretaire  d'Etat  de  ma  nouvelle  nomination  et  que 
je  Uli  eus  donne  le  rescript  ostensible-)  recu  de  la  part  de  V.  M. ,  il  cora- 
men^a  d'abord  par  m'entreteuir  de  la  satisfaction  que  le  Pape  ressentiroit 
de  cette  nouvelle  marque  des  intentions  bienveillantes  de  V.  M.,  mais  ajouta 
que  le  St.  Pere  avoit  depuis  longtems  desire  d'avoir  aussi  de  >Son  c6t6  un 
agent  a  Berlin,  que,  comme  on  connoissoit  la  mefiance  que  le  noui  d'un 
Nonce  inspiroit,  un  simple  abbe  sous  le  titre  de  Charge  d'aflaires  depourvu 
de  tout  droit  de  s'iug^rer  dans  les  affaires  eclesiastiques  des  sujets  de  V.  M. 
et  uniquement  destine  ä  etre  l'interprete  des  sentimens  du  St.  Pere  envers 
V.  M.  lui  suffiroit,  et  que  le  Prölat  della  Genga  de^•oit  tacher  de  proposer 
cet  arrangement  a  V.  M.  pendant  son  sejour  en  Allemagne.  Le  Cardinal 
m'assura  en  meme  tems  que  cet  objet  endornii  depuis  longtems  etoit  un 
point  des  instructions  du  Prelat  della  Geuga  et  (jue  Tevenement  actuel  avoit 
paru  seulement  convenable  au  Pape  pour  en  faire  mention  envers  moi. 

J'ose  me  flatter  que  V.  M.  daigne  me  rendre  la  justice,  que  je  n'ai 
jamais  n^gligö  d'etre  aussi  attentif  que  possible  a  tout  ce  qui  concerno  ses 
intärets  ici,  et  je  crois  avoir  reussi  ;i  d^couvrir  quelquefois  ce  qu'on  cachoit 
avee  soin ;  comme  cepeudant  les  affaires  relatives  ä  la  mission  du  Prölat 
de  la  Genga-')  n'ont  ete  traitees  qu'eutre  lui,  le  Secretaire  d'Etat,  et  peut- 


1)  Cfr.  No.:921.  21  Cfr.  No.  90«.  am  Schlüsse. 

3)  Cfr.  No.  586. 

Graaier,  Prenssen  nnd  die  kulh.  Kirche.    IX.  g^ 
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1806  (-.^j.^.  mi  ^)^^  ,ieux  autres  Cardiuaux  eucore,  il  etoit  aussi  bien  qu'impossible 
'  '"  "  d'appiendre  ce  qu'ou  avoit  dessein  de  derober  ä  ma  connaissance ,  et  je 
u'oso  decider  moi-nieuie  si  l'assertiou  du  Cardinal  Secretaire  d'Etat  est  vraye 
ou  si  cette  idee  n'a  ete  rcveillee  que  par  ma  nouvelle  nominatioii.  Quoiqu'il 
en  soit,  les  ordres  que  V.  M.  a  daigne  me  donuer  dans  mos  iustnictioiis 
sont  euticrement  positifs  et,  quoiqu'il  u'y  soit  pas  fait  mentiou  cxpresse 
d'un  simple  ageut  ou  chargö  d'aflfaires  tel  qu'uue  cour  seculiere  peut  Teii- 
voycr,  je  suis  persuade  que  tout  envoy  d'un  agent  papal  destiue  ;i  lesider 
ä  Berliu  ou  dans  les  Etats  de  V.  M.  seroit  entierement  nuisible  ä  ses  interets 
et  pourroit  devenir  une  source  d'inconvöniens  tres  graves. 

Je  me  suis  donc  cm  en  devoir  de  ne  pas  passer  legerement  sur  cette 
idce,  mais  de  la  combattre  de  toutes  mes  forces  et  de  la  detruire,  s'il  etoit 
possible,  et  surtout  de  faire  que  l'acte  de  reconnoitre  mon  nouveau  titre 
u'y  fut  lie  en  aueune  maniere,  mais  que  cette  oecasion  servit  au  contrairc 
a  öter  ä  la  cour  de  Rome  l'espoir  dont  eile  pouvoit  peut-etre  encore  se 
llatter.  Je  commengai  donc  par  rappeller  au  Cardinal  la  negociation  entamec 
eu  1797')  sur  un  semblable  projet  et  je  tächai  ainsi  d'eviter  ä  discuter  de 
nouveau,  quoique  verbalemeut  seulemeut,  un  point  dont  la  discussiou  nc 
peut  devenir  que  desagreable,  puisqu'il  touche  directement  les  priucipes  sur 
lesquels  il  est  presqu'impossible  que  la  Cour  de  Kome  puisse  avouer  jamais 
de  convenir  avec  une  Conr  protestante;  mais  comme  le  Cardinal  Secretaire 
d'Etat  se  plaignit  de  la  note  que  l'Abbe  Ciofani  avoit  remise  en  1797, 
comme  il  insista  qu'il  faloit  pourtant  entre  Cours  Souveraines  observer  une 
certaiue  reeiprocite,  et  qu'il  ajoutä  qu'aucuue  Cour  n'etoit  jamais  allee  si  loin 
de  ne  pas  meme  vouloir  admettre  uu  simple  cliarge  d'affaires  du  Pape:  je 
vis  bleu  que,  si  je  ne  voulois  pas  negliger  l'ordre  que  V.  M.  m'a  donnc  de 
combattre  partout  une  pareillc  idee,  il  faloit  aborder  frauchemeut  la  question 
et  je  le  fis  sans  hesiter. 

Je  döclarai  au  Cardinal  que  V.  M.  avoit  donne  et  donnoit  encore  fre- 
querament  des  preuves  des  egards  qu'EUe  daignoit  avoir  pour  le  Pape  comme 
Souverain  et  meme  comme  Chef  d'une  religion  a  laquelle  Elle  accordoit  une 
liberte  eutiere  et  une  egalit(5  parfaite  de  droits  dans  Ses  Etats,  mais  que 
la  Cour  de  Rome  ne  sauroit  nier  elle-meme  que  ses  relations  avec  les  autres 
Etats  avoient  cela  de  particulier  que  presque  le  seul  interet  qu'elle  y  prenoit, 
regardoit  toujours  leurs  propres  sujets  et  i{ne  les  droits  qu'elle  y  preten- 
doit,  touchoient,  on  ne  peut  pas  de  plus  pres,  aux  droits  souveraius  eux- 
mcmes,  et  que  par  cette  circonstance  ces  relations  devenoient  d'une  delica- 
tcsse  extreme ;  les  sentimenfi  personnels  du  St.  Pere,  continuai-jc,  etoient  ä 
la  verit6  un  sur  garant  qu'aucun  de  ses  agens  n'essayät  pas  meme  d'empieter 
sur  les  droits  que  la  Cour  de  Rome  ne  possedoit  point;  l'observation  que 
lo  Cardinal  Secretaire    d'Etat   m'avoit    faite  qu'une  Cour  pouvoit  facileraent 

l;  Cl'r.  IUI.  VII.   No.  304.  u.  ;i.  ni. 
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teuir   (laus  ilc  justcs  bonies  nicuic  iin  Nonoc  et  plus  faciletnent  encore  iiii   ^,.,;  .^. 

simple   Agent,    etoit   (l'iine  justcsse   i);uiaite ;    iiiais    cc    iri'toit   pas   taut   la 

crainte  de  la  violation  de  sos  veritables  droits  (lui  iiMidoit  iine  Cour  uioins 

(lisposee  au  prqjet  en   ((uestiou,   «jue  celle   quo  la  |)it''souce  d'uu  Aj^cut  papal 

ne  produise  beaucoup  de  pctitos  questions  (jui,  ä  la  lougue,  pouvoient  ti-oiil)l('r 

la  ))oiiue  liarmouic  entre  les  deux  courn  ot  faire  naitre  m\('.  niefiancc  nuituclle, 

surtout  si  l'agent  un  jour  etoit  un  homnie  iiuiuiet,  peii  diseret  ou  auihitieux. 

J'ajoutai  enlin  que  la  reeiprocite,  de  huiuellc  le  Cardinal  parloit,  n'cxistoit 

pas    daus   le   cas   present,    puisque  V.  M.    avoit   bien  des  aflaires  ä  Konie, 

I    i)nis(iu'Elle    daiguoit  y  proteger  les  iutörets  de  ses  sujets   catholi(iues,  mais 

[    que  le  merae  cas  n'avoit  pas  lieu,  ä  franchement  parier,  poiir  le  Pape  ä  Berlin. 

I  V.  M.    daiguera  s'imaginer  que  le  Cardinal  ne  convint  pas  de  ce  rai- 

sonuement,  quoiqu'il  le  combatit  fort   faiblement;    loin    de    prolonger    alors 

I    la  diseussion  daiis  la  quelle  je  n'etois  entre  que  uialgre  moi,  je  me  contentai 

[    de  dire  au  Cardiual  que  j'avois  du  lui  douuer  ces  explicatious  pour  lui  faire 

I    voir  que  la  Cour  de  Berliu  envisageoit  ce  point  d'une  raaniere  qui  ne  fesoit 

I    fort  eu  rien  h  ses  seutimens  envers  celle  de  Rome,  mais  ([ue  la  crainte  du 

I    contraire  alt^reroit  ses  relatious  avec  eile,  la  detourneroit  du  projet  de  [ne] 

s'eloigner  d'une  marche  qu'on  avoit  teuue  avec  un  si  heureux  succes  jusqu'ä 

I    present ;    que   du   reste  je  ne  pouvois  dorenavant  dire  autre  chose,    si  non 

que   la  note    de  1797    moutroit  evidemmeut   qu'elles   avoient    cte   alors  les 

maximes  de  V.  M.  ä   cet  egard;    que  les  instructions  que  j'avois  regues  eu 

venant  ici,  etoient  egalemeut  positifes,  qu'elles  n'avoient  pas  ete  revoquees 

depuis  et  que,  quoique  V.  M.  avoit  pü  croire  abaudonne  ce  projet  du  Pape, 

puisque  pendant  pres  de  quatre  ans  on  ne  m'avoit  pas  donne  la  plus  petite 

occasion  d'eu  parier  dans  mes  depeches,  j'ötois  sür  cependant  que  ses  inteu- 

tions  n'etoieut  pas  differentes  ä  present. 

Le  Pape  voulut  lä-dessus  me  parier  lui-meme  sur  cet  objet,  mais  je 
le  declinai  en  reprösentant  au  Cardinal  Secretaire  d'Etat  qu'il  seroit  embar- 
rassant  pour  moi  de  discuter,  pour  ainsi  dire,  avec  le  Souverain  lui  meme 
un  point,  sur  lequel  le  seul  parti  sage  ä  preudre  etoit  de  declarer  franche- 
ment et  amicalement  les  maximes  de  la  Cour  sans  entrer  daus  des  details 
ulterieurs. 

Dans  toutes  ces  contestations  je  m'appergus  clairement  quun  se  seroit 
sorvis  volontiers  du  changement  actuel  de  mou  titre  pour  fouder  en  quel- 
que  fagon  sur  lui  la  proposition  en  ([uestion,  et  je  dilVerai  pour  cela  de 
faire  la  notification  ofticielle  de  ma  uomiuation.  Je  dois  avouer  ä  la  verite 
Mu'on  n"a  jamais  fait  semblant  seulement  de  vouloir  difl'^rer  l'acte  de  me 
1  (connaitre ;  au  contraire  le  Cardinal  Secretaire  d'Etat  a  repete  souvent, 
combien  la  Cour  de  Kome  agreeroit  la  demarche  faite  par  V.  M.;  mais  il 
me  dit  cependant  qu'il  vouloit  ajouter  ä  la  nöte,  daus  la  quelle  il  recon- 
noitroit  raon  nouveau  titre  au  nom  du  Pape,  que  S.  S''"  se  tlattoit  que  V.  ^i- 
lui  pcrniettroit  egalement  d'avoir  un   interprete  des  ses  sentimens  aupres  de 
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^^P*  Sil  Cour.  Quoique  cette  phrase  n'eut  jamais  pü  obliger  ii  rieu  V.  M.,  eile 
ine  sombla  neauraoiiis  iuconvenable  :i  tout  egard  et  je  priai  par  conseqiient 
le  Cardiual  de  hiisser  tomber  cette  idee ;  mais  au  Heu  de  se  decider  a  cela, 
il  me  proposa  geulement  diflferens  changemens  et  voulut  se  boriier  ä  parier 
plus  vaguement  des  espcrances  d'uue  simple  reciprocitö.  Comme  je  vis 
qu'il  n'y  avoit  pas  maniere  de  lui  faire  abandonuer  cette  Idee,  je  lui  dis 
franchement  qu'eu  aucuue  fa^on  je  ne  pouvois  admettre  ime  phrase  pareille, 
que  j'agirois  eu  le  fesant  indelicatement  eiivers  la  Cour  de  Romc  que  j'aurois 
l'air  d'eutretenir  daus  une  esperauce  illusoire,  et  indiscretement  euvers  la 
mienne,  puisque  je  permettrois  qu'on  mit  en  quelque  facou  un  prix  ä  une 
dcmarclie  dont  l'avantage  priucipal  ötoit  de  mon  cöt6  et  de  celui  du  S*.  Siege 
lui-möme,  et  je  declarai  au  Cardinal  de  la  maniere  la  plus  polie,  mais  la 
plus  determinöe  que,  si  la  note  par  laquelle  il  repondoit  ä.  ma  communi- 
cation  6toit  tellement  redigee,  je  ue  pouvois  y  condescendre,  mais  que  je 
dcvois  supplier  V.  M.,  en  lui  reudant  compte  de  tout  ce  qui  s'etoit  passe, 
de  disposer  autrement  du  titre  dont  Elle  avoit  daigne  m'honorer.  Cette 
ddclaration  fit  l'cffet  desire;  il  ne  fut  plus  question  entre  le  Cardinal  et 
moi  du  projet  de  la  mission;  je  lui  envoyai  le  16.  ma  note  officielle  et 
je  re{;us  le  lendemain  la  reponse  teile  que  V.  M.  aura  daigne  la  trouver 
daus  le  th.  rapport  allemand  que  j'ai  eu  l'lionneur  de  Lui  adresser  au- 
jourd'huiJ) 

Le  Pape  seulemeut  m'a  temoigne  dans  l'audieuce  que  j'eus  de  lui 
avant  hier  qu'il  auroit  vivement  dösire  d'avoir  aussi  de  son  cöt6  quelcun 
aupres  de  V.  M . ;  mais  je  lui  ai  repondu  en  deux  mots  qu'on  avoit  trouve 
jusqu'ici  des  difficultes  dans  l'execution  de  cette  idee  ä  Berlin,  et  j'ai  tourne 
la  conversation  sur  d'autres  objets. 

Quelque  peu  agröable  qu'il  m'ait  6t6  d'entrer  dans  toutes  ces  discussions, 
je  crois  pouvoir  me  fiatter  avec  fondement  qu'elles  m'ont  pas  ct6  inutiles; 
le  Cardinal  Secretaire  d'Etat  m'a  dit  lui-merae  que,  d' apres  ce  que  je  venois 
de  lui  d^clarer,  il  restoit  bleu  peu  d'espoir  memo  pour  l'avenir  que  V.  M. 
changeät  un  jour  ses  idees  ä  cet  egard.  Comme  ueaumoins  la  Cour  de 
Kome  voit  que  le  Systeme  de  couper  tonte  communication  directe  entre  eile 
et  le  Clerge  prussien,  hors  celle  par  la  mission  de  V.  M.  ä  Rome,  lui  öte 
absolument  toute  occasion  de  s'informer,  ainsi  qu'elle  le  voudroit,  de  l'etat 
des  choses  chez  nous  ou  de  s'ingerer  davautage  dans  ce  qui  regarde  les 
Sujets  catholiques  de  V.  M. ,  eile  n'abandonuera  que  tres  difficilement  le 
projet  qu'elle  a  concu  depuis  plusieurs  anuees,  et  il  se  pourroit  bien  que 
le  Prelat  della  Genga  essayät  ä  le  mettre  de  nouveau  sur  le  tapis;  mais 
alors  les  explications  que  j'ai  eues  avec  le  Cardinal  serviront  toujours  ä  ce 
qu'on  pourra  se  röferer  ä  elles  et  rappeler  au  Prclat  della  (Jenga  que  j'avois 
dedare  plus  d'une  fois  ici  que,  si  etoit  l'esperance  de  reussir  dans  ce  projet 
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qui  avoit  öiirtout  fait  accuoilliv  avcc  plaisir  icl  ina  iiouvellc  iHnnliialioii,  je 
ii'avois  pas  etti  autorist'  ä  iioiirrir  iiiie  pareille  esperance. 

J'ai  dejii  eu  rhonneur  de  inander  k  V.  M.  (pic  le  Pic'-lat  dclla  Genga 
tachera  do  poiivoir  traiter  des  aftaires  des  proviiices  iioiivolleHieiit  acqiiises 
par  V.  M.  avec  Son  Ministre  ä  Katisbonne;  niais  il  tera  probal)lenient  plus 
encore;  car  le  Cardinal  S(^cr^taire  d'Etat  in'a  dit  qu'on- avoit  le  plan  de 
faire  deraander  ou  de  Katisbonne  oii  de  Munic,  si  V.  M.  voiidroit  permettre 
au  Prelat  de  la  Geuga  de  venir  ä  Berlin  faire  sa  coiir  ä  V.  M.  et  s'abouclier 
avec  son  Ministere;  il  ajouta  que  le  söjour  du  Prdlat  n'y  seroit  toujours 
que  de  peu  de  semaiues  et  qu'il  n'avoit  pas  bösoin  d'y  venir  sous  un  ca- 
racth'e  public,  mais  seulement  en  particuliei".  J'ai  vu  cependant  qu'il  portera 
probableuient  une  lettre  du  Pape  ')  a  V.  M.  pour  en  faire  usage  au  cas  qu" 
Elle  daignat  vouloir  faire  traiter  avec  lui.  Comme  Je  ne  me  croyois  pas 
autorise  a  dire  que  je  ne  croyois  pas  que  V.  M.  ne  pcrmettroit  pas  uicur' 
au  Prelat  della  Genga  de  venir  de  cette  raaniere  et  eu  quelque  facou  eu 
simple  particulier  ä  Berlin,  j'ai  repondu  au  Cardinal  que,  puisqu'on  ne  m'avoit 
jamais  parle  auparavant  du  plan  de  traiter  non  ä  la  Diete,  mais  separemeut 
avec  V.  M.  eu  Allemagne  ou  meme  a  Berlin,  je  ne  pouvois  avoir  des  iu- 
structions  precises  sur  cet  objet,  mais  que  V.  M.,  en  s'opposaut  pour  Ses 
Etats  h  une  negociatiou  a  la  Diete,  avoit  declare  positivement,  ainsique  je 
l'avois  dit  dans  le  tems,  de  ne  vouloir  traiter  qu'cxclusivement  a  Rome  et 
par  mon  organe  et  que  cela  sembloit  exclure  aussi  le  nouveau  projet;  que 
d'ailleurs  il  y  avoit  bien  peu  d'objets  sur  lesquels  une  nögociation  füt  ne- 
cessaire,  et  que  par  ces  raisons  V.  M.  pourroit  peutetre  juger  superHu  le 
voyage  du  Prelat  della  Genga  a  Berlin. 

J'ai  bien  vu  que  les  Instructions  de  ce  Prelat  vont  jusqu'ä  faire  des 
representations  respectueuses  ä  V.  M.  sur  quelques  griefs  (ju'on  croit  avoir 
ici  sur  le  traitement  des  Catlioliques  de  quelques  Provinces  prussieunes.  Je 
me  suis  appergu  qu'il  arrivoit  ici  quelquefois  de  ces  plaintes,  mais  le  sisteme 
qu'on  a  constamment  suivi  ici,  etoit  de  les  tenir  aussi  secretes  que  possibles 
pour  moi,  de  ne  me  les  alleguer  qu'en  general,  surtout  au  momeut  oü  je 
formais  une  demande,  mais  de  ne  jamais  entrer  dans  ancun  d(5tail,  (juelques 
instances  que  je  fisse  pour  cela.  Par  des  voyes  indirectes  j'ai  appris  que 
Celles  qu'on  a  eues  en  vue  en  dernier  lieu,  venoient  des  nouvelles  provinces 
de  V.  M.  et  surtout  de  Münster,  oii  l'on  se  plaint  entr'autres  de  la  doctrine 
peu  ortodoxe  d'un  Professeur.-)  Je  me  suis  meme  servi  de  cet  excini)le 
pour  prouver  au  Cardinal,  combien  ces  sortes  de  griefs  etoient  fiitils,  puis- 
que  certainement  personne  ne  pretendroit  que  V.  M.  altersit  la  libert^  de  la 
pens^e,  si  heureusement  etablie  dans  Ses  Etats,  et  j'ai  rep^t6  souvent  que, 
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1806  gj  yjj  vouloit  lue  faire  part  de  ces  plaintes,  il  me  seroit  facile  de  montrer, 
üu  qu'elles  etoient  fausses,  ou  que  les  choses  qu'oii  desiroit  cbungees,  decou- 
loieut  du  Systeme  sage  et  g«5nereux  de  V.  M.  d'accorder  une  eutiere  ^galitö 
ä  toutes  les  religious,  en  y  ajoutant  toujours  que,  s'il  y  avoit  un  seiü  cas 
oü  les  droits  des  Catlioliques  fusseut  reellement  blesses,  V.  M.  s'empresseroit 
d'Elle-meme  ä  les  faiie  redresser. 

Le  Prelat  della  Geuga  iva  d'abord  ä  Ratisbonne  et  de  lä  ä  Munic  et 
il  se  passera  plusieurs  mois,  ä  ce  que  le  Cardinal  m'a  dit,  avant  qu'il  pense 
:i  un  autre  projet.  II  fera  probablement  en  attendant  quelques  ouvertures 
aux  Ministres  de  V.  M.  ä  Ratisbonne  et  ä  Munic.  Elle  daignera  donc  juger 
Elle-meme,  si  Elle  voudra  mnnir  ces  deux  Ministres  des  Instructions  necessaires 
ji  son  egard  et  sur  le  point  qui  forme  un  objet  prineipal  de  ce  th.  rapport. 
Je  iie  puis  au  surplus  me  dispenser  de  temoigner  encore  une  fois  ä 
V.  M.  que  ma  nomination  au  grade  de  Ministre  plenipotentiaire  a  fait  une 
tres  heureuse  impression  ici,  surtout  dans  les  circonstances  actuelles,  et  que 
mes  relations  avec  le  Pape  et  Cardinal  Secretaire  d'Etat  en  sont  devenues 
encore  plus  satisfaisantes  qu'elles  ue  l'etoient  jusqu'ici.  Je  crois  etre  sür 
que  ce  sera  au  moins  pour  tres  longtems  qu'on  aura  parle  et  qu'on  essayera 
peut  etre  encore  de  parier  par  le  Prelat  della  Genga  du  projet  de  l'envoy 
d'un  agent  papal  dans  les  Etats  de  V.  M.«   ... 

Aug.  8  Am    8.   August    1806    antwortet    das    Auswärtige    Departement: 

»J'approuve  la  maniere  ferme  et  polie  dont  vous  avez  de'cline  l'idee  de  la 
Cour  de  Rome  d'avoir  un  Charge  d'affaires  ä  Ma  Cour.«  .  .  .^) 

Concept,  geschrieben  von  Eaumer,  gez.  Haugwitz.    R.  07.  B.  I.  C.  22. 

M;ii  21  921.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.   Rom 

1806  Mai  21. 

H.  IX.  Z.  litt.  Z.    Ausfertigung. 

Die  Notifücatwn  seines  neuen  diplomatischen  Charakters.-]    Audienz  beim  Papste^). 
Verxichi  auf  die  bei  Gesandten  in  Rom  übliche  Jurisdiktion  in  ihrem  Bezirke. 

...  »Es  konnte  nicbt  fehlen,  dass  der  Päpstliche  TTof  nicht  hätte  leb- 
haft den  Werth  der  gütigen  und  freundschaftlichen  Gesinnungen  fühlen  sollen, 
die  E.  K.  M.  ihm  bei  dieser  Gelegenheit  zu  bezeugen  .  .  .  geruhet  haben, 
und  es  hat  mir  daher  nur  wenig  Mühe  gekostet,  die  einzige  kleine  Schwierig- 
keit, die  aus  dem  Mangel  eines  neuen  Creditives  entstand,  zu  beseitigen. 
Ich  habe  vorgestellt,  dass  ein  solches  nur  da  erfordert  werde,  wo  eine 
Aenderung  entweder  in  den  Personen  oder  der  Natur  der  Geschäfte  (wie 
wenn  z.  B.,  wie  bei  dem  Cavaliere  Azara'*]  der  Fall  war,  ein  blosser,  neben 

1)  Cfr.  No.  950.  2)  Cfr.  No.  90(i.  3;  Cfr.  No.  928. 

4;  Jose  Nicolao  de  Azara,  Spauiscber  Gesandter  in  Rom,  t  im  Januar  1804 
zu  PariH. 
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ciuem  Gesandten  uiigcstellter  Af^eiit  wirkliclKM-  fJcsandter  wird)  oder  der  ^j'„^".] 
Art  des  Auftrags  (wie  wenn  ein  bloss  zu  Einem  Ciescliiit't  abgeschickter  ausser- 
ordentlicher Gesandter  in  einen  bevollmächtigten,  beständig  an  dem  Hofe 
residirenden  verwandelt  wird)  nicht  aber  da,  wo  bloss,  wie  in  meinem 
jetzigen  Fall,  eine  Aenderung  in  dem  Titel  vorhanden  sey,  und  man  liat 
sich  hierbei  bcrnhigt.  Ich  habe  darauf  dem  Staats-Secretaire  das  mir  .  .  . 
Angefertigte  ostensible  Notificatorium  in  einer  Französischen  Ueborsetzung 
vertraulicher  Weise  eingehändigt  und  am  1(5.  huj.  ihm  in  einer  officiellen 
Note,  in  der  ich  grossentlieils  die  Ausdrflcke  jenes  Notificatoriums  l)eibe- 
halten  und  der  ich  nur  sonst,  um  jenen  Mangel  eines  Creditivs  minder 
fühlbar  zu  machen,  eine  besonders  genugthnende  Form  zu  geben  gesucht 
habe,  meine  Ernennung  zum  Ministre  Plenipotentiaire  bekannt  gemacht  und 
den  Papst  in  E.  K.  M.  allerhöchstem  Namen  ersucht,  mich  anzuerkennen  und 
mir  in  diesem  neuen  Charakter  dasselbe  Vertrauen  zu  gewähren,  dessen  idi 
in  meinem  alten  als  Ministre  Resident  genossen.  Auf  diese  Note  habe  ich 
sogleich  am  folgenden  Tage  die  beifällige,  die  förmliche  Anerkennung  ent- 
haltende Antwort  erhalten.  .  .  .  Am  19.  habe  ich  darauf  eine  Audienz 
bei  dem  Papste^)  selbst  gehabt,  in  welcher  er  mir  noch  ausdrücklich  auf- 
getragen hat,  E.  K.  M.  in  seinem  Namen  das  Vergnügen  zu  bezeugen, 
welches  ihm  das  gegenwärtige  Ereigniss  gemacht  habe,  und  nachlier  habe 
ich  die  hier  üblichen  Besuche  bei  den  Cardinälen  und  den  vornehmsten 
Praelaten  abgestattet.  Auf  diese  Weise  hoffe  ich,  dies  Geschäft  meiner 
neuen  Anerkennung  mit  nicht  melir  Förmlichkeit  vollendet  zu  haben,  als 
E.  K.  M.  mir  dabei  zu  beobachten  .  .  .   anzu))efehlen  geruhten. 

In  Absicht  der  den  Gesandten  der  höheren  Klasse  hier  zustehenden 
Praerogativen  hat  mir  der  Cardinal  Staats-Secretaire  gesagt,  dass  ich  wohl 
auf  eins,  das  minder  ein  anerkanntes  Recht  als  ein  eingeschlichener  und  oft 
vergeblich  bestrittener  Misbrauch  sey,  nemlich  auf  die  Jurisdiction  über  den 
Bezirk  der  Stadt,  in  welchem  die  Gesandtenwohnung  liegt,  von  selbst  Ver- 
zicht thun  würde.  Da  nun  die  Ausübung  einer  solchen  Jurisdiction  dem 
Hofe  und  dessen  Geschäften  nie  von  dem  allermindesten  Nutzen  seyn  kann, 
dieselbe  vielmehr  seinen  Agenten  nur  in  unaugenehme  und  seiner  eigent- 
lichen Bestimmung  fremde  Händel  verwickelt  und  ihn  in  die  Nothwendigkeit 
setzt,  entweder  mit  Geld-  und  Zeitaufwand  eine  eigene Polizeiauf.sioht  auszuüben 
oder  sich  den  Vorwürfen  des  Pul)licums  blosszustellen,  wenn,  wii-  in  dtiii 
Spanischen  so  häufig,  in  seinem  District  Ermordungen,  Beraubung.u  oder 
andere  Unordnungen  vorgehen:  so  habe  ich  dem  Cardinal  erwiedert,  dass 
eine  förmliche  Verzichtleistung  wohl  ihm  selbst  nicht  nothwendig  scheinen 
würde,  dass  ich  ihm  jedocli  mündlicli  verspräche,  ausser  der  sich  von  selbst 
verstehenden  und  in  allen  andern  Ländern  hergebrachten  rnverletzlichkeit 
meiner  Person,  meiner  Leute  und  meiner  Wohnung  auf  keine  andere  Juri.s- 
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^^.'  (liction  Anspruch  machen,  sondern  hierin  dem  Beispiel  des  jetzigen  Bairi- 
schen  CJesandtcn  und  des  ehemaligen  Französischen  Cacault  folgen  zu  wollen. 
Ich  liabe  hinzugesetzt,  dass  ich  von  der  Gerechtigkeitsliebe  E.  K.  M.  im 
Voraus  überzeugt  sey,  dass  Allerhöclistdieselben  mein  hierin  beobachtetes 
Betragen  ...  zu  billigen  geiiihen  würden,  und  wage  es  in  der  That  mir 
mit  dieser  Hofl'nung  zu  schmeicheln. 

In  Absicht  meines  Creditives  halte  ich  noch  für  zweckmässig,  eines 
Urastaudes  zu  erwähnen,  den  ich  bisher,  weil  sich  keine  schickliche  Ge- 
legenheit dazu  zeigte,  E.  K.  M.  nicht  einberichtet  habe.  ^)  Als  ich  nemlich 
meine  literas  patentes  zugleich  mit  meinem  Vorgänger,  dem  Geheimen 
Kriegs-Rath  Uhden,  dem  Cardinal  Staats-Secretaire  überreichte,  bemerkten 
wir  beide,  dass  er  über  diese  Art  der  Accreditirung  einigermassen  befremdet 
war.  Lange  Zeit  darauf,  und  bei  Gelegenheit  meiner  Accreditirung  vom 
Landgrafen  von  Hessen,  äusserte  er  mir,  dass  man  sich  hier  geschmeichelt 
habe,  dass  ich,  Avie  sonst  zwischen  Höfen  üblich  sey,  einen  Brief  E.  K.  AI. 
an  den  Papst  und  einen  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  an 
ihn,  als  Staats-Secretaire,  mitbringen  würde,  und  dass,  da  E.  K.  M.  Ja  bei 
anderen  Gelegenheiten  dem  Papst  geschrieben,  man  hoffe,  dass  Allerhöchst- 
dieselben, wenn  sich  der  Fall  künftig  einmal  wieder  ereignen  sollte,  gegen 
den  Römischen  Hof  dasselbe  zu  beobachten  geruhen  würden.  Von  Seiten 
Hessens  bin   ich   denn   wirklich   auf  diese  Weise  accreditirt  worden.«   .  .  . 


Mai  24  922.   Staats-Mlnister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhrn.  v.  d.  Reck. 

Berlin  1806  Mai  24. 

Gen.-Direktorium  Südpreussen.  LXXJI.  '2s2.  a.    Ooncept,  gez.  Klewiz. 

Die  päpstliche  Bestätigung  des  nominirten  Erxbischofs  van  Onescn  und  Bischofs  mn 
Warschau,   Oraf  Raczynski.-) 

Antwortet  auf  die  Mittheilung  Reck's  vom  15.  Mai: 
.  .  .  »Was  zuförders^t  das  Bisthum  Warschau  betrifft,  so  haben  des 
Königs  Maj.  den  Grafen  v.  Raczynski  zum  wirklichen  Bischöfe  von  Warschau 
und  nicht  bloss  zum  Administrator  ernannt.  Der  römische  Hof  will  den 
Fall  umkehren  und  sich  dies  vorschreiben  zu  lassen,  wäre  meines  Erachten s 
gegen  die  königliche  Würde.  Dass  S.  K.  M.  das  Bisthum  Warschau  mit 
dem  Erzbisthume  Gnesen  in  Einer  Person  bloss  persönlich  vereinigt  haben, 
ist  schon  aus  Schonung  gegen  den  Papst  geschehen,  um  nicht  sogleich  von 
demselben  die  Aufhebung  des  erst  kürzlich  errichteten  Bisthums  Warschau 
durch  wirkliche  Einverleibung  in  das  Erzbisthum  Gnesen  zu  verlangen. 
Diese  aber  wird  zu  fordern  sein,  wenn  der  Papst  wirklich  nur  zum  Ad- 
ministrator von  Warschau  sollte  ernennen  wollen ;  wenigstens  wird  man  auf 
diesem  Wege  die  Bestätigung  zum  Bischöfe  erlangen. 

1)  Dies  war  doch  geschehen;    cfr.  HamboIdt"s  Bericht  vom  27.  Atignst  1803. 
No.  ß.S7.  2    Cfr.  No.  914.  92.3  und  955. 
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In  Absicht,  do.s  caiiouisclien  Trocesscs  für  den  (Iraleu  v.  ll;icz\iiski  ist  .J'^l"*', 
meines  Erachtens  kein  Grund  vorhanden  solchen  zu  umgehen,  und  deshalb 
auch  schon,  Inlialt  meines  unterm  17.  Aprill  1805  an  des  Herrn  Staats- 
und Cabinets-Ministers  Freiherrn  v.  Hardenberg  Exe.  erlassenen  Schreibens, 
der  Weihbischüf  von  Onesen,  v.  Lubinski,  und  eventucl  der  Fürst  lUschof 
von  Plock  oder  dessen  Suftragan  in  Vorschlag  gebracht  worden. 

Endlich  war  in  Pohlen  das  pallium  ein  Vorrecht  der  beiden  Erzbis- 
thümer  Gnesen  und  Krakau  und  ich  sehe  nicht  ab,  warum  man  darauf 
sollte  Verzicht  leisten  wollen.  Vielmehr  wird  es  meines  Dafürhaltens  fin- 
den Grafen  v.  Kaczynski  verlangt  werden  müssen,  um  so  mehr,  da  der  ver- 
storbene Graf  V.  Krasicki  es  gleich  seinen  Vorgängern  gehabt  hat,  Avie  selbst 
aktenmässig  daraus  abzunehmen  ist,  dass  der  vormalige  Königliche  Resident 
am  römischen  Hofe  Ciofani  mittelst  Kescripts  vom  21.  Aprill  1795  aus  dem 
.  .  .  Departement  der  ausAvärtigen  Angelegenheiten  angewiesen  worden,  auch 
die  Kosten- Verminderung  für  das  pallium  zu  bewirken,  und  dass  besage  des 
Schreibens  desselben  .  .  .  Departements  an  den  damals  in  Südpreussen  diri- 
girenden  Minister  Herrn  Grafen  v.  Hoym  Exe.  vom  21.  Januar  1796  be- 
sagter Resident  gemeldet  hat,  dass  der  Papst  den  neuen  Erzl)i3chof  von 
Gnesen  in  dem  letzten  Consistorium  förmlich  und  feierlich  proclamirt  habe, 
und  hiermit  die  ganze  damalige  Angelegenheit,  Aveil  die  päpstliche  Bullen 
und  Breven  in  nichts  von  dem  gewöhnlichen  Inhalte  abgewichen  sind,  für 
völlig  beendigt  angenommen  worden  ist. 

Ich  bemerke  nur  noch,  dass  ich  zu  Gewinnung  der  Zeit  hiernach  selbst 
an  des  Herrn  p.  p.  Grafen  v.  Ilaugwitz  Exe.  schreibe  und  ihn  ersuche, 
demgemäss  den  Gesandten  zu  Rom  v.  Humbold  mit  der  nöthigen  Instruction 
zu  versehen.« 

923.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  Mai  2S 
1806  Mai  28. 

K.  XI.  Rom.    Eigenhändige,  z.  Th.  chiffrirte  Ausfertigung;    nach  der  DechifFrirung. 

Bedenlcen  des  Papstes,  den  Orafcn  Racxyiiski  in  den  beiden  Bisthümern  Oncseii  und 
Warschau  zugleich  xu  bestätigen,  da  er  eine  ähnliclie  Forderung  Frankreichs  aligi- 
lehntA)    Festigkeit  des  Papstes  gegenüber  den  immer  nritcr  greifenden  fra)nösi.<:rlirn 

Zumuthungrn. 

»Comme  j'ai  remarque  que  le  Pape  desiroit  que  la  cause  de  l'embarras, 
dans  lequel  il  se  trouvoit  relativement  aux  demandes  de  V.  M.  de  conferer 
ä  la  fois  rArcheveche  de  Gnesen  et  l'Evechd  de  Varsovie  au  Pr.  de  Ra- 
czinski,  füt  moins  conuue,  et  comme,  en  son  entretien  avec  moi,  il  lui  est 
^chappc  des  phrases  qui  me  semblent  meriter  d'etre  repetees,  j'ai  cru  devoir 
ajouter  quelques  mots  en  chiffre  .  .  .  sur  cette  affaire.  C'est^j  la  France 
ä  laquelle  la  Cour  de  Rome  a  rcfusc  d'accordcr  deux  Evech(53  au  mt'me 
Prelat  et  ce  point  a  ete  une  des  contestations  desagrcables  entre  le  Cardinal 


1    rtV.  No.  922.  2>  Von  hier  al)  rbifl'rirt. 
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18()6     pesch  et  le  Saint  Siege.     Le  Cardinal  Diignani,  nomme  Eveque   de  Imola, 
AI  *\  i  "^H 

devoit,    d'apr^s   les   intentions   de  la  France,    avoir  ä  la  fois   ce  Siege  epi- 

.scopal  et  celui  de  la  Sabine  qui  est  un  de  ceux  destines  exclusivement  aux 
Cardinaux  et  qui,  d'apres  son  tour,  revient  ä  present  au  Cardinal  Dugnani. 
Le  Pape  trouvant  absolument  contraire  dans  ses  opinions  religieuses  les  pos- 
sessions  simultanees  de  deux  Eveches,  s'y  opposa  et  le  fit  d'autant  plus 
(|u'ou  prötendoit  que  le  Cardinal  Dugnani  devoit  preudre  cn  propriete  le 
Siege  diniola  et  en  administration  celui  de  Sabine;  car  comme  c'est  toujours 
l'E\r'che  le  plus  distingue  qu'on  donne  en  propri^-te,  il  sembla  ind^cent  de 
devoger  a  la  digaite  d'un  Evechd  qui,  comme  celui  de  la  Sabine,  appartient 
aux  six  Eveches  situ(^s  dans  le  Patrimoine  de  St.  Pierre  et  destines  exclu- 
sivement aux  Cardinaux.  A  ce  motif  se  joignirent  les  dispositions  döjä 
coutraires  du  Pape;  il  declara  qu'il  ne  vonloit  jamais  plus  conferer  deux 
Eveches  a  la  fois,  et  le  Cardinal  Dugnani  en  effet  se  contentera  probable- 
ment  de  celui  de  la  Sabine  ou  sera  force  au  moins  d'opter  eutre  celui-ci 
et  Imola.  C'est  avec  cette  raison  que  le  Pape  commeuga  d'abord  par  me 
dire:  que  la  demande  de  V.  M.  le  mettoit  dans  un  embarras  extreme,  et 
qu'il  me  repeta  toujours  qu'il  ne  pouvoit  pas  faire  apresent  ce  qu'il  avoit 
tont  recemment  refuse,  en  ajoutant  qu'il  deplairoit  ögalement  ä  V.  M.  si, 
n'ayant  pas  cru  devoir  entrer  dans  une  de  Ses  propositions,  il  vouloit  se 
d^partir  ensuite  des  memes  principes  en  faveur  d'une  autre  Puissance;  mais 
il  tächa  de  me  rassurer  de  toutes  les  manieres  sur  la  certitude  d'un  Breve  i) 
d'un  certain  tems.  Sur  ma  demande,  si  je  pouvois  au  moins  mander  ä  V. 
M.  qu'il  L'assuroit  verbalement  que  le  Pr.  Raczinsky  pourroit  jouir  aussi  de 
son  autorisatiou  papale  pendant  toute  sa  vie  des  deux  fiveches,  il  me  repondit 
a  la  verite  en  riant  qu'il  ne  pouvoit  jjas  m^authoriser  ä  cela,  puis  qu'une 
teile  assurance  seroit  tout  autant  qu'une  Bulle;  mais  il  reprit  aussitöt  le 
conversation,  en  disant  que  je  devois  bien  avoir  vu  que  le  St.  Siege  ne 
pensoit  jamais  a  ecarter  quelcuu  qui  sc  trouvoit  une  fois  dans  une  posses- 
sion  quelconque.  Je  lui  observai  la-dessus  que  d'apres  cela,  quoique  je 
pouvois  a  peu  pres  compter  sur  ses  propres  dispositions  a  l'egard  du  renou- 
vellenient  du  Breve,  le  malheur  pouvoit  faire  qu'au  renouvellement  ä  cette 
epoque  il  ne  vivät  plus  et  que,  V.  M.  ayant  dejä  nomme  le  Pr.  Raczinsky 
aux  deux  sieges,  je  devrois  etre  rassure  h  tous  les  egards.  II  me  rdpliqua 
que  les  maximes  du  St.  Siege  restoient  toujours  les  memes;  que  son  suc- 
cesseur  dans  ce  cas  feroit  ce  qu'il  auroit  fait  lui  meme  et  qu'il  u'etoit  pas 
bon  toujours  de  vouloir  trop  rechercher  les  choses  et  les  assurances  trop 
.scurpuleusement.  Y.  M.  daignera  juger  Elle  meme  par  cette  phrase  que 
j  ai  cru  devoir  lui  röpöter  exactement  que  le  renouvellement  du  Breve  ne 
paroit  en  effet  exposö  ä  aucuu  doute  et  qu'on  craint  seulement  de  le  dire 
ici  d'une  maniere  officiellement  positive,    mais  aussi  voudra-t-EUc  me  faire 

I     Wdlil:    -Urcvet'.  ii<Uir  mich      l'.ref'. 
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hx  gracc  de  voir  (lu'il  ne  nie  restoit  pliiB  (raiitre  iiioyeii  a  eiuployer.  Lo  ^'"i"*/ 
l'ape  se  tournoit  et  se  retournoit  etenu-llcmeut  daus  le  cercle  <jtroit  des 
menios  objections  et  me  repeta  pluHieiirs  fois  nvee  l'expressiou  visildc  du 
regret  (lu'il  eprouvoit:  'Voiis  me  dcmandcz  iiiie  chose  impossible';  et  j(; 
ne  me  dissimulai  point  qne  d'insister  l)eauc()iip  plus,  no  feroit  ([ue  l'aigrir 
iufructueusement.  Car  deja  en  parlant  de  la  France  et  des  demaudes  dter- 
nelles  qu'on  lui  faisoit,  il  dit  avec,  beaucoup  d'liumeur:  'IIs  voudroieiit  faire 
de  moi  leur  Chaneeliev,'  et  ajouta  avec  un  ton  tres  detennine:  'mais 
Jen  suis  las  et  je  ne  m'y  pveterai  plus'.  Ces  paroles  (|ui,  k  ce  qu'il  me 
semble,  ne  laissent  que  d'etre  tres  remarquables,  ra'ont  contirme  dans  ce  que 
j'avois  observe  dejä  depuis  quelques  semaines.  Les  pretensions  de  la  France 
ont  ^te  portees  trop  loin  et  les  nt^gociations  ont  6t6  gatees  et  embrouillöea 
par  le  ton,  dont  on  s'est  servi.  La  Cour  de  Rome  a  cru  voir  qu'elle  ne 
pourroit  jamais,  meme  en  faisant  l'impossible,  satisfaire  a  tout  ce  ([u'on 
exigeoit  d'elle,  eile  a  donc  pris  le  parti  dune  resistance  passive  et  il  sera 
difficile  maintcnant  a  faire  plier  une  volonte  qui  s'appuye  aux  maximes 
auxquelles  on  se  croit  obligö  par  sa  Couscience,  et  de  faire  reveuir  de  ses 
opinious  un  Souveraiu  qui  ne  redoute  pas  de  devenir  martyr  en  soufl'rant 
pour  ce  quil  croit  etre  verite  et  son  epreuve.  Malheureusement  cet  esprit 
d'opposition  et  d'aigrenr  fait-il  tort  aussi  ä  present  a  d'autres  Puissances  et 
k  mes  negociations  qui  d'ailleurs  n'auroient  gueres  paru  d'une  reussite  aussi 
difficile. « 


924.     Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,    Frhr.  Mai  .M) 
V.  Schroetter  und  v.  Massow.     Berlin  1806  Mai  30. 

R.  MJ.  32.  B.    Ausfertigung. 

Drt-s  Vermögen  des  cmfxuhebendcn  Konvents  der  barmherxigen  Brüder  xh  AU-Scholf- 
land  hei  Danxig  solle,  mit  dem  des  Laxaretlis  in  Danxig  vereinigt,  %ur  Errichtung 
einer  gemeinschaftlichen  Kranken-Verpflcgungs- Anstalt  für  hilfsbedürftige  Personen 

verwendet  iverdoi. 

^Der  Convcnt  der  barmherzigen  Brüder  zu  Alt-Schottland  bey  Danzig 
ist  durch  das  Absterben  und  den  Austritt  mehrerer  Couventualen  so  ver- 
ringert worden,  dass  er  seiner  Bestimmung:  hülfsbedürftige  Kranckeu  aus 
allen  Rcligions-Partheyen  zu  verpflegen,  nicht  mehr  genügen  kann,  und  die 
Westpreussische  Regierung  hat  sich  schon  vor  geraumer  Zeit  veranlasst  ge- 
ftmden,  auf  dessen  Aufhebung  anzutragen.  Bey  dem  Avoldthätigcn  Nutzen, 
den  die  barmherzigen  Brüder  bis  jelzt  geleistet,  wurde  indessen  dieser  An- 
trag damahls  noch  zurückgewiesen,  in  der  lloftnung,  dass  es  vielleicht 
möglich  sein  werde,  das  Personale  aus  den  in  Südpreussen,  Xeu-Ostpreussen 
und  Schlesien  noch  befindlichen  Barmherzigen  Bnider-Khistern  zu  vervoll- 
ständigen. Die  Westpreussische  Regierung  hat  hierzu  auch  alle  Versuche 
gemacht,  aber  ohne  Erfolg,  indem,  nacli  den  bei  ihr  eingegangeneu  Ant- 
worli'ii    der  Beliörden,    auch    in  den  gedachten   Provinzen  die  Convcnte  der 
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1800  l);n-mherzigen  IJrüder  so  schwacli  besetzt  sind,  dass  daraus  keine  Subjecte 
entl)ehrt  werden  können.  Selbst  der  Provinzial  des  Ordens  bat  sich  von 
der  rumöglichkeit,  den  Convent  in  Alt-Schottland  -wiederum  vollständig  zu 
besetzen,  überzeugt  und  daher  gleichfalls  bey  der  Westpreussischen  Re- 
gierung den  Antrag  gemacht,  ihn  aufzuheben  und  das  Vermögen  unter 
weltliche  Administration  zu  nehmen. 

Der  Convent  besteht  gegenwärtig  blos  aus  4  Mitgliedern,  wovon  über- 
dies 2  Alters-  und  Krankheitshalber  gar  keine  Dienste  mehr  leisten  können, 
und  das  Vermögen  desselben  in  den  beyden  adelichen  Güthern  Labuncken 
und  Bujarin,  den  Closter-C4ebäuden  imd  ohngefähr  6000  Rthlr.  Capital. 
Das  erste  Gut  hat  bisher  1000  lithlr.,  das  Leztere  250  Rthlr.  jährlich 
getragen. 

Es  würde  sehr  wohlthätig  und  der  ursprünglichen  Fundation  des 
Convents  ganz  angemessen  sein,  das  Vermögen  desselben  zur  Errichtung 
eines  Hospitals  und  Krancken-Anstalt  zu  bestimmen.  Die  Vorsteher  des 
Lazareths  in  Danzig,  Avelches  eine  ähnliche  Stiftung  ist,  haben  auch  schon 
früher  bey  mir,  dem  Etats-Minister  von  Schrötter,  den  Antrag  gemacht,  das 
Vermögen  des  Convents  zur  Vergrösserung  und  bessern  Einrichtung  ihrer 
Anstalt  zu  verwenden,  und  wir  finden  es  zweckmässig,  durch  Vereinigung 
ihrer  beiderseitigen  Fonds  eine  gemeinschaftliche  Krancken-Verpflegungs- 
Anstalt  für  hülfsbedürftige  Personen  aus  Danzig,  den  vereinigten  Städten 
Stolzenberg  und  der  umliegenden  Gegend  zu  errichten,  indem  durch  diese 
Erweiterung  die  Anstalt  mit  Verhältuissmässig  geringeren  Kosten  ungleich 
vollkommener  eingerichtet  werden  kann. 

Den  vorhandenen  4  Conventualen  würde  indessen  auf  ihre  Lebenszeit, 
ausser  freyer  Wohnung,  Beköstigung  und  Aufwartung,  eine  jährliche  Pension 
von  30  bis  50  Rthlr.  ftir  jeden  auszusetzen  sein;  und  die  beyden  von  ihnen, 
welche  noch  im  Stande  sind,  Dienste  zu  leisten,  können  zur  Lesung  der 
wöchentlichen  Seeleumessen  für  den  Fundator  und  zum  AUmosensammeln 
gebraucht  werden,  welches  sie  bisher  schon  gethau  haben.  Wir  Averden 
üljrigens  Sorge  tragen,  dass  für  das  Institut  ein  zweckmässiger  und  solider 
Urganisations-Plan  entworfen  werde,  und  sollte  es  sich  alsdann  ergeben, 
dass,  der  Nutzbarckeit  desselben  unbeschadet,  ein  Theil  der  Revenuen  ent- 
behrt werden  könne,  so  zweifeln  wir  nicht,  dass  E.  K.  M.  uns  zugleich  die 
eventuelle  Authorisation  ertheilen  werden,  den  Ueberschuss  zur  Verbesserung 
der  Schulen  verwenden  zu  dürfen. 

Tnter  diesen  l'mständen  stellen  wir  ehrfiu'chtsvoll  anheim,  ob  E.  K  M. 
zu  genehmigen  geruhen  wollen: 

dass  der  Convent  der  Barmherzigen  Brüder  zu  Alt-Schottland  auf- 
gehoben, sein  Vermögen  mit  dem  des  Lazareths  in  Danzig  vereinigt, 
daraus  eine  gemeinschaftliche  Krancken- Verpflegungs-Anstalt  fürhülfs- 
bfilürftige  Personen  aus  Danzig,  den  vereinigten  Städten  Stolzenberg 
p.   ]).   und  der  iiiulicgfudcu  Gegend  errichtet  und  den  vier  Conveu- 
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werden  kann.« 

Kund- Verfügung,  gcschrielK'n  von  lioyuie:  Jmii  7 

^1.  Jiuil   18U(i. 
Apprubirt. « 

Weitere  Akten  hierüber  in  K.  7.  B.  24. 


Schreiben  Hoym's  au  Massow  s.  unter  dem  24.  Juni   lH(jH,  No.  U'6iS.  M.ii  M 

Rescript   von   Haugwitz    au    Humboldt   s.    uuter  dem    7.  Juni   18U6,  Juni  2 
No.  927.  

925.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  Schroetter  und  Juni  d 
V.  Massow.     Charlottenburg  1806  Juni  3. 

I{.   17.  23.  Abschrift;  jjedruckt  bei  L o m a n ,  Pruvinzialrccht  der  Pruviiu  Wcstpreusseii,  Leipzig 
lS;i2.  II.  S.  C22. 

Die  Erfüllung)  der  Verpßiddiuigen  des  Staats  als  Patron  katholischer  Kirchen  solle 
nicht  mehr  von  der  Gestatticng  des  Simultanciun  ahliängig  sein.^) 

»Unter  Zufertigung  der  .  .  ,  Vorstellung  des  Bischofs  von  Culm  gebe 
Ich  Euch  zu  cröfnen,  dass  es  Mir  genüget,  dass  die  Protestantischen  Untcr- 
thauen  überall  vom  katholischen  Pfarrzwange  und  den  damit  verknüpften 
Lasten  und  Abgaben  freigelassen  werden,  und  dass  daher  die  Erfüllung  der 
Mir  als  Patron  bei  katholischen  Pfarr-  und  Kirchen-Bauten  obliegenden  Ver- 
pflichtungen nicht  weiter  au  die  Oestattnng  eines  Simultanei  als  Bedingung 
geknüpft  werden  soll.« 

926.  Immediat-Schreiben  des  Bischofs  von  Krakau.  Andreas  Gawronski.  JimiI  <; 
Krakau  1806  Juni  6. 

R.  80.  32.  E.    Ausfertigung. 

*Vnterthäniffes  Gesuch   wegen  Zurückstellung  der   unrechtmässig  auf  Rechnung  der 
Königlichen  Kammer  eingebogenen  Dörfer  Jemielno,  Chehn  und  Kosutou.*'- 

»Dem  Bisthum  von  Krakau  wurden  durch  den  Warschauer  Reichstag, 
der  im  Jahre  1788  angefangen  und  vier  Jahre  gedauert  hat,  sehr  beträcht- 
liche Güter  unter  dem  Vorwande  der  Bedürfnissen  des  Staats  eingezogen 
und  bloss  100000  poln.  Gulden  an  jährlichen  Einkünften  in  Gütern  über- 
lassen, unter  welchen  auch  die  Städte  Siewierz  und  Czeladz  im  Herzogthum 
Sewerien  und  drey  Dörfer  im  Preussisch-Schlesien,  Namens:  Jomielnn,  ('heim 
und  Kosutow  berechnet  worden  waren. 

Obwohl  das  ganze  Herzogthum  Sewerien  durch  Kardinal  und  Bischof 
von  Krakau  Olesnicki  für  sein  eigenes  Geld  im  fünfzehnten  Jahrhundert  von 
einem   Herzog   von   Teschin  erkauft  worden    und  nie  die  Eigenschaft  geist- 


1)  Cfr.  No.  947.  2)  Cfr.  No.  9.54. 
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^*^5\  licher  Güter  geliabt  hatte,  so  wird  man  sich  über  diesen  Gegenstand  für 
diessmal  nicht  aufhalten;  was  aber  die  obbcnannten  drey  Dörfer:  Jemieluo, 
Chclm  und  Kosutow  anbelangt,  so  ist  der  .  .  .  unterfertigte  geuöthiget,  diese 
Sache  in  ihrem  ganzen  Lichte  E.  M.  in  Ehrfurcht  vorzustellen,  voll  Ver- 
trauen, dass  derselbe  von  einem  die  Gerechtigkeit  so  viel  am  Herzen  haben- 
den Monarehen,  was  billig,  .  .  .  erhalten  werde. 

Im  Jahre  1391,  wie  es  die  beygelegte  Urkunde  beweiset,  sind  diese 
drey  Dörfer  Jemielno,  Chelm  und  Kosutow  dem  jeweligeu  Bischof  von 
Krakau  als  Entschädigung  für  vielfältige  in  seinen  Bischöflichen  Gütern: 
Slawkow,  Lipowiec  und  übrigen  durch  Johan  Herzog  von  Troppau  und 
Katibor  ausgeübten  Verwüstungen  von  demselben  Herzoge  abgetreten  und 
geschenkt  worden  und  zwar  mit  allen  den  Rechten  und  Privilegien,  wie  sie 
sonst  der  obbenaunte  Herzog  Johan  im  erblichen  uud  unabhängigen  Be- 
sitze hatte. 

Vom  Jahre  1391  an  bis  1798  waren  immer  die  Bischöfe  von  Krakau 
im  ungestörten  Besitze  dieser  Dörfer  und  haben  gänzliche  Einkünfte  von 
denselben  gezogen,  ohne  jemanden  Steyer  (!)  oder  sonst  andere  Gibigkeitcn 
zu  verabfolgen  schuldig  zu  seyn. 

Im  Jahre  1768,  wo  die  Barrer  Confederirten  öfters,  um  den  Russen 
zu  entfliehen,  auf  die  andere  Seite  des  Flusses  Pechenscha  sich  begeben 
uud  die  obbenauuten  Dörfer  Jemielno,  Chelm  und  Kosutow,  besonders  aber 
den  darin  wohnenden  bischöflichen  privilegirten  Voygt  Namens  Grochowski 
beunruliiget  haben:  so  hat  derselbe  ohne  Vorwissen  des  damaligen  Fürst- 
Bischof  Soltyk  den  in  der  Nähe  stehenden  preussischeu  Officier  gebeten, 
ihm  einige  Soldaten  zu  schicken,  um  seine  Vogtey  sowohl,  als  die  bischöf- 
lichen Dörfer:  Jemielno,  Chelm  und  Kosutow  gegen  solche  Ueberrumpelungeu 
sicher  zu  stellen.  Seit  dieser  Epoche  ist  immer  diese  Salvegarde  daselbst 
geblieben,  ohne  dass  der  Bischof  jemals  um  dieselbe  gebeten  hätte:  Doch 
hat  es  auf  keine  Weise  den  Bischof  verhindert,  sein  voriges  und  volles  Recht 
in  diesen  Dörfern  auszuüben. 

Erst  im  Jahre  1798  sind  preussische  Commissarien  angekommen,  um 
diese  drey  Dörfer  für  die  königliche  Kammer  einzuziehen.  Der  bischöfliche 
Commissarius  Namens  Stokowski  hat  ihnen  Vorstellungen  gemacht,  auf  welche 
keine  andere  Antwort  erfolgte,  als  dass  sie,  ohne  in  die  Rechte  des  Bischofs 
einzugehen,  dem  ihnen  höchsten  Orts  ertheilten  Befehl  gehorchen  müssen. 
Verschiedene  des  besagten  StokoAvski  mit  diesen  Commissarien  Korrespon- 
denzen  und  Verhandlungen   sind  in  Händen   des  gehorsamst  unterfertigten. 

Es  blieb  bey  dem,  dass  der  kränkliche  und  bejahrte  Fürst- Bischof 
Turski  sich  bloss  au  die  besagten  königlichen  Commissarien  und  an  den 
Landrath  zu  Pszczyua  durch  seinen  Plenipotenten  Stokowski  gewendet  hat, 
ohne  diese  ganze  Sache  unmittelbar  E.  M.  oder  wenigstens  durch  den 
T)irek[t]orial-Mini3ter  Gr.nfen  Hoym  vorgestellt  zu  haben.  Dieser  Bischof 
»tarb  babl  dur:iuf,    im  März   1800:    uml  nach  seinem  Todt,    durch   5  Jahre 
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ffeistlichor  Administration  des  Bisthunis,  nicniaud  hat  sich  diese  Sache  an-    J^'!*'. 

.Imu  I) 
gelegen  seyn  lassen.     Der  unterfertigte,  nach  seiner  Installirung  als  IJischot' 

von  Krakau  mit  vielen  geistlichen  Verrichtungen  bisher  beschäftiget,  wagt 
es  endlich,  diesen  Gegenstand  zu  Füssen  des  Throns  E.  M.  vorzulegen  und 
in  Elufurcht  zu  bitteu,  damit  ilim  oder  v'wA  nudir  dem  Histhum  diese  drey 
Dörfer:  Jmielno,  Cheliii  und  Kosutow  durch  .  .  .  Befehl  K.  .M.  ziuiiek  ge- 
stellt werden  möchten:  auf  die  nämliche  Art,  wie  diese  Dörfer  seit  1391 
die  krakauer  Biscliöfe  immer  genossen  liaben;  und  dass  auch  dem  unter- 
fertigten alle  vom  Jahr  17U9  au  bisher  von  der  köuiglichen  Kammer  aus 
diesen  Dörfern  gezogene  Einkünfte  veral)folgt  seyen. 

Die  ))ekannte  Peterburger  Convention  v.  ,1.  17iJ7  und  ilie  darauf  sicii 
gründende  Demarkation  v.  J.  1798  haben  mit  den  oberwähnteu  in  Schlesien 
stehenden  Dörfern  keinen  Zusammenhang,  und  sie  sind  noch  von  der  näm- 
lichen Natur,  wie  sie  es  im  Jahr  1391  waren;  und  gar  die  Traktaten  von 
Berlin  1742  und  von  Hubertsburg  1763  versichern  auf  die  nämliche  Art 
dem  Bischof  von  Krakau  den  ruhigen  und  rechtmässigen  Besitz  dieser  im 
Preussisch- Schlesien  sich  befindenden  Dörfer:  Jemielno,  Chelm  und  Kosutow, 
wie  dieselben  Traktaten  dem  Bischof  von  Breslau  versichern  den  gleichfals 
ruhigen  und  rechtmässigen  Besitz  des  grossen  und  berühmten  Guts:  Johannes- 
berg, das  im  Oesterreichisch-Schlesien  lieget;  und  beyde  diese  Bischöfe  zu- 
folge der  oberwähnteu  Traktaten  ausüben  bis  jetzt  ihre  respectiven  Juris- 
dictionen im  Preussischen  und  Oesterreichischen  Schlesien. 

Der  gehorsamst  gefertigte,  unterstützet  auf  den  oben  angeführten  Gründen 
und  rechnend  noch  mehr  auf  die  allgemein  bekannte  und  gerühmte  Biüig- 
keit  und  Grossmüttigkeit  E.  M.,  trägt  keinen  Zweifel:  dass,  nachdem  E.  M. 
.  .  .  diese  ganze  Sache  genau  untersuchen  werden  lassen  und  Sich  über  ihre 
Warheit  und  Richtigkeit  überzeugen:  der  unterfertigte  eine  völlige  und 
baldige  Genugthuung  von  der  allerhöchsten  Gnade  E.  M.  ohne  Anstand  er- 
halten werde.« 

Die  Eingabe  wird  Hoym  und  Haugwitz  zur  Berichterstattung  zu- 
geschrieben ;  cfr.  No.  954. 

Cabinets-Ordre  an  Reck,  Schroetter,  Massow  s.  unter  dem  30.  Mai  Juni  7 
1806,  No.  924. 

I  927.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.    K«nn  .iiml  7 

I    1806  Juni  7. 

I  1{.  XI.  Üom.    Eigenhändige  chiffrirto  Ausfertigung;   nach  der  Dei-biffrirung. 

I  Die  Wald  des  Kardinals  Fesch,  der  deutschen  Ursprungs  sei.  durch  den  Knr-Erx- 
{  kanxler  xum  Koadjutnr,  die  in  Rom  missfällt  icegen  des  doulurch  gestcirjerten  Ein- 
I  flusses  Frankreichs  auf  die  deutschen  Kirchen- Angelegenheiten. 

...  »L'Evenement  le  plus  remarqual)le  qui  sc  soit  passe  ici  dans  cette 
huitaiue,  est  la  d(!maude  faite  par  l'Electeur  Archi-C'hancelier  ä  la  Cour  d<> 
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^^V  Korne  do  nommer  eile  meme  ou  de  rautoriser  a  nommer  le  Cardinal  Fescli 
sou  Coadjuteur.  L'Electeur  dit  daiia  sa  lettre  au  Pape  qiie  la  plupart  des 
Prince3  dans  las  Etats,  desqnels  les  siens  etoient  euclaves,  formant  des  pre- 
tensions  sur  eux,  il  ne  voyoit  pas  d'autre  moyen  de  se  sauver  lui  memo  et 
8011  Siege  Elcctorale  que  de  lier  de  la  maniere  indiquee  scs  interets  ä  ceux 
d'une  Puissance  capable  de  les  protc^ger  efficacement;  il  a  ajoute  que,  quoi- 
qu'un  Coadjuteur  devroit  etre  diu  proprement  par  le  Chapitre,  il  u'y  avoit  pas 
de  Chapitre  dans  ce  momeut;  que  les  Statuts  du  Siege  Archiöpiscopal  ue 
prescrivoient  point  de  qualites  particulierement  requises  dans  uu  Coadjuteur, 
pas  meme  celle  qu'il  füt  Allemand ;  que  si  cependant  on  vouloit  insister  sur 
cette  derniere,  il  etoit  prouve  par  des  documens  authentiques  que  le  Cardinal 
Fesch  ötoit  d'une  faraille  Allemande  qui  avoit  figure  parmi  les  familles 
illusti'es  du  XV.  sifecle.  Cette  lettre  de  l'I*]lecteur  etoit  accompaguee  d'une 
du  Sr.  de  Hedouville  ^)  au  Sr.  Alquier,^)  dans  laquelle  il  charge  son  collegue 
au  nom  de  l'Empereur  Napoleon  d'appuyer  la  demande  de  l'EIecteur.  Le 
Pape  ne  pourra  qu'y  adherer;  d'ailleurs  il  doit  deplaire  extremement  ä  la 
Cour  de  Rome  de  voir  passer  aussi  les  affaires  ecclesiastiques  d'une  grande 
partie  de  l'Allemagne  sous  la  dependance  de  la  France,  dont  le  Systeme 
ecclesiastique  est  si  contraire  ä  ses  principes.«   .  .  . 

Juni  2  Am  2.  Juni  1806  sandte  Haugwitz   an  Humboldt   die  gleiche  Nach- 

richt dieser  »nouvelle«,  die  »la  Cour  de  Rome,  .  .  .  si  eile  n'a  pas  6t6  con- 
sultee,  ne  laissera  pas  que  de  lui  causer  de  l'dtonnement  pour  ne  pas  dire 
plus«. 

Juni  13J  Goertz  meldet  aus  Regensburg  die  Wahl  Fesch's  am  28.  Mai  1806, 

und  berichtet  am  13.  Juni  darüber:  »cet  evenement  a  fait  une  extreme  Sen- 
sation par  tont,  mais  principalement  ä  Munich,  Vienne  et  Cassel.  Le  Ministre 
de  cette  derniere  Cour  a  eu  ordre  de  s'eu  ouvrir  envers  moi  et  de  s'informer 
si  V.  M.  y  acquies§oit«. 

Juni  20  Haugwitz  antwortet  darauf,  Berlin  20.  Juni:  »Je  nc  saurois  avoir  d'opi- 

nion  ä  cet  (Sgard  avant  de  scavoir,  comment  le  Chef  de  l'Empire  qui  auioit 
du  eti'e  consulte  le  premier,  s'eu  expliquera. «   .  .  . 

R.  X.  79. 


1)  Franzüßisolier  Geßandter  in  Regensburg. 

2)  Franzüßischer  Charge  d'Aflfaires  in  Rom. 
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928.  Das  Auswärtige  Departement  an  den  Bevollmächtigten  Minister  J^j„ 
Frhr.  v.  Humboldt  zu  Rom.     Beiliu  isOG  Juni  ib. 

R.  IX.  Z.  litt.  Z.    Concept,  gez.  Ilaugwitz. 

Billigt  sein  Verhalten  bei  der  Xotifikation  seines  neuen   (liploina/isfUrn  Cliarakters 

in  Ji'o/n. 

»Wir  haben  aus  Eurem  Berichte  vom  21.  v.  M.M  die  Art  ersehen,  wie 
Ihr  den  Euch  neulich  beygelegten  höheren  diplomatischen  Character  bey 
dem  päpstlichen  Hofe  angekündigt  und  zur  Anerkennung  gebracht,  auch 
wie  ihr  euch  in  Ansehung  der  Gerichtsbarkeit  benommen  habt.  Wir  ge- 
nehmigen solche,  als  völlig  angemessen  und  Unserer  Intention  entsprechend, 
in  ihrem  ganzen  Umfange  und  ertheileu  Euerm  auch  bey  dieser  Gelegen- 
heit gezeigtem  zweckmässigen  Benehmen  Unseru  vollkommenen  Beyfall.  *  .  .  . 


929.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.    Kom  Juni  is 
1806  Juni   18. 

R.  XI.  Eom.    Eigenhändige  chiflfrirte  Ausfertigung;   nach  der  Dechiffrirung. 

I    Die  Entlassung  des  Kardinal  Staats- Sekretairs  Con^alvi.     UrtJieil  über  diesen  und 
I  über  seinen  Nachfolger  Kardinal  Ca-soni.-) 

.  .  .  >Je  n'ai  jamais  pü  partager  Tavis  de  ceux  qui  croyent  que  la  con- 

I    duite  et  les  opinions  personnelles  du  Cardinal  Consalvi  qui  ont  fait  un  des 

•'    differends  entre  le  Saint  Siege  et  la  France,  soyent  venus  au  point,  oü  ils 

!    8ont  ä  präsent.    La  soiu'ce  du  mal  me  semble  etre  au  contraire  qu'il  n'exer- 

I   ^oit  pas  une  ass^s  grande  influence  sur  son  propre  gouvernement,  et  le  8r. 

;   Alquier  lui  rend  une  justice  parfaite   ä  cet   ^gard.     Mais  son  eloignement 

i   6toit  decide,  ou  a  cause  des  preventions  que  le  Cardinal  Fesch ')  avoit  fait 

j   naitre  contre  lui  en  France,  ou  ä  cause  de  lui  meme,   pour  que   le  public 

j  ne   rejettät   pas    sui"   lui   l'odieux   des   malheurs    qu'eprouve  l'Etat  romain. 

1  Maintenant  cette  demarche  a  ete  fait  trop  tard  pour  pouvoir  etre  utile  encore. 

j  Quant  a.  moi,  je  dois  rendi'e  la  justice  au  Cardinal  Convalvi  qu'il  a  toujours 

I  temoigne  le  plus  grand  intdret  aux  affaires  des  Sujets  de  V.  M. ;  qu'il  a  mis 

I  un  zele  exti'eme  de  les  arranger  d'apres  les  intentions  de  V.  M.  et  que  des 

'  le   moment   de   mon   arrivee   ici  je  n'ai  eu  qu'ä  me  louer  de  ses  procedes 

■  envers    moi.     On   peut  bien   dire   que   tous    les   autres   membres   du   Coi-ps 

diplomatique,  le  Sr.  Alquier  lui  meme  pas  excepte,  pensent  de  meme  ä  son 

t'irard,  et  que  tous  regrettent  de  perdre  un  homme  qui  tächoit  toujours  de 

ttre  les  formes  agröables  et  satisfaisantes  dans  tont  ce  qu'il  avoit  ä  faire 

uu  ä  du'e. 

Le  Cardinal  Casoni  est,  autant  que  jai  toujours  entendu  dire,  un  homme 
dune  parfaite  probit^;  mais  ayant  73  ans,  son  äge  meme  ne  lui  permettra 
plus  d'activite  nöcessaire  dans  sa  nouvelle  place  et  d'ailleurs  il  est  nul  pour 

i;  No.  921.  2)  Cfr.  No.  932. 

3)  Der  am  14.  Mai  1806  abberufene  Vorgänger  Alquier'a. 

Granier,  Preossen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  36 
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.  .^  ses   talents   et   ses   opinious   et  nianque   entierement   de  la  souplesse  et  de 

t)  UQl  1  •  , 

l'addresse  nöcessaire  ii  im  homme  d  Etat  destine  ä  traiter  les  affaires  aussi 
importautcs  dans  im  moment  aussi  critique.  II  sera  ä  peiue  possible  d'entrer 
avec  Uli  daiis  une  discussion  un  peu  difficile  et  il  sera  l'organe  passif  des 
volontds  du  pape  et  de  ceux  qui  conduisent  cc  dernier.  Voilä  au  moins 
comme  je  I'ai  entendu  juger  moi  meme  autrefois  en  Espagne  et  comme  on 
le  juge  g(Süeralemeut  ici.  Un  pareil  choix  n'a  pu  etre  fait  que  daus  Tem- 
barras  de  ne  pas  vouloir  prendre  de  ceux  qu'on  croyoit  du  parti  frangois 
et  de  ne  pas  oser  s'addresser  ä  ceux  qui  out  la  reputation  contraire.«  .  .  . 


Juni  19         930.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck. 

Poseu  1806  Juni  19. 

K.  7.  C.  25.  C.  C.    Ausfertigung. 

Die  Kompetenx  des  Hoheits-Departements  bei  Bischofswahlen  gegenüber  den  Provinxial- 

DepartcmenfsA) 

»E.  E.  erachten  Inhalts  des  .  .  .  die  anderweite  Besezzung  der  Bistümer 
Cujavien  und  Pomerellen  und  Posen  betreffenden  Schi-eibens  vom  2.  v.  M. : 
dass  dem  .  .  .  Landes-Hoheits-Departement  bei  den  Vorschlägen  zur  Wahl 
neuer  Südpreussischer  Bischöfe  und  bei  den  Einleitungen  zu  ihrer  Nomiuazion, 
Scheiuwahl,  Bestätigung  p.  p.  die  Konkurrenz  zustehe,  solche  durch  die 
Natur  der  Sache,  Observanz  und  die  bestehende  Ressort-Regulirung  begründet 
und  daher  in  künftigen  Fällen  zu  admittiren,  in  dem  Falle  mit  den  ein- 
gangs genannten  Bistümern  aber  mit  Unrecht  umgangen  worden  sei. 

Erlauben  E.  E.  mir,  diesem  allen  ...  zu  entgegnen,  dass  ich  Dero 
Seutiment  nicht  beizustimmen  vermag,  in  der  Angelegenheit  wegen  ander- 
weiter Besezzung  der  bischöflichen  Stühle  von  Cujavien  und  Pomerellen 
und  von  Posen  der  Natur  der  Sache,  den  früheren  Fällen  und  Sr.  K.  M. 
Befehlen  genau  gefolgt  bin  und  mich  auch  in  der  Folge  an  dieselbe  Richt- 
schnur halten  werde. 

Nur  dem  Provinzial-Departement  kann  das  Personale  der  katholischen 
Geistlichkeit  im  Detail  und  nach  seiner  Qualifikazion  zu  höhern  Würden, 
besonders  nach  seiner  Anhänglichkeit  für  den  Staat  im  Gegensazze  mit  der 
Kirche  ganz  genau  bekannt  sein ;  nur  dieses  kann  also  nach  eigner  Uebei- 
zeugung  auch  zu  den  höchsten  geistlichen  Würden  die  beste  Subjekte  vor- 
schlagen und  deren  Wahl  durch  die  ihm  bekannte  Personen  sicher  leiten  lassen. 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  und  nach  diesen  Grundsäzzen  haben  auch 
des  Königs  M.  in  jenem  neusten  und  in  den  früheren  Fällen  zu  verfügen 
geruhet  .  .  .  [Folgt  die  Aufzählung  der  Behandlung  der  seit  1793  erledigten 
Bistümer.] 

.  .  .  Aus  dieser  genauen  Darstellung  aller  Fälle  gehet  hervor,  dass  bei 
Besezzung  der  bischöflichen  Stühle  eine  Südpreussische  Verfassung  existirt; 

1)  Cfr.  No.  81G  und  913. 
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I  dass  nur  zweimal,    nämlich   1793']  und   1797,    durch   das   Zusammentreffen  ,     .  <„ 
'  '  '  Juni  in 

!  mit  Politik  oder  Einmischung,  geringe  Abweichungen  Statt  gefunden  haben, 

I  in  allen  übrigen  sechs  Fällen  vor  und  nachher  aber  sie  ganz  mit  der  Natur 

I  der  Sache  übereinstimmt   und  dass  nach  dieser  Verfassung  die  Konkurrenz 

I  des  .  .  .  Kabiuets-Ministerium  oder  an  dessen  Stelle  des  .  .  .  IIoheits-Depar- 

tements  mit  der  Ausfertigung  und  Vorlegung  der  Nominazions-  und  Konfir- 

mazions-Patente  anhebt,  die  vorherige  Vorschläge  der  Subjekte,  die  Präscn- 

tazion  derselben  und  die  Einleitungen  zur  Wahl  hingegen  zum  Kessort  des 

Provinzial-Departements  gehören. 

Das  llessort-Kegulativ  vom  6.  Dezbr.  1802  2)  zwischen  dem  .  .  .  Kabi- 
nets-Ministerium  und  .  .  .  Hoheits-Departement,  als  eine  blosse  Teilung  der 
Geschäfte  des  auswärtigen  Departements,  hat  in  den  Verhältnissen  des  l*ro- 
vinzial- Departements  nichts  geändert  und  nichts  ändern  wollen,  dem  .  .  . 
Hoheits-Departement  auch  nichts  zuzuteilen  beabsichtet,  was  das  Auswärtige 
Departement  nicht  gehabt  hat,  wie  ich  dies  E.  E.  schon  am  5.  März  v.  J. ') 
in  Angelegenheiten  des  Bistums  Warschau  bemerklich  zu  machen  die  Ehre 
irr  habt  habe. 

Stets  habe  ich  selbst  dafür  gesorgt  und  stets  werde  ich  dafür  sorgen, 
dass  die  Expedizion  und  Vorlegung  der  Nominazions-  und  Konfirmazions- 
l'.itente  für  die  Sttdpreussische  Erz-  und  Bischöfe  dem  .  .  .  Hoheits-Departe- 
ment überlassen  bleibe.  Diese  Versicherung  auch  auf  E.  E.  gegenwärtiges 
Schreiben  ...  zu  erteilen  glaube  ich  Denenselben  und  mir  schuldig  zu  sein. « 


931.    Rescript  des   Geistlichen   Departements  an   die   Kriegs-   und  juni  19 
Oomainen-Kammer  zu  Münster. 

K.  1)4.  Liiigen.  Ecclesiastica.    Concept,  gez.  Massow. 

l>i  r  kafkolischen  Qemeinde  xu  Messingen,  Kr.  Lingen,  wird  die  dortige  Kapelle  ein- 

'/  räumt;    die  Jura  stolae  sollen   die  jetxigen  protestantischen    Geistlichen  behalten, 

nicht  aber  ihre  Nachfolger. 

.  .  .  »Wir  haben  erhalten,  was  Ihr  .  .  .  in  Betreff  des  Gesuchs  der 
katholischen  Gemeine  zu  Messingen,  in  der  dortigen  Capelle  Gottesdienst 
halten  zu  dürfen,  unterm  13.  Mai  c.  vorgetragen  habt,  und  ertheilen  Euch 
darauf  in  Einverständniss  mit  dem  jetzt  abwesenden  Cheff  Ujisers  Kefor- 
mirten  Geistlichen  Departements  hierdurch  zum  Bescheid,  dass  auf  den  Gruud 
der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  lli.  November  v.  J.')  es  keinem  Bedenken  unter- 
worfen ist,  dass  der  Gemeine  zu  Messingen  die  Ihnen  zugehörige  Kapelle 
zur  Haltung  des  katholischen  Gottesdienstes  wieder  eingeräumt  werden  kann. 

Inzwischen  versteht  sich  dabei  von  selbst,  dass  die  Geistlichen,  welche 
'»i.-her  von  dieser  Gemeinde  jura  stolae  genossen,  selbige,  so  lange  sie  im 
Amte,  behalten  müssen,  Ihre  Nachfolger  aber  darauf  nicht  weiter  vocirt 
werden  können.«   .  .  . 


1;  Die  Vorlage  hat  versehentlich  »1796<. 

2;  Cfr.  No.  512,  am  Schlüsse.  3   No.  801.  4)  No.  882. 
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180«^  932.    Der  Bevollmächtigte  Minister  Frhr.  v.  Humboldt  an  den  Kardinal 

Ercoie  Consalvi.     Kom  1806  Juni  19. 

Nach  dem  Drucke  bei  Cr^tineau-Joly :    Mömoires  du  Cardinal  Conäulvi,  Paris  ls(i4,  I.  p.  7!»  f. 

Dankt   iinn  bei  dem  Ausscheiden  aics  seiner  Stellung  als  Kardinal  Staats- Sekretair 
für  die  Art  seiner  Oeschäftsfiil/nmgA, 

>Le  soussignd,  ministre  plönipotentiaire  de  S.  M.  le  roi  de  Prusse,  a 
re^u  hier  soir  la  note  officielle,  par  laquelle  V.  Emiuence  lui  fait  l'honneur 
de  lui  marquer  que  Sa  Saintetd  a  daigne  lui  accorder,  sur  sa  demande,  la 
demission  de  la  Charge  de  secr^taire  d'Etat  qu'elle  occupait  jusqu'ici. 

II  ose  se  liatter  que  V.  Eminence  n'a  pas  pu  manquer  d'observer  quel 
prix  il  a  constamment  attache  aux  relations  satisfaisantes,  dans  Icsquelles 
il  a  eu  Tavantage  de  se  trouver  avec  Elle  pour  les  aöaires  de  sa  cour,  et 
qu'il  voit  cesser  ä  präsent  avec  le  plus  sensible  regret,  et  il  profite  de  cette 
occasion  pour  r^itörer  ä  V.  Em.  ses  profonds  et  vifs  remerciments  de  toutes 
les  preuves  de  bont^  et  de  bienveillance  quEUe  a  bien  voulu  lui  donner, 
depuis  le  premier  jour  de  son  arrivöe  ici.  II  a  eu  trop  souvent  occasion 
d'entretenii"  sa  cour  du  zele  et  de  la  promptitude,  avec  lesquels  V.  £lm.  a 
eu  la  bonte  de  vouer  toujours  ses  soins  aux  affaires  des  sujets  catholiques 
du  Koi  son  maitre,  pour  ne  pas  etre  persuadö  quo  S.  M.  y  a  et6  extreme- 
ment  sensible,  et  quant  ä  lui  personnellement,  il  conservera  ä  jamais  le 
Souvenir  des  marques  d'interet  et  d'amitie  qu'il  a  regues  de  V.  Em.  11  se 
r^jouit  infiniment  de  ce  que  V.  Em.  veut  bien  lui  faire  esp^rer  la  conti- 
nuation  de  ces  relations  persounelles  et  amicales,  et  il  tächera  de  lui  prouver 
par  l'empressement  quil  mettra  ä  les  cultiver,  le  plaisir  que  cette  offre  lui 
a  caus^, 

II  a,  au  reste,  l'honneur  d'etre  avec  la  consideration  la  plus  respec- 
tueuse  et  le  devouement  le  plus  sincere  de  V.  Em.  le  tres-humble  et  tres- 
oböissant  servitexir. « 


Juni  21         933.   Das  Südpreussische  Departement  an  die  Kriegs-  und  Domainen- 
Kammer  zu  Posen.    Posen  1806  Juui  21. 

Gen.-Direktorinm  Südpreussen.  LXXII.  1049.    Concept,  gez.  Voss. 

Vorsorge  für  das  Bernharditier-Mönchs-  und  das  Bemhardiner-Nonnai-Kloster  xu 

Posen.-) 

>Wir  benachrichtigen  Euch  hierdurch,  dass  von  Seiten  des  hiesigen 
Bernhardiner-Mönchs-Klosters  unterm  16.  d.  M.  der  Antrag  geschehen  ist, 
dass  den  zur  Haltung  des  Gottesdienstes  in  der  Kirche  und  zum  Religions- 
unterricht für  das  in  dem  Kloster-Gebäude  zu  errichtende  Institut  zurück- 
bleibenden 6  Geistlichen: 

1.  anständige  und  berufsmässige  Wohnungen  für  sich  und  ihre  Servienten; 

1)  Cfr.  Humboldt'8  Bericlit  vom  18.  Juni  1806.  No.  929. 

2)  Cfr.  No.  949. 
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2.  der  nötige  Gelass  zur  Unterbringning  der  Lebensmittel :  .  ^^?^, 

Jnni  21 

3.  ein  auskömmliches  Jahrgehalt  bewilligt;  und 

4.  dem  Orden  erlaubt  werden  mügte,  beim  jedesmaligen  Abgange  eines 
solchen  Geistlichen  dessen  Stelle  wieder  ersetzen  zu  dürfen;  auch  machen 
"Wir  Euch  zugleich  bekannt,  dass  heute  dem  Kloster  die  beruhigende  Ver- 
sicherung ertheilt  wird,  dass  nicht  allein  die  auf  6  bestimmte  Zahl  der 
Geistlichen  fortwährend  beibehalten  und  beim  Abgange  eines  oder  des  an- 
dern Subjects  vom  Orden  wieder  ergänzt  werden  solle,  sondern  auch  ge- 
wiss nach  Möglichkeit  darauf  Bedacht  genommen  werden  würde,  den  in  Rede 

j  stehenden  Geistlichen  anständige  Wohnung  und  Unterhalt  zu  verschaffen. 
Hiernächst  eröffnen  Wir  Euch  noch,  dass  auch  der  Convent  des  Bern- 
hardiner-Nonnen-Klosters sich  mit  der  Bitte  an  Uns  gewendet  hat,  die  im 
Kloster  befindlichen  11  Nonnen  bei  eintretender  anderweiter  Bestimmung 
des  Letztern  nicht  daraus  zu  entfenien,  sondern  ihnen  einen  Theil  des 
Klosters  zur  Wohnung  und  ein  Zimmer  zum  Betsaal  zu  überlassen. 

Wir  werden  es  gern  sehen,  wenn  diesem  Gesuche  gewillfahrt  werden 
kann,  und  geben  Euch  dies  ausdrücklich  zu  erkennen,  damit  Ihr  bei  den 
diesfälligen  Arrangements  darauf  Bedacht  nehmet,  einen  zweckmässigen,  ge- 
hörig abgesonderten  Raum  zur  Unterbringung  der  Nonnen  und  Einrichtung 

[  eines  Betsaals  für  selbige  im  Klostergebäude  zu  bestimmen.  Inzwischen 
müsst  Ihr  doch  auch  den  Beti-ag  der  Kosten,  welche  die  Translocation  der 
Bernhardiner-Nonnen  hierselbst  nach  Obomik  verursachen  würde,  anzeigen, 
ehe  ein  bestimmter  Beschluss  hierüber  gefasst  werden  kann.- 


934.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1806  Juni  22 

Juni  22. 

R.  S;*.  5>.  M.  Ausfertigung.    Concept,  bearbeit-et  vön  Palm,  Sack  tu  a.  in  B.  TO.  Paderborn  U. 

Verfassung  des  Domkaptiels  xu  Paderborn,  das  unter  Modifikationeti  rorläufig 

bestellen  bleiben  solle A, 
Ueben-eicht   eine    aus   den  Aufnahme-Verhandlungen    der  Kriegs-  und 
:ainen-Kammer  zu  Münster  hervorgegangene   >  Darstellung  der  bisherigen 
tassung   des  Dom-Capituls  zu  Paderborn«,  die  26  Folio-Seiten   umfasst: 
•mach  ist  das  vormalige  Bissthum  Paderborn  im  Jahre  780  vom  Kaiser 
:i  dem  Grossen  gestiftet  worden,   welcher  dessen  Verwaltung  zuerst  dem 
Bischof   zu  Würtzbuig    übertragen,    demnächst    aber   im  Jahre    795   einen 
eigenen  Bischof  in  der  Person  Hathumars  aus  dem  sächsischen  Adel  ange- 
stellt hat.     Zu  gleicher  Zeit  ist  das  Dom-Stift  entstanden,  welches  ursprüng- 
lich mit  dem  Bischof  einen  Körper  ausgemacht  hat,    indem  in  den  frühem 
Zeiten  ein  gemeinschaftliches  Zusammenleben  der  Bischöfe  mit  ihren  Capi- 
tnln  statt  gefunden  hat. 

1}  Cfr.  No.  959. 
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1806  jjj  Ansehung  des  Bisthums  Paderborn  hat  diese  Verbindung  bis  in  das 

Eilfte  Jahrhundert  gedauert,  wo  das  gemeinschaftliche  Zusammenleben  des 
Bischofs  mit  dem  Capitul  und  die  gemeinschaftliche  Benutzung  des  Kirchen- 
Vermögens  aufgehört  hat  und  dem  erstem  seine  Domaiuen-Güter  angewiesen 
worden  sind. 

Durch  die  Bestimmungen  des  §  34  des  Haupt-Deputations-Beschlusses 
vom  23.  Februar  1803  ist  das  Dom-Kapitul  in  der  Art  säcularisirt,  dass 
alle  Güter  desselben  und  seiner  Dignitarien  den  Domainen  des  bisherigen 
Fürst-Bischofs  einverleibet  und  mit  diesen  E.  K.  M.  zur  Entschädigung  an- 
gewiesen worden  sind.  Hierdurch  sowohl,  als  durch  die  weitere  Bestimmung 
des  §  61  steht  es  an  sich  fest,  dass  E.  K.  M.  befugt  sind,  das  Dom-Kapi- 
tul aufzulösen.  Da  aber  nach  dem  §  62  die  Bischöflichen  Diöcesen  in  ihrem 
bisherigen  Zustande  verbleiben  sollen,  bis  eine  andere  Diöcesan-Einrichtung 
auf  Reichsgesetzliche  Art  getroffen  seyn  wird,  so  kann  die  Auflösung  des 
Domkapituls  nur  in  so  weit  erfolgen,  als  solches  als  Curia  ecclesiastica  über- 
flüssig ist.  Da  die  nähere  Bestimmung  darüber  zur  künftigen  Diöcesan-Ein- 
richtung gehört  und  der  abgetretene  Fürst-Bischof,  als  mediat  Diöcesan- 
Bischof,  ohne  Capitul  nicht  fungiren  kann,  so  muss  ich  meinen  .  .  .  Antrag 
dahin  richten: 

dass  E.  K.  M.  geruhen  wollen,  das  Dom-Kapitul  provisorisch  und  bis 
zur  nähern  Regulirung  des  Diöcesan-Wesens  für  die  Entschädigungs- 
und damit  in  Verbindung  zu  setzende  ältere  Provinzen  bestehen  und 
die  bisherige  Verfassung,  unter  den  näher  in  Vorschlag  zu  bringenden 
Modificationen,  einstweilen  fortgehen  zu  lassen. 
Bei  dieser  künftigen  Diöcesan-Einrichtung  dürfte  es  zweckmässig  seyn, 
Paderborn  zum  Sitz  des  künftigen  Bischofes  zu  bestimmen  und  für  denselben 
daselbst  ein  Capitul  ex  jure  novo  zu  dotiren  oder  doch  für  diese  Geistliche 
Behörde   diese  Revenuen    des   Paderbornschen  Dom-Kapituls    zu   fundiren, 
wenn   auch    der   Sitz    derselben    nicht    daselbst    genommen   werden   mögte. 
Denn  die  eigentlichen  Domainen  des  Dom-Kapituls  oder  das  Corpus  praeben- 
(larum  sind  unbedeutend  und  das  Maximum,   was  ein  Kapitular  als  corpus 
praebendae   deserviren   kann,    ist  jährlich   72  Scheffel  Rocken,    33  Scheffel 
Gerste  und  52  Scheffel  Hafer,  das  minimum  aber  jährlich  33  Scheflel  Rocker 
Dahingegen  ist  dasselbe  sehr  reichhaltig  an  fundirten  Memorien  und  Anni- 
versarien,  welche    durch  die  Chor-   und  Kirchen-Dienste    deservirt  werden 
daher  die  Haupt-Einnahme  der  Capitularen  in  den  Chor-  und  Kirchen-Prä 
senzen    bestehet.      Dieser    Verdienst    der   Capitularen    mit   dem   fonds    dei 
Vicarien    und   Beneficiaten,    welche    letztere   eine  jährliche   Einnahme   voi 
5509  Rthlr.  in  Geld  haben,  wozu  noch  38  Scheffel  Weitzen,   1061  Scheffe 
Rocken,   863  Scheffel  Gerste  und   1470  Scheffel  Hafer  kommen,   ist  vöUif 
auslangend,  nicht  nur  einen  Bischof  mit  seinem  Kapitul  zu  dotiren,  sonder 
e.s  würde   auch   noch    ein  Ueberschuss   bleiben,    der   zur   Verbesserung   dei 
IM'arr-  und  ScluiUehrer  verwendet  werden   könnte.     Dahiugegeu  würde  als- 
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dann  das  eigeutlicbe  corpus  praebendarum  eingezogen  und  mit  den  Dumaineu  .  ,,.; 
incorporirt  werden  künnou.  Wenn  dieses  auch  gleich  nach  strengen  Gruud- 
.sätzen  der  Säcularisation  mit  Memorien  und  Anniversarien  geschehen  kann, 
indem  die  bestimmten  Kircheudiensto,  wofür  jene  oft  von  einer  Familie  zu 
deren  besondere  Seelen-IIeil  gestiftet  worden,  nun  in  den  allgemeinen  Kirchen- 
dienst übergehen,  daher  auch  nach  dem  Westphälischeu  Frieden  in  den  üest- 
reichschen  Staaten  unter  Kaiser  Joseph  11.  und  sonst  mehrmals  darnach  ver- 
fahren ist:  so  bleibt  es  doch  immerhin  nach  Kümisch-katholischeu  Kcligions- 
Grundsätzen  einigermassen  anstössig,  sie  einzuziehen,  weil  sie  directe  für  das 
Seeleuheil  bestimmter  Personen  und  als  conditio  sine  quanonfundirt  worden  sind. 

Durch  eine  solche  Einrichtung,  als  daher  hier  vorgeschlagen  wird,  würde 
das  eigentliche  zum  Cultus  bestimmte  Vermögen  beisammen  gehalten,  allen 
ungleichen  Urteilen  über  dessen  Einziehung  zum  Staats-Vermögen  und  den 
Keclamatiouen  von  Seiten  der  noch  vorhandenen  Erben  von  den  Stiftern  der 
Memorien  und  Anniversarien  vorgebeugt,  jeder  Inconvenienz,  die  durch  Ver- 
legung der  Memorien  und  Anniversarien  an  einen  andern  Ort  entstehen  könnte, 
abgeholfen  und  damit  zugleich  der  Vorteil  erreicht  werden,  dass  der  Kaiser- 
lich Oesterreichsche  Ilof  sich  aller  etwaiger  Einziehung  der  auch  dem  Ver- 
mögen des  Dom-Kapituls  uud  des  Clerus  secundarii  angelieheneu  beträcht- 
lichen Capitalien  ad  resp.  333331  3  Rthlr.  und  32  3331/3  Rthlr.  auf  nach- 
drückliche Vorstellung  dieser  Verhältnisse  hoffentlich  um  so  eher  begeben  würde, 
obgleich  derselbe  bis  jetzt,  in  Ansehung  der  bestehenden  und  nkht  bestehenden 
Stifter  und  Klöster  in  den  Entschädigungs-Provinzen  keinen  Unterschied  ge- 
macht und  die  Zinsen  davon  seit  unserer  Besitznahme  einbehalten  hat. 

Indem  ich  alle  diese  Verhältnisse  E.  K.  M.  Erwägung  .  .  .  anheimstelle, 
mus9  ich  nach  Anleitung  der  beigefügten  Darstellung  bemerken,  dass: 

ad  1.  durch  die  eingetretene  Säcularisation  das  weltliche  Vcrhältniss 
des  Dom-Kapituls  gegen  seinen  vorigen  Fürsten  und  Bischof,  so  wie  des 
letztern  gegen  das  erstere,  in  der  Art  aufgelöset  worden  ist,  dass  die  welt- 
liche Regierung  des  Fürst-Bischofs  aufgehoben,  derselbe  ein  mediat  Bischof 
geworden,  in  die  Cathegorie  der  ersten  geistlichen  Dienerschaft,  nach  den 
Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts  Theil  2.  tit.  11.  §  113  seq.  ge- 
treten und  auf  sein  Kapitul  weiter  keinen  Einfluss  hat,  als  dass  er  dasselbe 
als  senatum  ecclesiasticum  gebrauchen  und  sich  des-  Kaths  desselben  in 
Fungirung  seines  bischöflichen  Amts  bedienen  kann,  ohne  jedoch  in  licli- 
gions-  und  Kirchen-Angelegenheiten  ohne  Genehmigung  des  Staats  neue 
Verordnungen  machen  oder  dergleichen  von  fremden  Geistlichen  Obern  an- 
nehmen zu  dürfen;  wohingegen 

ad  2.  ebenfalls  das  weltliche  Verhältniss  des  Dom-Kapituls  gegen  seinen 
vorigen  Fürsten  und  alle  und  jede  Concurrenz  desselben  bei  der  Landes- 
Administration,  so  wie  selbige  in  den  Unter-Abtheilungen  von  num.  1  bis  9 
inclusive  beschrieben  werden,  und  namentlich  das  Hecht  der  Land-Stand- 
schaft erloschen  ist. 
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1806  a^   3     gin^   ,3ie  Vorrechte    und   Gerechtigkeiten    specificirt   worden,   in 

dereu  Besitz  sich  das  Dom-Kapitul  bei  der  Besitznahme  befunden  hat.  Es 
verstehet  sich  von  selbst,  dass 

(ad  1.)  die  bisherige  Abgaben-Freiheit  aufhören  und  das  Dom-Kapitul 
sich  denjenigen  Abgaben  unterwerfen  müsse,  die  der  Staat  einzuführen  für 
gut  findet. 

(ad  2.)  kann  demselben  das  Recht,  die  zu  dem  Kirchen- Vermögen  ge- 
hörigen Gefälle  durch  eigene  Executoren  beitreiben  zu  lassen,  mit  der  Be- 
schränkung, wann  die  Gefälle  liquide  siud,  belassen  werden ;  sonst  muss  die 
Sache  vor  den  ordentlichen  Richter  verwiesen  werden. 

(ad  3.)  muss  die  Beurteilung  der  Frage:  ob  dem  Capitul  das  Recht  zu 
belassen  sey,  in  den  Domkapitidarischeu  Ortschaften  uud  Jurisdictionsdistricten 
einen  besondern  Nachrichter  und  Wasenmeister  anzustellen,  zur  nähern  Be- 
stimmung der  Kammer,  als  Obern-Polizey-Behörde,  verwiesen  werden. 

(ad  4.)  kann  dem  Dom-Kapitul  die  Execution  gegen  seine  nicht  auf  der 
Kapituls-Freiheit  wohnenden  Rechnungsführenden  Offizianten  belassen  werden, 
wenn  die  Objecta  liquide  sind,  sonst  muss  die  Erörterung  der  Sache  vor 
den  ordentlichen  Richter  verwiesen  werden. 

(ad  5.)  muss  die  Zollfreiheit  von  den  Domkapitularischen  Gütern  weg- 
fallen. 

(ad  6.)  ist  es  unbedenklich  *),  dem  Dom-Kapitul  die  Jagd  auf  seinen 
privativen  Gründen  und  Feldmarken,  imgleichen  die  Fischerei,  in  so  weit  es 
solche  rechtlich  hergebracht  hat,  zu  belassen ;  dagegen  wird  es  zweckmässig 
sejTi,  die  Koppel-Jagd,  welche  es  in  E.  K.  M.  Jagd-Gehegen  ausgeübt  hat, 
eben  so,  als  es  beim  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  geschehen  2),  aufzuheben. 

(ad  7.)  scheinet  es  zweckmässig  zu  seyn,  die  Bestimmung  der  Frage: 
ob  dem  Dom-Kapitul  das  Recht  zu  belassen  sey,  wegen  seiner  Eigenbe- 
hörigen  dem  Jahr-  oder  Brüchten-Gericht  der  Aemter  Neuhauss-*),  Dell- 
brück ^)  und  Bocke  5),  durch  Deputirte  beizuwohnen  und  in  den  Domkapi- 
tularischen Ortschaften  das  Jahr-  oder  Brüchten-Gericht  selbst  zu  halten, 
von  der  nähern  Prüfung  der  p.  Kammer  als  Obern-Polizey-Behörde  ab- 
hängig zu  machen,  da  dieser  Punkt  in  der  Darstellung  von  der  Capituls- 
Verfassung  zu  wenig  aufgeklärt  ist. 

(ad  8.)  wegen  der  von  dem  Dom-Kapitul  bisher  ausgeübten  Criminal- 
und  Civil-Gerichtsbarkeit  in  den  Domkapitularischen  Ortschaften,  imgleichen 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in  den  verschiedenen  Theilen  der  Provinz, 
muss  ich 


1    Die  Vorlage  hat:  »bedeuklich«;  ohne  Zweifel  ein  Schreibfehler,  der  bereits 
im  Cabinet  am  Rande  bemerkt  ist.  2)  Cfr.  No.  800,  S.  311. 

3j  Neuliaus.  Flecken  an  der  Lippe,  Kr.  Paderborn. 
4;  Delbrück,  Kr.  Paderborn. 
5)  Boke,  an  der  Lippe,  Kr.  Büren. 
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a.  .  .  .  bcmorkeu,    da.ss    nach    den  Allerhöchsten  Restinmuineren    weffeu   .  ^  .  ,,, 

'^  '='       Juui  22 

besserer  Einrichtung  des  Criminal-Weseus  die  Präsidciiten  der  beiden  Landes- 

CoUegieu  den  Auftrag  erhalten  haben,  den  Plan  zur  Errichtung  eines  lu- 
quisitoriats  für  die  Provinz  Paderborn  zu  l)earlK'iten.  Wenn  dieser  einge- 
gangen ist,  solcher  E.  K.  M.  Sauctionirung  erhalten  hat  und  zur  Ausführung 
desselben  geschritten  worden  ist,  wird  sich  das  Dom-Kapitul  der  Criminal- 
Jurisdiction  begeben  und  solche  respective  der  Hegierungs-Deputation  zu 
Paderborn  und  dem  Inquisitoriat  tiberlassen  müssen,  wobey  es  sich  jedoch 
von  selbst  versteht,  dass  dasselbe  zur  Unterhaltung  des  Inquisitoriats  den- 
jenigen Kosten-Beitrag  jährlich  leisten  muss,  welcher  demselben  durch  die 
Criminal-Jurisdictiou  nach  einem  auszumittelnden  Durchschnitt  von  raehrern 
Jahren  verursacht  worden  ist. 

b.  wäre  es  sehr  zu  wünschen  gewesen,  dass  die  Civil-Jurisdiction, 
welche  dem  Dom-Kapitul  in  der  Stadt  Paderborn,  auf  der  Dom-Freiheit  und 
in  einigen  andern  Distrikten,  sodann  über  die  Städte  Lippspriuge,  Breden- 

!  born,  imgleichen  über  die  Dörfer  Attelen,  Ettelen,  Henglarn,  Ilusen,  Schar- 
mede  und  Dahl,  ferner  über  die  Oeconomie  Kleyhofi"  und  Blankenrode  und 
i  über  die  beiden  Eigenbehürigen  Höfe  Redinghausen  und  Hanborn,  imgleichen 
[  über  die  dabin  gehörenden  Feldmarken  und  Waldungen  nach  bestimmten 
Grenzen  zustehet,  und  diejenige,  welche  einzelne  dignitarii  und  Obedien- 
j  tiarii  ausgeübet  haben,  schon  jetzt  hätte  aufgehoben  und  nach  den  Be- 
1  Stimmungen  der  allgemeinen  Gerichts-Ordnung  vom  Gerichts-Stande  mit  der 
■  Landesherrlichen  Jurisdiction  hätte  vereiniget  werden  können.  Es  stehet 
I  auch  der  Vereinigung  nur  das  im  Wege,  dass  die  zur  Verwaltung  der  ein- 
1  zelnen  Jurisdictionen  angestellten  Officianten  auf  die  Gerichts- Gebüren  als 
j  partem  salarii  mit  angewiesen  sind  und  sie  durch  deren  Entziehung  auf 
}  Entschädigung  Anspruch  zu  machen  berechtigt  sind,  welche  dem  Dom-Ca- 
!  pitul  nicht  angemuthet  werden  kann,  dem  Staat  aber  vor  der  Hand,  bei  der 
I   Menge  der  übrigen  Bedürfnisse,  zu  lästig  ist. 

j  Bei  dieser  Lage  der  Sache  wird  das  bisherige  Jurisdictions-Verhältniss 

I  einstweilen   beizubehalten   und   nur  als    Grundsatz   im   Allgemeinen   zu   be- 
stimmen sejTi,  dass,  so  wie  die  einzelnen  Gerichts-Officianten  mit  Tode  ab- 
;  gehen,  die  erledigten  Gerichts-Stellen  einzuziehen  und  mit  den  Landesherr- 
'.  liehen   zu  vereinigen   seyn    werden.     Indessen   dürfte   doch   schon  jetzt  die 
i  Bestimmung   zu  treffen  seyn,    dass  die  Dom-Freiheit  sowohl,    als  diejenigen 
Theile  der  Stadt,  worüber  dem  Dom-Kapitul  nach  einem  Recess  vum  Jahre 
1717   die  Civil-Jurisdiction  zustehet,  in  polizeilicher  Hinsicht  dem  Magistrat 
zu  Paderborn  untergeordnet  würden,  dergestalt,  dass  derselbe  über  die  bisher 
eximirten  Theile  der  Stadt  die  polizeiliche  Gerichtsbarkeit  im  weitläuftigston 
Sinne  des  Wort-Verstandes  auszuüben  berechtigt  sey,  um  dadurch  die  bisher 
gestokte  Städtische  Polizey  in  den  gehörigen  Gang  zu  bringen. 

(ad   9.)    In  Ansehung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  ist  das  vormalige 
I  Bisthum  Paderborn,  nach  mchrcrcni  Inhalt  der  n.irstclluiiir.  in  secli>  Ardii- 
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^^  diacouat-Gericbts-Sprengel  eingeteilt,  woiin  jedes  seinen  Archidiaconus,  Com- 
missarius,  Actuarius  und  Pedellen  hat,  und  hat  bei  diesen  Archidiaconaten 
eine  concuirente  Jurisdiction  mit  dem  Bischöflichen  Officialat-Gericht  in  erster 
Instanz  statt  gefunden.  Es  würde  an  sich  kein  Bedenken  haben,  diese 
Ai-chidiaconat-Gerichts-Verfassung  sofort  aufzuheben  und  die  Geschäfte  des 
Archidiaconat-Gerichts  resp.  an  das  Officialat-Gericht  und  General-Vicariat 
zu  verweisen;  da  aber  die  dabey  angestellten  Officianten,  als  der  Com- 
missarius,  Actuarius  und  Pedell,  gewisse  Emolumente  beziehen,  weshalb  sie 
auf  Entschädigung  würden  Anspruch  macheu  können,  wenn  ihnen  .  .  .  solche 
entzogen  würden,  so  wird  die  Archidiacouat-Verfassung  einstweilen  noch 
beizubehalten  und  nur  die  Einschi'änkung  zu  machen  seyn,  dass  die  Archi- 
diaconate,  so  wie  sie  vacant  werden,  nicht  wieder  zu  besetzen  und  die  Ge- 
schäfte resp.  vom  Officialat-Gericht  und  General-Vicariat  zu  verwalten  seyn 
würden. 

Bey  dem  Archidiaconat,  welches  der  am  1.  December  1803  verstor- 
bene Dom-Kämmerer  und  Dom-Kapitular  von  Hoerde  bekleidet  hat,  ist  des- 
halb schon  provisorisch  am  2.  July  1804  eine  solche  Verfügung  getroffen 
worden,  dass  solches  entweder  von  dem  Dom-Kapitul  oder  dem  Officialat 
verwaltet  werden  solle,  welche  Verfügung  nun  dahin  näher  zu  bestimmen 
ist,  dass  die  gerichtlichen  Geschäfte  dem  Officialat-Gericht  zu  übertragen, 
die  übrigen  aber  an  das  General-Vicariat  zu  verweisen  seyn  werden. 

Das  Personale  des  Dom-Capituls  bestehet  .  .  . 

1.  in  dem  Clerus  primarius; 

2.  in  dem  Clerus  secundarius,  und 

3.  in  den  weltlichen  Officianten. 

Der  Clerus  primarius  macht  das  eigentliche  Capitul,  welches  geschlossen 
ist  und  auf  24  Capitular-Stellen  fundirt  worden,  aus.  .  .  . 

Darunter  sind  zwey  Dignitarien,  nemlich  der  Dompropst  und  Dom- 
Dechant,  und  fünf  Officialen,  nemlich  der  Dom-Küster,  Domkantor,  Dom- 
scholaster,  Dom-Kämmerer  und  Domkellner.  Die  4  ersten  sind  geistliche 
Aemter  und  das  letztere  ein  weltliches  Amt. 

Die  Dignität  des  Dom-Propstes  ist  bisher  durch  canonische  Wahl  be- 
setzet worden  und  hat  derselbe  bei  der  Uebernahme  dieser  geistlichen  Würde 
eine  Capitulation  beschwören  müssen.  Es  sind  damit  besondere  Einkünfte 
verbunden,  welche  mit  Einschluss  der  Lehns-Gefälle  von  den  zu  dieser 
Dignität  gehörenden  16  Lehnen  zu  1379  Rthlr.  10  Gr.  3  Pf.  veranschlagt 
sind,  wovon  aber  an  jährlichen  Lasten  56  Rthlr.  8  Gr.  abgehen,  so  dass 
ein  Ueberschuss  von  1323  Rthlr.  2  Gr.  1  Pf.  verbleibt.  Es  ist  unbedenk- 
lich, diese  Dignität  nach  dem  Ableben  des  Theodor  Werner  Grafen  von 
Bochholtz  sogleich  einzuziehen,  da,  Aveun  auch  für  die  Folge  ein  Capitulj 
bleiben  soll,  solches  ohne  Dompropst  bestehen  kann.  Die  von  ihm  admi-' 
nistrirtc  Lehns-Curie  wird  sodann  mit  der  Landesherrlichen  in  der  Art  zu 
vereinigen  .seyn,    dass   die  in   manu  dominante  et  serviente  zu  entrichtende 
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Lehn-Waare,  welche  von  allen  16  Lehnen  98  Ktlilr.  12  Algr.  und  Acht  Gold-  .^^^„ 
gülden   betragen,    den   Landesherrlichen  Cassen   berechnet  werden  uaÜ3Sten. 
Nächötdem    hat    derselbe   das   Recht   gehabt,    folgende   bei    der  Domkirche 
fnndirte  beneficia  und  Vicarien,  als 

1.  Vicaria  praeposituralis  prima 

2.  -  -  secunda 

3.  Beneficium  Beatae  Mariae  Virginis 

4.  -  S*'  Laurentii  primum 

5.  -  S^"'®  Margarethae  secundum 
zu  vergeben. 

Mit  Anwendung  des  §  34  des  Ilaupt-Keichstags-Deputations-Ikschlusses 
leidet  es  kein  Bedenken,  dass  diese  Collatious-Rechte  schon  jetzt  aufgehoben 
werden  können  und  diese  Vicarien  und  Beneficia,  so  wie  solche  vacant 
werden,  E.  K.  M.  Disposition  anheim  fallen,  da  dann  in  jedem  individuellen 
Fall  näher  zu  beurteilen  ist,  ob  das  einstweilige  Bestehen  der  Capituls- 
Verfassung  und  der  Fortgang  des  Cultus  es  nothwendig  machen,  selbige 
wieder  zu  besetzen. 

Eben  so  verstehet  es  sich  auch  von  selbst,  dass  die  Dompropsteiliche 
Curie,  welche  dieser  Dignität  annex  ist,  mit  Einziehung  der  Dompropstey 
zugleich  dem  Fisco  anheim  fällt. 

Die  zweite  Dignität  ist  die  des  Dom-Dechanten,  dessen  Rechte  und 
Vorzüge  in  der  beigefügten  Darstellung  .  .  .  beschrieben  sind,  die  demselben, 
bis  auf  das,  Avas  auf  die  vormalige  Ständische  Verfassung  und  das  Directorium 
bei  den  Landständischen  Versammlungen  Beziehung  hat  und  durch  die  ein- 
getretene Säcularisation  aufgehoben  worden  ist,  belassen  werden  können. 
Die  besondern,  mit  dieser  Dignität  verbundenen  Revenuen  sind  zu  2035  Rthlr. 
12  Gr.  3  Pf.  veranschlagt  und  bleiben  nach  Abzug  der  davon  zu  prästirenden 
Ausgaben  ad  30  Rthlr.  2  Gr.  2  Pf.  jährlich  2005  Rthlr.  10  Gr.  1',  2  l'f-  'ibrig. 

Ausserdem  ist  dieser  Dignität  eine  Curie  annex.  Auch  hat  der  Dom- 
Dechant  bisher  das  Recht  gehabt,  folgende  Vicarien  und  Beneficia,  als 

1.  Vicaria  Decanalis  prima, 

2.  -  -  secunda, 

3.  Beneficium  St.  Johannis  sub  urbe, 

4.  -  Matthaei  Apostoli  primum, 

5.  -  St.  Margarethae  primum, 

6.  -  Lectoratus  Evangelii, 

7.  -  St.  Corporis  Christi, 

8.  -  St.  Matthaei  Apostoli  secundum, 

9.  -  St.  Brigidae  primum 

allein,   und  in  Gemeinschaft   mit  den  vier  Senioren  des  Capituls  noch  acht 
andere  beim  Dom  fundirten  Beneficia  zu  vergeben. 

Es  ist  ebenfalls  unbedenklich,  dass  diese  CoUations-Rechtc  aufhören 
müssen   und,    so   wie  die  Vicarien  und  Beneficia  erledigt  werden,  E.  K.  M. 
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1S(m;  Disposition  anheiin  fallen.  Die  Vergebung  der  Unter-Küster-Stelle  beim  Dom, 
wann  solche  erledigt  wird,  kann  dem  jetzigen  Dom-Dechanten  zwar  belassen, 
jedoch  muss  vorher  bei  der  Münsterschen  Kammer  angefragt  werden,  ob 
der  Kirchendienst  die  Wiederbesetzung  nothwendig  mache?  Was  aber  die 
Wiederbesetzung  der  Dom-Dechanten-Stelle  betrift,  wenn  solche  bey  noch 
bestehender  Capituls- Verfassung  erledigt  werden  sollte,  und  welche  Decanat- 
Kevenilen  alsdann  dabey  zu  belassen  sind,  so  scheinet  es  zweckmässig  zu 
seyn,  darüber  jetzt  keine  Bestimmung  zu  geben,  sondern  dies  der  Zukunft 
vorzubehalten,  indem,  so  lange  irgend  ein  Capitul  oder  geistlicher  Senat 
des  Bischofs  bestehet,  ein  Dechant  als  Präses  nothwendig  ist. 

Von  den  geistlichen  Aemtern  ist  das  Amt  des  Domküsters  das  erste, 
welches  bisher  von  der  bischöflichen  Vergebung  abgehangen  hat.  Die  Ver- 
pflichtungen desselben  sind:  die  Aufsicht  über  den  Kirchenschatz  und  die 
Kirchen-Geräthe  zu  führen,  und  die  Vorzüge: 

1.  sämmtliche  Küster-Stellen-  bis  auf  die  des  Unter-Küsters  zu  ver- 
geben und 

2.  folgende  Beneficia: 

a.  Beneficium  trium  regum, 

b.  -  Sti  Liborii  ad  summum  altare, 

c.  -  St.  11000  Virginum  et  Martyi'um, 

d.  -  St.  Servanti^)  et  Magdalenae, 

e.  -  Beatae  Mariae  Virginis  in  Choro, 

f.  -  Sf^^ö  Trinitatis 

zu  conferiren.  Ausserdem  sind  mit  dieser  Stelle  besondere  Revenuen  ver- 
bunden, die  nach  dem  davon  gefertigten  Anschlage  und  nach  Abzug  der 
davon  zu  entrichtenden  Abgaben  einen  jährlichen  Ueberschuss  von  148  Rthlr. 
2  Gr.  7  Pf.  liefern.     Es  kommt  also  darauf  an, 

ob  dieses  Officium  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Domküsters  Johann 
Franz  Matthias  von  Laudsberg  wieder  zu  besetzen  sey  oder  solches 
eingehen  und  die  damit  verbundenen  besondern  Revenuen  eingezogen 
werden  können? 
Bei  dem  Dom-Kapitul  in  Hildesheim  ist  dieses  Officium  nach  der  ein- 
getretenen Staats- Veränderung  mit  E.  K.  M.  .  .  .  Genehmigung  wieder  besetzt 
worden,  welches  aber  in  besonderen  Verhältnissen  seinen  Grund  gehabt  hat. 
Als  nemlich  die  Hildesheimsche  Dom-Küsterei  durch  das  am  16.  May  1804 
erfolgte  Ableben  des  Dom-Kapitulars  Marquis  von  Hoensbrock  erledigt  worden 
ist,  hat  der  Fürst-Bischof  vermöge  seiner  vormaligen  Bischöflichen  Verhält- 
nisse und  in  der  Eigenschaft  als  Diöcesan-Bischof  geglaubt,  dieses  Officium 
wieder  vergeben  zu  können,   und  hat  solches  würklich  dem  Dom-Kapitular 
Grafen  von  Meerveld  conferirt,  welches  jedoch  von  E.  K.  M.  nicht  genehmigt 
worden  ist.     Indessen  hat  der  Fürst-Bischof  am  8.  November  1804  um  die 


1    Wohl:  »Servutii<. 
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Bestätigung  aeiuer  CoUatiou  immediatc  supplicirt,  worauf  E.  K.  M.  iu  der  j  .^,, 
deshalb  an  mich  erhisseuen  .  .  .  Cabincts-Ordre  vom  15.  November  1804 
Sich  die  definitive  Bestimmung  darüber  bis  nach  Eingang  des  Haupt-Berichts 
über  das  Hildesheimische  Dom-Kapitul  vorbehalten  haben.  Weil  sich  nun 
bei  der  Untersuchung  ergeben  hat,  dass  der  Dom-Kuster  einen  beträcht- 
lichen Theil  der  Cultus-Kosten  iu  der  Dom-Kirche  bestreiten  muss,  so  ist 
in  dieser  Hinsicht  sowohl,  als  aus  Achtung  gegen  den  Fürst-Bischof  die 
von  demselben  geschehene  Vergebung  der  Dom-Küsterey  an  den  (irafeu 
von  Meerveld  Allerhöchst  genehmigt  worden.  Alle  diese  besondern  Ver- 
hältnisse treten  bei  Paderborn  nicht  ein,  indem  der  dortig(;  Domküster  keine 
Cultus-Kosten  zu  bestreiten  hat.  Es  ist  daher  unbedenklich,  dass  diese 
Stelle  nach  Abgang  des  jetzigen  Inhabers  nicht  wieder  zu  besetzen  sey,  da 
dns  Dom-Kapitul  ohnehin  qua  tale  die  Verpflichtung  auf  sich  hat,  dafür  zu 
sorgen,  dass  der  Kirchen-Schatz  mit  den  Kirchen-Paramenten  gehörig  con- 
servirt  werde.  Die  bey  Lebzeiten  des  jetzigen  Dom-Küsters  erledigt  werdende 
Küster-Stellen  können  von  demselben,  in  so  weit  es  der  Cultns  durchaus 
erfordert  und  worüber  die  Kammer  zu  Münster  zu  urteilen  und  zu  ent- 
scheiden hat,  wieder  besetzt  werden,  nach  seinem  Abgang  aber  gehet  das 
Besetzuugs-Recht  auf  das  Dom-Kapitul  unter  den  so  eben  bemerkten  Ein- 
schränkungen über.  Die  bisher  ausgeübten  CoUations-Rechte  über  die  be- 
nannte sechs  Beneficia  hören  schon  jetzt  auf  und  werden  auf  den  fiscus 
devolvirt. 

Das  zweite  geistliche  Officium  ist  das  des  Dom-Kantors,  welches  bisher 
ebenfalls  von  dem  Fürst-Bischof  in  letzterer  Eigenschaft  besetzt  worden  ist. 
Die  damit  verbundenen  jährlichen  Revenuen  sind  auf  207  Rthlr.  7  Gr.  6  Pf. 
ausgemittelt  und  ausserdem  hat  derselbe  bisher  das  Recht  gehabt,  das  Bene- 
ficium  decem  millium  Martyrum  zu  vergeben.  Dieses  CoUations-Recht  gehet 
schon  jetzt  auf  den  fiscus  über,  so  wie  es  auch  unbedenklich  ist,  nach  dem 
Ableben  des  jetzigen  Dom-Kantors  Frhrn.  von  Spiegel  dieses  Officium  ein- 
gehen zu  lassen  und  die  damit  verbundenen  besondern  Revenuen  einzu- 
ziehen, da  der  Chor-Gesang  eigentlich  von  dem  Succentor  dirigirt  wnrd. 

Das  dritte  Officium  ist  das  des  Dom-Scholaster,  welches  ohnlängst 
durch  den  Tod  des  Alexander  Friedrich  Frhrn.  von  Elverfeld  erledigt 
worden  ist.  Die  damit  verbundenen  besondern  Revenuen  sind  nach  Abzug 
der  davon  zu  prästirendeu  Ausgaben  auf  220  Rthlr.  19  Gr.  6  Pf.  ausge- 
mittelt worden,  und  ausserdem  ist  damit  das  Collations-Recht  des  beneficii 
St.  Andreae  seu  lectoratus  epistolae  conuex  gewesen.  Die  Einziehung  dieses 
Officii  ist  unbedenklich,  indem  die  Function  des  Dom-Scholastcrs  von  dem 
Dom-Capitul  in  concreto  versehen  werden  kann  und  muss,  und  das  damit 
verbunden  gewesene  CoUations-Recht  des  Beneficii  Sti.  Andreae  seu  lecto- 
ratus epistolae  ist  auf  den  fiscus  übergegangen. 

Das  vierte  Officium  ist  das  des  Doni-Känimercr.  welches  l»ereits  durch 
das  am  1.  December  1803  erfolgte  Ableben  des  Dom-Kapitular  von  Hoerdo 
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1^9^  erledigt  worden  und  unbesetüit  geblieben  ist.  Der  üeberschuss  der  damit 
verbundenen  jährlichen  Revenuen  ist  auf  353  Rthlr.  16  Gr.  9  Pf.  ausge- 
mittelt  und  werden  solche  jetzt  für  Rechnung  des  fisci  administiirt.  Ausser- 
dem ist  diesem  geistlichen  Amte  das  Collations-Recht  der  beiden  Beneficien 
Stae  Catharinae  und  Sti  Viti  annex  gewesen,  welches  nun  auf  den  Fiscus 
übergegangen  ist. 

Ausser  vorbenannten  vier  Geistlichen  Aemtern  bestehet  noch  unter  dem 
Namen  der  Dom-Kellnerey  ein  Aveltliches  Officium,  welches  dui'ch  einen 
würklichen  Dom-Kapitularen  versehen  worden  ist,  dessen  Bestellung  von 
dem  Dom-Capitul  geschiehet  und  dem  gewöhnlich  noch  ein  Capitular  als 
Subcellerarius  beigeordnet  wird.  Die  Geschäfte  des  Dom-Kellners  be- 
stehen eigentlich  darinn,  dass  er  die  Aufsicht  über  die  Administration  des 
Domkapitularischen  Vermögens  führen  und  die  zur  Verwaltung  desselben 
angestellten  Offizianten  kontrolliren  soll.  Besondere  Einkünfte  sind  mit 
diesem  Amte  nicht  verbunden,  sondern  der  Kellner  beziehet  nur  bey  Be- 
stimmung der  ungewissen  Eigenthums- Gefälle  der  Eigenbehörigen  die  so- 
genannten Schreib-Gebühren  und  hat  einen  bestimmten  Anteil  an  den  soge- 
nannten Brüchten.  Ob  dieses  Amt  nach  Abgang  des  jetzigen  Dom-Kellners 
wieder  zu  besetzen  seyn  werde,  wird  um  so  mehr  der  Zukunft  vorbehalten 
bleiben  müssen,  als  es  sich  dann  zeigen  wird,  welche  Veränderungen  iu 
der  bisherigen  Administration  des  Dom-Kapitularischen  Vermögens  vorzu- 
nehmen sind. 

Sodann  theilen  sich  die  24  Capitulareu  iu  residirende  und  nicht  resi- 
dirende.  Erstere  können  alle  diejenigen  seyn,  welche  nicht  zugleich  auch 
bey  andern  Capituln  Residenz  halten  müssen,  und  ist  durch  das  Statut  vom 
17.  Aprill  1591  deren  Zahl  auf  12  festgesetzt.  Der  Unterschied  zwischen 
Residentes  und  non  Residentes  äussert  sich  in  dem  Genuss  verschiedener 
Revenuen,  woran  blos  erstere  mit  Ausschluss  der  letztern  Anteil  haben, 
und  ^welche]  eine  Belohnung  für  die  Anwesenheit  bey  der  Kirche  aus- 
machen sollen.  Demnächst  hat  der  Bischof  bisher  das  Recht  gehabt,  aus 
den  Capitularen  sich  zwey  auszuwählen,  welche  ihm  in  der  Wahrnehmung 
der  Kirchen-Geschäfte  assistiren.  Diese  unter  dem  Namen  Canonici  a  latere 
vorkommende  Kapitidaren  werden,  wie  der  Dom-Propst  und  Dom-Dechant, 
in  allen  ohne  körperliche  Gegenwart  zulässigen  Verdiensten  frei  gehalten. 
Wenn  die  beiden  jetzigen  Canonici  a  latere  beim  Leben  des  Fürst-Bischofs 
mit  Tode  abgehen  sollten,  so  wird  es  ihm  wohl  gestattet  werden  können, 
sich  zwei  andere  Kapitularen  zur  Assistenz  auszuwählen,  es  wird  jedoch 
zuvor  E.  K.  M.  ...  Erlaubniss  dazu  nachgesucht  werden  müssen. 

Endlich  sind  Jubilarii  diejenigen,  welche  von  Zeit  der  Besitznahme  der 
Präbende  40  Jahre  der  Kirche  gedient  haben,  und  geuiessen  die  beiden 
ältesten  davon  bei  ihrer  Abwesenheit  von  der  Kirche  die  Vorteile  der  An- 
wesenden. 

Was  in  der  Darstellung  von  den  Erfordernissen  zur  Aufnahme  in  das 
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(Jiipitul   sub  num.   5.,  imgleicheu   vou  deu  verschiedenen  Arten  der  Erwer-  y^^.^p.^ 
bung    der  Präbenden    sub  num.  6.    enthalten    ist,    das   findet   bei  der  ein- 
getretenen Sücularisatiou  dos  Capituls  weiter  keiue  Anwendung,  indem  alle 
vacant  werdenden  Präbenden  dem  Fisco  anheim  fallen. 

Die  Einkünfte  der  Capitularen  bestehen  nach  num.   7.   der  Darstellung 

1.  in  Präbeude-Keveuiten 

2.  in  Residenz-Früchten 

3.  in  Dignitäts-Revenüen  und 

4.  in  Obedienzien. 

ad  1.  sind  die  Präbeudal-Kevenüen  diejenigen,  auf  welche  die  Capitu- 
laren nach  gehöriger  Besitz-Ergreifung  von  der  Präbende  Anspruch  auf 
Theilnehmung  und  Mitgenuss  haben.  Diese  teilen  sich  in  folgende  Classen 
ein,  und  zwar: 

a.  in  solche,  welche  ohne  alle  Anwesenheit  bei  der  Kirche  verdient 
werden  können.  Diese  sind  sehr  geringe  und  betragen  jährlich  nur  33  Scheffel 
Kecken. 

b.  in  solche,  welche  durch  blosse  Anwesenheit  bei  der  Kirche  in  dem 
Zeitraum  vom  15.  August  bis  den  16.  October  ohne  Verpflichtung,  an  dem 
Gottesdienst  Teil  zu  nehmen,  verdient  werden  können.  Diese  betragen 
jährlich  72  Scheffel  Rocken,  33  Scheffel  Gerste,  52  Scheffel  Hafer. 

c.  in  solche,  bey  welchen  entweder  Anwesenheit  in  der  Kirche  an  den 
Verdienst-Tagen,  oder  auch  nur  Gegenwart  bei  den  Verhandlungen  des 
1  )om-Kapituls  erfordert  wird;  und 

d.  in  solche,  welche  aus  den  Präsenzen  und  Memorien  erfolgen,  und 
zu  deren  Verdienst  lediglich  die  Theilnahme  an  den  Gottesdienstlichen  Hand- 
lungen erfordert  Avird. 

ad  2.  Mit  den  Residenz-Früchten  hat  es  folgende  Bewandniss.  Es 
theilen  sich  nemlich  die  Capitularen  in  Residentes  und  non  residentes. 
Erstere  haben  die  Verpflichtung,  wenigstens  die  Hälfte  des  Jahres  bei  der 
Kirche  zuzubringen,  und  ist  deren  Zahl  auf  12  als  das  Maximum  festgestellt 
worden.  Für  diese  sind  wegen  jener  Verpflichtung  gewisse  Revenuen  be- 
sonders ausgesetzet  und  es  geniessen  dieselben  ausserdem  die  Begünstigung, 
dass,  wo  der  Verdienst  gewisser  Präbende-Einküufte  einen  bestimmten  Aufent- 
halt bei  der  Kirche  erfordert,  die  Hälfte  desselben  bey  den  Residentibus 
für  ausreichend  und  gleichgeltend  angenommen  wird.  Uebrigens  werden  die 
sogenannten  Residenz-Früchte  nicht  allemal  blos  durch  die  würkliche  Haltung 
der  Residenz  verdienet,  sondern  es  sind  auch  mit  einigen  besondere  Ver- 
pflichtungen verbunden,  durch  deren  Beobachtung  der  Anspruch  auf  Mit- 
geuuss  zuvor  begründet  werden  muss. 

ad  3.  sind  die  besondern  Revenuen  von  den  beiden  Dignitäten  und 
von  den  übrigen  vier  Geistlichen  Offlciis  bereits  oben  angezeigt  und  ist 
deshalb  das  zweckmässig  scheinende  in  Antrag  gebracht  worden. 

ad  4.    sind   bei    dem  Dom-Capitul   137  Obedienzien  vorhanden,   deren 
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1806     gesammter  Ertrag    nach  Abzug    der    onerum  zu   5084  Rtlilr.   veranschlagt 
worden  ist;  selbige  werden  eingeteilt  in: 

1.  episcopales,  deren 30, 

2.  praepositurales,  deren 40, 

3.  Plaegede  i),  deren 19, 

4.  Additamenta,  deren 48  sind. 

Summa  137, 
denen  die  in  die  Cathegorie  der  Additamenta  gehörigen  14  Canonicat-Curien 
noch  hinzukommen.  Die  Gegenstände  der  Obedienzieu  der  drei  ersten  Classen 
bestehen  in  beständigen  Korn-  und  Geld-Gefällen,  in  Zehnten,  Holzungen 
und  Patronat-Rechten  über  verschiedene  Pfarren  in  dem  Fürstenthum  Pader- 
born, und  die  Obedienzien  der  vierten  Classe  in  Aeckern,  Gärten,  Wiesen, 
Fischteichen,  Keller,  Kornboden,  Dämmen  und  Curien.  In  frühern  Zeiten 
hat  willkührliche  Vergebung  der  Obedienzen  von  Seiten  des  Bischofs  und 
des  Dompropsts  Statt  gefunden,  allein  im  Jahre  1405  ist  durch  ein  von 
dem  Bischof  AVilhelm  genehmigtes  Statut  festgesetzt  worden,  dass  die  Option 
der  Obedienzien  nach  dem  Alter  im  Capitul  Statt  finden  solle,  dergestalt, 
dass,  wenn  durch  Todesfall  gewisse  Obedienzen  erlediget  worden,  diese 
von  dem  auf  den  verstorbenen  Capitularen  zunächst  folgenden  und,  wenn 
dieser  nicht  optiret,  von  dem  sodann  folgenden  etc.  optiret  werden  können, 
wobey  jedoch  die  beiden  Dignitarien,  der  Dompropst  und  Dom-Dechant,  den 
Vorzug  haben,  dass  sie  allen  übrigen  Capitularen  bey  jeder  Option  vorgehen 
und  jede  erledigte  Obedienz  optiren  können,  wenn  sie  sich  dabey  zu  ver- 
bessern glauben.  Uebrigens  ist  die  Anzahl  der  Obedienzen,  die  ein  Kapitular 
besitzen  kann,  dahin  festgesetzt,  dass  er  aus  der  ersten  Classe  Episcopales 
zwey,  aus  der  zweiten  Classe  Praepositurales  eine  und  aus  der  dritten  Classe 
in  Ploegede  ebenfalls  nur  eine  verlangen  kann.  Bei  den  Obedienzien  der 
4.  Classe  haben  die  Residentes  den  Vorzug  und,  wenn  kein  residens  da  ist, 
der  noch  optiren  könnte,  so  wird  juxta  Senium  optiret.  Eben  dies  gilt  auch 
bei  den  zu  den  Additamenten  gehörigen  Curien,  in  so  weit  sie  optabel  sind. 
Hieraus  folgt  denn  von  selbst,  dass,  wenn  ein  Capitular  von  den  erledigten 
Obedienzen  welche  optiret,  er  von  den  besitzenden  der  nemlichen  Classe 
eben  so  viele  wieder  abgeben  muss,  in  Rücksicht  welcher  eine  fernere  Option 
dann  wieder  eintritt.  Das  Dom-Capitul  hat  gebeten,  demselben  das  Recht 
zur  Option  der  Obedienzen  nach  der  bisherigen  Verfassung  ferner  zu  ge- 
statten. Da  E.  K.  M.  dem  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  das  Options-Recht 
der  Obedienzien  belassen  haben  und  bei  dem  Paderbornschen  Dom-Kapitul 
eben  die  Gründe  des  Rechts  und  der  Billigkeit  vorhanden  sind,  so  trage 
ich  ...  darauf  an: 

den  Capitularen  das  Recht  zur  Option  der  Obedienzen  nach  bisheriger 
Verfassung  ferner  zu  gestatten  und  zwar,  weil  nach  dem  senio  optiret 


1)  Die  »Darstellung«  Bchreibt  »Ploegede*. 
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wird,  dass  fiscus  wegen  der  ihm  anfallt'ndeu  Präbendcu  nach  dieser  t     -^o 

«j uni  ^b 

Ordnung  mit  optire. 

Da  bei  Gelegenheit  der  Obedienzen  der  Curien  Erwähnung  geschehen 
ist,  so  werde  ich  diesen  Punkt  hier  zugleicli  mit  aufnehmen. 

Es  sind  nemlich  .  .  .  beym  Dom-Cajjitul  14  Canonicat-Curien  vorhanden. 
l)avon  sind 

A.  den  Dignitäteu  annex  [2]')  .  .  . 

B.  Optable  [4]  .  .  . 

C.  auf  immer  Assignable  [ö]   .  .  . 

D.  auf  gewisse  Zeit  Assignable  [3]  .  .  . 

Mit  der  Assignabilität  der  Curie  hat  es  nun  folgende  Bewandniss 
.trehabt: 

Wenn  nemlich  an  deu  einzelnen  Curien  bedeutende  Reparaturen  vor- 
zunehmen oder  der  zeitige  Besitzer  Willens  gewesen,  solche  zu  erweitern 
oder  zu  verschönern,  so  ist  durch  Uebereinkommen  mit  dem  Capitul  öfters 
nachgelassen  worden,  dass  auf  dergleichen  verbesserte  Curien  eine  gewisse 
Anzahl  Assignationen  erteilt  werden  dürfen,  das  heisst:  dass  der  gegen- 
wärtige oder  ein  oder  mehrere  der  zunächst  folgenden  Besitzer  bei  ihrem  Ab- 
gange die  Curien  auf  einen  andern  Capitularen  übertragen  können,  der  nach 
1  iuem  Abkommen  dafür  etwas  zu  zaien  gehabt,  und  in  ganz  besondern  Fällen 
ist  auch  wohl  eine  Assignation  in  perpetuum  bewilliget  worden.  Das  Resultat 
von  allen  diesen  Verhältnissen  ist,  dass  in  Ansehung  der  Curien  sub  A 
und  B  die  jetzigen  Besitzer  blos  ein  Nutzniessungs-Recht  haben,  dagegen 
die  Curien  sub  C  und  D  gewissermassen  in  dominio  utili  der  gegenwärtigen 
Inhaber  sich  befinden  und  das  Dominium  directum  dem  Dom-Capitul  gebüret. 
Die  rechtlichen  Folgen  davon  sind,  dass  die  Curien  sub  A  und  B  nach 
Ableben  der  jetzigen  Besitzer  sofort  eingezogen  werden  können  und  in  An- 
sehung der  optablen  Curien  sub  B  nur  dasjenige  zu  vergüten  ist,  was  der 
§  52  des  Haupt-Reichstags-Deputations-Beschlusses  festgesetzt  hat  und  das 
in  jedem  einzelnen  Falle  zu  seiner  Zeit  näher  untersuchet  werden  muss. 
1  hl  indessen  die  obtablen  Cui'ien  sub  B  einen  Theil  der  Additamenten  aus- 
machen, weshalb  auf  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Options-Rechts  an- 
getragen worden,  so  stelle  ich  .  .  .  auheim,  ob  nicht  in  Ansehung  dieser 
Curien  den  Capitularen  das  bisherige  Options-Recht  zu  belassen  seyn  möchte, 
um  sie  nicht  wegen  ihrer  Wohnungen  in  Verlegenheit  zu  setzen.  Was  aber 
die  Curien  sub  C  und  D  betrift,  welche  respective  auf  immer  oder  gewisse 
Zeit  assignabel  gewesen,  so  werden  alle  diejenigen  Assignationen  anzuer- 
kennen seyn,  welche  von  den  einzelnen  Capitularen  an  ihre  Mit-Capitularen 
vor  dem  24.  August  1802  erteilet  worden,  die  spätem  aber  nicht,  und  eben 
ao  werden  auch  von  den  jetzigen  Assignatarien  weiter  keine  Assignationen 
erteilet   werden  dürfen.     Vielmehr  wird  ihr  aus  der  Assignation  erhaltenes 


1)  Werden  namentlich  aufgeführt. 

Oranier,   Preussen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  36 
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1806  Kecht  mit  ihrem  Tode  aufhören  müssen  und  ihnen  blos  das  zu  ersetzen 
seyn,  was  sie  den  Assignanten  bezahlt  haben.  .  .  . 

Da  bey  dem  Dom-Capitul  zu  Hildesheim  der  Grundsatz  angenommen 
worden,  dass  in  Ansehung  der  von  nun  an  versterbenden  Capitularen  blos 
das  Deservit-  oder  Sterbe -Jahr  Statt  finden,  das  Nach-  oder  Gnaden- Jahr 
aber  aufhören  solle,  so  würden  bey  dem  Paderbornschen  Dom-Kapitul  wegen 
der  von  nun  an  versterbenden  Dom -Capitularen  gleiche  Grundsätze  Statt 
finden  und  solchem  nach  das  Gnaden-  oder  Nachjahr  wegfallen  müssen,  in 
so  fern  E.  K.  M.  nicht  geruhen  sollten,  den  jetzigen  Domherrn  für  ihre 
Person  die  Nachjahrs-Revenüeu  zu  belassen,  wie  solches  Allerhöchstdieselben 
durch  die  Cabinets-Ordi-e  vom  22.  M.ärz  d.  J.  dem  Dom-Capitul  zu  Hildes- 
heim zu  bewilligen  beschlossen  haben;  jedoch  werden  den  Erben  der  bereits 
verstorbenen  Dom-Capitularen  von  Hoerde  und  von  Elverfeld  in  jedem  Fall 
ausser  dem  Sterbejahre  die  Nachjahre  zu  belassen  seyn.  Demnächst  hat  .  .  . 
auch  ein  Kirchen-  oder  Fabrik- Jahr,  jedoch  nur  bey  denjenigen  Präbeudal- 
Revenüen  Statt  gefunden,  bey  welchen  das  Nachjahr  Statt  gehabt.  Da  dieses 
Fabrik-Jahr  zum  Bau-Fonds  des  Dom-Kapituls  fliesst,  woraus  es  seine  mannig- 
faltigen Gebäude  unterhalten  muss,  so  wird  das  Fabrikjahr  zu  diesem  Be- 
huf, gleich  wie  solches  auch  beym  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  geschehen, 
beizubehalten  seyn. 

Der  zur  Besorgung  des  Gottesdienstes  in  der  Domkirche  vorhandene 
Clerus  secundarius  und  das  mit  dahin  zu  rechnende  Personale  bestehet .  .  . 
aus  4  Vikarien,  2  Hebdomadarien,  39  Beneficiaten,  6  Chorälen,  1  Messdiener, 
4  Küstern,  4  Structur-Pulsanten,  1  Domprediger,  1  Dom-Schullehrer,  1  Orga- 
nisten, 10  Musicis,  2  Allelujanten,  1  Stabträger,  1  Dornti'äger,  1  Uhrmacher 
und  1  Sakristan^)  =  79  Personen. 

Die  vier  Vicarien,  2  Hebdomadarien  und  39  Beneficiaten  sind  mit  be- 
sondern Beneficien,  worunter  4  Familien-Beneficia  seyn  sollen,  versehen  und 
ein  Theil  derselben  geniesst  auch  ein  bestimmtes  Einkommen  aus  der  ge- 
meinschaftlichen Casse  des  Cleri  secundarü,  die  Crypta  genannt.  Gewisse 
Revenuen  dieser  Casse  müssen  aber  besonders  verdient  werden,  welches 
auch  in  Ansehung  anderer  Revenuen  der  Fall  ist,  welche  für  die  Vicarien 
und  Beneficiaten  aus  verschiedenen  Dom-Officien  erfolgen.  In  Rücksicht  der 
Einkünfte  aus  den  Beneficien  hat  ein  Nachjahr  Statt  gefunden,  es  muss  aber 
der  mit  dem  Beneficio  verbundene  Kirchendienst  von  den  Erben  des  Ver- 
storbenen besorgt  werden.  Es  verstehet  sich  von  selbst,  dass  alle  diese 
Vicarien  und  Beneficia,  die  wirklichen  Familien-Beneficia  ausgenommen,  zur 
Königlichen  Collation  und  Disposition  stehen  und  nur  in  so  fern  wieder 
besetzt  werden  dürfen,  als  beim  einstweiligen  Bestehen  des  Dom-Kapituls 
der  fortwährende  Cultus  in  der  Dom-Kirche  die  Wiederbesetzung  erfordert. 
Die  Stellen  der  übrigen  Kirchendiener  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Kammer  wieder  besetzt  werden. 

1   Vorlage:  »Sacristen«. 
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Zur  Verwaltung  der  Dom-Kapitularischeu  Gerecbtsame  und  des  Ver- 
uiögens,  imgleicheu  zu  Besorgung  der  sonstigen  Angelegenheiten  des  I)om- 
Kapituls  sind  38  Ofüciunten  angesetzt.  Es  wird  nothwendig  seyn,  festzu- 
setzen, dass  bey  Erledigungs- Fällen  jedesmal  bey  der  Kammer  über  die 
Wiederbesetzung  angefragt  werden  müsse,  welche  dann  die  Nothwcndigkeit 
uäher  beurteilen  wird. 

Der  jährliche  Ertrag  der  Revenuen  des  Dom -Kapitals  mit  Einschluss 
desjenigen,  der  dem  Clero  secundario  daran  zustehet,  ist  auf 

63183  Kthlr.  20  (ir.  U  l'fg. 
und  nach  Abzug  der  Administrations-Kosten  k    10236      -       19    -    4    - 

auf 52947  RthlrT  1  Gr  'ö  Pfg. 

ausgemitteltund  sind  die  Naturalien  nach  zwanzigjährigen  Durchschnitts-Preisen 
berechnet  worden.  Die  darunter  mit  begriffene  Keveuüen  des  Cleri  secundarii 
betragen  jährlich  5509Rthlr.  an  Geld,  38  Scheffel  V/2  Himten  Weitzen,  1061 
Scheffel  Rocken,  863  Scheffel  Gerste  und  1430  Scheffel  Hafer.  Das  dem  Dom- 
Kapitul  zur  Benutzung  zustehende  Vermögen  ist  bisher  in  58  Registern,  und 
das  des  Cleri  secundarii  in  5  Registern  verrechnet  worden.  Die  Dignitarien, 
Geistlichen  Officialen  und  Obedientiarien  haben  über  ihre  besondere  Ein- 
künfte besondere  Rechnungen  durch  ihre  Rezeptoren  führen  lassen.  Die 
Vervielfältigung  der  Register  hat  wohl  darin  mit  ihren  Grund,  dass  in  spätem 
Zeiten  das  Dom-Capitul  teils  durch  fürstliche,  teils  durch  Privat-Fundationen 
beträchtliche  Vermögen szuwüchse  erhalten  hat,  welche  in  besondern  Registern 
berechnet  worden.  Im  Fall  E.  K.  M.  das  einstweilige  Bestehen  des  Dom- 
Kapituls  und  damit  das  Fortgehen  der  bisherigen  Administration  zu  be- 
schliessen  geruhen  sollten,  scheint  es  nothwendig  zu  seyn,  eben  so,  wie 
beim  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  geschehen  ist,  die  bisherige  Register-Ein- 
richtung beibehalten  nnd  die  Administration  des  Dom-Kapituls  sowohl,  als 
des  Cleri  secundarii  in  der  Art  leiten  und  controlliren  zu  lassen,  dass: 

1.  sämmtliche  Rendanten  und  Offizianten  für  den  Staat  verpflichtet; 

2.  sämmtliche  Rechnungen,  sowohl  die  des  Dom-Capitiils  als  des  Cleri 
secundarii,  durch  einen  Kammer-  Commissarius  mit  Zuziehung  eines  Calcu- 
latoris  abgenommen; 

3.  jedem  Dignitario,  Officiali,  Obedientiario,  Vicario  nnd  Beneficiato  die 
Verbindlichkeit  auferlegt  werde,  von  seinem  besondern  Einkommen  eine  ge- 
treue Administrations-Rechuung  zu  führen  und  solche  ebenfalls  vom  Kammer- 
Commissario  abnehmen  zu  lassen ; 

4.  die  bisherige  Register- Einrichtnng  genau  beobachtet,  aus  den  ein- 
zelnen RegisteiTi  nichts,  als  was  bisher  etatsmässig  gewesen,  zu  andern 
herüber  genommen  und  aus  jedem  Register  nichts  mehr,  als  wirklich  ein- 
genommen,  verteilt ; 

5.  alle  und  jede  in  der  Vermögens- Administration  des  Dom-Kapituls 
sowohl,  als    der  Dignitarien,    Officialen   und    Obedientiarien   vorzunehm-nde 

36* 
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1806      Voränderungen,  mithin  alle  und  jede  Verpachtungen,  zur  Genehmigung  der 
Juni  22  ^,  X  ,,  i  j  •         .        ;i 

Kammer  gestellet  werden  müssen;  und 

6.  dem  zur  Erhebung  des  ^/iq  anzustellenden  Rendanten  frey  stehen 
müsse,  nach  Gutfinden  die  einzelnen  Register  einzusehen,  um  die  sich  dabey 
ergebende  Mängel  und  Unordnungen  der  Kammer  zur  Abhelfung  anzuzeigen. 

Was  aber  die  bisherige  Administration  der  Domkapitularischeu  Forsten 
beti'ift,  so  hat  das  Müustersche  Kammer-Präsidium  .  .  .  angezeigt,  dass  es 
zu  wtlnschen  sey,  dass  die  Domkapitularische  Forsten  schon  jetzt  mit  den 
Königlichen  Forsten  vereinigt,  von  dem  Königlichen  Forst-Amte  die  alleinige 
Administration  übernommen  und  dem  Dom-Kapitul  der  Durchschnitts-Er- 
trag von  den  letzten  sechs  Jahren  aus  der  Forst-Gasse  bezalet  werde.  Die 
Gründe,  durch  welche  das  Präsidium  diesen  Antrag  motiviret  hat,  sind 
folgende,  nemlich  dass : 

1.  diese  Forsten  im  Verhältniss  ihres  bedeutenden  Umfanges  einen  nur 
äusserst  unbedeutenden  Ertrag  gewährten,  teils,  weil  sie  mit  Freyholz-Ab- 
gaben sehr  belästiget,  teils  auch,  weil  sie  höchst  elend  verwaltet  worden,  und 

2.  das  Dom-Kapitul  in  den  letzten  Jahren  sehr  stark  habe  hauen  lassen, 
ohne  für  die  Kultur  etwas  zu  verwenden,  und  dass  vorauszusehen  sey, 
dass,  wenn  es  bei  der  bisherigen  Administration  verbleibe,  die  Forsten, 
wenn  sie  dereinst  zur  Königlichen  Disposition  anheim  fallen  würden,  nicht 
einmal  fähig  seyn  dürften,  die  darauf  haftende  Freiholz -Abgaben  zu  prä- 
stiren; und 

3.  dass  bei  der  bisherigen  Administration  die  Ungleichheit  der  Holz- 
Preise  einen  sehr  nachteiligen  Einfluss  auf  den  Königlichen  Holz-Debit 
gehabt,  indem  das  Domkapitul  besonders  das  Bau-Holz  unter  dem  Werth 
verkauft  habe,  um  schneller  damit  fertig  zu  werden. 

Bei  diesen  vom  Kammer-Präsidio  angezeigten  Verhältnissen  nehme  ich 
keinen  Anstand,  darauf  .  .  .  anzutragen: 

dass  die  Domkapitularische  Forsten  schon  jetzt  mit  den  Königlichen 
Forsten  vereiniget,   der  Administration   des  Ober- Forstmeisters  von 
Kaiisch  übergeben,  die  bisherige  Domkapitularische  Förster  in  König- 
liche Dienste  mit  Beibehaltung  ihres   bisherigen  Gehaltes  und  ihrer 
Emolumente   übernommen,    verpflichtet,   und   dem   Dom-Kapitul   aus 
dem  Ertrage  diejenige  Nutzung  ersetzt  werde,  welche  dasselbe  nach 
einer  nachzuweisenden  sechsjährigen  Fraction   solcher  Jahre  gehabt 
hat,  wo  kein  ordnungswidriger  Hieb  vorgefallen  ist. 
Da  auch  oben  bey  den  Obedienzen  vorgekommen,  dass  zu  einigen  der- 
selben besondere  Holzungen  gehörten,  welche  der  alleinigen  Administration 
des  Obedientiarii  überlassen  waren,  so  ist  es  ebenso  zweckmässig,  dass  auch 
diese   unter   die  Ober- Aufsicht  des  Ober- Forstmeisters  von  Kaliach  gesetzt 
werden  und  zwar   in  der  Art,    dass   die   einzelnen   Obedientiarii  darin   nur 
nach  vorhergegangener  Anweisung  desselben  Holz  fällen  lassen  dürfen,  ohne 
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sie  jedoch  in  Ausebung  der  forstwirthschaftlichen  BenuzzuüK  des  zur  <  )hediei)z  ,  ^^9''  . 

Juui  Ü2 
LTfliörigen  Holzes  zu  beschränken. 

Das  pro  24.  July  1803/4  von  den  sämmtlichen  Kapitularcn  und  den  Pril- 
lirudal-,  Residential-,  Dignitslts-  und  Obedienz-Revenüen  zu  entrichtende  !/,„ 
ist  auf  3875  Rthlr.  19  Gr.  9  Pfg.  ausgemittelt  worden,  Avovon  jedocli  220  Kthlr. 
<s  Gr.  11  Pfg.  wegen  des  Dom-Dechauten  Graf  von  Kesselstadt  abgesetzt 
werden  müssen,  dessen  Decanat-Revenüen  ex  post  von  der  Deciination  be- 
freiet worden.  Das  Dom-Kapitul  hat  zwar  gebeten,  dass  der  eigentliche 
("bor-  und  Kirchen- Verdienst  von  der  Decimation  frey  bleiben  mögte.  Da 
;il)er  beim  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  bereits  der  Grundsatz  feststehet,  dass 
die  Chor-  und  Kirchenpräsenzen  der  Decimation  zu  unterAverfen,  so  muss 
solcher  auch  beim  Paderbornschen  Dom-Kapitul,  welches  nicht  melioris 
ruiiditionis  seyn  kann,  zur  Anwendung  gebracht  werden. 

Endlich  ist  auch  der  Punkt  zur  Sprache  gebracht  worden,  welche 
Revenuen  von  den  eröfneten  Präbenden  dem  Staate  zu  berechnen  seyn 
würden.  Es  ist  aus  obigen  Vortrag  zu  wiederholen,  dass  die  Revenflen 
eines  Capitularen  in  Präbendal-  und  Residential-Einkünften  bestehen.  Die 
erstem  theilen  sich  in  4  Classen: 

a)  in  solche,  welche  ohne  alle  Anwesenheit  bei  der  Kirche  verdient 
werden  können; 

b)  in  solche,  welche  durch  blosse  Anwesenheit  bei  der  Kirche  in  dem 
Zeitraum  vom  15.  August  bis  16.  October  verdient  werden  können; 

c)  in  solche,  bei  welchen  entweder  Anwesenheit  in  der  Kirche  an  den 
Verdieusttagen  oder  auch  nur  Gegenwart  bei  den  Verhandlungen  des  Dom- 
kapituls  erfordert  wird;  und 

d)  in  solche,  welche  aus  den  Präsenzen  und  Memorien  erfolgen  und  zu 
deren  Verdienst  lediglich  die  Theilnahme  an  den  Gottesdienstlichen  Hand- 
lungen erfordert  wird. 

Nach  diesen  Abteilungen  ist  es  nun  ganz  unbedenklich,  dass  dem  Fisco 
von  den  eröfneten  Präbenden  alle  diejenigen  Revenuen  berechnet  werden 
mtissen,  die  blos  durch  Anwesenheit  in  der  Stadt,  bei  der  Kirche,  im  Capitul 
nnd  an  den  Verdiensttagen  verdient  Averden.  Dahingegen  Avird  von  den- 
jenigen ReA^enüen,  Avelche  aus  den  Präsenzen  und  Memorien  erfolgen  und 
zu  deren  Verdienst  die  Theilnahme  an  den  gottesdienstlichen  Handlungen 
erfordert  wird,  vorab  dasjenige  abzuziehen  seyn,  was  davon  dem  Clero 
aecundario  gebüret,  das  übrig  bleibende  muss  auf  das  ganze  gremium  des 
Capituls  repartiret  und  dem  Fisco  von  jeder  Aacanten  Präbende  ^^i  berechnet 
werden.  Was  aber  die  Theilnahme  des  fisci  an  den  sogenannten  Residenz- 
Früchten  betrift,  so  sind  nach  bisheriger  Verfassung  zur  Haltung  der  Residenz 
i  nur  12  Capitularen  zugelassen  Avorden.  In  Ansehung  des  Mitgcnussos  an 
den  Residenz-Früchten  sind  aber  gleich  gehalten  worden:  die  lieiden  Digni- 
tarii,  Dompropst  und  Dom-Dechant,  dann  die  beiden  Canonici  a  latere  nnd 
endlich  die  beiden  Jubilarii,  wenn  deren  vorhanden  gewesen,  gleichAvie  dann 
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1^     jetzt  zwev  Jnbilarii,    der  Frhr.  von  Fürstenberg  und  von  Landsberg  beym 
■Juni  22  * 

Capitul  sind.     Die  Residential- Früchte  werden   also  gegenwärtig  eigentlich 

unter  18  Personen  vertheilet.  Da  Fiskus  wegen  aller  vakanten  Präbenden 
stets  als  Kesidens  ^)  angesehen  werden  muss,  so  kann  ihm  eine  Theilnahme 
au  den  Residenz-Früchten  nicht  abgesagt  werden,  weil  aber  mit  Beziehung 
verschiedener  Residenzfrüchte  gewisse  besondere  geistliche  Verpflichtungen 
verbunden  sind,  so  scheint  es  angemessen  zu  seyn,  in  Ansehung  der  Mit- 
Pereeption  des  tisci  die  Billigkeit  einti'eten  zu  lassen  und  festzusetzen: 

dass  sämmtliche  Residenzfrüchte  auf  das  Gremium  des  Capituls  ver- 
teilet und  dem  fisco  davon  wegen  jeder  vacanten  Präben  de  Y24  ^^~ 
rechnet  werde. 
Indem   ich  nun   die   bisherige  Capituls -Verfassung  vollständig  ausein- 
andergesetzt und  dabey  verschiedene  Anträge  gemacht  habe,  so  bitte  ich  .  .  . 
um  Erlaubniss,  solche  zur  bessern  Uebersicht  dahin  zu  reassumiren: 
[I.]  2)  das  Dom-Kapitul  zu  Paderborn  provisorisch  und  bis  zur  nähern 
Regulirung  des  Diöcesen-Wesens  für  die  Entschädigungs-  und  damit 
in  Verbindung  zu  setzende  ältere  Provinzen   bestehen   und   die   bis- 
herige Verfassung  desselben  unter  folgenden  Modificationen  fortgehen 
zu  lassen,  dass 

1.  die  vormalige  Concurrenz  des  Capituls  bey  der  Landes-Administration 
und  namentlich  das  Recht  der  Landstandschaft,  als  durch  die  eingetretene 
Staats-Veränderung  von  selbst  erloschen,  aufzuheben; 

2.  die  bisherige  Abgaben-Freiheit  des  Capituls  sowohl  in  Ansehung  des 
Cleri  Primarii  als  secundarii  aufhöre  und  sich  dasselbe  denjenigen  Abgaben 
unterwerfen  müsse,  welche  der  Staat  einzuführen  für  gut  findet; 

3.  demselben  das  Recht,  die  zu  dem  Kirchen-Vermögen  gehörigen  Ge- 
fälle durch  eigene  Executoren  beitreiben  zu  dürfen,  mit  der  Beschränkung, 
wenn  die  Gefälle  liquide  sind,  zu  belassen,  sonst  aber  die  Sache  vor  den 
ordentlichen  Richter  zu  verweisen; 

4.  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  dem  Kapitul  das  Recht  zu  belassen, 
in  den  Domkapitularischen  Ortschaften  und  Jurisdictions-Districten  einen  be- 
sondern Nachrichter  und  Wasenmeister  zu  bestellen,  an  die  Kammer  als 
obern  Polizey-Behörde  zu  verweisen; 

5.  dem  Kapitul  die  Exekution  gegen  seine,  nicht  auf  der  Kapituls- 
Freiheit  wohnende  Rechnung  führende  Offizianten,  wenn  die  Objecte  liquid 
sind,  zu  belassen,  sonst  die  Erörterung  der  Sache  an  den  ordentlichen  Richter 
zu  verweisen; 

6.  die  Zollfreiheit  von  den  Domkapitularischen  Gütern  aufzuheben; 

7.  dem  Dom-Kapitul  die  Jagd  auf  seinen  privativen  Gründen  und  Feld- 


1)  Vorlage:  »Residenz«. 

2/  Auf   diese    römischen   Ziffern   beziehen    sich   die    Randverfügungen    am 
Schlüsse  dieses  Berichtes. 
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uKirkeu,  so  weit  es  solche  rechtlich  herj^ebracht,  zu  belassen,  dagegen  aber 
die  Koppeljagd,  welche  demselben  in  den  Landesherrlichen  und  den  Jagd- 
gehegen der  säcularisirten  Klöster  zugestanden  hat,  aufzuheben; 

8.  die  Bestimmung  der  Frage,  ob  dem  Dom-Capitul  das  Recht  zu  l)c- 
l.issen,  wegen  seiner  Eigenbehörigen  dem  Jahr-  oder  ürüchten- Gericht  der 
Aemter  Neuhaus,  Dellbrück  und  Bocke  durch  Deputirte  beizuwohnen  und 
in  den  Domkapitularischen  Ortschaften  das  Jahr-  oder  Brilchten- Gericht 
selbst  zu  halten,  von  der  nähern  Prüfung  der  Kammer  als  obern  Folizey- 
Behörde  abhängig  zu  machen; 

9.  sobald  das  luquisitoriat  für  das  Fürstenthum  Paderborn  eingerichtet, 
diis  Dom-Kapitul  sich  der  Criminal- Jurisdiction,  jedoch  mit  Beibehaltung 
des  Kechts  des  ersten  Angrifs,  begeben  und  solche  der  Kegierungs-Depu- 
tation  überlassen  müsse,  mit  der  Bestimmung,  dass  dasselbe  zur  Unterhaltung 
des  Inquisitoriats  denjenigen  Kosten-Beitrag  jährlich  leisten  mtlsse,  welcher 
demselben  durch  die  Criminal-Jurisdiction  nach  einem  auszumittelndeu  üurch- 
ischnitt  von  mehreren  Jahren  verursachet  worden; 

10.  Dem  Dom-Kapitul  die  bisher  ausgeübte  Civil-Jurisdiction  in  Pader- 
born auf  der  Domfreiheit  und  einigen  andern  Districten  der  Stadt,  sodann 
über  die  Städte  Lippspringe  und  Bredenborn,  imgleichen  über  die  Dörfer 
Attelen,  Ettelen,  Hangelarn  i),  Husen,  Scharmede  uud  Dahl,  ferner  über 
die  Oeconomie  Kleyhoft'  und  Blanckenrade  ^j  und  über  die  eigenbehörigen 
Höfe  Kadinghausen  2)  und  Hamborn^),  imgleichen  über  die  dahin  gehörige 
Feldmarken  und  Waldungen,  ferner  diejenige  Jurisdiction,  welche  einzelne 
Dignitarii  und  Obedientiarii  ausgeübt,  mit  der  Bestimmung  zu  belassen, 
dass,  so  wie  die  einzelnen  Gerichts-Offizianten  abgehen,  die  erledigten  Ge- 
richtsstellen einzuziehen  und  mit  den^j  Landesherrlichen  zu  vereinigen,  jedoch 
schon  jetzt  die  Bestimmung  zu  treffen,  dass  die  Domfreiheit  sowohl,  als 
derjenige  Theil  der  Stadt,  worüber  dem  Dom-Kapitul  nach  dem  Vergleich 
vom  Jahre  1717  die  Civil-Jurisdiction  zustehet,  in  polizeilicher  Hinsicht  dem 
Magistrat  zu  Paderborn  unterzuordnen,  dergestalt,  dass  derselbe  über  die 
liisher  eximirten  Theile  der  Stadt  die  polizeyliche  Gerichtsbarkeit  im  weit- 
läuftigen  Sinne  des  Wort-Verstandes  auszuüben  berechtiget  sey; 

11.  die  Archidiaconate,  so  wie  sie  vacant  werden,  nicht  wieder  zu 
besetzen  und  die  Geschäfte  respective  vom  Officialat-Gerichte  und  General- 
Vicariat  zu  verwalten; 

12.  die  Stelle  des  Dompropsts  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Digni- 
tarii Grafen  v.  Bochholtz  einzuziehen  uud  auf  diesen  Fall  dessen  Lehns- 
Curie  mit  der  Landesherrlichen  Lehns-Curie  in  der  Art  zu  vereinigen,  dass 
die  Lehnwaaren  den  Landesherrlichen  Gassen  zu  berechnen,  inmittelst  aber 
schon  jetzt  dessen  Collations-Rechte  von  den  Vicarien  Praeposituralis  prima, 
secunda,  Beatae  Mariae  Virginis,  Scti  Laurentii  prima  und  Stae  Margarethae 

1)  Henglarn,  Kr.  Büren.  2)  S.  o.  Seite  553. 

3;  Vorlage:  »der«. 
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^^.   secuuda   zu   sistireu   und  solche    zur  Königlichen  Disposition    zu  verweisen, 
""  auch  die  Dompropsteiliche  Curie   nach   dem  Ableben  des  Dompropstes  ein- 
zuziehen; 

13.  die  Wiederbesetzung  der  Dom-Dechanten-Stelle  nach  dem  Ableben 
des  jetzigen  Inhabers  Grafen  v.  Kesselstadt  der  künftigen  Bestimmung  vor- 
zubehalten und  dessen  CoUations- Rechte  .  .  .  schon  jetzt  aufzuheben  und 
solche  der  Königlichen  Disposition  zu  reserviren,  dagegen  aber  demselben 
die  Wiederbesetzung  der  Unterküster-Stelle  mit  Genehmigung  der  Kammer 
zu  belassen; 

14.  das  Officium  des  Domküsters  nach  dem  Abgang  des  jetzigen  Dom- 
küsters V.  Landsberg  einzuziehen  und  dessen  bisher  von  sechs  Beneficien 
ausgeübten  CoUations-Rechte  schon  jetzt  aufzuheben,  dagegen  demselben  die 
Besetzung  der  Küsterstellen  unter  Genehmigung   der  Kammer  zu  belassen; 

15.  Das  Officium  des  Domkantors  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Dom- 
kantors Frhrn.  v.  Spiegel  einzuziehen,  und  dessen  CoUations  -  Recht  über 
das  beneficium  decem  millium  Martyrum  aufzuheben; 

16.  das  durch  Absterben  des  Dom-Scholasters  v.  Elverfeld  erledigte 
Amt  des  Dom-Schohisters  sammt  den  damit  verbundenen  besondern  Reve- 
nuen einzuziehen  und  das  diesem  Officio  annex  gewesene  CoUations -Recht 
des  Beneficii  St.  Andrae  seu  lectoratus  epistolae  zur  Königlichen  Disposition 
zu  verweisen; 

17.  das  durch  das  am  1.  December  1803  erfolgte  Ableben  des  p. 
V.  Hoerde  bereits  erledigte  Amt  des  Dom -Kämmerers  sammt  den  damit 
verbundenen  Revenuen  ebenfalls  einzuziehen  und  die  diesem  Officio  annex 
gewesene  CoUations -Rechte  der  beiden  Beneficiis  (!)  Stae  Catharinae  und 
Sti  Viti  auf  den  Fiscus  zu  transferiren ; 

18.  es  der  künftigen  Bestimmung  vorzubehalten,  ob  nach  Abgang  des 
jetzigen  Domkellners  dessen  Amt  wieder  zu  besetzen; 

19.  die  beiden  Canonici  a  latere  nach  Abgang  der  jetzigen  von  dem 
Bischof  nur  mit  Genehmigung  des  Staats  zu  ernennen; 

20.  den  Kapitulareu  das  Recht  zur  Option  der  Obedieuzen  nach  bis- 
heriger Verfassung  ferner  zu  belassen  und,  da  nach  dem  senio  optiret 
worden,  fiscus  nach  dieser  Ordnung  wegen  der  ihm  anfallenden  Präbenden 
mit  optire; 

21.  in  Ansehung  der  optablen  Curien  den  Capitularen  das  bisherige 
Options-Recht  zu  belassen,  wegen  der  assignable  gewesenen  Curien  hingegen 
nur  diejenigen  Assignationen  anzuerkennen,  welche  von  den  einzelnen  Capi- 
tularen vor  dem  24.  August  1802  au  ihre  Mit- Kapitulareu  erteilt  worden, 
die  späterhin  erfolgte  aber  nicht,  und  eben  so  von  den  jetzigen  Assigna- 
tarien  keine  Assignation  weiter  zu  erteilen; 

22.  den  peremtorischen  Genusstermin  der  Capitularen  in  Ansehung  der 
Präbendal-  und  Obedienz-Revenüen  blos  auf  das  Sterbe-Jahr  zu  beschränken, 
das  Gnaden-  oder  Nachjahr  aber  aufzuheben,  insofern  nicht,  wie  durch  die 
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Cabinets- Ordre  vom  22.  März  d.  .1.  dem  iJomkapitel  zu  Hildesheim  zu-  ,  ^^^| 
t^estanden  worden,  den  jetzigen  Domherrn  für  ihre  Person  die  Nachjahrs- 
Kevenüen  ebenfalls  zu  belassen  E.  K.  M.  zu  heschlieasen  geruhen  sollten; 
jedoch  das  Fabrik-  oder  Kirchen -Jahi*  beizubehalten,  auch  den  Erben  der 
bereits  verstorbenen  Domkapitularen  von  Iloerde  und  von  Elverfeld  die 
Nachjahre  zu  belassen; 

23.  die  vorhandene  sechs  Vicarien  und  39  Beneficien  mit  Ausschluss 
derjenigen,  welche  Blut-  oder  Familien-Vicarien  und  Beneficia  sind,  von  der 
Königlichen  Disposition  abhängig  zu  macheu,  die  dabey  Statt  gefund<!ne 
Nachjahre  aufzuheben  und  die  Stellen  der  übrigen  Kirchendiener  nur  mit 
(Genehmigung  der  Kammer  zu  besetzen ; 

24.  In  Ansehung  des  Rechnungs-Wesens  die  bisherige  Register-Ein- 
richtung beizubehalten  und  die  Administration  des  Dom-Kapituls  sowohl,  als 
die  des  Cleri  secundarii  in  der  Art  leiten  und  controlliren  zu  lassen,  dass: 

a.  sämmtliche  Reudanten  und  Officianten  für  den  Staat  verpflichtet; 

b.  sämmtliche  Rechnungen,  sowohl  die  des  Dom-Kapituls,  als  des  Cleri 
secundarii  durch  eiueu  Kammer-Commissarius  mit  Zuziehung  eines  Calcu- 
lators  abgenommen; 

c.  jedem  Dignitario,  Officiali,  Obedientiario,"  Vicario  und  Beneficiato  die 
Verbindlichkeit  auferleget  werde,  von  seinem  besondern  Einkommen  eine 
getreue  Administrations-Rechuung  zu  führen  und  solche  ebenfalls  vom  Kammer- 
Commissario  abzunehmen; 

d.  die  bisherige  Register-Einrichtung  genau  beobachtet,  aus  den  ein- 
zelnen Registern  nichts,  als  was  bisher  etatsmässig  geweseu,  zu  anderu 
herübergenommen  und  aus  jedem  Register  nichts  mehr,  als  wirklich  einge- 
nommen, verteilet; 

e.  alle  und  jede  in  der  Vermögens-Administration  des  Dom-Capituls 
sowohl,  als  der  Dignitarien,  Officialen  und  Obedientiarien  vorzunehmende 
Veränderung,  mithin  alle  und  jede  Verpachtungen,  zur  Genehmigung  der 
Kammer  und  des  Provincial-Departements  gestellet  werde;  und 

f.  dem  zur  Erhebung  des  */ 1  o  anzustellenden  Rendanten  freystehen  müsse, 
nach  Gutfinden  die  einzelnen  Register  einzusehen  und  die  sich  dabey  er- 
gebende Mängel  und  Unordnungen  der  Kammer  zur  Abhelfnng  anzuzeigen; 

25.  die  Domkapitularische  Forsten  schon  jetzt  mit  den  Landesherr- 
lichen Forsten  zu  vereinigen,  der  Administration  des  Ober-Forstmeisters  von 
Kaiisch  zu  übergeben,  die  bisherigen  Domkapitularischcn  Förster  mit  Bei- 
behaltung ihres  Gehalts  und  ihrer  Emolumente  in  Landesherrliche  Dienste 
zu  übernehmen  und  dem  Dom-Kapitul  aus  dem  Ertrage  diejenige  Nutzung 
zu  ersetzen,  welche  dasselbe  nach  einer  nachzuweisenden  sechsjährigen  P^rac- 
tion  solcher  Jahre  gehabt  hat,  wo  kein  ordnungswidriger  Hieb  vorgef.illon  ist ; 

26.  die  zu  den  einzelnen  Obedienzen  gehörige  Holzungen  ebenfalls  unter 
Ober- Aufsicht  des  Ober-Forstmeisters  von  Kaiisch  in  der  Art  zu  setzen, 
dass   die    einzelnen  Obedientiarien    darin    nur    iiarh  vorgängiger  Anweisung 
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^^„ ,  desselben  Holz  fällen  lassen  dürfen,  ohne  sie  jedoch  in  Ansehung  der  Forst- 
ilntii  2^ 

wirtlischaftlichen  Benutzung  zu  beschränken; 

27.  die  Einnahme  der  Capitnlaren  aus  den  Chor-  und  Kirchen-Prä- 
senzen der  Decimation  zu  unterwerfen,  dagegen  die  besondern  Decanat- 
Revenüen  des  Dom-Dechanten  Grafen  von  Kesselstadt  von  der  Bezehntung 
auszunehmen ; 

28.  dem  Fisco  von  den  eröfneten  Präbenden  alle  diejenigen  Revenuen 
zu  berechnen,  die  blos  durch  die  Anwesenheit  in  der  Stadt,  bei  der  Kirche, 
im  Capitul  und  an  den  Verdienst-Tagen  verdient  werden,  dahingegen  von 
denjenigen  Revenuen,  welche  aus  den  Präsenzen  und  Memorien  erfolgen  und 
zu  deren  Verdienst  die  Theilnahme  an  den  gottesdienstlichen  Handlungen 
erfordert  wird,  vorab  dasjenige  abzuziehen,  was  davon  dem  Clero  secun- 
dario  gebüi-et,  das  übrig  bleibende  auf  das  ganze  gremiura  des  Capituls  zu 
repartiren  und  dem  fisco  davon  wegen  jeder  vacanten  Präbende  ^j^^  zu 
berechnen ; 

29.  die  sämmtlichen  Residenz-Früchte  ebenfalls  auf  das  ganze  Gremium 
des  Capituls  zu  verteilen  nnd  dem  fisco  davon  wegen  einer  jeden  vacanten 
Präbende  Y24  zu  berechnen. 

Da  zu  Erhebung  und  Berechnung  des  dem  Staate  gebürenden  Vio  80 
wie  der  demselben  anheimfallenden  Revenuen  der  vacanten  Präbenden,  im- 
gleichen  zur  ControUirung  der  ganzen  Administration  des  Domkapitularischen 
Vermögens  ein  besonderer,  auf  E.  K.  M.  Interesse  zu  verpflichtender  Offizi- 
ant  nothwendig  ist, 

[U.]  so  wird  dazu  der  bisherige  Kirchenschreiberey-Kassen-Rendant 
Thorwesten  in  Vorschlag  gebracht  und  über  das  demselben  beizulegende 
Gehalt  näherer  .  .  .  Antrag  vorbehalten. 

[ni.]  Sodann  besitzt  noch  das  Dom-Kapitul  einen  bedeutenden  Schatz 
von  goldenen  und  silbernen  Kirchen-Gefässen  und  Geräthen,  welcher  für 
den  Gottesdienst  bestimmt  ist  und  wovon  das  Verzeichniss  .  .  .  beigefügt  wird. 

[IV.]  Ausser  diesem,  dem  Dom-Kapitul  zugehörigen  Vermögen  sind  bey 
demselben  noch  verschiedene  Fundationen  vorhanden,  welche  teils  von  den 
vorigen  Landesherrn  des  vormaligen  Bissthums  Paderborn,  teils  von  Privatis 
gestiftet  worden  und  worüber  dem  Dom-Kapitul  die  Ober-Aufsicht  zustehet. 
Diese  Ober-Aufsicht  gründet  sich  teils  auf  eine  Landesherrliche  Anordnung 
vom  9.  Januar  1614,   teils  auf  ausdrückliche  Bestimmung   der  Stifter.  .  .  . 

Der  Capital-Bestand  von  allen  diesen  Fundationen  beträgt  80134  Rthlr. 
20  Gr.  3  Pf.,  von  welchen  die  jährlichen  Zinsen  3422  Rthlr.  20  Gr.  4  Pf. 
ausmachen.  Das  einzelne  Verhältniss  dieser  Fundationen  wird  jetzt  näher 
untersucht  und  da  wird  es  sich  ergeben,  welche  zweckmässigere  Verwendung 
dabey  einzuführen  seyn  möchte,  wortiber  ich  mir  nähern  Vortrag  .  .  .  vor- 
behalte. 

[V.]  Endlich  ist  noch  der  von  dem  Fürst-Bischof  Ferdinand  von  Fürsten- 
berg zu  Unterhaltung    einiger  Missionarieu   gestiftete   sogenannte   Missions- 
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Fond  vorhaD den,  welcher  ein  Kapitell- Vermögen  von  31455  ilthlr.  hat,  wovon     ^^„ 
die  Zinsen  jährlich  1441  Rthlr.   16  Gr.  6  Pf.  betragen.  .  .  .  "^""^  ^ 

Die  diesem  Fond  vorstehende  Inspectoren  .sind : 

1.  der  älteste  der  Familie  von  Fürsteuberg, 

2.  der  zeitige  Dom-Dechant  und 

3.  der  zeitige  Official. 

Die  gegenwärtige  Missionarieii  werden  auf  ihre  Lebenszeit  ihr  l)ia- 
heriges  Gehalt  behalten  müssen  und  keine  neue  anzustellen  seyn.  Uober 
die  fernere  zweckmässige  Verwendung  dieses  Fonds  wird  mit  den  bisherigen 
Inspectoren  Rücksprache  zu  halten  seyn.«  .  .  . 

Randverfügung  1),  geschrieben  von  Beyme:  juIi  31 

>31.  Juli  1806. 

ad  I.  Wollen  S.  M.  den  Anti'ag  grade  so  wie  in  Ansehung  des  Dom- 
kapittels  zu  Hildesheim  geschehen  sowohl  im  allgemeinen,  als  ad  1.,  2  seqq. 
im  besondern  genehmigen,  mit  den  ad  10.,  22.,  25.  in  margine  bemerkten 
Bestimmungen  und  der  allgemeinen  Erinnerung,  dass  auch  alle  bisherige 
Resignationen  und  Permutationeu  der  Präbenden  cessiren  und  sämmtliche 
Patron at-Rechte,  welche  sowohl  das  Kapittel  als  einzelne  Diguitarien,  Obe- 
dientiarien  und  Archidiaconen  ausgeübt,  mit  den  landesherrlichen  vereinigt, 
überhaupt  alle  für  das  Domkapittel  zu  Hildesheim  gemachten  Einrichtungen, 
wenn  sie  auch  hier  nicht  nahmentlich  wiederholt  worden,  auch  auf  das 
Domkapittel  zu  Paderborn  angewendet  werden  sollen. 

ad  10.  Da  dem  Domkapittel  zu  Hildesheim  einstweilen  nur  die  Patri- 
monial-Jurisdiction  belassen,  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Dom-Freyheit  aber 
auf  den  Clerus  primarius  und  secundarius  eingeschränkt  worden,  so  muss 
dasselbe  auch  in  Ansehung  der  Gerichtsbarkeit  des  Domkapittels  zu  Pader- 
born festgesezt  werden. 

ad  22.  was  den  Hildesheimschen  Domkapitularen  in  Ansehung  der 
Nachjahrs-Revenues  zugestanden  worden,  soll  auch  den  Paderbornschen  zu 
Theil  werden. 

ad  25.  rauss  alsden  bey  dem  Domkapittel  zu  Hildesheim  eine  gleiche 
Einrichtung  getrofifen,  oder  es  müssen  die  Forsten  des  Domkapittels  zu 
Paderborn  auf  gleiche  Weise  wie  die  zu  Hildesheim  unter  die  Oberaufsicht 
des  Staats  gesezt  werden. 

ad  n.  approbirt, 

ad  ni.  soll  die  Asservation  dieses  Vermögens  vor  der  Ilaiid  dem  Dom- 
kapittel belassen  werden. 

ad  IV.  zu  erwarten. 


1}  Vergl.  die  reasaumirende  Ueberaicht   am   Schlusae    des   Berichts,   oben 
S.  566. 
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^^  ad  V.  ist  gut,  nur  müssen  die  Missioqarien  sogleich  ausser  aller  Thätig- 

keit  in  Beziehung  auf  diesen  ihren  bisherigen  Beruf  gesezt  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Charlottenburg  1806  Juli  31. 

Ausfertigung  a.  a.  0.  des  Conceptes. 


Juni  23  935.     Rescript  des  Niedersächsischen  Departements  an  die  Halber- 

städtische  Kammer.     Berlin  1806  Juni  23. 

K.  70.  Hildesheim.  IL  VI.  IC.    Concept,  gez.  Hagen;  Anweisung  von  Koepkeii. 

Die  Geistlichen  der  aufgehobenen  Klöster  sollen  für  Pfarrsfellen  ausgebildet  und  vei'- 

ivendet  loerden. 

»Mit  Euerm  Berichte  vom  24.  v.  M.  ist  das  Verzeichniss  der  zur  Seel- 
sorge qualificirteu  Geistlichen  aus  den  aufgehobeneu  Klöstern  in  den  Fürsten- 
thümern  Halberstadt  und  Hildesheim  hier  eingegangen.  Wir  billigen  es  voll- 
kommen, dass  nach  Euerm  Vorschlage  zur  fernem  Ausbildung  derjenigen 
Subjecte,  die  bisher  zu  Pfarrstellen  noch  nicht  vollständig  und  formel  quali- 
ficirt  sind,  mit  dem  Vicariate  die  nöthige  Rücksprache  gehalten  und  alles 
Erforderliche  verfügt  werde,  um  sie  ihrem  Stande  gemäss  einst  für  den 
Staat  benutzen  zu  können.  Da  sie  auch  unbedenklich  gehalten  sind,  für 
den  Pensionsgenuss  angemessene  Beschäftigungen  zu  übernehmen,  so  kann 
ihnen  auch  wohl  die  Anweisung  gegeben  werden,  interimistisch  den  vor- 
züglich beschäftigten  Pfarrern  an  die  Hand  zu  gehen,  um  sich  dadurcli 
noch  mehr  zur  eigenen  Bekleidung  einer  Pfarrstelle  auszubilden,  und  es 
könne  alsdann  denen,  die  sich  hierbei  vorzüglich  auszeichnen,  auch  die 
besten  von  den  erledigten  Pfarrstellen  versprochen  werden. 

Die  Ausführung  dieses  Plans  habt  Ihr  gemeinschaftlich  mit  dem  General- 
Vicariate  zur  Ausführung  zu  bringen.« 

Sept.  1  Das   Niedersächsische    Departement    ersucht   am    1.  September 

1806  Massow,  die  Regierungen  anzuweisen:  »darauf  zu  halten,  dass  die 
Klöster  keinen  Andern  als  pensionirten  Kloster-Geistlichen  Pfarrstellen  über- 
tragen. « 

Juni  24  936.     Das   Geistliche    Departement   an    das    Hohelts- Departement. 

Berlin  1806  Juni  24. 

R.  46.  B.  165.  a.    Ausfertigung,  gez.  Massow. 

liegt  die  Wiederaufnahme  der  Maassnahmen  wegen  Ueherlassung  katholischer  Kirchen 
an  protestantische  Gemeinden  anSj 
.  .  .  »Jetzt  nach  wiederhergestelltem  Frieden  in  den  Schlesischen  Pro- 
vinzen  ist    von  verschiedenen    protestantischen  Gemeinden    unmittelbar  bey 
des  Königs  Maj.  das  Gesuch  um  Einräumung  katholischer  Kirchen  erneuert 
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und  auf  Fortsetzung  der  commissariachen  Untersuchung  angetragen  worden    i^^*.**],. 
und  S.  M.  haben   diese  Eingaben    an    des  Herrn  pp.   Grafen  v.   Hoym  Exe. 
und    an   mich   remittiren    lassen.     Ich    habe   darauf  gedachte  S.  E.  um  Ihr 
Sentiment  darüber  ersucht: 

ob  es  nicht  gegenwärtig  gerathen  seyn  möchte,  da  die  evangelischen 
Gemeinden  die  Fortsetzung  urgiren,  diese  Angelegenheit  bey  des 
Königs  Maj.  in  Anregung  zu  bringen; 
es  ist  mir  aber  darauf  geantwortet']  worden,  S.  E.  stelleten  es  ItHliglich 
anheim,  in  wie  fern,  ungeachtet  der  noch  nicht  beigelegten  öffentlichen  l'n- 
ruhen,  schon  jetzt  der  Zeitpunct  angemessen  sey,  bei  Sr.  K.  M.  auf  Auf- 
hebung der  durch  die  erwähnte  Cabinets-Ordre  vom  22.  Oct.  v.  J.2]  allge- 
mein sistirten  Untersuchungen  wegen  Abtretung  katholischer  Kirchen  an 
Protestanten  anzutragen,  indem  die  Zurückgabe  solcher  Kirchen  die  heftigste 
Erbitterung  bei  den  Katholiken  nach  sich  zöge  und  die  zeitherige  Eintracht 
zwischen  Katholiken  und  Protestanten  gegenseitig  völlig  störe.  Sr.  E.  Sen- 
timent müsse  daher  fortwährend  darauf  gerichtet  bleiben,  in  dasiger  Provinz 
die  bestehende  Harmonie  unter  den  verschiedenen  Glaubensgenossen  nicht 
zu  vernichten  und  allgemeine  Unzufriedenheit  bei  der  Hälfte  der  Schlesischen 
Volksmenge  zu  erregen.  Sr.  E.  bisherige  Gegenvorstellungen  hätten  indessen 
wenig  Eingang  gefunden  und  Sie  würden  und  könnten  es  nicht  hindern 
was-  weiter  in  dieser  Kirchen-Angelegenheit  werde  verfügt  werden. 

So  wünschenswerth  nun  aber  die  Fortsetzung  der  guten  Einti'acn 
zwischen  sämmtlichen  Glaubens  verwandten  in  Schlesien  auch  ist,  so  dürfte 
doch  meiner  Meinung  nach  aus  blosser  Besorgniss  des  zu  störenden  guten 
Verhältnisses  diese  für  die  Protestanten  so  wichtige  Angelegenheit  nicht 
ruhen  bleiben  können.  Es  sind  jetzt,  nach  Ausweis  der  hiesigen  Acten  und 
nach  den  daraus  gefertigten,  in  Abschrift  beyliegenden  Verzeichnisse,  Sachen 
in  Gange,  wo  schon  Untersuchungen  verfügt  worden,  und  in  sehr  vielen  haben 
die  Gemeinden  bereits  beträchtliche  Untersuchungs-Kosten  gehabt.  Es  wtirde 
daher  eben  soviel  Unzufriedenheit  bey  den  Protestanten  erregen,  wenn  diese 
angefangenen  Untersuchungen  ganz  auf  sich  beruhen  bleiben  sollten. 

E.  E.  ersuche  ich  daher   hiermit  ...  um   die  .  .  .  Eröffnung  Dero  er- 
leuchteten Sentiments: 

ob  es  nicht  gerathen  sei,  den  unterm  12.  October  v.  J.  entworfenen 
Bericht  nach  einiger  Abänderung  jetzt  zu  erstatten  und  dabey  die 
Angelegenheit  wegen  Fortsetzung  der  sistirten  Untersuchungen,  jedoch 
mit  Bemerkung  desjenigen,  was  des  Herrn  pp.  Grafen  v.  Hoym  E. 
dagegen  angeführt  haben,  in  Anregung  zu  bringen.« 

Das  anliegende   »Verzeichniss  der  in  der  Geheimen  Registratur  befind- 
lichen Special- Acten,  betr.  die  Gesuche  protestantischer  Gemeinden  in  Schle- 
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,^  .  ,,  aien   um  Zurückgabe   der  ihnen   von   den   Katholiken   entzosreuen  Kirchen« 
Juni  24  ° 

weist  51  derartige  Untersuchungen  im  Sommer  1806  nach.     In  den  Akten 

des   Geheimen  Staats-Archives   beruhen   noch    heute   etwa    60  Fascikel  mit 

diesen  Gesuchen  Schlesischer  Gemeinden,   die    einzeln  untersucht  und  nach 

der  Rechtslage  pro   oder  contra  entschieden  wurden,    oder  auch  unerledigt 

geblieben  sind;  ebenso  haben  sich  in  der  Schlesischen  Ministerial-Registratur, 

im  Staatsarchive   zu  Breslau,   eine  Reihe   solcher  Untersuchungen   erhalten. 


Juni  28         937.   Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  v.  Massow  und  v.  Angern. 

Charlottenburg  1806  Juni  28. 

B.  70.  Heiligenstadt.  U.  LX.  13.    Abschrift. 

Mahnung,   den  Beschwerden  der  protestantischen    Gemeinde  xu  Duderstadt  endlieh 
abxuhelfenA)    Der  Indifferentismus  der  Dikasterien  darf  nicht  geduldet  tcerden. 

.  .  .  >Ich  kann  es,  indem  ich  Euch  die  anliegende  Beschwerde  der 
protestantischen  Gemeine  zu  Duderstadt 2)  zufertige,  nicht  bergen,  dass  es 
Mir  sehi"  missfällig  ist,  dass  die  Angelegenheit  wegen  Einrichtung  eines 
ordentlichen  protestantischen  Kirchen-Sistems  an  diesem  Orte,  die  nun  schon 
vier  Jahre  dauert,  so  lau  und  mit  so  sichtlicher  Gleichgültigkeit  betrieben 
worden  ist.  Es  ist  in  der  That  auffallend,  dass,  während  den  katholischen 
ohne  alle  Umstände  eine  bis  dahin  lutherische  Kirche  zu  Goslar  eingeränmt 
worden,  man  der  zahlreichen  protestantischen  Gemeine  zu  Duderstadt  nur 
die  vor  den  Thoren  belegene  Ursuliner-Kirche ,  die  so  klein- ist,  dass  sie 
kaum  den  3*^'^  Theil  der  Gemeinde  fassen  kann,  zum  Mitgebrauch  einräu- 
men will,  worüber  es  keiner  Frage  bedurfte,  da  Ich  über  das  Schicksal  des 
Klosters  selbst  entscheiden  und  die  Kirche  den  Protestanten  ganz  einräu- 
men konnte,  wenn  dadurch  die  Absicht  hätte  erreicht  werden  können.  Und 
was  soll  Ich  von  der  Cammer,  mit  der  zugleich  das  Consistoriura  vereinigt 
ist,  denken,  die  auf  den  Einwand,  dass  die  Kirche  zu  klein  sey,  erwiedert, 
dass  doch  jeder  Protestant  alle  14  Tage  einmal  den  Gottesdienst  bequem 
abhalten  könne.  Muss  Ich  es  denn  noch  öfter  wiederhohlen,  dass  bey  aller 
Toleranz  gegen  die  verschiedenen  christlichen  Religions-Bekenntnisse  Ich 
den  Indifferentismus  in  Glaubens-Sachen  als  höchst  verderblich  hasse,  um 
Meinen  Dicasterien  endlich  einmal  begreiflich  zu  machen,  dass  es  eine  ihrer 
ersten  Pflichten  ist,  überall  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Protestanten,  wo  sich 
eine  Gemeinde  derselben  bilden  kann,  eine  angemessene  kirchliche  und 
Schul-Einrichtung  erhalten.  Die  Gemeinden  selbst  sind  bis  jetzt  noch  immer 
sehr  bereitwillig  gewesen,  nach  ihren  Kräften  sowohl  zu  den  Kosten  der 
ersten  Einrichtung,  als  zu  den  Unterhaltungs-Fonds  beizutragen,  und  Ich 
habe  noch  in  keinem  Falle  dieser  Art  die  etwa  nothwendigen  Zuschüsse 
verweigert.      Wenn   dennoch   hierunter  nur   langsame   Fortschritte   gemacht 


V  Cfr.  No.  591,  958  und  962.  2    Vom  9.  Juni  1806. 


Schlesien.    Duderstadt.     Nuntius.    Konkordat.  575 

uerden,  so  kann  die  Ursache  davon  nur  in  einem  wiederatrebenden  Geiste    J^^.*^,,, 
,  . '         .  ,  ,  Juni  28 

der  Dicasterien  gesucht  werden.     Dem  darf  und  will  Ich  aber  nicht  länger 

nachsehen,  sondern  befehle  Euch  so  wohlmeinend  als  ernstlich,  ihn  zu 
brechen  und  ihm  diejenige  Richtung  zu  geben,  die  er  in  einem  Lande  haben 
inuss,  dessen  Beherrsclier  zu  den  ersten  protestantischen  Fürsten  gehört, 
der,  indem  er  jeder  Keligionsparthey  vollkommene  Uewissens-Freiheit  und 
lieligions-Uebung  gestattet,  es  für  seinen  Beruf  erkennet,  seinen  Glanbens- 
STonossen,  zumal  da,  wo  sie  bis  dahin  unterdrückt  wurden,  freie  Keligions- 
Tebung  zu  verschaffen  und  sie  der  durch  die  Reformation  errungenen  Vor- 
züge des  Geistes  theilhaftig  zu  machen.  Was  nun  den  vorliegenden  Fall 
insonderheit  betrift,  so  darf  bey  so  zahlreichen  Gemeinden,  als  die  zu  Duder- 
stadt ist,  von  einem  Simultaneum  gar  nicht  die  Rede  sein,  sondern  es  muss 
ein  besonderes  Kirchen-System  für  dieselbe  errichtet  werden.  Es  kömmt 
also  zuvor  darauf  an,  ob  so  viele  catholische  Kirchen  zu  Duderstadt  vor- 
handen, dass  eine  derselben,  die  aber  hinlänglichen  Raum  enthalten  muss, 
um  die  ganze  Gemeinde  fassen  zu  können,  den  Protestanten  ganz  einge- 
räumt werden  kann.  Ist  dies,  so  muss  dies  ohne  alle  Umstände  bewirkt 
werden,  weil  es  im  umgekehrten  Falle  eben  so  mit  entbehrlichen  prote- 
stantischen Kirchen  geschieht.  Im  entgegengesetzten  Falle  aber  muss  für 
den  Bau  einer  neuen  Kirche  gesorgt,  von  der  Gemeinde  ihr  Beitrag  dazu 
nach  ihren  Kräften  geleistet  und  der  nöthige  Zuschuss  von  Mir  erbeten 
werden.  Hiernach  befehle  Ich  Euch,  sofort  das  Nöthige  zu  veranlassen 
imd  Mir  über  die  baldige  Abstellung  dieser  Beschwerde  auf  die  eine  oder 
die  andere  Weise  gutachtlichen  Bericht  zu  erstatten.« 


938.   Schriftwechsel  des  Reichstags-Gesandten  Graf  Goertz  mit  dem  Juni  :w 
Auswärtigen  Departement.     1806  Juni,  Juli. 

R.  67.  B.  I.  C.  22;  E.  X.  79. 

Ji'^r  päpstliche  Niintms  della  Oenga  in  Regensburg,  dessen  Aufträge  für  Prenssen 
und  das  für  den  König  bestimmte  Schreiben  des  Papstes.^ j  Stirn mnmj  Dnlherg's 
'j'ijen  das  Konkordat.     Korrektur  des  vom  Nuntius  überbraditen  päpstlichen  Breves. 

Goertz,  Regensburg  Juni  30. 

R.  67.     Ausferti^ng. 

Berichtet  über  seine  Unterredung  mit  dem  am  24.  Juni  in  Regensburg 
'■ingetroffenen  della  Genga: 

.  .  .  »Dessen  vorzüglicher  und  eigentlicher  Antrag  gienge  dahin:  von 
Allerhöchst  Denenselben  die  Entschliessung  und  Befehle  zu  bewircken,  ob 
'ItMselbe  zu  Ueberreichung  dieses  Schreibens  [des  Papstes]  und  zu  Vollziehung 
seines  Auftrags  sich  an  das  K<)nigliche  Iloflager  nach  Berlin  begobcn  darf 
und    könne?    oder   ob  E.  K.  M.  Dero   hiesigen  (Jcsandtschaft  mit  ihm  hier 


1    Cfr.  No.  918  und  950. 


576 


Urkiiuden  No.  938—939. 


1806  2u  uuterhandelu  zu  ermächtigen  geruhen  wollten?  Als  eine  blos  für  mich, 
unter  Erwartung  E.  K.  M.  Befehle  gegebene  vorläufige  Antwort  bemerkte 
ich  demselben  nach  denen  mir  in  einer  unter  dem  19.  October  1804 
chiörirten  Depeche  i)  mitgetheilten ,  von  E.  K.  M.  angenommenen  Grund- 
sätzen :  'dass  Ihm  nicht  unbekannt  seyn  könne,  wie  E.  K.  M.  in  Ansehung 
aller  Ihrer  Staaten  sowohl  schon  nach  dem  Westphälischen  Frieden,  als 
auch  noch  zum  Ueberfluss  durch  den  letztern  Deputations-  und  Keichs-Schluss 
von  aller  auswärtigen  Metropolitan-Gerichtsbarkeit,  von  aller  Theilnahme  und 
Verbindlichkeit  an  einem  Concordat  zAvischen  dem  Deutschen  Reich  und 
dem  Römischen  Hof  sich  befreyt  hielten;  dass  bekanntlich  und  Weltkundig 
E.  K.  M.  für  alle  Unterthanen  Ihrer  ganzen  Monarchie,  die  Religion  und 
ihren  Gottesdienstlichen  Cultus  betreffend,  nur  eine  und  dasselbige  liberalste 
System  von  Toleranz  und  Gewissens-Freiheit  hätten,  und  dass  Allerhöchst- 
dieselben in  Ansehung  ihrer  grossen  Anzahl  katholischer  Unterthanen  einen 
Gesandten  am  Päpstlichen  Hofe  hielten,  durch  welchen  sich  ereignende 
Vorfallenheiten  oder  etwaige  Anstände  am  leichtesten  jederzeit  erledigen 
Hessen ;  dass  demnach  die  Abschliessung  eines  eignen  Concordats  von  E.  K.  M. 
als  überflüssig  möchte  angesehen  werden  p.'  Dessen  Erwiederung  hierauf  war: 
'dass  auch  sein  Absehen  nicht  auf  die  Unterhandlung  und  Abschliessung 
eines  eigentlichen  Concordats  gienge,  sondern  nur  auf  eine  etwaige  Ueber- 
einkunft,  vorzüglich  über  Dioecesan-Gegenstände  und  deren  Gränzbestim- 
mungen  in  denen  neuen  Westphälischen  Staaten.'«  .  .  . 

Juni  30  Goertz.    Regensburg  Juni  30. 

R.  X.  79.    ChifFrirte  Ausfertigung;  nach  der  De'chiffrirnng. 

.  .  .  »L'Electeur  Archichancelier  lui-meme,  voyant  les  bornes  ctroits 
dans  lesquelles  sa  Jurisdiction  sera  de  nouveau  cii'conscrite  [durch  ein 
deutsches  Konkordati  en  sera  probablement  degoute,  et  ne  mettra  plus 
tant  de  zele  ä  procurer  quelque  effet  ä  cette  mission«   [della  Genga's]. 

Juli  12  Das  Auswärtige  Departement.     Berlin  Juli  12. 

R.  X.  7!>.    Concept,  gez.  Haugwitz. 

Antwort  auf  einen  deutschen  Bericht  von  Goertz  vom  4.  Juli:  »Sehr 
auffallend  hat  es  auch  uns  sein  müssen,  dass  derselbe  [della  Genga]  noch 
mit  einem  solchen  Päpstlichen  Breve,  als  bereits  wegen  seiner  verfänglichen 
Stellen  bei  dem  Wahl-Convent  1790  [beim  Nuntius  Caprara]  verworfen 
worden,  und  dass  er  auf  die  darüber  gemachte  Erinnerungen  sogleich  mit 
einem  andern,  dem  Verlangen  des  Evangelischen  Reichstheiles  entsprechen- 
den Creditiv  vorgerückt  ist.  Wir  genehmigen  auf  das  vollkommenste  Eure 
hiebei  für  die  Rechte  dieses  Reichstheiles  bewiesene  Aufmerksamkeit  und 
veranlassten  Schritte.  * 

1)  No.  760,  an  Luccheaini. 
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Goertz  hatte  die  Initiative  zur  Korrektnr  erorriffcn;  er  war  schon  1790   y^^w^ 
r.otachafter   beim  Wahlkonvcnte    gewesen.     Die  Korrektur    betraf  u.  a.   die 
Aenderuug  der  Bezeichnung:   »universae  ecclesiae«   in   »catholicae«. 

Noch    au    demselben    4.   Juli    180G    hatte   (Joertz   liieriiber   in    einer   Juli  4 
chiffrirten  Depesche   berichtet:    »Le    nonce   lui-meme  paroit  lionteux  de  ce 
debut.« 


luni. 


939.  Iitimediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym.  Hrcalau  IHOO 
Juni;     das  Datum  ist  nicht  ausgefüllt.  Knde 

R.  Sil.  32.  E.    Ausfertigung. 

Bittet  um  Bescheid  auf  seineti  Bericht  vom  5.  April  1803  ^j  > wegen  eines  besonderen 
Provincialats  für  die  barmhcrxigen  Brüder  in  Schlesien*. 

...  »E.  M.  haben  mich  auf  diesen  Bericht  noch  nicht  mit  Aller- 
höchster Genehmigung  versehen  und  ohne  Zweifel  diese  Angelegenheit  ab- 
.-iichtlich  beseitigt,  weil  zu  eben  der  Zeit  in  andern  königlichen  Provinzen 
Kloster-Secularisationen  vorgenommen  wurden.  Allein  die  barmherzigen 
l>rüder  sind  keine  solche  Mönche,  dif»,  wenn  auch  alle  Klöster  aufgehoben 
würden,  ein  gleiches  Schicksal  verdienten.  Sie  nehmen  hülflosc  Ivianke 
ohne  Unterschied  der  Religion  in  Cur  und  Pflege,  und  für  die  dortige  Gegend 
Oberschlesiens  ist  ein  solches  Hospital  noch  sehr  nötig.  Deshalb  genehmigten 
iiereits  des  Königs  Friedrich  II.  Majestät  das  Etablissement  eines  dergleichen 
iH'uen  Klosters  zu  Neustadt,  und  es  ist  für  diesen  District  sehr  wohlthätig 
befunden  worden.  Jetzt  tritt  noch  der  besondere  Umstand  ein,  dass  diese 
liarmherzigen  Brüder  ihre  Pflanz-Schulen  zu  München,  Neuburg  und  Mann- 
heim hatten,  woher  sie  besonders  ihre  geschickten  Chirurgos  und  Apotheker 
zogen. 

Ihre  Verbindung  mit  Bayern  ist  aber  nunmehr  ganz  aufgehoben,  und 
da  E.  M.  in  Allerhöchstdero  sämmtlichen  Provinzen  allen  klösterlichen 
Nexum  mit  auswärtigen  Orden  abgeschafl't  haben,  so  habe  auch  den  schlesi- 
sehen  barmherzigen  Brüdern  aufgegeben,  sich  aller  fernem  Verbindungen 
mit  den  bairischen  Klöstern  zu  enthalten.  Eben  desshalb  müssen  sie  aber 
:iuch  in  Bezug  auf  ihre  Ordens-Verhältnisse  unter  andre  geistliche  Obern 
-t'sezt  werden.  Da  nach  ihren  Ordens-Statuten  drey  Klöster  eine  eigne 
-(•genannte  Provinz  ausmachen,  und  nur  zwey  dergleichen  Klöster,  nämlich 
zu  Breslau  und  Neustadt,  in  Schlesien  existiren,  so  kann,  wenn  E.  M.  das 
Pilchowitzer  Etablissement  genehmigen,  ein  besonderer  einländischcr  Provincial 
^'('wählt  und  dadurch  ihre  Disciplinar-Verfassung  in  die  besten  Verhältnisse 
iresezt  werden.  Ich  werde  dafür  sorgen,  dass  diese  Klöster  nur  dem  Namen 
nach  existiren  und  als  Hospital-Anstalten,  welches  sie  auch  eigentlich  sind, 
bestens  benuzt  und  coutroUirt  werden.  Es  müssen  sich  dergleichen  Siibjecte 
zu  Chirurgen   und  Apothekern    auch  im  Einlande  gut  anlehren  lassen,  und 


1)  No.  575. 
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1806  jgt  ^^g  hiesige  Institut  bereits  mit  vielem  Nutzen  unter  die  specielle  Auf- 
Ende,  sieht  und  Leitung  des  Collegii  Medici  gesezt,  wie  denn  auch  sämmtliche 
Activa  der  beiden  Klöster,  zu  Neustadt  und  hier,  durch  die  p.  Cammer 
revidirt  und  sichergestellt  werden.  Sobald  E.  M.  das  dritte  Etablissement 
zu  PilchoAvitz  genehmigen,  werde  unter  Vorsitz  eines  Königlichen  Commissarii 
zur  \Yahl  eines  qualificii-ten  schlesischen  Provinciais  schreiten  und  hiernächst 
förmliche  Haus-Etats  formiren,  auch  dabey  die  Fonds  zur  Krankenpflege 
separiren,  letztere  unter  Direction  besserer  Aerzte  bringen  und  auf  diese 
Art  die  längst  gewünschte  Id^e  ausführen  können,  diese  Institute  in  die 
beste  und  nützlichste  Verfassung  zum  Wohl  der  nothleidenden  Menschheit 
zu  setzen,  ohne  E.  M.  dadurch  neue  Ausgaben  zu  veranlassen,  weshalb 
zur  weiteren  Einleitung  dieser  wichtigen  Angelegenheit  mir  Allerhöchst 
Dero  Genehmigung  und  insbesondere  zum  Etablissement  des  dritten  Hospitals 
zu  Pilchowitz  .  .  .  erbitte.« 

Juli  17  Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»17.  July  1806. 
Approbirt.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre   an  Hoym,  Charlottenburg  1806   Juli  17. 

Abschrift  in  B.  40.  B.  168.  B. 


Juli  1  940.    Immedlat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1806 

Juli  1. 

K.  Si».  :V2.  D.    Ausfertigung. 

Die  von  dem,  Franxiskaner-Provinxial  in  Siidpreussen  selbst  beantragte  Einziehung 

des  Klosters  %u  Obornik. 

»Der  Provinzial  des  Franziskaner-Mönchs-Ordens  in  Süd-Preussen  hat 
gebeten,  das  Kloster  seines  Ordens  in  Obornik,  Posenachen  Kammer-De- 
partements, einzuziehen  und  die  darinn  befindlichen  Mönche  mit  den  Kloster- 
Fonds  in  das  Franziskaner-Kloster  zu  Posen  verlegen  zu  dürfen,  da  die 
Anzahl  der  Geistlichen  in  den  Klöstern  seiner  Provinz  zu  klein  sey,  um 
dieselbe  in  die  vorhandenen  19  Ordens-Kirchen  zu  verteilen,  wenn  den 
Vorschriften  der  kanonischen  Gesetze  und  den  Ordens-Statuten  gehörig 
Gentige  geleistet  werden  soll. 

Dies  ist  der  erste  Fall,  wo  von  Ordens-Obern  selbst  auf  Einziehung 
eines  Klosters  angetragen  wird. 

Die  Posensche  Kammer  hat  den  Antrag  des  Proviuzials  vorläufig  schon 
acceptirt  und  ich  bitte  E.  K.  M.  .  .  .  die  Verlegung  des  Franziskaner- 
Mönchs-Convents  von  Obornik  in  das  Kloster  seines  Ordens  zu  Posen  huld- 
reichst zu  genehmigen.« 
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5.  July   180Ü. 


Rand-Vevfüguug,  geschrieben  von  Heyrao:  /r  fi 

^5.  July   180Ü. 
Approbirt. « 


Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Chailotteuburg  1806  Juli  5.  Juli  5 

K.  S'J.    Minuten  des  Cabinets. 


Bericht  von  Goertz  s.  unter  dem  30.  Juni  18(J(3,  No.  i>38  am  Schlüsse.    Juli   J 


941.   Rescript  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym     an   die  katholische  Juli  11 
Schill-Direktion«.     Laudeck  1806  Juli  11. 

Staats-Archiv  Breslau,  in  den  bei  No.  (i7S  n&hor  bezeichneten  Akten  der  Schlesischon  (ieheiinon 
liegistratur.     Abschrift,  gez.  Hoym. 

Oewtb'che  Oüter  werden  vorläufig  niclit  eingexogm. 
»Auf  Eiu-e  zur  Verbesserung  der  Schulfonds  auf  den  Fall  der  einzu- 
ziehenden geistlichen  Stifts-Güther  unterm  26.  pr.  gemachten  Anträge  kann 
nichts  decidiret  werden,  da  wegen  Einziehung  gedachter  Güther  von  Unsrer 
Allerhöchsten  Person  nichts  verfügt  worden  ist:  wenn  aber  der  Fall  wirklich 
eintreten  sollte,  so  könnt  Ihr  auf  Unsre  Bereitwilligkeit  rechnen,  für  die 
\'erbesserung  einer  so  nützlichen  Branche,  wie  das  Schulwesen,  durch  Er- 
höhung der  fonds  thätig  zu  seyn.« 


942.   Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minister  v.  Massow.    Charlotten-  juii  12 
i)urg  1806  Juli  12. 

R.  47.  23.    Ausfertigung. 

Allgemeine  Bestimmung^  dass  alle  Abgaben  der  Protestanten  für  katholische  Pfarrer 
aufhören  sollen,  sobald  Vakanzen  eintreten. 

»Bei  Zufertigung  der  anliegenden  Vorstellung  der  Gemeinde  und  des 
Müllers  Müller  zu  Grunzig^)  im  Posenschen  Cammer-Departement,  worin  die- 
selben bitten,  sie  in  Zukunft  als  Lutheraner  nicht  mehr  zur  Besoldung  des 
katholischen  Propstes  in  Biesen,  sondern  nur  zu  den  Abgaben  an  ihren 
Pfarrer  in  Weissensee  für  verpflichtet  zu  halten,  gebe  Ich  Euch  hiermit  zu 
erkennen,  wie  Ich  es  für  das  angemessenste  halte  hierdurch  allgemein  fest- 
zusetzen: 

dass  künftig  von  den  Protestantischen  Unterthanen  die  Gaben  und 
Prästationen  zum  Unterhalt  der  Kirchen  und  Schulen  und  der  Geist- 
lichen und  Schulmänner  nur  an  die  Kirchen,  Schulen,  Geistlichen 
und  Schulmänner  ihrer  Confession,  nicht  aber  an  die  Katholischen 
entrichtet  werden  sollen.  Da  indessen  die  jetzt  angestellten  Geist- 
lichen und  Schiilmänner  aus  ihrer  Vocation  ein  wohlerworbenes  Recht 


1)  Grtinzing,  Kr.  Meseritz ;    cfr.  No.  799. 
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,^^n  haben,  so  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Ausführung  dieser  Ein- 

Juh  12  ' 

ricbtung  bis  zu  entstehenden  Vacanzen  ausgesetzt  werden  muss. 

Ich    befehle    Euch    daher,    hiemach   im    ganzen  Lande   bei   allen   be- 

ti'effenden  Behörden  die  nöthigen  Vorkehrungen  zu  veranlassen,  die  Suppli- 

canten  aber   bis  zum  Einti'itt  der  Vacanz  der  Biesenscheu  Propst-Stelle  zur 

Geduld  zu  verweisen.« 

Aug.  26  Diese  Cabinets-Ordre    wird   von  Massow  auch  Hoym  mitgetheilt,    der 

darauf  am  26.  August  1806  verfügt :  »ad  acta  nachrichtlich,  da  in  Schlesien 
der  Nexus  parochialis  zwischen  diversen  Glaubens-Verwandten  längst  auf- 
gehoben worden,  und  in  Neu-Schlesien  für  die  wenigen  protestantischen 
Einwohner  ein  besonderer  lutherischer  Geistlicher  bereits  angestellt  ist.« 

Staats-Archiv  Breslau.  M.  R.  XIII.  1. 


Juli  12  Rescript  an  Goertz  s.  unter  dem  30.  Juni  1806,  No.  938. 


Juli  16         943.  Das  Hoheits-Departement  an  das  Geistliche  Departement.    Berlin 
1806  Juli  16. 

R.  46.  B.  165.  a.    Ausfertigung,  gez.  Massow  pro  Reck. 

Widerräth  die  Wiederaufnahme  der  sistirten  TJntersuehv/ngen  tvegen  Abtrehmg 
katholischer  Kirchen  an  protestantische  GemcindenA) 

»So  wenig  es  das  Hoheits-Departement  verkennt,  dass  es  wünschens- 
werth  wäre,  den  vielen  protestantischen  Einwohnern  in  Schlesien  die  ver- 
langte catholische  Kii-chen  abzutreten  und  einzuräumen,  so  kann  es  doch 
nicht  dafür  sentiren,  jetzt  bey  Sr.  K.  M.  auf  die  Aufhebung  der  durch  die 
Cabinets-Ordre  vom  22.  October  1805  befohlenen  Sistirung  der  über  diese 
Abtretung  catholischer  Kirchen  an  die  Protestanten  eingeleitet,  jedoch  nicht 
beendigt  gewesenen  Untersuchungen  anzuti-agen.  Wie  denn  überhaupt  das 
gedachte  Departement  nach  seiner  bisherigen  innigsten  Ueberzeugung  dem 
Bedenken  des  Herrn  Staats-Ministre  Grafen  von  Hoym  wider  dergleichen 
Abtretungen  catholischer  Kirchen  an  Protestanten  nicht  anders  als  bei- 
stimmen kann,  indem  aus  solchen  wider  Willen  der  Catholiken  geschehenden 
Ueberweisungen  ihrer  Kirchen  an  Protestantische  Gemeinen  gantz  unzu- 
berechnende  schlimme  Folgen  entstehen  können,  deren  Besorgniss  Sr.  K.  M. 
anzuzeigen  und  deshalb  Verhaltungs-Befehle  zu  erbitten  nach  der  diesseitigen 
Meinung  Pflicht  ist. 

Aus  dem  Vorstehenden  werden  E.  E.  .  .  .  auf  das  an  das  Hoheits- 
Departeraent  über  diesen  Gegenstand  erlassene  .  .  .  Schreiben  vom  24.  Junii  c. 
die  diesseitige  Meinung  zu  ersehen  belieben;  sollten  es  jedoch  E.  E.  gerathen 
finden,  hierüber  die  Entscheidung  Sr.  K.  M.  zu  erbitten,  so  stellt  Denen- 
aelben   das   Hoheits-Departement    die  Fassung   des    gemeinschaftlich  zu  er- 


1)  (Jfr.  No.  936  und  946. 


Pfarrzwang.     .Sclilesien.     Ritterurtlen.  5§| 

>t;ittenden  Immediat-Berichts  .  .  .  anheim,    eräucht  jedoch  in  diesem  Falle,    ,^^,„ 

'  ''  '   Juli  16 

die    diesseitigen   Gründe,    so    wie    die   des    Herrn  Staats-Miiiistrc  Grafen   v. 

Uoyui  pro  Negativa  dieser  Abtretungen  gefälligst  volistilndig  iiiitaiifzufilhren.« 


Cabinets-Ordre    an  Hoym  s.  unter  No.  939  (»Ende  Juni.*)  Juli  17 

944.     Immediat- Bericht  des  Staats- Ministers  Frhr.  v.  d.  Reck,   des  Juli  22 
Grosskanzlers    von   Goldbeck    und    des    Staats-Ministers    Graf  Haugwitz. 
Berlin   1806  Juli  22. 

R.  S9.  108.  B.    Ausfertigung;  für  Beck  unterzeichnet  Massow. 

Verschiedene  Ansichten  der  Minister  über  die  Kotkwendigkeit  des  landesherrlichen 
Konsenses  bei  Vcrclmserungcn  und  Verpfändungen  der  Johanniter-,  Malthvmr-  und 

Deutschen  Ordois-  Oiiter.  ij 

»Bei  Anlegung  des  Hypotheken-Buchs  im  Fürstenthum  Mtiuster  sind 
neuerlich  einige  Obligationen  präsentirt,  in  welchen  der  Jolianniter-Orden 
einige  seiner  in  dortiger  Provinz  belegenen  Güter  seit  der  diesseitigen  Be- 
sitznahme des  Fürstenthums  vei'pfändet  hat;  und  es  ist  bei  dieser  Gelegenheit 
von  der  dasigen  Regierung  angefragt: 

ob  dergleichen  Verpfändungen  von  Ordensgütern  seit  dem  bemerkten 
Zeitpunkte  ohne  E.  K.  M.  landesherrl.  Consens  gtütig  hätten  ge- 
schehen können  ? 
Da  nun  die  Beantwortung  dieser  Anfrage  ein  vorhandenes  allgemeines 
Prinzip  in  E.  K.  M.  Staaten  über  die  gültige  Form  und  Ai't  der  Verpfän- 
dungen solcher  Ordensgüter  überhaupt  voraussetzte,  dasselbe  aber  au.-drück- 
lich  gefasöt  nicht  vorlag,  die  gemischte  Beschaffenheit  des  Johanniter-  so  wie 
des  deutschen  Ordens,  als  von  zugleich  geistlicher  und  militärisch-ritterlicher 
Art,  aber  das  mitunterzeichnete  Cabinets-Ministerium  einen  Anstoss  dabei 
finden  Hess,  die  Ungültigkeit  der  ohne  landesherrlichen  Consens  gescheheneu 
Veräusserungen  oder  Verpfändungen  schon  allein  nach  demjenigen  Grund- 
sätze zu  entscheiden,  der  diese  Ungültigkeit  in  Rücksicht  der  nur  geist- 
lichen Gütern  in  hiesigen  Staaten  unbezweifelt  bestimmt;  da  ferner  auch 
uns  den  reichstäglichen  Entschädiguiigs-Verhaudlungen,  in  welchen  sowohl 
der  Johanniter-  als  Deutsche  Orden  in  seiner  bisherigen  Existenz  ausdrück- 
lich belassen  war,  sich  eine  solche  Norm  nicht  annehmen  Hess:  so  war  nur 
übrig,  sich  über  die  Prinzipien,  welche  in  den  alten  Provinzen,  wo  der- 
gleichen Ordensgüter  belegen,  bisher  befolgt  waren,  aus  demjenigen,  was 
in  hiesigen  Verhandlungen  aus  zur  Anzeige  gekommenen  Fällen  bereits 
vorlag  oder  durch  Berichts-Erforderung  von  den  Landes-Collepion  in  Er- 
fahrung gebracht  werden  konnte,  im  Einzelnen  zuvörderst  näher  zu  unter- 
richten. 2) 


1  Cfr.  No.  948. 

2  Die  hierüber  geführte  Korrespondenz  zwischen  dem   (irosskanzler,  den 
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.^??^^^  Ilichei  ereab  sich  mm  zwar,  was  Schlesien  betrift,   ein  wirklicher  Fall, 

.lull  22 

in  welchem  im  J.  1756  die  von  einem  Grafen  Collowi'ath  ohne  landesherr- 
lichen Consena  geschehene  Veräusserung  eines  Theils  einer  Maltheser- 
Ürdens  Familien-Commende  für  null  und  nichtig  erklärt  worden;  auch 
schienen  für  gedachte  Provinz  noch  andere  Beschränkungen  der  Disposition 
über  solche  Ordensgüter  von  den  Besitzern  hervorzugehen,  wodurch  dort 
ihi'e  rechtliche  Verhältnisse  in  dieser  Hinsicht  den  für  nur  geistliche  Güter 
überall  geltend  gemachten  Verhältnissen  mehr  conformirt  erscheinen  konnten. 
Da  jedoch  aus  den  Provinzen  Magdeburg,  Halberstadt  und  Minden,  in  welchen 
gleichfalls  dergleichen  Ordensgüter  belegen  sind,  kein  besonderes  Resultat  zur 
Entscheidung  der  Sache  sich  ergab,  vielmehr  daselbst  dergleichen  Veräusse- 
rungs-  oder  Verpfändungsfälle  nicht  vorgekommen  waren,  dasjenige  aber 
was  hierunter  in  Schlesien,  als  einer  nicht  im  Reichsverbande  stehenden 
Provinz,  geltend  gemacht  sein  mochte,  für  die  mit  dem  deutschen  Reiche 
verbundenen  Provinzen  in  jedem  Falle  allein  nicht  entscheidend  erachtet 
werden  konnte;  da  ferner  auch  die  verschiedentlich  genommenen  Ansichten 
E.  K.  M.  hiesiger  competenter  Departements  die  Abfassung  und  Vorlegung 
eines  gemeinschaftlichen  Gutachtens  gleichfalls  nicht  zugelassen  haben:  so 
finden  wir  uns  nur  im  Stande,  diese  einzelnen  Ansichten  hiemit  .  .  .  vorzu- 
tragen und  den  Gegenstand  selbst  der  allerhöchsten  Entscheidung  anheim- 
zustellen. 

Das  Cabinets-Ministerium  ist  seinerseits  nehmlich  der  Meinung, 
dass  der  in  seiner  bisherigen  Existenz,  insoweit  dieselbe  bei  der  vorliegenden 
Frage  in  Betracht  kommen  kann,  durch  die  deutsche  Verfassung  und  zuletzt 
durch  den  Reichs-Deputations-Recess  so  wie  durch  den  Presburgischen  Friedens- 
schluss  abermals  bestätigte  Johanniter-  oder  Maltheser-,  und  eben  so  der 
Deutsche  Orden,  nach  seiner  vorbemerkten  gemischten  Beschaffenheit  und  in 
der  angezeigten  Ermanglung  einer  hervorgehenden  allgemeinen  Observanz  in 
E.  K.  M.  Staaten,  in  Bestimmung  seiner  Dispositions-Rechte  über  von  ihm 
besessene  Güter  wenigstens  eher  den  auswärtigen  Besitzern  hiesiger  adelicher 
Güter  als  den  Kii-chengesellschaften  gleichgestellt,  demnach  den  dui'ch  das 
Allgemeine  Landrecht  für  die  letzteren  verordneten  Beschränkungen  als 
seither  nicht  unterworfen  betrachtet  werden  können. 

Derselben  Meinung,  dass  für  Subhastationen  oder  Verpfändungen  der 
gedachten  Ordensgüter  der  landesherrliche  Consens  nicht  erforderlich  sei, 
bin  ich,  der  Grosskanzler  v.  Goldbeck,  aus  dem  Grunde,  weil  Gtiter 
auswärtiger  Stifter  und  Klöster,  deren  Rechte  den  Gütern  der  genannten 
Orden  nach  meiner  Ansicht  beigelegt  werden  müssen,  des  landesherrlichen 
Consenses  im  Allgemeinen  nicht,  sondern  nur  bei  eintretenden  besonderen 
Verfassungsgründen  und  Verträgen  bedürfen;    wornach  mir  denn  nur  übrig 


Cabinete-Ministern   Hardenberg   and   Haagwitz   und    dem   Hoheits-Departement, 
V.  d.  Keck,  beginnen  bereits  im  December  1804.     R.  46.  B.  168.  0. 


I 


Ritterorden.  5^3 

scheint,  ob  E.  K.  M.  ein  näheres  allgenieinos  Einwirkungsredit  in   Hinsicht  t  ^^i, 

Juli  ^^ 
der  Güter  jeuer  Orden,    wenn    anders    ihre    Verfassungen    oder  vorliegende 

Friedensschltisse  es  zulassen,  nunmehr  eigends  zu  bestimmen  gut  ßnden. 

Dagegen  bin  ich,  der  Staats-  und  Justiz-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck, 
der  Meinung,  dass  nach  dem  allgemeinen  Prinzip,  nach  welchem  jede  aus- 
landische Autorität  in  Hinsicht  der  ihr  zustehenden  inländischen  Besitzungen 
auch  der  inländischen  landesherrlichen  Autorität  unterworfen  ist,  schon  das 
landesherrliche  Jus  circa  Sacra  E.  K.  M.  ohne  weiteres  die  vollkommene 
liefugniss  gebe,  über  alle  dergleichen  Ordensgüter  die  oberste  Aufsicht  der- 
gestalt zu  führen  und  gedachtes  Jus  circa  sacra  auch  in  ihrer  Hinsicht  in 
solchem  vollen  umfange  auszuüben,  dass  dergleichen  Güter  ohncr  landes- 
herrlichen Consens  weder  verkauft  oder  vertauscht,  noch  vorpfändet  oder 
überhaupt  zu  einem  andern  Zweck,  als  dem  von  E.  K.  M.  als  Landesherrn 
genehmigten,  verwendet  werden  können.  Indessen  mir  die  Befolgung  dieses 
(irundsatzes  weder  die  in  den  Friedensschlüssen  bestättigte  unabhängige 
Existenz  der  Orden,  noch  ihre  sonstigen  Rechte  compromittiren  zu  können 
scheint,  halte  ich  solche  auch  in  der  Hinsicht  um  so  natürlicher  und  nötiger, 
als  im  Fall  einer  eintretenden  Aufhebung  oder  Secularisation  der  Orden,  so 
wie  der  Stifter  oder  Klöster,  der  Herr  des  Landes,  in  welchem  sie  belegen 
sind,  dieselben,  in  so  fern  nicht  durch  specielle  rechtliche  Bestimmung  ein 
Anderes  begründet  wird,  einzuziehen  berechtigt  ist,  dieses  Einziehungsrecht 
aber  bei  einer  etwa  bevorstehenden  Aufhebung  durch  vorgängige  Alienationen, 
falls  dazu  kein  landesherrlicher  Consens  erforderlich  wäre,  sehr  leicht  \er- 
ritelt  werden  könnte. 

Nach  Vorlegung  dieser  verschiedenen  Gesichtspunkte  über  die  bisherige 
rechtliche  Lage  des  Gegenstandes  müssen  wir  E.  K.  M.  ...  Entscheidung 
auheimstellen : 

ob  Allerhöchstdieselben  zu  Verhütung  aller  etwanigen  Versplitterungen 
der  in  Frage  stehenden  Güter  ein  näheres  Ein wii'kungsr echt  in  der 
Art  eintreten  lassen  wollen,  dass  zu  allen  Veräusserungen  und  Ver- 
pfändungen der  Johanniter-  oder  Maltheser-,    so  wie  der  Deutscheu 
Ordens-Güter    sowohl    in   den   alten   als  neuen   Provinzen    die   Ein- 
holung des  landesherrlichen  Consenses  allgemein  vorgeschrieben  und 
angeordnet  werde? 
in    welchem   Fall    wir  jedoch   anheim   stellen,    dass   gedachter  Consens   zu 
solchen    in    den   Entschädigungsprovinzen    vorgefallenen    Verpfändunuon ,    in 
deren    Rücksicht   (wie   in  den  von  der  Münsterschon  Kegiorung  Hiigezeigten 
Fällen)  von  Seiten  des  einen  oder  andern  Ordens  nach  der  in  jenen  Laudon 
vor    der    Regierungsveränderung    gegoltenen  Verfassung   vorfahren    worden, 
nachträglich    ertheilt    werde,    wie    denn   auch    gedaoiite   Einschränkung    der 
freien   Dispositionsrechte    auf  die  Ordens-Balley  Brandenburg,    als  ein  blos 
inländisches  und  in  besonderen  engeren  Verhältnissen  mit  der  Krono  stehen- 
des Corpus,   dessen   Gerechtsame    auch    daher  in  Hinsicht  der  vorliegenden 
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1806     Fraee  in  die  von  uns  angestellten  Erwägungen  nicht  haben  befasst  werden 


Jnli  22 


können,  nicht  mit  zu  ersti-ecken  nötig  sein  würde.« 


j„jj  22  Postscript,  gez.  Massow  pro  Reck: 

»Wegen  der  in  fine  des  Berichts  erwähnten  Ordens-Balley  Brandenburg 
o-laube  ich  zur  Erläuterung  noch  nachträglich  anführen  zu  müssen,  dass  bei 
derselben  die  Nothwendigkeit  der  Erbittung  des  landesherrlichen  Consenses 
zu  Alienationen  aller  Art  und  die  Ungültigkeit  der  Alienationen  ohne  diesen 
Consens  verfassungsmässig  ist  und  sich  von  selbst  verstehet,  auch  hieraus 
eine  Analogie  auf  die  eigentlichen  Objecto  des  Berichts  gezogen  werden 
kann. « 

Juli  28  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»28.  July  1806. 
Der   in   fine  anheimgestellte  Antrag,  mit  den  beygefügten  beyden  Re- 
strictionen,  ist  zu  approbiren.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Reck,  Goldbeck  und  Haugwitz,  Char- 
lottenburg 1806  Juli  28. 

lt.  46.  B.  16S.  0.    Ausfertigung. 


Juli  23         94^5-   D^s  Hoheits-Departement  an  das  Geistliche  Departement.  Berlin 
1806  Juli  23. 

R.  46.  B.  165.  a.    Ausfertigung,  gez.  Massow  pro  Recl:. 
Die  Beschuerden  des  Bischofs  von  Breslau  an  den  Papst  über  die  weltliche  Regierung .^ 

»In  dem  Berichte,  welchen  der  Fürst-Bischof  von  Breslau  nach  der 
hergebrachten  Sitte  und  den  Vorschriften  der  Catholischen  Kirche  über  den 
Zustand  seiner  Bischöflichen  Diöces  an  den  Papst  in  gegenwärtigem  Jahre 
erstattet,  führt  er  beinahe  in  jeder  Zeile  Beschwerde  über  die  weltliche 
Regierung,  vorzüglich  in  Rücksicht  der  verordneten  Einziehung  der  weniger 
gebrauchten  Catholischen  Kirchen  und  deren  Einräumung  zum  protestan- 
tischen Gottesdienste.  Ob  nun  gleich  das  Hoheits-Departement  der  Meinung 
ist,  dass  dieser  Bericht  nach  Rom  nicht  zu  befördern  sey,  so  glaubt  es  auch 
noch,  dass  man  sich  nicht  hierbey  beruhigen  könne,  sondern  daraus  Ver- 
anlassung nehmen  müsse,  Sr.  K.  M.  hierüber  gemeinschaftlichen  Vortrag  zu 
thun,  um  durch  Aufhebung  der  wegen  Einräumung  der  Catholischen  Kirchen 
an  protestantische  Glaubens-Genossen  getroffenen  Verfügungen  möglichen 
Miöhelligkeiten  vorzubeugen. 

In  dieser  Rücksicht  ist  das  .  .  .  Schreiben  an  .  .  .  Hoym  von  dem 
Hoheits-Departement  erlassen  worden. « 2)  .  .  . 


1)  Cfr.  No.  943.  2)  No.  946. 


Ritterorden.    Breslan.  f)f^5 

946.     Das  Hoheits-Departement  an  den  Staats-Minister  Graf  Hoym. 

Berlin  1806  Juli  28. 

R.  4G.  B.  I(i5.  a.    Abschrift,  gez.  Masaow  pro  Reck. 

Der  Jahresbericht  des  Bischofs  von  Breslau  an  dm  Papst  und  die  darin  cnthaUenfu 
Beschwerden  über  die  weltliche  licgicrungA 

»Bey  dem  Hoheits-Depaitement  hat  der  FUrät-Bischof  vou  Breslau  in 
der  9.  V.  r.  .  .  .  anliegenden  Vorstellung  vom  10.  Junii  c.  gebeten,  die  .  .  . 
anliegende  Bittschrift  an  den  Pap.^t  um  Befreyuug  von  der  persiinlichen  Er- 
scheinung in  Rom  und  den  Bericht  über  den  Zustand  seiner  BiscluHiiclicu 
Diöces  nach  Rom  zu  befördern. 

Gegen  die  Willfahrung  des  Gesuchs  au  und  für  sich  betrachtet  würde 
sich  so  wenig,  wie  es  sonst  geschehen,  etwas  zu  erinnern  finden,  wenn  der 
Inhalt  des  Berichts  dem  nicht  entgegenstände.  Es  ist  nemlich  derselbe  .  .  . 
beinahe  dm-chweg  eine  Beschwerde  und  Klage  über  die  weltliche  Regierung, 
so  dass  er  in  dieser  Rücksicht  mimöglich  an  den  Papst  befördert  werden  kann. 

Ausserdem  aber  giebt  die  in  demselben  hervorleuchtende  Stimmung 
eine  neue  Veranlassung,  S.  K.  M.  mit  Anzeige  dieses  Umstandes  in  einem 
gemeinschaftlich  von  E.  E.,  dem  Hoheits-  und  dem  geistlichen  Departement 
abzustattenden  Bericht  die  Gründe  vorzulegen,  welche  die  Aufhebung  der 
wider  die  Catholicken  in  Hinsicht  auf  die  Herausgabe  und  die  Einräumung 
ihrer  Kirchen  an  die  Protestanten  genommenen  Maasregeln  rathsam  machen. 

Das  Hoheits-Departement  hält  dafür,  dass  sich  dieser  Bericht  des  Fürst- 
Bischofs  an  den  Papst  ganz  dazu  eigne,  Sr.  K.  M.  Allerhöchsten  Person 
vorgelegt  zu  werden  und  sich  deshalb  die  erforderlichen  Immediat-Befehle 
zu  erbitten,  wobey  ai;ch  das  Hochlöbliche  Departement  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten  zm*  ConcuiTenz  einzuladen  seyn  dürfte.  Wie  denn  auch 
gedachtes  Departement  der  Meinung  ist,  dass  es  Avohl  angehen  möchte,  dem 
Fürst-Bischof  nomine  Ministerii  eine  Rectification  zugehen  zu  lassen,  ohne 
jedoch  diesen  ganzen  Vorgang  als  einen  Bewegungs-Grund  zu  Milderung 
der  Maasregeln  in  Rücksicht  der  Kirchen-Einräumung  anzugeben. 

Vorläußg  glaubet  das  Hoheits-Departement,  dass,  um  künftig  diesen 
unzulässigen  Recurs  nach  Rom  zu  inhibiren,  welcher  sonst  dennoch  heim- 
lich erfolgen  möchte.  Meidung  jener  Beschwerde  desto  nöthiger  sey;  eine 
Mässigung,  welche  die  Mission  des  Nuntius  Genga  nach  Deutschland,  wo 
er  nicht  ermangeln  wird  von  allen  Seiten  Nachrichten  einzuziehen,  ebenfalls 
anräthig  macht. 

Sollten  E.  E.  hierunter  mit  uns  einstimmen,  so  ersuclie  ich  Dicsi-lbcn 
...  die  weiteren  Angehungen  dieserhalb  .  .  .  einzuleiten.« 

Eine  Antwort  Hoym's  liegt  nicht  mehr  vor. 


1)  Cfr.  No.  945. 
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,^?^,.  Resciipt  an  die  Kammer  zu  Münster  8.  unter  dem  3.  Februar  1806, 

Jnli  2o  '  ' 

No.  894. 


Jnli  28           Cabinets-Ordre  an  Reck,  Goldbeck,  Haugwitz  s.  unter  dem  22.  Juli 
1806,  No.  944.  

Juli  31  Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  22.  Juni  1806,  No.  934. 


Aug.  2  947.   Grosskanzier  v.  Goldbeck  und  Staats-Minister  v.  Massow  an  den 

Staats-Minister  Frhr.  v.  Schroetter.     Berlin  1806  August  2. 

R.  47.  23.   Abschrift.    Das  Schreiben  beruht  in  der  Hauptsache  auf  einem  Schreiben  Massow's 
an  Goldbeck,  vom  2S.  Mai  1S06;  dessen  Concept  a.  a.  0. 

Qrundsätxe  für  das  Verhalten  des  Fiskiis  als  Patron  katholischer  Kirchen. 

Senden  einen  Bericht  der  Kammer  zu  Marienwerder  vom  20.  Juli  1804 
zurück  und  übersenden  einen  Bericht  der  Westpreussischen  Regierung: 

.  .  .  »Was  .  .  .  zuvörderst  die  in  dem  Bericht  [der  Kammer]  sub  1., 
2.  und  3.  aufgestellten  Grundsätze  betrift,  so  bedarf  es  darüber  weiter 
keiner  Erörterung,  nachdem  S.  K.  M.  in  der  Cabinets-Ordre  vom  3.  Juny  c.\) 
festgesetzt  haben,  dass  die  Erfüllung  der  Allerhöchstdenenselben  als  Patron 
bey  katholischen  Pfarr-  und  Kirchenbauten  obliegenden  Verpflichtungen  nicht 
weiter  an  die  Gestattung  eines  Simultanei  als  Bedingung  geknüpft  werden 
sollen,  weshalb  ich,  der  Gross-Canzler,  mich  auf  das  von  E.  E.  den  6.  des 
gedachten  Monats  an  mich  erlassene  Schreiben  und  meine  Antwort  darauf 
vom  21.  desselben  Monats  beziehe.  Bey  den  übrigen  von  der  Cammer 
aufgestellten  Puncten  können  wir  hiernächst  im  Allgemeinen  nicht  unbemerkt 
lassen,  dass  dieselbe  zu  wenig  auf  das  Verhältniss  der  Regierung  als  Landes- 
Consistorium  Rücksicht  nimmt,  welches  seit  länger  als  30  Jahren  das  Pa- 
tronat-Recht  auf  den  Domainen  und  eingezogenen  vormaligen  Starosteyen 
und  geistlichen  Gütern  ausgeübt,  das  Kirchen-  und  Pfarr-Vermögen  ausge- 
mittelt,  die  Kirchen-Rechnungen  abgenommen  und  sich  dadurch  gewiss  in 
den  Stand  gesetzt  hat,  zu  beurtheilen,  ob  und  in  wiefern  die  gesetzlichen  Pa- 
tronats-Verpflichtungen  bey  den  Bauten  und  Reparaturen  der  Kirchen  ein- 
[tre  ten.  Diejenigen  Fälle,  wo  darüber  noch  ein  Zweifel  obwalten  kann, 
werden  daher  nur  selten  vorkommen,  und  nur  da,  wo  solche  von  Seiten 
der  Cammer  dui*ch  das  Consistorium  nicht  vollständig  aus  dessen  Acten 
aufgeklärt  und  durch  einen  alsdann  zu  erstattenden  Bericht  an  die  vorj 
setzten  Departements  nicht  abgemacht  werden  können,  dürfte  alsdann  noch 
ein  Prozess  zulässig  seyn.     Dies  vorausgesetzt,  ist  nun 

ad  4.  die  Regierung  mit  der  Cammer  vollständig  darüber  einverstanden, 
dass,  wenn  dem  fisco  die  Verbindlichkeit  des  Patronats  zugemuthet  wird, 
dieses  Patronat-Recht  desselben  über  Kirchen,  die  nicht  in  Königlichen 
Domainen  oder  Immedi at-Städten  liegen,    nachgewiesen  werden  muss.     Diej 

1)  No.  925. 
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Regierung  klagt  aber  über  die  bey  diesen  Nachweisungen  von  der  Cammer    }^^ , 

An^.  2 
gemachten  Schwierigkeiten   und  vnr  finden   diese  Klage   um  so  erheblicher, 

als  unsers  Erachtens  jene  Nachweisungen  nicht  als  Regel,  sondern  nur  als 
Ausnahme  von  derselben  statt  finden  dtlrfte[n],  indem  während  des  länger 
als  30jährigen  Besitzes  deshalb  in  den  mehresten  Fällen  wohl  kein  Zweifel 
ubwalten  kann,  der  Beweis  durch  die  Kirchen-erectiuues  aus  dem  von  der 
Regierung  angefühi'ten  Grande  aber  in  der  Regel  immer  vergeblich  ge- 
fordert, und  beym  Beharren  darauf  ein  Rechtsstreit  unvermeidlich  seyn  wird. 

ad  5.  will  die  Cammer  den  Grundsatz  aufstellen,  dass  in  Rücksicht 
der  Unterhaltung  derjenigen  katholischen  Kirchen,  welche  in  ehemaligen 
geistlichen,  zu  den  Doraainen  eingezogenen  Gütern  liegen,  durch  diese  Ein- 
ziehung nichts  geändert  worden  und  dieses  Onus  nach  wie  vor  dem  Bischof, 
dem  Capitul  oder  geistlichen  Stiftung,  welchen  das  jus  patronatus  zustehe, 
obliege,  und  E.  E.  wollen  ihn  dahin  modificiren,  dass,  wenn  einem  Bischof 
und  Dohm-Capittul  oder  einer  andern  geistlichen  Stiftung  das  Pati*onat-Recht 
von  einer  in  den  Königlichen  Domainen  belegenen  katholischen  Kirche  zu- 
stehet, der  Bischof,  das  Dohm-Capittul  oder  die  geistliche  Stiftung  auch 
den  auf  den  Patron  treffenden  Kostenbeitrag  aufbringen  müsste.  Dieser 
Meinung  können  wir  aber  nicht  beitreten.  Die  Frage,  ob  bey  Einziehung 
der  geistlichen  Güter  zu  den  Domainen  auch  das  Patronat-Recht  mit  über- 
gegangen, ist  besonders  in  Süd-  und  Neuostpreussen  \äelfältig  zur  Sprache 
gekommen  und  S.  K.  M.  haben  demnächst  durch  die  an  E.  E.  gerichtete 
Cabinets-Ordre  vom  12.  Februar  1798*)  solche  schon  damals  dahin  ent- 
schieden, dass  die  Pati-onat-Rechte  den  eingezogenen  Gütern  einverleibt 
bleiben  und  alle  mit  denselben  verknüpfte  Onera,  insofern  die  Kirchen  nicht 
ihre  eigenen  fonds  haben,  vom  Fisco  übernommen  werden  sollen.  VVest- 
preusseu  befindet  sich  aber  in  dem  nemlichen  Fall,  denn  die  Geistlichen 
haben  ihre  Güter  gegen  eine  ihnen  ausgesetzte  Competenz  an  den  fiscum 
abtreten  müssen,  und  diese  Competenz  hat  die  Natur  der  Alimente,  wovon 
die  Kosten  des  den  Gütern  anklebenden  Patronat-Rechts  um  so  weniger 
bestiitten  werden  können,  als  fiscus  sich  im  Besitz  der  Forsten,  der  Unter- 
thanen-Dienste  u.  s.  w.  befindet,  welche  mit  den  Gütern  tibergegangen,  aus 
denen  die  erforderliche  Baumaterialien  und  Erleichterungen  bey  den  vor- 
kommenden Bauten  genommen  wurden,  und  v.'ir  glauben,  dass  E.  E.  aus 
diesen  Gründen  unserer  diesfälligen  entgegengesetzten  Meinung  beizutreten 
kein  Bedenken  tragen  werden. 

ad  6.  ist  dagegen,  wie  E.  E.  aus  dem  Bericht  der  Regierung  ersehen 
werden,  diese  mit  dem  Vorschlag  der  Kammer  einverstanden.  Mit  Recht 
bemerkt  sie  aber,  dass  der  Beweis  der  Negative,  nemlich  dass  die  eine 
oder  andere  Kirche  nicht  mehr  Vermögen  habe,  als  die  Nachweisung  ent- 
halte,  ihr  nicht   angemuthet   werden   könne.     Es  versteht   sich   mithin  von 

1)  Cfr.  No.  7. 
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1806    selbst    dass   in   der  der  Cammer   zu  übersendenden  Nachweisung   von  dem 
Ang.  2  ' 

Vermögen  der  Kirche  das  ganze  Corpus  bonorum,  der  dos  ecclesiae  ent- 
halten seyn  muss.  Wenn  aber  die  Cammer  darin  zugleich  die  Aufnahme 
des  Kirchenvermögens  verlangt,  welches  nicht  ursprünglich  zur  Sustentatiou 
des  Pfarrers  bestimmt  worden,  so  dürfte  solches  unsers  Erachtens  nur  als- 
dann erforderlich  seyn,  wenn  daraus  der  Pfarrer  vormals  als  Usufruc- 
tuarius  die  Kirchen-  und  Pfarrhaus-Reparaturen  zu  bestreiten  verpflichtet 
gewesen  ist,  indem  entgegengesetzten  Falls  es  dazu  an  einem  hinlänglichen 
rechtlichen  Grunde  fehlet. 

ad  7.  ist  die  Regierung  bereit,  den  katholischen  Pfarrern  aufzugeben. 
die  Rechnungen  der  in  den  Königlichen  Domainen  belegenen  Kirchen  dem 
Domainen-Beamten  zur  Abnahme  einzureichen,  wodurch  denn  bey  diesen 
Punct  dem  Verlangen  der  Cammer  Genüge  geleistet  werden  dürfte. 

ad  8.  und  9.  verlangt  die  Cammer,  dass,  wenn  der  Kostenbeitrag  zu 
einer  Kirche  vom  fisco  verlangt  werde,  ihr  jedesmal  die  Erections-Urkunde 
samt  dem  Visitations-Bescheide  der  in  Rede  seyenden  Kirche  Übermacht 
werde,  damit  beurtheilt  werden  könne,  ob  das  onus  refectionis  nicht  ander- 
weit regulirt  sey,  desgleichen,  dass  der  Parochus  jedesmal  den  generellen 
Editions-Eyd,  dass  er  keine  mehrere  über  den  in  Rede  seyenden  Gegen- 
stand sprechende  Documente  besitze,  auch  nicht  wisse,  wo  sich  dergleichen 
befänden,  [leiste].  Was  nun  hierbey  die  Erections-Urkunden  betrift,  so 
wiederholen  wir  unsere  obige  Bemerkung,  nach  welcher  solche  in  der  Regel 
nicht  herbeigeschaft  werden  können,  wenn  sie  aber  noch  vorhanden  sind, 
deren  Mittheilung  mit  dem  letzten  Visitations-Dekret  unbedenklich  ist.  Da- 
gegen ist  zur  Ableistung  des  Editions-Eydes  durchaus  keine  Verbindlichkeit 
vorhanden,  theils  aus  den  im  Eingang  dieses  Schreibens  bemerkten  allge- 
meinen Gründen,  theils  aber  auch,  weil  die  Ableistung  eines  solchen  Eydes 
einen  bereits  wirklich  schwebenden  Rechtsstreit  voraussetzen  würde,  auf 
allgemeine  und  unbestimmte  Editions-Forderungen  aber  nach  Vorschrift  der 
Gerichts-Ordnung  Th.  II.  Tit.  10.  §  92''  keine  Rücksicht  genommen  werden 
soll  und  es  einem  solchen  Editions-Gesuch  an  allen  zufolge  des  gedachten 
§.  dasselbe  begründenden  Erfordernissen  fehlen  Avürde.  Die  Cammer  gehet 
hier  offenbar  zu  weit  und  wir  können  daher  E.  E.  Meinung  über  die  Noth- 
wendigkeit  dieser  Maasregel  nicht  beipflichten.  Aus  diesen  Gründen  und 
den  ad  6.  und  8.  gemachten  Bemerkungen  erhellet  aber  auch  zugleich, 
dass  die  Regierung  nach  dem  Antrage 

ad  10.  nicht  angewiesen  werden  kann,  bevor  allen  neuen  Erforder- 
nissen Genüge  geleistet  worden,  keine  Klage  contra  fiscum  anzunehmen. 

So  viel  aber  endlich  den  Vorschlag  der  Cammer  wegen  eines  jährlichen 
Aversional-Quanti  zu  den  Pfarr-  und  Kircheubauten  betrift,  so  halten  wir 
das  darüber  in  dem  Bericht  der  Regierung  enthaltene  Gutachten  überall  der 
Sache  angemessen,  die  jetzige  Lage  derselben  verstattet  es  aber  noch  nicht, 
darüber   ein  Abkommen    zu  treffen,    welches   nachtheilige  Folgen  nach  sich 
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ziehen  könnte.  Denn  da,  wie  die  Regierung  bemerkt,  die  meisten  katlio-  ^  ^ 
lischen  Kirchen  so  baufällig  sind,  dass  sie  geschlossen  werden  müssen, 
wenn  nicht  bald  die  uöthige  Keparaturen  erfolgen,  so  würde  erst  damit  der 
Anfang  gemacht  werden  müssen,  bevor  die  Consistorial-Behörde  deren  fer- 
nere Unterhaltung  übernehmen  und  wegen  eines  Aversioual-Quanti  unter- 
handeln kann.  In  dieser  Hinsicht  würde  es  daher  auch  schon  jetzt  der 
lU'shalb  zu  veranstaltenden  Conferenzen  nicht  bedürfen.  E.  E.  stellen  wir 
.  .  .  anheim,  die  Cammer  nunmehr  auf  alle  obige  l'uncte  nach  diesem 
iinserm  Sentiment  zu  bescheiden,  uns  aber  davon  zur  Bescheidung  der  Ke- 
irierung  einige  Nachricht  zu  ertheilen.« 


948.    Rescript  des  Auswärtigen  Departements  an  den  Gesandten  Graf  Aug.  2 
Goltz  in  St.  Petersburg.     Berlin  1806  August  2. 

R.  7.  C.  26.  1.     Concept,  gez.  Küster,  der  auch  die    Anweisung  zum  Conci<i>te  gab. 

/'/"  Maltheser-Ordens-Kotnmenden  im  Preussischen  Gebiete  sind  ro»  jeder  Verbindung) 
mit  dem  Auslände  gclöstA) 

.  .  .  »Auf  Euern  Bericht  vom  26./14.  October  v.  J.,  mit  Avelchem  Ihr 
Ins  ein  Memoire  des  dortigen  Charg^.  d'afifaires  des  Maltheser-Ordens,  de 
Maisonneuve,  wegen  der  von  der  v.  Szamockischen  Familie  in  dem  Uns  an- 
heimgefallenen Tbeile  des  ehemaligen  Polens  gestifteten  Maltheser-Ordens- 
Coramende  übersendet  habt,  wollen  AVir  Euch  hierdurch  anweisen,  dem  p. 
dt'  Maisonneuve  in  Antwort  zu  erkennen  zu  geben,  dass  vermöge  der  zwischen 
Unscrm  und  dem  Russisch-Kaiserlichen  Hofe  zu  Petersburg  am  15. /26.  Ja- 
nuar 1797  abgeschlossenen  Convention,  Art  XIII.,  alle  Verbindung  der  geist- 
lichen Stiftungen  und  Güter  überhaupt,  mithin  auch  ins  Besondere  der  Mal- 
tlu'ser-Commenden  in  dem  diesseitigen  Antheil  des  ehemaligen  Polens  mit 
dl  n  im  Auslande  befindlichen  Corporationen  völlig  aufgehoben  und  ein  voll- 
kommenes landesherrliches  Recht  der  Disposition  über  dieselben  festgesetzt 
worden;  und  dass  Wir  Uns  daher  vorbehalten  müssen,  die  Maassregeln 
Hrichstselbst  zu  trefifen,  welche  Uns  in  Absicht  der  stiftungsmässigen  Eigen- 
schaft der  Coramenden-Güter  des  p.  v.  Szamocki  und  aller  und  Jeder  von 
'■'■nselben  seit  der  Zeit  Unserer  Besitznahme  von  Südpreussen  fiilligen  Ab- 
'len  rathsam  scheinen  werden;  wogegen  Wir  aber  dem  Orden  überlassen, 
die  ihm  bis  auf  diese  Besitznahme  schuldigen  und  rückständigen  Recogni- 
tions-Gelder  von  dem  p.  Szamocki,  in  den  ordentlichen  foro,  einzuklagen.« ... 

Am    11.   September   1806  theilt  Voss  in    Uebereinstimrauug   mit    dem  Se|)t.  11 
Auswärtigen  Departement  dem  Hoheit.s-Departement  mit,  dass  von  der  War- 
iiauer  Kammer   gegen  den  Anton  v.  Szamocki    die  Exmissions-Klage  an- 
"-''■strensrt  werden  soll. 


1)  Cfr.  No.  944. 
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1806  949     Qas  Siidpreussische  Departement  an  die  Kammer  zu  Posen. 

"^'      Berlin  1806  August  2. 

Gen. -Direktor! um  Südpreussen.  LXXU.  104'J.    Concept,  gess.  Voss. 

Die  St.  Annen-Kirche  %u  Posen  darf  nicht  eingexogen  tverdenA, 
»Unsein  p.  Da  nach  dem  Reskript  vom  12.  März  d.  J.  an  Euch  .  .  . 
nur  die  Klostergebäude  des  dortigen  Bernhardiner -Mönchs-  und  Nonnen- 
Klosters  Behufs  der  zu  errichtenden  Haupt-Straf-,  Arbeits-  und  Besserungs- 
Anstalt  eingezogen  werden  sollen,  die  Kloster -Kirche  nebst  den  dazu  ge- 
hörigen Begräbnissen  aber  von  der  Einziehung  ausdrücklich  ausgenommen 
sind,  so  kann  auch  von  Einziehung  der  neben  jenem  Kloster  befindlichen 
deutschen  oder  St.  Annen-Kirche  für  gedachte  Anstalt  gar  nicht  die  Rede  seyn. 
Wir  eröffnen  Euch  solches  auf  Eure,  der  Kammer,  Anfrage  vom  10.  v.  M. 
Eine  andere  Frage  ist  es  dagegen,  ob  es  wünschenswerth  und  zulässig  seyn 
dürfte,  letztgenannte  Kirche  ihrer  Nähe  wegen  neben  dem  Gottesdienst  für 
die  deutsche  katholische  Gemeine  auch  zum  Gottesdienst  für  die  deutschen 
katholischen  Züchtlinge  gebrauchen  zu  lassen.«  .  .  . 


Aug.  8  950.  Schriftwechsel  des  Auswärtigen  Departements  mit  dem  Reichs- 
tags-Gesandten Graf  Goertz  zu  Regensburg  und  mit  dem  Bevollmächtigten 
Minister  Frhrn.  v.  Humboldt  zu  Rom.     1806  August,  September. 

B.  6".  B.  I.  C.  22. 

Das  vom  Nuntius  della  Oenga  mitgetheilte  päpstliche  Sehreiben  an  den  König  katm 
als  förmliches  Beglaubigungs- Schreiben  nicht  angetiomtnen  werdend) 

Das  Auswärtige  Departement  an  Goertz.     Berlin  August  8. 

Concept,  geschrieben  von  Räumer,  gez.  Haugwitz. 

...  »La  lettre,  dont  le  Prälat  Vous  a  remis  copie,  est  une  vöritable 
lettre  de  creance;  et  c'est  pourquoi  Je  suis  tres-döcide  ä  ne  pas  la  recevoir. 

Vous  marquerez  ceci  au  Sieur  della  Genga  de  la  maniere  la  plus  posi- 
tive, mais  vous  mettrez  ä  cette  Ouvertüre  toute  la  bonne  gräce,  dont  eile 
est  susceptible. 

Vous  lui  direz  que  J'apprecie  infinement  les  relations  d'amitiö  et  de 
bonne  harmonie  qui  subsistent  inalt^rablement  entre  Moi  et  la  Cour  de  Roma, 
que  j'ai  pour  la  personne  du  Souverain  Pontife  de  l'Eglise  Catholique-Ro- 
maine  les  sentimens  d'une  haute  estime,  que  Mon  Ministre  Plenipotentiaii'e 
et  Chambellan  de  Humboldt  ä  Rome  est  l'interprete  de  ces  sentimens,  et 
que  Je  Tai  chargö  particulierement  de  cultiver  avec  le  plus  grand  soin  les 
relations  susdites  et  que,  par  une  suite  imm^diate  de  ces  intentions,  Je  suis 
rösolu  ä  ne  porter  que  par  son  organe  a  la  connoissance  de  la  Com'  de 
Rome  les  objets  qualifids  ä  etre  traites  avec  eile ;  que  c'est  cette  communi- 
cation  si  utilement  (Stabile  qui  Me  decide  k  M'en  tenir  la  et  ä  ne  pas  entrer 


Ij  Cfr.  No.  933.  2j  Cfr.  No.  938. 
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en  une  nouvelle  mani^re  de  conununiquer  par  uu  Nonce  ou  Agent  quel-  ^^^q 
conque  de  la  Cour  de  Rome,  quelle  que  puisse  6tre  l'estime  que  Je  fais 
de  ces  qualit^s  personnelles  et  quelle  que  seit  en  effet  l'estime  que  J'ai 
liour  le  Prälat  della  Genga;  que  ce  sont  ces  cousldörations  qui  me  mettent 
(Inns  rimpossibilit(5  de  recevoir  la  lettre  du  Papc  qui  vient  d'etre  coinmu- 
niquee  eu  copie  et  qui  tend  ä  l'effet  d'une  lettre  de  creance  pour  le  dit 
l'relat,  la  quelle  Je  ne  sam-ois  accepter;  mais  que,  s'il  iilait  au  V:i\)v.  de 
M'ecrire  sans  que  la  lettre  soit  lettre  de  creance,  pour  qui  (jue  ce  suit,  Je 
recevrai  cette  lettre  avec  plaisir  et  chargerai  Mon  Ministre  pleuipotenliaire 
de  Humboldt  de  rönouveller  au  Souverain  Pontife  de  l'Eglise  Romaine  Tex- 
pression  des  sentimens  que  Je  viens  d'duoncer  ci  dessua. 

Vous  declinerez  donc  de  la  maniere  la  plus  polie,  mais  la  plus  positive 
le  voyage  que  le  Prälat  della  Genga  se  proposoit  de  faire  k  Berlin. 

C'est  ainsi  que  Vous  vous  expliquerez  vis  a  vis  de  ce  Prelat  en  vous 
gardant  bien  de  recevoir  la  lettre  susdite  ou  une  lettre  quelconque  du  Pape, 
avantque  Je  n'en  aie  vü  et  approuvö  le  contenu  ä  l'effet  de  la  recevoir.«  .  .  . 

Am  gleichen  Tage  ergeht  eine  entsprechende  Mittheilung  an  Humboldt, 
zugleich  als  Antwort  auf  dessen  französischen  Bericht  vom  21.  Mai  1806, 
No.  920. 

Goertz.     Regensbm-g  August  29.  Aug.  29 

Ausfertigung. 

Hat  dem  Nuntius  den  Auftrag  mitgetheilt:  .  .  .  »le  Prälat  della  Genga 
a  rdpondu  avec  tonte  la  douceui*  et  politesse  romaine,  en  temoignant  seule- 
ment  les  regrets  qu'eprouveroit  le  Pape  d'eti'e  prive  d'uu  moyen  de  plus 
de  s'entendre  et  de  s'expliquer  envers  V.  M.  sur  les  arrangements  de  dioceses 
et  auti-es  ä  prendre  particulierement  dans  Ses  nouvelles  acquisitions  en 
Westphalie. « 

Humboldt.     Rom  September  6.  Sept.  6 

ChifFrirte  AnsfertigOBg;  nach  dem  Döchiffrä. 

.  .  .  »Rien  ne  saiu-oit  n^anmoins  etre  plus  sage  que  la  decision  prise 
par  V.  M.  pour  tenii-  Ses  Etats  ä  jamais  exempts  de  toute  influencc  de  Rome 
qui,  directe  ou  indirecte,  ne  sauroit  etre  que  nuisible  :i  la  longue  aus  droits 
des  Souverains  et  au  progi-es  des  lumieres  parmi  leurs  peuples.« 
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^^.         951.    Das  Hoheits-  und  das  Geistliche  Departement  an  den  Staats- 

Ang.  2<' 

Minister  v.  Angern.     Berlin  1806  August  20. 

K.  :i-l.  (iy.    Concept,  gez.  Massow;  Anweisung  von  Raumer.    Ausfertigung  K.  70.  Münster  II. 
VI.  23. 

Die  Einschränkung  der  katholischen  Abstinenx- Gebote  in  Münster  ist  ohne  Mittoirkung 
des  Oeneral-Vikariat-Amtes  unthunlich. 

.  .  .  »Auf  Dero  .  .  .  Schreiben  vom  13.  d.  M.  ...  betreflfend  die  Ein- 
schränkung der  catholischen  Abstinenz-Gebote  durch  Bewirkung  einer  päpst- 
lichen Dispensation  .  .  .  erwiederu  wir  .  .  .,  dass  diese  Angelegenheit  zu 
bestimmten  Befehlen  an  das  Münstersche  General- Vicariat  unsers  Erachtens 
gar  nicht  geeignet  ist.  Eben  so  wenig  wird  eine  Negotiation  zu  Rom  ohne 
ein  Attest  des  Vicariats  von  Wirkung  seyn.  Uns  scheint  es  daher  am  rath- 
samsten,  dass  die  Kammer  das  Vicariat  blos  einlade,  keinesweges  aber 
ihm  befehle,  nicht  gerade  das  Hildesheimsche  Verfahren  zum  Muster,  sondern 
nur  auf  Erleichterung  Bedacht  zu  nehmen.  Sollte  dieses  nicht  fruchten,  so 
wird  es  besser  seyn,  die  Sache  auf  sich  beruhen  zu  lassen,  als  dass  ihr 
irgend  ein  Anstrich  von  Eingriff  in  die  Gewissen  gegeben  werde.«   .  .  . 


Aug.  22  952.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frlir.  v.  d.  Recl<,  v.  Massow 
und  Frfir.  V.  Sciiroetter.  Berlin  und  Ripkeim  bei  Königsberg  1806  August  22 
und  10. 

R.  8'J.  32.  B.    Ausfertigung,  gez.  Massow  für  Reck;  Schroetter. 

Zur  Erweiterung  der  Armen-Anstalten  der  Stadt  Dan^ig  sollen  das  Dominikaner- 
und  das  Karmeliter- Kloster  in  Danxig  aufgehoben  tverden. 

»Die  zweckmässige  Würksamkeit  des  neuerdings  in  Danzig  aus  Gliedern 
der  Bürgerschaft  constituirten  Armen-CoUegii  wird  dadurch  sehr  geschwächt 
und  gehindert,  dass  es  in  der  dortigen  Stadt  an  einem  tauglichen  Gebäude 
fehlt,  in  welchem  sowohl  unverschämte  Bettler  und  Müssiggänger,  die  nicht 
arbeiten  wollen,  sondern  dem  Publico  durch  Almosensuchen  zur  Last  fallen, 
zur  Arbeit  angehalten,  als  auch  solchen  Personen,  die  wohl  arbeiten  können 
und  wollen,  Gelegenheit  und  Unterkommen  zur  Arbeit,  und  endlich  den 
gänzlich  hülflosen,  zur  Arbeit  unfähigen  Personen  wenigstens  Wohnung 
und  Heitzung  und  bei  erweiterten  Hülfsmitteln  auch  freie  Kost  verschaft 
werden  kann.  Zwar  ist  in  dem  Revier  des  sogenannten  Spendhauses  ein 
Gebäude  vorhanden,  welches  als  Armen-Institut  jene  Zwecke  erfüllen  sollte, 
allein  wie  ich,  .  ,  .  Schi'oetter,  mich  bei  meiner  letzten  Anwesenheit  persönlich 
überzengt  habe,  ist  der  Raum  in  diesem  Gebäude  so  äusserst  beschränckt, 
dass  dasselbe  dem  grossen  und  weitem  Zwecke  durchaus  nicht  genügt.  Die 
Unterstützung  der  Armen  in  Danzig  aber  ist  bis  auf  einige  mit  besondern 
Fonds  versehene  Partikulär- Anstalten  lediglich  auf  milde  Beiträge  der  Bürger- 
schaft fundirt  und  diese  dürften  in  den  ersten  Jahren  bei  den  immerfort 
Steigendon  Bedürfnissen  schAverlich  so  viel  Ueberschüsse  gewähren,  dass  mit 
lliilff  derselben  ein  neues  Armenhaus  gekauft  oder  gebaut  werden  könnte. 
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Dagegen  befinden  sich  in  Danzig  noch  zwev  katholische  Mannsklöster   ,^^,-. 

Aug.  22 
der   Dominicaner   und   Carmeliter,    von    denen    das   erstere  aus  37  und  das 

letztere  aus  18  Conventualen  besteht  und  die  mit  ansehnlichen  massiven 
(Jebäuden  aller  Art  versehen  sind.  Nach  dem  fJutachton  einer  aus  (Jliedern 
der  Westpreussischen  Landes -CoUegien  hiezu  niedergesezten  Commission 
steht  der  Aufhebung  dieser  Klöster  durchaus  nichts  entgegen;  dass  der 
irrosse  Haufe  die  Aufhebung  der  Klöster  als  eine  gleichgültige  Sache  be- 
trachtet, zeigt  die  Erfahrung  bei  allen  in  West-  und  Neu-Ostpreussen  be- 
reits versuchten  mehrern  Operationen  dieser  Art;  in  der  Stadt  Danzig  wird 
dies  um  so  mehr  zutreffen,  da  der  bei  weitem  gnisseste  Teil  der  I-Vinwohner 
aus  Protestanten  besteht.  Für  die  religiösen  Bedürfnisse  der  Katholiken 
können,  wenn  es  bey  näherer  Untersuchung  als  notwendig  befunden  werden 
sollte,  die  Kloster-Kirchen  noch  ferner  als  solche  erhalten  und  die  Ab- 
wartung  des  äussern  Gottesdienstes  in  denselben  nach  wie  vor  einem  oder 
zwey  Conventualen  unter  Aufsicht  des  Diöcesan-Bischofs  überlassen  werden. 
Zur  Unterbringung  der  Conventualen,  die  nicht  etwa  wie  anderweit  die 
Reduction  ihres  Klosters  als  eine  erwünschte  Gelegenheit  ergreifen,  sich  dem 
Weltgeistlichen-Stande  zu  widmen,  sind  andre  Klöster  derselben  Ordens-Kegel 
iu  E.  K.  M.  Staaten  vorhanden;  das  Interesse  derselben  kann  dadurch  noch 
üiehr  an  die  Aufhebung  geknüpft  werden,  dass  einem  Jeden  von  ihnen  aus 
dem   Kloster -Vermögen   ein  Viaticnm  von  50 — 100  Rthlr.  ausgezahlt  wird. 

Die  Gebäude  dieser  Klöster  aber  werden  das  Armen-CoUegium  in  den 
Stand  setzen,  etwas  Grosses  in  dieser  Art  zu  unternehmen  und  sich  dem 
Muster  der  Hamburger  Armen-Anstalten  zu  nähern. 

Das  Vermögen  des  Dominicaner-Klosters  besteht  in  16570  Rthlr.  Capi- 
talien  und  in  dem  auf  375  Rthlr.  berechneten  jährlichen  Ertrag  einiger 
kleinen  in  Miete  ausgethanen  Häusern.  Das  Carmeliter-Kloster  hat  ausser 
einigen  kloinen  städtischen  Grundstücken  nur  2410  Rthlr.  Capital- Vermögen- 
Tnsers  .  .  .  Dafürhaltens  kann  von  diesem  Vermögen  nicht  wohl  ein  nutz- 
barer Gebrauch  gemacht  werden,  als  wenn  dasselbe  zugleich  dem  städti- 
schen Armen-CoUegio  als  ein  Fond  zur  Bestreitung  der  ersten  Einrichtungs- 
und fortlaufenden  Reparatur-Kosten,  welche  die  Gebäude  erfordern  werden, 
geschenckt  wird. 

Die  Erweiterung  der  Armen-Anstalten  aber  wird  besonders  in  diesem 
.lahr  um  so  dringender  und  notwendiger,  als  der  gehemmten  Schiffarth 
wegen  alle  Gewerbe  in  Danzig  äusserst  darnieder  liegen  und  das  l'olizey- 
Directorium  besonders  für  den  Winter  die  grösste  Verlegenheit  fürchtet. 

Ehrerbietigst  tragen  wir  dahero  darauf  an: 

Dass  E.  K.  M.  die  Aufhebung  des  Dominicaner-  und  des  Carmeliter- 
Klosters  zu  Danzig  und  die  Translocation  der  Conventualen  in  andere  Klöster 
derselben  Ordens-Regel  zu  genehmigen  und  dabey  zu  bestimnien  geruhen 
mögen,  dass  die  zu  den  Klöstern  gehörigen  Gebäude  und  Grund-Stücke  der 
Stadt  Danzig   zur  Erweiterung   der   vorhandenen    und   Errichtung   grösserer 

Gr.-inier,  Preussen  nnd  die  kath.  Kirche     IX.  38 
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1806     Armen-Anstalten  geschenckt,  das  Capital-Vermögen  beider  Klöster  aber,  wenn 
"^        zuvor  jedem   Conventualen   ein    Reise-Geld   von   50   bis  100  Rthlr.    daraus 
verabreicht  worden,    als   ein  der  Administration   des  Armen-CoUegii   anver- 
trauter Fond  zur  Bestreitung  der  ersten  Einrichtungs-   und  der  Reparatur- 
Kosten  huldreichst  überlassen  werden  möge.« 

Aug.  26  Rand-Verfügung  geschrieben  von  Beyme: 

*26.  August  1806. 
Unbedenklich. « 

Weitere  Akten  hierüber  in  R.  7.  B.  24. 


Aug.  25  Rescript  an  Humboldt  s.  unter  dem  22.  August  1802,  No.  473,  Anm. 

Aug.  26  Verfügung  Hoym'a  s.  unter  dem  12.  Juli  1806,  No.  942. 

Aug.  26           Bericht   der  Kammer   zu   Bialystok    s.    unter   dem    24.  Juli    1804, 
No.  738.  

Aug.  29  Bericht  von  Goertz  s.  unter  dem  8.  August  1806,  No.  950. 


Sept.  1  953.     Das    Niedersächsische    Departement   an    den    Staats -Minister 

V.  Massow.     Berlin  1806  September  1. 

E.  62.  132.    Ausfertigung,  gez.  Hagen. 

Pfarrstellen  bei  Frauen- Klöstern  sollen  nur  pensionirten  Geistlichen  übertragen 

werden. 

.  .  .  Bemerkt:  »wie  es  wohl  gut  wäre,  wenn  die  Regierung  [zu  Magde- 
burg] mit  bestimmter  Anweisung  versehen  werde,  darauf  zu  halten,  dass  die 
Klöster  keinem  Andern  als  pensionirten  Kloster- Geistlichen  Pfarrstellen  über- 
ti-agen.  Darum  bitten  wir  E.  E.  .  .  .,  zumal  da  Klöster  nur  so  lange  zu 
dieser  Wahl  verpflichtet  seyn  können,  als  sich  unter  den  pensionirten  ka- 
tholischen Geistlichen  qualificirte  Subjecte  vorfinden.  Diese  verdienen  aber 
auch  vorzüglich  gewählt  zu  werden,  theils  um  ihnen  bei  ihrer  jetzigen  völligen 
Unthätigkeit  einen  angemessenen  Wh'kungskreis  wieder  anzuweisen,  theils 
um  ihre  Einnahme  zu  verbessern,  und  theils  um  den  Staat,  wo  nicht  ganz, 
doch  grösstentheils  ihre  Pensionirung  zu  ersparen.« 

Nach  Zustimmung  der  Magdeburger  Regierung,    vom  11.  Oktober 
1806,  sollen  die  Frauen-Klöster  hierzu  angewiesen  werden;  Massow  an  die 
Magdeburger  Regierung  und   an   das  Niedersächsische   Departement,  Berlin 
Nov.  25  1806  November  25. 

Schreiben  des  Niedersächsischen  Departements  s.  unter  dem 
23.  Juni   1806,  No.  935.  


Danzig.     Magdeburg.     Krakau  595 

954.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Grafen  Hoym  und  Haugwitz.  j.J'^j^.^ 
Berlin   1806  September  2. 

R.  Sil.  32.  E.    Ausfertigung. 

Die  Ansprüche   des  Bischofs   ton  Krakau  auf  Dnttiiuial-Xuixmufeii   aus  den    Ober- 
.« Idesischen  Dörfern  Chelm,  Jniielin  utul  Kusx,ytow  sind  als  unheyriindd  abxuweisenJ) 

.  .  .  »Die  Dörfer  Cheliu,  Jmielin  und  Koszytow  wareu  in  Absicht  der 
Landes-Holieit  ehehin  streitig,  indem  des  Königs  Friedrich  II.  Maj.  behaup- 
tete, dass  sie  zu  Schlesien  gehörten,  und  deshalb  solche  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  Commandos  besetzen,  in  ihnen  Mannschaften  ausheben  und  sie  zu 
Fourage-Lieferungen  ziehen  Hess.  Dagegen  behaupteten  die  Pohlen  oder 
\  ielmehr  der  Bischof  von  Cracau  als  Herzog  von  Severien  die  Landeshoheit, 
Hessen  sich  Steuern  entrichten,  und  bald  wurden  diese  Güter  als  bischöf- 
liche, bald  als  herzogliche  betrachtet. 

Als  in  Verfolg  der  Petersburger  Convention  vom  15.^26.  Januar  1797 
diese  drei  Dörfer  in  dem  zu  Schlesien  geschlagenen  District  der  neuesten 
Acquisition  vom  ehemaligen  Pohlen  sich  befanden,  hörte  der  Streit  wegen 
der  Landeshoheit  von  selbst  auf  und  es  wurden  selbige  dem  Plesseschen 
1\ reise  wegen  ihi'er  Lage  gänzlich  zugeschlagen,  auch  in  Bezug  auf  Justiz 
und  Accise  und  Zoll-Ressort  der  Oberschlesischen  Verfassung  unterworfen, 
zumal  man  sie  Preussischer  Seits  schon  immer  zu  Alt-Schlesien  gerechnet 
hatte. 

Aber  eben  dieser  Umstand  gab  zu  der  wichtigen  Frage  Veranlassung: 
ob  diese  drei  Dörfer  in  Absicht  der  Dominial-Nutzungen  dem  Bisthum  Cracau 
belassen  oder  dem  Fisco  als  geistliche  Gtiter  eines  jenseitigen  Bisthums  zu- 
geeignet werden  sollten?  und  bei  der  damaHgen  Regulirung  der  Principien 
wurde  ausdi'ücklich  festgesetzt:  dass  weder  dem  Bischof  von  Cracau,  noch 
dessen  Dom-Capitel,  noch  irgend  einem  einzelnen  geistHchen  Beneficiaten, 
PfaiTcr  oder  wie  er  sonst  Namen  haben  möge,  in  der  jenseitigen  öster- 
reichischen oder  russischen  Acquisition  des  ehemaligen  Pohlens  ferner  das 
Eigenthum,  der  Niesbrauch  oder  ii-gend  ein  Benutzungs-Recht  bei  einem 
^'t^istlichen  Guthe  in  der  neuen  Acquisition  diesseitigen  Autheils  belassen 
wt-rden  könne. 

Dieser  Grundsatz  wui-de  durch  die  Petersburger  Convention  vom  15./2H. 
.lanuar  1797,  Art.  13  .  .  .  bestätigt.  Es  wurde  auch  beliebt,  dass  dem 
Bischof  zu  Cracau  der  Titel  eines  Herzogs  von  Severien  in  officiellen  Ver- 
handlungen nicht  beigelegt  werden  soUe. 

Deshalb  wurde  die  Krieges-  und  Domainen-Kammer  zu  Breslau  bereits 
den  17.  Januar  1798  instnürt,  aUe  diese  geistHche  (iitther  in  Neu-Schloaien 
zum  Bessten  des  landesherrlichen  Fisci  sofort  einzuziehen  und  gleich  den 
Domainen  zu  behandeln.  Es  constituirten  daher  auch  jetzt  diese  drei  Gtlther 
das  Domainen-Amt  Jmielin. 

Als   sich  der  damalige  Bischof  Ober  diese  Einziehung  im  Jahre  1798 
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sehr  beklagte,    wurden  dessen  Ansprüche   aus  obigen  Gründen  ganz  irrele- 
vant befunden  und  der  Bischof  hiernach  abschläglich  beschieden. 

E.  K.  M.  werden  Sich  aus  diesen  datis  zu  überzeugen  geruhen,  dass 
die  jetzige  Vorstellung  des  Bischofs  Gawi-onski  ganz  unrichtige  Ansichten 
liefert;    wir  stellen   daher  dessen   abschlägliche  Bescheidung  .  .  .  anheim. « 

Eine  Verfügung  hierauf  liegt  nicht  vor,  nur  die  Randbemerkung  vou 
Beyme:   »Ad  Acta«,  ohne  Datum. 


Sept.  3  955.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom 

1806  September  3. 

R.  7.  C.  25.  B.  B.     Ausfertigung. 

Sendet  die  Päpstlichen  Ätisfertigmigen  für  den  Erx^bischof  von  Otiesen.    Die  Kosten 

dieser  Ausfertigungen.^] 

>Da  der  Papst  am  26.  pr.  endlich  ein  Consistorium  secretum  gehalten 
hat,  so  sehe  ich  mich  nunmehr  im  Stande,  E.  K.  M.  die  Transsumpte  der 
Bullen  des  in  demselben  als  Erzbischof  von  Gnesen  proclamirten  bisherigen 
Bischofs  von  Posen,  Fürsten  v.  Raczynski,  nebst  den  andern  dazu  gehören- 
den Breven  und  Decreten  in  Gemässheit  E.  K.  M.  .  .  .  schon  am  10.  Junius 
c.  hier  eingegangenen  Rescripts  vom  14.  Mai  ej.  ...  zu  überreichen. 

Ausser  dem 

1.),  2.)  in  duplo  ausgefertigten  Transsumpt  der  Bullen  werdenE.  K.  M. 
•  .  .  noch 

3.)  die  Eidesformel ; 

4.)  das  Glaubensbekenntnuss ; 

5.)  die  Facultät,  den  sogenannten  Päpstlichen  Segen  ertheilen  zu  können, 
nebst  der  Formel  dieses  Segens; 

6. — 12.)  sieben  Ablassbreven  für  verschiedene  Veranlassungen; 

13.)  diejenigen  Facultäten,  welche  allen  Preussischen  Bischöfen  vou 
der  besonderen,  den  Geistlichen  Geschäften  vorgesetzten  Congregation  er- 
theilt  zu  werden  pflegen; 

14.)  dieselben  von  der  Congregatione  propagandae  fidei; 

15.)  Die  authentische  Kostenberechnung  .  .  . 
zu  finden  geruhen. 

Die  Original-Bullen  behalte  ich  hier  zurück,  da  auch  mein  Vorgänger 
dieselben  für  in  Süd-  und  Neu-Ost-Preussen  belegene  Bisthümer  nie  ein- 
geschickt hat  imd  ich  durch  genauere,  nach  dem  neulich  mit  dem  Bisthum 
Breslau  vorgegangenen  Irrthum  eingezogene  Erkundigung  ersehen,  dass  bloss 
in  Deutschland  die  Einsendung  der  Original-Bullen  erfordert  wird. 

Die  Transsumpte  enthalten,  wie  ich  mich  durch  genaue  Durchlesung 
derselben   überzeugt   habe,    nichts,   was   den    von  E.  K.  M.  angenommenen 
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in    ähnlichen    Ausfertigungen    herkömlich    geweaen    und    von    Allerhöchst- 

denselben  .  .  .  zugelassen  worden  wäre. 

Die  Eidesformel  stimmt  Wort  für  Wort  mit  der  für  die  Preussischen 
Bischöfe  vor  einigen  Jahren  festgesetzten  überein. 

Was  die  Breven  und  Decrete  von  Nr.  5.^ — 12.)  incl.  betrift,  so  werden 
dieselben  gewöhnlich  allen  neu  ernannten  Erz-  und  Bischöfen  überschickt 
und  enthalten  wenigstens  nichts  mehr  Anstössiges,  als  alle  Ablussbreven 
überhaupt.  Das  Einzige,  was  von  Haltung  der  Synoden  in  der  Dioecese 
rodet,  dürfte  vielleicht  genauere  Ansicht  verdienen.  Unter  diesen  Umstän- 
den habe  ich  dieselben  nicht  zurückweisen,  sondern  deren  Mittheilung  an 
den   Erzbischof  vielmehr   E.  K.  M.   ...  anheimstellen   zu    müssen   geglaubt. 

Da  der  Fürstbischof  v.  Raczynski  schon  mit  der  Bischöflichen  Weihe 
versehen  ist,  so  bedarf  es  bei  demselben  keiner  neuen  Consecration.  Der 
Auftrag  ihn  einzuführen  aber  und  ihm  den  Eid  abzunehmen,  ist  nach  der 
in  dem  §  7  meiner  besonderei;  über  dies  Geschäft  erhaltenen  Instruction 
ausgedrückten  Absicht  E.  K.  M.  dem  Gnesenschen  Weihbischof  v.  Lubinski, 
der  wiederum  bloss  Episcopus  Biblensis  genannt  ist,  ertheilet  worden. 

Diejenigen  Facultäteu,  welche  alle  Preussischen  Bischöfe  zu  erhalten 
pflegen,  habe  ich  zugleich  aufs  neue  für  den  Fürst-Erzbischof  ausfertigen 
lassen  zu  müssen  geglaubt.  Nur  hat  es  der  der  Pöniteutiarie  diesmal  aus 
dem  Grunde  nicht  bedurft,  weil  diejenigen,  welche  ich  von  diesem  Tribunale 
E.  K.  M.  mit  meinem  .  .  .  Berichte  vom  28.  Mai  übersandt  habe,  nicht  auf 
die  Dauer  seines  ad  Interim  ausgefertigten  Brevis  administrationis,  sondern 
ad  quinquennium  ausgestellt  waren  und  daher  erst  nach  fünf  Jahren  er- 
löschen. 

Um  alle  Schwierigkeit  mit  dem  Pallio  auf  eine  schickliche  Weise  zu 
vermeiden,  habe  ich  die  Nachsuchung  desselben  mit  Stillschweigen  über- 
gangen und  bloss  meinem  Spedizionnaire,  als  man  ihn  um  die  Ursach  hie- 
von  befragte,  zu  antworten  aufgetragen,  dass  ich  die  zum  Fodern  desselben 
nothwendige  Vollmacht  nicht  von  dem  Fürst-Erzbischof  erhalten  hätte.  Auf 
diese  Weise  wird,  wie  es  mii-  scheint,  die  Auswirkung  desselben  gänzlich 
übergangen  werden  können,  insofern  nicht  der  Fürst-Erzbischof  unter  P].K.M. 
allerhöchster  Autorisation  dieselbe  ausdrücklich  verlangt. 

Die  Gebühren  der  gegenwärtigen  Expeditionen  sind  nach  den  nemlichen 
Sätzen  als  bei  der  letzten  Besetzung  bezahlt  worden  und  haben  nach  an- 
liegender authentischer  Kostenberechnung  4745  Scudi  5  Baj.  betragen.  Eine 
neue  Ermässigung  zu  erhalten  ist  mir  vorzüglich  deshalb  nicht  möglich  ge- 
wesen, weil  die  bei  der  letzten  Besetzung  augeführten  Umstände  bereits 
so  dringend  waren,  dass  sich  höchstens  nur,  dass  dieselben  noch  unverändert 
fortdauerten,  sagen  Hess.  Auch  muss  ich  freimüthig  gestehen,  dass  die 
gemachte  Ermässigiing  sehr  beträchtlich  ist,  wie  E.  K.  M.  aus  folgenden 
Umständen  zu  ersehen  .  .  .  geruhen  werden: 
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1806  Y)k'  Gebühren  der  Bischöflichen  Bullen  werden  nach  den  Summen  be- 

rechnet  zu  welchen  jedes  Bisthum  bei  der  Päpstlichen  Kammer  taxirt  ist. 
Diese  Summe  ist  für  Gnesen  von  5000  Goldgulden.  Um  aber  die  Gebüh- 
ren zu  vermindern,  ist  nur  eine  Taxe  von  1200  Goldgnlden  angenommen 
und  nachher  noch  eine  Verminderung  von  ^/s  aller  reduciblen  Unkosten 
verordnet  worden.  Was  nur  die  Summe  gross  macht,  ist,  dass  einige  der 
nicht  reduciblen  Unkosten  sehr  bedeutend  sind.  So  beträgt  unter  diesen 
die  sogenannte  propina  des  Papstes,  welche  der  heilige  Vater  persönlich 
erhält,  allein  1316  Scudi.  Das  Portugiesische  Erzbisthum  Braga,  um  dies 
zur  Vergleichung  anzufühi'en,  welches  gleichfalls  in  dem  letzten  Consistorio 
proclamii't  worden  ist,  ist  nui*  zu  4800  Goldgulden  und  also  zu  200  weniger 
als  Gneseu  taxirt  und  hat,  trotz  der  erhaltenen  Ermässigungen  dennoch 
wirklich  jetzt  15000  Scudi  bezahlen  müssen.«   .  .  . 

Der  Bericht  wurde  am  16.  Oktober  1806   »zum  Hoheits-Departement 
abgegeben« ;  eine  Antwort  liegt  nicht  vor. 


Sept.  ö         956.   Immediat-Schreiben  des  Generalleutnants  v.  Blücher.    Münster 
1806  September  5. 

B.  89.  58.  C.    Ausfertigung. 

Nothwendigkeit  der  Aufhebung  der  Dom-Kapitel  xu  Münster  und  xu  Paderborn.^) 

.  .  .  »E.  K.  M.  halte  ich  mich  für  verpflichtet  ...  zu  melden :  dass  der 
eigentliche  Grund  der  in  den  hiesigen  Provinzen  Statt  findenden  so  häufigen 
Austretungen  und  der  daraus  hervorgehenden  Unmöglichkeit,  trotz  aller  an- 
gewandten Mittel  die  Infanterie-Regimenter  Kurfürst  v.  Hessen  und  v.  Hagken  2) 
zu  complettiren,  hauptsächlich  in  der  fortdauernden  Existenz  der  Dom-Capittel 
zu  suchen  ist.  Die  meisten  Mitglieder  derselben  können  das  Ansehen  und 
den  Einfluss,  welchen  sie  vormals  hatten,  noch  immer  nicht  vergessen,  sie 
sind  und  bleiben  daher  übel  gesinnt  und  verbreiten  diese  ihre  Gesinnungen 
zum  Theil  durch  verhasste  Gerüchte  von  Provinzen-Abtretungen  und  zum 
Theil  durch  die  beschönigte  Aussicht  einer  glücklicheren  Verfassung  unter 
der  Regierung  eines  Fürsten  Catholischer  Glaubens-Confession.  Der  für 
E.  K.  M.  Allerhöchstes  Interesse  völlig  gestirnte  Dom-Dechant  Frhr.  v. 
Spiegel  kann  mit  dem  besten  Willen  dieses  nicht  verhindern  und  befindet 
sich  dadurch,  dass  die  Majorität  des  Dom-Capittels  gegen  ihm  ist  und  seine 
zweckmässigsten  Vorschläge  verwirft,  selbst  oft  in  die  unangenehmsten  Ver- 
legenheiten. So  lange  das  Dom-Capittel  nun  fortdauert,  behält  es  seineu 
directen  Einfluss  auf  die  untere  Geistlichkeit  und  dadurch  mehr  oder  weniger 
auf  alle  Einwohner   der  Provinz,   daher  man   bey   diesem  bleibenden  Ver- 


1)  Cfr.  No.  959. 

2;  No.  48  und  44,  z.  Th.  in  Paderborn  und  in  Münster  stehend. 
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liiütniss  umsonst  auf  Mittel  sinnen  würde,  denen  daraus  entstehenden  böchbt     1^^. 

heut,  o 
uachtbeiligen  Folgen  besonders  für  den  Dienst  E.  K.  M.   vorzubeugen. 

Ich  bin  folglich  überzeugt,  dasa  die  völlige  Aufbebung  der  hiesigen 
Dom-Kapittel,  mit  hinreichender  Sicherstellung  des  Unterhalts  für  die  sämt- 
lichen Individuen,  in  jeder  Hinsicht  von  dem  allerwesentlichstem  Nutzen  sein 
würde  und,  indem  ich  nur  E.  K.  M.  Allerhöchstes  Interesse  berücksichtigend 
hierum  ...  zu  bitten  mich  aufgefordert  fühle,  beziehe  ich  mich  noch  auf 
das  hiermit  gewiss  übereinstimmende  Gutachten  des  Cammer-Praesidenten 
v.  Vincke  in  betref  dieses  Gegenstandes. 

Es  sind  die  Gesinnungen  tiefster  Ehrfurcht  und  Submission,  in  welchen 
[i    ich  ersterbe«   .  .  . 

Beyme  sendet  diesen  Bericht  am  15.  September  1806  zur  Bericht- Sept.  15 
Erstattung  an  Angern,  mit  dem  Bemerken:  »S.  M.  der  König  glauben, 
dass  der  General  v.  Blücher  recht  habe,  und  dass  in  diesem  Augenblick, 
wo  die  Stimmung  im  Münsterschen  sich  so  nachtheilig  zeigt,  durch  die  Auf- 
hebung des  Dom-Kapittels  wenigstens  in  Absicht  der  öfleutlichen  Stimmung 
nichts  verdorben  werden  könne.« 

E.  70.  Münster,  ü.  XXXI.  5.    Eigenhlndig. 

Die  Blücher  antwortende  Cabinets-Ordre,  Charlottenburg  1806  Sep- Sept.  20 
tember  20,  lautet: 

»Ich  finde,  dass  Ihr  ganz  Recht  habt,  wenn  Ihr  in  Euerm  Berichte 
vom  5.  d.  M.  dem  bösen  WiUen  des  Dom-Capituls  zu  Münster  die  Schuld 
beymesset,  dass  die  Infanterie-Regimenter  .  .  .  nicht  completirt  werden 
können,  und  habe  daher  die  Aufhebung  des  Dom-Capituls  beschlossen.« 

R.  89.    Minuten  des  Cabinets.  124. 


957.    Immediat- Bericht  des   Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  I80(i  Scpt.  6 
September  6. 

R.  89.  32.  D.     Ausfertigung. 

Bermmerationen  für  die  geistlichen  Appellations-Riehter  2.  und  3.  Instanx  bH  den 
Dtöxesen   Oncsen-  Warschau. 

»Bei  Errichtung  des  Bistums  Warschau  und  der  damit  verbunden  ge- 
wesenen Trennung  seiner  Diöcese  von  der  Jurisdiction  des  Erzbistums  (inesen 
haben,  Behufs  der  geistlichen  Gerichts-Verwaltung  in  jener,  Appellazions- 
Kichter  zweiter  und  dritter  Instanz  bestellt  werden  müssen,  welche  noch 
vorhanden  und  solange  beizubehalten  sind,  bis  bei  der  jezzigen  persönlichen 
Vereinigung  des  Erzbistums  Gnesen  und  des  Bisturas  Warschau  nach  er- 
folgter päpstlichen  Bestätigung  des  Grafen  v.  Raczynski,  dessen  auf  Erfordern 
abgegebenen  und  ganz  zwekmässigen  Vorschlage  gemäs,  die  zweite  Instanz 
der  Warschauer  geistlichen  Jurisdiction  dem  Metropolitan-Oftizialato  zu  Gnesen 
beizulegen    und    Behufs    der    Entscheidungen    in    dritter   Instjinz    für    beide 
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1806     Diöcesen  ein  gemeinschaftliches  Prosynodal-Gericht  unter  päpstlicher  Konfir- 
Sept.  6  T  •        •  j 

mazion  anzuordnen  sein  wu'd. 

Die  gedachte  Appellazions-Richter,  deren  ursprünglich  für  die  zweite 
Instanz  vier  waren  und  jezt  noch,  so  wie  für  die  dritte  Instanz,  zwei,  mit- 
hin gegenwärtig  überhaupt  vier,  in  der  Person  der  Domherrn  v.  Oslaczewski 
und  Worowicz  und  des  Weihbischofs  v.  Albertrandi  und  Domherrn  v.  Wo- 
lowicz  sind,  haben  ihre  Funkzionen  bisher  ohne  alle  Remunerazion  durch 
Besoldung  oder  Gebühren  versehen  und  deshalb  um  eine  verhältnismässige 
Vergeltung  ihrer  Bemühungen  angesucht.  Diese  ist  allerdings  billig,  muss 
ihnen  aber,  was  die  Epoche  des  besonderen  Bistums  Warschau  betrift, 
in  Rüksicht  auf  die  Verbindlichkeit,  welche  der  verstorbene  Bischof  v. 
Miaskowski  zu  den  oneribus  jurisdictionis  gehabt,  eventuel  von  dessen  Erben 
gewährt  werden.  Ein  anderes  aber  ist  es  mit  der  Periode  seit  dem  An- 
fangs November  1804  erfolgten  Absterben  des  genannten  Bischofes  bis  zur 
wirklichen  Installazion  seines  Nachfolgers ;  für  diesen  Zeitraum  wird  den  ge- 
nannten Appellazions-Richtern  die  Belohnung  für  ihre  Dienste  eigentlich  aus 
der  Kompetenz  des  Bistums  Warschau  nicht  zu  versagen  sein,  da  bei  den 
Behufs  dessen  Administrazion  mit  E.  K.  M.  .  .  .  Genehmigung  vom  29ten  De- 
zember 1804  ausgesezten  Kosten  zu  125  Rthlr.  monatlich  nur  auf  Gewäh- 
rung des  Gehalts  für  den  Offizial,  den  bischöflichen  Justiziar,  den  Konsisto- 
rial-Sekretair  und  zwei  Kanzellisten  und  der  Remunerazion  des  General- 
Administrators  selbst  mit  der  nicht  bedeutenden  Summe  von  320  Rthlr. 
järlich  Rüksicht  genommen  ist. 

In  Verhältnis  mit  den  Dienstverrichtungen  scheint  mir  eine  jär liehe 
Remunerazion 

von  150  Rthlr.  für  die  mehrbeschäftigte  Appellazions-Richter  zweiter  ^j, 

und 

von  100  Rthlr.  für  die  Richter  dritter  Instanz 
zu  zu  stehen  und  diese  denselben  für  volle  zwei  Jahre  zu  bewilligen  zu  sein, 
da  die  päpstliche  Bestätigung  des  Grafen  v.  Raczynski,  mit  welcher  ihre 
Funkzion  aufhört,  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  noch  einige  Zeit  ausbleiben 
wird.2)  Das  Total  der  Ausgabe  würde  hiernach  1000  Rthlr.  betragen  und 
diese  erlaube  ich  mir  hiermit  und  zwar,  da  sie  aus  der  bisherigen  Kompe- 
tenz des  Bistums  Warschau  in  Betracht  der  neueren  Disposizionen  darüber 
nicht  füglich  erfolgen  können,  aus  dem  noch  disponiblen,  17 134  Rthlr. 
7  Gr.  10  pf.  beti-agenden  Bestände  des  p.  v.  Krasickischen  Schulden-Amorti- 
sazions-Fonds  von  E.  K.  M.  Gnade  ...  zu  erbitten.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»11.  September  1806. 
»Approbirt.« 


1)  Vorlage:  »erster«.  2)  Cfr.  No.  966. 
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Hiernach    Cabinets  -  Ordre    an    Voss,    Charlottenburg    1806    Sep- ^  ^^ 
Br  11.  ^^P*-^^ 


tember 

E.  Sil.     Minuten  des  Cabinets. 


Bericht  von  Humboldt  s.  unter  dem  8.  August  1806,  No.  950.  Sept.  (5 


Rescript  an  Humboldt  s.  unter  dem  22.  August  1802,  No.  473,  Aimi.   Sept.  8 

958.   Schreiben  des  Kammerpräsidenten  v.  Dohm  an  den  katholischen  Sept  ii 
Stadt-Pfarrer  Goedeke  zu  Duderstadt.    Heiligenstadt  1806  September  ll. 

B.  S9.  30.  G.  Abschrift. 
Die  Einrichtung  des  Protestantischen  Öoticsdicnstcs  xu  Duderstadt A) 
»Aus  Ew.  Hochehrwürden  .  .  .  Zuschrift  vom  1.  d.  habe  ich  ungern 
ersehen,  dass  dort  fortwährend  eine  unangenehme  Spannung  zwischen  den 
katholischen  und  protestantischen  Religionsverwandten  herrscht  und  dass 
E.  p.  Besorgnisse  äussern  zu  müssen  glauben,  welche,  wenn  sie  wirklich 
in  Erfüllung  gehen  könnten,  sehr  nachdrückliche  Maassregeln  erforderlich 
machen  wüi'den.  Es  thut  mir  sehr  leid,  dass  das  Missverständniss  so  weit 
gediehen  ist,  und  ich  glaube  sehr  gern,  dass  durch  mehrere  Nachgiebigkeit 
von  beyden  Seiten  und  besonders  auch  durch  ein  weniger  übereiltes  Be- 
nehmen der  Protestanten  im  Anfang  mancher  Anlass  zu  gegenseitiger  Er- 
bitterung hätte  vermieden  werden  können.  In  der  jetzigen  Lage  kann  iudess 
die  Sache,  wie  E.  p.  von  Selbst  ermessen,  nicht  bleiben.  Es  ist  der  ganz 
entschiedene  Wille  des  Königs,  dass  eine  eigne  protestantische  Gemeinde  in 
Duderstadt  gebildet  und  dass  dieser  von  den  vorhandenen  Kirchen  Eine 
eingeräumt  werden  soll,  wenn  die  übrigen  zum  Gottesdienst  für  die  katho- 
lischen Religionsverwandten  hinreichenden  Raum  haben.  Diese  Königliche 
Entscheidung  ist  an  und  für  sich  in  der  höchsten  Billigkeit  und  Vernunft 
gegi-ündet  und  ist  nichts  mehr,  als  was  in  Absicht  katholischer  Glaubens- 
(^enossen  bereits  geschehen  ist  und  überall,  wo  es  nuthig,  auch  noch  ferner 
geschehen  kann  und  wird.  Rechtliche  Hindernisse  stehen  nicht  entgegen, 
da,  was  sich  als  solche  allenfalls  anführen  Hesse,  durch  die  neuesten  Be- 
gebenheiten annullirt  worden.  Es  kommt  also  jezt  gar  nicht  mehr  auf  ver- 
gangene Dinge,  auf  das  an,  was  hätte  geschehen  können  und  sollen,  wenn 
die  Katholiken  und  Protestanten  gegenseitig  vom  Geiste  der  Vernunft  und 
wahren  brüderlichen  Liebe  wären  belebt  gewesen,  sondern  allein  darauf, 
ob,  wenn  den  Protestanten  die  Unterkirche  eingeräumt  wird,  die  übrigen 
Kirchen  für  die  katholischen  Glaubensgenossen  geräumig  genug  sind?  Darüber 
kann  nur  eine  genaue  und  unpartheyische  Untersuchung  entscheiden;  diese 
wird  angestellt  werden  und  von  dem  Resultat  derselben  häugt  es  ab,  ob 
den    protestantischen    Religionsverwandten,    dem    entschiedenen  Willen    des 


1[  Cfi-.  No.  937  und  962. 
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1806  Regenten  gemäss,  eine  der  vorhandenen  Kirchen  und  namentlich  die  Unter- 
^^  kirche  eingeräumt  werden  oder  ihnen  eine  neue  gebaut  werden  muss.  Ein 
andres  Verfahren  kann  nicht  Statt  finden  und  jeder  Unpartheyische  wird 
bey  reiflicher  Erwägung  gestehen  müssen,  dass  auf  diese  Weise  nach  ver- 
nünftigen Gründen  und  der  Billigkeit  gemäss  verfahren  wird  und  dass  bey 
vorhandenen  überflüssigen  Kirchen  der  Bau  einer  neuen  eine  unuöthige  Be- 
lästigung sein  würde.  Ich  darf  E.  p.  nicht  erst  versichern,  dass  ich,  so 
viel  von  mir  abhängt,  jede  unbillige  oder  gar  harte  Behandlung  der  Katho- 
liken nicht  zugeben  werde  und  dass  ich  nur  nach  völliger  Ueberzeugung 
von  dem,  was  thunlich  und  nothwendig  ist,  entweder  zui*  Einräumung  oder 
zur  Erbauung  einer  Kirche  für  die  Protestanten  mitwirken  werde. 

Die  ganz  unpartheyischen  liberalen  Grundsätze  der  Preussischen  Regie- 
rung sind  bekannt.  Aber  dieselben  würden  zu  weit  gehen  und  in  Indiffe- 
rentismus ausarten,  wenn  man  für  die  Protestanten,  die  doch  die  grössere 
Zahl  der  Staats-Unterthanen  ausmachen  und  zu  denen  sich  das  oberste 
Haupt  des  Staats  selbst  bekennt,  nicht  eben  die  Füi'sorge  wie  für  die 
Katholiken  beweisen  wollte.  Derjenige,  der  dazu  gewirkt  hat,  letztern  an 
einem  Orte,  wo  sie  in  weit  kleinerer  Zahl  als  die  Protestanten  in  Duder- 
stadt waren,  eine  eigene  bis  dahin  protestantische  Kirche  nebst  neu  dotirter 
Pfarre  zu  verschaffen,  wie  dieses  von  mir  in  Goslar  geschehen  ist,  muss 
hierunter  über  jeden  Verdacht  von  kleinlichen  Sektengeist  erhoben  seyn. 

Dagegen  aber  hege  ich  dann  auch  zu  Ew.  p.  das  völlige  Vertrauen, 
dass  Sie,  welches  auch  das  Resultat  der  anzustellenden  Untersuchung  seyn 
mag,  auf  alle  von  Ihnen  abhängende  Weise  zur  Beruhigung  der  Gemüther 
beytragen  und  jeden  Ausbruch  gehässiger  und  feindseeliger  Gesinnungen, 
welcher  nur  unausbleibliche  und  sehr  unangenehme  Ahndung  zur  Folge 
haben  würde,  zu  verhüten  suchen  werden.  Bey  dem  allgemeinen  Vertrauen, 
welches  Ew.  p.  Sich  in  Ihrer  Gemeinde  erworben  haben,  kann  dies  nicht 
schwer  fallen  und  dem  wahren  Geist  des  Christenthums,  welchen  die  Ein- 
geweihten von  jeder  Glaubens-Confession  zu  verbreiten  und  herrschend  zu 
machen  suchen  müssen,  sind  ja  überdem  Streitigkeiten  und  Gesinnungen, 
wie  sie  sich  dort  zu  äussern  drohen,  ganz  fremd.  Die  besten  Mittel  zu 
diesem  Zweck  muss  ich  Ew.  p.  einsichtsvollem  Urtheil  und  Ihrer  Lokal- 
Kenntniss  überlassen;  doch  bitte  ich,  nur  ganz  bestimmt  zu  äussern,  dass 
Jeder,  der  seine  Anmaassung  so  weit  treiben  wollte,  seinen  protestantischen 
Mitbürgern  eine  ihm  überflüssige  Kirche  zu  misgönnen  und  sich  dem  ent- 
schiedenen Willen  des  für  alle  seine  Unterthanen  so  väterlich  sorgenden 
Monarchen  widersetzen  wollte,  als  ein  ungehorsamer  Unterthan  würde  an- 
gesehen werden.  Ich  werde  auch  besonders  dahin  wirken,  dass  von  pro- 
testantischer Seite  aller  Anlass  zu  gegenseitiger  Erbitterung  sorgfältig  ver- 
mieden werde.  Jeder  Protestant,  der  sich  derselben  schuldig  macht,  wird 
ernstlich  bestraft  werden.  Herr  Kriegs-  und  Domainen-Rath  Sombart  wird 
hierunter   auf  beyde   Theile    sehr   aufmerksam   seyn   und  ich  erwarte,    dass 
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beyde  Theile  seine  Vorstellungen  mit  der  Achtung  anhören  werden,  die  ihm  ».        ,, 

o6pt.   1 1 

als  Königlichem  Commissarius  gebührt.« 


Schreiben  von  Voss  an  das  Hoheits-Departement  s.  unter  dem  2.  August  Sept.  11 
1806,  No.  948. 

959.  Staats-Minister  v.  Angern  an  den  Geheimen  Cabinets-Rath  Beyme.  Sept.  u: 
Berlin  1806  September  16. 

K.  SU.  5S.  N.    Ausfertigung;  Concept,  geschrieben  von  Sack,  R,  7o.  Münvicr.  XXXI.  No.  &. 

Ihnpfiehlt  die  Aufhebung   des  Dom- Kapitels  xu  Münster,   nü-lit  ahn-  die  des  Dom- 
Kapitels  XU  Paderborn  A) 

»E.  Hochwohlgebohren  verfehle  ich  nicht,  auf  das  gestrige  . .  .  Schreiben 
wegen  Aufhebung  des  Dohm-Kapituls  zu  Münster,  unter  Rückgabe  des  mir 
mitgeteilten  Immediat-Berichts  des  Herrn  General- Lieutenants  v.  Blücher 
Ex.  '^),  ...  zu  erwidern,  wie  ich  dasjenige,  was  darin  von  dem  nachtheiligen 
Einfluss  des  Dohm-Kapituls  zu  Münster  angeführt  ist,  für  richtig  halte,  da- 
gegen ich  solches  von  dem  Paderbornschen  Dohm-Kapitel  gleichmässig  nicht 
behaupten  kann. 

Wegen  dieses  letztern  haben  des  Königs  Maj.  auf  meinen  Vortrag 
bereits  .  .  .  festgesetzt,^')  dass  es  unter  gleichen  Modificationen,  als  wegen 
des  Dohm-Kapituls  zu  Hildesheim  zur  Anwendung  gebracht  sind,  für  jezt 
bestehen  bleiben  solle.  Ich  habe  aber  die  zui-  Ausführung  dieser  Dispo- 
sition erforderlichen  Verfügungen  noch  nicht  erlassen,  weil  die  Münstersche 
p.  Kammer  und  insbesondere  deren  Deputirter,  Kriegs-  und  Domaineu-Kath 
V.  Reimann  zu  Paderborn,  welcher  die  ganze  Ausführung  zu  besorgen  haben 
würde,  seitdem  so  sehr  mit  den  Militair-  urd  Armee-Verpflegungs-Auge- 
legenheiten  beschäftigt  gewesen  sind,  dass  in  dieser  Sache  ohnmöglich  etwas 
hätte  geschehen  können.  Es  wäre  also  noch  immer  res  integra,  um  statt 
des  Bestehenbleibens  die  Aufhebung  des  Dohm-Kapituls  in  Paderborn  be- 
Bchliessen  zu  können;  allein  ich  würde  dazu  bei  den  besondern  Verhält- 
nissen seines  Vermögens,  weshalb  ich  mich  auf  meinen  Immediat-Bericht  'j 
darüber  beziehe,  nicht  rathen,  auch  halte  ich  solches  nicht  für  nötig,  da 
mir  vielmehr  die  Mitglieder  desselben  von  einer  solchen  Seite  bekannt  sind, 
dass  ich  von  der  Beibehaltung  dieses  Dohm-Kapituls  unter  den  feststehenden 
Modificationen  keinen  nachtheiligen  Eintiuss  auf  unser  Interesse  füi'chte. 

Wegen  des  Dohm-Kapituls  zu  Münster  sind  die  sämtlichen  Verhand- 
lungen 5)  auch  eingekommen  und  ich  bin  nur  mit  dem  Käthe ''j,  der  solches 
sn   bearbeiten   hat,   durch   die  dringendem  Geschäfte  des  Tages  verhindert 


1)  Cfr.  No.  960.  2)  No.  9ö6.  3)  Cfr.  No.  934. 

4)  Vom  22.  Juni  1806,  No.  934. 

5)  Die  Kammer  zu  Münster  hatte  sehr  uuifangreiche  Berichte  darüber  unter 
dem  7.  Mai  1806  erstattet,  204  Folioseiten  und  64  Foliospalten  umfassend.  R.  70. 
Münster.  II.  XXXI.  5.  6    Wohl  Sack. 
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1806  worden,  darüber  meinen  Bericht  ebenfalls  zu  erstatten.  Wenn  ich  nun 
gleich  dabei  einen  ähnlichen  Plan,  als  bei  dem  Hildesheimschen  und  Pader- 
bornschen  Dohm-Kapitul,  vornemlich  darum  gehabt  habe,  weil  alle  Verwir- 
rung bei  einer  so  verwickelten  Vermögens-Verwaltung,  als  die  der  Dohm- 
Eapitel  ist,  besser  vermieden  und  nach  und  nach,  wie  ein  solches  ausstirbt, 
alles  mehr  abgewickelt  wird  und  sich  vereinfacht,  so  halte  ich  doch  bei 
den  jezzigen  Umständen  die  Aufhebung  des  ganzen  Dohm-Kapitels  von 
Münster  für  nüzlich  und,  da  man  sich  auf  den  Dohm-Dechanten  Frhrn.  v. 
Spiegel  völlig  verlassen  kann,  so  ist  auch  die  sonst  besorgte  Verdunkelung 
oder  Verwirrung  der  Vermögens-Verwaltung  nicht  zu  besorgen,  zumal  der 
p.  V.  Spiegel  davon  die  genaueste  und  unter  den  übrigen  Mitgliedern  des 
Dohm-Kapitels  fast  die  einzige  Kenntniss  besitzt. 

Wenn  dann  das  ganze  Vermögen  diesseits  in  Selbst- Verwaltung  ge- 
nommen und  Jedem  dasjenige  als  Pension  ausgesetzt  würde,  was  ihm  recht- 
lich gebührt,  so  könnten  die  Interessenten  nichts  dawider  sagen  und  auf 
den  Reichs-Deputations-Beschluss,  der  für  die  bestehen  bleibenden  Dohm- 
Kirchen  aus  solchem  Vermögen  zugleich  gesorgt  haben  will,  kann  es  jezt 
so  genau  nicht  mehr  ankommen,  auch  kann  demnächst  noch  immer  solches 
geschehen,  so  wie  es  an  Mitteln  nicht  fehlen  kann,  den  Dohm-Dechaut 
Frhrn.  v.  Spiegel  besonders  zu  begnädigen.  Unstreitig  wird  solches  bei 
dem  Publikum  einen  starken  Eindruck  machen;  aber  ich  glaube  mit  dem 
Herrn  p.  v.  Blücher  Ex.,  dass  solcher  eben  deshalb  einen  grossen  Theil 
desselben  zur  Besinnung  bringen  und  am  besten  dazu  dienen  wird,  dasselbe 
im  Zaum  zu  halten. 

E.  H.  ersuche  ich  nun  .  .  .,  hievon  des  Königs  Maj.  Vortrag  zu  thun 
und  Höchstdero  Entschliessung  darüber  veranlassen  zu  wollen.«   .  .  . 


Sept.  20         960.  Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minister  v.  Angern.    Charlottenburg 
1806  September  20. 

E.  70.  Münster.  H.  XXXI.  5.    Ausfertigung. 

Befiehlt  die  augenblickliche  Aufliebung  des  Dom-Kapitels  xu  Münster.    Patriotismus 
des  Dom-Dechanten  Frhr.  v.  Spiegel.^] 

>Da  Ich  Mich  leider  mit  jedem  Tage  mehr  überzeuge,  dass  das  Dom- 
Kapittel  zu  Münster  die  Schonung,  womit  Ich  dasselbe  bisher  behandelt 
habe,  missbraucht,  wenigstens  den  Einfluss,  den  es  auf  Meine  Unterthanen 
des  Münster-Landes  behauptet,  nicht  dazu  anwendet,  diese  neuen  Unter- 
thanen in  der  Anhänglichkeit  an  Meine  Regierung  zu  bevestigen:  so  habe 
Ich  beschlossen  das  Dom-Kapittel  zu  Münster  ganz  aufzuheben,  das  gantze 
Vermögen  desselben  in  Selbst-Administration  zu  nehmen  und  den  Uomherren 
dasjenige    als    Pension    aussetzen  zu   lassen,    was  ihnen  rechtlich  gebühret. 


1)  Cfr.  No.  959. 


Münster.    Paderborn.    Feldprodigcr.  ßf)5 

Ich  verkenne  zwar  die  Schwieriekeiten  nicht,   die  mit  der  Ausführnngr  dieser  ,  '^^\^ 
•      .         XT  ,  '^ept.  20 

Maassregel    unter  jetzigen   Umständen    verbunden   sind;    aber   eines    Theils 

bürgt  Mir  der  Patriotismus  des  Dom-Dechanten  Frhr.  v.  Spiegel,  auf  den 
Ich  Mich  völlig  verlasse,  dass  alle  sonst  bosorgliclie  Verdunk(?lung  und  Ver- 
wirrung der  Vermögens-Masse  werde  vermieden  werden,  uud  andern  Theils 
ist  ein  grosses  Beyspiel  nöthig,  um  diejenigen,  die  nicht  durch  edle  He- 
wegungs- Gründe  vermögt  werden  ihre  Pflichten  zu  erfüllen,  durch  die  Furcht 
vor  gerechter  Strenge  im  Zaum  zu  halten.  Ich  befehle  Euch  daher  augen- 
blicklich die  Aufhebung  des  Dom-Capituls  anzuordnen  und  bin«    ... 

In    dem   hiernach  an  die  Kammer  zu  Münster  erlassenen  Kescripte  Sept.  2« 
des  Westfälischen   Departements   vom  26.  September   wird  u.  a.   bestimmt: 
»Der   Gottesdienst    in   der  Dom-Kirche   wird  in  bisheriger  Art  fortgesetzt«, 
und:   »alle  Kirchen-  und  Schul-Diener  [behalten]  ihr  bisheriges  Einkommen.' 

Concept,  gez.  Hagen,  Anweisung  von  Sack,  a.  a.  0. 

Die  Auflösung  des  Dom-Kapitels    erfolgte    am  6.  Oktober  1806  durch 
den  Vice-Kammerdii'ektor  v.  Schlechtendahl  in  einer  Kapitels-Sitzung. 


Cabinets-Ordre  an  Blücher  s.  unter  dem  5.  September  1806,  No. 956.  Sept.  20 


961.   Bericht  der  Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zu  Münster  an  das  Sept.  2ß 
Westfälische  Departement.     Münster  1806  September  26. 

R.  70.   Münster.   Geistliche  Sachen.  No.  11.    Ausfertigung,   gez.  Vincke;   Müller;   v.  Druffel« 
\.  WolfframsdorfF;  Lehmann;  Schmedding. 

»  Wegen  der  Änstellwng  von  katholischen  Feldpi-edigern  bey  den  Regimentern  Kurfürst 
V.  Hessen  und  v.  Hagken.*^) 

^Da  nach  unsere  Ueberzeugung  wahrscheinlich  die  so  sehr  überhand 
genommene  Desertion  der  Einländer  bey  den  beynahe  aus  lauter  katholi- 
schen Soldaten  bestehenden  Regimentern  Kurfürst  v.  Hessen  und  v.  Hagken  2) 
sich  vermindern  wird,  wenn  bey  jedem  ein  katholischer  Geistlicher  als  Feld- 
prediger angestellt  würde:  so  bitten  wir  sehr  dringend  solches  .  .  .  zu  ge- 
währen, und  versichern  wir  im  Voraus,  dass  die  dadurch  verursacht  werdende 
kleine  Ausgabe  gar  nicht  in  Betracht  kommen  kann,  wenn  man  die  zu  er- 
wartende Verminderung  der  Desertion  dagegen  in  Erwägung  zieht.  Wir 
bitten  deshalb  um  baldige  Ertheilung  der  Genehmigung  und  bohalteu  uns 
vor,  aus  den  vorhandenen  pensionirten  Exconventualen  zwey  taugliche  Sub- 
jecte  zur  Ansetzung  in  Vorschlag  zu  bringen.  Ein  Feldgehalt  von  etwa 
15  Rthlr.  monatlich  nebst  2  tägliche  Rationen  und  2  Portionen  würde  hin- 
länglich, und  ein  Equipage-Gelder-Quantum  von  50  Rthlr.  daboy  zu  verab- 
reichen seyn.« 


1)  Cfr.  No.  876.  2    Cfr.  No.  956. 
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'  ^^:)fi  -^"^  ^®  Empfehlung  dieses  Antrages  durch  Angern,  d.  d.  8.  Oktober 

1806,  antwortet  der  General-Quartiermeister  Generalleutnant  v.  Geusau, 
d.  d.  13.  Oktober  1806,  dass  es  bei  den  8  katholischen  Feldpredigern  bei 
der  mobilen  Ai'mee  verbleiben  müsse. 


Sept.  26           Bericht   der  Westpreussischen  Regierung  s.    unter   dem  11.  De- 
zember 1805,  No.  886.  

.Sept.  27         962.     Der  Kammerpräsident  v.  Dohm  (an  den  Geheimen   Cabinets- 
Rath  Beyme).     Heiligenstadt  1806  September  27. 

R.  89.  30.  G.    Atisfertigung. 

Die  Einrichttiiig  des  protestantischen  Oottesdienstes  xu  Duderstadt  in  einer  der  beiden 
katholischen  Stadtkirehen.  i) 

Beklagt  sich  über  die  Vorwürfe  in  der  Cabinets-Ordre  vom  28.  Juni 
18062): 

...  »Je  mehr  ich  die  höchsten  Gesinnungen,  welche  hierbey  geäussert 
worden,  innigst  verehre  und  je  mehr  ich  überzeugt  bin,  dass  nichts  schäd- 
licher sey,  als  .  .  .  wenn  die  Grundsätze  weiser  Toleranz  in  Indifferentis- 
mus ausarten,  und  es  sowohl  bey  Protestanten  als  Katholiken  übel  wirken 
müsse,  wenn  eine  protestantische  Administi'ation  für  die  religiösen  und 
Schul-Einrichtungen  ihrer  Glaubensgenossen  nicht  Eifer  und  Thätigkeit  be- 
weiset, um  so  mehr  muss  es  mir  wichtig  seyn,  dass  ein  CoUegium,  dem  ich 
vorzustehen  die  Ehre  habe,  in  den  Augen  des  Monarchen  hierunter  gefehlt 
zu  haben  nicht  fähig  gehalten  werde.  .  .  . 

.  .  .  Zur  Vollziehung  der  .  .  .  Königlichen  Willensmeinung  ist  nun  zu- 
vörderst ausgemittelt  worden,  ob  die  Eine  der  beyden  Kirchen  hinreiche, 
sämmmtliche  erwachsenen  zum  Kirchenbesuch  nach  den  kirchlichen  prin- 
cipiis  verpflichteten  katholischen  Einwohner  zu  fassen?  —  Dass  dieses  nun 
wirklich  der  Fall  sey,  ist  ganz  entschieden  bewiesen  worden.  Nach  der 
durch  einen  Baubedienten  bewirkten  Ausmessung  der  grössern  von  den 
beyden  Kirchen  hat  sich  nämlich  ergeben,  dass  dieselbe  2364  Menschen 
fasse.  Von  dieser  Zahl  wohnt  niemals  auch  nur  die  Hälfte  auf  Einmal  dem 
Gottesdienste  bey,  vielmehr  hat  beim  Besuch  derselben  sowohl  an  einem 
hohen  Fest  als  an  einem  Sonntage,  wobey  durch  zuverlässige  dazu  abge- 
ordnete Personen  die  Anwesenden  gezählt  worden,  sich  ergeben,  dass  die 
grösste  Zahl  beim  Hochamt  850  und  bei  der  Predigt  400  gewesen  sey. 
Auch  ergiebt  sich  dieses  dadurch  ganz  unumstösslich,  dass  in  den  beyden 
Kirchen  nie  zu  gleicher  Zeit  Gottesdienst  gehalten  wird,  sondern  die  Eine 
immer  völlig  ungebraucht  bleibt,  wenn  in  der  andern  Gottesdienst  gehalten 
wird.  Es  ist  also  gar  keine  Beeinträchtigung  der  Katholiken  denkbar,  wenn 
dieselben    gottesdienstlichen   Versammlungen,    die    bisher   zu   verschiedenen 


1)  Cfr.  No.  958.  2   No.  937. 


Feldprediger.    Daderstadt.  ß07 

Standen  in  zwey  Kirchen  gehalten  wurden,  künftig  zu  ehen  diesen  Stunden 
in  Einer  gehalten  werden,  neben  welcher  ihnen  auch  noch  überdem  der 
Besuch  des  Gottesdienstes  in  der  Ursnliner-Klosterkirche  frey  bleibt. 

Da  also  hiernach  die  Bedingung,  unter  welcher  des  Königs  Maj.  die 
Eine  dieser  Kirchen  den  Protestanten  eingeräumt  wissen  wollen,  fest  stand, 
so  wurde  ein  Commissarius  der  Kammer  nach  Duderstadt  abgeordnet,  um 
beyden  Theilen  den  allerhöchsten  Königlichen  Befehl  bekannt  zu  machen 
und  dem  katholischen  Pfarrer  und  den  Kirchenvorstehern  aufzugeben,  die 
kleinere  der  beyden  Kirchen  den  Protestanten  einzuräumen.  Jene  erklärten 
indess,  dass  sie  ohne  Befehl  ihrer  geistlichen  Obrigkeit  hierzu  nicht  be- 
fugt seyen,  worauf  leztere,  nämlich  das  hiesige  geistliche  Commissariat  von 
uns  aufgefordert  wurde,  diesen  Befehl  zu  ertheilen.  Dasselbe  erklärte  aber, 
wie  es  sich  ohne  Dispensation  des  Bischofs  hierzu  nicht  authorisirt  halten 
könne.  Da  wir  nun  keinen  anerkannten  katholischen  Bischof  haben  (ob- 
gleich die  hiesige  katholische  Geistlichkeit  noch  immer  den  jetzigen  Fürst- 
Primas  als  solchen  ansieht),  so  haben  wir  uns  verpflichtet  gehalten,  diesen 
Anstand  zuvörderst  den  beyden  vorgesezten  Departements  anzuzeigen  und 
um  Verhaltungs-Befehle  zu  bitten. 

Da  ich  nun  zugleich  erfahre,  dass  sowohl  die  katholischen  als  protes- 
tantischen Einwohner  sich  unmittelbar  an  des  Königs  Maj.  gewandt  haben, 
so  habe  ich  geglaubt,  E.  H.  von  der  wahren  Lage  der  Sache  unterrichten 
zu  müssen.  Meiner  unmaassgeblicheu  Meinung  nach  muss  der  ofifenbar  in 
Vernunft  und  Billigkeit  gegründete  Wille  des  Königs  durchgesezt  werden, 
da  demselben  durchaus  keine  Gründe,  sondern  nur  Eigensinn  und  Unduld- 
samkeit entgegengesezt  sind  und  eine  Nachgiebigkeit  sowohl  bey  Protestanten 
als  Katholiken  sehr  übel  wirken  würde.  Um  aber  diese  Durchsetzung  zu 
vollführen  scheint  unumgänglich  nöthig,  dass  des  Königs  Maj.  Selbst  dem 
hiesigen  geistlichen  Commissariat  die  Uebergabe  der  Kirche  an  die  Pro- 
testanten zu  befehlen  geruhen,  denn  diese  Behörde  dürfte  allem  Ansehen 
nach  weder  der  hiesigen  Kammer,  noch  selbst  den  Ministerial-Departemeuts 
zugestehen,  den  angeblich  erforderlichen  Consens  des  Bischofs  zu  suppliren. 
Ich  muss  indess  hierbey  auch  zugleich  bemerken,  wie  der  jetzigen  Stimmung 
nach  bey  der  Uebergabe  ein  thätiger  Widerstand  der  Katholiken  zu  be- 
sorgen ist.  Es  ist  unsrer  Seits  Alles  geschehen,  um  die  Katholiken  zu  ver- 
ntinftigen  und  duldsamen  Gesinnungen  zu  bringen,  und  ich  füge  zu  dessen 
Beweis  die  Abschrift  meines  Schreibens  an  den  katholischen  Pfarrer  •)  hier 
bey,  welcher  mir  mündlich  und  schriftlich  angezeigt  hatte,  dass  die  Ueber- 
gabe der  Kirche  ohne  die  grösste  Unruhe  nicht  möglich  seyn  werde.  Aber 
Alles  dieses  und  auch  die  von  dem  Commissarius  mit  thätigstem  Eifer  an- 
gewandten Bemühungen  sind  vergebens  gewesen,  vielmehr  hat  die  F>bit- 
tenmg  sich  noch   immer  stärker  gezeigt,   je   mehr  man  den  Ernst  bey  der 

1)  No.  958. 
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^^P,  Sache  sieht.  Der  Magistrat  hat  vorgestern  durch  einen  öffentlichen  An- 
schlag die  katholischen  Einwohner  zum  Gehorsam  aufgefordert  und  sie  mit 
den  auf  Widersetzlichkeit  stehenden  Strafen  bedrohet.  Unter  dieses  Plakat 
hat  sich  wenige  Stunden  nachher  ein  Zettel  augeheftet  befunden,  durch 
welchen  die  katholischen  Mitbrüder  zur  Ermordung  aller  Protestanten,  wie 
auch  des  Stadt-Direktors  (welcher  selbst  ein  Katholik  ist)  aufgefordert  worden. 
Bey  diesen  Umständen  scheint  es  mir  unumgänglich  nöthig,  dass  die  Ueber- 
gabe  der  Kirche  nicht  eher  vorgenommen  werde,  als  wenn  einige  mili- 
tärische Hülfe  zur  Hand  ist.  Der  Commissarius  hält  dafür,  dass  zum  we- 
nigsten zwey  Compagnien  Infanterie  oder  eine  Eskadron  Dragoner  oder 
Husaren  hierzu  erforderlich  seyn  werde.  Wahrscheinlich  dürfte  indess  der 
kommandirende  General  unter  jetzigen  Umständen,  wo  ein  Vorrücken  sämmt- 
licher  in  hiesiger  Gegend  befindlichen  Truppen  bevorzustehen  scheint,  sich 
zur  Zurücklassung  eines  solchen  Commando's  ohne  ausdrücklichen  Befehl 
.Sr.  M.  des  Königs  nicht  ermächtiget  halten.  Ich  habe  alle  Ursach  zu  glauben, 
dass  schon  die  Gegenwart  des  Militairs  alle  Unruhe  zurückhalten  und  über- 
haupt bey  bewiesenem  Ernst,  auch  fortdauerndem  gemässigten  Beti'agen  der 
Protestanten,  wozu  dieselben  ernstlich  angewiesen  sind,  sich  binnen  Kurzem 
die  Erbitterung  geben  werde.  Sollten  des  Königs  Maj.  den  Befehl  wegen 
eines  zurückzulassenden  Commando's  zu  ertheilen  geruhen,  so  dürfte  es 
zweckmässig  seyn,  demselben  von  seiner  Bestimmung  vorher  nichts  wissen, 
sondern  nur  dem  kommandirenden  Officier  eventualiter  aufgeben  zu  lassen, 
einer  etwaigen  Requisition  der  Kammer  oder  deren  Commissarius,  Kriegs- 
rath  Sombart,  zu  genügen.  Auch  dürfte  es  nöthig  seyn,  dass  dieser  Officier 
und  wenigstens  der  grösste  Theil  des  Commando  aus  Protestanten  bestünde. 
Ich  habe  im  jetzigen  Zeitpunkt  Bedenken  getragen,  des  Königs  Maj. 
Allerhöchste  Person  mit  einem  Bericht  wegen  dieser  Angelegenheit  beschwer- 
lich zu  fallen,  aber  es  für  meine  Pflicht  gehalten,  E.  H.  diese  Bemerkungen 
gehorsamst  vorzutragen  und  Ihrer  einsichtsvollen  Beurtheilung  den  davon 
zu  machenden  Gebrauch  zu  überlassen.«  .  .  . 

Dec.  7  In   der   Staatsraths-Sitzung    vom    7.  Oktober  1806  wurde  jedoch 

beschlossen,  die  Einräumung  der  Unterkirche  vorläufig  auszusetzen,  haupt- 
sächlich um  ein  Einschreiten  des  Militairs  zu  vermeiden,  und  zunächst  ge- 
nau zu  untersuchen,  ob  auch  die  Oberkirche  allein  für  die  besonderen  An- 
forderungen des  katholischen  Kultus  ausreiche. 

R.  70.  Heiligenstadt.  II.  LX.  13. 

Okt.  6  Schreiben   des   Auswärtigen   Departements  s.  unter  dem    7.  Juli 

1804,  No.   727. 


Dnderstadt.    Posen.     Mark.  gQ(^ 

963.    Bericht  der  Posenschen  Kriegs-  und  Domänen-Kammer  (an  das    ^'^^'„ 
Südpreussische  Departement).     Posen   isoii  Oktober  7. 

Gen.-Direkturium  Südproussen.  LXV.  Ct.  Ansfertigung,  gez.  v.  E6ll«r;  Uruner;  y.  ötrachwiti; 
Bntzor;  Bnchholtz;  Lessinann;  Aschenborn;  v.  Tolkmit;  v.  Koenen ;  v.  Unlow;  fioettger;  Sperling;  U»w»ld. 

*Die  Bildutig  der  Kandidaten  des  OeisÜichen  Statutes  katholischer  Cotifcssion.* 
»Wh-  haben  bis  jezt  die  Bemerkung  gemacht,  dass  zu  den  I'farr-Stellen 
junge  Personen  fast  ohne  alle  gebildete  Keuntnlss  präscntirt  werden. 

Die  Kandidaten  des  Geistlichen  Standes  katholischer  ('onfession  werden 
nehmlich  aus  den  geringsten  Elementar-Schulen  in  die  Geistlichen  Semi- 
narien  aufgenommen,  woselbst  sie  nur  einen  mechanischen  Unterricht  in  dem 
Ritus  der  katholischen  Kirche,  sonst  aber  eben  so  wenig  Kenntniss  der 
Moral  und  Volks-Bildung,  als  in  irgend  einer  andern  Wissenschaft  zweck- 
mässigen Unterricht  erhalten. 

Die  daraus  entstehenden  Nachtheile  auf  Volks-Bildung  sind  cinlcucli- 
tend  und  Wir  stellen  daher  .  .  .  anheim: 

ob  die  bischöflichen  Officialate  nicht  anzuweisen  sein  möchten,  nach 

Ablauf  von   4  Jahren   keine  Candidaten   in   die    bischöflichen  Semi- 

narien    aufzunehmen,    welche   nicht  auf  den   Gymnasium   zu    Posen 

oder  Warschau  gebildet  worden  und  von  diesen  Schul-Anstalten  gute 

Zeugnisse  mit  bringen. 

Wir   schlagen    hierzu  um  deshalb  einen  4jährigen  Zeitraum   vor,   weil 

gegenwärtig    in    den   Gymnasium    keine   Subjecte    vorhanden   sein   werden, 

welche  sich  zum  Geistlichen  Stande  entschliessen  wollen.« 

Randverfügung,  geschrieben  von  Klewiz:  Okt.  26 

»Berlin,  26.  October  1806. 
Resol.,  dass  zu  dieser  Einrichtung  der  jetzige  Zeitpunkt  nicht  geeignet, 
sie   also   nach   hergestellten  Frieden    wieder   zur  Sprache    zu   bringen  sei.« 

Hiernach  Rescript  an  die  Posensche  Kammer,  Berlin  1806  Oktober  26. 

Concept,  gez.  Voss,  a.  a.  0. 


964.     Rescript   des    Geistlichen    Departements    an   die   Kammer   zu  Okt.  18 
Hamm.     Berlin  1806  Oktober   18. 

R.  34.  241.  a.    Concept,   gez.   v.  Scheve,  Anweisung  von   Rudolphi.    Nicht   anggefertigt,   ron 
Maüsow  am  25.  Oktober  »zur  Wiedervorlegnng«  notirt,  was  dann  wohl  die  Zeitrerhkltniase  hinderten. 

Die  kirchlichen  Zustände  im  Dorfe  Hemmerde,  Kreis  Hamm. 

»Das  Consistorium   der  Lutherischen   Gemeinde')   zu   Hemmerde  Amt« 

Unna  hat  in  einer  bei  Uns  unterm  6.  September  c.  eingereichten  Vorstellung 

in    betreff  des   von    dem   katolischen    Mess-Priester    Simons    nachgesuchten 

und  ihm  vorläufig  zugebilligten  Rechts,  die  Copulationen  zu  verrichten  und 


1)  Es  waren  vielmehr  die  lutherischen  Gemeindemitglioder  eelbBt. 

öranier,  Praussen  und  die  kuth.  Kirche.     IX.  39 
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1806  uneheliche  Kinder  der  catolischen  Glaubensgenossen  zu  taufen,  wie  auch 
wegen  der  von  dem  gedachten  Simons  beabsichtigten  Einführung  eines  Simul- 
tanei  in  der  lutherischen  Kirche,  Beschwerde  geführt  und  um  remedur  ge- 
beten. Die  hiesigen  Archiv-Akten  ergeben,  dass  zwischen  den  Hemmerde- 
schen Gemeindegliedern,  protestantischer  und  catolischer  Seits,  über  100 
Jahr  Religions-Streitigkeiten  geherrscht  haben.  Das  Simultaneum  hat  nach  dem 
Anführen  der  Supplicanten  darin  bestanden,  dass  der  catolische  Priester  alle 
Morgen  in  der  Lutherischen  Kirche  eine  Messe  hat  lesen  dürfen,  wobei  der 
protestantische  Küster  ihn  bedient  hat.  Dagegen  hat  der  lutherische  Geist- 
liche alle  uneheliche  Kinder  der  Katoliken  getauft  und  die  Copulationen 
verrichtet.  Die  letzteren  Actus  sind  dem  katolischen  Pfarrer  nun  von  Euch 
nachgelassen,  welcher  aber  dem  protestantischen  Pastor  ad  dies  vitae  die 
jura  stolae  davon  geniessen  lässt. 

Wir  haben  daher  die  Beschwerden  der  Supplicanten  verworfen  und 
selbige  dato  abschläglich  beschieden,  wollen  Euch  jedoch  hiermit  eröfnen, 
dass,  da  die  katholische  Gemeinde  zu  ihrem  Gottesdienste  eine  eigene  Kapelle 
besitze,  Ihr  die  Eingepfarrten  mit  Ernst  zur  reparatur  derselben  anhalten 
müsst,  weil,  wenn  darin  der  Gottesdienst  künftig  separat  abgewartet  wird, 
alle  Streitigkeiten  um  so  eher  wegfallen  werden.«  .  .  . 


Okt.  26  Rescript  an  die  Posensche  Kammer  s.  unter  dem  7.  Oktober  1806, 

No.  963. 


Nov.  15         965.  Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom 

1806  November  15. 

B.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chiiFrirte  Ausfertigung;  nach  der  Dechiffrirung. 

Hat  gegen  den  öffentlichen  Anschlag  der  französischen  Bulletins  in  Rom  mit  Erfolg 
bei  der  Knrie  Einspruch  erhoben. 

...  »V.  M.  a  certainement  plus  qu'aucun  autre  Souverain  acquis  le 
droit  de  compter  sur  le  d^vouement  entier  de  Son  armee  et  de  Ses  sujets. 
Aucun  sacrifice  ne  paroitra  difficile  pour  V.  M.  et  pour  Sa  cause  dont  Elle 
a  entrepris  aussi  g^nereusement  la  defense,  et  tout  v6ritable  Prussien  sera 
pret  ä  renoncer  meme  ä  tout  ce  qu'il  a  de  plus  eher  pour  vouer  ses  Ser- 
vices ä  V.  M.  dans  une  lutte,  dans  laquelle  il  s'agit  des  intörets  les  plus 
chers,  les  plus  graves  et  les  plus  sacres. 

Le  G6n6ral  Ducheme(!)  avoit  commence  d'afficher  ici  publiquement  les 
buUetins  de  l'armöe  fran^oise  ä  sa  maison  et  un  autre  G6n6ral  et  le  Sienr 
Alquier  avoient  suivi  son  exemple.  Comme  ces  pieces  renferment  des  phi-ases 
qu'on  auroit  du  rougir  de  se  permettre  dans  quelque  6crit  et  dans  quelque 
circonstance  que  cela  püt  etre,  je  ne  crus  point  devoir  passer  sous  silence 
nne  insolence  aussi  ind^cente.  Mais  connoissant  l'impuissance  du  Gouverne- 
ment Papal  de  s'opposer  efficacement  aux  autorit^s  fran^oises,  je  ne  voulus 
pas.  en  remettant  une  uote  officielle,  risquer  de  compromettre  encore  davan- 


Mark.     Rom.     l-'rankreicli.  J3  [  \ 

tage  le  nom  de  V.  M.  et  m'exposer  :\  ce  que  le  Pape  nie  r^poiidit  eu  s'ex- 
cusant  quo  sa  position  ue  lui  peruiettoit  pas  de  reniedier  ä  un  abua  aussi 
indigue,  et  me  mettre  dans  rembarras  ou  de  lester  aupri'S  d'uu  Gouverne- 
ment qui  de  sou  propre  aveii  ne  pouvoit  point  faire  droit  ü  ineH  demandes 
les  plus  justes  et  les  plus  pressantes,  ou  de  partir  brusciuemeut  de  Korne. 
Je  pris  par  consöquent  le  parti  de  faire  parier  au  Pape  par  des  personnes 
influentes  sur  l'indecence  d'afficher  des  pitices  de  cette  nature  dans  les  rues 
de  sa  Capitale,  et  je  dois  rendre  la  justice  au  St.  Pfere  qui  en  general, 
comme  le  public  entier  de  cette  ville,  prend  l'intöret  le  plus  vif  et  le  plus 
sincere  au  sort  des  armes  de  V.  M.,  qu'il  donna  tout  de  suite  ordre  au 
Cardinal  Secrötaire  d'Etat  de  tömoigner  au  Sieur  Alquier  son  m^contente- 
ment  de  la  libertt^  que  lui  et  les  Generaux  fran^ois  s'dtoient  prise  ä  cet 
ägard.  Ayant  apris  ce  r^sultat  de  mes  dömarches  pröalables,  Je  döclarai 
an  Cardinal  Secrdtaire  d'l&tat  que  d'afficher  meme  de  simples  nouvellea 
d'evenemens  siuistres  pour  une  puissance  amie  seroit  contre  la  dt-licatesse 
d'une  Cour  neutre,  mais  que  d'afficher  des  pieces  que  personne  qui  con- 
servoit  encore  la  moindre  idee  de  decence  ou  convenance  ne  sauroit  lire 
Sans  Indignation,  passoit  tonte  permission  et  m'autoriseroit  aux  plaintes  les 
plus  ameres  et  ä  la  demande  pöremptoire  de  remödier  sur  le  champ  a  uu 
pareil  abus,  que  je  connoissois  cependant  la  Situation  du  S'.  P^re  et  que 
seulement  par  menagement  pour  lui  et  convaincu  de  Tattachement  de  V.  M. 
k  la  personne  de  Sa  Saintetd  je  ne  faisois  point  un  usage  officiel  par  ^crit; 
que  je  n'avois  pas  cependant  pu  me  dispenser  de  lui  faire  cette  ouverture 
verbale;  que  je  le  priois  de  prendre  cette  aflfaire  en  müre  considöration  et 
d'empecher  que  les  choses  n'en  vinssent  ä  un  terme  oü  de  pareils  menage- 
mens  ne  seroient  plus  conciliables  avec  la  dignitö  de  ma  Cour  et  avec  les 
devoirs  qu'elle  m'imposoit.  Le  Cardinal  Secr^taire  d'Etat  me  dit  alors,  en 
me  repdtant  ses  plaintes  sur  les  violences  des  autorites  fran^-oises  dans  l'Etat 
Romain,  auxquelles  le  Pape  ne  poun'oit  opposer  que  des  priores  et  de 
vaines  protestations ,  quels  ordres  le  Pape  lui  avoit  ddjä  donnds  sur  ces 
bulletins,  et  jai  su  apres  que  le  Sieur  Alquier  lui  a  tömoigu^  ses  regrets 
8U1'  ce  que  les  bulletins  eussent  ^te  affiches  ä  sa  maison  et  qu'il  a  promis 
qu'il  n'en  feroit  plus  afficher  dans  la  suite  et  tächeroit  aussi  ä  engager  les 
Gdndraux  d'en  agir  de  meme.«   .  .  . 


18(J« 
Nov.  16 


Rescript  Massow's  s.  unter  dem  1.  September  1806,  No.  953.  Nov.  2n 
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1^'  966.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.   Rom 

Dec.  10  ^ 

1806  December  10. 

Ausw.  Amt  I.  Rep.  1.  Italien.  1.    Kigenhäudige  z.  Tb.  chiffrirte  Ausfertigung;    nach  der  De- 
chiffrirung. 

Den  Anspruch  des  polnischen  Grafen  Zabieto  auf  direkte  Uebersendung  seines  Ehe- 
dispenses aus  Rom  hat  Humboldt  verweigert.    Fragt  an,  ob  dies  künftig  während  des 
Krieges  geschehen  dürfe?    Der  Papst  Iiält  gegenüber   der  Sendung  Arexxö's  an  ihn 
durch  Napoleon  an  seiner  Neutralität  festA) 

.  .  .  »Le  Prälat  de  Prazniowski,  Grand  Vicaii-e  de  l'Eveche  de  Varsovie, 
vient  de  s'addresser  ä  moi  en  me  priant  de  faire  expedier  une  dispense 
matrimoniale  en  faveur  du  Comte  Henri  Zabieto,  sujet  de  V.  M.,  et  de  la 
lui  envoyer  en  droiture,  et  le  Comte  Zabieto  m'ecrit  pour  le  meme  effet. 
Ils  alleguent  pour  cause  de  cette  demande  extraordinaire  que,  quoiqu'ils 
eussent  öcrit  depuis  quelque  tems  au  Baron  de  Reck,  ils  ne  pouvaient  pas 
se  flatter  dans  les  circonstances  präsentes  de  pouvoir  obtenir  sans  de  trop 
longa  ddais  l'autorisation  du  Ministere  de  V.  M. 

V.  M.  daignera  croire  que  je  ne  me  suis  point  prete  ä  leur  demande, 
que  je  ne  me  permettrai  jamais  de  m'öloigner  en  rien  des  Instructions  po- 
sitives qu'EUe  m'a  fait  la  gräce  de  me  donner  sur  la  marche  ä  suivre  dans 
les  affaires  ecclesiastiques.  Comme  cependant  le  cas  du  Comte  semble  etre 
vraiment  pressant  et  que  j'ignore  la  rösidence  actuelle  du  Baron  de  Reck, 
Chef  du  Departement 2]  auquel  je  devrois  proprement  m'addresser  pour  les 
affaires  de  cette  nature,  j'ose  supplier  V.  M.  de  m'autoriser  ä  faire  expedier 
cette  dispense  et  de  me  faire  savoir  ä  qui  et  oü  je  dois  en  addresser  le 
Bref.  Si  V.  M.  daignait  peut-etre,  pour  le  tems  que  les  Communications  avec 
Son  Ministere  sont  ass^s  difficiles,  juger  ä  propos,  pour  acc^lerer  la  marche 
des  affaires,  de  me  permettre  de  correspondre  directement  avec  Ses  sujets 
Catholiques  sur  leurs  affaires  ecclesiastiques,  de  soigner  ces  dernieres  sur 
leur  seule  demande  et  de  leur  faire  parvenir  en  droiture  les  exp^ditions  en 
tant  que  ces  affaires  fussent  entierement  des  affaires  particulieres  et  ne  re- 
gardassent  en  aucune  maniere  les  int^rets  et  les  droits  de  V.  M.,  je  La 
prieroia  de  me  faire  connoitre  lä  dessus  Ses  intentions  supremes.  Je  m'y 
conformerois  le  plus  strictement  possible  et  veillerois  avec  l'attentiou  la  plus 
scrupuleuse  ä  n'admettre  ni  demande,  ni  expödition  qui  put,  en  quoi  que 
ce  füt,  blesser  les  maximes  sagement  etablies  par  V.  M.  Comme  je  crains 
que  les  sujets  de  V.  M.  ne  s'addressent  ä  present  directement  aux  tribu- 
naux  da  Pape,  j'ai  fait  quelques  dömarches  que  je  crois  propres  pour  en- 
gager  Sa  Saintete  ä  me  les  renvoyer  ä  moi  ou  ä  ne  les  pas  ecouter  du 
tout,  et  je  me  flatte  d'y  r^ussir  puisque,  quoiqu'on  n'ait  jamais  voulu  re- 
connoitre   proprement  le  principe  de  n'admettre  aucune  demande  de  sujets 


1)  Cfr.  No.  968. 

2    Dee  HobeitB-Departements;   cfr.  No.  913. 
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prussiens    que   celle   faite  par   la   voyo    du  iMiuistcic  de  V.  M.,   oii  s'y  est  ,,^^, 

Dec.  10 
cependant  confovmd  pav  le  fait. 

Le  d^part  du  prelat  Arezzo  de  Diesde  pour  Berlin  u  fait  uue  grande 

Sensation   ici.     La    lettre   ^crite   a   cet  ^gard   par  l'Empereur  Napolc'on  au 

commandant    de    place   de    Dresde   ne   consista  que   daus   ccs   mots   »Vous 

donneres  ordre  au  nonce  du  Fape  Arezzo  de  se  rendre  tout  de  auite  auprea 

de  moi  a  Berlin.«      On   suppose  qn'il  a  6td  appelle  pour  les  affaires  de  la 

ci-devant  Pologne;    mais   on  se  flatte  qu'il  ne  se  laissera  paa  indnire  dans 

aucune    demarcbe,  et   s'il  en  faisoit,  je  crois  pouvoir  assurer  que  ce  seroit 

entierement  sans  Tauthorisation  et  contre  le  gr6  de  sa  Cour.«  .  .  . 

Arezzo  erhielt  von  Napoleon  den  Auftrag,  den  Papst  zum  unbedingten 
Anschlnss  zu  bestimmen,  »les  ennemis  de  la  France  les  siens  propres«  zu 
erklären.  Der  Papst  aber  weigerte  sich:  >0n  m'assure  meme  que  le  Pape 
ait  menace  de  rompre  toute  communication  avec  TAmbassadeur  de  France, 
si  on  vouloit  executer  le  d^cret  connu  dans  sa  capitale« :  ITumboldt's  Bericht 
vom  31.  December  1806.  Dec.  31 

Ebenso   versagt   der   Papst   die  Sendung   eines   »nonce  extraordinaire« 
nach   Paris,   und   weigert   sich   ausdrücklich   aus  seiner  Neutralität  heraus- 
zuti-eten;    er   missbilligt   auch   die  Reise  Arezzo's   nach  Berlin  zu  Napoleon     j^)-^ 
ohne  seinen  Befehl:  Humboldt's  Bericht  vom  10.  Januar  1807, M  Jan-  ^^ 


967.  Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  Jau.  28 
1807  Januar  28. 

Ausw.  Amt  I.  Eep.  I.  Italien.  1.  Eigenhändige  chiflfrirte  Ausfertigung;  nach  der  Dechiffrirung. 

Die  franxösi^ehen  Drohungen  gegen  Rot/i.     Lob  des  Verhaltens   des  Papstes  gegen- 
über der  drohenden  Katastrophe. 

...  »On  attend  aprösent  avec  une  resignation  entifere  les  d^termina- 
tions  ult^rieures  de  l'Empereur  [Napoleon]  et  Ton  ne  se  dissimule  pas  que 
rien  ne  pourra  empecher  I'ex^cution  de  ses  menaces,  s'il  a  le  dessus  dans 
la  grande  lutte  engag^e  depuis  quelques  mois  dans  le  Nord.  Comme  les 
demandes  de  la  France  n'ont  jamais  dte  si  pressantes  et  si  pdreuiptoires 
jusqu'ici,  comme  le  refns  du  Pape  n'a  pu  dans  aucun  autre  tems  irriter 
l'esprit  de  l'Empereur  Napoleon  tellement  que  dans  le  moment  präsent, 
comme  par  cons^quent  nous  touchons  peut-Ctre  de  fort  pres  ä  une  des 
catastrophes  les  plus  remarquables  de  l'histoire  moderne,  je  veux  dire  au 
d^pouillement  du  St.  Siege  de  toute  espece  de  souverainetö,  il  ne  mc  semble 
pas  hors  de  propos  de  dire  avec  une  impartialite  parfaite,  de  «luelle  maniere 
une  expörience  de  plus  de  quatre  ans  et  la  connoissance  personnelle  des 
personnes  qui  possedent  de  Tinfluence  ici,  me  fait  juger  la  conduite  du 
Pape  et  de  Ses  Ministres  dans  les  conjonctures  actuelles  du  moment. 


1    Cfr.  No.  967. 
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1807  j2   gg^   certainement  faiix   que   le  Pape  ne  soit  que  ponr  le  nom  dans 

les  r^solutions  qu'il  prend,  et  que  aes  Ministres  lui  representent  les  choses 
ä  leur  gre.  Le  Pape  n'a  pas,  il  est  vrai,  prdciaement  le  caractere  hardi 
et  entreprenant  et  il  peut  etre  induit  en  erreur  sur  les  points  qui  deman- 
dent  des  recherches  compliquöes,  mais  il  a  6t6  le  juge  droit  et  sain  d'esprit, 
penetrant  et  ornö  d'une  lecture  plus  ötendue  et  plus  variee  qu'on  ne  la 
siipposeroit  dans  l'ctat  monastique  d'oü  il  sort,  la  volonte  la  plus  ferme  et 
la  plus  in^braulable  dans  tout  ce  qu'il  croit  juste  et  ndcessaire,  et  un  senti- 
ment  profond  et  dölicat  de  ce  qu'exige  son  devoir  et  la  dignite  de  la  place 
quil  occupe.  II  n'a  pas  certainement  jamais  eu  besoin  de  conseils  de  per- 
sonne dans  les  grands  intdrßts  qui  se  discutent  ä  present  entre  la  France 
et  lui,  et  il  n'a  consultö  les  Cardinaux  que  parce  qu'il  aime  ä  regarder 
la  Cour  de  Rome,  selon  son  Institution  primitive,  comme  une  espece  de 
gouvernement  mixte  dans  lequel  le  College  des  Cardinaux  partage  le  pouvoir 
supreme  avec  le  pape.  II  est  faiix  encore  que  le  Pape  et  ses  ministres 
se  soyent  laiss^s  diriger  dans  leur  conduite  par  une  animositd  mal  entendue 
contre  la  France;  il  seroit  impossible  de  citer  la  moindre  dömarche  sur 
laquelle  un  pareil  sentiment  eüt  influe.  On  est  toujours  au  contraire  all^ 
au  devant  de  tous  les  d^sirs  de  cette  puissance  et  on  a  porte  la  complai- 
sance  aussi  loin  que  le  permettoient  et  la  dignitö  et  les  intdrets  du  St. 
Siege.     Mais  on   a   döfendu  vouloir  compromettre  ni  ces  derniers  ni^)    ... 

La  cour  de  Rome  sent  qu'il  seroit  de  toute  injustice  de  se  declarer 
ennemie  de  puissances  et  de  nations  qui  ne  l'ont  jamais  offenste;  que  le 
Ministere  d'un  Pape  est  une  speculation  de  paix  et  qu'elle  agiroit  contre 
ses  Premiers  devoirs,  si  eile  attachoit  le  sort  des  catholiques  et  de  la  religion 
qu'ils  professent  ä  une  querelle  qui  lui  est  entierement  etrangere,  ce  qui 
dirige  les  sentimens  et  la  conscience  du  Pape.  D'un  auti-e  cote  le  gou- 
vernement romain  voit  que  le  meme  raisonnement  est  appuye  par  une  saine 
politique.  Le  St.  Siege  pourra  etre  renversd  par  une  force  pliysique,  mais 
il  pourra  toujours  se  relever  de  sa  chüte  dans  d'autres  tems  au  lieu  qu'il 
seroit  tres  difficile,  si  non  impossible  pour  toujours,  de  revenir  ä  ce  qu'on 
auroit  cdd^  par  un  conseutement  libre  et  spontane. 

C'est  ainsi  qu'il  me  semble  incontestable  que  Pie  VII.  aura  toujours 
la  gloire  d'avoir  sacrifie  toute  consideration  personnelle  ä  son  devoir,  d'avoir 
reconnu  les  veritables  intörets  du  St.  Siege  et  d'avoir  senti  que  le  bien  meme 
et  le  bonheur  d'une  nation  ne  peuvent  jamais  etre  separ^s  de  ce  que  l'hon- 
neur  et  la  dignitö  dictent  ä  son  souverain. 

Quant  ä  l'envoy  d'un  plenipotentiaire  en  particulier  on  l'a  refuse,  puis- 
qu'on  craint  d'aprfes  la  maniöre  qu'il  avoit  etd  demande  qu'il  ne  fut  Obligo 
de  se  rendre  ä  Varsovie,  et  qu'on  ne  veut  en  aucune  maniere  et  pas  meme 
par  la  simple  publication  d'un  ministre  envoy^  pour  un  autre  objet  sembler 

1    Liickci  in  der  Dechiffriruug. 
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authoriser  ce  qui  sc  trarae  ilana  les  pioviuces  ci-devant  polonoises  tle  V.  M.    ,       „ 
et  de  la  Rnssie. 

Si  Jamals  la  cataatrophe  en  question  arrivoit  ou  que  les  Fran^ois  occu- 
passent  sui*  le  champ  la  ville  de  Rome  de  raanifere  ä  mettre  le  gouverne- 
ment  romain  ne  fut-ce  aussi  que  provisoirement  hors  d'activite,  je  snpplie 
V.  M.  de  croire  que,  quaiid  meme  je  u'auroia  point  reQu  ju.s(iue3-lä  des  In- 
structions particulieres  pour  ce  cas  de  V.  M.,  je  tächerois  de  nie  lundulro 
en  meme  tems  avec  la  dignitd  qui  convient  au  nom  de  V.  M.,  et  avec,  la 
sagesse  qui  doit  toujours  regier  la  conduite  d'un  agent  diplomatique  dans 
de  pareils  cas.  J'ose  me  ilatter  cependant  que  les  ^venemens  de  la  guerre 
prendront  une  tournure  propre  a  difförer  ou  meme  ä  ^loigner  pour  toujour.4 
une  crise  aussi  funeste. « 


968.   Das  Auswärtige  Departement  an  den  Bevollmächtigten  Minister  i'obr.  11 
Frhr.  v.  Humboldt  in  Rom.     Memel  1807  Februar  11. 

Ausw.  Amt  I.  Kep.  I.  Italien.  1.    Concept,  ohne  Unterschrift.') 

Oestattet  direkte  Uebersendung  von  Dispensen  aus  Bom  durch  Humholdt  an  di^  Bitt- 
steller.   Empfiehlt  Aufmerksamkeit  auf  die  Sendung  Arexxo's.'^ 

.  .  .  »Votre  conduite  sage  et  mesur^e  dans  ces  cii'constances  difficiles 
a  toute  mon  approbation  et  je  ne  puis  que  Vous  engager  ä  y  perseverer 
avec  le  meme  zele  pour  le  bien  de  mon  Service  et  avec  le  meme  attachc- 
meut  pour  ma  personne  que  Vous  avez  fait  voir  jusqu'ä  präsent.  II  est 
sans  doute  ä  desirer  que  les  tribunaux  de  la  Cour  de  Rome  continuent  ä 
u'ecouter  les  demandes  de  mes  sujets  catholiques  qu'autant  qu'elles  leur 
sont  adressees  par  Votre  canal;  et  pour  cet  eflfet  je  veux  bien  Vous  auto- 
riser,  jusqu'a  nouvel  ordre,  ä  suivre  ä  l'egard  des  affaires  ecclesiastiques 
la  marche  que  Vous  proposez  dans  Voti'e  rapport  du  10.  Decembre.*')  Je 
rae  flatte  que  le  Pape  reconnoitra  dans  cette  condescendance  da  ma  part 
l'esprit  de  justice  qui  m'anime  pour  tous  mes  sujets  indistinctement,  et  que 
Sa  Saintet^  m'eu  saura  gre.  N'ayant  d'ailleurs  rien  ä  repondre  au  contenu 
de  Vos  döpeches  sus-accusees ,  je  ne  Vous  recommande  que  de  m'informev 
avec  exactitude  de  tout  ce  que  Vous  apprendrez  soit  des  resultats  de  la 
singuliere  mission  du  nonce  Arezzo,  soit  des  evfenements  qui  pourraient 
avoir  Heu  dans  les  pai's  voisins  des  6tats  Romains.  Au  reste  Vous  etes 
dispeuse  desormais  de  m'envoyer  Vos  rapports  en  dnplicat.«    .  .  . 


1)  Der  Leiter  des  Auswärtigen  Departements  war  z.  Z  der  General  v.  Zastrow 

2)  Cfr.  No.  9H(;.  3    No.  96(5. 
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1^^  969.    Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.     Rom 

Febr.  28 

1807  Februar  28. 

Ausw.  Amt.  I.  Rep.  I.  Italien.  I .  Eigenhändige  chiffrirte  Ausfertigung ;  nach  der  Dechiifrirung. 

Hat  gegen  die  Erledigung  eines  Dispensgesuckes  eines  preussisehen  Unterthans  aus 
Warschau  durch  die  Kurie,  das  ein  französischer  General  übermittelt  hatte,  beim 

Papste  protestirt. 

...  »La  demande  de  cette  dispense  avait  ete  present^e  ä  la  daterie 
par  Mgr.  1)  .  .  .  auditeur  de  Rote  pour  la  France,  k  qui  eile  avait  6te  re- 
commandde  par  un  general  frangais  qui  se  trouve  maintenant  ä  Varsovie. 
Le  Cardinal  prodataire  l'avait  expödiee  sans  que  le  Pape,  comme  cela  arrive 
exti*emement  souvent,  en  ait  6t6  instruit  et  l'expedition,  comme  c'est  ordi- 
nairement  le  cas  dans  les  afifaires  particulieremeut  recommandees,  avait  €t^ 
soignee  si  vite  que  je  n'en  fu3  instruit  que  le  jour  meme  qu'elle  fut  remise 
ä  la  poste.  Je  crois  etre  certain  que  V.  M.  daignera  approuver  que  j'aie 
adressö  mes  representations  au  Cardinal  Prodataire  pour  ce  cas,  comme 
dans  tout  autre  tems.  Je  ne  vois  point  qu'une  occupation  militaire  faite 
momentanöment  par  l'ennemi  puisse  rien  clianger  au  rapports  qui  existent 
entre  V.  M.  et  la  Cour  de  Rome  relativement  aux  sujets  prussiens  des  pro- 
vinces  malheureusement  occupöes.  Je  n'ai  pas  cru  d'un  autre  c6t6  devoir 
meler  les  circonstances  du  moment  et  l'influence  qu'elles  peuvent  avoir 
exercöe  dans  ma  note  officielle  ou  de  la  rödiger  autrement  que  je  ne  l'eus 
fait  avant  la  guerre.  Puisque  la  demande  de  cette  dispense  n'^tait  point 
venue  ä  la  daterie  par  la  voye  du  Ministre  de  France  et  au  nom  de  sa 
Cour  et  puisque  les  tribunaux  romains  s'^taient  permis  aussi  dans  d'autres 
tems  de  pareilles  irregularites,  je  ne  croyais  pas  devoir  assigner  la  presente 
ä  des  causes  particulieres  qui  ne  pouvaient  entrainer  que  des  discussions 
peu  agi'öables.  L'exemple  de  cette  expedition  faite  apres  que  j'avais, 
comme  j'ai  eu  l'honneur  de  le  mander  ä  V.  M.,  prevenu  la  Cour  de  Rome 
sous  main  de  ne  pas  s'en  permettre,  m'a  paru  neantmoins  pouvoir  conduire 
ä  d'autres  plus  importantes  et  j'aurais  cru  manquer  ä  mes  devoirs,  si  je 
m'^tais  bomö  ä  une  simple  rdclamation.  J'ai  donc  demandd  un  entretien 
particulier  avec  un  des  Cardinaux  les  plus  influens  et  une  audience  au  Pape 
et  j'ai  discut^  confidemment  avec  eux  taut  le  cas  präsent  que  ceux  qui 
pourraient  avoir  Heu  dans  la  suite.  J'ai  röprdsente  tant  ä  ce  Cardinal 
qu'au  Pape  que  tout  ce  que  le  gouveruement  fraugais  pouvait  se  permettre 
dans  les  ci-devant  provinces  de  la  Pologne,  ne  pouvait  cependant  rien 
changer  aux  droits  de  V.  M.  sur  ces  provinces  et  n'autorise  aucune  Cour 
ii  ne  plus  observer  ses  anciens  rapports  ä  leur  egard;  que  je  u'ignorais 
pas  que  la  Cour  de  Rome  s'^tait  toujours  refus^e  ä  reeonnaitre  en  principe 
la  marche  dtablie  par  V.  M.  pour  les  affaires  de  Ses  sujets  catholiques; 
que,  si  neantmoins  on  voulait  se  servir  de  cet  argument  ä  present,  les  faits 
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meme  y   repngnaient  clairemeut,    puiaqu'cllo  avait  depuis  longtems  6t6  ob-  ,,  V^^.u 
,  r  ebr.  2H 

servee   par   le    faxt;    qiiil    ine  paraissait   nol)lc  par  cette  raison  de  discutcr 

(C  qui  ne  pouvait  jamais  etre  qu'un  prötexte,   mals  que  jo  connaissaia  assez 

la   loyaute    du    St.  Pfere   pour  etre  sür  qu'il  ne  voudrait  pas  avoir  l'air  de 

favoriser   rinsurrection   de  sujets  contre  leur  Souverain  legitime  ou  les  d(i- 

marclies  d'nne  Puissance  en  guerre  contre  V.  M.   et  sortir  de  cette  nianiere 

de  sa  neutralitö;  qu'en  dernier  lieu  il  n'agissait  pas  meme  prudemment  en 

cela,    puisque   certaineraent  V.  M.   ne  reconnaitrait  rien   de  ce  (jui  se  serait 

fait  dans  ce  malheureux  intervalle  sans  son  consentemeut  expr»-«. 

On  m'a  repondu  sur  cela  qu'ou  ne  pouvait  pas  se  dösister  de  r^pöter 

que   le    Systeme   de   communiquer   avec   les    sujets  catholiques  de  V.  M.  en 

question   n'avait  jamais   ete   assurö   en    principe,    qu'on    »"y    etait   conformci 

jusqu'ici,    puisque   les    expeditions   papales   ^taient  parvenues  exactement  k 

leur   destination,    mais   que    meme   la   difficultt;   de   les   y  faire  parvenir  de 

meme    ä   present   dans   les   provinces  occupecs  pouvait  conseiller  une  autre 

marche.     On    a    protestö   ensuite   qu'on   etait    cevtainement  tr^s   dloignö   de 

manquer   dans   la  moindre  chose  aux  egards  dus  a  V.  M.,   ou  de  se  meler 

des  affaires  de  Son  royaume,  ou  enfin  de  prendre  un  part  quelconque  dans 

la   guerre   actuelle,    et  qu'on  croyait  avoir  donnö  assez  de  preuves  de  fer- 

metö   ä   cet   ^gard.     Mais   le    Systeme  du  St.  Siege  avait  ^t^  dans  tous  les 

tems   de   ne   regarder   dans  les  guerres  et  les  rövolutions  politiques  que  le 

fait   de  possession  et  non  pas  le  droit,  ce  qui  ^tait,  disait-on,  juste  et  na- 

turel,  puisque  les  besoins  spirituels  des  Catholiques  ne  pouvaient  pas  attendre 

la  decision  souvent  tres  tardive  des  querelies  politiques  et  que,  si  le  Pape 

ne    voulait   d'un   cote   s'arroger    aucun   droit   de  decider  sur  ces  interets.  il 

ne  pouvait  pas  non  plus  rendre  döpendant  de  leur  discussion  l'exercice  de 

ses   fonctions.     Les   Papes   avaient  porte   ce   principe   si   loin   qu'il  existait 

une    bulle   qui  declarait  que  meme  le  titre  de  Roi  accorde  par  la  Cour  de 

Rome  a  un  Prince  ne  changeait  absolument  rien  a  la  Situation  des  choses 

t,'t  ne  donnait  pas  meme  ä  l'egard  du  St.  Siege  le  moindre  droit  r<jel.«  .  .  . 

Die  Depesche  ist  anscheinend  nicht  bis  zum  Schlüsse  dechiffrirt. 


970.   Das  Auswärtige  Departement  an  den  Bevollmächtigten  Minister  März  ih 
Frhr.  v.  Humboldt  in  Rom.     Memel  1807  März  18. 

Ausw.  Amt  I.  Eep.  I.  Italien.  1.    Concept,  gez.  Zastrow. 

Anerkennung   der   nachahmenswerthen  Festigkeit  des  Papstes.     Ouie  Zurersieht  für 

die  Zukunft. 
.  .  .    »J'ai   lu   avec   interet   dans  Votre  rapport  No.  3.')    la  suite  des 
notions  que  Vous  M'y  donnds  snr  les  ouvertures  faites  an  Pape  de  la  part 
de   Napoleon   par    le   canal   du   pr^lat   Arezzo.     La    fermetf«   du    Souverain 

1    Vom  28.  Jauuar  18()7.  Nu.  967. 
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1807  poiitife  (lans  ces  circonstances  difficiles  est  digne  d'admiration.  C'est  im 
bei  exemple  ä  suivre  qu'il  donne  ä  tous  les  Princes  de  la  chretiennete. 
Si  l'occasion  s'en  präsente  Vous  lui  temoignerez,  combien  je  Ten  estime,  et 
en  meme  tems  Vous  lui  direz,  combien  je  suis  sensible  a  la  dölicatesse  de 
ses  procödös  k  mon  ^gard:  je  les  appr^cie  parfaitement  et  voudrois  pouvoir 
mieux  les  reconnoitre  que  par  le  voeu  qua  l'avenir  le  fils  atne  de  l'Eglise 
cause  moins  de  peines  au  St.  Pere  et  lui  temoigne  tous  les  egards  dus  ä 
ses  hautes  vertus.  Vous  avez  raison  d'ailleurs  de  croire  que  les  craintes 
con^ues  ä  Rome  sont  exagerees  ou  precoces,  et  je  suppose  que,  si  meme 
nos  frimats  ne  suffisaient  pas  pour  calmer  Napoleon,  au  moins  remettra-t- 
il  ä  d'autres  tems  ä  faire  ressentir  au  Pape  les  effets  de  son  courroux,  car 
il  n'est  pas  douteux  que  sa  position  ne  soit  assez  embarassante,  pour  ne 
pas  en  laisser  distraire  son  attention  par  des  soins  moins  importants.«  .  .  . 


April  1  971.  Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom 

1807  April  1. 

Ausw.  Amt.  I.  Rep.  I.  Italien.  1.    Eigenhändige  chiifrirte  Ausfertigung;  nach  der  DechiiTrirung. 

Gtder  Mtidruch  der  Erlaubniss   der   direkten  Erledigung   geistlicher   Expeditionen 
durch  Humboldt  auf  die  Kurie A) 

...  »Je  regarde  comme  preuve  precieuse  de  Sa  [des  Königs]  confiance 
Tautorisation  qu'Elle  daigne  me  donner  de  soigner  par  moi  seul  les  affaires 
ecclesiastiques  de  ses  sujets  catholiques  sous  les  modifications  annoncöes 
dans  mon  .  .  .  rapport  du  10.  Dcbr.^j  Je  m'empresserai  de  faire  connoiti-e 
cette  mesure  au  Gouvernement  Romain  et  je  suis  sür  que  le  St.  Pere  qui 
n'omet  aucune  occasion  pour  me  prouver  les  sentimens  pleins  dVgard  et 
d'attachement  qu'il  a  pour  V.  M.,  reconnoitra  dans  ce  soin  d'empecher  tonte 
inteiTuption  dans  la  communication  entre  le  St.  Siege  et  Ses  etats  la  juste 
impartialit^  de  V.  M.  envers  tous  Ses  sujets  indistinctement  et  Sa  bienveil- 
lance  envers  la  Cour  de  Rome.«    .  .  . 


Mui  3  972.   Das  Auswärtige  Departement  an  den  Bevollmächtigten  Minister 

Frhr.  v.  Humboldt  in  Rom.     Bartenstein  1807  Mai  3. 

Ausw.  Amt  I.  Rep.  I.  Italien.  1.    Concept,  gez.  Hardenberg. 

Einverstä/ndniss  mit  Humboldfs  Protest  gegen  die  direkte  Erledigung  der  Gesuche 
preussischei'  Unterthanen  aus  Warschau  durch  die  Kurie. 

...  »II  est  facheux  que  les  ordres^)  qui  Vous  ont  6tö  donn^s  relative- 
ment  aux  demandes  de  mes  sujets  catholiques,  ne  Vous  soyent  point  pai-- 
venus  avant  l'incident  dont  Vous  parlez  dans  Votre  rapport  allemand^):  ils 


1)  Cfr.  No.  968.  2)  No.  966.  3)  Cfr.  No.  968. 

4)  Cfr.  No.  969;  die  hier  mitgetheilte  französische  Depesche  war  zur  Erläu- 
terung des  »rai)port  ailemand<  über  den  Ehedispens  bestimmt. 
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Vous  autorisuieiit  specialement  k  procurer  la  disponse  matrimonialo  deman-  A^., 
d6e  par  le  C'*^  ZabietoJ)  Vous  auroz  donc  pu  faire  leinarqiicr  dopiiis  au 
Cardinal  Prodataire  que,  si  Ton  eüt  rais  un  peu  moius  d'empressenient  ä 
l'accorder  ä  des  sollicitations  ^trangeres,  Ton  eüt  6v\t6  de  Me  dösobliger 
en  s'dcartant  de  la  raarche  que  pour  cotte  sorte  d'affaires  j'ai  cm  dcvoir 
prescrire  ä  Mes  sujets,  marche  que  dans  tou.s  les  tenis,  mais  aujourd'liui 
plus  que  jamais,  je  pretends  leur  faire  suivre,  qn'ailleurs  Ton  reconnaisso 
DU  non  le  principe  sur  lequel  je  la  fonde.  Je  suis  tres  content  au  reste  de 
la  maniere  dont  Vous  Vous  etes  expliquö  ä  cet  egard  envers  la  Cour  de  Rome, 
et  ce  que  Ton  Vous  a  röpondu  Me  fait  espörer  que  doresnavant  le  St.  Sifege 
astreindra  ses  tribunaux  ä  user  de  plus  de  circonspection. «   .  .  . 


973.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  Mai  2u 
1807  Mai  20. 

Ausw.  Amt  I.  Rep.  1.  Italien.  1.   Eigenbändige  uhift'rirte  Ausfertigung ;  nach  der  Dechiifrirung. 

Dank  des  Papstes  für  die  Anerkennung  seiner  Haltung  durch  die  prctissisclie 

Regierung. 

...  »La  maniere  de  laquelle  V.  M.  daigne  s'exprimer  k  l'^ard  du 
pape^)  etant  si  flatteuse  pour  ce  souverain  infortune,  je  me  suis  empresse 
de  profiter  selon  Ses  ordres  de  la  premiere  occasion  que  j'avois  de  le  voir, 
pour  lui  en  faire  part.  II  me  seroit  difficile  de  decrire  avec  quelle  joye 
il  apprit  l'impression  que  sa  conduite  avoit  faite  sur  V.  M.,  et  combien  il 
6toit  touch^  des  assurances  d'estime  et  d'amitie  que  je  lui  reiterai  au  noni 
de  V.  M.  II  m'a  charge  de  Lui  temoigner  sa  profonde  reconnoissance  et 
de  marquer  ä  V.  M.,  combien  il  etoit  penetr^  des  memes  sentimens  envers 
EUe.*   .  .  . 


974.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.   Rom  jnii  4 
1807  Juli  4. 

Answ.  Amt  I.  Rep.  I.  Italien.  1.   Eigenhändige  chiffrirte  Ausfertigung;  nach  der  liechiffrirung. 

Sat  gegen  den  Qel/rattch  päpstlicher  Soldaten  ^um  Transporte  prcussisehrr  Kriegs- 
gefangener im  Kirchenstaate  protestirt. 

Die  Franzosen  haben  päpstliche  Truppen  requirirt,  um  revoltirende 
preussische  Kriegsgefangene,  die  nach  französischer  Behauptung  französische 
Dienste  hatten  nehmen  wollen,  von  Rom  nach  Velletri  zu  eskortiren:  .  .  . 
>Comme  l'exemple  que  je  viens  d'alleguer  et  le  rdcit  de  ce  Soldat  [eines 
in  Rom  Ranzionirten  vom  Infanterie-Regimente  Hohenlohe,  No.  32]  me 
firent  craindre  que  les  Fran^ois  ne  se  servissent  plus  souvent  des  troupes 
Romains  pour  faire  escorter  la^)  soi  disant  recrue  ou  meme  les  prisonniers 
de    guerre   et   que   par   Ik   Tenvoi   de   ces   demiers  dans  ce  pais  ne  dcNint 


1)  Cfr.  No.  966.  2)  Cfr.  No.  970. 

3)  Die  Dechiffrirnng  hat  >h'  recriie«. 
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1807  encore  plus  tacile  et  frequent,  je  crus  devoir  en  parier  tvhä  serieusement 
au  Cardinal  Secrötaire  d'Etat.  Je  lui  reprösentai  verbalement  par  conse- 
quent:  que,  quoique  le  Pape  füt  döjä  forc^  par  les  circonstances  de  per- 
uiettre  aux  Frangois  des  clioses  qui  s'opposoient  directement  ä  toute  id^e 
de  neutralite,  ce  seroit  cependant  aller  trop  loin  que  de  leur  permettre 
encore  Temploy  de  ses  troupes  pour  escorter  la  soi-disaut  recrue  ou  les 
prisonniers  de  guerre  prussiens;  que,  si  jamais  ce  dernier  cas  arrivoit,  je 
ne  pouiTois  que  m'en  plaindre  le  plus  energiquement  possible,  raais  que 
j'eviterois  volontiers  d'en  venir  lä  et  que  j'etois  persuade  de  la  d^licatesse 
de  Sa  Saintete  qu'EUe  ne  voudroit  pas  meme  faii-e  cooperer  ses  troupes 
ä  l'escorte  de  recrues  qui  ne  l'ötoient  gueres  d'une  maniere  libre  et  spon- 
tan6e.  Le  Pape  m'a  fait  repondre  la  dessus  qu'il  ne  pouvoit  que  trouver 
juste  mes  representations  et  que  je  connoissais  les  egards  qu'Il  vouoit  con- 
stamment  ä  V.  M. ;  mais  que  je  devois  considdrer  aussi  que  les  Francois 
nonimoient  les  Individus  en  question  des  recrues  et  qu'il  n'appartenoit  point 
ä  Lui  d'examiner  la  ldgitimit6  de  leurs  engagements;  que  le  cas  qui  donnoit 
lieu  ä  mes  representations  avoit  6te  tont  ä  fait  particulier  et  une  simple 
reclamation  d'assistance  qu'Il  avoit  pu  refuser  d'autant  moins  que  la  resi- 
stance  des  recrues  auroit  pu  avoir  des  suites  fächeuses  et  donner  lieu  k 
des  scenes  desagröables  ä  Rome;  que  malgrö  tont  cela  il  n'avoit  permis 
qu'avec  beaucoup  de  peine  l'emploi  de  ses  troupes  aux  Frangois.  Malgrö 
cette  reponse  evasive  en  quelque  fagon  j'ai  lieu  pourtant  de  me  flatter  que 
mes  representations  ont  fait  Impression  sur  le  St.  Pere. «  .  .  . 


Aug.  1  975.  Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom 

1807  August  1. 

Answ.  Amt  I.  Rep.  I.  Italien.  1.    Eigenhändige  Ausfertigung. 

Die  bereits  in  Berlin  befindlichen  Bullen  für  den  Erxbischof  von  Onesen  dürfen 
diesem  nicht  vor  Erstattung  der  von  Humboldt  verauslagten  Unkosten  übergeben  wer- 
den.   Die  von  ihm  in  Born  geforderte    Uebersendung  einer   Kopie  der  Bullen  hat 

Humboldt  verhindert. '] 

>Le  Comte  de  Raczynski  que  V.  M.  a  daign6  uommer  Archeveque  de 
Gnesen,  vient  de  s'addrosser  immediatemeut  au  Pape  pour  le  prier  de  lui 
envoyer  une  copie  authentique  des  BuUes  exp^diees  pour  lui  l'auuee  pass6e 
qui  ä  cause  des  övenemens  de  la  guerre  n'out  pas  pu  lui  etre  transmises 
et  86  trouvent  encore  aupres  du  Departement  du  Ministre  d'Etat  Baron 
de  Reck  ä  Berlin.  Le  Pape  m'a  fait  part  incessamment  de  cette  demande 
de  l' Archeveque  et,  comme  une  pareille  copie  equivaudroit  absolument  aux 
BuUes  memes  et  mettroit  le  Comte  de  Raczynski  en  dtat  d'entrer  pleine- 
ment  dans  toutes  les  fonctions  spirituelles  de  sa  dignite,  je  me  suis  bäte 
de  faire  repr^Henter  au  Pape  que  le  nouvel  Archeveque  ne  pouvoit  recevoir 

1)  Cfr.  No.  955. 
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803  BuUes  que  de  la  part  du  Miui.stero  de  V.M.  et  (lue  Tenvoi  d'une  ropie  a  cc  }^^\ 
dernier  etoit  absolument  inutile,  puisqiie  je  Havels  que  les  Bulles  cllcs-mcmcs  ^ 
existoient  k  Berlin.  Le  Pape  a  fait  suspondre  sur  le  champ  sur  cela  cette 
atiaire  et  m'a  fait  assurer  que  ses  Trihunaux  u'y  faisoient  aurnne  d(5maroh<' 
ulterieuro  sans  3'etre  prealablement  ooiicerteB  avec  moi.  Mais  comme  il 
m'a  prie  en  meme  tems  de  contribuer,  si  je  le  pouvois,  ä  ce  que  le  Comte 
de  Kaczynski  puisse  bientot  etre  instalie  dans  sou  nouvel  Archeveche,  j'ai 
ciu  de  moü  devoir  de  mauder  cet  incideut  ä  V.  M.  et  de  La  supplier  de 
daigner  me  muniv  des  Instructions  nöcessaires  sur  la  manifere  de  laquelle 
je  dois  me  conduire  dans  cette  affaire.  J'ose  encore  ajouter  que  les  fraix 
pour  l'expedition  de  ces  Bulles  qui  se  montent  a  plusieurs  inilliers  d'ßcus, 
ont  ^te  avances  sur  mou  Ordre  et  sous  ma  garantie  par  un  Hanquier,  les 
Freres  Mrs.  Friedländer  &  Comp,  ä  Berlin,  et  Je  me  vois  forcd  par  con- 
sequent  de  prier  V.  M.  de  daigner  donuer  les  Ordres  nöcessaires  pour  que 
les  Bulles  du  nouvel  Archeveque  ne  soyeut  point  delivrees  avaut  qn'il  ne 
36  soit  acquitte  de  cette  dette  et  qu'il  n'ait  remboursö  les  dits  Banquiers 
de  cette  avance,  ainsi  que  des  intörets  qu'ils  demandent  a  d'autant  plus 
justes  titres  que  le  payement  a  etö  extremement  onereux  pour  eux  dans  la 
Situation  critique  du  momeut  oü  il  a  dii  se  faire.  Je  me  Hatte  que  V.  M. 
daignera  trouver  cette  priere  d'autant  plus  juste  que  je  n'ai  point  fait  l'avance 
de  cette  somme  en  consideration  de  l'Archeveque  avec  qui,  d'apres  mes 
Instructions,  je  ne  pouvois  pas  meme  etre  en  correspondance,  mais  unique- 
ment  sur  l'autorisation  expresse  du  Ministere  de  V.  M.  et  pour  remplir  plus 
promptement  les  Ordres  pressans  qu'il  m'avoit  donn^s. «   .  .  . 

Das   Auswärtige    Departement    antwortet   am  7.  September  1807:   Sept.  7 
J'approuve   fort  vos    demarches  pour  prevenir  la  transmission  de  la  copie 
des  bulles],   puisqu'il   ne    dopend   que    de  lui  [Raczynski],    s'il  ne  l'a  döjä 
fait,    de  retirer  l'original   de  Berlin  contre  le  payement   des   avances  faites 
a  ce  Sujet.« 

976.   Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr,  v.  Humboldt.   Kom  Sept. '.» 
1807  September  9. 

Answ.  Amt  I.  Rep.  I.  Italien.  1.    Eigenhändige  chiffrirte  Ausfertigung ;  nach  der  Dechiffrirnng. 

Theilnahme  des  Papstes  wegen  des  Friedens  von  Tilsit. 
»En  remettant  au  Cardinal  Secretaire  d'fitat  la  Note  dans  laquelle 
j  avois,  en  lui  notifiant  la  conclusion  de  la  paix,  exprime  en  peu  de  raots 
ce  que  V.  M.  m'avoit  ordonne  de  marquer  en  Son  nom  au  Pape,  je  priois 
le  Cardinal  en  meme  tems  de  me  faire  obtenir  une  audience  aupres  du 
St.  Pere.  Sa  Saintetö  me  Taccorda  le  lendcmain  et  je  lui  ox})osoi.s  alors 
les  cii'constances  et  les  faits  qui  seien  le  .  .  .  rescrit  de  V.  M.  ont  acoom- 
pagne  la  conclusion  de  la  paix,  en  y  ajoutant  Texpression  des  sentiuieiit:* 
dont   V.  M.  m'avoit   fait  la   gräce   de   m'autoriser   a    l'assurer    de    aa   part. 
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^^^  Je  ne  saurois  exprimer  ä  V.  M.  combien  le  St.  Pere  en  a  ete  touche  pro- 
fondement;  il  m'a  charg^  et  repöte  souvent  qu'il  me  demandoit  avec  instance 
de  temoigner  ä  V.  M.  quelle  part  vive  et  intime  ii  prenoit  ä  son  aiiguste 
personne  et  a  la  Situation  de  sa  monaichie  et  avee  quel  empressement  il 
saisiroit  chaque  occasion  qui  pourroit  se  präsenter,  pour  convaincre  V.  M. 
des  sentiments  qui  l'animoient  pour  Elle.«    .  .  . 


Okt.  ö  977.  Immediat-Schreiben  des  Dompropstes  v.  Mathy,  General-Admini- 

strators des  Bisthums  Ermeland.     Frauenburg  1807  Oktober  5. 

K.  ^'J.  A.  XXX.  2.     Ausfertigung 

Huldigung  nach  geschlossenem  Frieden;  Lob  der  Haltung  des  Ermdandes  toährend 

des  Krieges. 

»Bei  der  jezt  auch  hier  officielle  erfolgten  Bekanntmachung  des  In- 
halts des  abgeschlossenen  Friedens  vermöge  um  so  weniger  ich  mich  zu 
entwehren,  E.  K.  M.  die  Gefühle  eines  treuen  Unterthans  zu  Füssen  zu 
legen,  als  lebhafter  ich  das  Glück  empfinde,  preussischer  Unterthan  zu  seyn, 
und,  an  der  Spitze  der  Geistlichkeit  im  Ermlande  gestellt,  die  Pflicht  er- 
kenne,   ihr   den  verdienten  Lob  vor  E.  K.  M.  Throne   beilegen   zu  müssen. 

Vieleicht  hatte  Ermland  als  ehemals  selbständiges  Ländchen  noch  keines 
vollen  Vertrauens  auf  seine  Treue  in  der  Stimmung  älterer  preussischer 
Staaten  sich  zu  erfreuen  gehabt.  Jezt  schmeichelt  es  sich  aber,  durch  die 
mit  gelassener  Standhaftigkeit  erlittene  Aufopferungen  die  unerschitterliche 
Treue,  von  welcher  es  stets  durchdrungen  war,  unzweifelhaft  dargethan  zu 
haben. 

Die  verhehrten  Dörfer  und  Städte,  die  geplünderte  Kirchen,  die  er- 
littene Misshandlungen  der  Geistlichen,  ihre  abgebrandte  Wohnungen,  die 
am  Bettelstabe  wandelnde  Adliche,  Geistliche,  Einsaassen,  die  vor  Unge- 
mach und  Elend  tausendweis  sterbende  Einwohner  tragen  das  unablösch- 
liche  Gepräge,  durch  kein  treuloses  Zuvorkommen  die  Schonung  des  Feindes 
schändlich  erbettelt  zu  haben. 

Zwar  hat  der  Ermländer  hiedurch  blos  seine  Pflicht  erfüllt.  In  einem 
entscheidenden  Verhältnisse  aber  nicht  von  seiner  Pflicht  gewichen  zu  seyn, 
bethätiget  die  Gesinnungen,  welche  den  eigentlichen  Werth  eines  ächten 
Unterthans  ausmachen.  Und  dass  die  Geistlichkeit  durch  zweckmässige 
Lehren  von  jeher  den  Keim  dieser  Gesinnungen  in  das  Gemüth  des  Volks 
gelegt  und  durch  eignes  Beispiel  seine  Treue  jezt  zur  Vollkommenheit  ge- 
leitert habe,  liegt  dem  unbefangenen  Beobachter  so  deutlich  vor  Augen, 
als  einsichtlicher  ihm  das  Zutrauen  des  Ermländers  an  seine  Geistlichkeit 
seyn  muss,  die  er  noch  wie  erste  Stifter  seiner  ursprünglichen  Wohlfahi't 
mit  Erkenntlichkeit  verehret. 

Allerdurchlauchtigster  König!  ich  bin  kein  eingebohrner  Ermländer; 
durch  mehrjährige  Aufmerksamkeit  aber  auf  das  Betragen  dieses  Ländchens 
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fühle   ich  mich  glücklich,    uuter    diesem  biedern   Volke   zu  leben  und  unter     ^^''. 

Okt  ö 
die  Zahl  seiner  Geistlichkeit  zu  gehören,    welche    durch   stilles  Wirkon  die 

sittlichste  Keligiosität  erhält,  möglichste  Thiltigkeit  erweckt,  die  Anhäng- 
lichkeit an  E.  M.  Throne  befördert  und  als  köstlichsten  Seegcn  der  Vorsehung 
es  jezt  ansiehet,  durch  neue  Tracktate  befestiget  unter  E.  K.  M.  Zepter  zu 
verbleiben,  unter  welchem  es  bereits  fünfundreyssig  Jahre  glücklich  verlobt 
hatte  und  dessen  Landesväterlicher  Wohlthaten  würdig  zu  seyn  es  sich  auch 
in  Zukunft  mit  aller  Anstrengung  und  mit  unwandell)arer  Treue  gewis  be- 
rifern,  wie  vor  E.  K.  M.  lange  Erhaltung  und  Wohlfart  Allerhöchstdero 
gesammten  Königlichen  Hauses  den  Himmel  anzuiiehen  nie  unterlassen  wird. 
Ich  unterstehe  mich,  diese  Gesinnungen  aus  der  Seele  der  Ermlän- 
dischen  Geistlichkeit  geschöpft  als  ihre  erneuerte  Huldigung  E.  K.  M.  mit 
gewissenhafter  Aufrichtigkeit  .  .  .  vorzutragen  und  wage  es  zugleich,  für 
dieses  vortrefliche  Ländchen,  welches  durch  ämsigste  Betriebsamkeit  und 
beispielmässige  häussliche  Sparsamkeit  den  blühendsten  Wohlstand  genossen, 
jezt  aber  durch  das  Gewimmel  der  streitenden  Heere  aufs  äusserste  zer- 
rüttet ist  und  zum  Theile  unter  dem  Drucke  fremder  Truppen  noch  seufzet, 
um  die  Fortdauer  E.  K.  M.  Landesväterlicher  Huld  und  Gnade  anzuflehen.« 

Randverfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Okt.  12 

»12.  October  1807. 

S.  M.  bezeugen  dem  Ref.  gern  Ihre  Zufriedenheit  mit  den  von  dem 
Ermelande  in  der  Zeit  der  Noth  gegebenen  Beweisen  der  Treue  und  An- 
liänglichkeit  und  danken  ihm  und  der  Ermländischen  Geistlichkeit  für  die 
an  den  Tag  gelegten  guten  und  rühmlichen  Gesinnungen.« 

Hiernach   Cabinets-Ordre  an  Mathy,  Memel  1807  Oktober  12. 

a.  a.  0.  Concept. 

978.   Das  Auswärtige  Departement  an  den  Bevollmächtigten  Minister   okt.  h 
Frhr.  v.  Humboldt  in  Rom.     Memel  1807  Oktober  8. 

Ausw.  Amt  I.  Kep.  I.  Italien.  1.     Concopt,  ohne  Unterschrift.'! 

Abwicklung  der  geistlichen  Geschäfte  in  lioni  für  dir  abgetretenen  Prov^inxen. 
»Les  affaires  eccl^siastiques,  appartenant  ä  mes  anciennes  provinces 
c6dees  par  la  paix  de  Tilsit,  quo  Vous  me  dites  se  trouver  encore  entre 
Vos  mains,  semblent  ne  plus  Vous  regarder,  mais  les  personnes  qui  se 
trouvent  chargees  des  pouvoirs  des  souverains  actuels  de  ces  Provinces. 
Toutefois,  pour  en  juger  avec  enti^re  connoissance  de  cause,  il  seroit  bon, 
au  cas  qu'elles  n'aient  pas  ete  reclamees  encore,  d'en  envoyer  une  speci- 
tication  ä  Mon  Ministfere.  II  faudroit  aussi  y  joindre  les  qnestions  qui 
Vous   ont  ^t^  address^es    par  la  Datarie  Apostolique   sur  des  affaires  com- 


1)  Der  Leiter  des  Auswärtigen  Departements  war  z.  Z.  der  JStaats-Minister 
(Jraf  Goltz. 
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1807     mencdes  et  non  termiiiees  encore,  puisqu'  il  n'est  gueres  possible  de  Voiis 
mimir  d'instnictions  ä  ce  sujet  sans  les  connoitre  plus  ä  fond. « 

Okt.  12  Cabinets-Ordre  an  Mathy  s.  unter  dem  5.  Oktober  1807,  Nr.  977. 


Nov.  2ö         979.   Cabinets-Ordre  an  den  Geheimen  Ober-Finanzrath  v.  Massow.^) 

Memel  1807  November  25. 

R.  S9.  A.  XXX.  ><.    a.)  Eigenhändige  Anweisung  zum  Concept  von  Stein. 

b.)  Concept,  geschrieben  von  Altenstein,  mehrfach  geändert  von  Stein. 

Einleitung  der  Säkularisation  der  Geistlichen  Güter  in  Schlesien  xiir  Bexahltmg  der 
Kriegskontribution,  um  die  Ueberweisung  von  Domänen  an  französische   Generale 

XU  vermeiden.^) 

a)   »Scribatur  an  den  Geheimen  Rath  v.  Massow. 

[Durch]  die  an  ihn  d.  22.  m.  c.  ergangene  Cabinets-Ordre'^)  habe  ich  ihn 
von  den  Forderungen  des  Kaysers  Nap[oleon]  und  der  Art  benachrichtigt,  wie 
die  eine  Hälfte  derselben,  von  51  Millionen,  befriedigt  werden  solle.  Zur 
Abtragung  der  andern  Hälfte  würde  die  Überweisung  von  50  Millionen 
Domainen  zwischen  Elb  und  Oder  zur  Disposition  des  Kaysers  Napol  eon] 
gefordert,  der  nach  denen  von  der  Gesandschaft  eingekommenen  Nachrichten 
die  Absicht  habe,  sie  an  seine  Generale  zu  verschenken. 

Die  Überweisung  Königlicher  Domainen  an  Fremde,  so  unter  dem  Ein- 
fluss  einer  auswärtigen  Macht  stehen,  hat,  wenn  gleich  die  Souveraiuetät  dem 
Landesherrn  vorbehalten  bleibt,  den  Nachtheil,  dass  die  Privilegien,  welche 
den  Domainen  bissher  zngetheilt  waren,  den  fortschreitenden  Gang  der 
Landes-Verwaltung  stöhren  und  jeder  zu  machenden  Veränderung  Hinder- 
nisse in  den  Weeg(!)  legen  und  dass  das  öffentliche  Einkommen  durch  eine 
solche  Veräusserung  geschwächt  wird.  Beyde  nachtheilige  folgen  werden 
vermieden,  wenn  man  jetzt  zur  Saecularisation  der  geistlichen  Güther  in 
Schlesien  schreitet,  sie  werden  ')  ausreichen,  um  den  grössten  theil  der  ge- 
forderten Contribution  [zu]  decken.  Sie  waren  ferner  denen  oeflfentlichen 
Lasten  ohnbedingt,  gleich  jedem  anderen  privat  Grund-Eigenthum,  unter- 
worfen und  das  Gehässige,  welches  vielleicht  diese  Operation  bey  Vielen 
haben  könnte,  wird  gemindert  durch  den  Drang  der  Umstände  und  durch 
den  Zweck  der  Verwendung,  nämlich  die  Befreyung  von  dem  fortdauernden 
Druck  der  folgen  des  Kriegs.  Der  G[eheime]  R[ath]  von  Mass[ow]  wii'd 
daher  aufgefordert,  sowohl  seine  gutachtliche  Meynung  über  die  Maasregel 
im  AUgemeynen    abzugeben,    als    insbesondere    über   den  wahrscheinlichen 

li  Ewald  Georg  v.  Massow.  der  durch  Cabinets-Ordre,  Memel  1807  Juli  30, 
znm  >General-Civil-Commis8ariu8  von  Schlesien«  ernannt  war. 

2,  Cfr.  No.  980. 

3,  Hier  folgte  das  getilgte  >belehre  ihn«,  wodurch  sich  der  jetzige  Satz- 
han erklärt. 

4    Hier  folgte  das  getilgte:  »grösstentheils  dem  geforder  .  .  .«. 


Rom.     Schlesien.  f;25 

Ertrag  der  verschiedenen  Arten  des  Geistlichen  Verraösreus,  die  auf  Kr-  „^^V 
haltungi)  des  Cultus,  Uuterrichts-Anstalteu  zu  uehmeude  liilcksichteu,  die 
Vorkehrungen  so  zu  treuen,  um  das  Mobiliar-Vermögen,  Holzungen  u.  8.  w. 
gegen  Veruntreuungen  sicher  zu  stellen,  um  eine  interimistische  Admini- 
stration anzuordnen,  die  principion  der  pensioniruug  der  Mitglieder  der  (Jeist- 
lichen  Communitäten. 

Die  Saecularisation  der  fundirten  Manns-  und  Frauen-Kloster,  insofern 
es  nicht  Kranken-  oder  Unterrichts-Anstalten  sind,  sey  keinem  Bedenken 
unterworfen,  dagegen  tretten  dergleichen  ein  bey  der  Aufhebung  der  Dohm- 
und  Collegiat-Stifter,  da  diesen  Corporationen  eine  gewisse  Theilnahme  an 
den  bischöölichen  und  pastoral-functionen  der  Kirchen,  die  sie  deservirt, 
zustehe.  Wie  dafür  zu  sorgen,  dass  der  (sc.  Zweck)  erreicht  werde,  hier- 
über erwarte  man  die  Vorschläge  des  H[errn]  v.  Mj^assow]. 

Die  Sache  selbst  sey  äusserst  geheim  zu  halten,  um  jede  Einmischung 
der  Franzosen  oder  jeden  nachtheiligen  Gebrauch,  den  sie  von  der  Kenntnis» 
dieser  Idee  machen  würden,  zu  vermeiden.« 


b)  »Aus  meiner  an  Euch  unterm  22.  d.  M.  erlassenen  Kabinets-Urdre 
werdet  Ihr  ersehen  haben,  in  welcher  Art  die  eine  Hälfte  der  von  dem 
Kaiser  Napoleon  geforderten  Contribution  mit  51  Millionen  Francs  berich- 
tigt werden  soll.  Zur  Tilgung  der  andern  Hälfte  der  Contribution  wird 
die  Ueberweisung  von  Domainen,  50  Millionen  Francs  an  Werth,  zwischen 
der  Elbe  und  Oder  zur  Disposition  des  Kaisers  Napoleon  gefordert.  Nach 
denen  von  meiner  Gesandschafft  zu  Paris  erhaltenen  Nachrichten  hat  der 
Französische  Kaiser  die  Absicht,  diese  Domainen  an  seine  Generale  zu  ver- 
schenken. Es  wird  Euch  nicht  entgehen  wie  nachtheilig  eine  solche  Ueber- 
lassung  meiner  Domainen  an  Auswärtige,  die  unter  den  Einiluss  eiuer  fremden 
Macht  stehen,  wenn  mir  auch  gleich  die  volle  Souverainität  vorbehalten 
bleibt,  vorzüglich  auch  deshalb  seyn  müsste,  weil  die  Privilegien,  welche 
bisher  den  Domainen  zugetheilt  waren,  von  den  künftigen  Besitzern  gleich- 
falls in  Anspruch  genommen  werden  könnten.  Viele  dieser  Privilegien, 
welche  dem  Bedüi'fen  der  Zeit  nicht  mehr  angemessen  und  mit  einer  ver- 
besserten Administration  nicht  vereinbarlich  sind,  würden  nicht  abgeändert 
werden  können  und  verschiedene  aus  solchen  herfliessende  Rechte,  welche 
bisher  von  meinen  Behörden  nur  mit  Milde  ausgeübt  worden  sind,  dürften 
vielleicht  in  den  Händen  solcher  Besitzer  dem  Lande  doppelt  zum  Druk 
gereichen.  Anf  jeden  Fall  würde  durch  eine  solche  Veräusseruug  der  fort- 
Bchreitende  Gang  der  Landes- Verwaltung  gestöhrt,  jeder  zu  machenden  Ver- 
änderung Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  und  das  öffentliche  Einkommen 
geschwächt  werden. 


Ij  Ursprünglich:  »Sicherstelluug«. 

Grauitsr,   Preusbcu  und  Jiti  katli.   Kirchti.   11.  40 


626 


Urkunden  No.  979—980. 


1807  _  Diese  Nachtheile  werden  vermieden,  wenn  man  jezt  zur  Säcularisation 

der  Geistlichen  Güter  in  Schlesien  schreitet.  Sie  werden  ausreichen,  um 
den  grössten  Theil  der  geforderten  Contribution  zu  decken.  Da  sie  bisher 
schon  den  öflentlicheu  Lasten  unbedingt,  gleichwie  jedes  andere  Privat- 
Eigeuthum,  unterworfen  waren,  so  gehen  sie  auch  mit  solchen  an  die  künf- 
tige Besitzer  über.  Eine  veränderte  Benützung  derselben  würde  auf  jeden 
Fall  demnächst  eintretten  müssen  und  das  Gehässige,  welches  vielleicht  diese 
Operation  bei  \ielen  haben  könnte,  wird  durch  den  Drang  der  Umstände 
und  durch  den  allgemein  wohlthätigen  Zwek  der  Verwendung,  nämlich  der 
Befreyung  von  dem  fortdaurenden  Druk  der  Folgen  des  Kriegs,  gemindert. 

Ich  fordre  Euch  daher  hierdurch  auf,  mir  schleunigst: 

1.)  Eure  Meinung  über  diese  Maasregel  mit  Berüksichtigung  des  Vor- 
stehenden, der  dringenden  Lage  des  Staats  und  aller  Euch  erheblich  schei- 
nenden Gesichtspunkte  vorzulegen.     Zugleich 

2.)  den  wahi'scheinlichen  Ertrag  und  Werth  der  verschiedenen  Arten 
des  Geistlichen  Katholischen  Vermögens  bey  der  erfolgenden  Säcularisation 
anzuzeigen,  insoweit  i)  als  dieses  ohne  besondere  Aufsehen  erregende  Ab- 
schätzungen oder  Vermögens-Aufnahmen  möglich  ist.  Es  muss  dieses  in 
der  Art  geschehen,  dass  Ihr: 

a.)  Den  ganzen  Betrag  desselben  nach  den  verschiedenen  Arten  anzeigt. 

b.)  Besonders  ausmittelt,  welche  Geistliche  Stifftungen  zu  säcularisiren 
vorzüglich  bedenklich  und  für  den  vorliegenden  Zwek  von  unerheblichen 
oder  gar  keinen  Gewinn  seyu  würde.  Die  Säcularisation  der  fundirten  Manus- 
und  Frauen-Klöster,  in  so  ferne  es  nicht  Kranken-  oder  Unterrichts-An- 
stalteu  sind,  kan  keinen  Bedenken  unterworfen  seyn.  Dagegen  dürften  der- 
gleichen bey  der  Aufhebung  der  Dohm-  und  Collegiat-Stiffter  zwar  nur  zum 
Theile  eintretten,  insofern  als  diesen  Corporationen  eine  gewisse  Theilnahme 
an  den  Bischöfllichen  und  Pastoralfunctionen  der  Kirchen,  die  sie  deservirt, 
zustehet.  Ich  erwarte  Eure  Vorschläge,  wie  in  solchen  Fällen  die  Bedenk- 
lichkeiten zu  beseitigen  sind,  so  dass  der  Zwek  ohne  Nachtheil  erreicht 
werden  kan.  In  die  Nachweisung  derjenigen  Gegenstände,  bey  welchen  die 
Säcularisation  nicht  rathsam  sein  dürfte,  werdet  Ihr  nichts  aufnehmen,  wo 
der  Nachtheil  nicht  ganz  erheblich  ist  und  sich  nicht  beseitigen  lässt. 

c.)  Es  muss  bey  der  Säcularisation  Rücksicht  genommen  werden  auf 
das,  was  erforderlich  ist,  um  nach  erfolgter  Säcularisation  für  die  Erhal- 
tung des  Cultus  und  der  Untcrrichts-Austalten  fortdaurend  zu  sorgen.  Es 
ist  ferner 

d.)  zu  bemerken,  was  für  Grundsätze  bei  der  Pensionirung  der  Mit- 
glieder Geistlicher  zu  säciüarisirender  Commuuitäten  anzunehmen  seyn  mögten 
und  welcher  Betrag  dazu  im  Ganzen  erforderlich  seyn  dürfte. 

Diese  verschiedene  Uebersichten  werden  euch  in  den  Stand  setzen,  den 
Betrag  im  Ganzen  zu  übersehen. 

1)  Der  Schluas  des  Satzes  uigenhüudiger  Zusatz  von  Stein. 


Schleeien.  (327 

1  rt  17 

Endlich  habt  Ihr  mir  auch  noch  v      !.- 

Nov.  do 

3.)  Euer  Gutachteu  über  die  Art,  wie  die  Säcularisation  zu  vollziehen 
und  eine  interimistische  Administration  so  anzuordnen  sey,  dass  dadurch 
allen  Veruntreuungen,  vorzüglich  bcy  dem  Mobiliar-Vermögen,  und  allen 
Beschädigungen  der  Holzungen  vorgebeugt  werde,   vorzulegen. 

Ich  verkenne  nicht,  dass  der  gegenwärtige  Auftrag  mit  manchfaltigen 
Schwierigkeiten  verknüpft  ist,  allein  ich  vertraue  za  Euren  erprobton  Dienst- 
eifer, dass  Ihr  alles  aufbiethen  werdet,  mir  diese  Nachrichten  mit  Euren 
(Uitachten  so  schleunig  als  möglich  vorzulegen.  Vollständige  'j  Ausarbeitungen 
erwarte  ich  nicht,  sondern  nur  kurze  Resultate,  aus  dem  Vorrath  Eurer 
Kentniss  der  Provinz,  der  vorliegenden  Angelegenheit  und  aus  Eurer  Ge- 
schäfts-Erfahrung genommen.  Es  ist  höchst  wichtig,  dass  Ilir  die  Sache 
selbst  äusserst  geheim  haltet,  um  jede  Einmischung  der  Franzosen  und  jeden 
uachtheiligen Gebrauch,  den  sie  von  derKenntniss  dieser  Idee  machen  könnten, 
zu  vermeiden,  t 

Der  von  Stein  gestrichene  Schlusssatz  lautete: 
»Ihr  werdet  leicht  einen  schicklichen  Vorwand  finden,  den  wahren  Grund 
von  Rückfragen,  wenn  Ihr  dazu  veranlasst  werdet,  zu  verbergen,  und  wünsche 
ich,  dass  Ihr  da,  wo  die  Einziehung  ganz  genauer  Nachrichten  zu  viel  Auf- 
sehen erregen  oder  zu  viele  Zeit  erfordern  dürfte,  nur  einen  allgemeinen 
Ceberschlag  anlegt. « 

980.  Immediat-Bericht  des  Geheimen  Finanzraths  v.  Massow.    Breslau  Dec.  23 
1807  December  23. 

B.  W.K  A.  XXX.  S.    Ausfertigung. 

l^lerhigcs  Resultat  der  vorläufigen  Sehätxung  der  Einkünfte  der  Geistlichen  Oiiter  in 
Schlesien.     Daher  Xichtempfchlung  der  Säkularisation  für  jct\t.-] 

.  .  .  »Wegen  der  geistlichen  Stifts-  und  Kloster-Gtither  werden  E.  M. 
aus  den  im  Jahre  1804  erstatteten  Berichten  des  Staats-Ministers  Grafen 
v.  Hoym^j  Sich  zu  erinnern  geruhen,  dass  ihr  Status  activus  et  passivus  aus 
politischen  Gründen  weder  frtiher  noch  später  eruirt  worden.  Bey  der  Ge- 
heimhaltung dieser  intendirten  Einziehung  kann  ich  nur  äusserst  mühsam 
und  dennoch  sehr  unvollständig  zu  genauen  Nachrichten  gelangen.  Allein 
ein  ohngefährer  Ueberschlag  nach  Maasgabe  der  Grundsteuern  lässt  mich 
folgendes  nicht  erwünschte  Resultat  ziehen: 

[A.]  Der  Ertrag  nach  dem  Steuer-Catastro  von  sämtliclien  Stifts-  und 
Klostergüthern  mit  Ausschluss  der  bischöflichen  und  Dom-Capitular-Güther 
beträgt 217  054  Thl.  schles.  —Gr. 

Höchstens  kann  jezt  der  wahre  Ertrag  der 
geistlichen  Güther  gegen  das  Catastrum,  weil  bey 


1;  Dieser  Satz  eigenhändiger  Zusatz  von  Stein. 
2)  Cfr.  No.  979.  3)  Cfr.  No.  688. 

4U* 
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T.^^^,o  ihuen  viele  Geldzinsen  existiren,  auf  2V2Qial  an- 

iJCC.  20 

genommen  werden,  und  dieser  beträgt  ....    542635  Tbl.  scbles.  —  Gr. 

oder 434108  Rtblr. 

welcbes  einen  Wertb  ;i  5  Pro  Cent  von  8  682  160 
Kthlr.  ausmacbt. 

Da  aber  von  jenem  Ertrage  bezahlt  werden 
mtlssen : 

1.  Die  Grundsteuern 124412  Rtlilr.  20   - 

2.  Die  Abgaben  zum  Invalidenfouds,  Bunz- 

lauer  Waisenhaus,  Pensions- und  Mau ufacturfonds      51112      -  —   - 

3.  Die  Zinsen  von  den  bis  jezt  ausgemittelten 

iutabulirten  Schulden  von  8490822/m  Rthlr.  ..      42459      -  


in  Summa    217  983      -  20 

so  bleiben  von  umstehenden 434108     -  — 

nur  übrig    2r6T2^"-  ~T 

[B.]  Wenn  jedoch  hiervon  wenigstens  518 
Geistlichen  erhalten  werden  müssen,  wovonbei  je- 
dem iucl.  der  Prälaten  und  andern  geistlichen 
Obern  auf  300  Rthlr.  zu  rechnen  ist    ...    .    155400      -  — 


so  vermindert  sich  jener  Rest  bis  auf  ....      60724     -  4   - 

die  durch  Bauten,  Kirchen-  und  Pfarrkosten  und  auf  Zinsen  von  nicht  ein- 
getragenen Schulden  leicht  gänzlich  absorbirt  werden  können. 

[C]  Nehme  ich  nun  hinzu,  dass  diese  geistliche  Güter  in  allen  Greisen 
Schlesiens  zerstreut  und  nicht  so  wie  die  Domain  en-Güther  beisammen  liegen, 
mithin  bey  ihrer  Veräusserung  an  französische  Generale  dergleichen  fremde 
Acquirenten  in  ganz  Schlesien  sich  einnisten  würden,  und  dass  bey  wieder- 
hergestellter Ruhe  und  Ordnung  E.  M.  in  diesen  geistlichen  Güthern,  wohin 
ich  auch  die  bischöflichen  und  Capitels-Güther  rechne,  eine  gute  Quelle 
finden  dürften,  AUerhöchstdero  Staats-Revenus  zu  vermehren:  so  kann  ich 
nicht  für-  deren  Einziehung  zur  jezigen  Epoche  sentiren,  behalte  mir  aber 
die  Erstattung  eines  nähern  Berichts  nach  empfangenen  bestimmten  Nach- 
richten .  .  .  vor.« 

Eigenhändige  Randbemerkungen  Stein's: 

[Memel,  7.  Januar  1808.] 
ad   A:]    »R.    dieses   Resultat  scheine  nicht  ganz  richtig,    dan(!)    die 
Gruud-Steuer  sey  zu  hoch  angenommen,  die  Ausgaben  zu  hoch  und  die  Pension 
für  Geistlichkeit  zu  ansehnlich.« 

[ad  B.:]  »Diese  155000  Rthlr.  sind  auf  Lebenszeit.« 
[ad  C. :]   »Widerspruch.« 

Jau7  Nach  diesen  Randbemerkungen  Stein's  Cabinets- Ordre  an  Massow, 

Memel  1808  Januar  7. 

Conceiit,  Vorrigirt  von  Steiu,  a.  a.  0. 


Zusätze  und  Vcrbesscruugeu 

zu  Band  VIIT  und  IX. 


Band  VIII. 

S.  VII,  Anm.  1 :  Zu  der  Umgestaltung  der  Ressortverhältnisse  nach  dem 
Tode  Alvensleben's  vergleiche  auch  den  Immediat-Bericht  von  Haug- 
witz  vom  6.  Januar  1800,  mitgetheilt  in  dem  Aufsatze  von  0.  Roloff: 
»Die  Neuorganisation  im  Ministerium  des  Auswärtigen  im  Jahre  1802«, 
in  den  »Forschungen  zur  Brandenburgischen  und  Preussischen  Ge- 
schichte«  Band  V,  S.  269  f.,  Leipzig  1892. 

S.  VIII:  Ueber  den  Reformversuch  des  preussischen  Kanzleistiles  im 
Jahre  1800  theile  ich  die  betrefienden  Aktenstücke  im  XV.  Bande, 
Heft  I,  S.  168 — 180,  der  »Forschungen  zur  Brandenburgischen  und 
Preussischen  Geschichte«,  Leipzig  1902,  mit. 

No.  23,  S.  33:  Die  hier  vermisste  Antwort  ergiebt  sich  zum  Theil  aus 
No.  174,  S.  234;  die  betreffenden  Akten  selbst  beruhen  voraussicht- 
lich noch  in  der  Registratur  des  Ministeriums  der  Geistlichen  p.  p. 
Angelegenheiten. 

8.  206  ist  vor  No.  150  unter  dem  2.  November  1799  zu  crgauzon : 
»Cabinets-Ordre  an  Hoym  siehe  unter  dem  14.  Juni  1800,  No.  218, 
S.  300,  Anm.  1.« 

No.  274,  Anm.  1 :  Auch  hier  sind  jedenfalls  polnische  Thaler  =  90  pol- 
nische Groschen  gerechnet;    cfr.  No.  479,  S.  655,  Anm.  1. 

8.  626,  Z.  17  v.  0.  lies   »Surveillirung«   statt  »Survaillirung-. 

No.  480:  Ueber  die  Verhältnisse  in  Hildesheim  vor  der  preussischen  Besitz- 
nahme, auch  über  die  Einkünfte  des  Fürstbischofs,  vergleiche  die  von 
R.  Doebner  in  seinen  »Studien  zur  Hildo.sheimischcn  (ieschichte '. 
Hildesheim  1902,  S.  158  ff.,  mitgetheilton  »Statistischen  Nachrichten 
vom  Hochstift  Hildesheim«,  die  Dohni  am  29.  März  18(>2  dorn  Ca- 
bineta-Ministerium  einreichte. 


cgQ  Zusätze  und  Verbesserungen  zu  Band  VIII  und  IX. 


Band  IX. 

No.  892:  Die  Ausfertigung  trägt  die  Unterschriften:  »v.  Cocceji;  Fülleboni; 
Jagwitz;    Meckel  von  Hemsbach;    Friedel;    Merckel;    Erbkam;    Bail.« 

No.  928:  Die  Dechiffrirung  des  ersten  Satzes  ist  augenscheinlich  unrichtig. 
Dem  Sinne  nach  mtisste  der  Satz  etwa  so  lauten:  »Je  n'ai  jamais  pii 
partager  l'avis  de  ceux  qui  croyent  que  la  conduite  et  les  opinions 
personnelles  du  Cardinal  Consalvi  ont  fait  que  les  differends  enti-e 
le  Saint  Siege  et  la  France  soyent  venus  au  point,  oü  ils  sont  ä 
präsent. « 


Orts-.  Personen-  nnd  Sacli-Register 

zu  Band  VIII  und  IX. 


Die  Zahlen  bezeichnen   die  Nnmmern  der  Urkunden,    falls  .-ie    nicht   als   Seitenzahl  (i>.) 
ausdrücklich  bezeichnet  sind. 


Abel,  Domicellar  zu  Hildesheim  824. 

Kanonikus  zu  Ilildesheim  769. 

Ab  las s tage  509, 

Acken  s.  Aken. 

Adersleben,  Cisterzienser- Nonnen- 
kloster a.  d.  Bode,  Rbz.  Magdeburg, 
Kr.  Oschcrslebeu  514.  709.  724. 

Ahlfeld,  Alfeld.  Stadt  a.  d.  Leine, 
Ebz.  Ilildesheim  SOG. 

Ahrenberg  s.  Arenberg. 

Aken,  Acken,  Stadt  a.  d.  Elbe,  Rbz. 
Magdeburg,  Kr.  Kalbe  660. 

Albani,  Giovanni  Francesco  Gaetano, 
Kardinal  (f  1803  September)  53.  409. 
421.  433.  826. 

Prinz.  Giuseppe.  Kardinal.  Nuntius 

zu  Wien  f  1834)  409.  421.  433.  826.  912. 

Albers,  Dechant  in  Münster  785. 

Albertrandi,  v.,  Bischof  von  Zeno- 
polis.  Weihbischof,  Generalvikar  und 
Archidiakonns  des  Domkapitels  zu 
Warschau  152.  169.  178.295.613.628. 
687.  77S.  884.  957. 

Albini.  Frhr.  v.,  Franz  Joseph  Martin. 
Staatsminister  des  Kurerzkanzlers  604. 
605.  723. 

Albrecht,  Regierungsrath  zu  Magde- 
burg 719. 

A  1  e  m  a  n  n .  v..  Regierungsrath  zu  Magde- 
burg 123.  719. 

Alexandersbad,  Alexanderbad,  Ober- 
franken,  bei  Wunsiedel  839.  841. 

Alexandrowo.  Holiändcrei  bei  Morrn. 
Neumark  138. 

Alfried,  Bischof  von  Ilildesheim  577. 

Algermissen,  Dorf,  Landkr.  Hildes- 
heim 800,  S.  315. 

Alopeus,  V.,  Russischer  Gesandter  in 
Berlin  721. 


Alquier,  Charles  Jean  Marie.  Baron, 
französischer  Geschäftsträger  in  Rom 
927.  929.  965. 

Aisleben,  Regierungsrath  zn  Kiistrin 
138. 

Alte  mark,  Altenmarkt,  vor  Egeln, 
Pfarrort,  Rbz.  Magdeburg,  Kr.  Wanz- 
leben 123.  719. 

Alten,  Hospital.  Kapitul  zu  Hildes- 
heim 824,  S.  364,  368.    879,  S.  481. 

V.,  Johann  und  Theodor,  Gründer 

eines  Hospitals  zu  Hildesheim  879. 
S.  481. 

Altena,  Stadt,  Kbz.  Arnsberg  901. 

Alt  enhof  en'schcs  Lehn,  beim  Dom- 
kapitel zu  Hildesheim ,  fundirt  von 
dem  Bischöflichen  Rathe  Johnnn  Chri- 
stoph Aldenhoven  1652:  800,  S.  325. 

Alten  markt  s.  Altemark. 

Altenstein.  Frhr.  Stein  zum,  Karl. 
Geheimer  Über-Finanzrath  UT9. 

Alten-Stettin  s.  Stettin. 

Althaldensieben.  Dorf,  Rbz.  Magde- 
burg .  Kr.  Neuhaldenslebt'M .  Cistcr- 
zienserkloster  123.  631.  719. 

Alt  mark,  Kirchenwesen  150. 

Altranstädtische  Konvention  1707: 
790.  870. 

AI  t -Schottland  bei  Danzig,  Barm- 
herzige Brüder  924. 

Alvenslebcn.  v.,  dann  Graf  v..  Phi- 
lipp Karl.  Geheimer  Staats-  nnd  Ca- 
binots-Minister.  s.  a.  Auswärtiges  De- 
partement 3.  16.  27.  32.  30.  41.  44.  ih. 
46.  47.  48.  50.  53.  56.  60.  62.  63.  64. 
72.  78.  81.  83.  .84.  92.  U5.  121.  129.  1.10. 
I4ft.  141.  15>.  153.  1.S7.  158.  163.  167. 
168.  1(19.  170.  172.  176.  177.  Graf: 
178.  185.  1S6.  IS'.i.  200.  203.  206.  2o7. 
212.  214.  219.  221.  222.  223.  224.  226. 
2:tl.  232.  235.  243.  214.   246.   250.  251. 
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255.  256.  260.  268.  269.  271.  273.  275. 
277  27!».  287.  289.  290.  291.  294.  295. 
299  301.  :<02.  304.  305.  307.  308.  309. 
310.  311.  312.  313.  314.  315.  317.  320. 
321  322.  324.  325.  326.  327.  335.  336. 
338.  340.  342.  343.  353.  358.  368.  371. 
375.  378.  380.  383.  385.  387.  388.  389. 
390.  391.  392.  394.  395.  397.  398.  406. 
407.  408.  411.  414.  416.  421.  425.  429. 
Anm.  2.  430.  432.  433.  460.  461.  469. 
472.  473.  474.  475.  491.  f  21.  Oktober 
1802,  S.  698.  594  (Alvensleben'sclies 
System).  897,  am  Schlüsse. 

A  m  m  e  n  8 1  e  b  e  n ,  Dorf,  Rbz.  Magdeburg, 
Kr.  Wolmirstädt,  Kloster  123.  646. 
664.  668.  719. 

Andelar.  Abb6,  Kanonikus  in  Gnesen 
332. 

Angern,  v.,  Ferdinand  Ludolph  Fried- 
rich, Präsident  der  Kriegs-  und  Do- 
mänenkammern zu  Magdeburg  und  zu 
Halberstadt,  1803  Juli  23.  Staats- 
rainister,  Chef  des  Niedersäcbsischen 
und  Westfälischen  Departements  des 
Generaldirektoriums  468.  579,  am 
Schlüsse.  624,  Anm.  2.  630.  633.  639. 
641.  642.  646.  652.  657.  659.  662.  664. 
668.  671.  674.  690.  701.  703.  704.  707. 
708.  711.  713.  715.  719.  721.  723.  724. 
726.  727.  728.  730.  733.  734.  740.  742. 
743.  745.  755.  769.  773.  785.  786.  789. 
796.  798.  800.  824.  825.  827.  828.  830. 
832.  834.  843.  844.  846.  853.  857.  860. 
861.  865.  866.  869.  871.  879.  895.  896. 
899.  901.  905.  910.  911.  934.  937.  951. 
956.  959.   960.  961. 

Angiolini,  Jesuit  in  Rom  636. 

Ansbach,  Stadt  am  Onolzbach,  Mittel- 
franken 315.  836. 

Ansbach -Bayreuth,  Landeskollegien, 
Reglement  50.  S.  a.  Fränkische  Pro- 
vinzen. 

Antici,  Marquis,  Tommaso,  Kardinal, 
Abt  zu  Paradies  53.  746.  826. 

Anton  Viktor,  Erzherzog  von  Oester- 
reich,  Wahl  zum  Bischof  von  Münster 
351.  367.  374.  478. 

Antonelli,  Leonardo,  Kardinal  767. 
772.  851. 

Apostolischer  Vikar  des  Nordens 
675. 

Arenberg,  Fürst  v.,  Antheil  am  Mün- 
sterlande 861. 

A  r  e  z  z  0 ,  Tommaso,  Prälat,  in  St.  Peters- 
burg, dann  Nuntius  in  Dresden  667. 
906.  968.  970. 

Arnim,  v.,  Präsident  der  Regierung  zu 
Minden  109. 

Arnoldi,  v..  Oranien-Fuldaischer  Ge- 
heimer Rath  716. 

Ar  Olsen,  Hauptstadt  von  Waldeck, 
Lehnkammer  545. 

Asbeck,  v.,  Bevolhnächtigter  der  Aeb- 
tiBsin  von  Essen  O.'Ci. 


Aschaffenburg,  StadtamMain,  Unter- 

franken  639. 
Ascheberg,  Frhr.  v.,  Domkapitular  728. 
Ascheborn,    Ascbenborn,   Kriegsrath 

zu  Posen  517.  878. 
Aschendorf,  Dorf  a.  d.  Ems,  Kloster, 

Rbz.  Osnabrück,  Kr.  Aschendorf  127. 
Aschersleben,    Stadt,    Rbz.    Magde- 
burg 707.  724. 
Asseburg,  Grafen  v.  d.,  Hermann  und 

Heinrich  514. 
Atteln,   Attelen,    Dorf,    Rbz.  Minden, 

Kr.  Büren  934. 
Aubrik.  Jesuit  in  Berlin  531. 
Aucrsperg,  Gräfin  v.  577. 
Augsburg.  Stadt  a.  Lech,  Bayern,  Bis- 

thum,  Bischof  von  690.  843. 
Augustin,  Abt  der  Trappisten  487. 
Augustwalde.  Dorfin  Pommern,  Rbz. 

Stettin,  Kr.  Naugard  201. 
Anrith,    Dorf  in  der  Neumark,   Rbz. 

Frankfurt,  Kr.  West-Sternberg,  Kapelle 

138. 
Auswärtiges  Departement,    s.    a. 

Cabinets  -  Ministerium ,      Alvensleben, 

Finckenstein,    Hardenberg,   Haugwitz 

3.  16.  27.  30.  31.  32.  34.  39.  41.  44.  45. 

46.  47.  48.  51.  53.  54.  56.  60.  61.  62.  67. 

70.    78.   84.    91.    92.   95.   107.    112.  115. 

118.  121.  129.    157.  158.  164.  167.  169. 

170.  17«.  177.   180.    181.   182.  186.   195. 

214.  215.  222.  226.  231.    233.  236.  244. 

251.  256.  259.  263.    264.  270.  271.  275. 

277.  285.  302.  306.    307.  308.  311.  317. 

319.  320.  321.  325.    326.  330.  331.  335. 

339.  341.  342.  343.    344.  346.  348.  353. 

365.  369.  396.  397.    398.  400.  401.  403. 

407.  408.  417.  432.   434.  439.  461.  466. 

469.  475.  476.  485.  489.   491.  492.  504. 

509.  528.  540.    556.  593.  600.  601.  605. 

612.  622.  635.  643.  682.   688.  727.  729. 

749.  760.  764.    768.  779.  781.  783.  814. 

842.  906.  910.  913.  920.  922.  928.  930. 

938.  946.  948.  950.   968.  970.  972.  975. 

978. 
Axel,  van,  Johann  Honorius,  Baron  v. 

Seny  30. 
Azara.    de,    Jos6  Nicolas,    Spanischer 

Gesandter  in  Rom  921. 

B. 

Baars'sches  Lehen,  beim  Domkapitel  zu 
Hildesheim  800,  S.  325. 

Babice,  Pfarrdorf  in  Galizien,  Kr.  Kra- 
kau?;  Babica,  Stadt  in  Polen,  Gouver- 
nement Minsk?;   Kommende  438. 

Baccaristen  s.  Paccaristen. 

Bacher,  Theobald,  franzüsischer  Ge- 
sandter am  Deutschen  Reichstage  351. 
377.  604. 

Bach  witz,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.  Nams- 
lau  893. 

Baden,  Kur-,  Kurfürst  von  690.  773.  848. 
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Badersloben,  Dorf,  Rbz.  Majideburg, 
Kr.  Oscbcrsleben,  Augustiner  Nonnen- 
Kloster  Marienbeck  709.  724. 

Bärsdorf,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.  Gold- 
berg-Huinau  823. 

Bärwaldo,  Stadt  in  der  Neumark,  Kbz. 
Frankfurt,  Kr.  Königsberg  i.  N.  13S;. 

Bail,  Johann  Samuel,  Oberkonsistorial- 
rath  zu  Glogau  892  (s.  >Nachtr;ige€). 

Bamberg,  Stadt  a.  d.  Regnitz,  Über- 
franken, Bischof  von,  Bisthum  728.  84.*}. 

Bardzinski.  v.,  Domherr  und  Kanzler 
zu  Gnesen  813.  814. 

Barmherzige  Brüder-Klöster  541.  939. 

Brüder-Klöster  in  Schlesien  541.  575. 

688.  696.   729.  746.  939. 

in  Südpreussen  698. 

Barum,  Dorf  in Braunschweig,  Kr.  Wol- 
fenbüttel 800. 

Basel.  Bischof  von  540.  550.  690.  708. 
726. 

Domkapitel  "23. 

Batavische  Republik  488.  830. 
Baumann,  v.,  Armenstiftung  zu  Hildes- 
heim 800,  S.  332. 

Baumgarten,  Polnischer  Oberstleutnant 

467. 
Bax,  Regierungsrath    zu  Marienwerder 

89.    101.  185.  193.  256.  285.  504. 
Bayane,  Bayanne,  Alphons  Hubert  de 

Lattier,  Duc  de,  Kardinal  767. 
Bayerischer  Gesandter  in  Rom,    s.  a. 

Haeffelin  921. 
Bayern,  Pfalzbayern  351.  Vertrag  mit 

Preussen   556.  Bd.  IX.  S.  31,  Anm.  2. 

668.    728.    744.  773.  842.  843.  851.  869. 

Kurfürst,  dann  König  von  539.  556. 

575.  667.  690.  691.  767.    773.   848.  917. 

Ministerium  635. 

Barmherzige  Brüder  939. 

KlosterauÄebung  392.  394. 

Konkordat  667.  691.  736. 

Bayreuth  s.  a.  Ansbach. 

Stadt  am  Rothen  Main,  Oberfranken 

315.  836. 

Beccaria,  Joseph,  General  der  Piaren, 

302. 
Bechtolsheim'sches     Register     beim 

Domkapitel  zu  Hildesheim  800,  S.  322. ' 
Becker,    Stadtkaplan    zu    Sagan    512. 

518. 

Vikar  zu  Paderborn  874. 

Behr,  Feldprediger  199. 
Beichtgeheimniss  27. 

Beide rbusch,  Graf  v.,  Klemens,  Dom- 
kapitular  zu  Hildesheim  526.  728. 

Belling,  Propst  zu  Grauhoff  513. 

l5onedikt  XIV.,  Papst  342. 

lloneficien,  Geistliche,  Königliche  Ge- 
nehmigung 62. 

Geistliche,  Pluralität  2. 

Beneficium  a  latere  124.  160. 

Rent  heim,  Stadt,  Rhz.  O.snabriif ':,  ka- 
tholische Kinwolinrr  Ö42. 


Berg  8.  Jülich,  Kleve. 

Güntlicr  Heinrich,  Rcchtsgelehrter, 

(?)  619. 

Bergen,  Gut  in  Essen,  Kirchspiel  Ror- 
beck,    »Berge-Borbeck«  .'i77. 

Borgius,  Kammergcrichtaratli.  .Mitglied 
des  Roformirtcn  Kirchcndircktoriuraa 
435. 

Bergmann,  Laurontius,  Prälat  zu  Ha- 
mersleben  709. 

Bergthal,DorfinSchle8ien,Kr.Sch\vei(l- 
nitz  823. 

Berlin,  Hedwigskirche  15.  662.666.  7ss. 
863. 

Anstellungeines  polnisch  sprechen- 
den Geistlichen  90.96.  98.  114.  119.  120. 
128.   134.   154.  156. 

Erziehungsanstalt    der   Obristin  v. 

Zegelin  531.  .535. 

Gymnasium    zum    Grauen    Kloster 

376. 

Joachimsthal'sches  Gymnasium  376. 

Katholisches  Schulhaus  15.  863. 

Berliner  Frieden  1742:  681. 

Berne,  Christian  Josepli,  Kapuziner  in 

Erfurt  686. 
Bernwardus,    Bischof  zu   Hildesheim 

827. 
Berzniken,  Berzniki,  Flecken  in  Polen. 

Gouvernement  Suwalki  665. 
Bettelmönche  122.  272.  382. 
Bettelorden,  Gebührenfrcihei t  151. 

in  den  Entschädigungslanden  560, 

565. 

Beurnonville,  Pierre  de  Riel  Marquis 

de,  französischer  General,  Gesandter  in 

Berlin  369.  457. 
Beville.  v.,  Gottlieb  Ludwig,  General- 
leutnant,  Gouverneur  von  Ncufchatcl 

670. 
Beyme.   Karl  Friedrich.  Geheimer  Ca- 

binetsrath  18.  35.  36.  59.  68.  69.  75.  76. 

80.  82.    85.   87.   88.   98.    104. 

166.   198.   205.  208.  221.  254 

265.    266.  274.  282.  286.  292 

333.    334.  349.  353. 

382.   .392.   .394.  402. 

444.   448,   458.  462. 

487,    490,  493,  495, 

510.    513.  514.  516 


107.  124. 

260.  261. 

299.  332. 

360.  362.  364.  368. 

418.  430.  432.  433. 

463.  470.  479.  4K6. 

501.  502.  .503.  .508. 

520.  521.  522.  526. 


530.  532.  533.  538.  .542.  545.  551,  Anm.  2. 
553.   554.   555.  557.   561.  562.  563.  56S. 

575,   576.  577.  578.  579.  582. 

588,  594.  598.    599.  607 


569. 
583. 
619. 
645. 
674. 
709. 
769. 
787. 
817. 
S52, 
879, 

•IMS 


571. 
.587. 
624. 
647. 
686. 
711. 
771, 
791, 
824, 
859. 
882. 
'Uli 


625.  627, 
659.  662. 
692,  693. 
712.  717. 
773.  776. 
793 
825 


633.   639. 

663,  665. 

694.  697. 

721.  737, 

778,  781. 
798.  SOO,  810. 
827.  833.  839. 


640. 
666. 
704. 
751. 
782. 
813. 
841 


860.  863.  H64,  865,  S66. 
883.  885,  897.  898.  900. 
911.  912.  ••24.  934.  't.'IO. 


60H. 
641. 
669. 
707. 
755. 
786. 
816. 
S50. 
'^74. 
907. 
'■•40. 
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944.   952.  954.  955.  956.  957.  959.  962. 

977. 
Bialutteii,    Dorf  in  Ostpreussen,  Kbz. 

Königsberg,   Kr.   Neidenburg.    Katho- 

lisihc  Kirche  537. 
Bialystok,  Stadt  a.  d.  Bialy,   Polen, 

Gouvernement  Grodno,  Neuostpreussi- 

sche   Kriegs-    und    Domänen-Kammer 

27.    34.    187.   190.    194.   209.    219.    288. 

291.  297.    318.  393.  399.  585.  665.  738. 

748.  897. 

Konflikt    mit    dem    Bischöfe    von 

Wigry  239.  257. 

Feldprediger  zu  862. 

Biblium  =Dschebeit,  Bisthumi.  p.  i.  in 

Syrien  955. 
Biechowo,  Dorf,  Rbz.  Posen,  Kr.  Wre- 

schen,   Philippiner-Kongregation   527. 

544. 
Biedersee,  v.,  Regierungs-Präsident  zu 

Ualberstadt  117.  619. 
Bielany,  Pfarrdorf  in  Galizien,  Kloster 

239. 
Bielefeld,    Stadt  a.   d.   Lutter,    Rbz. 

Minden,  Kloster  109. 
Bielsk,    Dorf  in    Westpreussen,   Rbz. 

Marienwerder,  Karmeliter-Kloster  693. 
Bierbergen,  Dorf,  Rbz.Hildesheim, Kr. 

Peine  824,  S.  363,  367. 
Biezdrowo,    Propste!    in    Posen,    Kr. 

Samter  491. 
Bioern,  Soeren,  PreussischerOber-Plan- 

tagen-Inspektor  376. 
Bischöfe,    Schulden wesen   der  17.  18. 

20.  21. 

Verkehr  mit  dem  Papste  44.  45,  47. 

Bischöflicher  Eid  s.  Eid. 

Fakultäten,  Dispensationsbefuguisse 

29.  31.  40.  55.  63.  64.  67.  91.  152.  153. 
161.  186.  191.  231.  244.  255.  256.  258. 
273.  275.  288.  297.  302.  306.  310.  317. 
318.   324.    338.  473.  483.  492. 

Jurisdiktion  über  die  Klöster  400. 

407.  408. 

Gerichte  224. 

Bischöfliches  System,   Episcopal- 

83'stem  31.  308. 

Blankenhain,  Stadt  a.  d.  Schwarza, 
Weimar  562. 

Blankenrode,  Blankenrade,  Domänen- 
gut, Rbz.  Minden,  Kr.  Büren  934. 

Biesen,  Stadt  a.  d.  Obra,  Rbz.  Posen, 
Kr.  Birnbaum,  Cisterzienserkloster  53. 
126.    165.    175.  409.  421.  433.  759.  942. 

Bietzow  8.  Biesen. 

Blonie,  Blonje,  Stadt  in  Polen,  Gouver- 
nement Warschau  778. 

Blücher,  Gebhard  Leberecht,  General- 
leutnant 46B.  030.  784.  785.  956.  959. 

Bluhm,  Regierungsrath   zu  Aurich  127 

Bocholtz,  Graf  v.,  Domkapitular  zu 
llildcsheim  800. 

Bochholtz,  Graf  v.,  Theodor  Werner, 
Dompropst  zu  Paderborn  934. 


Boe decken,  Boeddecken,  Augustiner- 
Kloster,  Rbz.  Minden,  Kr.  Büren  538. 

Böhmer,  Regierungsrath  zu  Minden  109. 

Boethke,  Kriegsrath  zu  Warschau  884. 

Boettger,  Kriegsrath  zu  Posen  878. 

Böhm,  Generalauditeur,  Geheimer  Ober- 
Justizrath  828. 

Boke,  Bocke,  Dorf  a.  d.  Lippe,  Kr.  Büren 
934. 

Bonaparte.  Napoleon,  Erster  Konsul, 
dann  Kaiser  377.  523.  529.  536.  539. 
604.  623.  637.  667.  761.  766.  767.  772. 
848.  927.  966.  970.  979. 

Boos,  Grafv.,  Domkapitular  zu  Hildes- 
heim 800. 

Bordzinski,  Domherr  332. 

Borgia,  Stefano,  Kardinal  767.  772. 

Borsum,  Dorf,  Landkreis  Hildesheim 
800. 

Boumann,  Geheimer  Finanzrath  15, 
Anm. 

B  0  u  r  b  0  n ,  V.,  Karl  Ludwig,  Kardinal  744. 

Conde,  Louise  Adelaide,  Prin- 
zessin V.,  35. 

Bourscheid,  Domkapitular  zu  Hildes- 
heim 800. 

Brabeck,  v.,  Familie  545. 

Br  ab  eck  sehe  Memorien  und  Officien, 
beim  Domkapitel  zu  Hildesheim  800, 
S.  322. 

Brackel,  Brakel.  Stadt  a.  d.  Nette,  Rbz. 
Minden,  Kr.  Höxter  538.  554.  560. 

Braga.  Erzbisthum,  Portugal  955. 

Brakwede,  Dorf  in  der  Grafschaft  Ra- 
vensberg,  Rbz.  Minden,  Landkreis  Biele- 
feld 742. 

Brandenburg.  Johanniter  -  Orden, 
Bailei  473.  944. 

Brandt,  Regierungsassessor  zu  Kaiisch, 
interimistisch  als  Justizkommissar  bei 
der  Pommerschen  Regierung  zu  Stettin 
788. 

B  r  a  n  d  t ,  V.,  Albrecht,  auf  Tannenberg  1 0. 

Braschi-Onesti,  Romualdo,  Kardinal 
3.  268.  767. 

B  r  a  u  n  au ,  Stadt  in  Böhmen,  Kloster  746. 

Braunsberg,  Stadt  in  Ostpreussen, 
Rbz.  Königsberg,  Alumnat  238.  240. 

Garnisonschule  225. 

Gymnasialkirche,  Kloster  110. 

Gymnasium  546. 

Konversen-Institut  241.  316. 

Potockische  Stiftung  316. 

Päpstliches  und  Bischöfliches  Semi- 
nar 40.  45.  46.  51.  56.  57.  537. 

Braunschweig- Wolfenbüttel ,  Herzog 
von,  Karl,  General-Feldmarschall  876. 

V.,  Vice-Präsident  der  Pommerschen 

Regierung  zu  Stettin  116. 

Brdow,  Stadt  in  Polen,  Gouvernement 
Warschau,  Bezirk  Kujavien,  Pauliner- 
kloster 418. 

Brede,  Breden,  >die  Breda«,  vor  Brackel 
538. 


Bialutten  —  Cichowaki. 
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Biedcnborn,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Höxter  934. 

Bredow,  Polizeidirektor  zu  Posen  349. 
351.  361.  370. 

Breien 's  Testamentiuu,  zu  St.  Moritz 
bei  Hildesheini,  Stiftung  des  Docluinten 
Dietrich  Broyger  1470:  824,  S.  3b4. 

Breslau,  Kriegs-  und  Domänen-Kam- 
mer 754.  954. 

Ober-Amts-Regierung  512.  731.  741. 

754. 

Ober-Konsistorium  658.  819.  877. 

Bisthum.  Bischof  von,  s.  a.  Hohen- 

lohe  29.  40.  45.  47.  55.  70  (Titulatur^. 
72.  153.  191.  200.  250.  287.  30S.  359. 
416.  430  (Einkünfte  aus  Oesterreicli). 
484.  492.  548.  669.  697.  744.  790.  794. 
797.  803.  806.  809.  818.  854.  858.  868. 
869.  870.  872.  885.  905.  926.  945.  946. 
955. 

Dioezese,  Polnische  Distrikte  195. 

200. 

General-Vikariat-Amt  731.  741.  754. 

758.  770.  806.  809.  818.  822.  837.  858. 
868. 

Barmherziges    Brüderkloster    575. 

939. 

Universität,  Ex-Jesniten  77.  82.  85. 

242.  261. 

Universität,  Neues  Schul-Reglement 

Bd.  VIII.  S.  319. 

Frieden  1742:  681.  790. 

Brieg,  Stadt  in  Schlesien,  Rbz.  Breslau, 
Oberamtsregierung  512.  518.   575.  658. 

Ober-Konsistorium  877. 

Jesuiten-Gebäude.  Kirche  265. 

Broglio,  Prinz  V.,  Maurice  Jean  Made- 

laine,  Dompropst   zu  Posen  276.  336. 
.379.  453. 
Bromberg,    Stadt  a.  d.  Brahe.  Posen, 
Kammer-Departement,  Klöster  547. 

Karmeliterkloster  271. 

Bronkhorst,  Dorf,  Niederlande,  Pro- 
vinz Geldern  871. 

Broscowius,  Kammer -Präsident  zu 
Plock  516. 

Brothmann.  Katholischer  Geistlicher 
zu  Memel  155. 

Brüdt,  Adam,  Jesuit  in  Berlin  531. 

Brühl,  Grafv.,  Karl  Adolf,  General  der 
Kavallerie  332. 

Brüsewitz,  v.,  12.  Dragoner-Regiment 
345.  347.  361. 

Brüssel,  Nuntius  zu  143.  147.  655. 

Brunetti,  Bruneth,  v.,  Leutnant  568. 

Brzesowie,  Brzovic,  Dorf  in  der  Graf- 
schaft Glatz,  bei  Lewin,  zur  Böhm- 
schen  Stadt  Nachod  gehörig  430. 

Brzezin'schor  Kreis,  Polen,  Gouverne- 
ment Warschau,  nach  der  Stadt  Brze- 
ziny  33. 

Brzovic  s.  Brzesowie. 

Buchholtz,  Kriegsrath  zu  Posen  .'<61. 
370.  517.  878. 


Buchner,  Geistlicher  in  Pfalzbaycrn  619. 

Bülow,  V.,  Kammerpräsident  zu  Magde- 
burg 853. 

Kriegsrath  zu  Posen  87k. 

Büren  in  Westfalen,  Flecken,  Itbz.  Min- 
don, Trappisten  487.  554. 

Büren,  v.,  ArchidiakonuB  zu  Ilildesheiin 
879. 

Buttner,  Geheimer  CabinetB-Joumalist 
721. 

Büttner,  Kriegsrath  zu  Königsberg!.  Pr. 
lOS. 

Bujarin,  Bojahren,  Dorf  in  West- 
preuBsen,  Rbz.  Danzig,  Kr.  DirBchau. 
bei  Schoeneck  924. 

Bunzlau,  Stadt  :im  Bober,  Schlesien, 
Rbz.  Lieguitz,  Waisenhaus  75.'t.  980. 

Busdorf,  Propstei,  im  Padorbornschen 
728. 

Busse,  Mauritius,  Propst  zu  Baders- 
leben 709. 

Butzer,  Kriegsrath  zu  Posen  517.  878. 

Buxhewden,v.,  RuBsischer  General  833, 

C.  B.  a.  K. 

Cabinets -Ministerium,  s.  a.  Aus- 
wärtiges Departement  179.191. 224. 232. 
240.  312.  314  (Ressortverhältniss).  315. 
358.  425.  429.  808.  835.  843.  913.  930. 
944. 

Cacault,  Fran^ois,  französischer  Ge- 
schäftsträger in  Rom  494.  523.  921. 

Cappel,  Professor  in  Güttingcn  721. 

Caprara.  Grafv.,  Giovanni  Battista, 
Nuntius  (1790)  938. 

Gar  äff  a,  Diomedes,  Secretarius  in  Rom 
311. 

Carandini,  Filippo,  Kardinal,  Präfekt 
des  Concilio  di  Trento  302. 

Caselli,  Antonio  Francesco.  Kardinal 
767.  851. 

Casoni,  Filippo.  Kardinal  Staats-Se- 
kretair  929.  965.  974.  976. 

Censur  katholischer  Schriften  2S4.  381. 

Getto.  Anton,  Frhr.  v.  (1^12  .  Bayeri- 
scher Gesandter  zu  Paris  667. 

Chambrier  d'Oleyres,  Preussischer  Ge- 
sandter am  Sardinischen  Hofe  429. 

Chelm,  Dorf  in  Schlesien,  Rbz.  Oppoln. 
Kr.  Pless  926.  954. 

China,  Mission  für  559. 

Choräle,  Chorale  =  Choraliston  607. 
800,  S.  326,  331.  824,  S.  370,  373.  866. 
934. 

Christ,  Propst  zu  Guesen  212. 

Cic^zyn,  Ciazen .  Ciaccn.  Ciazin.  Amt 
und  Güterschlii.''8el  in  Polen.  Kreis 
Slupce.  Gouvernement  Kaliscli.  a.  d. 
Warthe.  10  klm  nordöstlich  von  Pei- 
sern  283.  405.  .583.  812.  839.  840.  902. 
903. 

Cichowski,  v. ,  Domherr  zu  Frauen- 
burg 532. 
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Cieraniewski,  v.,   Ehescheidung  326. 

33!).  34f). 
C'iofaiii.   Matthieu,  Abbe,  Preussischer 

Kesident  in  Rom  3.    16  (f).   143.   532. 

G37.  896.  920.  922. 
Ciolivowo  s.  Sielkowo. 
Cirkc  8.  Zirke. 
eiste rzicnser- Orden ,  Privilegien  204. 

213. 

Stellung  zum  Papste  631. 

Clemens  XIII.,  Papst  342. 
Clemens,  Peter,  Karmeliter  438.  450. 
Clerc  s.  Le  Clerc. 

Cocceji,  V.,  Samuel,  Grosskanzler, 
Justizminister  für  Schlesien  8.54.  870. 

Frhr.  v. ,  Karl  Ludwig,  Präsi- 
dent der  Oberamtsregierung  und  des 
Oberkonsistoriums  zu  Glogau  774.  892 
(s.  »Nachträge«). 

Colleggio  di  Prussia  s.  Norbertinum. 

Collenbach,  V.,  Oesterreichischer  Un- 
terhändler 681. 

Colloredo-Mels  und  Waldsee,  Graf  v., 
Joseph,  Grossprior  des  Maltheser-Or- 
dens  383. 

Collowrath,  Graf  v.  944. 

Colomb.  V..  Kriegsrath  in  Warschau 
(Blücher's  Schwager)  438.  884. 

Commendonus,  Johannes  Franziskus, 
Kardinal  110. 

Concordata  Nationis  Germanicae  473. 

— —  Polnische  473. 

Coninx,  v. ,  Kanzler  des  Justizkolle- 
giums zu  Geldern  19. 

Conrad,  Hofprediger  in  Berlin,  Refor- 
mirter  Geistlicher  Inspektor  435. 

Consalvi,  Ercole,  Kardinal  Staats- 
Sekretär  229.  248.  281.  337.  339.  346. 
367.  437.  439.  484.  494.  523.  536.  566. 
574.  584.  586.  601.  G23.  637.  654.  667. 
691.  729.  744.  761.  766.  767.  848.  917. 
920.  921.   929.  932. 

Contucci,  Abbate  339. 

Contzen,  Benediktus,  Prälat  zu  St. 
Johann  in  Halberstadt  709. 

Courbiere,  De  THomme  de.  Guillaume 
Rene.  Baron,  General  der  Infanterie 
und  Chef  des  58.  Infanterie-Regiments 
97.  133.  149.   171.  199. 

Courtois,  Pastor  zu  Elten  871. 

Crayen.  Rath  der  Regierung  zu  Min- 
den 109. 

Cressier,  Kirchspiel  in  Neufchatel 
670. 

Crom  er  US,    Martin,    Fürstbischof  von 

Ermelund  110. 
Crotosci,  Johann,  in  Posen  640. 
Cudniewicz,   v. .    Domherr  zu  Posen 

483.  765.  780.  849. 
Cudnowski,  Geistlicher  in  Posen  483. 

Lehrer  in  Fraustadt  467. 

Czarnikow,    Czaniikau,    Stadt    a.    d. 

Nctzo.  PosoTi.  Hb/,.  Uromberg,  Propstei 
191. 


Czeladz,  Stadt  in  Polen,  Kr.  Olkusz 

926. 
Czenstochau,   Neu-,   Stadt  in  Polen, 

Gouvernement  Petrokow  49. 
Czernik,  v.,  Landrath  63.  67. 

r>. 

Daberstadt,  Küchendorf  der  Stadt 
Erfurt  562. 

Dänemark,  Verkehr  mit  Rom  851. 

Dagobertsches  Kloster  in  Erfurt  553. 

Da  hl,  Dorf,  Kr.  Paderborn  934. 

Dahlheim  s.  Dalheim. 

Dalberg,  Frhr.  v.,  Karl  Theodor  Anton 
Maria,  Kurerzkanzler.  Fürst -Primas 
549.  584.  593.  606.  615.  617.  619.  623. 
634.  643.  653.  654.  667.  682.  715.  723. 
728.  760.  762.  764.  766.  767.  772.  773. 
775.  843.  848.  851.  869.  917.  927.  938. 
962. 

Dalheim,  Dahlheim,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Büren,  Augustiner-Kloster  545. 

Dalski,  Ofticial  zu  Deutsch-Krone  217. 

Dambkiewicz,  Lehrer  in  Fraustadt 
467. 

Danilowicz,  Michael,  Regent  des  Se- 
minars zu  Suprasl  897. 

D  a  n  n  e  i  1 ,  Rath  der  Regierung  zu  Halber- 
stadt 117. 

Danzig,  Armenanstalten  952. 

Barmherziges  Brüder-Kloster  541, 

595. 

Dominikanerkloster  952. 

KarmeliterkloBter  952. 

Lazareth  924. 

Dassel,  Graf,  Reinoldus,  Dompropst 
zu  Hildesheim  825. 

Decem  s.  Zehnten. 

Dehosz,  B.,  Vorsteher  der  St.  Hedwigs- 
kirche zu  Berlin  15. 

Delbrück,  Dellbrück,  Dorf,  Kr.  Pader- 
born 934. 

Delly,  Kammerdiener  531. 

Denstorf,  Dorf,  Kr.  Braunschweig  800. 

Derneburg,  Cisterzienser-Klos  ter,  Rbz . 
Hildesheim,  Kr.  Marienburg  514. 

Detaxations-Kommission,  in  Süd- 
preussen  278. 

Deutscher  Orden  473.  944. 

Deutsch-Krone,  Stadt  in  West- 
preussen,  Rbz.  Marienwerder,  Schul- 
Institut  217.  312. 

Diode richs.  Kammerdirektor  zu  Block 
253. 

Diericke,  v.,  Otto  Friedrich,  General- 
major, Chef  des  16.  Infanterie-Regi- 
ments in  Braunsberg  225. 

Diest.  v.,  Geheimer  Regierungsrath  zu 
Münster  655. 

Dietherdt,  v. ,  Johann  Philipp.  Ge- 
neralmajor, Direktor  des  Ober-Kriegs- 
kollegs,  Kriegsminister  752. 

Dietrich,  Kriegsrath  zu  Warschau  884. 


Cieraniewski  —  Elz. 
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Diügelbe,  Dorf,  Rbz.  llildoaheini.  Kr. 
Marienburg  8Uü,  S.  322.  :r25. 

Dioezesen,  Preussischo,  Abänderungen 
48. 

Dissidenten  in  Polen  193.  2G4. 

Dm 0 sin,  Dorf  in  l'olen.  Kr.  Brze- 
ziny  33. 

Dönhoff,  Graf  v.,  August  LmlwigChri- 
stian,  Oatpreussischer  Staats-Minister, 
Obermarschall  22.  310. 

Do  hm,  V.,  Christian  Wilhelm,  Gesandter 
am  Niederrheiuisch  -Westfälischen 
Kreise  und  Bevollmächtigter  Minister 
am  Kur-Kölnischen  Hofe,  Geheimer 
Kreis-Direktorialrath,  dann  Kammer- 
präsident zu  Heiligeustadt  210.  21(>. 
366.  369.  374.  377.  '378.  412.  958.  902. 

Dohna,  Graf  v.,  Schlobitten,  Maltheser- 
ritter  179. 

Graf  V.,  520. 

Domkapitel,  Besteuerung  24. 
Domstifter,  Präbendeu  880. 
Doria-Pamfili,    Giuseppe,     Kardinal 

Staats-Sekretair  3. 

Dorpat,  Stadt  in  Livland,' Universität 
721. 

Dorstadt,  Dorstädt,  Dorf,  Augustiner- 
Nonnenkloster  an  der  Ocker,  Rbz. 
Hildesbeim,  Kr.  Goslar  707.  724. 

Dortmund,  Stadt  in  Westfalen,  Rbz. 
Arnsberg,  Miuoriten-Konvent  38. 

• Fürstlich-Oranische  Regierung  792, 

Anm.  3. 

Draheim,  Dorf  und  Amt  in  Pommern, 
Rbz.  Köslin,  Kr.  Nen-Stettin,  Luthe- 
rische Pfarren  23. 

Kirchenwesen  174.  537.  781. 

Drangowski,  Drangowken,  Pfarr- 
kirche, 31/0  klm.  südlich  von  Tilsit,  Rbz. 
Gumbinnen  110.  537. 

Dresdener  Frieden  1745:  681.  790. 

Driburg,  Drieburg,  Stadt,  Rbz.  Min- 
den, Kr.  Höxter,  Trappisten  487. 

Drohiczyn,  Stadt  am  Bug,  Polen, 
Gouvernement  Grodno,  Jesuitenkolle- 
gium 329. 

Droste  zu  Vischering,  Frhr.  v.,  Kaspar 
Maximilian,  Weihbischof  zu  Münster, 
Dompropst  zu  Minden  210.  742.  791. 

Druff el,  V.,  Geheimer  Kriegsrath  zu 
Münster  961. 

Drzewiecka,  v.,  Priorissin  zu  Owinsk 
490.  510. 

DuchemeV,  französischer  General;  wohl 
Duhesme  965. 

Duchuowski,  v. ,  Nikolaus,  Bischof 
von  Suprasl  687.  897  (f). 

Duderstadt,  Stadt  im  Eichsfelde,  Kr. 
Osterode,  Protestantische  Gemeinde 
482.  591.  937.  958.  96.'. 

Magistrat  962. 

Ursulinerkloster  4SI. 

Düsseldorf.    Stadt  am  Rhein.    KoUe- 

giatstift  842. 


Duisburg,  Stadt,  Rbz.  Düsseldorf,  Uni- 
versität 703.  721.  b65. 

Dumeitz,  Propst  in  Erfurt  '»^s. 

Dunin,  Martin,  Kanonikus  zu  Iiiowrac- 
law,  Wraelawek,  Domherr  /.u  Gneaeu 
8S3. 

Dunkelberg,    Hdefons,    Benediktiner 

in  Erfurt  563. 
Duachnik,  Dorf  in  Posen,  Kr.  Samter. 

Pfarre  327. 
Dyck,  zum,  Einsasse  zuIbbonbUhren  26, 
Dykhausen,      Dorf    in     Ostfriealaud, 

Landdrosti'i    Aurich.    .\mt   Wittuiiind 

127. 


E. 

Eberhardi,  Kriegsrath  zu  l'hick  2.')3. 
Egbert,  Bischof  von  Münster  571. 
Egeln,    Stadt.    Rbz.    Magdeburg,    Kr. 

Wanzlebeu,  Kloster  123. 
Ehe-Dispensationen,    s.  a.   Bischöfliche 

Fakultäten  63.  221.  223.  244.  326.  329. 

774. 
Ehen.  Gemischte  305.  318.  342.  3.5S.  649. 

651.  658. 
Ehesachen,    -Scheidung   307.    31'*.    326. 

335.  353.  365.  469.  473.  700. 
Ei  eh  3  fei  d,  Finanz-Kommission  639. 

Geistliches  Kommissariat,  s.  a.  Hei- 
ligeustadt 832.  865. 

Eichstaedt,  Stadt  a.  d.Altmühl,  Mittel- 
franken, Bischof  von  536.  556.  574.  843. 

Eickstedt.  v.,  Vice-Präsident,  dann 
Präsident  der  Pommerschen  Regierung 
zu  Stettin  9.  23.  116.   174.  789. 

V.,  Assessor  bei  der  Pommerschen 

Regierung  788. 

Eid,  Bischöflicher  168.  169.  273.  275. 
310.  338.  340.  473.  687. 

der  Prosynodalrichter  387. 

Eigel,  J.,  Vorsteher  der  St.  Hcdwigs- 

kirche  zu  Berlin  15. 

Elberfeld,  Propst  662. 

Elmenhorst,  v.,  Domherr  zu  Pader- 
born 728. 

Eisberg,  Eisbergen,  v..  Engelbert,  Ka- 
nonikus zu  Rees  625.  010. 

Eisner,  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 
102. 

Elten,  Eltern,  Flecken,  Rbz.  Düsseldorf. 
Kr.  Rees.  Frauziskanerkloster  560. 

Eltern,  Stift  577.  s71. 

Vikariate  576. 

Eltenberg  bei  Elten  871. 
Eltern  s.  Elten. 

El  Vorfeld,  Frhr.  v.,  Alexander  Fried- 
rich ,  Dom-Scholastcr  zu  Paderborn 
934. 

El  verfehlt,  v.,  Werner  August,  Doui- 
propst  zu  Paderborn  464. 

El  Wangen,  Ellwangen,  Stadt  a.  d.  Jagst, 
Württemberg',  Pri)|)8toi  690. 

Elz,  V  ,  Vikarie  in  lleiligenstailt  630. 
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Elze,  Stadt,  Rbz.  Hildesheim,  Kr.  Gro- 
nau 800. 

Euideu,  Stadt  a.  d.  Eius,  Ostfriesland, 
katholische  Gemeinde  127. 

E  lu  m  e  r  i  c  h ,  Stadt  a.  Rhein,  Hbz.  Düssel- 
dorf, Kr.  Rees,  Regierung,  im  Septem- 
ber ISü.l  nach  Münster  verlegt  38.  59. 
b'd.  U7.  305.  4S9.  625. 

katholische  Lehranstalt,  Vereini- 
gung mit  Münster  503. 

Klöster  655. 

Oi'ficial  zu  147. 

Rentei  871. 

Seminar  721. 

Entschädigungs-Deputation     am 

Reichstage  457. 
Entschädigungslande,  Hauptorgani- 
sationskommission 468.   591.  624.  627. 
664.  708.  787.  798. 

Organisation  497. 

Ressort-Reglement  573. 

Ressort-Verhältniss  656.  657.  911. 

Führung  der  katholischen  Stimmen 

am  Reichstage  622.  629.  635. 

Dioezesaneintheilung  593.  594.  598. 

624.  034.  642.  843.  869. 

Domkapitel  728.  769. 

Klöster  498.  505. 

Mediatstifter  457.  476.  478.  485. 

Episcopalsystem     s.    Bischöfliches 

System. 
E  r  b  k  a m ,  Oberamtsregier ungs-  und  Ober- 

konsistorialrath  zu  Glogau  774.  892  (s. 

»Nachträge«). 
Erde-Geld  705. 
Erfurt,   Stadt  a.  d.  Gera,   Thüringen, 

Augustinerkloster  562. 

Gymnasium  562.  563. 

Kirche  ad  St.  Wigpertum  562. 

St.  Marienkirche  588. 

Klöster;    St.  Peter  u.  Paul  553. 

Karthäuserkloster  555. 

KoUegiatstift   ad   Beatam  Mariam 

Virginem  588.  607. 

KoUegiatstift  ad  Sanctum  Severum 

607. 

Schottenkloster  563. 

Universität  562.    563    (Vereinigung 

mit  Münster).  703.  721.  865. 

Erlangen,  Stadt  a.  d.  Regnitz,  Mittel- 
frauken, Universität  641. 

Ermelanü,  Bisthum,  Fürstbischof  von, 
s.  a.  Uohcuzollern  40.  45.  46.  47.  50. 
55.  57.  72.  110.  153.  107,  Anm.  3.192. 
199.  225.  237.  251.  285.  287.  308.  317. 
395.  398.  411.  461.  509.  532.  581.  594. 
624.  032,  Anm.  2  (i).  661.  663.673.  751. 
869.  905.  977. 

Bischofs  wähl  110. 

Dioczese,  Gelder  nach  Rom  237. 

Feiertage  108. 

llochstift,  Gelder  nach  Rom  238. 

Kirclienwesen  110.    130. 

Klüater  546. 


Ermeland,  Pfarrzwang  589. 

Prosynodalrichter  129. 

Römische  P'undationen  473. 

Schulfouds  886. 

rühmliche  Haltung  der  Einwohner 

während  des  Krieges  977. 

Em  est,  v.,  Johann  Victor,  General- 
major 210.  210. 

Ernst,  Kurfürst  von  Köln  824. 

Erzbischöfliche  Rechte,  Metropolitan- 
Rechte  308.  309.  310. 

Espenden,  espendae,  verschrieben  für 
Esperde;  s.  d. 

Esperde,  Dorf,  Rbz.  Hannover,  Amt 
Hameln,  östlich  von  Grohnde  824,  S.  364, 
367. 

Es 8,  van.  Prior  zu  Huysburg  619. 

Essen,  Stadt  a.  d.  Ruhr,  Rbz.  Düssel- 
dorf, Organisation8kouimi3sion659. 871 . 

Abtei,  Aebtissin  von  633.  871. 

Damenkapitel  577.  659. 

Kanonichen-Kapitel  578. 

Hoch-Kapitel  728. 

Kapuzinerkloster  560. 

Vikariate;  St.  Nicolai  576. 

Essenbrügge,  Konsistorialrath  zu  Au- 
rich 127. 

Estocq   s.  L'Estocq. 
Etats-Ministerium  731.  741. 
Etteln,  Ettelen,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 

Büren  934. 
E  y  t  e  1  w  e  i  n ,  Geheimer  Ober-Baurath  zu 

Plock  516. 


Falkenberg,  v.,  Armeustiftung  zu  Hil- 
desheim 800,  S.  332. 

Favrat,  v.,  Franz  Andreas,  General  der 
Infanterie,  Gouverneur  von  Glatz  427. 
430.  444. 

Feiertage,  Verminderung  der  100.103. 
108.  131.  157.  158.  164.  170.  176.  195. 
393.  399.  403.  406.    645.  749.  768._  894. 

Griechisch-unirte  und  katholische 

in  Neuostpreussen,  Verminderung  209. 
215.  219. 

Feit,  Bürger  in  Posen  361. 

Feldprediger,  Garnisonprediger,  ka- 
tholische 97.  133.  149.  171.  199.  784. 
785.  828.  876.  961. 

Pfarr zwang  862. 

Ferdinand,    Erzherzog    von    Oester- 

reich  447.  556. 

Ferdinandeische  Stiftung  in  Pader- 
born 559.  934. 

Fesch,  Joseph,  Kardinal,  französischer 
Gesandter  zu  Rom  523.  767.  848. 

Koadjutor  Dalberg's  927.  929. 

F  e  s  sl  e  r ,  Ignaz  Aurelius,  Professor,  An- 
stellung beim  Südpreussischen  De- 
partement 183.  212.  230.  242.  255.  259. 
309. 

Fiialkowski,  v.,  Sekretair  des  Dom- 
kapitels zu  Guesen  883. 


Elze  —  Geistliches  Departement. 


031) 


Filipowski,    Robert,    Kamaldulenser  i 

603. 
Fincke,  Kammerdiiektor  za  Posen  t>. 

262. 
Finckenstein,  Graf  v.,  Karl  Willielm, 

Gebeimer  Staats- und  Cabinets-Minisi  er 

3.    16.   39.    41.    44.    4.=>.   46.    47.   48.  50. 

53.    56.   62.   63.    83.    84.    91.    112.    114. 

121.  141.  178  (i). 

Graf   V.,    Karl    Friedrich    Ludwifr 

Albert,  OstpreussischerStaats-Ministcr, 
Kanzler  22.  240.  316. 

Fi  sc  hau,  Dorf  in  Westpreussen,  Rbz.  i 
Danzig,  Kr.  Marienburj^:,  Pfarre  101.     \ 

Fischer,  Kriegsrath  zu  Warschau  438. 

Flu  eck  er,  Lehnsaktuar  zu  Hildesheim  | 
800,  S.  313. 

F 1 0  r  e  n  z ,  Aufenthalt  des  Papstes  in  der  | 
Karthanse  bei  14.  j 

Humboldt's  Auftrag  in  429. 

Focke,  Geheimer  Ober-Justizrath,  ^lit- 

glied  der  llaupt-Organisations-Kom- 
mission  der  Entschädigungslande  468. 
487.  559.  591.  594.  598.  624.  627. 

Fol  'c)kmer,  Pfarrer  zu  Reinerz  207.  233. 

Forstmeister,  V..  Domdechant  zu  Pader- 
born 470. 

Fox,  Michael,  Domdechant  zu  Gutstadt 
532. 

Fränkisches  Departement,  s.  a.  Har- 
denberg 315.  836. 

Fränkische  Fürstenthümer  536,  556. 
574. 

Dioezesanverhältniss  315.  634.  843. 

869. 

Frank,  Franc,  Frhr.  v.,  Peter  Anton, 
Kaiserlicher  Rath  767. 

J''rankfurt  a/Main,  Klöster  566. 

Frankfurt  a/Oder,  Parochialabgaben 
435. 

Universität,  Katholische  Lehrstühle 

und  Freitische  82.  218.  242.  261.  619. 
738. 

Frankreich,  unterstützt  Preussen  in 
der  Entschädigungssache  351.  377. 

Verhältniss  zu  Rom  923.  927.  965. 

966.  967.  974. 

Französische  Republik  488. 
Frauenburg.  Stadt  im  Ermolande,  Kr. 

Braunsberg,  Domkapitel,  Domstift  HO. 

160.  199.  532.  537.  663. 

Katliedralkirche  110. 

Konversen-Institut  241.  316. 

Fraustadt,  Stadt,  Rbz.  Posen,  Schulen 

126.   165.  34.5.  467. 

Militärschule  750.  752.  757.  SOO. 

Freckenhorst,  Flecken,  Rbz.  Münster, 

Kr.  Warendorf,   Fräuleinstift;   Pfarre 

798.  920. 
Freiburg  i.d.Scliweiz,  Trappisteu  4S7. 
Freisingen,  Sta dt a.d.Isar, Oberbayern. 

Bisehof  von  593. 
Fried  ob  erg.  .Stadt  i.  d.  Nemnark.  Rbz. 

Frankfurt   l.JS. 


Friedeberg,  Stadt  am  Queis,  Schle- 
sien, Kbz.  Liegiiitz,  Kr.  Loewenberg 
819.  837. 

Fr  1  edel,  Kammergeriehtsratii,  Mitglied 
des  Ret'orniirteu  Kirchendirektoriums 
zu  Berlin  4.35. 

Leopold    Ludwig,    Obonimtsregic- 

run;;8rath  zu  Glogau  774.  892  (s  »Nach- 
träge«;. 

Fricdlacuder  u.  Co.,  Baiil<ler  in  Ticrlin 

849.  914.  975. 
Fri(!drieli    der   Gro.sse   539.    681.   688. 

694.  790.  797.  8.39.  870.  954. 
Friedricli  III.,  Kaiser  851. 
Friedriclisli)hra,   Dorf  in    der  Graf- 
schaft   Holinstein ,    Kbz.    Erfurt.    Kr. 

Nordhausen,  kathdii.'iclie  Kireli(;  117. 
Friese'sches    Lehn,    beim    Domkapitel 

zu  Hildeslieim  80Ü,  S.  325. 
Frohne,  Professor  in  lleiligenstadt  865. 
Fr  om  midien,  Sophie,  Schul  Vorsteherin 

in  Heiligenstadt  865. 
Fülleborn,  Karl  Friedrieh,  Rath,  dann 

Direktor   der  Oberamtsregierung   und 

des  Oberkonsiätoriums  zu  Giogau  774. 

892  (s.  »Nachträge«;. 
Fürstenberg,  Nonnenkloster  bei  Xanten 

525.  857. 

Friir.  V.,  Ferdinand,   Bischof   von 

Paderborn,  Stiftung  559.  934. 

Frhr.  v.,  Franz  Egon,  Fürstbischof 

von  Hildesheim  und  Paderborn,  s.  a. 
Hildesheim  550.  643.  690.  701.  7U8.  726. 
745.  755.  874. 

Frhr.  v.,    Domherr    zu    Paderborn 

934. 

Frhr.  v.,  Generalvikar  zu  Münster 

846. 

Herdringen.  Frlir.  v-,  Franz  Fried- 
rich Wilhelm,  Minister  zu  Münster  21<i. 

Fürst-Primas  s.  Dalberg. 

Fuhrbach,  Dorf  bei  Duderstadt.  Kbz. 
Hildesheim  533. 

Fulda  8.  a.  Oranien. 

Stadt  a.  d.  Fulda,  Rbz.  Kassel,  Bi.s- 

thum  728. 

G. 

G a  j  e  w sk  i ,  Johann,  Landrichter  in  Posen 

640. 
Gallitzin,  Fürstin,   Amalie.  g(l)ürene 

Reiclisgrätin  v.  Sclimettaii.  in  .Münster 

210.  791. 
Garbenzehnt  477. 
Garnison  Prediger  s.  Feldprediger. 
Gawronski,     Andreas,     Bischof    von 

Krakau  926.  954. 
Gehrden,   Flecken,   Rbz.  Minden,  Kr. 

Warbnrg,  Nimnenklostcr  786. 
Geist.  Haus,  Landkreis  Münster,  Jesu- 
iten-Residenz 674.  844. 
Geistliches    Departement.    ».    :i. 

Maasow    1.  '•.   I".  22.  23.  25.  28.  ;j<.».  66. 
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Ü7.  75.  7y.  84.  89.  94.  97.  115.  116.  117. 

125.  127.  129.   137.  143.    156.  158.  159. 

1Ü7.  174.  177.    182.  184.   186.  188.   193. 

202.  252.  256.  271.    277.  305.  311.  316. 

325.  358.  384.  397.    398.  451.  4G9.  489. 

546.   547.  595.   631.  638.  Ü41  (Ressort- 

verLültniss   zum   Generaldirektorium). 

644.  656.  657.  664.    710.  774.  783.  788. 

789.  796.  816.  842.    845.  858.  862.  876. 

SSO.  886.  892.  901.   911.  931.  936.  943. 

945.  946.  951.  964. 
Geistliclier,  Adelserhebung  68. 
Geistliche,  Amtlose  4S3. 

Katholische,  in  Siidpreussen,   An- 

steliungsgebühren  888. 

Auswärtige  34.  37.  53.  504. 

Gerichtsbarkeit,    Gerichte   60.    81. 

224.  307.  322.  330.    338.  524.  611.  676. 

Güter,  Kompetenz  von  Auslän- 
dern 53. 

Obere,  Bestätigung  759. 

Geistlichkeit,  Steuern  278. 
Geithe,  Dorf  in  Kleve,  Rbz.  Arnsberg, 

Kr.    Hamm    in    Westfalen,    Bethaus 
147. 
Geldern,    Grafen    und    Herzoge    von 
871. 

Stadt  a.  d.  Niers,  Rbz.  Düsseldorf, 

Landes  -  AdministrationscoUegium    79. 

Primat  über  282.  402. 

Kirchenverfassung  Bd.  VIII,  S.  210. 

Säkularisatiouen    unter  Joseph  II. 

416. 

Gemischte  Ehen  s.  Ehen. 

Generaldirektorium  41.  108.  198. 
641  (Ressortverhältniss  zum  Geistlichen 
Departement)   656.   657.  660.  771.  789. 

Genga,  Aiinibale  della,  Erzbischof  von 
Tyrus,  Päpstlicher  Nuntius,  der  spätere 
Papst  Leo  XII.  143.  167.  691.  736.  766. 
848.  851.  917.  918.    920.  938.  946.  950. 

Gentzkow,  v.,  Regierungsrath  zu 
Marienwerder  75.  89.  101.  185.  256. 
285.  504. 

Gerdilo,  Giacinto  Sigismondo,  Kardinal 
40. 

Gerichte,  Gerichtsbarkeit,  Geistliche, 
Bischöfliche  s.  Geistliche  Gerichtsbar- 
keit; s.  a.  Prosynodalrichter. 

G  e  r  0  d  e ,  Benediktiner-Kloster  im  Eichs- 
felde, Rbz.  Erfurt,  Kr.  Worbis  533. 
563.  800,  S.  331. 

Gerswinda,  Aebtissin  zu  Essen  577. 

Gesetz-Kommission  616.  695. 

Geusau,  v.,  Lewin,  Generalleutnant, 
Generalquartiermeister  961. 

Ghigiotti,  Prälat  421. 

Gieseu,  Klein-,  Dorf,  Landkreis  Hil- 
desheim 824,  S.  364. 

G  i  e  s  e  y  n ,  wohl  Gierzyu,  Dorf  in  Posen, 
nordwestlich  von  Pudewitz  864. 

(Jiesmanuödorf,  Dorf  in  Schlesien, 
Rbz.  Liegnitz,  Kr.  Bunzlau  694.  731. 
741.   751.  758.  790.    794.   797.  S6S.  870. 


Gisevius,  Evangelischer  Erzpriester  in 

Lyck  376. 
Glaesersdorf,  Ober-,  Dorf  in  Schlesien, 

Rbz.  Liegnitz,  Kr.  Lüben  649. 
Glatz,  Grafschaft,  Visitation  durch  den 

Erzbischof  von  Prag  424.  427.  430.  443. 

444.  447. 
Gleiwitz,    Stadt    in    Schlesien,    Rbz. 

Oppeln,  Simultaneum  790. 
Glodt,  Jakob,  in  Marienwerder  841. 
G 1  0  g  a  u ,    Fürstonthum    in    Schlesien 

870. 

Stadt  a.  d.  Oder,   Schlesien,   Rbz. 

Liegnitz,  Ober -Amts -Regierung  512. 
774. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer  819. 

Ober-Konsistorium  Bd.  VIII.  S.  90; 

649.  877.  892.  893. 

Gnesen,  Stadt  in  Posen,  Rbz.  Brom- 
berg, Bisthum,  Erzbischof  von,  s.  a. 
Krasiki  17.  18.  20.  21.  32.  40.  43.  45. 
47.  55.  58  (Kreditwesen^  72.  76.  78.  86. 
153.  274.  279.  285.  287.  Tod,  Schul- 
den 289.  290.  301.  308.  309.  329.  330. 
391.  440.  449.  456.  532  (Verbindung 
mit  Ermeland).  673.  698.  714  (General- 
Administrator).  776.  782.  801.  804.  805. 

807.  808.  810.  811.  812.  813  (Fürsteu- 
titel). 814.  815.  829.  838.  840.  847.  849. 
855.  867.  869.  873.  883.  884.  888.  890. 
902.  903.  905.  907.  912.  914.  915.  916. 
922.  923.  955.  957.  975. 

Erzbisthum,  Neubesetzung  294.  295. 

301. 

Pallium   für   den   Erzbischof   273. 

473.  914.  922.  955. 

Appellationsrichter  957. 

Domkapitel,  Residenzzeit  105.  107. 

413.  417.  426.  440  (Ansprüche  aus  dem 
Gnadenjahr).   449.   456.    782.   787.  804. 

808.  812.  813.  883. 

Dompropstei  782.  821. 

P'ranziskaner-Nonnenkloster  795. 

Kreuzherrenkloster  688. 

Konsistorium  7S2. 

Konsistorialarchiv  867. 

Officialat  103.  805.  812. 

Primat  über  Wilna  und  Samogitien 

190.  194. 

Schuldenregulierungs  -  Kommission 

329. 

Godziemierski,  v.,DomherrzuFrauen- 
burg  532. 

Goeckel,  Pastor  zu  Altena  901. 

Goecking,  v..  Geheimer  Oberfinanz- 
rath  614. 

Goedeke,  Stadtpfarrer  zu  Duderstadt 
958. 

G  0  e  d  e u  8 ,  Flecken  in  Ostfriesland,  Land- 
drostei  Aurich,  Amt  Wittmund,  Katho- 
lische Gemeinde  127. 

Goerdeler,  Regierungsrath  zu  Magde- 
burg 719. 

G  o  e  r  t  z ,  Graf  v.  Schlitz  genannt  Goertz, 


Geistlicher  —  Guisolan, 
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JohauD  Eustach,  Staats-Minister,  Pieu- 
ssischer  Gesandter  am  Koichstagc  zu 
Regensburg  344.  ;i51.  369.  .377.  457. 
47G.  478.  485.  54U.  593.  6U0.  G(»4.  605. 
612.  615.  622.  629.  634.  635.  643.  653. 
682.  691.  715.  760.  762.  764.  773.  775. 
917.  918.  920.  927.  938.  950. 

G  0  g  1  a  u ,  Dorf  in  Sclilesien,  Kr.  Seh  wcid- 
uitz  823. 

Golaczewski,  Golaszcwslvy,  v.,  Johann 
Klemens,  Official.  dann  Bischof  von 
Wigry  257.  665.  692.  748.  831.  859. 

Goldap.  Stadt  in  Ostpreussen,  Ritz. 
Gumbiunen  97. 

Goldbeck,  V.,  Heinrich  Julius,  Staats- 
Minister,  Grosskanzler,  Chef  der  Justiz 
12.  27.  50.  58.  60.  S.  90.  81.  S.  107. 
86.  153.   224.    227.   230.   284.   307.  328. 


641. 
862. 


589. 
658. 
947. 


389.  396. 
452.  469. 
592.  602. 
663.  676. 


397.  415. 


477. 
616. 
695. 


512. 
618. 
792. 


zu    Geldern 


353.  358.  365.  375 
420.  423.  432.  441 
518.  572.  573, 

649.  651 

874.  944 

V.,    Kammerdirektor 

Band  VIII.  S.  210. 

Goldmann,  Geheimer  Ober-Rechuungs- 
rath,  Mitglied  der  Hauptorganisatious- 
kommission  624.  627. 

Golecki,  Archidiakonus  in  Posen  849. 

Goltz,  Graf  v.  d..  August  Friedrich 
Ferdinand.  Preussischcr  Gesandter  in 
St.  Petersburg,  1807  Juli  7  Staats- 
Minister  948.  978,  Anm. 

Gorczyczewski,  v..  Abt  zu  Sulejewo 
852. 

Gorzenski,  Graf,  Timotheus,  Bischof 
von  Smolensk,  dann  Bischof  von  Posen 
907.  909.  * 

Graf  V.,  General  907. 

Goslar,  Stadt,  Rbz.  Hildesheim  800. 

Lutherische  Kirche  den  Katholiken 

eingeräumt  937.  958. 

Gössel,  Konsistorialrath  zu  Aurich  127. 

Gossler,  Geheimer  Ober-Revisions-und 
Kammergerichtsrath ,  Mitglied  der 
Haupt-Organisations-Kommission  der 
Entschädigungslaude  468. 

Kriegsrath  zu  Magdeburg  853. 

Regierungsrath  zu  Magdeburg  123. 

719. 

Gostyn,  Stadt,  Rbz.  Posen,  Philippiner- 
Kongi-egation  527. 

Geziem ba,  v.,  Familie  in  Posen   878. 

Gozimirski,  v.,  Kanonikus  zu  Gnesen 
787. 

Graaf-Insel,  bei  Xanten  711. 

Graaf,  Assessor  am  Landvogteigerichte 
zu  Heilsberg  136. 

Grabowo,  Dorf  in  Posen,  Rbz.  Brom- 
berg, Kr.  Gnesen  717. 

Grabowski,  Stadtrath  in  Wawchau 
422.  438. 

Graefe,  Professor  in  Königsberg  i./Pr. 
102. 

Öranier,  Preussen  und  die  k;itU.  Kirche.    IX. 


G  r  a  t  i  f  i  k  a  t  i  o  n  s  -Fonds,  in  SUdprcussen 

278. 
Graudonz,  Stadt  a.  d.  Weichsel,  Wost- 

prcusson,   Rl>z.  Marienwerder,    Kefor- 

matcn-Kloster  299.  300.  537. 
Graue rt.  Erzpriester  in  Lin;;en  845. 
Grauhof,  Kloster  im  Amte  Liebciiburg. 

bei  (Jo.'^lar  513. 
Grawert,  v.,  Julius  August  Rciuhold. 

(}enerall('utuant  876. 
Grazyski  s.  Grodzisk. 
Gregorianischer  Kalender  209.  215. 

219. 
Grei  fen. stein,  Herrschaft  in  Solilu.sicn, 

Rbz.    Liegnitz,    Kr.    Lüwenhcrg    819. 

870.  877. 
Grcvenitz,  v.,  Friedrich  August  Fer- 
dinand,    Oberauitsregiorungsrath     zu 

Glogau  774. 
Griechen,   Unirte  in  Nouostpreussen; 

s.  a.  Suprasl    209.    215.   420.  423.  432. 

539.  672. 

Nicht-unirte,  inNeuostpreusscn  404. 

420.  423. 

Grochowski.  Bischöflicher  Voigt  in 
Preussisch-Schlesien  926. 

Grodno,  Stadt  am  Niemen,  Russland, 
Reichstag  zu  278. 

Grodzisk,  Grodzisken,Grodzysko,  Gra- 
zysken,  Gradzisken,  Dorf  in  Ostpreu- 
ssen,  Rbz.  Gumbinuen,  Kr.  Johannis- 
burg  168.  208.  245.  254.  288.  585. 

Groeben,  Graf  v.  d.,  Johann  Georg. 
Ostpreussischer  Staats-Minister,  Land- 
hofmeister 22. 

V.  d.,  Evasmus  Ludwig  Friedrich, 

Generalmajor,  Preussischcr  Gesandter 
zu  St.  Petersburg  47. 

G  r  ö n  i  n  g,  v.,  Regierungsrath  zu  Marien- 
werder 75.  89.  IUI.  193.  256. 

Grolman.  v..  Geheimer  Regierungsrath 
zu  Münster  655. 

Grombczewski,  v.,  Joseph,  Domherr 
zu  Frauenburg  532. 

Gronau,  Stadt  a.  d.  Leine,  Rbz.  Hil- 
desheim. Dominikanerkloster  515.  56o. 

Groschen,  .Marien-,  s.  Mariengroschen. 

Polnische  479,  S.  655,  Anm.  1. 

G ru hl,  Pfarrer  zu  Seifersdorf  in  Schle- 
sien 731.  741. 

Grunzing.  Dorf  in  Posen,  Kr.  Moseritz 
799.942. 

Gruttsch reiber,  Frhr.  v.,  Kriegsrath 
zu  Posen  262. 

Gülpen,  V.,  Konventual  zu  Werden  501. 

Günther,  Fhr.  v.,  Johann  Heinrich. 
Generalleutnant  266. 

Guionneau,  V.,  Ludwig  August.  Oberst, 
Assessor  des  Obor-Kriegskollog.s:  lso6 
General-Intendant  752. 

Guischard,  Kegiorungsrath  zu  Magde- 
burg 123. 

Guisolan,  Maxime.  Bischof  von  Lau- 
sanne 670. 
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Gulden,  Polnische  479,  S.  655,  Anm.  1. 
G  u  m  b  i  n  n  c  n ,  Stadt  in  Ostpreussen,  Paro- 

chialabj;aljen  TU5. 
Gurowaka,  Gräfin  v.  603. 
V.,  Melchiora,  Aebtissin  zu  Owinsk 

•190. 
Gutstadt,  Guttstadt,  Stadt  a.  d.  Alle, 

Rbz.  Königsberg,  Kr.  Heilaberg,  Kol- 

legiatstift  532. 

H. 

Uaarcn,  Haercn,  Dorf,  Rbz.  Minden, 
Kr.  Büren  5;i8. 

Ilackmann.  Kaufmann  in  Lingen  462. 

Hadmersleben,  Dorf,  Rbz.  Magde- 
burg, Kr.  Wanzleben,  Benediktiner- 
Nonuen-Kloster  709. 

llaeffclin,  Frhr.  v.,  Kasimir,  Bischof 
von  Chersones  667.  736. 

Ilaonlein,  Konrad  Sigmund  Karl,  ge- 
adelt 1803,  Kreis-Direktorial-Gesandter 
im  Fränkischen  Kreise,  Vice-Präsident 
der  Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zu 
Ansbach,  Subdelegirter  bei  der  Ent- 
schädigungs-Deputation am  Reichstage 
457,  Anm.  1.  476.  478.  485.  540.  593, 
Anm.  1.  619. 

TI  a  e  rlem ,  V.,  Kammerpräsident  zu  Posen 
6.  262.  345.  347.  354.  360.  361.  370. 
372.  517. 

Ilagen,  Stadt  in  der  Grafschaft  Mark, 
Rbz.  Arnsberg,  Pastor  zu  651. 

Hagen,  Graf  vom,  Geheimer  Finanzrath 
935.  953.  960. 

Hagken,  v.,  44.  Infanterie- Regiment 
956.  961. 

Hagspiel,  Isidorus,  Abt  zu  Huysburg 
und  Minden  709.  725.  732.  735.  737. 
739.  740.  743. 

Hahn,  Kreisjustizrath  zu  Memel  155. 

Kriegsrath  in  Posen  517.  878. 

Haine,   Ilayue,  Dorf  in  Schlesien,  Rbz. 

Liegnitz,  Kr.  Löwenberg  819.  822.  837. 
Halberstadt,   Stadt,  Rbz.   Madeburg, 
Kriegs-  und  Domänenkammer  699.  769. 
800,  S.  319.  866.  879.  899.  935. 

Regierung  9.  117.  311.  788. 

Landeskollegien  724. 

Land-Stände  707.  899. 

Diözesanverhältniss  634.  642. 

Kirchenwesen  117. 

Klöster  704.  709.  724.  725.  732.  734. 

735.  737.  739.  740.  743.  796. 

Dominikanerkloster  9.  384.  560.  707. 

78S. 

Kloster  St.  Johann  899. 

— —  Domschule  865. 

Hilfsgeistlichc  für  Berlin  062. 

Maltheser-Orden  944. 

H  a  I  d e  n  8 1  e  b e  n,  Alt-, s.  Althaldensleben. 
Halfern,  v.,  Prediger  zu  Essen  576. 
Hallo,    Stadt  a.   d.  Sa.-ile,   Rbz.  Merse- 
burg, Magistrat  S53. 


Halle,  Irrenhaus  719. 

Katholische  Gemeinde   123.  486. 

Predigerhaus  853. 

Universität  77.  218.  703. 

Hai  verde,  Dorf  im  Kirchspiel  Recke. 

Rbz.    Münster,    Kr.    Tecklenburg    2S. 

143.  386. 
Hambach,     Jakobus,     Präpositus     zu 

Adersleben  709. 
Hamborn,  Dorf,  Rbz.  Düsseldorf,  Kr. 

Ruhrort,  Abtei  703. 

Hanborn,    Rittergut  am  Eilerbach, 

Kr.  Paderborn  934. 

Hamburg,  Armenanstalten  952. 

Hamersleben,  Dorf,  Rbz.  Magdeburg, 
Kr.  Oschersleben,  Augustinerkloster 
707.  709.  724.  899. 

Hamilton,  Jakob  und  Joseph,  Bene- 
diktiner zu  Erfurt  563. 

Hamm,  Stadt  a.  d.  Lippe,  Rbz.  Arns- 
berg, Kriegs-  und  Domainen-Kammer, 
eingerichtet  im  December  1803  für 
Kleve,  Mark,  Soest,  Lippstadt,  Essen, 
Elten  und  Werden  830.  842.  857.  910. 
911.  964. 

Hanborn  s.  Hamborn. 

Hangclarn  s.  Henglarn. 

Hannover,  Kur-  728.  800,  S.  312. 

Hardehausen,  Kloster,  Rbz.  Minden, 
Kr.  Warburg  514.  530. 

Hardenberg,  Frhr.  v.,  Karl  August,  Ge- 
heimer Staats-  und  Cabinets-Minister, 
Chef  des  Fränkischen,  des  Magdeburg- 
Halberstädtischen,  des  Westfälischen 
und  des  Neufchateler  Departements 
des  Generaldirektoriums,  dann  Chef  des 
Auswärtigen  Departements  41.  50.  198. 

*  315.  462.  473,  Anm.  3.  475.  508.  525. 
596.  619.  633.  634.  635.  641.  642.  643. 
670.  711.  715.  716.  723.  727.  729.  747. 
748.  755.  760.  763.  764.  768.  773.  775. 
777.  779.  813.  826.  830.  834.  835.  843. 
844.  857.  861.  869.  871.  881.  896.  905. 
906.  907.  910.  922.  944,  Anm.  2.  972. 

Ilarnier,  Legationsratb,  Preussischer 
Resident  in  München  635. 

Harrach,  Gräfin  v.  577. 

Harsewinkel,  Flecken,  Rbz.  Münster, 
Kr.  Warendorf  561. 

Harsnep,  Placidus,  Superior  zu  Lam- 
springe  503. 

H  a  r  s  u  m ,  Dorf,  Landkreis  Hildesheim  800. 

H  a  8  e  1  ü  n  n  e ,  Stadt,  Rbz.  Osnabrück,  Kr. 
Meppen  621. 

Ilathumar,  Bischof  von  Paderborn  934. 

Hatten,  v.,  Stanislaus,  Domherr  zu 
Frauenburg  166. 

Hattmer sieben  s.  Iladmersleben. 

H  a  t  z  f  e  1  d ,  Fürst,  Franz  Ludwig,  General- 
leutnant, Kurator  der  St.  Hedwigskirche 
zu  Berlin  863. 

Haugwitz,  Graf  V.,  Christian  Heinrich 
Karl,  Geheimer  Staats-  und  Cabinets- 
Minister    3.    16.   27.  29.  32.  39.  44.  45. 


Gulden  —  Hessen. 
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344. 

359. 

476. 

478. 

509. 

511. 

539. 

540. 

590. 

593. 

605. 

612. 

643. 

652. 

680. 

681. 

696. 

702. 

922. 

926. 

46.  47.  48.  50.  56.  57.  83.  84.  121.  141. 
229.   247.    248.  219.  281.  292.  29:j.  31.^. 
369.  371.  412.  425.  457.  468. 
485.  488.  489.  491.  492.  496. 
512.    525.   528.  530.  Anin.  1. 
551,   Anm.  2.    556.  559.  568. 
594.  596.  598.  599.  600.  601. 
622.   624,   Aiiui.  2.   633.  642. 
664.  666.  668.  670.  671.  678. 
682.  683.  684.  685.  688.   691. 
746.   748.  842.  871.  914.  920. 
928.  938.    944.    950.  954. 
II  a  u g  \v  i  t z ,  Gruf  v.,  Kriegsiatli  iu  Bres- 
lau 280. 
Ha  upt-Organisatio  US-Kommission 
der  Eutschädigungslunde  46S.  624.  627. 
664.  708.  787. 
Haussonville,  d',  Clairon,  Graf  649. 
Haxthausen,  v.,  i)omkapitular  zu  Ilil- 
desheim  728. 

Domherr  zu  Hiidesheim  800. 

Kay  der  s.  Heyderowski. 

Hayne  s.  Haine. 

Heatly,    Maiires,    Abt  zu  Lamspringe, 

503. 
Hecht,     Direktor     der    Regierung    zu 

Halberstadt  117. 
Heck  er,    Regierimgsrath    zn    Marien- 
werder 89.  2.55.  504. 
Hedersleben,   Dorf  a.  d.  Bode,   Rbz. 
Magdeburg,  Kr.  Aschersleben,  Cister- 
zienser-Nonnen-Kloster  39.  709.  724. 
Hedouville,  Comte  de,  Gabriel  Theo- 
dore Joseph,  französischer  General  und 
Gesandter  zu  Regensburg  927. 
Heepen,  Dorf  a.  d.  Lutter,   Rbz.  Min- 
den, Landkreis  Bielefeld  742. 
Heer,  Ulpianus,  Prior  zu  Oliva  380.  411. 
Heermann,    Kriegs-    und   Baurath    zu 

Posen  262.  517. 
Heerse,  Alten-,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Warburg,  587. 

Neuen-,    Dorf,    Rbz.    Minden,    Kr. 

Warburg,  Fräuleinstift  587.  641. 

Heger  dings-  Gerichtsbarkeit  824,  S.  369. 
Heiderowski  s.  Heyderowski. 
Heilige    Linde,    Dorf  im   Enuelande, 

Rbz.     Königsberg,     Kr.     Rastenburg, 

Missionshaus;  katholische  Kirche  llo. 

199.  537. 
Heil  igen  Stadt    am    Eichsfeld,   Stadt 

a.  d.  Leine,  Rbz.  Erfurt,   Si)ecial-Orga- 

nisatious-Kommission  591. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer  832. 

865.  937.  962. 

Evangelische  Gemeinde  639. 

Geistliches  Kommissariat,  s.a.  Eichs- 
feld 962. 

Gymnasium  865. 

KoUegiatstift  St.  Martin  639. 

Heilsberg,  Stadt  in  Ostpreusson,  a.  d. 

Alle,   Rbz.  Königsberg.   Klo.'^ter    llo. 
546. 

Konsistorium  537. 


lleilsberg,  Bischöflicbos  Laudvogtci- 

gericht  \M.  241.  063. 
—  Bischöfliches  Schloss  663. 
Hein  de.  Hcyndc,  Dorf,  Landkreis  liil- 

desiicini  S24.  8.  364,  367. 
Heine  Vetter,  Ilyazinthus,  Pater,  (ioist- 

licher  zu  Stettin  9.  116,  12.5.  184.  Ihs. 

373.  044.  710.  796. 
IJeinigk,   v.,   Domherr  zu   Prauenburg 

16t;. 
Ileiningcn,    Augustiner-Nonnenkloster 

an  der  Ocker,  Kr.  Ilildcslicim  724. 
Heinitz,    Frhr.    v.,     Priedrich    Anton, 

Staats-Minister,  Chef  des  BerKworks- 

und  des  Miinzdei)artoment8,  de»  Zoll-, 

des  AVestfäiißchen    und  des   Noufciia- 

telor  Departement«  des  Genoral-Dirck- 

toriums,  f  1S02   15./5:  11.  l'.is.  202.  282. 

292.  402. 
lleinius,  Kriegsrath  zu  Geldern  282. 
Heinsberg,  Uinsberg,  Stadt  a.  d.  Worni, 

Rbz.  Aachen,  Kapitel  8J7. 
Held,  Dombauiuspektor  zu  liikli'slieini 

800,  S.  316. 
Hellen,  v.,  Regierungsrath   zu  Minden 

109. 
Helmstedt,     Stadt    in    Braunschweig, 

Liidgeri-Kloster  501. 
Helvetische  Republik  670. 
Hemm,  Frhr. v.,  Malthcserordens-Reccp- 

tor  14J. 
Ilemmerde,   Dorf,  Rbz.  Arnsberg,  Kr. 

Hamm  964. 
Uempel,  Regierungsrath  zu  Stettin  171. 

788.  923. 
Ilenglarn,  Hangelarn.  Dorf,  Kr.  Büren 

934. 
Henken,   Conr.,   Abt   des  Klosters  St. 

Mauritii  et  Simeonis  zu  Minden  80. 
Herford,   Hervord,  Stadt  a.  d.  Werre, 

Rbz.  Minden,  Aebtissin  633. 

Marienstift  579.  587. 

Missionskapelle  109. 

Her  ibertus,  Bischof  von  Hiidesheim  825. 

Her  m  ensdorff,  v-.  Geheimer  Ober- 
Justiz-  und  Geheimer  Ober-Tribunals- 
rath  4.  9.  25.  26.  28. 

Herrloin,  Max,  Domicellar  in  Erfurt  607. 

Herstelle.  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Höxter,  Minoritenkloster  560. 

Hertzberg,  Graf  v.,  Ewald  JViedrich, 
Cabinets-Miuister  681. 

Hervord  s.  Herford. 

Hess  en  -  Darm  Stadt,  Landgraf  von 
590.   599.  600.  605.  017.  921. 

Fürstliches  Haus,  Vogt  des  Stiftes 

Neuen-IIeerse  587. 

Hessen-Kassel.  Fiirsllichos  Haus.  Vogt 

des  Stiftes  Neuen-Heerso  587. 
Hessen.    Kurfürst    v..     4^.    Infantoric- 

Regimont  786.  956.  961. 
Ilossen-Rhcinfels-Rothenburg.     I'rin- 

zessinen  v.,   Wilhelniine  und  Klemcn- 

tino  577.  059. 
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H  e  B  8 1  i  u  g ,  Kcgierungsrath  in  Aurich  12/. 

Heyderowski,  Heideiowski ,  Hey- 
drowsky,  llaydcr,  Schuster  in  Posen 
;<54.  300.  3()3. 

Heyude  s.  lleiude. 

llezillo,  Hezilo,  Bischof  von  Hildes- 
lieiui  824.  827. 

Hildesheim,  Stadt  a.  d.  Innerste,  Han- 
nover, Regierungs-Deputation  675.  800, 
S.  313.  824. 

Magistrat  800,  S.  324. 

Magistrat  der  Altstadt  879. 

Bisthum,   Fürstbischof  von  II.  und 

Paderborn,  s.  a.  Fürstenberg  117.  127. 
137.  167,  Anui.  3.  201.  480.  495.  540. 
550.  570.  594  (Vicarius  apostolicus). 
598.  614.  624.  629.  631,  Anm.  3.  634. 
642.  643.  675.  690.  701.  708.  713.  726. 
728.  745.  755.  769.  786.  788.  800.  824. 
827.  843.  845.  869.  874.  934. 

General- Vikariat  879.  935. 

Domkapitel  526.  643.  715.  728.  769. 

773.  800.  824.  866.  934. 

Domfreiheit  866. 

Karthause  699. 

Klöster  513.  515. 

KoUegiatstift  ad  St.  Andream  825, 

am  Schlüsse.  866. 

-  KoUegiatstift  zum  Heiligen  Kreuz, 
St.  Crucis  769.  827.  866. 

KoUegiatstift  ad  St.  Johannem  800. 

825.  866. 

KoUegiatstift  Beatae  MariaeMagde- 

leuae  (Schüsselkorb)  825,  am  Schlüsse. 
866. 

KoUegiatstift  St.  Moritz  824.  866. 

879. 

St.  Godehardi-Kloster  515.  519.  521. 

St.  Michaelis-Kloster  515.  519.  521. 

522.  724. 

Kapuziner-Kloster  515.  560. 

Hospital  Barbarae  879. 

Johaimishof  800,  S.  331. 

Johannisspital  800,  S.  332. 

Johannishaus  800,  S.  332. 

Schloss  495. 

Seminar  704. 

KatholischesWaisenhaus  800,8.331. 

Himly,  Kriegsrath  und  Geheimer  Ex- 
pedirender  Sekretair  im  Cabincts-Mini- 
sterium  408.  489.  525.  711. 

Hill  d  fort  8.  Hyndford. 

Ilinsberg  s.  Heinsberg. 

Uinterleuthner,  Preussischer  Lega- 
tionssekretair  zu  Turin  429. 

Hochberg  und  Buchwald,  v.,  Karl  Leo- 
pold, Kanonikus  und  Assessor  beim 
General-Vikariate  zu  Breslau  754.  837. 

Ho  che,  Lazare,  französischer  General 
282.  402. 

Hoonsbrock,  Graf  v.,  Domkapitular  zu 
llildesheim  800.  866. 

Marquis  v.,  DomkUstcr  zu  llildes- 
heim 728.  800.  934. 


Ho  er  de,  v.,  Domkapitular  und  Archi- 
diakon  zu  Paderborn  728.  934. 

Hoffmann,  Regierungsrath  in  Küstriu 
138. 

Hoheits-Departement  631.  638.  664. 
675.  676.  748.  768.  783.  800,  S.  324.  814. 
815.  832.  842.  843.  845.  846.  858.  869. 
880.  881.  894.  902.  912.  913.  936.  943. 
945.  946.  948.  951.  966. 

Ilohenholte,  Ilonholt,  Dorf,  Landkreis 
Münster,  Fräuleinstift  798. 

H  o  h  e  n  1 0  h  e  -  Waidenburg  -  Bartenstein, 
Fürst  v.,  Joseph  Franz  Christian  Karl 
Ignatz,  Bischof  von  Breslau,  s.  a.  Bres- 
lau 191.  359.  669.  697.  790.  794.  797. 
803.  806.  809.  818.  885. 

Hoheulohe,  32.  Infanterie -Regiment 
974. 

Hohenzollern,  Graf  v.,  Karl,  Fürst- 
bischof von  Ermeland,  s.  a.  Ermcland 
51.  192.  193  (Bischof  von  Kulm).  237. 
285.  380.  391.  395.  398.  411.  532.  632, 
Anm.  2  (+). 

Graf  V.,  Joseph,  Domherr  zu  Frauen- 
burg 532.  632.  661.  751. 

Graf  V.,  Leutnant  782.  807.  912.916. 

Hohnstein,  Grafschaft,  Kirchenwesen 

117. 

Holt  ding  3- Gerichte,  von  holtink,  Ge- 
richt über  Waldangelegenheiten  800, 
S.  324  und  330. 

Holzhauer,  Professor  in  Königsberg 
i.  Pr.  102. 

Homfeld,  Regierungsrath  in  Aurich  127. 

HompeschjV.,  Archidakonus  zu  Münster 
728. 

Honorati,  Kanonikus  14. 

Honsbroek  s.  Hoensbrock. 

H  o  p  p  e  n  w  a  1  d  e ,  Dorf  in  Pommern,  Rbz. 
Stettin,  Kr.  Uckermünde  201.  710. 

Horkel,  Lutherischer  Prediger  zu  Lin- 
gen  66. 

Houchard,  Joseph,  Jesuit  in  Berlin  531. 

Hoym,  Graf  v.,  Karl  Georg  Heinrich, 
Dirigirender  Staats-  und  Kriegs- Mi- 
nister in  Schlesien,  bis  1798  auch  Chef 
des  Südpreussischen  Departements  1 .  2. 
7.  12.  17.  18.  20.  24.  31.  43.  44.  47.  61. 
63.  70.  74.  76.  77.  81.  85.  86.  141.  148. 
157.  181.  195.  200.  206.  207.  211.  218. 
223.  231.  233.  244.  250.  259.  260.  265. 
272.  273.  278.  280.  283.  284,  S.  436.  342. 
368.  382.  388.  394.  401.  414.  424.  430. 
447.  541.  548.  575.  577.  662.  666.  678. 
680.  683.  684.  685.  688.  694.  695.  696. 
702.  720.  746.  747.  752.  753.  763.  770. 
774.  777.  794.  809.  819.  822.  823.  837. 
850.  854.  858.  868.  870.  872.  875.  877. 
892.  896.  905.  919.  922.  926.  936.  939. 
941.    942.    943.  945.  946.  954. 

Hoym,  V.,  Kammerpräsident  zu  War- 
schau 438.  884. 

Ho y oll,  Regierungsdirektor  zu  War- 
schau 329. 


HesBling  —  Kaiisch. 
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Hubertsburger  Frieden  17(13:  G81.T!)0. 

Halles h ei ui ,  v.,  Krieysrath  zu  Minden 
874,  S.  471,  Anm.  2. 

Hiinerbein,  v.,  Oberforstmeister  zu  Hil- 
desheim 800,  S.  324. 

Hufnagel,  Kriegsnith  zu  Hialystok  297. 

Huissen,  Stadt  a.  Rhein  und  Distrikt 
in  Kleve,  jetzt  Niederländisch,  Provinz 
Geldern  488.  655.  830. 

Humboldt,  Frlir.  v.,  Wilhelm,  Kammer- 
herr, Resident,  Minister-Resident,  Be- 
vollmächtigter Minister  zu  Rom  2G8. 
425.  429.  446  (Memoire).  472.  473  (In- 
struktion). 474.  475.  494.  499.  500.  506. 
511.  523.  528.  529.  536.  539.  552.  556. 
566.  570.  574.  584.  586.  596.  599.  601. 
605.  612.  617.  623.  634.  636.  637.  654. 
667.  672.  675.  681.  686.  687.  691.  696. 
729.  736.  744.  746.  747.  748.  760.  761. 
763.  766.  767.  777.  779.  831.  848.  851. 
873.  881.  S96  (Gehaltserhöhung).  902. 
905.  906  (Ernennung  zum  Ministre 
Plenipotentiaire).  907.913.  914.917.920. 
921.  922.  923.  927.  928.  929.  932.  950. 
955.  965,  966.  967.  968.  969.  970.  971. 
972.  973.  974.  975.  976.  978. 

Husen,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr.  Büren 
934. 

Hymmen,  v..  Geheimer  Regierungsrath 
zu  Kleve,  dann  zu  Münster  147.  655. 

Hyndford,  Hindfort,  Lord  Carmichael, 
Englischer  Gesandter  in  Berlin  681. 

Huysburg,  Benediktinerkloster.  Rbz. 
Magdeburg,  Kr.  Oschersleben  709.  725. 
732.    735.   737.  739.  740.  743.  895.  899. 


I. 

Jackstoin,    Geheimer    Kriegsrath    in 

Bialystok  169.  187.  297. 
Jagwitz,  Friedrich  Gottl.,   Oberamts- 

regierungsrath  zu  Glogau  774.  892  (s. 

»Nachträge«]. 
Janiszewski,  Kilian,  Cisterzienser 459. 
Januszkiewiez,  v.,  Joseph,  Kanoni- 
kus 898. 
Japan,  Mission  für  559. 
Jaszkow.  Jaszkowo,   Dorf  in  Posen, 

Kr.  Schrimm,  Pfarre  220. 
Jauer,  Fürstenthum  in  Schlesien  870. 
Jaworowski,  Leo,  Abt,  dann  Bischof 

zu  Suprasl  897. 
Ibbenbüren.    Stadt  a.  d.  Plane,    Kr. 

Teckleuburg.  Katholische  Einsassen  56. 
Jemielno,  Jmielno  s.  Jmielin. 
Jesu,  Gesellschaft  dos  Glaubens;  s.  a. 

Paccaristen  493. 
Jesuiten,  Ex-  473. 
Güter  217.  746. 

im  Münsterschen  844. 

Kapitalien  312.  313. 

Orden,  Wiederherstellung  539.  636. 

in  Berlin  531.  535. 

in  Schlesien  77. 


Iglowka,  Dorf  in  I'dicn.    Kr.  Mariaui- 

pol  647. 
I  h  m e  1 8 ,  KonsistorialassoBsor  in  Anrieh 

127. 
Jmielin,  .lomiclno,  Dorf  in  Schlesien, 

Rliz.  Uppcln,  Kr.  PIosh  926.  954. 
I  m  m  e  d  i  a  t.  -  M  i  1  i  t  a  i  r  -  Organisations- 

Kouimi.ssion  786. 
I mm  ermann,    Kriegsrath    zu   Magde- 
burg 853. 
Indem  nitätslande  s.  EntschädigiingB- 

lande. 
lunocenz  II.,  Pap.st    ll4it;  571. 
Inowraclaw,  Wraclawec,  Wroclawek, 

Jung-Breslau,   Stadt  in    Posen,   Rbz. 

Bromberg  883.  '.lül.  907. 

Franziskauerklostor  203. 

In(iuisi  tion,  Kongregation  der  14. 
Invali  d  enkasse,  General-  666. 
Johannesborg,     Scliloss,     Ocsterrci- 

chisch-Schlo.sieu  885.  926. 
J  ohanni terorden  473.  944. 
Johann    Sigismund,     Kurfürst     von 

Brandenburg  771. 
Jonische  Inseln,  französischer  Schutz 

529. 
Jorissen,    Kanonikus   5.   11.  830.  834. 

857.  861.  910. 
Joseph  IL,  Kaiser  335.  934,  S.  551. 

I  r  m  e  n  s  ä  u  1 ,  Irmseul,  Dorf,  Rbz.  Hildes- 

heim, Kr.  Alfeld  Soo. 

I I  i  o  in  partes,  am  Reichstage  629.  635. 
Jülich,  Stadt  a.  d.  Ruhr,  Rbz.  Aachen, 

Kapitel  857. 
Jülich-Berg,  Religionsrecess  668. 
Jurin,  Professor  in  Erfurt  865. 
Jurowski,  Geistlicher  zu  Lowicz  890. 
Justiz-Departement  27.  S. 90.  S.  107. 

93.   220.   224.    307.    353.   358.  365.  676. 

718.  783.  800,  S.  324.  862. 

K. 

Kadinen,  Dorf  in  Westpreusaen.  Rbz. 
Danzig,  Kr.  Elbing,  Kloster  lli».  546. 

Kadzidlo,  Dorf  in  Polen,  Kr.  Ostro- 
lenka  260. 

Käntchen,  Käntschen.  Dorf  in  Schle- 
sien, Kr.  Schweidnitz  '^2.3. 

Kaiserswerth ,  Stadt,  Kr.  Düsseldorf, 
Kollegiatstift  ^42.  857. 

Kalckreuth.  Graf  v.,  Friedrich  Adolf. 
Genoral  dir  Kavallerie  217.   312.  313. 

Kaiisch,  Gouvernemontsstadt  in  Polen, 
a.  d.  Prosna,  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  49.  69.  71.  100.  103.  204.  212. 
213.  381.  459.  471.  616.  714.  749.  838. 
840.  867.  873.  S88.  903.  912. 

Einräumung     einer    katholischen 

Kirche  463. 

Franziskaner-Nonnenkloster  795. 

Jtrtuiterkirche  144.  1S9.  206. 

Kollegiatstift  867. 

Officialat  805.  812. 
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Kalisch,  v.,  Oberforstmeister  934. 

K:ilnas3y,  Joachim  v. ,  Domherr  zu 
Frauenburg  166. 

Kamalduleuser  in  Posen  6Ü3. 

Kamin,  Stadt  in  Westpreussen,  Rbz. 
Marienwerder,  Ofticialat  812. 

K  a  m  in  e  r  n ,  Kriegs-  und  Domänen-,  Kom- 
petenz gegenüber  den  Regierungen 
459.  406. 

Kant,  Immanuel,  Professor  in  Königs- 
berg i.  Pr.  102. 

Kanzlei-  Gebühren  für  geistliche  Wür- 
den 852.  859. 

Kapitalien,  Geistliche,  Zinsfuss  8. 

Kappenberg,  Rbz.  Münster,  Kr.  Lü- 
dinghausen ,  Prämonstratenser- Abtei 
502.  522.  561.  728. 

Kardinalswürde  in  Preussen  473. 

Karl  der  Grosse  571.  934. 

Karl  XII.,  König  von  Schweden  790. 

K  a  rl  0  w  i  t  z ,  Stadt  a.  d.  Donau,  Ungarn, 
Bischof  von  404. 

Karmeliter-Mönch,  Auswärtiger  6. 

Karpinsky,  Dekan  zu  Grabowo  717. 

Karpowicz,  v. ,  Michael  Franz,  Offi- 
cial,  dann  Bischof  von  Wigry;  s.  a. 
Wigry  87.  88.  168.  169.  187.  190.  194. 
208.  239.  245.  2.54.  257.  288.  297.  318. 
393.  475.  585.  665  (i). 

Karthaus  bei Danzig, Karthäuserkloster 
886. 

Katzenellenbogen,  Graf  v.,  Hermann 
561. 

Katholiken,  Proselytenmachen  66. 

Katholische  Kirche,  Status  eccle- 
siasticus  79. 

K  a  1 8  c  h  e  r ,  Stadt  in  Obersehlesien,  Rbz. 
Oppeln,  Kr.  Leobschütz  430. 

KayKO,  Paul,  aus  Lyck  12, 

Kayserswerth  s.  Kaiserswerth. 

Keller,  Graf  v. ,  Dorotheus  Ludwig 
Christof,  Preussischer  Gesandter  zu 
Wien  383.  409.  826. 

Kerkerten,  Armenstiftung  zu  Hildes- 
heim 800,  S.  332. 

Kerpen,  Flecken.  Rbz.  Köln,  Kr.  Berg- 
heim 857. 

Ker8tenbrock,v.,  Karl,  Abt  zu  Lies- 
born 571. 

Kessel,  v.,  Armenstiftung  zu  Hildes- 
heim 800,  S.  332. 

Kesselstadt,  Graf  v.,  Domkapitular 
^  zu  IJildesheim  800. 

Kesselstädt,  Kesselstadt,  Graf  v.,  Dom- 
dochant  zu  Paderborn  470.  728.  934. 

Kotteler,  v. ,  Matthias,  Domherr  zu 
Hildesheim  800,  S.  328.  8G6. 

Domkellner  zu  Hildesheim  800. 

Domküster  zu  Münster  728. 

Kettler,  v.,  Landrath  791. 

Regierungsratli  zu  Aurich  127. 

Kirchenbaukosten  211.  214. 
Kirchen-Direktorium,  Reformirtes 

435. 


Kirchenpolitik,  Grundsätze  614. 

Kirch  hoff,  Prediger  in  Berlin  98. 

Klarenberg,  bei  Czenstochau,  Pau- 
liner-Orden zu  49. 

Klassifications-  Kommission,  in  Süd- 
preussen  278. 

Kleinberge  s.  Kleinenberg. 

Kleinenberg,  Kleinberge,  Flecken, 
Rbz.  Minden,  Kr.  Büren  530. 

Kletschke,  Evangelischer  Feldpropst 
876. 

Kleve  -Märkische  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  8.  Hamm. 

-Märkische  Regierung  s.  Emme- 
rich und  Münster. 

Kleve,  Herzoge  von  871. 

und  Berg,  Herzog  von  910. 

Stadt,  Rbz.  Düsseldorf,  Kapitel  830. 

857.  861.  910. 

Geistliche  Korporationen,  Abtre- 
tung 910.  911. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  489. 

Katholische  Geistlichkeit  5.  11.  292. 

293.  448. 

Linksrheinische  Geistliche  488. 

Mark,  Kirchenwesen  147. 

Auswärtige  Bischöfe,   Klöster  655. 

Klevenow,  v. ,   Regierungsdlrector  zu 

Magdeburg  719. 

Klewitz,  zwei  Kriegsräthe  zu  Magde- 
burg 719. 

Klewiz,  Anton  Wilhelm,  geadelt  1803 
Juli  10.,  Geheimer  Ober-Finanzrath 
und  Vorsitzender  Rath  im  Südpreussi- 
schen  Departement  des  Generaldirek- 
toriums 96.  267.  303.  310.  327.  329.  341. 
364.  379.  381.  417.  419.  453.  628.  706. 
714.  749.  750.  757.  759.  807.  840.  847. 
867.  873.  904.  922.  963. 

Kleyiiof,  Kr.  Paderborn,  westlich  der 
Stadt  Paderborn,  an  der  Eisenbahn 
Paderborn-Salzkotten  934. 

Klodawa,  Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Warschau,  Karmeliterkloster  345. 

Klossowsky,  v.,  Domherr  zu  Frauen- 
burg 166. 

K 1 0  s  t  e  r  -Aufhebung,  Säkularisation  273. 
310.  338.  340.  392.  394.  505.  511.  528. 
646.  652.  664.  668.  671.  678.  680.  681. 
683.  684.  685.  688.  696.  702.  729.  730.  733. 

in  den  altendeutschenProvinzen  568. 

in  Südpreussen  227.  230. 

in  Westpreussen  886. 

Stellung  der  Kurie,  Eindruck  in  Rom 

552.  566.  570. 

Ressortverhältniss  bei  641.  656. 

Klöster,  Aufgehobene,  Verwendung  der 
Geistlichen  935.  953. 

Klo  st  er- Aufsicht  180.  191.  200.  204. 
400.  407.  408.  431.  434.  437.  439.  446. 
460.  406.  473.  496. 

Exemtionen  173.  255.  259.  273.  310. 

338.  340. 

-Gelübde  311.  320.  325. 


Kalisch  —  Krossen. 
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Kloster-Geistliche,  Erbschaft  512.  518. 

Dispeusatiou,   Säkularisation    311. 

320.  325.   475.   5S0.  045.  Obf,.  714.  881. 

Versetzimg  430. 

Generale  203. 

Novizen  39.  111.  122.  319.  352.  ÜIO, 

698. 
Novizen,  keine  Ausländer  200. 

Obere,  Einsetzunj^  2(»3. 

Knie,  Kaufmann  in  Breslau,  Ehedlspcn- 
sation  244. 

Knobelsdorff,  v. ,  Ernst  Friedricli 
Wilhelm,  Oberst,  Gesandtor  in  Kon- 
stantinopel 494. 

Kurt  Friedrich,  Generalmajor,  Kom- 
mandant von  Stettin  099. 

Koadjutorien,  Päpstliche  Bestätigung 

212." 
Kocanowo,    Koccanowo,   Dorf,    Rbz. 

Posen,  Kr.  Schroda  864. 
Köhler,  Regierungsrath  zu  Küstrinl38. 

Regierungsassessor  zu  Stettin  HO. 

174. 

Koller,  V.,  Kammerpräsident  zu  Posen 

787.  878. 
Köln,  Erzbischof  von  147. 

Metropolitanrecht  über  Kleve  655. 

824.  869. 

Bischofswahl  344.  348.  351.359.367. 

377.  378.  412. 

Nuntiatur  in  598. 

Koenen,  Kriegsrath,  Mitglied  des  Re- 
formirten  Kirchendirektoriums  zu  Ber- 
lin 435. 

Koenen,  v. ,  Kriegsrath  zu  Posen  517. 
878. 

Königgrätz,  Köuigingrätz,  Stadt  a.  d. 
Elbe,  Böhmen,  Bischof  von  430. 

Königsberg  in  Preussen,  Kriegs-  und 
Domänen-Kammer  s.  Östpreussische 
Kriegs-  und  Domänen-Kammer. 

Regierung  s.  Östpreussische  Regie- 
rung. 

Katholische  Kirche  537.  771. 

— —  Kneiphöfische  Kirche  705. 

Parochialabgaben  705. 

Pfarrhaus  198. 

Universität,  katholische  Lehrstühle 

und  Freitische   82.  102.  218.  242.  201. 
019.  620.  738. 

Königsdorf,  Dorf  im  Marienburger 
Werder,  Rbz.  Danzig,  Kr.  Marienburg 
592.  602.  620. 

Koepken,  v.,  Geheimer  Finanzrath 
935. 

Kopp,  Administrator  zu  Dcriieburg  514. 

KTirbelitz,  Dorf,  Rbz.  M.agdeburg,  Kr. 
Jericliow  I.  143. 

Kohlmann,  Antonius,  Pater  in  Pader- 
born 493. 

— —  Jesuit  in  Berlin  531. 

Kolaczkowski ,  v.,  Prälat  93. 

Kolborn,  Karl  Joseph  Hicronymus, 
Kanonikus,  im  Dienst  des  Kurerzkanz- 


lers,  später  Staatsminister  und  Woih- 
bischof  von  AscliaiTcnburg  02.'».  007.  707. 

Kollogiatstifter ,  l'räbendeu  880. 

Kollekte,  für  das  Prodigerhaua  zu 
Hallo  853. 

Kolligs,  Christoph,  in  Erfurt  007. 

Kollno,  Kolno,  Stadt  in  Polen,  Gou- 
vernement Lomza,  Pfarre  zu  257. 

Komi)ina,  Dorf  a.  d.  Bzura,  Polen,  Kr. 
Lowicz  43.  73. 

Konkordat  s.  a.  Concordata. 

Konkordat  255.  259.  440.  473. 

Deutsches   593.  012.  007.  0'52.  710. 

730.  700.  702.  701.  700.  707.  772.  775. 
835.  848.  851.  917.  920.  938. 

Konopka,  Geistlicher  in  Wigry  065. 

Konsistorien,  Katholische  6o. 

Kopenhagen,  Katholische  Gemeinde 
515,  S.  706. 

Korff,  Frhr.,  C.  M.,  genannt  Schmising 
.542. 

Korvey,  Benediktiner-Abtei  n.  d.  We- 
ser, Rbz.  Minden.  Fürstbischof  von  843. 

Kosniowski,  v..  Bischof  von  Marty- 
ropolis,  Abt  zu  Trzemesno.  Rbz.  Po- 
sen, Kr.  Krotoscliin  873. 

Kosutow,  Koszytow  s.  Kosztow. 

Kosztow,  Kosutow,  Koszytow,  Dorf 
in  Schlesien,  Rbz.  Oppeln,  Kr.  Ploss 
920.  954. 

K  Ottbus,  Stadt  a.d.Spree,  Rbz.  Frank- 
furt 138. 

Kownacki,  v.,  Adam,  Starost  200. 

Kozietulski.  v.,  Iguaz  898. 

Krakau,  Stadt  a.  d.  Weichsel,  Gali- 
zicn,  Bisthum,  Bischof  von  132.  195. 
233.  424.  907.  909.  922.  920.  954. 

Domkapitel  105. 

Universität  77. 

Krakauer  Distrikt,  Schulfonds  74. 
Kranenburg,  Flecken.    Rbz.  Düssel- 
dorf, Kr.  Kleve,  Kapitel  830.  857.  9l(i. 

Krasicki -Bieberstein,  Graf  v..  Igna- 
tius,  Erzbischof  von  Guesen ;  s.  a. 
Gnesen  32.52.  155  'Bischof  von  Erme- 
land;.  212.  285.  289  f  .  200.  329.  770. 
752.  787.  804.  807.  813.  829.  855.  922. 
957. 

Kraus,  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 
10-2. 

Krebs,  Benediktus.  Pater,  2.  katholi- 
scher Geistlicher  in  Stettin    137.  373. 

Kretschmer,  Regierungsrath  zu  Stet- 
tin 23. 

Kretzschmer,  Heinrich  Wilhelm,  Re- 
ferendar bei  der  Kammer  zu  Posen  0. 
262. 

Kriegs-Kollegium,  Ober-  750.  752.  757. 
802.  876. 

Konsistorium  785.  828. 

Kroischwitz.  Dorf  in  Schlesien .  Kr. 
Schweidnitz  823. 

Krossen,  Stadt  a.  d.  Uder,  Neumark 
138. 
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Krossen,  Rittergut  im  Eiinelande,  Rbz. 
Königsberg,  Kr.  Braunsberg,  Kirche  110. 

Krotoachin,  Stadt  in  Posen  428. 

Krottingen,  Polnisches  Städtchen  im 
Gouvernement  Wilna ,  Bernbardiner- 
klostcr  155. 

Krzyzanowski.  Hyazinth,  Karme- 
liter-Prior zu  Warschau  422.  438.  450. 
460. 

Kudelsheim,  wohl  Kühlseu,  Hof  zwi- 
schen Alten-  und  Neuen-Heerse,  Rbz. 
Minden,  Kr.  Warburg  587. 

Künzel,  Commissarius  perpetuus  in 
Kaiisch  459. 

Küster,  Johann  Emanuel,  Geheimer 
Legationsrath  und  Vortragender  Rath 
im  Cabinets-Miuisterium  39.141.181. 235. 
344.  348.  369.  383.  388.  457.  468.  473. 
478.  485.  488.  512.  525.  593.  594.  635. 
643.  652.  668.  680.  681.  711.  716.  727. 
729.  763.  773.    779.  835.  844.  948. 

Kuhn,  Franz,  Oberamtsregierungs-  und 
Oberlvonsistorialrath  zu  Glogau  774. 
892  (s.  >Nachträge«). 

Kujavien  und  Pomerellen,  Bisthum, 
Bischof  von,  s.  a.  Rybinski  17.  18.  47. 
153.  285.  287.  400.  407.  460.  782.  898. 
9U5.  907.  930. 

Kulm,  Stadt  in  Westpreussen ,  Rbz. 
Marienwerder,  Barmherzige  Schwe- 
stern-Kloster 793.  900. 

Franziskanerkloster  900. 

Prosyuodalrichter  129. 

Bisthum,   Bischof  von,    s.  a.  Ry- 

dzinski  47.  64.  Iü6.  135.  139,  142.  145. 
146.  153.  193.  197.  285.  294.  295.  298. 
299.  300.  304,  317,  581.  592,  626.  638, 
661.  673,  717.  751,  909.  925, 

Kulmbach,  Stadt  am  Weissen  Main, 
Oberfranken,  Hospitalkirche  836. 

Kulmsee,  Stadt  in  Westpreussen,  Rbz. 
Marienwerder,  Kr.  Thorn,  Domkapitel 
zu  193. 

Ivunau,  Dorf  in  Schlesien,  Rbz,  Lieg- 
nitz,Kr.  Sagan,  Evangelische  Gemeinde 
250.  260.  368,  414.  416,  548.  790.  794. 
854.  868.  870. 

Kunowski,  Kriegsrath  in  der  Gehei- 
men Staatskanzlei  343.  432. 

Kurerzkanzler  s.  Dalberg. 

Kurfürst,  Grosser  709.  771. 

Kurie,  Geschäftsgang  bei  der  14, 

Kur  mark,  Kirchenwesen  150. 

Kwieczysken,  Kwieciszki,  Domänen- 
vorwerk in  Polen,  Kr.  Marianipol  647, 

L. 

Labuncken,   Labuhnken,    Dorf,   Rbz. 

Danzig,   Kr.  Preussisch-Stargard ,   bei 

Schoeueck  924, 
Lad  8.  Lond. 
Lägde  s.  Lügde. 
Laforest,  Graf  v.,  Antoine  Reuu  Char- 


les Mathuriu,  französischer  Gesandter 

in  Regensburg  476. 
Lammers,   Kanonikus   zu  Hildesheim 

825. 
Lamsp ringe,     Flecken  a.  d.   Lamme, 

Rbz.  Hildesheim.  Kr.  Alfeld,  Kloster 

503, 
Landa  s,  Lond. 
Landeron,    Kirchspiel   in   Neufchatel 

670, 
Landsberg,  v.,  Johann  Franz  Matthias, 

Domküster  zu  Paderborn  934, 

V.,  Propst  zu  Hildesheim  800,  S,  332, 

Landwers,  Johann  Bernard,  in  Lenge- 
rich 621, 

Lange,  Bürger  in  Posen  354, 
Laugheim,  Kloster,  Oberfrauken,   bei 

Lichtenfels  836, 
Lateinische    Kirche,     französischer 

Schutz  529. 
Lausanne,  Bischof  von  670, 
Le  Giere,  Pater  487.  554, 
Ledebur,  v.,  Oberamtsregierungs- und 

Oberkonsistorialrath  zu  Glogau  774. 

v.,    Domkapitular    zu    Hildesheim 

800, 

Leer,  Stadt  in  Ostfriesland,  Landdrostei 
Aurich,  Katholische  Gemeinde  127. 

Lehman,  Kriegsrath  und  Baudirektor 
zu  Münster  961. 

Lenczyc,  Lenczyca,  Lenczycz,  Stadt  in 
Polen,  Gouvernement  Kaiisch,  Dom- 
kapitel 24. 

Kollegiatstift  821,  838,  840. 

Lende  s.  Lond, 

Lengerich,  Dorf  bei  Freren,  Rbz.  Os- 
nabrück, Kr.  Lingen,  Kirchspiel  386, 
609.  621.  887. 

Lcnsing,  Kanonikus  zu  Elten  871, 

Lentzko,  Gross-,  Gross-Lensk,  Dorf 
in  Ostpreussen,  Rbz,  Königsberg,  Kr. 
Neidenburg,  katholische  Kirche  537. 

L  erb  eck,  Dorf,  Kr.  Minden  742, 

Lessmann,  Kriegsrath  in  Posen  517, 

L'Estocq,  V.,  Anton  Wilhelm,  General 
468. 

Lesznowski,  Polizeiinspektor  und 
Rathmann  in  Posen  361. 

Lewinski,  v.,  Suifragan,  dann  Weih- 
bischof von  Kujavien  285.  909. 

Libor,  Erzpriester,  Official  zu  Polniscli- 
Wartenberg  100.  164. 

L  i  c  h  t  e  n  0  w ,  Dorf  in  der  Neuraark,  Rbz. 
Frankfurt,  Kr.  Friedeberg  138. 

Liegnitz,  Stadt  in  Schlesien,  Jesuiten- 
Gebäude;  Kirche;  Grabkapelle  der 
Piasten  265. 

Liesborn,  Dorf  bei  Lippstadt,  Rbz. 
Münster,  Kr.  Beckum.  Benediktiner- 
kloster 569.  571.  728. 

Linde,  Heilige,  s.  Heilige  Linde, 

Lindner,  Johann,  Konsistorialasscssor 
beim  General -Vikariate  zu  Breslau 
754. 


Kro88en  —  Mulczewski. 
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L ingemann,  Professor  in  Heiligen- 
stadt 865. 

Lingen,  Grafschaft,  Fakultäten  des 
Fürstbischofs  von  Enuehuul  :(!)''. 

Lage  der  Katlioliken  4ü2. 

Stadt  a.  d.  Ems,  Hannover,  Land- 
kreis Osnabrück ,  Rathiuannsstelien 
462. 

kirchlicheVerhältni38el04. 143. 167. 

katliolische  Institute  202. 

Kirchenrechuungen  277. 

Lutherisches  Presbyteriuui  66. 

Proselyteuuiachen  621. 

Religionsbedrücknngen  882.  889. 

Rümisclie  Kosten  672. 

Lingensche  Regierung  s.  Tecklenburg- 

Lingensche  Regierung. 
Linse,  Antonius.  Propst  zu  St.  Nikolai 

in  Halberstadt  709. 
Lipowiec,    Dorf  in   Galizien,   Bezirk 

Zolkiew  926. 
Lippe,  Bernard  Edler  zu  561. 
Lippspringe,   Stadt,   Kr.  Paderborn 

934. 
Lippstadt,   Stadt  a.   d.  Lippe,   Rbz. 

Arnsberg,  Augustiner  538. 
Lipski,  V.,  Suffragan  von   Pomerellen 

285. 

v..  Stanislaus  898. 

Litta,  Graf  v.,  Laurentius,  Erzbischof 
v.  Theben,  Nuntius  am  Russischen  Hofe 
32.  40.  42.  45.  46.  47.  48.  51.  56.  57. 
70.  628. 

Lobith,  Amt  uud  Dorf  in  Kleve,  jetzt 
Niederländisch,  bei  Arnheim,  Provinz 
Geldern,  Kapuziner-Residenz  560.  655. 

Loeffler,  Anton,  Abt  zu  Reifenstein 
564.  567.  569. 

Loga,  v.,  Ehedispens  221. 

Lombard,  Adolf  Ludwig,  Geheimer 
Kabinetsrath  429.  596. 

Lomza,  Gouvernements-Stadt  in  Polen, 
Pfarre  257. 

Piareninstitut  897. 

Lo  n d ,  Landa,  Lad,  Lende,  Cisterzienser- 
kloster  in  Südpreussen,  an  der  Warthe 
459.  838. 

Lowicki,  Maximus,  Regens  des  Semi- 
nars zu  Braunsberg  56. 

Kanonikus  212. 

Lowicz,  Stadt  a.  d.  Bzura.  Polen,  Gou- 
vernement Warschau ,  Barmherzige 
Brüder  541. 

Konsistorium  326.  782.  884.  890. 

Konsistorialarchiv  867. 

Officialat  103.  805.  812.  884.  890. 

Suffragan  838. 

Loykowicz,  Guardian  zu  Inowraclaw 

203. 
Luberadzki.    v.,    Anton,    Kanonikus, 

dann  Weihbischof  zu  Plock  712. 
Lubin,  Dorf,  Rbz.  Posen,  Kr.  Kosten, 

Benediktinerabtei   "82.   807.   812.  912. 

916. 


Lubinski,  Liibii'uski,  v.,   Bischof  von 

Bibliuui  i.  p.  i.,  Weihhischof  von  (Jne- 

sen  62H.  815.  922.  955. 
Lucc  liesini,    Girohimo',    Marcjuis    de, 

Preussischer  (Jesandtor   in  Paria  377. 

457.  760.  772.  775. 

Marcpiis,  Moritz  133. 

Ludgardis,  Aebtissin  von  Eltcu  S7I. 
Ludolph,  Prufessurin  lUMliKen.stadt  >5(;5. 
Lübbecke,  Stadt,   Rliz.  Minden.   Kol- 

legiatdtift  zu  109. 
Lügde,  Lägdc,  Städtchen  a.  d.  Euuncr, 

Rbz.  Minden,  Kr.  Hö.xter,  Frauziskaner- 

kloster  560. 
Lüd^'eri- Kloster  bei  Helmstedt  5o]. 
Lüning,   Flir.    v.,   Ferdinand    Hermann 

Maria,  Fürstbischof  von  Korvcy  si.i. 
Lütetsburg,     Dorf    in     Ustfriesiand, 

Landdrostei  Aurich,  Kr.  Emdi^n  127. 
Lüttich,  Stadt  a.  d.  Maas,  Bischof  von 

540.  550.  708.  726. 

Domkapitel  723. 

Lützow,  v.,  Kanonikus   zu  llildeslieim 

769. 
Lustration  in  Südpreu8.>ien  27S. 
Lutardus,  Bischof  von  Paderboni  5S7. 
Lutomski,  v.,  Domherr  zu  Frauenburg 

532. 
Lutzingerode,   verderbt  aus  Lutziii- 

gewordeu,   heut  Lucienvürde,  südlich 

von  Hildesheim  824,  S.  369. 
Luzi ,  Prälat  14. 
Lyck,  Lyk,  Stadt  in  Ostpreuasen,  Rbz. 

Gumbinnen,  Schullehrerseminar  :'>"»;. 
Lymers,  Amt,  Gelderlaud  871. 

m:. 

Maassen,  Kriegsrath  zu  Hamm  911. 
Magdeburg,    Kriegs-    und   Domänen- 
Kammer  719.  853. 

Regierung  123.  631.  719.  953. 

Konsistorium  853. 

Diözeeanverhältniss  634.  642. 

Domkapitel  800,  S.  321. 

Kirchenwesen  123. 

Katholische  Gemeinde  123. 

Katholischer  Garnisonprediger  828. 

Klöster,  Aufhebung  631.  719.  796. 

St.  A^netenkloster  123.  51  I. 

Armen-  und  Waisenhaus  719. 

Malthcser-Orden  941. 

.Mailand.  Humboldts  Auftrag  in  429. 

.Mainz,  Kurfürst  von,  Metropolitanrecht 
457.  594.  614.  760. 

Erzbischof  von,  Kurator  der  Uni- 
versität Erfurt  5S8. 

Domkapitel,  Vereinigung  mit  Re- 
gensburg 584. 

Officialat  ^32. 

M  a  i  ,s  o  n  n  e  u  v  e .  de,  Gescliäft^träger  des 
Maltlieserordens  in  St.  PetiTsburg  918. 

Malczowski.  v.,  Franz  Skarbrk,  Dum- 
propst,    duun    Geuerul-Admiaiatrator 
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des  Erzbistlaiins  zu  Gnesen,  norainirter  j 
Bischof  von  Posen  212.  322.  330.  413. 
417.  420.  449.  782.  813.    814.  821.  864. 
fe.9  t.  888.  81)0.  904.  907.  909. 
Miilthcser-Orden    121.    3S3.   385.    388. 
390.  473.  944.  948. 

Grosspriorat  des  Czaren   141.  179. 

181. 

Mancker,  Vikar  zu  Elten  871. 
M and  ersehe!  d-Blaukeuheim,    Gräfin 
Henriette  659. 

Gräfinnen  871. 

Mangelsdorff,  Professor  in  Königs- 
berg i/Pr.  102. 

i\Iaunheim,  Stadt  am  Rhein,  Baden, 
Banuherzige  Brüder  939. 

Mansfeld,  Grafschaft,  Kirchenwesen 
123. 

Marca  s.  Mark. 

Marciukowski,  Dekan  zu  Neumark 
in  Westpreussen  89. 

Mariampol,  Marienpol,  Stadt  in  Polen, 
Gouvernement  Suwalki  647. 

Marianne,  Erzherzogin  von  Oester- 
reich,  in  Rom  636. 

Marienburg,  Amt  in  Westfalen.  Rbz. 
Hildesheim  800. 

Marien  bürg  er  Werder,  in  Westpreu- 
ssen, Rbz.  Danzig,  Protestanten  626. 

M  ar  i  e  n  f  e  1  d  e ,  Rbz.  Münster,  Kr.  Waren- 
dorf, Cisterzienser-Abtei  561.  728. 

Mariengrosehen  800,  S.  309,  313. 
824.  879,  S.  482;  934,  S.  555. 

Murienmiinster,  Klostergut,  Rbz. 
Minden,  Kr.  Höxter  557,  860. 

Marieupol  s.  Mariampol. 

M  a  r  i  e  n  w  e  r  d  e r ,  Stadt  in  Westpreussen, 
Kifcheninspektion  705. 

Katholische  Gemeinde  841. 

Kammerdepartement,  Klöster  547. 

Kriegs-   und   Domänen-Kammer  s. 

Westpreussische  Kriegs- und  Domänen- 
Kammer. 

Regierung,  s.  Westpreussische  Re- 
gierung. 
Mark,  Grafschaft,  Schulfonds  597. 

Grafschaft  s.  a.  Kleve. 

Dorf,  Rbz.  Arnsberg,  Kr.  Hamm  in 

Westfalen,  Bethaus  147. 

Graf  V.  d.  59. 

V.  d.,    V.  Marca,  Gerhard,  Bischof 

von  Münster  674. 

Markiewicz,  Karmeliter  Ordens-Pro- 
vinzial  zu  Warschau  455. 

Markoff,  Markow,  Graf,  russischer  Be- 
vollmächtigter 457. 

Marwitz,  v.,  Oberst  467. 

Marx,  Kollaborator  in  Heiligenstadt  865. 

Massow,  v.,  Julius  Eberhard  Wilhelm 
Ernst,  Präsident  der  Pommerschen 
Regierung,  dann  Geheimer  Staats-  und 
Justiz-Minister  und  Chef  des  Departe- 
ments der  Lutherischen  Geiatiiclien 
Sachen   9.    19.   25.   28.  44.   47.  50.  54. 


61.  64.  75.  79.  81. 
114.  115.  119.  128. 
135.  139.  143.  144. 
153.  154.  158.  159. 
178.  182.  186.  188. 


90.  94.  96.  98.  113. 

129.   130.  133.  134. 

145.  148.  149.  150. 

163.  166.  171.  172. 

189.  192.  197.  198. 


199.  201.  203.  206.    207.  211.  214.  220. 

223.  225.  226.  235.    236.  242.  250.  252. 

256.  259.  261.  271.    272.  277.  296.  299. 

305.  310.  311.  317.    338.  340.  313.  352. 

358.  368.  375.  380.   382.  384.  386.  397. 

398.  411.  414.  416.    435.  451.  469.  489. 

525.  531.  535.  537.    546.  547.  548.  558. 

572.  579.  581.  589.    595.  6U2.  609.  619. 

621.  625.  631.  632.    638.  641.  646.  649. 

651.  652.  655.  657.    658.  660.  661.  662. 

663.  664.  666.  668.  671.    694.  699.  703. 

704.  705.  707.  710.   711.  712.  717.  720. 

721.  724.  733.  734.  740.   742.  743.  748. 

751.  771.  773.  781.  783.    789.  793.  796. 

799.  809.  816.  819.  822.   823.  830.  834. 

836.  841.  842.  845.  852.    853.  854.  857. 

858.  861.  862.  863.  865.   868.  870.  872. 

876.  877.  880.  882.  889.  893.    895.  899. 

900.  901.  908.  910.  911.    919.  924.  925. 

931.  935.  936.  937.  942.    943.  944.  945. 

946.  947.  951.  952.  964. 
Massow,   V.,   Ewald  Georg,   Geheimer" 

Ober-Finanzrath,     General-Civil-Kom- 

missarius  von  Schlesien  979.  980. 
Mathy,  v.,  Ludwig  Joseph,  Bischof  von 

Thamasien   i.  p.  i.,    Weihbischof  von 

Posen  361.  517  (t).  534.  613. 

V.,   Domherr,   dann  Dompropst  zu 

Frauenburg,  Administrator  von  Erme- 
land  665.  977. 

Matthey,  Matthy  s.  Mathy. 

Matthieu,  französischer  Agent  in  Re- 
gensburg 476. 

Maximilian  Franz,  Erzherzog  von 
Oesterreich,  Kurfürst  von  Köln,  Bischof 
von  Münster  344. 

Meckel  von  Hemsbach,  Job.  Lud- 
wig, Oberamtsregierungsrath  zu  Glogau 
774.  S92  (s.  »Nachträge-}. 

Mediat- Stifter  457. 

Meerhof,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr.  Büren 
545. 

Meerveldt,  Grafv.,  Paul, Domkapitular 
zu  Hildesheim  728.  800.  934. 

Meiendorf,  Meyendorf.  Dorf,  Rbz. 
Magdeburg,  Kr.  Wanzlebeu  123. 

Memel,  Stadt  in  Ostpreussen,  Rbz. 
Königsberg.  Kirchenwesen  155. 

Katholische  Kirche  537. 

Kreisjustizkommission  155. 

Mencken,  Auastasius  Ludwig, Geheimer 

Cabinets-Rath  1.  7.  11.  13.  15.  16.59. 
Mendi kanten- Orden  s.  Bettelorden. 
Menno niten  705. 
Meppen,  Stadt  a.  d.  Ems,   Rbz.  Osn.n- 

brück,  Jesuitenresidenz  S44. 
Mercanti,  Prälat  14. 
Merck,  Joseph,  Propst  zu  St.  Burchard 

in  Halberstadt  709. 


Maltheeer  —  Münster. 


(')r)l 


Merckel,  Johann  Christian,  Oberaiuts- 
regierungs-  und  Oberkonsistorialrath 
zu  Glogaii  774.  892  (s.  »Nachträge«  . 

Merreoi,  Professor  in  Duisburg  721. 

iMeseritz,  Stadt  a.  d.  Obra,  llbz.  Posen 
345. 

Messingen,  Dorf,  Kr.  Lingen  931. 

-Metropolit an- Gericht  81. 

.Metropolitanrechte  s.  Erzbischüf- 
liche  Rechte. 

Mettern  ich- AVinneburg,  Graf,  Oeater- 
reichischer  Gesandter  835. 

Mettig.  Graf  v.,  Ehedispensation  244. 

Metzger,  Professor  in  Königsberg  i/Pr. 
102. 

Meurs  s.  Moers. 

-Meyendorf  s.  Meieudorf. 

.Meyer,  v.,  Regierungspräsident  zu  War- 
schau 329.  855. 
—  Regierungsrath  zu  Münster  655. 

.Meyerdings-Gerichte. Güter  8ü(),S.324. 
824,  S.  369,  372. 

Meyring,  Einsasse  zu  Ibbcnbühren  2(>. 

Miaskowski.  v.,  Joseph,  Biscliof  von 
Warschau  2S7.  673.  782.  807.  884.  957. 

V.,  Propst  zu  Czarnikau,   Domherr 

zu  Posen  491.  821. 

Mieceslaus  I.,  König  von  Polen  695. 

Mielenz,  Miienz,  Dorf  in  Westpreussen, 
Rbz.  Danzig,  Kr.  Marienburg,  Pfarre 
177, 

Milewsky,  Ortschaft  in  Südpreussen; 
nicht  zu  ermitteln;  vielleicht  ^lilewo, 
Kr.  Inowraclaw;  oder  Milko wo- Hau- 
land, Kr.  Czarnikau,  wo  eine  Holländer- 
Gemeinde  bestand  718. 

Milzinski,  Kron-Schreiber  467. 

Minden-Ravensbe r g sehe  Regierung 
zu  Minden  109.  842.  911. 

Minden,  Stadt  a.  d.  Weser,  Westfalen, 
Domkapitel  zu  508.  742. 

Domkirche,  Kloster  109. 

Domprediger  895. 

Kirchenwesen  109. 

Kloster  St.  Mauritii  et  Simonis  80. 

895. 

Maltheser-Orden  944. 

Minsk,  Stadt  am  Swislotscli,  Russland, 

Bischof  von  404. 
Mission,   Nordische,   Orientalische,  zu 

Münster  559. 
Hölle 'sehe  Präbende  beim  St.  Andreas- 
stift in  Hildesheim  866. 
Möllendorff,    v..     Wichard     Joachim 

Heinrich,  Feldmarschall  508. 
Moers  sehe  Regierung  zu  Moers,  Stadt, 

Rbz.  Düsseldorf  79. 
Mohamedaner,  in  Neuostpreussen  420. 

423. 
Mohilow,  Mohilew.    Stadt  am  Dniepr. 

Russiand,  Erzbisthnm  275.  907.  9(i9. 
Moller,  Regierungs-Direktor  zu  Lingen 

66.  143. 
Monocolar-  Präbende,  von » Monuculare 


boueficium«,  i.  o.  unicum   Süü,  S.  31."i, 

316,   329. 
M  o  n  t  H  n  u  .s .  MattliaeuB,  Ermüländiachcr 

Dou)liorr  241. 
Montbenoit,  Augustinor-Abtoi  in  d«?r 

Franche  Couite,  bei  (iray  a.  d.  Saone 

416. 
Mon  tgelas,  (Jraf  v.,  Maximilian  Joaopli. 

bayerischer  Ministor  f.;i5. 
Moritzberg,  Flocken.  Kliz.  iliidoslioim. 

Kr.  Marienburg.  Kirehe  Sf.  .Margarctliae 

821.  879. 
Morren,  Morrn,   Dorf  in  der  Neumark. 

Rbz.  Frankfurt.  Kr.  I.,and8berg,  katho- 
lische Kirciic  13.S. 
Motte,  de  la,  Albortine  de  Poyro,  Nonne 

zu  Halberstadt  311.  320.  325. 
Müller,  GeneralsuperintcndentuntlKoii- 

sistoriairatli  in  Aurich  127. 

Kammerdirektor  zu  Münster  961. 

-  Kriegsrath  zu  Bialystok  209. 

Müller  zu  Gruuzing  799.  942. 

München,  l'reussischer  Gesandter  zu: 

s.  a.  Harnier  920. 

Barmherzige  Brüder  939. 

Münchow,   Graf  V..    Ludwig  AViihohn, 

Staats-Minister  851. 
Münster.  Stadt  in  Westfalen.   Orgaui- 
sations-Kommission  630. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer,  ein- 
gerichtet im  December  1^03  für  Pader- 
l)orn,Münster,Tecklenburg  und  Lingen 
641.  769.  785.  786.  844.  845.  846.  862. 
889.  894.    911.  931.  934.  959.  960.  901. 

Regierung  zu,    von  Emmerich    im 

September  1803  hierher  verlegt,  für 
Kleve,  Mark,  Münster,  Essen,  Elten  und 
Worden  655.  842.  857. 

Bisthum  594. 

Bisthum,  Interimsvorwaltung  468. 

Bischofswahl    216.    344.    348.    .351. 

366.  367.  369.  374.  377.    378.  412.  478. 

Domkapitel  210.  542.  .".43.  715.  728. 

769.  956.  959.  960. 

General-Vikariat  655.  662.  721,  am 

Schlüsse,  Anm.  1.  786.  792.  846.  894. 
951. 

Abstinenzgebote  951. 

Barmherzige  Brüder  541.  ti.'.ii. 

Beschwerden  nach  Rom  92o. 

Feiertage  894. 

Ferdinandeische  Stiftung  5>9.  934. 

Garnisonprediger  6:i(t.  784.  7s5. 

Jesuitengiiter  hl4. 
---  Johanniter-* >rden  911. 
—  Seminar  7ti4.  721 . 

Stimmung  in  21(». 

Universität    .^63     Vereinigung   mit 

Erfurt).  703.  721.  865. 

Kirche  ad  St.  Jakobuni  674. 

Kirche  ad  St.  Servatium  •'•74. 

Nonnenkonvenle  627. 

St.  Aegidii-Nouncnklostor  571.(174. 
Dominikanerkloster  560.  674. 
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Münster,  Franziskaner- Kloster  5G0. 

Kapuzinerkloster  560.  791. 

Klarissen-Kloster  650. 

Martinistift  508. 

Miuoritenkloster  560.  674, 

Kloster  Ringen  627.  674. 

Kloster  Verspoel  627. 

Münster  elf  el,  Münster-Eyflfel,  Stadt  a. 

d.   Erft,   Rbz.   Köln,   Kr.  Rheinbach, 

Kapitel  857. 
Miiusterhausen,   Lehngut  des  Stiftes 

Essen,  Kirchspiel  Borbeck  577. 
M  ü  n  t  z ,  V.,  Geheimer  Rath  bei  der  Kle ve- 

Märkischen  Regierung  38. 
Murzynowski,  v.,  Josaphat,  Domherr 

zu  Gnesen  883, 
Muschten,  Dorf,  Rbz.  Frankfurt,  Kr. 

ZüUichau,  bei  Schwiebus  720,  868.  892. 

893. 
M  u  z  e  1 ,  Professor  in  Frankfurt  a/0.  435. 

N. 

Nagel,  V.,  Kreditwesen  650, 

N  agier,  Karl  Ferdinand  Friedrich. 
Kriegsrath  beim  fränkischen  Departe- 
ment, dann  Geheimer  Legationsrath 
im  Cabinets-Ministerium  315.  Band  IX, 
S.  31,  Anm.  1.  836. 

Napoleon  s.  Bonaparte. 

Narjes,  Kaufmann  in  Lingen  462. 

Neapel,  König  von  473,  Anm.  3. 

Stimmung  gegen  die  Jesuiten  636. 

Neren,  de,  Rentmeister  zu  Elten  871. 
Nesselrode,  Graf  v.,  Domkapitular  zu 

Hildesheim  800. 
Nettlingen,   Dorf,   Rbz.  Hildesheim, 

Kr.  Marienburg  800. 
Nouburg,  Stadt  a.  d.  Donau,  Bayern, 

Barmherzige  Brüder  939. 
Neuenburg  s.  Neufchatel. 
Neufchatel,  Seelsorge  670. 
Neuhaus,    Flecken  a.  d.  Lippe.    Kr. 

Paderborn,  Schloss  495.  690.  701.  708. 

934, 
Neumärkische  Regierung  zu  Küstrin 

138. 
Neumärki  sches   Konsistorium    zu 

Küstrin  138. 
Neumann,  Regierungsrath  in   Marien- 
werder 75.  89.  185.  193.  256.  285.  504, 
Neumark,  Kirchenwesen  138. 

Stadt  in  Westpreussen,  Rbz.  Marien- 
werder, Kr.  Lübau  89.  94. 

Neuostpreussisches  Departement 
des  Generaldirektoriums,  s.  a.  Schroet- 
ter 156.  169.  187.  190.  222.  239.  245. 
257.  297.  318.  393.    475.  585.  676.  748. 

Neuostpreussische  Kammern,  s.  a. 
Bialystok;  Plock  47.  223.  358. 

Regierungen,   s.  a.  Thorn  223.  676. 

Neuostpreussen,  Ressortverhältniss, 

Rossortreglement,  Provinzialrecht  783. 
7b9.  816, 


Neuostpreussen,     Reisebericht    von 
Schroetter  376. 

Bischöfe  332. 

Klöster  479. 

Barmherzige  Brüder  924. 

Bettelmönche  272. 

Verminderung   der   Feiertage   170. 

176.  209.  215.  219.  393. 

Bildung  der  Geistlichen  242.  261. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  611. 

Geistliche  Steuern  278. 

Nicht-unirte  Griechen  404. 

Patronatsrecht,  Pfarrzwang  7,  331. 

343.  947. 

Römische  Kosten  253.  257.  263.  672. 

Schankrecht  der  Pfarrer  850. 

Schulfonds  479. 

Stolgebühren- Verordnung  328. 

Zehnten  695. 

Neuschlesien  s.  a.  Krakauer  Distrikt. 

Pfarrzwang  942. 

Schankrecht  der  Pfarrer  850.  856. 

Stolgebührentaxe  770. 

Neustadt  vor  Magdeburg,  Kloster  Agne- 

ten  719. 

Stadt   in   Schlesien,   Rbz.   Oppeln, 

Barmherziges  Brüderkloster  575.  688. 
939. 

Neu  Stettin,   Stadt  in  Pommern,  Rbz. 

Köslin,  Gymnasium  781. 
Neustück,   Subprior  zu  Hamersleben 

707. 
Neuzelle,   Dorf,  Rbz.  Frankfurt,  Kr. 

Guben,  Kloster  138. 
Nicolai,    Friedrich,   Buchhändler   und 

Gelehrter  in  Berlin  619. 
Niedersächsisches  Departement  des 

Generaldirektoriums;  s.a.  Angern  719, 

832.  853.  935.  953. 
Niemann,  Medizinalrath  zu  Halberstadt 

325. 
Niezuchowo,   Niezychowo,    Dorf  bei 

Schneidemühl ,    Rbz.    Bromberg,    Kr. 

Wirsitz  64. 
Nikolai  s.  Nicolai. 
Nikolaus  V.,  Papst,  Konkordat  851. 
Nil  bau,  Dorf  in  Schlesien,  Kr,  Glogau 

919, 
Noeldichen.  Kriegsrath  zu  Posen  517. 
Nolte,  Ober-Konsistorialrath  863. 
Norbertinum,  CoUegium  zu  Rom  30. 

163. 
Norden,   Stadt  in  Ostfriesland,   Land- 

drostei  Aurich.  Katholische  Gemeinde 

127. 
Nostiz-Jakowska,  Johanna  v.  285. 
Nottuln,  Notteln,  Dorf,  Landkreis  Mün- 
ster, Fräuleinstift  798. 
Novalzehnt,  d.  h.  Neubruchzehnt  718, 
Novizen  s.  Klöster. 
Nowakowski,  v.,  Eheschliessung  320. 

339. 
Nuntiatur  in  Preussen  308.  338.  340. 

473, 


Münster  —  Palliui 
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Nuntiatur,  Päpstliche,  zu  Köln  598, 

zu  Warschau  173. 

Nuntius,  Scnduuf?  nach  Regensburg; 
8.  a.  Genga  580.  GOO,  tiOl.  012.  017. 
623.  637. 

O. 

Oberthuer,  Franz,  Professor  in  Würz- 
burg 619. 

Obornik,  Stadt  a.  d.  Warthe,  Rbz.  Posen 
933.  940. 

Obrytte,Obryte,  Domäncnamtsdorf  und 
Vorwerk,  in  Polen,  11  klm.  östlich  von 
Pultusk  200. 

Ochtemund  =  der  kleine  Viehzehnte 
824,  S.  365. 

Ochtersum,  Dorf,  Rbz.  Hildesheini,  Kr. 
Marienburg  824,  S.  368,  369. 

Ockel,  Rath  bei  der  Pommerschen  Re- 
gierung 9.  116.  788. 

Oelrichs,  Regierungsrath  in  Marieu- 
werder  75.  89.  185.  193.  256.  285.  5U4. 

Oelschlaeger,  Rath  bei  der  Pommer- 
schen Regierung  9.  23.  110.  174.  788. 

Oesdorf,  Rbz.  Minden,  Kr.  Büren  545. 

Oesterreich,  Kaiser  von  772. 

Wiener  Hof,  Stellung  zum  Status 

quo  in  Schlesien  681. 

Stimmung  gegen  die  Jesuiten  636. 

Verhalten  zu  den  Säkularisationen 

570. 

Päpstliche  Unterhandlungen;  Kon- 
kordat 736.  767.  848.  851. 

O'Faril,  Don  Gonzalo,  Spanischer  Ge- 
sandter zu  Berlin  429. 

Offiara,  Steuer  in  Südpreussen  278. 

Officialate,  Befugnisse  220. 

Oginsky.  Graf  v.,  Ignatz  853. 

Oldenhove,  Regierungsrath  in  Aurich 
127. 

Olesnicki,  Kardinal,  Bischof  von  Kra- 
kau  926. 

Oliva,  Flecken,  Landkreis  Danzig.  Klo- 
ster 380.  411.  632.  661. 

Olmütz,  Stadt  a.  d.  March,  Mähren, 
Bischof  von,   Dioezese  233.   424.  430. 

Opatowek,  Stadt  in  Polen,  bei  Kaiisch 
43.  73. 

0 ran ien- Fulda,  Fürst  von  596.  599. 
600.  605.  014,  Anni.  1.  617.  637.  654. 
690.  728. 

Ordensgenerale,  fremde  338.  340. 

Oslaczewski,  v.,  Domherr  zu  Gnesen 
957. 

Osnabrück.  Stadt  a.  d.  Haase,  Han- 
nover, katholische  Einwohner  542. 

Bisthum,  Bischof  von  109.  728. 

Domkapitel  800,  S.  312. 

Ostaszewski,  v.,  Kanonikus  124.  100. 
Ost  au,  V.,  Christof  Albrecht,  Ostpreussi- 

scher    Staats -Minister,    Oberburggraf 
22.  240.  316. 
Osten,  V.  d.,  Vice-Präsident  der  Pom- 
merschen Regierung  788. 


Osten,  V.  d.,  Rogicrungsratli  in  Kiistrin 

138. 
Ostfriosische  Regierung  zu   Aurich 

127. 
Ostfrinsland,  Kirclieiuvoscn  127. 
(>8  thauss,  Dcchaiit  zu  IIilde»heim  S79. 
Ostorow,  Graf  v.,  in  Posen  040. 
Ostpro ussisc  lies    Dcpartcincint    des 

Gonoraldiroktoriuiii.s;  s.a. Schroetter  10. 

Staats-  (Etats-;  Ministerium   1<».  22. 

25.  47.  50.  129.  130.  15.x  15li.  2.i3.  232. 
237.  238.  240.  241.  316.  317.  358.  504. 
540.  581.  03S.  705.  771. 

Konsistorium  zu  Königsberg  705. 

Ostpreussischc  Krirgs-  und  Dr>niäncn- 

Kammer  zu  Königsborg  10.  loS.  .358. 
771. 

Regierung  zu  Königsberg  663. 

Ostpreussen,    Dioczesanrechto    5*^1. 

638. 

Kirchenwesen  537. 

Parochialabgaben  705. 

Pfarrzwang  581.  589. 

Römische  Kosten  072. 

Sehulfonds  003. 

Ostrowska,  v.,  Nonne  zu  Owiiisk  49(i. 
Ostrowski,   v.,    Anton    Kasimir,    Erz- 
bischof von  Gnesen  287.  898. 

Owinsk,  Dorf  a.  d.  Warthe,  Kr.  Posen, 
Cisterzicnserkloster,  490.  510. 

I». 

Pachaly,  Friedrich  Wilhelm,    Kriegs- 

rath  zu  Breslau  260,  Aum.  3.  280.  S.436, 

Anm.  2. 
Paccar isten,    Baccaristen,   Regulirtc 

Kleriker  des  Glaubens  Jesu,  in  Rom. 

s.  a..  Jesu  636. 
Padberg,  v.,  Familie  545. 
Paderborn,   Stadt  in  Westfalen,    Or- 

ganisationskommissiou  s74. 

Regierungs-Deputatiou  874.  934. 

Magistrat  934. 

Bischof  von,  s.  a.  Ilildeshcim.  Fiir- 

stenberg  109.  143.  404.  090. 

Domkapitel  461.  470.  715.  728.  709. 

773.  934.  956.  959. 

Bischöfliches  Vikariatamt  874. 

Officialat  934,  S.  554. 

Domfreiheit  934. 

Feiertage  S94. 

Ferdinandeische  Stiftung  ;">>•.<    '.'iJ. 

Franziskanerklostor  50(i. 

Gesellschaft  des  Glaubens  Jesu  19;i. 

Kloster  (iolikirchen  7Sö. 

Kapuzinorkluster  5r)(i. 

Katholischo    Lehranstalt,    Vereini- 
gung mit  Münster  50.3. 
Nonnenkloster  587. 

Protestanten  862. 

Seminar  704.  721. 

Trappiston  487.  554. 

Pallium  s.  Gnesen. 
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OrtB-,  Perdonen-  und  Sach-Registor  zu  Band  VIII  und  IX. 


Palm,  Geheimer  Finanzrath  und  Vor- 
tiiiKCuder  Rath  beim  Westfälischen 
Departement  'J34. 

Tänzer,  Kricgsrath  zu  Plock  253. 

l'Hi)alsystem  31. 

Pape.  Pius,  Prior  des  Dominikaner- 
klosters in  Halberstadt  709. 

Papst.  8.  a.  Pius  VI.,  VII.,  Ableben, 
Bekanntmachung  180. 

Breven  49. 

Dispensationen  221. 

Einfluss,  Verminderung  231.  244. 

Note  an  den  431. 

Verkehr  der  Bischöfe  mit  dem  44. 

45.  47.  61. 

Verwendungen  an  den  54.  57. 

Paradies,  Dorf,  Rbz.  Posen,  Kr.  Me- 

seritz,  Cisterzienser-Kloster  53.  746. 
807.  826.  912. 

Paris,  Verhandlungen  über  das  Deut- 
sche Konkordat  764.  766.  767.  851. 

Parlinger,  Jesuit  in  Rom  691. 

Parochialabgaben  s.  Pfarrzwang. 

Paszkiewicz,  v. ,  Official  von  Wigry 
665. 

Patron atspflicht  des  Staates  925.  947. 

Patronatsrecht,  s.  a.  Pfarrzwang  7. 
742. 

Paul  V.,  Papst  824. 

Pawlowski,  Rektor  zu  Neumark  in 
Westpreussen  89. 

Pechenscha,  Fluss,  s.  Przemza. 

Peguilhen,  Kriegsrath  zu  Bialystok 
209.  257. 

Peichowski  b.  Piechowski. 

Peine,  Stadt  a.  d.  Fuse,  Rbz.  Hildes- 
heim, Kapuziner-Mission  515.  560. 

Peters,  Sacellanus  zu  Rees  3ü5. 

Petersburger  Konvention  6.  32.  34. 
74.  112.  291.  948.  954. 

Peterwitz,  Dorf  in  Schlesien,  Kr. 
Schweidnitz  823. 

Pe  tri  kau,  heut  Petrokow,  Gouverne- 
ments-Stadt a.  d.  Strada,  Russland, 
Reichstag  zu  640. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zu 

2.  8.  37. 

Einräumung    einer    katholischen 

Kirche  463. 

Pfalzbayern  s.  Bayern. 

Pfarrer,  Amtsentsetzung,  Präsentation 

220. 
Pfarrstellen,  Besetzung  6!t.  159. 
Pfarrzwang,    Parochialabgaben,   s.  a. 

Patronatsrecht  139.  142.  144.  146.  148. 

211.  214.  233  (in  Schlesien).  264.  273. 

275.  :il0.   331.    338.   340.   343    (in  Ncu- 

Oätpreussen)    375.   389.   396.    397.  401. 

415.  420.  423.   432.   452.   477.  558.  572 

(Deklaration;.   581.   589.  592.  602.  616. 

626.  705.  718.  862.  942. 
Piaren-Klöstrr,  Güter  1.  302.  698.  840. 

Konvokation  der  306.  310. 

-Schulen  in  Neuostpreussen  376. 


Piasecio,  Jesuit,  in  Posen  640. 
Piechowski,  Pichowski.  Peichowski, 

Pfarrer  in  Königsdorf  592.  602.  626, 
Pietro,  de,  Prälat  14. 
Pietro,  Michele  di,  Kardinal  767.  772. 

851. 
Pieverling,  v.,  1.  Kammerdirektor  zu 

Posen  6. 
Pilchowitz,    Dorf  in  Ober-Schlesien, 

Kr.  Rybnik  541.  575.  939. 
Pisa,  Stadt  am  Arno,  Italien,  Uhden's 

Aufenthalt  14.  55. 
Pisanski,  Kriegsrath  zu  Bialystok  297. 
Pius  VI.,  Papst,  Giovanni  Angelo  Bra- 

schi  14.  19. 

Ableben  185.  187.  190. 

Charakter  196.  499. 

Pius    VII.,    Papst,    Gregorio  Barnaba 

Chiaramonti  196. 
Schreiben  an  den  König  228. 234. 247. 

Schreiben  des  Königs  247.  249.  281. 

Verkündigung     seiner    Erwählung 

279.  288.  494.  499.  500.  505.  511.  523. 
539.  566.  574.  604.  617.  760.  761  (Reise 
nach  Paris).  764.  766  (Reise  nach  Pa- 
ris). 767.  772.  804.  851.  914.  918.  920. 
921.  923.  938.  950.  965.  966.  967.  969. 
970.   971.   973.  974.  975.  976. 

Plaegede  s.  Ploegede. 

Plantlünne,  Dorf,  Rbz.  Osnabrück, 
Kr.  Lingen  845. 

Plettenberg,  Stadt  in  Kleve,  Rbz. 
Arnsberg,  Kr.  Altena,  Hausgottes- 
dienst 147. 

Gräfl.  Kreditwesen  650. 

Pless,  Pszczyna ,  Stadt  in  Schlesien, 
Rbz.  Oppeln  926. 

Plock,  Gouvernementsstadt  a.  d.  Weich- 
sel, Russland,  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  253.  839.  881.  908. 

Bisthum,  Bischof  von.  s.  a.  Szem- 

bek  47.  140.  153.  162.  168.  169.  209. 
266.  285.  307.  326.  337.  339.  581.  590. 
712.  881. 

Weihbischof  zu  286.  712. 

Diözese,  Römische  Kosten  253.  257. 

Hochstift  712. 

Barmherzige  Schwestern  839.    908. 

Reformatenkloster  908. 

Ploegede,  Plaegede,  wohl  Plogethe  = 

Pflege,  für  »Amt«  gebraucht;  cfr.  West- 
fälisches Urkundenbuch ,  IV,  S.  279, 
Münster  1894:  934. 

Plonskow'ski,  v. ,  Andreas,  Domherr 
zu  Frauenburg  532. 

Pocken-Inoculiren  783. 

Podewils,  Graf  V.,  Heinrich,  Cabinets- 
Minister  Friedrichs  des  Grossen  681. 

Poink,  Einsasse  zu  Ibbenbühreu  26. 

Polen,  Dissidenten  193. 

Polnische  Distrikte  zur  Dioezese  Bres- 
lau 105.  200. 

Polskawies,  Dorf  in  Posen.  Kr.  Schro- 
da  864. 


Palm  —  Quitzow. 
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l'  0  m  a  r  z  a  u  0  w  i  c  c  ,  roinorzanowice, 
Dorf,  Rbz.  Poscu,  Kr.  Schrodii  hi'A. 

Poin  er  eilen  s.  Knjavien. 

Poiuniersche  Kriojjs-  und  Douiiincn- 
Kamincr  zu  Stettin  781. 

—  Regierung  zu  Stettin  9.  23.  IIG.  17;j. 
174.  384.  710.  781.  788.  796. 

Pommern.  Kirchenverfassung  9'J.  173. 
174.  201.  537. 

l'omorzanowice  s.  Pomarzanovice. 

Poniatowski,  Fürst  v.,  Ciolok,  Mi- 
chael, Bischof  von  Piock  ,  dann  Erz- 
bischof von  Gnesen,  Fürst-Primas  206. 
289.  813. 

Fürst  V.,  86. 

Portugal,  Stimmung  gegen"  die  Jesuiten 

636. 
Posen,  Stadt  a.  d.  Warthe.  Kriegs-  und 

Domänen-Kammer  2.   6.  8.  37.  69.  71. 

151.  212.  262.   267.  303.  379.  381.  453. 

471.  483.   507.  517.  524.  534.  603.  679. 

689.  706.    750.  757.  765.  780.  782.  799. 

802.  820.   821.  838.  840.  849.  87S.  883. 

888.  891.    903.  915.  916.  933.  940.  949. 

—  Regierung  193.  284.  891. 
Magistrat  441.  445. 

Bisthum,  Bischof  von,  8.  a.Raczynski 

17.  18.  29.  45.  47.  62.  153.  160.  262. 
269.  276.    2S3.  285.  287.  303.  307.  308. 

365.  387.  405 

534.  544.  583 


419 

608 

776 

814.  817.  864 
904,  905,  907 


765. 


451. 
613. 

780. 


454. 
628. 

782. 
877, 
909. 


321.  335 

455.  527 

648.  673.    722.  756. 

799.  801.    807.  810. 

883.  884.  888.  891. 

915.  930.   955. 

Weibbischofswahl,  Bestätigung  517. 

534.  628. 

Officialat  284. 

Domkapitel  93.  246  (Residenzzeit). 

262  Neue  Statuten^  267.  269.  276.  283. 
302.  303.  306.  310.  321.  336.  341.  379. 
453.  507.  787.  813.  878. 

Dompropst,  Dompropstei,  s.a. Dom- 
kapitel 276.  379.  507.  821. 

Bischöfliches  Palais  812. 

Gerichtsstand  der  Geistlichen  891. 

Gymnasium  963. 

Kapelle  ad  Corpus  Christi  355. 

—  Bernhardiner-Klöster  933.  949. 

—  Dominikaner-Nonnen  151. 

Franziskanerkonvent, -Kloster  151. 

940. 

—  Jesuiten-Kloster  441.  445. 

—  Josephiner- Karmeliterkloster  333. 
334.  345.  347.  349.  350.  354.  355.  356. 
357.  360.  361.  363.  364.  370.  372.  410. 
442.  451.  454.  455.  608.  640.  648.  677. 
679.  915. 

—  Karmeliterkloster  6. 

—  Karmeliterkloster  aufder  Wiese  355. 

—  Philippiuer-Kongregarion  817. 

Reformatenkloater  820. 

—  Reformatenklostor  in  der  Vorstidt 
Schrodtke  706.  722.  756.  I 


Posen,  Pfarrkirche,  Kirchen-Haufonds 
45S.  463. 

Pfarre  ad  St.  Adalbcrtum  780. 

Fro.svnudalrichtL-r  ^49. 

Schulgebäudo  405.  419. 

Potocki,  v. .    Thcodorus,  Fürstbischof 

von  Eriiieland  211. 

Potoc  kianuin.  Concordatuiii  s<i. 

Potocki 8 che  Stiftung  zu  Brauuslicrg 
316. 

Poznanski,  Franziskanormöncii  400. 

Prag,  Dioczose.  Erzbischof  von  148.  233. 
424.  427.  43(t.  44:!.    144.  447. 

Prazmowski,  v. ,  Abt  und  (JcuerHl- 
Official,  dann  Genoral-Vikar  zu  War- 
schau 422.  8.38.  810.  966. 

Prenn,  Preny,  Stadt  am  Meinen,  Polen, 
Gouvernement  Suwaiki  245.  254, 

Preucksche  Stiftung  zu  Rom  30. 
163. 

Primavesi,  Propst  zur  SUIte  513. 

Prittwitz.  V..  Kammerdirektor  zu  Po- 
sen 878. 

Prövc.  Präve,  von  Praebcnde.  >cine 
Wohlthataus  geistlicher  Stiftung«  781. 

Prondzynski,  Official  zu  Schweiz  483. 

Propinations  -Berechtigung  8.  Schank- 
recht. 

Prosynodalrichter  81.  152.  161.  26K. 
387  lEid:.  473.  849. 

Protestantische  Fürsten.  Zusammen- 
wirken in  Rom  511.  528.  ■')52.  7ir>. 

Protestanten,  Uebertritt  zur  katho- 
lischen Religion  12.  22.  25. 

Przedecz,  Amt  in  Südpreussen,  bei 
Brdow  418. 

Przeleck,  wohl  GroBS-Przellenk,  Gut 
in  Ostpreussen,  Rbz.  Königsberg,  Kr. 
Neidenburg,  katholische  Kirche  537. 

Przemza,  Peclienscha,  Fluss  in  Schle- 
sien, Grenze  gegen  Gaiizien  926. 

Przeroslen  =  Przerosl.  Dorf  in  Rus- 
sisch-Polen bei  Suwaiki   199. 

Przybiszewski,  Moritz,  Franziskancr- 
münch  S81. 

Przyluski,  v.,  Domdechant  in  Posen 
849. 

Psary,  Gut  in  SüdpreusBcn,  bei  Brdow 
418, 

Pszczyna  s.  Pless. 

Pude  witz,  Stadt  in  Posen.  Kr.  Schroda 
864. 

Pultusk,  Pultovia.Kreisst'idt  am  Xarcw, 
Polen,  Gouvernement  Lcunza  91. 

Benediktini'r-KIostor  r,\i'>. 

Barmhrrzij,'e  Schwestern  '»SO, 

Kollegiatätift  266.  2br,.  712. 

Puttkammer,  v..  Kriegsrath  zu  Posen  6. 

Q. 

Quedlinburg.  Stadt  a.  d.  Bode.  Rbl. 

Magdeburg.  Aebtissin  von  63.i, 
Quitzow ,  v..  6.  Kuirassicr-Regiment7u7. 
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Kabiscbau.    Dorf  in  Schlesien,    Ebz. 

Liegnitz.  Kr.  Löwenberg  819.  822.  837. 

870. 
Kaczinski,  Graf  v.,  Grossmarschall  in 

Warschau  160. 
Kaczynski,   Graf  v.,  Ignatius,  Bischof 

von  Posen,  dann  Erzbischof  von  Gnesen, 

8.  a.  Posen,  Gnesen  160.  262. 276. 283. 285 

•Mi.  365.    387.  405.  419.  451.  454.  455. 

527.  534.    544.  583.  608.  648.  673.  722. 

756.  776.    780.  782.  804.  805.  807.  808. 

811.  812.    813.  814.  815.  820.  821.  829. 

838.  840.    847.  849.  855.  867.  873.  878. 

883.  888.   891.  902.  903.  907.  912.  914. 

915.  916.  922.  923.  955.  957.  975. 

V.,  Abt  zu  Lond  838.  867.  873. 

Kadolinsche  Güter  217. 
Ratibor  s.  a.  Troppau. 

Stadt  a.  d.  Oder,  Schlesien,    Ebz. 

Oppeln,  Jungfrauen-Stift  688. 

Raum  er,  v. ,  Karl  Georg,  Geheimer 
Legationsrath  und  Geheimer  Ober- 
Justizrath,  Vortragender  Rath  im  Ca- 
binets-Ministerium  und  im  Hoheits- 
Departement  27.  30.  41.  44.  45.  46.  47. 
48.  56.  57.  60.  61.  62.  92.  95.  130.  157. 
158.  163.  177.  189.  200.  211.  219.  226. 
231.  232.  246.  255.  273.  294.  295.  302. 
307.  310.  311.  320.  321.  322.  325.  326. 
335.  336.  338.  343.  353.  365.  371.  387. 
389.  394.  408.  417.  430.  446.  460.  461. 
473.  475.  489.  492.  496.  509.  512.  556, 
Anm.  3,  4.  594.  599.  605.  611.  612.  614. 
634.  655.  670.  675.  760.  775.  826.  832. 
842.  843.  844,  Anm.  2.  846.  854.  858. 
869.  877.  894.  896.  902.  906.  913.  920. 
950.  952. 

Ravensberg,  Grafschaft,  in  Westfalen, 
Kirchenwesen  109. 

Rawitsch,  Rawicz,  Stadt  in  Posen, 
Kr.  Kröben  345. 

Reck,  Frhr.  v.  d. ,  Eberhard  Friedrich 
Christof  Ludwig,  Geheimer  Staats-  und 
Justiz-Minister,  Chef  des  Hoheits-De- 
partements 475.  512.  518.  541.  548. 
572.  575.  581.  589.  590.  594.  611.  613. 
619.  628.  631.  632.  634.  638.  642.  646. 
652.  655.  658.  661.  663.  664.  665.  668. 
670.  671.  673.  675.  676.  686.  687.  692. 
694.  704.  707.  711.  712.  717.  719.  720. 
724.  730.  733.  734.  740.  743.  751.  768. 
801.  809.  813.  814.  826.  829.  831.  832. 
842.  843.  845.  846.  849.  854.  858.  868. 
869.  870.  872.  877.  881.  894.  896.  897. 
899.  900.  902.  908.  909.  913.  914.  922. 
924.  03(».  943.  944.  945.  946.  952.  966. 
975. 

Kammerdirektor  zu  Plock  253. 

Ref,Merunt,^srath  zu  Stettin  23.1 74.788. 

Kriegsrath  in  Posen  361.  370. 

Rittorgutsbesitzer  in  der  Grafschaft 

Mark  .597.  045. 


Recklinghausen,  Vest,  Veste,  Graf- 
schaft im  Erzstift  Köln,  dann  Aren- 
bergisch  378.  830. 

Redinghausen,  Radinghausen ,  jetzt 
Redingerhof,  7  klm.  nordöstlich  von 
Paderborn,  bei  Neuenbecken  934. 

Rees,  Stadt  am  Rhein,  Rbz.  Düsseldorf 
910. 

Reformirtes  Geistliches  Departement, 
s.  a.  Thulemeier  26.  862.  931. 

Regensburg,  Stadt  a.  d.  Donau,  Ober- 
pfalz, Schottenkloster  St.  Jakob  563, 

Bisthum,  Bischof  von  593.  654. 

Domkapitel,  Vereinigung  mit  Mainz 

584. 

Sendung  eines   Nuntius   nach,     s. 

Nuntius. 

Regenvolscius  s.  Wengierski. 
Regierungen,    Kompetenz  gegenüber 

den  Kammern  459.  466. 
Reibnitz,  v.,  Kriegsrath  zu  Posen  6. 

Landrath  in  Glatz  447. 

Reiche,  Administrator  zu  Gerode  800, 

S.  331.  824,  S.  372.  866. 

Reichenberg  s.  Riechenberg. 

Reichsdeputationshaupts  chluss 
551. 

Reichsstifter,  Neuwahlen  344.  351. 

Reichstag,  Deutscher,  zu  Regensburg 
344.  348. 

Führung  katholischer  Stimmendurch 

protestantische  Fürsten  622.  629.  635, 

Reichstagsdeputation  351. 

Reifenstein,  Kloster  im  Eichsfelde, 
Rbz.  Erfurt,  Kr.  Worbis  520.  564.  567. 
569. 

R ei  mann,  v.,  Kriegsrath  zu  Münster 
959. 

Rein  er  z,  Stadt  in  der  Grafschaft  Glatz, 
Simultaneum  148.  189.  206.  207.  211. 
233. 

Reiswitz,  v.,  Kriegsrath  zu  Warschau 
884. 

Rellinghausen,  Dorf,  Rbz.  Düssel- 
dorf, Kr.  Essen,  Fräuleinstift  577.  579. 
582.  587. 

Remkersleben,  Dorf,  Rbz.  Magde- 
burg, Kr.  Wanzleben  123. 

Reptowski,  v.,  Abt  124.  160. 

Ressortverhältnisse  783.  789.  816. 
911  (Entschädigungslande). 

Reu  seh,  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 
102. 

Reuter,  Regierungsrath  zu  Marien- 
werder 75.  89.  185.  256.  285.  504. 

Rh a des,  Kriegsrath  zu  Posen  262. 
517. 

Rheda,  Stadt  a.  d.  Ems,  Rbz.  Minden, 
Kr.  Wiedenbrück,  katholische  Ein- 
wohner 542. 

Edler  von,  Wedekind  561. 

Rheinufer,  linkes,  Abtretung  292.  293. 

Katholische  Geistliche,  Korpora- 
tionen   5.    U.   448.   525.  549,  597.  606. 
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643.  653.   711.   715.  723.  727.  830.  834. 

857.  8(il. 
Kibbontrop,  Friedricli  Wilhelm  Cliri- 

stian   Johann,    Kricgsnith  in  Münster 

3(U).  374. 
Rickmannsche  Eheleute  zu  Lcngorich 

Gü9. 
Rieclienberg,  Reichenberg,   Augusti- 

nerkloster.  Rbz.  Hildesheini.  Kr.  Gos- 
lar 513. 
R  i  e  p  e ,  Regierungsrath  in  Marienwerder, 

75.  101.   185.  256.  285.  504. 
Rils,  Joachim,  katholischer  Geistlicher 

811». 
Ringellieim,    Kloster   a.   d.    Innerste, 

Rbz.  Hildesheim,  Kr.  Goslar  515.  519. 

521. 
Ringen,    Nonnenkonvent  in  der  Stadt 

Münster  627.  674. 

J.  V.,  in  Münster  627. 

Rintorfsches  Register  beim  Domkapitel 

zu  Hildesheim  8ü0,  S.  322. 

Ripkeim,  Gut  am  Pregel,  Rbz.  Königs- 
berg, Kr.  Wehlau  952. 

Ritterorden,  Güter  der  944. 

Ritzenberg,  Regierungsrath  zu  Hal- 
berstadt 117. 

Roebe,  Regierungsrath  zu  Stettin  9. 
116.   174.  788. 

Röder,  v.,  Regierungsrath  zu  Magde- 
burg 719. 

Roedern,  Graf  823. 

Roermonde  b.  Ruremonde. 

Roesnitz,  Dorf  in  Schlesien,  Rbz.  Op- 
peln,  Kr.  LeobschUtz  870. 

Roessel,  Stadt  am  Zain,  Ostpreusson, 
Rbz.  Königsberg,  Gymnasium  546. 

Gymnasialkirche,  Kloster  110. 

Rogalinski.  v.,  Domdechant  zu  Posen 

849. 
Rogowski,  V.,  Weihbischof  von  Posen 

304. 
Roh  aus,  Kaplan  in  Münster  791. 
Rohr,   V.,   Präsident  der  Kleve-Märki- 

schen  Regierung  zu  Emmerich,    dann 

zu  Münster  38.  147.  655. 
Rokitnicki,  v. ,  Official,    dann  Weih- 

biscliof  zu  Plock  590. 
Rokossowski,  v.,    Prosynodalrichter 

in  Posen  849. 
Rom,    Gelder  aus  Preussen  nach  231. 

232.    236.  237.  238.  243.  244.  253.  285. 

473.    672. 

Verhältniss  zu  Frankreich  965.  966. 

967.  974. 

Geschäftsgang  mit  Humboldt   913. 

Jurisdiktion  der  Gesandten  921. 

■ Republik  14. 

Resident.  Vorschussfonds  302.  306. 

310.  338. 

Verkehr  mit  320.  337.  339.  446.  461.  i 

473.  • 

Verkehr  mit,  während  des  Krieges 

966.  968.  969.  971.  972.  978.  | 

Oranier    Prenssen  und  die  ksth.  Kirche.     I\. 


Rom,  Weg  für  Verwendungen  nach  222. 
223. 

ZustUndo   1802:  500. 

Rom  i  f  u ,  iVanzü.siHcher  GoscliEftsträgor 
in  KorlVi  :>'l\i. 

Rosas  in,  (Jut  bei  (»ncHcn;  nicht  fest- 
zustellen, viulleiclit  liozacin,  Kreis 
Mogilno   lit5. 

Roswindis,  Aobtissinvon  LieHborn  571. 

Roverella,  Auroliano,  Kardinal   14. 

Rozani.-^tok,  Rozanystok,  bc»rf  in  Li- 
tauen, (lOUvt-rneiMcnt  Grudnow,  J)(>- 
niinikanerkirchc  .193. 

Rudolf  I.,  Kaiser  5(13. 

Kudolphi,  Geheimer  Jii.stiz-  und  Ober- 
Konsistorialrath  45.».  722.  8!t5.  964. 

Regii'rungsrath  zu  iMugdi-bnrg  719. 

Rügenwalde,  .Stailt  a.  d.  Wipper,  Pom- 
mern, Rbz.  Köslin,  Kr.  Sclil;iwo,  Schlos.s- 
predi^'er  781. 

Ruffer,  Tuclifahrikant  in  Llegnitz  265. 
Ruremonde,  Roernionile,    .Stadt  a.    d. 

Maas,  Bischof  von  282.  4t)2.  594. 
Russland,    Ivniser  vim,     (Trossmeister 

des  Maltheserordens  :tS3. 
Rustenberg,     Rnsteberg,     Amt.     bei 

Rustenfelde,  Rbz.  Erfurt,  Kr.  Heiligen- 
stadt 6:i9. 
Ruth,    Assessor  bei  der  Pommerschen 

Regierimg,  Justizkommissar  788. 
Rutowski,  Matthaens,  (ieistlicher  6**. 
Ruys,    Dechant    5.    11.    292.    438.  488, 

Anm.  2.  830.  834.  857.  861.  910. 
Rybinski,  Grafv.,  Jorioph.  Bischof  von 

Kujavien  und  Puniirellen,  s.  a.  Kuja- 

vien    75.    285.    287.   400.  4(i7.  782.  898 

;+;  Schulden  . 
Rybnik.  Stadt  in  Oberschlesien,  Rbz. 

Oppeln  575. 
Rydzynski,  Graf  v.  Verbno-R..  Franz 

Xaverius,  Bischof  vt>n  Kulm.  e.  a.  Kulm 

05.  68.  75.   106.   142.   115.  146.193.  197. 

285.  294.  295.   298.  300.  304.  638.  661. 

673.  717. 

Säbel,  Prediger  zu  Aken  6tio. 
Sachs,    Kollaborator   in   Heiligin.'»tadt 

865. 
Sachsen,  Grcnzdcirfer  819. 

Verkehr  mit  Rum  s.',|. 

Prinzessin  v..  Ivunignnde  6.>.i. 

Sack,  Johann  August.  (Jchcinier  Kinanz- 

rath,  Mitglied  der  Ilau|>t-<»rg:uiipations- 
Kitmuiission  der  KntB('hii<ii(rnng:«l.indo 
46S.  .502.  520.  ö.»-!.  ö.iS.  545.  r)..3.  555. 
557.  561.  562.  563.  571,  576.  579.  587. 
588.  607.  624.  627.  664.  671.  704.  721. 
723.  724.  72*^.  769.  786.  800.  843.  934. 
959.  960. 

Kegierung^rath  zu  Magdeburg  123. 

719. 

Sackz ehn t  8.  Zehnt. 
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Orts-,   Personen-  und  Sach-Register  zu  Band  YIII  und  IX. 


Säkularisation  s.  Klosteraufliebung. 

von  Kloster-Geistlichen  s.  Kloster- 
Geistliche. 

Sag  an,  Stadt  am  Bober,  Schlesien,  Rbz. 
Liegnitz,  Augustinerstift  746. 

Ex-Jesuiten  265. 

Sailer,Joh.  Michael, Prälat(1829 Bischof 

von  Regensburg)  619. 
Salis,v.,  Geheimer  Kriegsrath  31.  239. 

263.  331.  687. 
Salm'sches   Gebiet   des   Münsterlandes 

830. 
Salm-Reiferscheid,  Graf  v.  871. 

Gräfin  V.  577. 

Gräfinnen  V.,  Maximiliane  Franziska; 

Auguste;  Charlotte  871. 

Reif  ferscheid-Krautheim, 

Fürst  V.  871. 

-Salm,    Prinz  zu,  Wilhelm  Florian, 

Erzbischof  von  Prag  443. 

Salzburg,  Bisthum  654.  728. 

Sammelmann,  Apoliinaris,  Pater  zu 
Münster  630.  792.  920,  S.  533.  Anm.  2. 

Samogitien,  Dioezese  32.  187.  190.  194. 
209. 

Sapalski,  Simon,  in  Warschau  178. 

Sarstedt,  Stadt  a.  d.  Innerste,  Land- 
kreis Hildesheim  800. 

Schabenau,  Dorf  in  Schlesien,  Kr. 
Guhrau  919. 

Schäffer,  Bankier  549.  606. 

Schaf fgot seh,  Graf  v.,  Karl  Wenzel 
Gotthard,  Kurator  der  St.  Hedwigs- 
kirche zu  Berlin  15.  154. 

Graf  V.,  Johann  Nepomuk,  Erbland- 
hofmeister zu  Warmbrunn  837.  870. 
875.  877. 

Schankrecht  der  Pfarrer,  Propinations- 

recht  850.  856. 
Schapen,  Dorf  in  Hannover,  Rbz.  Osna- 
brück, Kr.  Lingen  386. 
Scharmede,    Dorf,   Rbz.  Minden,   Kr. 

Büren  934. 
Scheel,  Kriegsrath  zu  Warschau  884. 
Scheibler,    v..  Geheimer  Ober-Justiz- 

rath  und  Vortragender  Rath  im  Geist- 
_  liehen  Departement  305.  609. 
Schell,  V.,  Domkapitular  zu  Hildesheim 

80Ü. 
Schenkungen,  Geistliche  93. 
Schestag,  Ferd.,  Propst  zu Hedersleben 

709. 
Scheve,  v.,  2.  Präsident  des  Ober-Kon- 

si.storiuras  zu  Berlin  116.  137.201.397. 

452.  644.  9(J4. 
Schievelbein  s.  Schivelbein. 
S  c  h  i  f  f  ra  a  n  n ,  Regierungsrath  zu  Stettin 

9.  Uli.  174.  788. 
Schild  esc  ho,  Dorf,   Rbz.  Minden,  Kr. 

Bielefeld,  Stiftskapelle  109. 
Schiller,  Karl,  Propst  zu  Hadmersleben 

709. 

Kanoniktis  zu  Ilildesheim  824.  879. 

Schilling,  Andreas,  in  Posen  640. 


Schimmelpfennig,  Schimmelfeuig,  v. 
d.  Oye,  Präsident  der  Neuostpreussi- 
schen  Kriegs-  und  Domänen-Kammer 
zu  Bialystok  187.  257. 

Schimonsky,  v.,  Christof  Emanuel, 
Bischof  zu  Leros,  2.  Weihbischof  und 
General-Vikar  zu  Breslau  754.  837. 

Schirmeiste r,  Kriegsrath  zu  Plock  253. 

Regierungsrath    zu    Marienwerder 

193.  256. 

Schivelbein,  Schievelbein,  Stadt  in 
Pommern,  a.  d.  Rega,  Rbz.  Köslin  138. 

Schkopp,  v.,  Justizrath  in  Schwiebus 
892. 

Schlechtendal,  v.,  Regierungspräsi- 
dent in  Aurich  127. 

V.,    Regierungsrath     874,     S.   471, 

Anm.  2. 

v.,  Vice-Kammerdirektor  zu  Mün- 
ster 959. 

Schlesien,  Verwaltung  von,  s.  a.  Hoym 
13. 

Schlesische  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammern,  s.  a.  Breslau,  Glogau  223. 
868.  877. 

Schlesische  Oberamtsregierungen, 
s.  a.  Breslau,  Brieg,  Glogau  223.  868. 
Kompetenz  in  Catholicis  774. 

Schlesien,  Ober-Konsistorien,  s.  a.  Bres- 
lau, Brieg,  Glogau  877. 

Barmherzige   Brüder  -  Klöster   541. 

924.  939. 

Bettelorden  702.  729.  744. 

Gemischte  Ehen  342. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  611. 

Ueberlassung     leerer    katholischer 

Kirchen  an  die  protestantischen  Ge- 
meinden, 8.  a.  Giesmannsdorf,  Kunau, 
Rabischau  790.  794.  797.  803.  806.  809. 
818.  819.  822.  823.  837.  854.  858.  868. 
870.  872.  875.  877.  892.  893.  919.  936. 
943.  945.  946. 

Klosterwesen  394. 

Klosterauf  hebuug,  Einziehung  geist- 
licher Güter,  Säkularisation  392.  678. 
680.  681.  683.  684.  685.  688.  696.  702. 
729.  744.  746.  747.  753.  763.  777.  779. 
941.  979.  980. 

Maltheserkommenden  141. 

Maltheserorden   181.   383.  385.  388. 

390.  944. 

Pfarrzwang  401.  942. 

Römische  Kosten  672. 

Schulen-Institut  77. 

Katholische  Schul-Direktion  941. 

Schul fonds  218. 

General  -  Schulen  -Administrations- 

Kasse  43.  73.  76.  86. 

— —  llauptschulkasse  666. 

Katholischer  Schulunterricht  77.  85. 

Schuireglement  280. 

Neues  Schuireglement  319. 

Schulreglement    für    die    niederen 

katholischen  Schulen  Bd.  VIIL,  S.  436. 
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Schlesien,  Ursulinerinnen,  Elisabethi- 
nerinnen  688.  G9G.  729.  7  16. 

Status  quo  394.  6S1.  (•.94.  790. 

Simultaneuiii  148.  206.  233. 

Seh  lieh ting- ,  Justiziath,  Landvo^toi- 
gerichts-Diiektor  zu  Ileilsberj?  136.  241. 

Se  hl  in  gen,  Schliengon,  Flockeu  in 
Baden,  Kr.  Lüriach  690. 

Schmaling,  Kriegsratli,  dann  Kammor- 
direktor  zu  Poai'n  6.  361.  517. 

S  e  h  in  a  1  z ,  Rektor  der  Universität  Königs- 
berg i.  Pr.  1U2. 

Schuieddi  ug,  Johann  Heinrich,  Pro- 
fessor, dann  Kriegsrath  zu  Münster 
674.  721,  aui  Schlüsse,  Anui.  1.  843,  am 
Schlüsse.  911.  961. 

Anna  Maria,  zu  Hildesheim  879. 

Sehmedenstedt,  Dorf,  Rbz.  Hildes- 
heim, Kr.  Peine  800. 

Seh  mettau,  Graf  v.,  Kapitän  in  Pots- 
dam 666. 
Schmidt,  Kriegsrath  zu  Bialystok  297. 

Regierungsrath  zu  Lingen  66.  143. 

Sehmiedeberg,  v.,  Vice-Präsident  der 

Westpreussischen  Regierung  zu  Marien- 
werder 75.  89.  101.  185.  193.  285.  504. 
Schmising,  v.,  Propst  zu  Minden   210. 

s.  a.  KorfF. 

Schmitt,  V.,  Propst  138. 
Schmitz,  Honoratus,  Guardian  im  Fran- 
ziskanerkloster in  Halberstadt  709. 

Schnedermann  Regierungsdirektorzu 
Aurich  127. 

Schneider,  Professor  in  Heiligenstadt 
865. 

Schnetlage,  v.,  Nikolaus  Eberhard, 
Domkapitular  zu  HiWesheim  879. 

Schnur,  Gencralvikar  in  Paderborn  493. 

Schoenau,  Dorf  in  Westpreussen,  Rbz. 
Danzig.   Kr.  Marienburg,  Pfarre  177. 
182. 

Schoeuewald,  Schoenwald,  Kammer- 
direktor zu  Magdeburg  719.  853. 

Schoepffer,  Rath  der  Regierung  zu 
Halberstadt  117. 

Schoffs,  Schoff,  Schoof,Bonifacius,  Abt 
zu  Ammensieben  646.  664.  668. 

Schorlemmer,  v.,  Armenstiftung  zu 
Hildesheim  800,  S.  332. 

Schornstein,  Feldpropst  138. 

Schrimm,  Szrimm,  Stadt  a.  d.  Warthe. 
Rbz.  Posen,  Franziskaner  -  Nonnen- 
kloster 795. 

Schroda,  Stadt  in  Posen,  Propstei  327. 

Schroetter,  Frhr.  v.,  Friedrich  Leo- 
pold, Staats-Minister,  Chef  des  Ost-, 
West-  und  Neuostpreussischen  De- 
partements des  Generaldirektoriums  7. 
10.  12.  27.  31.  34.  36.  41.  44.  47.  61. 
81.  85.  87.  88.  120.  135.  139.  140.  144. 
145.  154.  157.  168.  169.  170.  172.  180. 
185.  190.  198.  206.  207.  209.  211.  214. 
215.  219.  221.  222.  223.  231.  236.  239. 
242.    253.  254.  259.  261.  263.  266.  270. 


272. 
319. 
3;)2. 
406. 
572. 
661. 
738. 
816. 
^Sl. 
947. 


278. 
324. 
375. 
432. 

f)M5. 

663. 
745. 
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376.  3S2 
469.  475 
.'■)89.  590 
665.  676 
751. 


S32.  839. 
&9t;.  897. 
952. 


286.  201.  299.  314.  317. 

329.  331.  338.  .340.  343. 

396.  399.  403.  401. 

477.  479.  516.  558. 

619.  620.  632.  617. 

6S7.  692.  69.J.  69.0. 

771.  783.  78<.(.  793.  791. 

841.  846.  8.-)0.  857.  8.59. 

900.  905.  9ii8.  924.  925. 


Schroetter,  Frlir.  v..  Karl  Willichn, 
Cln'f-l'riisi(lent  der  Wt'StprcUH.sJHchcn 
Regierung  zu  Marienwordor  7.'..  '«9.  lol. 
193.    197.   jnr..   301.  504. 

Sc h u i 0 n b u r g- Kehnert, Graf v  d.. Fried- 
ricli  Willu'lui.  General  der  Kavallerie, 
Staats-Minister,  (iencral-  Kuntroilrur 
der  Finanzen,  Cliof  der  Hauptorgani- 
sations-Kouiniisaion  der  Knt.«phädi- 
gungslandc  .')0.  86.  46s.  470.  480.  4^1. 
487.    493.  495.  498.  r,(il.  502.  .505.  512. 


513. 

514. 

515. 

519. 

520. 

521. 

522. 

5:)0. 

533. 

538. 

545 

551 

Anm.  2. 

553. 

554. 

555. 

557. 

559. 

560. 

561. 

562. 

563. 

564. 

565. 

567. 

569. 

571. 

573. 

576. 

577. 

578. 

579. 

582. 

587. 

588. 

591. 

594. 

598. 

606. 

607. 

611. 

624, 

Anm.  2. 

633. 

634. 

641. 

650. 

656. 

657. 

871. 

911. 

Graf  V.  d.,  Kriegsrath  zu  Hialystok 

209.  257. 

Schüler  von  Senden,  Hessen-Darm- 
städtischer  Gesandter  in  Berlin  775. 

Schultz,  Schnitze,  Geheimer  Obor-Fi- 
nanzrath,  Mitglied  der  llauptorgani- 
sations- Kommission  der  ICntscliädi- 
gungslande,  dann  im  Siidpreusaischcn 
Departement  des  Generaldirektoriuma 
und  bei  der  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  zu  Warschau  46S.  624.  627.  881. 

Schulz,  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 
102. 

Regierungsrath  zu  Stettin  116.  788. 

Schunk,  Pastor  zu  Altena  9ul. 
Schwalenberg,  Graf  v.,  Wittekind  und 

Luchtrudis  557. 

Gebrüder  v.,  561. 

Schwanebec'k,  Stadt,  Rbz.  Magdeburg, 

Kr.  Oscliersleben,  Kapelle  vor  117. 

Schwarzenburg.  Fürstin  v.  65'.t. 

Schweden,  Verkehr  mit  Hom  '»51. 

Seh  weidn  i  t  z,  FUrstenthum  in  Schlesien 
870. 

Schwerin,  Graf  v..  Kammerpräsident 
zu  Magdeburg  719. 

Schweringh,  Stifteriu  eines  Nonnen- 
konvents in  Münster  627. 

S  c  h  w  e  t  z ,  Stadt  a.  d.  Weichs»'!  in  West- 
preussen, Ellelleute  in  der  Gegend  von, 
Rbz.  Marienwerder  299. 

Schwiebus,  Kreis  in  .'^clilosien,  Schnl- 
wesen,  katholincho  Kirchen  392    394. 

Seifersdorf,  Dorf  in  Soldesien,  Ubi. 
Li.gnitz,  Kr.  Bunzlau  694.  731.  741. 
754. 

i2' 
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S emier,  Regieningsrath  zu  Magdeburg 
719. 

Seny,  Baron  v.,  8.  Axel. 

Sevenaor,  Zeveuaer,  Sevenaar,  Städt- 
chen und  üistiiktin  Kleve,  jetzt  Nieder- 
ländisch, Provinz  Geldern  488. 655.  830. 

Severieu,  Sewerien,  Herzogthum,  ehe- 
mals schlesisch ,  dann  zu  Galizien 
'.)i6.  954. 

Seydlitz.  Frhr.  v.  S.  und  Gohlau, 
Ferdiuand  Sigismund,  Chef-Präsident 
der  Obcr-Aiuts-Regierung  zu  Breslau 
85. 

Seyue,  Seyuy,  Stadt  in  Polen,  Gouver- 
nement Suwaiki,  Doininikanerkirche 
;t93. 

Sicilien,  König  Beider  539. 

Siebenhaar,  Regierungsassessor  zu 
Mavienwcrder  504. 

Sielkowo,  Ciolkowo,  Dorf  in  Polen, 
1 5  klm  nordnordüstlich  von  Pultusk  266. 

Siena,  Stadt  in  Italien,  Aufenthalt  des 
Papstes  14. 

Sieradz,  Stadt  a.  d.  Warthe,  Polen,  bei 
Kaiisch  795. 

Sierzchow,  Stadt  a.  d.  Rawka,  Polen, 
Gouvernement  Warschau  37. 

S  i  e  t  z  e ,  Regierungsrath  zu  Marienwerder 
89.  101.   185.   193.  285.  504. 

Siewierz,  Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Radom  926. 

Silber  schlag,  Vicepräsident  der  Re- 
gierungs-Deputation zu  Hildesheim  874, 
S.  471,  Anm.  2. 

Regierungsrath  zu  Magdeburg  123. 

Simbsen,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.  Glogau 
919. 

Simons,  Priester  zu  Hemmerde  964. 

Simultaneum  05  (Gründe  gegen).  75 
(Gründe  für).  89.  94.  106.  135.  139.  142. 
144.  145.  146.  148.  172.  189.  206.  207. 
211.  233  (in  Schlesien).  264.  270.  273. 
310.  338.  592.  626.  790.  794.  925.  964 
(in  Hemmerde). 

Sinigaglia,  Senigallia,  Stadt  in  Italien, 
bei  Ancona  636. 

Sioli,  Paul.  Krämer  zu  Halle  486. 

Sittard,  Sittart,  Stadt  in  Limburg  857. 

Skawronskowski,  Schulmeister  zu 
Neumark  in  Westpreussen  89. 

Skierniewice,  Skernewitze,  Stadt  in 
Polen,  Güterschlüssel,  Woywodschaft 
Rawa,  Gouvernement  Warschau,  Land- 
(SchloBS  274.  532.  782.  807.  812.  838. 
840.  855. 

S  k  o  m  p  e ,  Stadt  in  Neuostpreussen,  nord- 
östlich von  Plock,  bei  Lipno  881. 

Slawkow,  Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Radom  926. 

Sludzianna  s.  Studzianna. 

Slupce,  Slupca,  Stadt  in  Polen,  Kr. 
Konin  902.  903. 

S  m  ()  1  e  n  8  k ,  Stadt  am  Dnjopr,  Russland, 
Bischof  von  9i)7.  909. 


Soest,  Stadt  in  Westfalen,  Rbz.  Arns- 
berg, Dominikanerkloster  560. 

KoUegiatstift  ad  St.  Patroclum  842. 

Official  147. 

Soldaten,  Trauungen  471. 

Soltyk,  Fürst  V.,  Kajetan,  Bischof  von 

Krakau  H)5.  926. 
S  0  m  b  a  r  t ,  Kriegsrath  zu  Magdeburg  719. 

Kriegsrath    zu  Heiligenstadt   958. 

962. 

Sommerfeld,  v.,  Landrath  in  Schwie- 
bus  826.  892. 

Sommerschenburg,  Graf  Bernward 
zu  515. 

Sommes,  Kardinal,  im  Dechiflfre  ver- 
derbter Name,  vielleicht  Bellisoma, 
Carlo  494. 

S  0  n n  e  n  b  u  rg,  Stadt,  Rbz.  Frankfurt  a.  0., 
Kr.  Ost-Sternberg,  Herrenmeisterthum 
zu  473. 

Spanien,  König  von  539. 

Klosteraufhebung  744. 

Stimmung  gegen  die  Jesuiten  636. 

Sparmarkering,  Vikar  zuElten87J. 
Speier,    Stadt  am  Rhein,    Rheinpfalz, 

Fürstbischof  von  690. 

Spengler,  Kriegsrath  zu  Magdeburg 
853. 

Sperling,  Kriegsrath  zu  Posen  878. 

Spiegel,  Ferdinand  August  Maria  Jo- 
seph Anton,  Frhr.  v.,  zum  Diesenbergi), 
Domdechant  zu  Münster  210.  542.  543. 
643.    715.  721.  773.  843.  956.  959.  960. 

Frhr.  v.,  Domkantor  zu  Paderborn 

934. 

Spoenla,  Augustina,  Mater  zum  Frei- 
willigen Armen  in  Halberstadt  709. 

Spoeth,  Pfarrer  220. 

Spremowitz,  Guardian  in  Zirke465. 

Sprenke,  Hofkaplan  zu  Würzburg  619. 

Sprickmann,  Regierungsrath  zu  Mün- 
ster 655. 

Springborn,  Dorf  in  Ostpreussen,  Rbz. 
Königsberg,  Kr.  Heilsberg,  Kloster  HO. 
546. 

Staatsrath  962,  am  Schlüsse. 

Stadion,  Graf,  Domkapitular  zu  Mainz, 
in  Regensburg  643.  715.  723. 

Stawiszyn,  Stadt  in  Polen,  Kr.  Kaiisch 
898. 

Stein,  Frhr.  vom,  Heinrich  Friedrich 
Karl,  Ober-Präsident  der  Kammern  zu 
Kleve,  Hamm  und  Mindeu,  dann  zu 
Münster,  1H05  Staats-Minister  104.  468. 
S.  677.  721.   786.  911.  979.  980. 

Stein  s.  a.  Altenstein. 

Steinbart,  Feldprediger  in  Posen  471. 

Steinbrück,  Amt,  an  der  Fuhse,  Rbz. 
Hildesheim,  Kr.  Marienburg  800. 

Stelter,  Thaddaeus,  Prior  zu  Biesen 
175. 


1)  So  schreibt  er  sich  selbst,  nicht: 
»Desenberg«. 


Süiulur  —  .Szoldrska. 


übl 


Sternbert?,  v..  Kanonikus  772. 
Stettin,  Katholische  (Joniciiidü  4. 

Katholische  Geistliche,  s.  a.  Wef^e- 

rich,  Heinevetter  184.  isg.  373.381.  (ÜH). 
781.  788.  79ti. 

Katholischer  Garnisonpredigor  828. 

Marienstift  781. 

Steuerwald,  Amt  bei  Ilildesheim  824. 
Stiftsstelleu,  Belohnung:  kriegorischer 

Verdienste  880. 

Stocken,  Stöcken,  Dorf  a.  d.  Leine, 
Landkreis  Hannover  800. 

Stockhausen,  v.,  37.  Infanterie-Regi- 
ment 345.  347. 

Stock kaempen,  bei  Horste  in  West- 
falen, Rbz.  Minden,  Kr.  Halle  in  West- 
falen, katholische  Gemeinde  lOi». 

Stöver-Röcke,  Kirchcnbediente,  von 
stoven  =  bähen  die  Kohlen  im  Weih- 
rauchbeckeu^    und  rok  =  Kauch   8Ui>, 

5.  320,  331. 

Stokowski,  Bischöflicher  Kommissar 
in  Preussisch-Schlesien  'J2(). 

Stolberg- Stolberg,  Graf  zu,  Fried- 
rich Leopold,  in  Münster  71)1. 

Stolgebiihren  785. 

Verordnung  328. 

Stolzenberg,  Stadtkreis  Danzig,  Se- 
minar 537.  924. 

Stoppenberg,  Dorf,  Rbz.  Düsseldorf, 
Kr.  Essen.  Fräuleinstift  577.  57l>.  582. 
587. 

Strachwitz,    v.,  Kriegsrath  iu  Posen, 

6.  262.  517.  878. 

Weihbischof  von  Breslau  828. 

Strahl.  Philipp  Daniel,   in  Erfurt  607. 

Striegau,  Stadt  in  Schlesien,  Rbz. 
Breslau  870. 

Strom-berg,  Amt,  Rbz.  Münster,  Kr. 
Beckum  674. 

Stropieszyn,  Dorf  in  Polen,  Kr.  Ka- 
iisch 898. 

Struensee,  v.,  Karl  August,  Staats- 
Minister,  Chef  des  Accise-  und  Zoll- 
Departements  des  Generaldirektoriunis, 
auch  Chef  der  Seehandlung,  •■-  1801 
Oktober  17:  41.  86.  506.  745.  75q^ 

S  t  ry  k  0  w ,  Stadt  im  Gouvernement  War- 
schau 400. 

Strzatkowo,  Dorf  in  Posen,  Kr. 
Wrcschen  144. 

Studzianna,  Stadt  in  Polen,  Gouver- 
nement Radom,  Philippiner-Konvent 
37. 

Stutterheim,  v.,  Füsilierbataillon  in 
Heilsberg  782. 

S  u  b  s  i  d  i  u  ra  charitativum,  Steuer  inSüd- 
preussen  278. 

Südpreussen,  Verwaltung  von.  s.  a. 
Hoym,  Voss  13.  205. 

Südpreussisches  Departement,  s.  a. 
Hoym,  Voss  1.  2.  6.  8.  24.  32.  33.  37. 
49.  53.  69.  71.  103.  111.  112.  118.  121. 
131.    151.   156.   165.  212.  220.  2U2.  267. 


284. 

303. 

321. 

419. 

422. 

428. 

459. 

465. 

471. 

.'•>34. 

5SU. 

603. 

;0(».  714.    722. 


82. 


341.  361.  379.  381.  417. 

4311.  438.  4J().  45:1.  455. 

483.  491.  507.  517.  524. 

610.  676.  679.  689.  698. 

719.  750.  7.^2.  757.  759. 
765.  77s.  783.  st»2.  816  UeHSortvcrhält- 
niss;.  820.  849.  856.  867.  s7H.  hS4.  888. 
915.  933.  949. 
•S  ü  dprcuBBischc  Krieg.-^-  uml  Domä- 
neu-Kainraern,  s.a.  Kalisch,  Petrikuu, 
Po.sen,  Warschau  47.  111.  223.  284.  322. 
358.    496.  58(t.  610.  698.  700.  759.  856. 

Regierungen,  s.  a.  I'osen,  Warschau 

223.  676. 

AustollungsgebUiiren  für  (ioistlichc 

^S8. 

Barmherzige  Brüder  924. 

—  Bettelmönche  272. 

Bischöfe  17.  1h.  2(i.  21.  332.  930. 

Dekane  810. 

Ehescheidungen  700. 

Feiertage  100.  131.  176.  749.  768. 

Bildung  der  Geistlichen  242.  261. 

Geistliche  GerichtsVtarkeit  611. 

Geistliche  Steu'-rn  27b.  323. 

Niedere  Geistlichkeit  323. 

Kirchen-  und  Schulfonds  1.  33. 

113.  21s.  782. 

Klöstereiuziehung  227.  23(i. 
Klosternovizen  698. 
-  Parochialabgaben  616.  618. 
-  —  Patronatsrecht  7.  947. 

Besetzung  von  Pfarrstellen  69. 

Römische  Kosten  672. 

Schankrecht  der  Pfarrer  850.  856. 

Stolgebühren-Verordnung  328. 
-—  Zehnten  695. 
S  ü  1 1  e ,  zur,  St.  Bartholomaei,  Kloster  bei 

Hildesheim  513. 
Snidas,  Johann,  in  Posen  640. 
Sulejewo,    Abtei,    Rbz.    Posen,     Kr. 

Schrimm   852. 
Sulej  oWjCisterzienser-Kloster  in  Polen, 

a.  d.  Pilica,  bei  Sicradz  105.  126.  132. 
Sulkowska,  v.,  Ncmne  zu  Owinsk  490. 
SuprasI,  Dorf  in  Polen.  Gouvcrncinent 

Grodno,  nordöstlich  von  Bialystok.  llis- 

thum,  Bischof  von.   s.  a.  Wislocki  47. 

48.  63.  92.  153.  168.   169.  209.  222.  295. 

672.  687.   831.  869.  897.  905. 

Official  897. 

Su  walken.  Suwalki.  Stadt  im  gleich- 
namigen Gouvernement  in  Russisch- 
Polen  187. 

Swierkoczin,  jetzt  Tannenrode,  Dorf, 
Rbz.  Marienwerder,  Kr.  Graudenz  900. 

Szaniocki,  v.,  Anton  948. 

S  z  c  z  y  t  n  i  k  i .  Dorf  in  Posen.  Kr.  Gnesen, 
Pfarrsprengel  .Marzeuin  43.  73. 

Szeinert.  Abt  zu  Kamin  285. 

Szembek,  Graf  v..  Onuphrins.  Bischof 
von  Plock,  s.a.  Plock  27.  47.91.  FUraten- 
titel  110.   162.  26ii.  285.  590.  712. 

Szoldrska,  V.,  Familie  220. 
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S  z  r  i  lu  m  s.  Schrimm. 
Szwoykowski,  v.,  Geistlicher  Richter 
iu  Üstrolcnk.i,  AVeihbisdiof  257.  266. 

T. 

Taabe.  Tabe,  Jan  Geerd,  Erzpriestcr 
zu  Liiigen  66.  143.  277. 

Talleyrand-Perigord,  Fürst  v.,  Char- 
les Maurice,  französischer  Minister  dos 
Auswärtigen  351.  457. 

Tannenberg,  Dorf,  Rbz.  Königsberg, 
Kr.  Osterode,  Kathol.  Kapelle  10. 

Tannsee,  Dorf  in  Westprenssen,  Rbz. 
Danzijj,  Kr.  Marienburg,  Kircbenbau 
und  Simultaneum  30. 

Ta  z  1  e  r ,  Polizeikommissar  und  Quartier- 
meister in  Posen  361. 

Tecklenborg,  Jos.,  Propst  in  Münster 
791. 

Tecklenburg-Lingensche  Regierung 
zu  Lingen  26.  66.  143.  167.  277.  621. 

Tegethoff,  Geistlicher  Rath  zu  Hil- 
desheim 675. 

T  e  m  p  e  1  b  u  r  g ,  Stadt  in  Pommern,  Rbz. 
Köslin,  Kr.  Neustettin,  Kirchenwesen 
174.  537.  781. 

Tenback,  Pastor  zu  Elten  871. 

Tennagel,  v.,  in  Münster  871. 

Tepp  er,  Bankier  839. 

Ter  wer  de,  Rentnieister  zu  Elten  871. 

Teschen,  Teschin,  Herzog  von  926. 

Teschener  Frieden  1779:  681. 

Tettau,  V.,  Regierungsrath  zu  Marien- 
werder 75.  89.  101.  185.  256.  285.  504. 

Tevenar,  V.,  Regierungsrath  zu  Marien- 
werder 75.  89.  193.  504. 

V.,  Regierungsrath  zu  Magdeburg 

716. 

Thoni,  Geistlicher  in  Pfalzbayern  619. 

T  hörn,  Stadt  a.  d.  Weichsel,  Rbz.  Marien- 
werder, Neuostpreussische  Regierung 
zu  346. 

Benediktinerinnen-Kloster  235. 

Thor  Westen,  Kassenrendant  zu  Pader- 
born 934. 

Thuine,  Thunen,  Dorf,  Kr. Lingen,  Amt 
Freren  386. 

Thulemeier,  v.,  Friedrich  Wilhelm, 
Geheimer  Staats-  und  Justiz-Minister, 
Chef  des  Reformirten  Geistlichen  De- 
partements 10.  26.  39.  41.  50.  104.  113. 
127.  435.  469.  658.  756.  862.  872.  887.  889. 

T  h  u  m ,  Tum,  Ortschaft  a.  d.  Bzura,  Polen, 
östlich  von  Lenczyc  24. 

Thunen  s.  Thuine. 

Thurau,  Dorf  in  Ostpreussen ,  Rbz. 
Königsberg,  Kr.  Neidenburg,  katho- 
lische Kirche  537. 

Tiefenau,  Dorf,  Kr.  Marienwerder  841. 

Tilse  8.  Tilfiit. 

Tilsit,  Tilse,  Stadt  a.  d.  Memel,  0.st- 
preiiHsen,  Rbz.  Gumbinnen,  Parochial- 
abgaben  705. 


Tilsit,  Frieden  zu  976. 

Timroth,   Timmroth,  v.,    Kriegs-    und 

Steuerrath  in  Posen  361. 
Tolkmit,  V.,   Kriegsrath  in  Posen  517. 
Toskana,  Grossherzogthum  728. 
Trachenberg,  Stadt  in  Schlesien,  Rbz. 

Breslau,  Kr.  Militsch,  Regierung  zu  518. 
Trappisten,     Aufnahme    in    Preussen 

35.  235. 

in  Paderborn  487.  554. 

Trautmannsdorf,   Gräfin  v.,   Mariane 

659. 
Treskow,  v.,  Kanonikus  490. 
Trier,  Kurfürst  von  690. 

Stadt  a.  d.  Mosel,  Domkapitel  723. 

Trojanowo,  Dorf  in  Posen,  Kr.  Obor- 

nik  379.  453. 
T  r  o  m  p  c  z  y  n  8  k  i ,  v..  Prior  in  Warschau 

833. 
Trompski  s.  Tromski. 
Tromski,  Trompski,   Bürger  in  Posen 

354. 
Troni,  Graf  v.,  Päpstlicher  Agent  682. 

691.  762.  764. 

Tronti,  wohl  verschrieben  für  Troni, 

s.  a.  d.  772. 
Troppau  und  Ratibor,  Herzog  Johann 

von  926. 
Troschel,  Kammerdirektor  zu  Bialy- 

stok  180,  Anm.    187.  209.  297. 
Trzcinska,  Franciska  v.  63. 
Turczinowicz,  v.,    Gutsbesitzer  291. 
Turin,  Preussischer  Geschäftsträger  zu 

905. 
Turski,  Felix  Paulus,  Fürstbischof  von 

Krakau  926, 
Tusch,  Bürger  in  Posen  363. 
Tyrus,  Erzbisthum  i.  p.  i.  in  Syrien  918. 

XJ. 

Uh  d e n,  Wilhelm,  Preussischer  Resident 
in  Rom,  dann  Geheimer  Kriegsrath 
beim  Neuostpreussischen  Departement 
3.  14.  16.  29.  30.  31.  40.  42.  45.  47. 
48.  55.  63.  84.  92.  95.  161.  168.  196. 
221.  232.  234  (Audienz  beim  Papste). 
243.  247.  248.  258.  268.  281.  285.  302 
(Vorschussfonds).  310.  311.  320.  326. 
337.  338.  339.  340.  346.  348.  367.  371 
Gehaltsverbesserung).  408.  412.  -121. 
425,  Anm.  2  (Abberufung).  429,  Anm.  2. 
431.  433.  437.  439.    460.  484.  492.  499. 

692.  738.  896.  897.  905.  921. 
Uhrentrop,  Uhrentrup,  Gut  in  der  Graf- 
schaft Ravensberg,  Rbz.  Minden,   Kr. 
Bielefeld  561. 

Ullin,  Ulin,  Bürger  in  Posen  361.  363. 

Unna,  Stadt.  Rbz.  Arnsberg,  Kr.  Hamm 
964. 

U utergleichen,  Grafschaft  in  Thürin- 
gen, zwischen  Erfurt  und  Rudolstadt 
553. 

Urban  VIII.,  Papst  616. 


Szriium  —  Warschau. 


fiCii 


Urdomin,  Städtchen  in  Polen,  Goii- 1 
vcrnenieut  Suwalki,  Kr.  Kalwarya  291. 

Ursin  US,  Regieiungs-Direktor  in  Gel- 
dern "9. 

Uslar,  Stadt,  Rbz.  llildesheim,  A.  G. 
Goettingen  800,  S.  :322,  325. 

Utrecht,  ötadt  am  Rhein,  Niederlande, 
Bischof  von  147. 

V. 

Vangerow,  v.,  Präsident  der  Regie- 
rung zu  Magdeburg  123.  719. 

Velde,  van,  de  Melroy,  Joliannes  B. 
Robert,  Bischof  von  Ruremonde  282. 
402. 

Velletri,  Stadt  in  Italien,  südöstlich 
von  Rom  974. 

V  e  1 1  h  e  i  m .  Dorf  a.  d.  Weser,  Rbz.  Min- 
den, A.  G,  Vlotho  SOO,  S.  325. 

Venedig,  Republik  539. 

V  e  r  b  n  o  s.  Ry dzynski. 
Verspoel,  Nonnenkonvent  in  der  Stadt 

Münster  027. 

V  i  e  r  e  c  k ,  Der f  in  Pommern.  Rbz.  Stettin, 
Kr.  Uckermünde  201.  710. 

Vincke,  Frhr.  v.,  Friedrich  Wilhelm 
Ludwig  Philipp,  Kammerpräsident  zu 
Münster  721,  am  Schlüsse,  Anm.  1. 
860.  882.  961. 

Vinnenberg,  Vinneberg,  am  Bever, 
Rbz.  Münster,  Amt  Sassenberg,  Bene- 
diktiner-Nonnen-Kloster 571. 

Vlotho,  Stadt,  Ritz.  Minden,  Kr.  Her- 
ford, katholische  Gemeinde  109. 

Voelker,  Woelke,  Stanislaus,  Kamal- 
dulenser-Proviuzial  603. 

Vogt,  Regierungsrath  zu  Stettin  9.  23. 
116.  174. 

Voigtel,  Kriegsrath  zu  Magdeburg  853. 

Voss,  V.,  Otto  Karl  Friedrich,  Staats- 
Minister,  Chef  des  Südpreussischen, 
Kurmärkischen,  Neumärkischen  und 
Pommerschen  Departements  des  Gene- 
raldirektoriums 13.  24.  32.  33.  35.  37. 
44.  47.  49.  53.  58.  61.  62.  69.  71.  72. 
78.  81.  82.  85.  86.  90.  93.  96.  105.  107. 
111.  112.  113.  119.  120.  121.  122.  124. 
126.  128.  134.  144.  151.  152.  153.  154. 
157.  160.  164.  175.  176.  183.  200.  205. 
206.  207.  211.  212.  213.  214.  218.  Anm. 
2.  221.  223.  227.  230.  231.  236.  242. 
246.  255.  2.59.  261.  264.  267.  269.  272. 
273.  274.  275.  276.  278.  287.  289.  200. 
295.  299.  301.  303.  306.  308.  309.  310. 
313.  314.  321.  322.  323.  327.  328.  329. 
336.  338.  340.  341.  343.  345.  347.  349. 
352.  354.  355.  356.  357.  362.  365.  370. 
372.  375.  387.  399.  403.  406.  410.  413. 
415.  418.  420.  423.  426.  428.  432.  433. 
434.  436.  440.  441.  445.  449.  450.  453. 
454.  455.  456.  458.  459.  460.  463.  465. 
466.  467.  469.  477.  4S3.  490.  491.  496. 
504.  507.  510.  524.    527.  534.  544.  572. 


589.  603.  ÜOS.  »51«.    613.  618.  «19.  «2'>. 

640.  64^.  661.  665.    673.  «i76.  677.  ü79. 

689.  695.  698.  706.    710.  722.  750.  756. 

765.  776.  778.  7S0.    781.  7H2.  787.  795. 

7!I9.  SOI.  802.  so.'i.    S(I7.  SlO.  811.  812. 

813.  SM.  8|i;.  820.    821.  833.  838.  Hlü. 

847.  849.  850.  8.'.2.    S5.'>.  8.'>0.  H04.  873. 

S83.  888.  8'.m.  896.    903.  904.  905.  907. 

909.  912.  915.  916.  922.  930.    9:t3.  9I(» 

948.  949.  957.  !i6.<. 
VosB,  v.,   Ernst  Ludwiir,   Generalmajor 

468. 
V.,  Geheimer  Ober-Finanzrath.  Mit- 
glied  der   HauptorK'anisationskoHimis- 

sion  624.  627.  SOO.  911. 


W. 

Wagrow,  Vorwerk  in  Posen,  südlich 
von  Pndewitz  8ti4. 

Wahrendorf  s.  Wareudorf. 

Wahlstadt,  Wahlstatt.  Dorf  in  Schle- 
sien, Landkreis  Liegnitz,  Kloster  746. 

Walburgis,  Gräfin  5S7. 

Walda,  Welda,  Dorf,  Rbz.  Minden.  Kr. 
Warburg,  Trappi.>iten  487. 

Waidenburg,  Graf  v..  Lntgoru.t  561. 

Wailensen,  Flecken  a.  d.  Saale,  linker 
Nebenfluss  der  Leine,  Kr.  Hameln, 
2^  klni.  südwestlich  von  Hiblesheim 
800.  S.  320. 

Wallorum,  Register,  zu  St.  Moritz  bei 
llildesheim,  von  »Walla«,  i.  e.  Werder 
oder  Grasgärten,  vor  und  in  der  Stadt 
Hildesheim  824,  S.  365. 

Walshausen,  Wallshausen,  Ortschaft, 
6  klm.  südöstlich  von  llildesheim  800, 
S.  320. 

Waltershausen,  Graf  v.,  Bi-ruhard 
515. 

War  bürg,  Stadt  a.  d.  Diemel.  Rbz.  Min- 
den, Dominikanerkloster  560. 

Warendorf,  Wahrendorf.  Stadt.  Rbz. 
Münster,  Franziskanerkloster  560.  565. 

Regierungsrath  zu  Lingen  66.  143. 

Warka,  Stadt  a.  d.  Pilika,  Gouverne- 
ment Warschau,  Franziskaner-Kloster 
362. 

Warschau.  Stadt  a.d.  Weichsel,  Kriega- 
und  Domänen-Kammer  2.  8.  21.33.37. 
69.  71.  121.  122.  131.  212.  381.  422. 
434.  436.  4.38.  440.  450.  46o.  471.  524. 
698.  714.  778.  782.  Soo.  833.  83s.  S4U. 
847.  SS4.  S8S.  890.  903.  912.  916. 

Regierung  326.  ^^98. 

Konsistorium  326.  7s2. 

Bisthum,    Bischof  von.   «.  a.    Mias- 

kowski  47.  63.  92.    112.    II''.  153.  27.». 
275.  287.  290.  295.    301.   3os.  310.  322. 


628.  634.  661. 

673.  751. 

77*«. 

7'.2. 

801. 

807.  808.  810. 

811.  S12. 

H14. 

83H. 

840. 

869.  903.  905. 

907.    914. 

916. 

t»22. 

923. 

930.  957. 

—  Ofticialat 

•14.  812. 
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Warschau.  Domkapitel   105.    107.  118. 
132.  T!>7.  814. 

Domstift  778. 

Appellationsrichter  957. 

Archiv  der  päpstlichen  Nuntiatur 

173. 

Barmherzige  Brüder  541, 

Bischöfliches  Palais   805.  807.  812. 

847.  855. 

Franziskaner-Kloster  362. 

Gymnasium  963. 

Karmeliterkloster  345.  422.  438.  450. 

Paulinerkloster  833. 

Primatialpahiis  782. 

Verkehr    mit    Rom    während    des 

Krieges  966.  969.  972. 

Warschauer  Vergleich  1773:  781. 
Wartenburg,    Stadt    in    Ostpreussen, 

Rbz. Königsberg,  Kr.  Alienstein,  Kloster 

110.  546. 
Wartensleben,    Graf  v.,     Alexander, 

Generalmajor  468. 
Wassenberg,  Stadt,  Rbz.  Aachen  857. 
Wasser  schieben,    Waschersieben, 

Forstrath  zu  Bialystok  257. 
Wed  igen  stein,  Gut,  Kr.  Minden    508. 
Weeze,  Wetz,  Dorf,  Rbz.  Düsseldorf, 

Kr.  Geldern  834.  857. 
Wegericii,  Augustin,  Pater,  Geistlicher 

in  Stettin,  dann  Feldprediger  in  Berlin 

98.  99.  116.  125.  150.  154.  173.  174.  662. 

666.  876. 
Wegersleben,  Dorf,  Rbz.  Magdeburg, 

Kr.  Oschersleben  707. 
Weguelin,  Preussischer  Legationsrath 

zu  St.  Petersburg  179. 
Weh  lauer  Vertrag  1668:  781. 
Wehnde,    Kirchdorf,     südöstlich    fon 

Duderstadt,  Rbz.  Erfurt,  Kr.  Worbis 

591. 
Weichs,  Frhr.  V.,  August,  Domdechant 

zu  Hildesheim  526.  728.  800. 

Frhr.  v.,  Franz  Philipp,  Domkapi- 

tular  728. 

Frhr.  v.,  Franz,  Domkapitular  zu  Hil- 
desheini 728. 

V.,  Franz,  Domkapitular  zu  Hildes- 
heim 728. 

Weiskirschdorf,  Dorf  in  Schlesien,Kr. 

Schweidnitz  823. 
Weiss,    Kriegsrath    zu   Bialystok    187. 

257. 
Weissen  See,  Dorf  in  Posen,  Kr.  Mese- 

ritz  799.  942. 
We  1 1  i  n  g  h  0  f e  n ,  Dorf  in  der  Grafschaft 

Mark,  Kr.  Dortmund  38. 
Welzel,  Rentmeister  zu  Rybnik  575. 
Wenden,  Gross-,  Dorf  in  der  Grafschaft 

Ilohnstein,  Rbz.  Erfurt,  Kr.  Nordhausen 

117. 

Wo  n  d  t ,  Frhr.  v.,  Generalvikar  zu  Münster 
662. 

Frhr.  v.,  Dompropst  zu  Hildesheim 

769.  SOO.  866. 


Wen  dt,  V.,  Archidiakonus  zuHildesheim 

728. 
Wenge,  v.,  Familie  zu  Munster  210. 

Freiin  v.,  Clementiua  672. 

Wengerski,  Graf  v.,  Jobanniter-Kano- 

nikus  385.  390. 

Graf  V.  575. 

Wengierski,  Andreas,  Regenvolscius 
640. 

Wengrow,  Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Sjedletz  264. 

Werden,  Stadt  a.  d.  Ruhr,  Rbz.  Düssel- 
dorf, Kr.  Essen,  Abtei  59.  83.  501.  522. 
561.  571.  871. 

Vikariate  576. 

Werder,  Frhr.  v.,  Hans  Ernst  Dietrich, 
Staats-Minister,  Chef  des  Kurmärki- 
schen und  Magdeburg -Halberstädti- 
schen Departements  des  Gencraldirek- 
toriums,  +  1800  Juni  22:  198. 

Werki,  Dorf  in  Polen,  bei  Wilna,  Do- 
minikanerkloster 291. 

Wermuth,  Rath  der  Regierung  zu  Min- 
den 109. 

Werne,  Stadt,  Rbz.  Münster,  Kr.  Lü- 
dinghausen, Kapuzinerkloster  560. 

Werner,  Franz,  Vorsteher  der  St.  Hed- 
wigskirche zu  Berlin  15. 

Wernersdorf,  Dorf  in  Westpreussen, 
Rbz.  Danzig,  Kr.  Marienburg,  Pfarre 
177.  182.  197. 

Wesel,  Stadt  a.  Rhein,  Rbz.  Düssel- 
dorf, Kr.  Rees,  Dominikanerkloster 
560. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer  625. 

Westfälisches  Departement  des  Ge- 
neraldirektoriums, s.  a.  Heinitz,  An- 
gern 202.  727.  830.  846.  894.  895.  901. 
960.  961. 

Westphalen,  Graf  v.  690. 
Westpreussisches   Departement  des 

Generaldirektoriums,    s.  a.  Schroetter 

595. 
Westpreussische    Kammern,     s.    a. 

Marienwerder  und  Bromberg  358. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zu 

Marienwerder  793.  841.  947. 

Regierungzu  Marienwerder  47.  S.  71. 

75.  89.  94.   101.   158.   159.  193.  217.  220. 

22:^.  224.    232.-  252.  256.  271.  285.  317. 

358.  504.    592.  717.  793.  841.  886.  924. 

947. 
- —  Bettelmünche  272. 

-  Bischöfe  332. 

Einziehung  von  Pfarren    101.    115. 

130.  192. 

Geistliche  Gerichte  224. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  611. 

Kirchenwesen  193.  226.  252.  537. 

Klöster  547. 

Klosteraufliebung  886. 

Patronatsrecht  947. 

Römische  Kosten  285. 

Schulanstalteu  101.  130. 


Wurschau 


Xuiitcn. 
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Weatpreussische     llegieruug;     Ein- i 

Ziehung  von  Pfarren  für  den  Sehulfonila 

177.    182.  l'J2.   l'J7.  S8G. 

Simultaneuni  200.  | 

VVettrup,  Dorf  bei  Lengoricli,  Kr.  Liu- ' 

gen  887.  889.  ! 

Wetz  8.  Weeze.  1 

VVewelsburg,  Dorf,  Kbz.  Minden,  Kr.  1 

Büren  538. 
Wicht,  V.,  Kegierungsrath  zu  Aurich  127.  | 
Wick,  V.,  Rath  der  Kegierung  zu  Min-  ' 

den  lOiJ.  : 

Widekind,    Rath    der    Regierung    zu 

Minden  109. 
Wieckowitz,  Propst  717. 
Wiedelaii,  Dorf  a.  d.  01?er,  Rbz.  Ilil- 

desheiiD,  Kr.  Liebenburg  800. 
Wiefenuann,    Kapellan  zu  Lengerich 

621. 
Wiegan d  s.  Wigand. 
Wiegolos,   Wiegolas,    Dorf  in  Polen, 

bei  Pultusk  200,  Aum. 
Wieluu,   Stadt  in  Polen,  bei  Kalisch 

795. 
Wienenbr  ugge,  Vikarie  zu  Elten  871. 
Wiener  Hof  s.  Oesterreich. 
Wierzbinska,  v. ,  Nonne,  dann  Aeb- 

tissiu  zu  Owinsk  490.  510. 
Wierzbinski,  v.,    Ünuphrius,  Abt  zu 

Biesen  120.  105.  204.  213.  255.  259.  490. 
Wigand,  Wiegand,  Regieruugsrath   zu 

Stettin  9.  23.  110.  174.  788. 
Wigr}-,   Dorf  in  Polen,    Gouvernement 

Augustowo,    südöstlich   von  Suwalki, 

Bisthum,  Bischof  von,  s.  a.  Karpowicz 

47.    48.   03.   87.    88.    92.    108.   109.  191. 

208.  209.  222.  239.  245.  254.  288.  295. 
297.  308.  475.  585.  611.  665.  673.  692. 
738.  748.    831.  859.  809.  905. 

Diözese,  Römische  Kosten  257. 

Seminar  738. 

Kauialdulenser  239. 

Wilckens,  Geheimer  Kriegsrath,  dann 

Geheimer  Oberfinanzrath  in  der  Ge- 
neral-Kontrolle. Mitglied  der  Haupt- 
Organisations- Kommission  der  Ent- 
schädigungslande 408.  481.  024.  627. 

Kriegsrath  und  Kammer-Fiskal  in 

Magdeburg  040. 

Wilczyn,  Dorf,  Rbz.  Posen,  Kr.  Samter 

7s0. 
Wilhelm, Bischof  von  Paderborn  (1405): 

934. 
Willebadessen.   Dorf,   Rbz.  Minden, 

Kr.  Warburg,  Nonnenkloster  786. 
Wilna,   Gouvernementsstadt  in  Polen,. 

Bisthum,   Diözese    32.    187.    190.   191. 

209.  909.  i 

Universität  77.  721.  I 

W  i  n  c  k  h  o  f  f .  Vorsteher  der  St.  Hedwigs- 
kirche zu  Berlin  15. 

Winter,    Florian,    Dekan    in    Reinerz, 
Dechant  der  Grafschaft  Glatz  148.  233.  j 
443.  447. 


Winter  fei  dt,  (Job.  Ober-Finanzrath 
iiil. 

Wialücki,  Tbeodoaiufl.  Bischof  v.  Su- 
praal,  b.  h.  Supraal  16S.  109.  209.  215. 

Wisse!,    Dorf,    Kbz.    Düsseldorf,    Kr. 

Kleve,  Kapitel  025.  830.  s;)4.  '•57.  910. 
Witte,  Kriegsrath  zu  l'iisen  !■.  2ti2.  517. 

87^. 
^Völki,  Domherr  zu  l'rauenburg  .''•32. 
W  öl  In  er.  \..  .loiiann  CiiriHtor,  (ü-hcinior 

Staats-  und  .Justi/.-.Minister.  ("hef  de» 

(ieiötlichen     Departemonls,      ;•     IHOO 

Seiitember  H':    Hi.  15.   25.  21h.'  ti41. 
Woitsdorf,  Ober-,  Nieder-,  Diirfer  in 

Sclilesien,  Rbz.  Breslau,  Kr.  OeU  823. 
Wolbors,   Städtchen   in  Polen,    Woy- 

wodscliaft  Sieradz  k98. 
Wolff,  Kariiielitor-I'rovinzial  422. 
Woltf -  Metternieh,     Rciclisgraf    v., 

Ma.ximilian  Werner  072. 
Wol  f  I  laui  8  dor  ff,   v. ,     Kriegsrath  zu 

Münster  901. 
Wolf  ins,    Johann,    Rektor   zu    Essen 

570. 
Wolfsdorf,    Dorf  in   Schlesien.    Rbz. 

Liegnitz,  Kr.  Sagan  250. 
Wolicki,  v.,  Kanonikus  zu  Posen  327. 

765. 

Domherr,  dann  Dompropst  zu  Gne- 

sen  821.  888. 

Wolowicz,  v. ,  Domherr  zu  Warschau 
957. 

Wonsosz,  Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Suwalki,  Pt'arre  257. 

Wurmditt,  Stadt  in  Ustpreussen.  Rbz. 
Königsberg,  Kr.  Braunsberg,  Kloster 
110.  546. 

Worowicz,  Domherr  zu  Gnesen  957. 

Wostrowsky.  v. .  Xepnmuconus,  Ka- 
nonikus, Assessor  beim  General-Vika- 
riatnmte  zu  Breslau  837. 

Wraclawek  s.  Inowraclaw. 

Wrede,  v.,  Dompropst  zu  Münster  21o. 

Dnmherr  zu  Ilildesheira  ^oo. 

Wroclawek  s.  Inowraclaw. 
Württemberg,  Herzog  von  560. 

Kur-,  Kurfürst  von  •'>'.)(».  848. 

Würz  bürg,    Stadt   a.   Main.    Bisthum. 

Bischof  v(.n  315.  728.  843.  931. 

Juristenfakultät  792. 

— —  Universität  721. 

Wurm,    Geheimer    Hegierun;:8rath   zu 

Emmerich,   dann  zu  Münster  38.  147. 
055. 
W  y  1  k  X  y  c  k  i ,  Joseph  v.  285^ 

X. 

Xanten,  Stadt.  Kbz.  Düsseldorf.  Kr. 
Moers.  Kapitel  83o.  857.  sei.  91o. 

Karthänser-Konvent,    Kloster  711. 

857. 

Offizial  147. 
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Z. 

Zabieto,  Graf  v..  Heinrich  966.  972. 

Zaborowski,  Kirchenknecht  zu  Neu- 
uiark  in  Westproussen  89. 

Z  a  c  h  a  r  i  a  B  z  0  \v  s  k  i ,  Zacharyaszewisz, 
Zachariaszewicz,  v. ,  Infulat,  Official 
zu  Lowicz  807.  873.  884.  890. 

Z  a  k  r  o  c  z  y  u ,  Stadt  a .  d.  Weichsel,  nord- 
westlich von  Warschau  908. 

Zakrzewo,  Dorf  in  Polen,  Kr.  Nieszawa, 
15  klui.  von  Alexandrowo,  Karmeliter- 
kloster 345. 

Zallinger,  Pater  766.  767. 

Zanthier,  v.,  Oberforstmeister  bei  der 
Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zu  War- 
schau 438.  884. 

Zarnowiecki,  v.,  Stanislaus,  Weili- 
bischof  zu  Posen  534.  613.  628. 

Domherr  zu  Posen  849. 

Zastrow,  v. ,  Friedlich  Wilhelm  Chri- 
stian, Generalmajor  und  Chef  des  39.  In- 
fanterie-Regiments zu  Posen,  1806  De- 


cember  Geheimer  Staats- und  Cabinets- 
Minister  334.  345.  347.  349.  354.  355. 
356.  360.  361.  370.  372.  451.  454.  608. 
040.  648.  677.  679.  968,  Anm.  1.  970. 

Zduny,  Stadt  in  Posen,  Kr.  Krotoschin 
345. 

Zegelin,  v.,  Obristin  531.  53^. 

Zehnten,  Decem.  Sackzehnt  und  Geld- 
zehnf,  s.  a.  Pfarrzwang,  in  Siidpreussen 
71.  Natural-  und  Geldzehnt  660.  695. 
Garben-  und  Geldzehnt  778.  Sack- 
zehnt 477. 

Z  e  p  p  e  n  f  e  1  d ,  Kanonikus  zu  Hildesheim 
825. 

Domicellar  zu  Hildesheim  824.  879. 

Zirke,  Cirke,  Stadt  a.  d.  Warthe,  Rbz. 

Posen,  Kr.  Birnbaum,  Bernhardiner- 
kloster 465. 

Zirkel,  v. ,  Gregor,  Weihbischof  von 
Würzburg  619. 

Zöllner,  Ober-Konsistorialrath  516. 

Zutphen,  Stadt,  Gelderland  871. 

Graf  V.,  Wichmaun  871. 


Ihink  von  ÜiciUopt'  A   lliiitfl  in  Leipzig. 
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